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über  das  historische  Debüt  der  Dolctrin  des  inter- 
nationalen Privat-  und  Strafrechts. 

Von  Dr.  F.  Meili,  Professor  an  der  Univerntät  Zürich. 
Erster   Teil. 

Theoretische  Ausführuni^en. 


Ans  einem  kleinen  aber  interessanten  Anfange  entwickelte  sich 
die  Lehre,  die  man  heute  in  Ermangelung  eines  bessern  Ausdruckes^) 
mit  dem  Namen  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  bezeichnet^). 
Der  Ausgangspunkt  und  die  Wurzel  der  Theorie  liegt  zwar  im  frühen 
germanischen  Mittelalter^),  aber  die  theoretische  Aufgabe  wurde  doch 
yiel  später  in  die  Hand  genommen,  nämlich  im  mittelalterlichen  Italien^) 
und  zwar  von  dort  vorgebildeten  Juristen  verschiedener  Herkunft 
(namentlich  aber  von  Italienern  und  Franzosen),  —  wir  dürfen  daher 
kurzweg  von  einer  ersten  italienischen  Doktrin  der  vorliegenden 
Specialmaterie  sprechen.  Wir  fangen  darnach  wirklich  nicht  erst  jetzt 
mit   der   Wissenschaft    des   internationalen   Privatrechts    an,    wenn   es 


1)  E.  J,  Bekker  hat  in  seiner  feinen  und  anregenden  Schrift:  Über 
die  Couponsprozesse  der  österreichischen  Eisenbahngesellschaften  und  über 
die  internationalen  Schuldverschreibunsen  (Weimar  l881)  mit  Recht  gesagt 
(S.  56),  der  althergebrachte  Name  der  Statuteokollision  gebe  ein  ^anz 
echiefes  Bild  und  der  neuere,  internationales  Privatrecht,  keine  scharfe  Um- 
grenzung. Der  Name  „droit  international^  rührt  von  Bentham  her,  der 
über  seine  sprachliche  Erfindung  offenbar  erfreut  war:  „Cd  mot  est  nouveau 
mcUs  facüe  ä  comprendre^,  VergL  Bentham ,  TrcUU  de  UgialoHon  eivile 
et  pönale.    Übersetzung  von  Dumont^  3  id,  III  p,  200. 

2)  E,  Cimbali,  Di  una  nuova  denominaetone  del  cosidetto  diriUo 
intemcaioncde  private  (Borna  1893)  2  ^d.  schlägt  vor  zu  reden  von  diritto 
prvaato  e  dirifto  renale  deÜo  atraniero^  allein  dieser  GManke  ist  weder 
neu  noch  empfehlenswert 

3)  Vergl.  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  I S.  210  und  Brunner,  Deutsehe 
Rechtsgeschichte  I  8.  259. 

4)  Regehberger,  Pandekten  I  S.  162. 
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2  Dr.  F.  Meili,  Professor  in  Zürich, 

auch  wahr  ist,  dafs  einzelne  zeifgenitesiscbe  Juristen  glauben  oder  der- 
gleichen ihon,  es  bandle  sieb  bier  um  eine  ganz  neue  Materie. 

Die  Geschichte  des  internationalen  Privatrecbts  nimmt  in  den 
scbriftstellerischen  Werken  im  allgemeinen  keinen  breiten  Raum  ein 
und  es  fehlen  die  Detailbebandlungen  fast  ganz.  Unter  diesen 
Umständen  ist  es  begreiflich,  dafs  die  einzelnen  Bilder  der  Rechts- 
geschicbto  noch  nicht  in  genügender  Scbttrfe  heraustreten.  Ich  babe 
nun  schon  wiederbolt  darauf  hingewiesen,  dafs  dieser  Zweig  der  Rechts- 
wissenschaft nicht  wurzellos  gelehrt  und  gelernt  werden  könne,  —  die 
historischen  Entwickelungsstadien  sind  speciell  nach  meiner 
Meinung  sorgfältig  au&usucben.  Nur  dann,  wenn  wir  dieser  Aufgabe 
nachkommen  und  wenn  wir  uns  dieser  Lese-  und  Denkarbeit  unter* 
ziehen,  wird  es  uns  gelingen,  gewisse  dauerhafte  Fix-  und  Central- 
punkte  ausfindig  zu  machen,  an  welche  die  im  heutigen  gesteigerten 
Verkehre  geradezu  yerwirrende  Masse  yon  Thatsachen  angegliedert 
werden  kuin.  Und  in  der  That:  das  beutige  Leben  zwingt  die 
Juristen,  ihren  Blick  binausscbweifen  zu  lassen  über  das  Universum,  — 
wenigstens  nicht  alle  können  und  dürfen  dabei  die  Rolle  des  stumpfen 
Zuschauers  übernehmen.  Wir  sind  ja  in  unseren  Tagen  mehr  als  je 
Zeugen  der  grofsen  Umwandlung  der  politiscben  Perspektive  und  Neu- 
gruppierung der  Landkarte.  Heraus  aus  der  Enge  der  heimatlichen 
Gebiete  treten  die  grofsen  Kultumationen  auf  den  Boden  der  Welt: 
dadurch  sind  auch  juristiscbe  Zusammenstöfse  ermöglicht  und  in  weit 
höherem  Grade  als  früher  provoziert  Das  heutige  kosmische  Leben 
der  Menschen  bebt  sich  sichtbar  ab  von  einer  Art  innerer  Lebenszone, 
welche  sich  im  Gegensatz  zu  jenem  abspielt  auf  dem  engeren  Boden 
eines  partikulären  Gebietes^).  Und  aucb  der  kosmopolitische 
Recbtsgedanke  macht  Fortschritte^). 

Um  diejenigen  Probleme  einer  Lösung  entgegenzufübren ,  welche 
uns  die  Neuzeit  stellt,  müssen  wir  von  den  einfachen  Fragen  aus- 
gehen, welche  die  früheren  Jahrhunderte  bewegten,  —  wenn  wir  diese 
recht  er£afst  haben,  können  wir  mit  genügendem  Rüstzeug  jenen  ent- 
gegentreten. Deswegen  hat  es  einen  grofsen  Nutzen,  die  alten  Schrift- 
steller zu  studieren:  es  sind  die  Toten  der  Jurisprudenz,  die  uns 
Lebende   grttfsen    und  uns  den  Weg   zeigen.     In    der  That    nämlich 


5^  Die  Durchwürfelung  der  Bienschen  in  den  verschiedenen  Staaten  der 
Neuzeit  ergiebt  sich  z.  B.  aus  Torres  Campo*^  Basea  de  una  Legislaciön 
sohre  ExtraUrrttortalidad  (Madrid  1896)  p.  251—253.  Vergl.  auch  p.  257. 
Interessant  sind  auch  die  statistiflchen  Notizen  im  Journal  de  droit  tntor- 
national  XXIt  p.  921  und  922, 

6)  Westlahe^  Chapters  on  principles  of  international  law  (1894) 
p.  268,  der  sehr  elegant  sich  dahin  äulsert:  In  our  aton  iime  there  ie  a 
coemopolitan  eentiment^  a  belief  in  a  common  toealth  of  man- 
hind  eimilar  to  tkat  of  the  Stoice,  but  slronger  because  the  soü  ha§  heen 
pregpared  by  Chrutianüy^  and  by  ihe  mutual  reepeet  which  areat  etates 
tolerably  equal  in  power  and  simüar  in  eivilisation  cannot  help  feeling 
for  one  another. 
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finden  wir  bei  den  alten  Schriftstellem  eine  reichqnellende  Fülle  inter- 
essanter Fragen  des  internationalen  Privatrechts  ^).  In  frischen  und 
kraftvollen  Farben  sind  die  Schwierigkeiten  von  ihnen  beleuchtet,  die 
das  damalige  Leben  darbot.  Uüd  ich  meine  sagen  zu  können,  dafs 
sieh  nnter  ihren  Aosföhrungen  manche  Goldkömer  finden,  die  wir 
nicht  verachten  dürfen^). 

Die  alten  Schriftsteller  haben  sich  darin  gefallen,  ihre  Theorien 
über  die  collisio  statutorutn  mit  Sätzen  des  römischen  und  kanonischen 
Rechts  oder  mit  Verweisungen  darauf  zu  stützen.  Dies  ist  auf  den 
ersten  Blick  allerdings  befremdend,  denn  das  römische  Recht  hat  die 
eigentliche  coUisio  stattitorum  wohl  nicht  behandelt:  darüber  besteht 
jetzt  &st  völlige  Übereinstimmung  unter  den  Juristen,  wenn  es  auch 
wahr  ist,  dafs  gleichwohl  einzelne  Sätze  des  römischen  Rechts  für 
unsere  Lehre  verwendet  werden  können^).  Ganz  besonders  häufig 
worden  folgende  Stellen  für  die  Fragen  der  Statutenkollision  ver- 
wertet *<>): 

l.  de  guibus.  l.  32  de  legibus  1,  3. 

l.  91  fundus.  l.  6  de  eviäionihus  21^  2. 

c,  quae  contra  mores.  c.  2   D.   VIII  (=   C.  J,   C.  J. 

vol.  1.  pars). 
c,  cum  olim.  c»  9  X  de  temp.  ord.  1,  11  (=  C, 

J.  C.  LO. 

1)  In  geschichtlicher  Beziehung  ist  zu  verweisen  auf  v.  Bar^  Das  inter- 
nationale Pnva^  und  Strafrecht  (1862)  S.  8—15.  Femer  desselben  Theorie 
und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts  (1889)  I  S.  17  ff.  Eine  treffliche 
Schrift  ist  auch  das  Lehrbuch  des  internationalen  Privat-  uud  Strafrechts 
von  7*.  Bnr  (1892),  weil  es  kurz  und  bündig  die  theoretischen  Resultate  re- 
sümiert, aber  geschichtliche  Einzelbilder  kann  es  und  will  es  natürlich 
nicht  vorführen.  Femer  kommt  neben  dem  grofsen  Werk  von  A.  Weifs  ganz 
spedeli  LainS  in  Betracht:  Introdtustion  aa  droit  intemationai  prive  eonte- 
nani  une  4tude  historique  ei  crüique  de  la  thiorie  des  Statuts  et  des  rap^ 
ports  de  cette  thiorie  avee  le  code  citnl.  Paris  1888  I;  1892  II  und  nun- 
mehr auch  Calfllani^  II  dirüto  intemazionale  private  e  i  §uoi  recenti  pro* 
gressi.    2  ed.  I  (Storia  del  dirüto  intemazionale  privato)  J897» 

8)  Ich  verweise  in  dieser  Beziehung  wiederholt  auf  das  treffliche  Werk 
von  LaiiUy  Introduetion,  Unter  diesem  bescheidenen  Titel  verbirgt  sich 
das  Resultat  euies  stupenden  Fleifses,  —  jeder  Internationalist  mufs  dieses 
Werk  studieren. 

9)  Ein  interessantes  Beispiel  hierfür  liefert  die  l.  21  O.  et  A,  44,  7, 
aus  welcher  in  Verbindung  mit  andern  Stellen  noch  Savigny  den  Erfüllungs- 
ort herauslesen  zu  dürfen  glaubte,  wie  E.  J.  Bekker,  Die  Gouponsprozesse 
S.  69  bemerkt.  Vergl.  weiter  S.  85  u.  86.  Der  Erfüllungsort  als  Sitz  der 
Obligation  wird  freilich  in  der  deutschen  Theorie  viel  zu  sehr  übertrieben. 
VergL  dazu  die  .Tonne  für  die  kritischen  Walfische **  bei  Hartmann  ^  Inter- 
nationale Geldschulden  (1882)  S.  17.  Die  Vielgestaltigkeit  des  obliga- 
tionenrechtlichen Verkehrs  erfordert  eine  sorgfältige  Detailprüfung: 
der  Rat  von  Bartolus^  genauer  zu  unterscheiden  (Zeitsch.  für  internationales 
PriYat-  und  Strafirecht  V  S.  863),  nlt  auch  hier. 

10)  In  meiner  Schrift:  Geschiente  und  System  des  internationalen  Privat- 
rechts im  Grundrifs  (Leipzig  1892)  stellte  ich  die  hauj^tsächlichen  römisch- 
rechtlichen Aussprüche,  die  für  das  internationale  Civilrecht  erheblich  sein 
können,  zusammen  (S.  21  u.  22). 
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l,  omnes  papuU. 

l.  9  de  iu8L  et  iure  1,  1. 

c,  ut  CMtmarum, 

c.  2  in  6^  de  constit.  1,  2  (=  G. 

J.  C.  11), 

h  cunäos  popülos. 

l.  1  C.  de  summ,  trin.  1,1. 

c,  illa. 

c.  11  D  XU  (=  C.  J.  a  I,  1). 

c.  cum  olim. 

c,  6  X  de  dericis  coniugatis  3^  3. 

c,  quod  clericis. 

c.  9  X  de  foro  campet,  2^  2. 

l.  /iwalw  (l.  extra  temtorium). 

l  20  de  iurisdidume  2,  1, 

l.  deprecatio. 

1.9  de  lege  Rhodia  de  iadu  14,  2. 

0.  postulasti. 

c.  14  X:  de  foro  campet.  2,  2. 

l.  exigere  dotem. 

l,  65  de  iudiciis  5,  1. 

§  pramde. 

l.  19  §  2  de  iudiciis  5,  1. 

l,  8%  non  speääli. 

l.  9  C.  de  testamentis  6,  23. 

c.  pastorälis. 

c.  2   de  sententia  et  re  iudicata 

2,  11. 

l.  8%  arrogator. 

l,  22  de  adoptionibus  1,  7. 

l  eaigere. 

l.  65  de  iudiciis  5,  1. 

l.  pupiUo. 

1.27  de  tutorib.  et  curator,  26y  5. 

l.  contraxisse. 

l  21  de  0.  ä  Ä.  44,  7. 

L  TUiutn  §  tutor. 

l  47   §7  de  administrat.  tutor. 

26,  7. 

l.  rescripto  §  uU. 

1.6  de  munerib.  et  honorib.  50,  4 . 

l  an  in  totum. 

l.  3  C.  de  aedificiis  privatis  6,  10. 

c.  ecclesiae  St.  Mariae. 

c.  10  X.  de  constUut.  1,  2. 

h  cum  unu8  §  paenuU. 

l.   12   §  1    de   rebus   audoritate 

judic.  42,  5. 

l.  assumptio  pr. 

l.  6  pr.  ad  municijmJem  50,  1, 

l.  munerum  §  patrimonior. 

l.  18  §  21    de  muner.  et  honor. 

50,  4. 

l,  m€rcatore8. 

l.  4    C.   de  commerc.   d  mercat. 

4,  63. 

l,  ex  facto  propon^atur. 

1.  35  de  heredib.  instituend.  28,  5. 

h  reUgatarum  §  interdwere. 

l.  7  §  10   de  interdidis  d   rele- 

gatis  48,  22. 

l.  ex  ea  causa. 

l.  9  de  postulando  3,  1. 

l,  si  duo. 

l.  51  de  administr.  tutor.   26,  7. 

§  transgrediamur. 

l.   22    §   12    soluto    matrimonio 

24,  3. 

l,  si  cum  dotem  §  ultim. 

l  22  §  ult,  solut.  matrim.  24,  3. 

c.  iuravit. 

c.  6  X.  de  probationibus  2 ,    19. 

c.  per  venerabilem. 

c.  13  X.  qui  fiUi  sint  Ugü.  4,  17. 

Nun  sage  icb  nicht  etwa,  dafs  die  Erörterangen  der  alten  Juristen 
speciell  über  die  coüisio  statutorum  direkt  auf  das  moderne  Leben 
übertragen  werden  können.  Vieles,  was  von  ihnen  gesagt  wurde,  trifift 
nicht  mehr  zu,  —  man  darf  und  soll  es  friedlich  verwesen  lassen, 
allein  es  giebt  leitende  Gedanken ,  die  für  die  ganze  Wissenschaft  von 
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so  dauemdem  uud  solidem  Wesen  sind,  dafs  sie  stets  wieder  neu  in 
Erinnening  gebracht  werden  müssen.  Dazu  zttble  ich  einige  Leistungen 
der  frühesten  italienischen  Theorie  speciell  aach  vor  und  nach  BartoluSi 
—  um  hier  von  diesem  grofsen  Juristen  nicht  weiter  zu  reden. 
Die  Ausführungen  der  alten  Juristen  sind  nicht  vergleichbar  einem 
elektrischen  Scheinwerfer,  der  nur  fllr  einen  kurzen  Moment  Helle  er- 
zeugt, sondern  sie  sind  geeignet,  dauernd  und  mit  der  historischen 
Kisft  der  Jahrhunderte  Rechtssätze  zu  erleuchten,  für  die  immer~n'Odl 
zu  kämpfen  ist:  bei  diesen  alten  Juristen  weht  der  Atem  der  Unsterb- 
lichkeit. Jedenfalls  aber  ist  es  im  höchsten  Grade  interessant,  gewisser- 
mafsen  an  die  Geburtsstätte  der  Doktrin  des  internationalen  Privat- 
und  Strafrechts  heranzutreten,  —  vielleicht  nirgends  wie  in  unserer 
schwierigen  Specialmaterie  gilt  es,  den  historischen  Aufbau  der  Doktrin 
genau  aus  den  Quellen  zu  erfassen. 

Die  frühesten  Juristen  lehnten  ihre  doktrinellen  Erörterungen 
meistens  äufserlich  an  zwei  Stellen  des  römischen  Rechtes  an  und 
zwar  an: 

1)  l.  1.  C  de  summa  irinitate  1,  1  bezüglich  des  internationalen 
Privatrechts, 

2)  /.  1.  C.  uhi  de  crimine  agi  oportet  3,   15  bezüglich   des  inter- 
nationalen Strafrechts. 

Gewifs  ist  dieses  Vorgehen  noch  recht  unbeholfen  und  diese  wissen- 
schaMiche  Behandlung  zeigt,  dafs  wir  hier  an  einer  Art  von  Vorstation 
der  eigentlichen  Doktrin  stehen.  Die  wahre  Wissenschaft  beginnt  im 
Grunde  erst  dann,  wenn  sie  selbstfindig  und  systematisch  die  Gliederung 
des  Stoffes  an  die  Hand  nimmt 

Indessen  kommt  es  schliefslich  weniger  darauf  an,  in  welchem 
Zusammenhange  Erörterungen  gemacht,  als  darauf,  dafs  und  wie 
sie  vorgetragen  werden,  —  noch  der  energische  Argentraeus  (der  sich 
über  die  ^scriptorea  scholasiici^  etwas  stark  absprechend  und  nicht 
ohne  Kühnheit  äufserte)  wählte  einen  eigentümlichen  und  systematisch 
wenig  lobenswerten  Standort,  um  seine  Abhandlung  unterzubringen^^). 
Übrigens  ging  wenigstens  Mhericus  de  Rosate^  wie  wir  sehen  werden, 
auch  formell  selbständig  vor. 

II. 

Wenn  wir  heute  vom  internationalen  Rechtsleben  sprechen,  so 
sind  uns  sofort  einzelne  Hauptkategorien,  welche  die  Doktrin  festgestellt 


11)  Argentrfieus  (f  1590)  schliefst  seine  hochinteressante  Erörterung  an 
Art.  218  der  Coutume  an:  „toute  personne  pourvue  de  sens  peut  donner  le 
tiers  de  son  hSrüage  ä  autre  qu'ä  aes  hoirs*^.  Vergl.  die  Zeitschrift  für 
internationales  Privat-  und  Straf  recht  V  8.371  Note  l7.  Über  die  Person 
des  Argentraeus  sagt  Viollet,  Fricis  de  Vhistoire  du  droit  privS  (1666) 
p.  174:  „un  jurisconsuUe  distingui,  trks  attachS  ä  la  tradition^  Vhonnete 
Breton  aArgentri^,  VergL  zur  Würdigung  dieses  Juristen  für  unsere 
Specialmaterie  auch  v,  Bar,  Theorie  u.  Praxis  I  S.  48—50,  A  Weifs^  Traiii 
thiorique  et  pratique  de  droit  international  privi  III  (1898)  p.  23—28  und 
Ch.  de  la  Lande  de  Calan,  Bertrand  cCArgentri,  ses  doctrines  juridiques 
et  leur  influence,  2.  Teil  einer  Th^e  (1892). 
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hat,  geläufig.  Die  HaupteinteUung  der  Rechtsfragen,  welche  sich  an 
das  grofsartige  internationale  Leben  der  Neuzeit  anschliefst,  ist  das 
Völkerrecht  auf  der  einen  Seite  und  das  internationale 
Privatrecht  auf  der  andern  Seite.  Vom  letzteren  trennen  wir  das 
Ptozefsrecht  und  Strafrecht  wieder  ab  ^*). 

Es  giebt  allerdings  Juristen,   welche  auch   heute  noch  das  inter- 
nationale  Strafrecht    zum    internationalen    Privatrechte   zählen  ^^),    — 


12)  Vergl.  üUmann,  Völkerrecht,  2.  Aufl.  (1898),  S.  7  ff.  Auch  v.  Lisat, 
Das  Völkerrecht  systematiBch  dargestellt  (1898),  sagt  S.  1,  das  sog.  inter- 
nationale öffenthcbe  oder  private  Recht  habe,  soweit  darunter  der  In- 
begriff der  nationalen  Rechtssätze  über  das  Geltungsgebiet  des  nationalen 
Rechts  verstanden  werden  soll,  an  sich  mit  dem  Völkerrecht  nichts  gemein. 
—  Das  Werk  von  Zitelmann,  Internationales  Privatrecht  1  (1897)  11,  1  (1898) 
rekurriert  neben  den  Kollisionsnonnen  (den  innerstaatlichen  Vorschriften) 
subsidiär  auf  das  Völkerrecht  Das  Völkerrecht  vermag  zwar  die  Grenzen 
anzugeben,  innerhalb  welchen  die  Einzelstaaten  ihre  Machtfalle  ge^en  ein- 
ander entfalten  dürfen,  aber  diese  Grenzen  sind  nur  ganz  allgemeine  und 
grobe.  Zitelmann  vriW  das  Völkerrecht  mit  einer  subsidiären  Mission  be- 
trauen, die  ihm  meiner  Meinung  nach  auch  dann  nicht  zukommt,  wenn  man 
es  so  idealisiert  und  dekoriert,  wie  dies  vom  eben  erwähnten  eelehrten 
Schriftsteller  geschieht  Der  Wechsel,  den  Zitelmann  auf  das  Völkerrecht 
zieht,  wird  von  dieser  Disciplin  nicht  honoriert  und  kann  von  ihr  nicht 
honoriert  werden,  weil  es  dieser  Wissenschaft  an  der  nötigen  Leistungs- 
flBihigkeit  gebricht,  um  das  internationale  Privatrecht  zu  ordnen  oder  um 
auch  nur  subsidiär  die  nötigen  Gresichtspunkte  dafür  zu  liefern.  Mit  diesen 
Bemerkungen  soll  mit  nichten  bestritten  werden,  dafs  das  Werk  von  Zitel- 
mann eine  überaus  bedeutende  Leistung  der  Litteratur  ist  Es 
liegt  mir  daran  zu  betonen:  es  ist  reich  an  Gedanken,  es  enthält  wahre 
Glanzpartien  und  sein  Studium  verschafft  grofse  Belehrung.  Zitelmann  fafst 
die  Probleme  principiell  an  und  sucht  sie  durch  logische  Entwicke- 
lungen  zu  lösen,  indem  er  dabei  allerdings  stets  das  Völkerrecht  si)ielen 
läfst  Ich  meinerseits  glaube  dagegen,  dais  die  Schwierigkeiten  des  inter- 
nationalen Privatrechts  eher  besieg  werden,  wenn  man  auf  dem  Boden 
des  praktischen  Lebens  verbleibt  und  eine  Lösung  sucht,  welche  den 
privatrech tlicben  Interessen  am  besten  entspricht,  —  das  Völkerrecht  bleibt 
dabei  nach  meiner  Ansicht  möglichst  auf  der  Seite.  Diese  Disciplin  ist  doch 
nicht  dazu  da,  den  innem  Inhalt  und  auch  nicht  den  wahren  Mafsstab  dafür 
abzageben,  wie  im  einzelnen  das  internationale  Privatrecht  der  Individuen 
ausgestaltet  werden  soll.  Schon  Hertius  sprach  über  die  Herbeiziehung  des 
Völkerrechts  ein  bezeichnendes  Wort  aus.  Vergl.  den  Auszug  in  meiner 
Schrift:  Geschichte  und  System  des  internationalen  Privatrechts  im  Grund- 
rifs  S.  87. 

13)  Vergl.  z.  B.  Westlake  in  Revue  de  ilr,  i.  XU  p.  27  (speciell  die 
Auslieferung  der  Verbrecher).  Diese  Auffassung  findet  sich  auch  in  der 
3.  Auflage  des  Werkes  von  Westlakei  Treatiite  on  private  international 
law  (1890)  p,  5.  Ferner  ist  hinzuweisen  auf  Laini,  Introduction  au  droit 
International  privi  I  p.  11—14.  Auch  v.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des 
internationalen  Privatrechts,  Vorwort  IX,  sagt,  der  das  Privatrecht,  Prozefs- 
und  Strafrecht  auf  dem  internationalen  Boden  verbindende  Gedanke  sei  die 
rechtliche  Behandlung  des  Individuums  in  einer  fremden  Rechtsordnung. 
Allein  ist  es  denn  zutreffend,  das  Wort  „Privatrecht''  so  zu  gebrauchen  oder 
zu  mifsbrauchen  ?  Rivier  vertritt  seit  langer  Zeit  die  meiner  Ansicht  nach 
richtige  Auf&ssung  über  die  Systematisierung  des  internationalen  i^rivatrechts. 
Asser '  Rivier ^  EUments  du  droit  international  privi  §  1  Note  1.  Dieser 
Internationalist  scheidet  genau  das  internationale  Privatrecht,   Handelsrecht 
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f^ner  Juristen,  welche  diese  letztere  Materie  anim  Völkerrechte 
rechnen  i*). 

Femer  läfst  sich  reden  von  einem  interkantonalen  Privat- 
recht z.  B.  in  der  Schweiz.  Weil  hier  greise  Bechtsmaterien  vorläufig 
noch  nicht  vereinheitlicht  sind,  mufsten  gewisse  Principien  ausfindig 
gemacht  werden,  um  den  Zusammenstofs  der  Gesetze  zu  vermeiden,  — 
die  Ehesten  Juristen  hatten  vorzugsweise  (aber  nicht  ausschliefs- 
lich)  solche  Konflikte  im  Auge.  —  Innerhalb  des  interkantonalen  Rechts 
giebt  es  an  einzelnen  Orten  noch  ein  besonderes  lokales  Recht  da,  wo 
die  Centralgewalt  eines  Kantons  wieder  eine  gebrochene  ist.  Man 
kann  dann  von  einem  interlokalen  Rechte  reden,  soweit  es  sich 
um  die  Beziehungen  handelt  zwischen  den  Angehörigen  der  zwei  ver- 
schiedenen kleineren  Gebiete  ^'^). 

Man  kann  auch  von  einem  interkolonialen  Rechte  sprechen 
und  darunter  Zweierlei  verstehen: 

1.  das  Recht,  das  besteht  zwischen  einer  Kolonie  und  dem  Mutter- 
lande (ßrjfUQOTtoXig^  —  ein  Ausdruck,  der  noch  einen  Anklang 
bildet  an  das  Mutterrecht) ; 

2.  das  Recht,  das  besteht  zwischen  mehreren  Kolonien  eines 
Staates  oder  zwischen  den  Kolonien  verschiedener  Staaten; 

Historisch  interessant  sind  die  ^Enoiiiia  ^oyLqäv  yqa^^ata  aus 
der  ersten  HiUfte  des  5.  Jahrhunderts  vor  Christus  ^^).  Die  Ein- 
wohner von  Opunt  (so  darf  man  wohl  deutsch  sagen)  und  anderen 
Städten  aus  dem  östlichen  Lokris  sandten  eine  Kolonie  (iTtoiKia)  nach 
Naupaktos  (westliches  Lokris),  allerdings  wird  auch  die  Ansicht 
vertreten  (von  Prof.  Meister  in  der  Sitzung  der  k.  sächsischen 
Gesellschaft  der  Wissenschaften  zu  Leipzig,  14.  November  1895),  es 
handle  sich  hier  um  eine  Einwanderung  aus  Kleinasien  nach  Nau- 
paktos.    Ein  Dekret,  das  von  den  Opuntiem  erlassen  wurde,  regelt  nun 


und  Prozefsrecht.  Auch  trennt  er  davon  das  internationale  Strafrecht  In 
seinem  Werke  Principes  du  droit  des  gens  I  p.  329  weist  er  diesen  ver- 
schiedenen Materien  wieder  ihre  Stelle  an  und  er  betont  namentlich,  dafs  das 
internationale  Privatrecht  in  erster  Linie  dem  Privatrecht  angehöre, 
eb€aiso  das  internationale  Handelsrecht  Dann  fährt  Rivier  fort:  Le  droit 
p6nal  international  et  la  procidwre  appartiennent  au  droit  public  tn- 
teme  et  g^nh'ol  pltUöt  qu*au  droit  des  gens.  Ich  mache  auch  aufmerksam 
auf  üUmann,  Völkerrecht,  2.  Aufl.  S.  11. 

14)  Beling,  Die  strafrechtliche  Bedentnnff  der  Exterritorialität  Beiträge 
zum  Völkerrecht  und  zum  Strafrecht,  Breslau  1896  (S.  16),  sagt  aber  trefl^nd, 
damit  sei  der  Höhepunkt  des  Irre^ehens  erreicbt 

15)  Vergl.  betr.  die  Schweiz  den  Kanton  Bern  (alten  und  neuen  Kantons- 
teil) und  den  Kanton  Schw^z,  in  welchem  Kantone  noch  verschiedene  Bezirks- 
recikte  gelten.  Ich  verweise  auf  Lardy^  Les  UgislcUions  dviles  des  canions 
nasses y  2.  Aufl.,  p.  56 y  189,  191.  Betreffend  die  Bezeichnung  interlokales 
Privatrecht  ist  Zitelmann,  internationales  Privatrecht  I  8.  ^5  £^  zu  be- 
achten. 

16)  Vergl.  Recueil  des  inscriptians  juridiques  greeques  von  Dareste, 
ffaussouUier  und  Reinach  p.  ISO— 192.  Weitere  Litteratur  ist  angegeben 
in  meinen  Institutionen  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft,  Stuttgart 
(1898)  p.  73  u,  74. 
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die  politischen,  religiösen  und  rechtlichen  Beziehungen,  welche  zwischen 
der  Kolonie  und  dem  Mutterlande  bestehen  sollten.  Hier  ruht  die 
Geburtsstätte  des  interkolonialen  Rechts.  Die  Bestim- 
mungen sind  recht  interessant,  —  ich  hebe  Folgendes  hervor: 

1.  Die  auswandernden  Mitglieder  der  Kolonie  werden  befreit  von 
Steuern  im  Heimatlande;  sie  steuern  in  Naupaktos.  Wenn  sie 
die  Kolonie  verlassen,  ohne  die  Steuern  bezahlt  zu  haben,  so 
werden  sie  in  den  Bann  von  Lokris  gethan.  Dies  ist  eine  Art 
moralischer  Garantie,  welche  Lokris  zu  Gunsten  der  Kolonie 
erteilte. 

2.  Das  Recht  der  Rückkehr  in  das  Mutterland  kann  ausgetlbt 
werden,  wenn  einmal  die  Steuern  bezahlt  sind,  und  sodann, 
wenn  die  Thatsache  der  Abreise  öffentlich  verkündigt  wurde  m 
Naupaktos  und  am  alten  Domizile. 

8*  Die  Kolonie  ist  auf  30  Jahre  verpflichtet,  mit  dem  Mutterlande 
Opunt  verbunden  zu  bleiben. 
Das  Kolonialrecht  hat  in  dem  zur  Neige  gehenden  Jahr- 
hundert eine  aufserordentliche  Bedeutung  erlangt,  womit  auch  gesagt 
ist,  dafs  das  interkolonialo  Recht  nicht  mehr  auf  dem  er- 
wähnten Boden  steht:  hier  speciell  ist  die  Welt  auch  erheblich 
anders  geworden! 

Man  kann  endlich  auch  von  einem  internationalen  Ver- 
waltungsrechte  reden  und  dahin  alle  diejenigen  Fragen  zählen, 
welche  sich  auf  das  Finanz-,  Sanitäts-,  Gewerbepolizei wesen  beziehen, 
dann,  wenn  es  sich  um  ausländische  Personen  handelt  ^'^). 

Bei  den  alten  Schriftstellern  sind  die  hier  kurz  erwähnten  Speciali- 
sierungen  der  Materie  naturgemäfs  noch  nicht  vorhanden.     Der  gemein- 
same Oberbegriff  ihrer  Erörterungen  war  die  collisio  statutorum: 
die  alten  Juristen   sahen,    dafs    die  Koexistenz   lokaler  Normen   unter 
sich  und  mit  dem  jus  commune  einen  Konflikt  des  Rechts   hervorrufe 
und   sie  suchten   ihn  zu   lösen,   —   freilich  wurde  diese  Lösung  nicht 
vorgenommen    durch    eine  rohe    Lokalisierung    der    Rechtsverhältnisse. 
Die   Theorie   knüpfte    bezüglich   des   Privatrechts,   wie   schon 
gesagt,  an  die  lex  y^cundos  pi^ulos'*  an,  d.  h.  &n  h  1,  C.  de  summa 
irinUate  et  fide  catholica  ut  nemo  de  ea  publice  contendere  audeat  1,  1 : 
cnnctoa  populos  quos  clementiae  nostrae  regit  Imperium  in  tali 
volumus  religione  versari  quam  divinum  Petrum  apo$tolum  tradidisse 
Romanis» 
Dazu  machte  die  Glosse  folgende  Bemerkung: 

Quodsi  Bononienns   conveniatur  MuUnae  non  debet  judicari  se- 
cundum  statuta  Mutinae  quibus  non  subest,  cum  dicat  „quos^  nostrae 


17)  In  dieser  Beziehung  ist  z.  B.  zu  verweisen  auf  ÜUmannf  Des  com- 
missions  sanitaires  internationales  dans  la  guei-re  in  Revue  de  dr.  i.  XI 
p^  527—531 ;  femer  auf  die  Abhandlung  desselben  Juristen,  betitelt:  La  luUe 
internationale  contre  les  äpid^mies  de  la  guerre  in  Revue  g^n£rnle  de  droit 
international  public  IV  p.  437—445  und   ÜUmann,  Völkerrecht,   2.  Aufl., 


S.  7-9. 
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elemenliae  regit  Imperium,  Videtur  hie  texlus  aupponere  guod  non 
omnes  populos  regit  imperator,  qvod  an  sit  verum,  vi  de  hie  jnUchre 
per  Joannem  Fabri  in  auo  breviario. 

Hier  wird  das  Breviarium  des  Joannes  Faher  rühmend 
citiert,  aus  welchem  ich  nachher  Auszüge  publiziere.  Mit  der  erwähnten 
Glosse  war  die  coUisio  statiUorum  (also  das  internationale  Privatrecht) 
in  das  wissenschafUiche  Programm  und  den  Studienplan  der  Juristen 
aufgenommen  *®).  Allein  wenn  wir  ganz  oflFen  reden  wollen,  so  müssen 
wir  gestehen,  dafs  auch  die  heutige  Doktrin  über  internationales  Privat- 
recht  noch  sehr  mangelhaft  ist^®). 

Wenn  ich  nun  von  dem  Debüt  oder  der  Genesis  der  Doktrin  des 
internationalen  Privat-  und  Strafrechts  rede,  so  denke  ich  hier  speciell 
an  folgende  Juristen: 

1.  Guilielmua  Durantis , 

2.  Joannes   Faher, 

3.  Albericus  de  Rosate. 

Die  unter  Nr.  2  und  3  erwähnten  Juristen  waren  Zeitgenossen 
von  SartoUiSy  allein  der  Letztere  scheint  ihre  Schriften  nicht  gekannt 
xa  haben,  wohl  aber  citiert  Bartolus  den  Durantis  (resp.  dessen  Werk 
Speculum)  und  andere  Juristen,  die  vor  ihm  gelebt  und  die  über  die 
StattttenkoUision  geschrieben  haben. 

Die  hier  aufgeführten  drei  Juristen  repräsentieren  Namen  am 
Firmamente  der  Rechtswissenschaft,  welche  nur  noch  (wenn  ich  so 
sagen  darf)  mit  dem  Femrohr  wahrgenommen  werden  können,  aber 
die  Leuchtkraft  ihrer  Deduktionen  ist  doch,  wie  wir  sehen  werden, 
eine  so  grofse,  dafs  damit  auch  heute  noch  die  Situation  zum  Teil 
erbellt  wird,  —  jedenfalls  sind  ihre  Ausführungen  historisch  höchst 
interessant  Auch  bilden  dieselben  eine  wichtige  Ergänzung  der  Er- 
örterungen von  Bartolus  und  Baldus  und  insofern  auch  zu  meiner 
früheren  Publikation,  —  ich  charakterisierte  bei  dieser  und  einer 
späteren  Gelegenheit  die  doktrinellen  Resultate,  welche  speciell  an, 
diese  beiden  Juristen  angelehnt  werden  können  ^^). 

18)  Die  Unrichtigkeit  des  Vorgehens  lag  nur  darin,  dafs  das  inter- 
nationale Privatrecht  solange  mit  den  Vorlesungen  über  das  Civilrecht  ver- 
bunden blieb  und  dafs  es  dann  bis  in  die  jüngste  Zeit  speciell  (ganz  im 
Gegensatze  zu  Frankreich,  Italien,  England,  Niederlande)  mit  den  üblichen 
zwei  Paragraphen  abgehandelt  wurde.  Hätte  schon  früher  eine^  Ab- 
trennung stattgefunden  und  wäre  das  internationale  Privatrecht  als  eigene 
Disciplin  kultiviert  worden,  stünden  wir  heute,  speciell  auch  in  Deutschland, 
weiter  als  wir  sind!  Alles  N^ue  mufs  eben  auch  bei  den  Juristen  erkämpft 
werden,  das  meiste  Neue  ist  bei  vielen  erst  gut,  wenn  es  alt  ist. 

19)  E.  J.  Bekker  hat  freilich  in  der  Eingangs  citierten  Schrift  (Über 
die  Couponsprozesse  S.  60)  den  prophetischen  Ausspruch  gethan,  dafs  die 
Normen  für  die  Lokalisierung  der  Rechtsfragen  notwendig  noch  auf  Jahr- 
zehnte, wenn  nicht  auf  Jahrhunderte  hinaus  den  Charakter  der  Unfertigkeit 
behalten.  Dies  mag  in  gewissem  Sinne  ein  Trost  sein,  wenigstens  dann, 
wenn  der  f^erügte  Zustand  die  modernen  Juristen  zur  gründlichen  Bearbeitung 
der  Matene  anfeuert 

20)  Vergl.  Zeitschrift  für  das  Internat.  Priva^  und  Strafrecht  IV  S.  258, 
340,  446  (Bartolua  u.  Baldm)  und  femer  V  S.  363. 


Digitized  by 


Googl( 


10  Dr.  F.  Meili,  Profeesor  in  Zürich, 


m. 

Und  za  dieser  ersten  italienischen  Schale  fühlt  man  sich  anch  in 
der  Neuzeit  wieder  lebhaft  hingezogen,  zumal  wenn  man  sieht,  welch' 
verheerenden  Einflufs  die  feudalen  Ideen  immer  noch  auf  Staaten  und 
Juristen  auszutlben  die  Kraft  haben.  An  jener  Schule  kann  man  sich 
immer  wieder  erfreuen  und  bei  ihr  die  nötige  Begeisterung  holen,  — 
sie  ist  es,  welche  Fenster  öffnet  für  Gegenwart  und  Zukunft,  wenn  ich 
so  sagen  darf. 

Das  nttmlich  ist  der  so  wichtige  und  so  charakteristische  Gesichtszug 
der  frühesten  italienischen  Doktrin,  die  über  unsere  Materie  von  italieni- 
schen und  französischen  Juristen  aufgestellt  wurde,  dafs  sie  die  An- 
wendung und  Respektierung  fremden  Rechts  nicht  abhttngig  macht  von 
einer  Comitas  und  dafs  sie  darin  auch  nicht  eine  SelbstbeschrHnkung 
in  der  Gestalt  einer  freundlichen  und  rücksichtsvollen  Konzession 
findet  ^^).  Die  alten  Juristen  nehmen  vom  fremden  Rechte  Notiz,  weil 
es  nach  ihrer  wissenschaftlichen  Überzeugung  auf  das  betreffende  Rechts- 
verhKltnis  anzuwenden  ist,  anders  ausgedrückt,  weil  es  ihm  nach  objek- 
tiven Gesichtspunkten  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  unterstellt  werden 
mufs.  Es  darf  dabei  stets  —  ich  wiederhole  die  im  Eingange  gemachte 
Bemerkung  —  von  der  ersten  italienischen  Doktrin  gesprochen 
werden,  weil  auch  die  französischen  Juristen  (und  speciell  auch  JDurantis 
und  Faher)  in  der  italienischen  Schule  gebildet  wurden. 

Aber  noch  ein  anderer  wichtiger  Charakterzug  ist  der  ersten 
italienischen  Doktrin  eigen:  sie  ist  vollkommen  frei  von  jener  An- 
schauung, dafs  jedes  Rechtsgebiet  absolut  Meister  sei  und  verlangen 
könne,  dafs  sein  Recht  (wenigstens  bezüglich  der  Statuten)  ^')  auf  alle 
Personen  und  Sachen  Anwendung  finde,  die  sich  darin  befinden.  Mit 
andern  Worten:   die  feudalistische  Lehre,    deren  später  Held   Argen- 


21)  Diese  Verinnng  ist  auf  das  Konto  des  Argentraetu  und  der  hol- 
ländisch-belgischen Schule  zu  schreiben.  Vergl.  meine  Bemerkungen  zu  dem 
Wiederabdruck  des  Vir,  Huber  iu  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat- 
und  Strafrecht  VIII  8.  189.  Will  man  die  Sache  kurz  und  treffend  be- 
zeichnen, so  darf  man  mit  E,  J,  Bekker^  Über  die  Couponsprozesse  S.  59, 
sagen,  die  Respektierung  des  ausländischen  Rechts  bei  uns  und  das  Ver- 
langen nach  Anwendung  des  heimischen  Rechts  im  Auslande  beruhe  auf 
vernünftigem  Egoismus  und  auf  nüchterner  Erwäj^ng  des  durch  die  mensch- 
liche Natur  bedingten  Allen  und  also  auch  uns  Erspriefslichen.  Vergl.  anch 
Rivier^  Frincipes  du  droit  des  gens  I  p,  327:  De  nos  Joura^  Vancien  devoir 
de  simple  courtoisie  est  une  Obligation  juridique.  Ebenso  ist  zu  verweisen 
auf  Gufhrie,  Private  international  law^  2,  ed.  1880  p,  70^  Note  f,  woselbst 
du  ^nz  zutreffender  Ausspruch  von  V.  C.  Turner  citiert  ist:  a  judge 
appltes  joreign  law  not  because  it  is  enacted  by  a  foreign  legislator^  bat 
because  his  oum  law  reguires  tke  particular  question  to  be  adjudicated 
according  to  the  foreign  law, 

22)  Es  entgeht  mir  nicht,  dafs  zur  Zeit  der  frühesten  italienischen  Dok- 
trin den  lokalen  Statuten  bei  weitem  nicht  die  Bedeutung  territorialer  Gesetz- 
bücher zukam,  —  dieser  Umstand  ändert  aber  an  der  principiellen  Wert- 
schätzung der  alten  Juristen  nichts. 
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ircieus^^)  war,  fand  trotz  der  Selbständigkeit  der  italienischen  Städte 
auf  diesem  Boden  keine  Nahrung,  —  so  mllchtig  war  der  kommerzielle 
Verkehr  zwischen  den  italienischen  Stfidten,  dafs  sie  schon  damals  ein- 
sahen, die  objektive  Gerechtigkeit  erfordere  eine  ernsthafte  Berück- 
sichtigung der  Statuten  anderer  Städte.  Dies  ist  ein  hochbedeutsamer 
Vorgang  und  wenn  einzelne  Staaten  auch  heute  noch  die  Feudalität 
(die  partikuläre  Souveränität)  zum  Angelpunkte  ihres  Systems  für  das 
internationale  Privatrechtsleben  machen,  so  giebt  es  für  sie  nur  einen 
Rat:  in  die  Schule  zu  gehen  bei  der  ersten  italienischen  Doktrin  vor 
und  nach  Bariolus.  Schon  die  frühesten  Juristen  binden  mit  andern 
Wocten,  es  bestehe  die  Rechtspflicht,  unter  Umständen  fremdes  Recht 
anzuwenden.  Nach  meiner  vollendeten  Überzeugung  kann 
auch  für  die  moderne  Welt  diese  Rechtsthatsache  nicht 
laut  genug  und  nicht  oft  genug  wiederholt  werden.  Erst 
wenn  dieser  Ausgangspunkt  der  Theorie  siegreich  in  Fleisch  und  Blut 
übergegangen  ist,  werden  wir  ernsthafte  Fortschritte  machen.  Gewifs 
ist  es  wahr,  dafs  das  internationale  Privatrecht  zunächst  lediglich  ein 
Teil  des  internen  Rechtes  ist,  so  lange  und  soweit  es  auf  dem  univer- 
sellen Boden  nicht  einheitlich  vereinbart  oder  geordnet  ist.  Aber  die 
Aspiration  der  wahren  Wissenschaft  und  des  Lebens  geht  darauf  aus, 
dieses  Recht  über  das  interne  und  partikuläre  Terrain  herauszuheben. 
Man  kann  deswegen  unterscheiden: 

1.  ein  allgemeines  internationales  Privatrecht,  indem  auf  einzelnen 
Gebieten  zweifellos  eine  wissenschaftliche  Übereinstimmung 
(communis  apinio)  herrscht; 

2.  ein  partikuläres  Recht  bezüglich  des  internationalen  Privat- 
rechtes. 

Der  angegebenen  Bemühung  tritt  freilich  eine  moderne  Formel 
hindernd  in  den  Weg,  die  für  viele  Juristen  den  Wert  eines  juristischen 
Zaubers  in  sich  trägt  ^*).  Seit  einiger  Zeit  erschöpft  sich  die  Wissen- 
schaft in  unserer  Specialmaterie  in  der  Betonung  der  l^x  patriae^  — 
fbr  die  Meisten  ist  sie  der  Mönchssatzung  gleich :  unus  deuSj  una  fides, 
unum  hapiisma.  Vor  der  lex  patriae  verblassen  in  der  modernen 
Litteratur  alle  andern  Gesichtspunkte:  dieses  Axiom  ist  die  Grund- 
potenz,   die  alles    regiert  ^^).     Die    ausschliefsliche    Betonung    der    lex 


23)  Vergl.  dazu  meine  Bemerkungen  in  der  Zeitschrift  für  internatio- 
nales Privat-  und  Strafrecht  V  S.  364  u.  365. 

24)  Immer  scheint  die  Wissenschaft,  und  zwar  auch  heute  wieder, 
scholastische  Neigungen  zu  haben  und  da  wirft  man  dem  grofsen  Bartolus 
vor,  er  sei  ein  Scholastiker,  —  ihm,  der  so  soT^ltig  in  das  Detail  unserer 
Fragen  eintrat!  Heiläufig  gesagt,  kehrt  das  Märchen  der  „Z^ar/o/tn/schen 
Be^ei"  noch  jetzt  wieder  (ooschon  ich  in  der  Zeitschrift  ftlr  internationales 
Privat-  und  Strafrecht  IV  S.  259  und  Note  4  dagegen  opponierte),  z.  B.  bei 
Kuhlenbeck,  Von  den  Pandekten  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch.  Eine  dogma- 
tische Einführung  in  das  Studium  des  bürgerlichen  Rechts  I  S.  50.  Vergl. 
auch  G,  Dienay  l  diritti  reali  considerati  nel  diriito  intemazionale  private 
1895  p.  13  und  Anm.  3. 

25)  Zu  meinem  lebhaften  Bedauern  ist  auch  das  InstittU  de  droit  inter- 
national in  dieses  Fahrwasser  hineingeraten.    Bezüglich  dieser  in  Deutsch- 
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patriae  halte  ich  aber  für  ganz  unrichtig.  Sie  führt  zu  einer  natio- 
nalen Überschwenglichkeit  in  der  Jurisprudenz  und  im  Verkehre.  Sie 
stellt  das  internationale  Privatrecht  in  eine  völlig  künstliche  und  un- 
natürliche Beleuchtung,  sie  enthält  in  ihrer  absoluten  Geltung  eine 
Versündigung  gegen  das  innere  Wesen  und  die  tief  begründete  Natur 
eines  internationalen  Rechtslebens.  Daraufhin  ist  zu  arbeiten,  dafs 
die  lex  domicilii  und  die  lex  patriae  mit  einander  versöhnt  werden,  — 
ich  habe  dies  schon  wiederholt  betont'^).  Und  zum  Glücke  haben 
auch  die  staatlichen  Konferenzen  im  Haag,  die  wir  der  k.  nieder- 
ländischen Regierung  zu  verdanken  haben,  diese  Richtungslinie  betreten. 
Es  ist  eben  wohl  zu  beachten,  dafs  bei  dem  internationalen  Verkehre 
die  Privatrechtsordnungen  mehrerer  Staaten  einen  durchaus  begründeten 
Anspruch  auf  Berücksichtigung  haben  und  dafs  sich  die  einseitige  und 
absolute  Herauskehrung  des  Heimatsrechts  durchaus  nicht  rechtfertigt. 
Die  Doktrin  mufs  also  der  Gesetzgebung  vorarbeitend  die  Interessen 
der  beteiligten  Rechtsordnungen  sorgfllltig  abwägen  und  bei  den  ein- 
zelnen Instituten  untersuchen,  ob  der  ethische  Zusammenhang  mit  dem 
Heimatstaate  vorzüglich  in  Betracht  komme  und  welchen  Einflufs 
man  daneben  dem  Domizilrechte  gestatten  könne,  insofern  nicht  eine 
Verschmelzung  zulässig  sei.  Die  Versöhnung  und  die  beiderseitige 
Berücksichtigung   der   zwei  Hauptprincipien   ist  im  Grunde   genommen 


lacd  noch  lange  nicht  eenug  gewürdigten  wiesenschaftlichen  Vereinigung 
verweise  ich  auf  meine  Schrift  Geschichte  und  System  des  internationalen 
Privatrechts  im  Grundrifs  (Leipzig  1892)  S.  6  u.  7  und  meine  Institutionen 
der  vergleichenden  Hechtswissenschaft  (Stuttgart  1898)  S.  10.  —  v.  Liszty 
Das  Völkerrecht,  nennt  diese  Vereinigung  stets  Institut  für  Völkerrecht 
(vergl.  z.  B.  S.  55,  63),  was  nicht  richtig  ist:  man  mufs,  wenn  ich  mir  dies 
hier  zu  sagen  erlauben  darf,  vom  Institut  für  internationales  Recht 
sprechen.  Merkwürdigerweise  redete  man  auch  schon  vom  „Institut  für 
Völkerkunde^,  wogegen  ich  in  meiner  Broschüre:  Der  internationale  Geist 
in  der  Jurisprudenz  (Zürich  1897)  S.  37  Anm.  51,  opponierte.  Nach  meiner 
Meinung  sollten  im  Institute  für  internationale«  Recht  zwei  Sektionen  ge- 
bildet werden:  1)  für  Völkerrecht,  2)  für  internationales  Privatrecht,  in  der 
Meinung,  dafs  zwar  alle  Mitglieder  (membreff  und  aft«octia)  in  beiden  Sek- 
tionen mitreden,  dafs  aber  nur  die  Mitglieder  der  betr.  Sektion  über 
materielle  Fragen  stimmen  dürfen.  Eine  überaus  bedenkliche  Schattenseite 
des  Instituts  liegt  darin ,  dafs  die  Traktandenliste  für  jede  Session  gewaltig 
überladen  ist,  —  daraus  entsteht  ganz  naturgemäfs  eine  Obstruktion  im 
eigentlichen  Sinne. 

26)  Vergl.  meine  Broschüre:  Der  erste  europäische  Staatenkongrefs  über 
internationales  Privatrecht  (Wien  1894)  S.  10  und  meine  vorhin  citierte 
Publikation:  Der  internationale  Geist  in  der  Jurisprudenz  S.  27.  Ich  sagte 
hier,  es  müsse  anstatt  den  Jahrhundertelang  fortgesetjsten  Pendelschwingungen 
zu  Gunsten  des  Domizils  oder  der  Nationalität  eine  in  der  Mitte  liegende 
Lösung  (eine  media  fenterUia)  gesucht  werden.  In  meiner  Abhandlung  im 
österreichischen  Centralblatt  für  die  juristische  Praxis  XV  S.  193->222 
lieferte  ich  die  kasuistische  Probe  dafür,  dafs  auf  einzelnen  Gebieten  diese 
Lösung  auch  gefunden  werden  könne.  Ich  möchte  die  Kenner  des  inter- 
nationalen Privatrechts  wiederholt  bitten,  diesen  meinen  Versuch  theoretisch 
nachzuprüfen.  Torr  es  Compos,  Bases  de  una  Legislaeiön  aobre  Extra- 
terrüorialidad  (1896)  p.  301,  336  u.  337  pflichtet  meiner  Ansicht  grundsätz- 
lich bei 
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nur  eine  Weiterentwickelnng  derjenigen  Ideen,  welche  schon  die  früheste 
italienische  Doktrin  zwar  nicht  aufgestellt,  aber  befolgt  hat,  —  es  sind 
Losungen  auf  dem  internationalen  Rechtsboden  aufzusuchen,  welche 
der  Gerechtigkeit  entsprechen,  Lösungen,  welche  dem  vernünftigen 
internationalen  Verkehre  dienen.  Und  dazu  —  meine  ich  —  führt 
die  Huldigung  an  eine  Formel  nicht,  zumal  dann  nicht,  wenn  man 
diese  eine  juristische  Melodie  so  energisch  betont,  dafs  sie  einem 
taktfesten  Unisono  oder  einem  cantus  firmus  vergleichbar  ist.  Unter 
diesen  Umständen  glaube  ich  mit  guten  Gründen  wiederum  im  Interesse 
unserer  Wissenschaft  auf  die  alten  Schriftsteller  verweisen  zu  können 
und  zu  sollen,  —  ich  möchte  eben  mit  ihrer  Hülfe  gegen  das  so  laut 
angepriesene  Universalrecept  der  heutigen  Doktrin  opponieren.  Im 
übrigen  ist  mitBehher  zu  sagen,  dafs  die  Fragen  des  internationalen 
Privatrechts  nicht  einseitig  von  einem  Staate  geordnet  werden 
können^^).  Der  Weg  der  internationalen  Konferenzen 
und  der  internationalen  Diskussion  kann  allein  zum 
Ziele  führen.  Darin  liegt  die  unwiderstehliche  Bedeutung  und 
Kraft  des  mündlichen  Meinungsaustausches  durch  Delegierte  der  ver- 
schiedenen Staaten,  dafs  notwendigerweise  gegenseitige  Kon- 
zessionen gemacht  werden,  —  dies  ist  mir  nie  so  klar  geworden, 
wie  an  den  internationalen  Staatenkonferenzen,  an  denen  ich  als 
olBzieller  Vertreter  der  Schweiz  im  Haag  teilnahm.  Fast  jeder  Ver- 
treter eines  Staates  erhob  bei  dieser  Gelegenheit  zunächst  die  Präten- 
tion, dafs  die  in  seinem  Gebiete  geltenden  Normen  und  Anschauungen 
international  anerkannt  werden  und  da  dies  in  der  Regel  nicht  durch- 
geführt werden  kann,  bestand  und  besteht  der  Zwang,  eine  in  der 
Mitte  liegende  Lösung  aufzusuchen^^).  Allerdings  ist  es 
zum  Gelingen  des  Werkes  absolut  notwendig: 

1.  dafs  die  DishussionsoJ^ekte  der  Konferenzen  zum   voraus  ganz 
genau  abgesteckt  und  abgegrenzt  werden^ 

2.  dafs  die  TroTUanden  sorgfältig  präpariert  werden^ 

3.  dafs  nur  Specialisten  vom  Fach  (in  Verbindung  mit  den  Diplo- 
maten) an  die  Konferenzen  abgeordnet  werden. 

Die  Notwendigkeit  dieses  Vorgehens  ist  durch  eine  Reihe  von 
Staaten  anerkannt  worden.  Gemäfs  königlichem  Erlasse  wurde  in 
Belgien  am  8.  August  1898  bei  den  Ministerien  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten und  der  Justiz  ein  ständiger  Ausschufs  eingesetzt 
zur  Prüfung  aller  Fragen  des  internationalen  Privatrechts.  Der  Erlafs 
stellt  folgende  Befugnisse  des  Ausschusses  fest'*): 

1)  er  soll  die  geeigneten  Mittel  studieren,  um  die  Kodifikation  des  inter- 
nationalen Privatrechts  anzubahnen, 


27)  E.  J.  Behker^  Die  Couponsprozease  S.  69. 

28)  Auch  hier  wird  ein  Wort  der  Pandekten  zur  Wahrheit:  Omne  jus 
mU  consensus  ftcit  aut  necessitas  (l,  40  de  leg.  1,  3),  Vergl.  femer  die 
eleganten  Ausführungen  von  Regelshergevy  Pandekten  I  S.  57—59. 

29)  Vergl.  Auerbach  in  der  Deutschen  Juristenzeitung  (1898)  III 
S.  404/5. 


Digitized  by 


Googl( 


14  Dr.  F.  Meili,  Professor  in  Zürich, 

2)  er  soll  die  Lösungen  und  Forderungen  vorbereiten,  weiche  die  Ver- 
treter Belgiens  in  den  internationalen  Konferenzen  fttr  das  Privatrecht 
vertreten  sollen, 

3)  er  soll  alle  den  belgischen  Ministerien  zur  Entecheidun^  zugehenden 
Fragen  über  das  internationale  Privatrecht  vorprüfen  und  entscheiden, 

4)  er  soll  die  Klauseln  vorbereiten,  welche  in  die  mit  ausländischen 
Staaten  abzuschliefscnden  Verträge  hinsichtlich  des  Privatrechts  auf- 
zunehmen sind. 

Der  bestellte  Ausschufs  wird  eine  Denkschrift  ausarbeiten,  welche 
als  Grundlage  für  die  Unterhandlungen  dienen  soll,  die  Belgien  mit 
den  Hauptstaaten  anknüpfen  will,  um  eine  Eini^ng  über  die  Grund- 
sätze des  internationalen  Privatrechts  herbeizufuiiren. 

Gleiche  interne  Kommissionen  worden  eingesetzt  durch  die 
niederländische,  russische  nnd  französische  Regierung^^). 
Aus  Dentschland  hört  man  in  dieser  Beziehung  bis  jetzt  noch 
nichts**). 

Nur  auf  diesem  Wege*^)  wird  nach  und  nach  ein  ganzer 
Komplex  von  Regeln  des  internationalen  Frivatrechts  aufgestellt  werden 
können.  Das  effektive  Ergebnis  wird  sich  beziehen  auf  privatrecht- 
liche Normen,  —  das  Völkerrecht  ist  nur  die  äufsere  Form,  in  welcher 
das  Privatrecht  ausgestaltet  wird:  dieses  Privatrecht  wird  allerdings 
erst  zur  verbindlichen  Norm  erhoben  durch  die  innerstaatliche 
Genehmigung  des  völkerrechtlichen  Vertrages. 

Das  materielle  Resultat  aber  wird  ein  Zeugnis  dafür  sein,  in 
welch*  glücklicher  Weise  die  Vergangenheit  mit  der  Gegenwart  ver- 
bunden werden  kann. 


30)  VergL  Ännuaire  de  V Institut  de  droit  international  (1898)  XVII 
p.  184, 

31)  Wollte  man  dies  pessimistisch  deuten,  so  könnte  man  sagen,  es 
liege  gewollte  logische  Konsequenz  darin.  Die  deutschen  Universitäten  thun 
—  mit  wenigen  Ausnahmen  —  für  die  Doktrin  des  internationalen  Privat- 
rechts nichts  und  auch  die  Regierungen  wollen  die  Bedeutung  der  Materie 
noch  nicht  anerkennen.  Ver^l.  die  Bemerkung  in  meiner  Broschüre,  Der 
internationale  Greist  in  der  Jurisprudenz  8.  28  Note  34  und  namentlich  v.  Btir, 
Lehrbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  im  Vorwort.  In  Er- 
gänzung zu  diesen  Klagen  verweise  ich  auch  auf  meine  Broschüre,  Die 
Gesetzgebung  und  das  Hechtsstudium  der  Neuzeit  (Dresden  1894)  S.  55—64. 

82)  Bei  der  Ordnung  des  internationalen  Privatrechtes  speciell  ist  nicht 
vorzugehen,  wie  wenn  ein  Handelsartikel  in  Frage  liegen  würde.  Ich 
bin  daher  auch  nicht  der  Ansicht  von  Emdeutann,  Einführung  in  das  Studium 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (1896)  S.  40—45.  Es  wird  hier  u.  a.  der  ge- 
sunde Egoismus  angerufen,  der  me  hr  entfaltet  werden  müsse,  „bis  die  andern 
Staaten  sich  zu  einer  gerechten  Ansprüchen  entsprechenden  Regelung  herbei- 
lassen^. Dabei  sprach  Endemann  von  den  Erfahrungen,  die  man  mache, 
wenn  man  z.  B.  m  der  Schweiz  als  Deutscher  Prozesse  fuhren  müsse.  So- 
weit es  sich  hier  um  die  Schweiz  handelt,  ist  die  Stelle  für  mich  dunkel,  ~ 
in  der  3.  Aufl.  hat  Endemann  die  Ausführung  abgeschwächt  (S.  76  Note  9). 
Auf  Grundlage  lan^^er  Praxis  darf  ich  doch  sagen ,  dafs  Deutsche  in  der 
Schweiz  immer  zu  ihrem  Rechte  gelangt  sind.  Dafs  im  übrigen  auch  bei 
uns  noch  vieles  zu  bessern  ist,  bestreite  ich  nicht  Wo  triflPt  dies 
nicht  zu? 
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IV. 
Wenn  nach  dem  Gesagten  die  Ausführangen  der  alten  Schrift- 
steller wichtig  sind  für  das  internationale  Privatrecht,  so  wird  die 
Frage  daran  gereiht  werden  müssen,  ob  dies  auch  zutreffe  ftlr  das 
internationale  Strafrecht  Es  mufs  anerkannt  werden,  dafs  die 
Ausbeute  hier  geringer  ist,  gleichwohl  können  wir  auch  hier  einen 
Nutzen  ziehen,  —  ich  meine  den  Nutzen  der  Selbsterkenntnis  daftlr, 
dafs  wir  wenigstens  bezüglich  des  Weltstrafrechts  noch  nicht  viel 
weiter  gekommen  sind^^).  Im  internationalen  Strafrechte  schliefst  die 
Glosse,  wie  früher  gesagt,  an  die  l.  1.  C.  übt  de  crimine  ctgi  oportet 
3y  15  an.     Diese  Stelle  lautet: 

Qttaestiones  eorum  criminum^  quae  leqibus  aut  extra  ordinem  coer- 
eentWf  ubi  commissa  vel  inchoata  sunt^  vel  ubi  repertuntur^  gut  rei  esse 
perhibentvr  criminU^  perfid  debere^  satte  notwn  98t, 

Die  Glosse  sagt  zu  dem  Titel  ^vibi  de  crimine  agi  oportet^: 

Causa  criminaiis  tractatur  altera  de  tribus  locU^  aeiUcet,  ubi 
crimen  est  commiseum  vel  eauaa  est  inchoata ,  vel  ubi  deprehenditur 
reus  habere  domicilium.  Bald,  et  Sedic,  Additur  et  alius  in  vaga- 
bundo:  ut  in  gl.  Sali. 

Die  Glosse  macht  zu  einzelnen  Worten  verschiedene  Bemerkungen, 
nämlich : 

Quaestiones,  Tu  Mutinensis  Bonaniae  deliquisti;  ubi  con- 
veniri  debeasj  guaeritur.  Respondeo  ibi,  ubi  deliquisti.  Item  ubi  causa 
inchoata  est. 

Das  Beispiel,  das  die  Glosse  hier  giebt,  liefert  eine  bemerkens- 
werte Parallelstelle  zu  der  früher  herausgehobenen  Stelle  über  inter- 
nationales Privatrecht. 

Reperiuntur,  Id  est  ubieumgue  sint,  seeundum  P,*^)  Unde 
ülud^  üoi  te  invenero,  ihi  te  judicabo  ete,  et  pro  eo  j.  l,  prox,  ibi^  ubi 
degit  ete,  («» l,  2  C,  3,  15).  Tu  die :  reperiuntur,  sc,  habere  domicilium 
sive  forum  j  quod  multis  modis  constituitur  ....  Vel  die  quando  lo- 
qudiur  ibi  de  vagabundis,  ut  Uli  ubüibet  possint  conveniri^). 

Ganz  wie  im   internationalen  Privatrechte   werden  auch  im  inter- 
nationalen Straf  rechte   eine  Reihe  von  Stellen   aus  dem  römischen 


38)  Eine  tüchtige  Monographie  ist  und  bleibt  das  Buch  von  W,  t\  Roh- 
land.  Das  internationale  Strafrecht  (1877).  Leider  erschien  blofs  die  erste 
AbteüoDff:  Kritik  der  internationalen  Strafrechtstheorien.  Das  Specialgebiet 
des  Auslieferungsrechts  ist  nunmehr  bereichert  worden  durch  das  höchst 
bedeotsame  Werk  von  v*  Martitz,  Internationale  Rechtshtilfe  in  Strafrachen. 
BdtrS|ra  zur  Theorie  des  positiven  Völkerrechts  I  (1888),  II  (1897).  Ich  mache 
specieU  anfraerksam  auf  die  Anlasen  (Sammlung  der  Auslieferungsgesetze). 

84)  PUlius  gestorben  nach  1207. 

85)  Donelhis,  Comment,  juris  civilis  liber  XVII  eap.  XVI^  wirft  frei- 
lich angesichts  der  /.  1  C,  uli  de  crimine  agi  oportet  die  Frage  auf,  welche 
Bedeutung  das  Wort  rep^riuvtur  haben  könne,  und  er  tritt  dann  gegen  die 
Auslegung  der  Glosse  auf. 
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und  kanonischen  Rechte  allegiert®*),  —  sie  beweisen  aber  nicht  viel*^). 
Es  werden  namentlich  citiert: 

c.  14   C,  ad  legem  Jüliam  de  adulteriis  et  stupro  9,  9: 

Adulteranif  si  posica,  quam  crimen  contra  eam  incheaium  est, 
pravinciam  excessttf  etiam  absentem  inter  reos  recipi  posse^  explorcUt 
juris  est, 

l.  22  de  accusaJtionibus  et  inscripHonibus  48,  2: 

AUerius  provinciae  reus  apud  eos  accusatur  et  damnaiurf  apud 
quos  crimen  contractum  ostenditur. 

Dazu  (^äUerius^)  bemerkt  die  Glosse: 

MtUinensis  deliquit  in  hac  terra,  potest  hie  accusari  et  puniri;  ei 
hoc  non  solum  in  privatia  sed  et  in  müitibus  est  ohservandum  {Fron" 
ciscus  Accursius), 

l.  7  §  4  cU.: 

Idem  imperator  (Divus  Pius)  rescripsitj  servos  ibi  puniendos, 
ubi  deiiquisse  argitantur,  dominumque  eorum^  si  velit  eos  defendere, 
non  posse  revocare  in  provinciam  suam,  sed  ibi  oportere  dejendere, 
ubi  deliquerint, 

l,  3  pr.  de  re  militari  49,  16: 

....  ibi  enim  cum  pleeti  poena  debere^  ubi  facinus  admissum  est^ 
Divi  Severvs  et  Antoninus  rescripsenint, 

l.  3  de  officio  praesidis  1,  18: 

Praeses  provinciae  in  suae  provinciae  homines  tanium  imperium 
habet,  et  hoc,  dum  in  provincia  est;  nam  si  excesserit,  frivatus  est. 
Habet  tnterdum  imperium  et  adversus  extraneos  homines,  st  quid  manu 
commiserint;  nam  et  in  mandatis  Principum  est,  ut  cur  et  is,  qui  pro- 
vinciae preisest,  malis  hominibus  provinciam  pur  gare;  nee  distinguitur, 
unde  sint. 

Auihent.  ut  omnee  ohoed.  judic,  provinc,  §  Haec  considerantes 
(Nov.  69  c.  1), 

Qua  in  provincia  quis  deliquit,  axit  in  qua  pecuniarum  aut  cri- 
minum reus  sit,  sive  de  terra,  sive  de  terminis,  sive  de  possessione,  sive 
de  proprietate ,  sive  de  hypotheca ,  aut  de  alia  qualibet  oceasione ,  vel 
de  qualibet  re  fuerit  reus^  illic  etiam  juri  svbiaceat;  quod  ins  per- 
petuum  est,  Si  ergo  ambo,  et  actor  et  reus,  sint  in  provincia,  illic 
omni  privilegio  cessante  res  expediatur,  Eo  autem  absente,  ex  cuius 
domo  iniquum  quid  potior ,  ipsum ,  qui  id  admisit ,  vel  eius  curatorem 
conveniam ,  cui  datis  indiitits  licet  nuntiare  domino  causae,  Q^i  si 
neque  per  se  veniat,  neque  mittat,  is,  qui  primo  conventus  est^  praesen- 
tatus  condemnetur,  in  quo  sit  obnoxius  insuper  et  is,  qui  mittere  noluit, 
si  tamen  omnino  appareat  obnoxiits;  nam  et  de  rebus  eius  satisfiet,  si 
is,  qui  praesens  est,  non  sit  solvendo.  Sed  si  nee  ipse,  qui  dominum 
praesentare  debuit,   compareat  praeconia  voce  vocatus,   condemnetur. 


86)  Über  die  im  internationalen  Strafrecht  angerufenen  Stellen  des 
römischen  Rechts  vergl.  Ziegler  ^  De  juilicum  officio  et  delictis  4  ed.  1754 
Conclusio  XV  §  34— -48;  Brocher,  Cours  de  droit  international  prive'  III 
p.  291—294^ ;  liocco,  DelV  vso  e  nvtoriih  delle  leggi  2  ed,  I  p.  224. 

37)  Vergl.  in  diesem  Sinne  auch  Pusquale  Fiore,  Traiti  de  droit  penal 
international  et  de  Vextradition  (Antoine)  I  No,  36» 
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quia  contutnctcia  eiua  pro  praesentia  est.    Quod  si  desü  aetor,  quum 
reus  venerü  sive  mUerify  cAsolvendus  est,  et  damna  ei  resarciantur, 

Nov.  134  de  vicariis  et  feminia  (iduüeris  äliisqite  capUibus  c,  5 : 

Si  qms  atUem  eorum^  qui  criminum  rei  sunt,  laieaty  vel  pravinciam 
iUam^  in  qua  crimina  comtniait,  reliquerit,  jubemus,  ut  legüimis 
edictis  a  magistraiu  voeetur^  et  si  non  oboedicU,  ea  in  iüum  steUuanturf 
quae  legibus  nostris  de  finita  sunt,  Si  vero  constet  eum  in  alia  pro- 
vincia  degere,  ßibemus,  ut  rector  provinciae,  in  qua  ejusmodi  delictum 
committi  contigerit,  publicam  epislulam  mittat  ad  pravineiae  illius 
praesidem^  in  qua  persona  delinquens  degit,  ille  vero^  qui  publicas 
litieras  aecipit,  svo  et  cohortis  suae  periculo  eum  comprehendat ,  eum- 
que^  ad  praesidem  provineiae,  in  qua  peccavitj  transmittat,  ut  poenis 
tegitimis  subjiciatur. 

Die  verschiedenen  Stellen  ordnen  aber  nicht  das  Verhältnis  der 
örtlichen  Herrschaft,  welche  die  materiellen  Strafgesetze  verschiedener 
Staaten  betreffen,  sondern  nur  das  Verhältnis  der  Kompetenzen  in  den 
verBcbiedenen  Teilen  des  römischen  Reichs  ^^).  Die  Hauptstellen 
statuieren  die  exklusive  Geltung  des  forum  delicti  commissi.  An 
diesem  Frincip  wird  man  aber  stutzig  gemacht  durch  Z.  2,  C.  uhi  de 
crimine;  denn  hier  ist  der  Gerichtsstand  der  Ergreifung  anerkannt. 

Aus  den  kurzen  Bemerkungen  der  Glosse   ergiebt  sich  folgendes: 

1.  Sie  geht  davon  aus,  dafs  der  Richter  des  Deliktorts  Straf- 
gewalt habe  auch  über  die  Fremden;  sie  nimmt  aber  an,  dafs 
diese  Strafgewalt  auch  dem  Richter  des  Domizils  zukomme. 
Freilich  wird  auch  einschränkend  gesagt,  dafs  der  judex  domi- 
cilii die  Sache  nur  untersuchen,  dann  aber  den  Thäter  an  das 
forum  delicti  commissi  verweisen  solle. 

2.  £in  Weltstrafrecht  besteht  nach  der  Glosse  einzig  gegen  den 
Vagabunden. 

Die  Glosse  markiert  zwar  nicht  die  Entstehungszeit  der  Doktrin 
des  internationalen  Strafrechts,  so  wenig,  wie  dies  bezüglich  des  inter- 
nationalen Privatrechts  der  Fall  ist,  aber  sie  bezeichnet  doch  mit  ihren 
theoretischen  Bemühungen  den  ernsthaften  Willen,  die  in  dieser  Materie 
auftauchenden  Fragen  einem  Studium  der  „Doktoren**  zu  unterwerfen, 
—  ganz  ähnlich  wie  im  internationalen  Civilrecht^®). 


38)  Dies  hat  schon  Berner^  Wirkungskreis  des  Strafgesetzes  nach 
Zeit,  Raum  und  Personen,  besonders  von  der  Bestrafung  der  im  Aus- 
lande begangenen  Verbrechen,  vom  Asylrecht  und  von  der  Auslieferung  der 
Verbrecher,  von  der  Rückwirkung  der  Strafgesetze  und  vom  Rechtsirrtum 
(Berlin  1853)  S.  88  treffend  ausgeführt  Vergl.  auch  v.  Bur^  Das  internatio- 
nale Privat-  und  Strafrecht  S.  504,  femer  dessen  Theorie  und  Praxis  I S.  17  ff. 
und  dessen  Lehrbuch  S.  8. 

89)  Die  Parallele  geht  noch  weiter.  Auch  an  den  Univeraitäten  er- 
langte das  internationale  Strafrecht  kein  rechtes  Domizil,  —  es  gin^  ganz 
so,  wie  beim  internationalen  Privatrechte.  Diese  Partie  des  internationalen 
Lebens  mufs  meiner  Ansicht  nach  von  einem  Specialisten  vertreten  werden 
und  zwar  am  richtigsten  von  demjenigen,  der  das  kosmopolitiBche  Leben 
und  seine  Konflikte  im  Privatrechte  erörtert  und  behandelt. 

ZeiUohrift  f.  iDtern.  Privai-  u.  Strafrecht  etc.,  Band  IX.  2 
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Schon  frühe  wurde  in  der  Litteratnr  nntersacht, 
ob  die  Fremden  wegen  der  Verletzung  der  internen 
Btrafstatuten  bestraft  werden  können.  Die  Einen  sagten, 
die  Unkenntnis  des  Gesetzes  entschuldige  nie,  die  Andern  aber 
warfen  die  Frage  auf:  an  ä  quando  stcdutum  civitatis  liget  exiraneos*^). 
Joannes  Faher  speciell  macht  darüber  interessante 
Ausftlhrungen:  er  will  unterscheiden,  ob  das  Delikt  strafbar  sei 
nach  jus  commune  oder  nur  nach  dem  Statut  des  betreffenden  Ortes. 
Aber  auch  die  Erörterungen  der  anderen  zwei  Juristen  sind  von  Be- 
deutung, wenn  auch  die  von  ihnen  gewtthlten  Beispiele  aus  einer 
anderen  Welt  als  der  heutigen  stammen.  Die  vorhin  erwähnte  Frage, 
ob  einem  Fremden  zugemutet  werden  könne,  die  lokalen  Stra&tatute 
zu  kennen,  gab  den  Anlafs  zu  weiteren  Betrachtungen,  die  nicht  un- 
wichtig sind  und  die  unter  Umständen  auch  für  das  inter- 
nationale Civilrecht  verwertet  werden  können.  In  der 
späteren  Praxis  wurde  ausgesprochen,  es  genüge  ein  -Zeitraum  von 
sechs  Wochen,  um  die  Statuta  kennen  zu  lernen ^^).  Es  liefse  sich 
nun  an  der  Hand  dieser  Idee  erwägen,  ob  es  nicht  zulässig  wäre, 
nach  einer  gewissen  Zeitperiode  einen  Fremden  trotz 
der  Beibehaltung  seiner  Nationalität  privatrechtlich 
völlig  dem  Domizilrecht  zu  unterwerfen,  —  ich  habe  dabei 
allerdings  nicht  an  sechs  Wochen,  sondern  an  einen  Zeitraum  von  un- 
gefähr zehn  Jahren  gedacht  Indessen  erwähne  ich  dies  nur  im  Vorbei- 
gehen: der  Gedanke  mufs  noch  weiter  geprüft  werden. 

Im  internationalen  Strafrechte  kommen  nach  dem  Gesagten 
neben  den  späteren  auch  die  frühen  italienischen  und  französischen 
Juristen  in  Betracht^').  Wir  finden  hier  schon  die  Spuren  eines  ge- 
wissen Weltstrafrechts  und  zwar  neben  dem  Falle  des  Vaga- 
bunden  (den  schon  die  Glosse  annahm)  auch   bezüglich   des  hannitus 


40)  Im  Strafrechte  ist  namentlich  von  Bartolus  und  Baldu*  mehr£Mh 
hervorgehoben  worden,  dafa  die  Strafstatuten  auch  auf  Fremde  anzuwenden 
seien,  wenn  sie  dieselben  kannten.  Und  dieses  Kennen  wird  insbesondere 
auch  angenommen,  wenn  der  Fremde  sich  in  der  betreffenden  Gegend  schon 
länger  aufgehalten  hat  Vergl.  die  Stellen  von  Bartolus  No.  20;  Baldus 
No.  95,  abgedruckt  in  der  Zeitschrift  für  intemat.  Privat-  und  Strafrecht  IV 
8.  264  u.  467.    Vergl.  auch  Kohler  das.  V  S.  234. 

41)  Vergl.  Boullenoü ,  TVaü^  de  la  personnalüS  ei  de  la  rialiU  des 
loix  I  p.  160. 

42)  Yerel.  Kohler  in  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und 
Strafrecht  IV  S.  225,  V  S.  232  und  r.  Martitz,  Internationale  Rechtshülfe 
in  Strafsachen.  Beiträge  zur  Theorie  des  positiven  Völkerrechts  der  Gegen- 
wart (1888)  I  S.  145,  der  sagt,  man  bemerke  mit  Verwunderung,  wie  zahl- 
reiche, höchst  moderne  Probleme  schon  von  den  Praktikern  des  15.  und 
16.  Jahrhunderts  als  strafprozessualische  Lehren  bearbeitet  worden  sind,  — 
die  Wurzeln  gehen  indessen  meiner  Meinung  nach  weiter 
zurück.  Das  Detail  des  frühen  italienischen  Strafirechts  ist  nunmehr  dar- 
gestellt von  KoM^r,  Studien  aus  dem  Strafrecht  Heft  1  (1890)  und  Heft  2-6 
unter  dem  Titel:  Das  Strafrecht  der  italienischen  Statuten  vom  12.— 16.  Jahr- 
hundert (1897). 
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und  gegenüber  Mördern  and  Rttabera^).  Und  an  diesen  Ge- 
danken ist  anch  im  heutigen  internationalen  Straf- 
rechte anzuknüpfen.  Das  sogenannte  Weltrechtsprincip  ist  in 
einem  gewissen  Umfange  anzuerkennen,  weil  es  (zumal  beute)  einzelne 
Reehtsgüter  giebt,  die  eine  universelle  Natur  haben  ^).  Dies  ist  in 
folgenden  Richtungen  anzuerkennen: 

1.  Soweit  es  sich  um  Verbrechen  gegen  die  ganze  Menschheit 
handelt  (Anarchismus,  Seeraub,  SkUvenhandel) :  „Der  solida- 
rische Feind   mufs   den  solidarischen  Widerstand  erzeugen"  ^^). 

2.  Soweit  es  sich  handelt  um  Rechtsgüter,  welche  im  Interesse 
des  ungehinderten  Völkerverkebrs  oder  der  besseren  Beförderung 
des  Völkerwohls  dem  Alleinbesitz  der  einzelnen  Staaten  entzogen 
sind  (neutralisierte  Kanäle,  Telegraphen-  und  Telephonlinien, 
SpitiÜer). 

8.     Soweit  es   steh  handelt  um  Rechtsgüter,    die  dem   einen  Staate 

zwar  angehören,  an  deren  Unversehrtheit  aber  alle  Kulturstaaten 

das  gleiche  Interesse  haben  (E>^htheit  der  Münzen,  Unverflüscht- 

heit  der  Waren  des  internationalen  Handels). 

Der  Gedanke  eines  so  limitierten  Weltstrafrechts  ^^)  ist  von  Hugo 

OroUus   sehr  schön  begründet  worden:    eine  Bestrafung  (speciell  eine 

Auslieferung)  soll  erfolgen  fUr  Verbrechen,  quae  statum  publicum  ianguni^ 

atä  quae  eximiam  habent  facinoris  atrodtaiem^'^).     Die  Nutzanwendimg 

dieses  Satzes  fUr  die  specifisch  moderne  Zeit  liegt  auf  der  Hand. 

Aber  ich  möchte  doch  noch  folgendes  betonen.  Auch  im  inter- 
nationalen Strafrechto  bedarf  es  ganz  so  wie  im  inter- 
nationalen Privatrecbte  der  Verständigung  der  Staaten, 
—  es  kann  auch   hier  nicht  jeder  einzelne  Staat  mit  Erfolg  von  sich 


48)  I^e  späteren  Juristen,  welche  über  die  internationalen  Privatrechts- 
fingen  schrieben,  machten  ebenfalls  wichtige  Erörterungen  über  internatio- 
nal Strafrecht,  so  z.  B.  P.  Voet,  De  Uatutia  sectio  IV  cap,  3,  4;  XI  eaii, 
1  u,  2.  Dieser  Autor  beruft  sich  nidit  selten  auf  Gresichtipunkte  des  inter- 
nationalen Verkehrs  und  er  stellt  dann  zwei  Ausdrücke  in  eine  antithetische 
Beleuchtung,  nämlich  die  Worte  tle  Jure  und  de  humanäate.  Damit  will  er 
sagen,  rein  juristisch  (de  Jure)  wäre  die  Sache  so  aufzufassen,  aber  mit 
Rücksicht  auf  die  Ordnimg  des  kosmischen  Verkehrs  (de  humanüate)  müsse 
die  IßVage  anders  beurteilt  werden.  Vergl.  auch  IJurgundus,  Ad  conauetn- 
iiines  Flandriae  tract,  V  No.  2;  Hertintf,  De  colL  leg,  sectio  IV  §  XIX; 
JJovllenois,  Obs.  4  p.  &4t  65;  Bouhier^  Lea  couiumes  tlu  ducke'  de  JJour- 
gogne  c,  34  p.  588. 

44)  Binding,  Handbuch  des  Strafrechts  I  S.  379  u.  380.  Die  Aus- 
führungen dieses  Juristen  sind  speciell  hier  grundlegend. 

4^  Binding  a.  a.  0.  S.  879. 

46)  Verffl.  aus  der  neueren  Zeit  auch  R.  Heinzey  Universelle  und  par- 
tikuläre Stra&echtspflege  (1896)  S.  27.  Es  giebt  Normen,  welche  die  ganze 
Menschheit  beherrscnen  „unabhängig  von  den  Grenzen  der  einzelnen  Staaten, 
von  der  Nationalität  der  Verbrecher  und  der  Verletzten ;  sie  gelten  auch  für 
Apoliden  und  für  staatenlose  Teile  der  Erdoberfläche'^. 

47)  GrotiftSf  De  jure  belli  ac  pacis  über  II  cap,  V  §  5  und  cap.  XXI 
§  3 — 6  und  dazu  die  feinen  Deduktionen  von  v.  Afartäz  a.  n.  O.  I  8.  445  ff. 

2* 
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ans  vorgehen.  Wir  haben  es  eben  auch  hier  mit  einem  inter- 
national zu  lösenden  Tradandum  zu  thnn^^).  Was  nützen  auch 
die  kontinuierlichen  Betrachtungen  über  die  Principien  des  intematio* 
nalen  Strafrechts,  welche  der  partikuläre  Staat  praktisch  verwenden 
soll?  Alle  tiefsinnigen  Betrachtungen  über  das  Territorial itäts- ,  Per- 
sonal- (Subditions- ,  Subjektions-,  strafrechtliche  Nationalitäts-)  Princip, 
das  Reaiprincip  (Princip  der  beteiligten  Rechtsordnung ;  Schutzpriucip)^^) 
sind  direkt  für  das  internationale  Leben  so  lange  unfruchtbar,  als 
man  sich  nicht  entschliefst,  sich  unter  den  Staaten  darüber  zu  einigen. 
Ganz  ähnlich  wie  im  internationalen  Privatrecht  ist  auch  hier  Front  zu 
machen  gegen  die  sogenannten  „ Principien **  und  „Axiomata''.  Die 
grofse  internationale  Staatenfamilie  mufs  die  heutige 
Kultur. gegen  die  Feinde  der  Menschheit  schützen.  Eine 
vereinzelte  interne  Gesetzgebung  ist  bekanntlich^^)  nicht  im  stände, 
der  civilisierten  Welt  direkt  Gebote  und  Verbote  zu  dekretieren^^)  und 
deswegen  mufs  der  Kreis  derjenigen  Vergehen,  welche  heute  schon 
unter  dem  Namen  der  delicta  juris  gentium  zusammenge&fst  werden 
können,  auf  dem  internationalen  Boden  geordnet  werden.  £s  genügt 
nicht  zu  sagen,  es  bestehe  ein  grofses  und  anerkanntes  Stammkapital 
des  Strafrechts  der  Welt  oder  der  Menschheit,  —  dieses  Kapital 
ist  auszuprägen  und  von  den  Staaten  gemeinsam  und 
förmlich  zu  sanktionieren.  Diese  Detailarbeit  kann  wiederum 
nur  durch  staatliche  Konferenzen  vorbereitet  werden. 


48)  Vergl.  v.  Liszt  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissen- 
schaft II  S.  55—81.  Gegen  die  Ausführung  dieses  Juristen  habe  ich  freilich 
verschiedenes  einzuwenden ,  aber  der  Grundgedanke  ist  gewifs  zutreffend, 
dafs  eine  Art  Weltrech tshülfeverü'Sj^es  abgeschlossen  werden  sollte.  Das 
Institut  de  droit  international  hat  diese  Fragen  noch  nidit  scharf  angefafst. 
Vergl.  Tableau  g4n6ral  de  V Institut  p,  92—102  und  Remte  de  dr.  i.  XV 
p,  602—604. 

49)  „Die  Bunt8check]e;keit  der  theoretischen  Anschauungen^,  von  der 
E,  J.  Bekker,  Theorie  des  deutschen  Strafrechts  I  (1857)  S.  159,  sprach, 
besteht  zum  Teil  auch  heute  noch. 

50)  Viel  citiert  ist  die  Bemerkung  von  v.  Liszt  (Zeitschrift  für  die  ge- 
samte Strafrechts Wissenschaft  II  S.  52),  dafs  die  Redewendung  von  einem 
deutschen  internationalen  Strairechte  eine  logische  Unmöglichkeit  ist  Ich 
bin  nicht  dieser  Ansicht  und  eine  Vergleichunfi'  dieses  Gebietes  mit  dem 
inteniationalen  Civilrechte  hätte  sofort  gezeigt,  aafs  die  behauptete  Unmög- 
lichkeit eine  reale  Wirklichkeit  enthält.  Die  positiven  Hechtsnormen  sind 
im  internationalen  Privat-  und  Strafrechte  allerdings  zimächst  auf  der  in- 
ternen Autorität  aufjj^ebaut,  allein  ihre  Aufgabe  liegt  doch  darin,  dafs  sie  die 
internationalen  Beziehungen  ordnen  wollen,  soweit  dies  mit  den  Normen 
der  andern  Staaten  vertraglich  ist. 

51)  Dafs  das  internationale  Strafrecht,  so  wie  die  Sachen  jetzt  liegen, 
zunächst  ein  deutsches,  französisches  oder  englisches  Strafrecht  ist,  hat  neuer- 
dings Beling,  Die  strafrechtliche  Bedeutung  der  Exterritorialität  1896  S.  19, 
betont. 
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V. 

Die  Auslieferung  ist  allerdings  unter  den  civilisierten  Staaten 
gegenwärtig  so  gut  organisiert,  dafs  dadurch  eine  Art  räumlichen 
Gesamtgebietes  hergestellt  wird,  innerhalb  dessen  der  Aufenthalt  des 
Verbrechers  jenseits  irgend  welcher  Landesgrenzen  nicht  mehr  von 
peremtori  scher,  sondern  nur  noch  von  dilatorischer  Be- 
deutung ist^*). 

Ich  gebe  nun  freilich  zu,  dafs  die  Pflicht  der  Aus- 
lieferung nicht  direkt  auf  die  italienische  Doktrin 
zurtickgeführt  werden  kann.  Die  Glosse  nahm  nämlich  eine 
rechtliche  Auslieferungspflicht  nicht  an,  sondern  sie  erklärte,  die  Aus- 
heferung  sei  eine  Sache  des  feinen  Tones  f„urbaniias*^).  Sie  sagt  zu 
l.  7  §  5  de  accttsat.  48 ^  J^  und  speciell  zu  dem  darin  enthaltenen 
Worte  remiUeret: 

„hoc  si  kUitabcUf  üb  in  a/uth,  vt  nullt  jutli,  §,  Si  vero  guü,  vel 
hoc  speciale:  tU  in  naufragio  tU  l,  7  de  incendio  ^  ruina  et  naufragits 
47,  9  vel  hoc  facere  debet  ex  urbanitate,^ 

Und   zu    dieser   letzteren    lex   bemerkt   die    Glosse    (speciell    zu    dem 
Worte   ^remiUantur^) : 

No,  speciale  ut  actor  trahai  reum  ad  suum  judicem:  licet 
quandoque  ex  urbanitate  fiat^^). 


52)  Vergl.  Reinze  a.  a.  O.  8.  57.  Zu  diesen  treffenden  Ausführungen 
and  zu  dem  gegenwärtigen  Rechtszustande  überhaupt  bilden  die  Bemerkungen 
von  Beecaria  einen  merkwürdigen  Kontrast  Beccaria^  Über  Verbrechen 
und  Strafen  zuerst  1764  (übersetzt  von  Glaser),  2.  Anfl.  1876,  21.  Kapitel 
(S.  83),  untersucht  die  Frage,  ob  Asyle  gerecht  sind  und  ob  völkerrechtliche 
Verträge  über  die  gegenseitige  Auslieferung  von  Verbrechern  nützen  oder 
schaden  und  sa^t  dann:  Die  Frage,  ob  es  nützlich  ist,  wenn  die 
Nationen  sicn  gegenseitig  ihre  Verbrecher  ausliefern,  wage 
ich  nicht  zu  beantworten,  solange  die  Gesetze  nicht  den  Bedürfnissen 
der  Menschen  mehr  angepafst,  die  Strafen  milder  sind,  solange  nicht  die 
Herrschaft  der  Willkür  und  blofser  Meinungen  gebrochen  und  dadurch  die 
unterdrückte  Unschuld,  die  angefeindete  Tugend  sichergestellt  ist,  solange 
die  Tvrannei  nicht  ^nzlich  aus  jenem  grofsen  Gebiete,  wo  die  Interessen 
des  Thrones  und  der  Unterthanen  immer  mehr  miteinander  verwachsen, 
hmausgedrängt  wurde  in  die  öden  Flächen  Asiens.  Allerdings  wäre  die 
Überzengunff,  es  sei  auch  nicht  dne  Hand  breit  Erde  zu  finden,  wo  wahre 
Verbrecher  Verzeihung  finden,  ein  sehr  wirksames  Mittel,  diese  zu  yerhindem. 
—  Es  ist  auch  charakteristisch,  was  Christ,  Wolf,  Jus  gentium  §  145,  sagte: 
Erga  eoeules  misericordes  esse  debemus  .  .  .  nobis  potius  incumbit,  ut  eos 
ad  tneliorem  frugem  reducamus, 

58)  Ghinz  ähnlich  wird  auch  heute  noch  in  der  enfflisch-amerikanischen 
Doktrin  als  Grund  der  Auslieferung  die  comity  bezeichnet  Vergl.  Philli- 
more,  Commentaries  upon  international  law  3  ed,  I  pag,  522 ^  der  seine, 
Erörtemngen  dahin  zusammenfafst:  The  restdt  of  the  whole  consideration 
of  this  subiect  is,  that  the  extradition  of  criminals  is  a  mcUter  of  comity y 
not  of  right,  except  in  the  cases  of  special  Convention,  Ganz  ähnuch  Hall, 
International  law,  Oxford  1880,  p.  48  u,  49  (es  erschien  allerdings  1895 
eine  4  Aufl.).  Ebenso  Oreasy,  First  plaiform  of  international  law^  iondon 
1876  No,  208,  Anders  und  selbständig  wie  immer  spricht  sich  Lorimer, 
The  Institutes  of  the  law  of  nations  1883  I  p,  336  aus:  es  handelt  sich 
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Die  Ansliefemngspfiicht  trat  oaturgemäfs  in  Gegensatz  zu  dem  Selb- 
ständigkeitsgef^hl  der  italienisclien  Städte  und  deswegen  verneinte  sie 
die  Praxis,  aasgenommen,  wenn  die  verschiedenen  Territorien  unter 
dem  einen  und  gleichen  Fürsten  standen.  Abgesehen  davon  galt  der 
Satz:  ^secundum  consueiudinem  Italiae  remissio  non  jU^  (Bartolus), 
In  dieser  Richtung  hat  die  Neuzeit  allerdings  energische  Fortschritte 
gemacht,  —  das  Institut  de  droit  intemcUional  formulierte  die  Aus- 
liefemngspfiicht  sehr  gut,  indem  es  den  Satz  aufstellte: 

Vextradüion  est  un  acte  international  conforme  h  la  justice  et  ä 
VintSret  des  Etats,  puisquUl  tend  ä  pr^venir  et  ä  riprimer  e/fieacement 
les  infractions  h  la  loi  pinale^). 

Aber  abgesehen  vom  Auslieferungsrechte,  —  was  ist  das  Facit 
des  modernen  internationalen  Strafrechts?  Wir  stehen  hier  am  Anfange 
unserer  Aufgaben.  Das  historische  Debüt  der  Doktrin  zeigt 
uns,  dafs  die  Wissenschaft  in  dieser  Materie  auch  heute 
noch  —  fast  darf  man  sagen  —  weiter  debütiert  Die  Ordnung 
dieser  Fragen  mufs  ähnlich  angefafst  werden,  wie  es  im  internationalen 
Privatrechte  geschehen  ist :  es  müssen  staatliche  Konferenzen  abgehalten 
und  eine  Übereinstimmung  darüber  geschaffen  werden,  welche  Rechts- 
güter unter  den  Völkern  als  menschheitliche  aufzu&ssen  sind  und 
welche  deswegen  ihren  Schutz  verdienen  ^'^). 

Der  Gedanke,  den  ich  hier  ausspreche,  ist  nicht  neu,  aber  ganz 
so,  wie  ich  im  internationalen  Privatrechte  energisch  auf  die  Not- 
wendigkeit von  Staatenkonferenzen  hingewiesen  hatte  ^®),  möchte  ich 
es  auch  im  Interesse  des  internationalen  Strafrechts  thun.  Wir  müssen 
uns  auch  hier  von  dem  Vorgehen  der  südamerikanischen  Staaten  in- 
spirieren lassen :  diese  Staaten  haben  einen  Vertrag  entworfen  über 
internationales  Strafrecht,  der  folgende  Titel  enthält: 

1.  die  Gerichtsbarkeit  (Titel  I), 

2.  das  Asybecht  (Titel  II), 

3.  das  Recht  der  Auslieferung  (Titel  III), 

4.  das  Auslieferungsver&hren  (Titel  IV), 
4.    die  vorläufige  Festnahme  (Titel  V). 


hier  nach  ihm  um  ein  debitum  justitiae;  ebenso  Kent^  Commentaries  on 
American  lato  12  ed.  I  p,  39—41.  Wharton,  Conflict  of  laxos  2  ed.  §  836 
findet,  eine  Ausliefenmgspflicht  bestehe  auch,  wenn  ein  Staatsvertxafi^  nicht 
vorliege,  „/or  offenses  Jure  gentium'*.  Ich  verwdse  auch  auf  Gar- 
raud,  Traü^  thiorigue  et  pratique  du  droit  pSnal  frangais  2  id.  Paris 
1898  I  no.  180  ff. 

54)  Vergl.  Tableau  ghiiral  de  VInstitut  de  dr.  i.  1873—1892  p.  104  ff. 

55)  Die  bisherü^en  Arbeiten  von  Bemer,  Wirkungskreis  des  Straf- 
gesetzes (1858),  V.  Bar^  Binding^  v.  Rohland,  Basquale  Fiore,  ßrocher 
werden  dabei  als  treffliche  Grundlage  der  Diskussion  dienen,  —  nicht  zu 
vergessen  die  sehr  beachtenswerten  Erörterungen  von  E.  J.  Bekker, 
Theorie  des  heutigen  deutschen  Strafiechts  I  (1857)  S.  157—194. 

56)  Vergl.  meine  Abhandlung:  Die  Doktrin  des  internationalen  Privat- 
rechts in  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht  I  (1891) 
S.  160—162,  169  XL  170.  Bezüglich  des  internationalen  Straf  rechts  be- 
tonte dies  schon  J.  Fr.  Heb.  Abegg,  Über  die  Bestrafung  der  im  Auslande 
begangenen  Verbrechen  (1819)  S.  92. 
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Es  ist  dies  der  Vertragsentwurf  von  Montevideos^). 
Die  Konferenz  der  nord-,  mittel-  und  südamerikanischen  Staaten, 
welche  in  Washington  am  2.  Oktober  1889  zusammentrat  und  am 
19*  April  1890  geschlossen  wurde,  empfahl  den  Regierungen  die 
Ptüfung  der  durch  den  Kongrefs  von  Montevideo  beschlossenen  Verträge 
(Privat-,  Handels-,  Prozefsrecht  u.  s.  w.).  Es  bestand  auch  eine  Com- 
mission  tTextradtHan  ^  welche  die  Annahme  des  Vertrages  über  inter- 
nationales Strafrecht  befürwortete.  Pradier  -  Foder4  fügt  dieser  Notiz 
folgende  Worte  bei*®): 

.  .  .  maia  comme  la  Ugülation  spieidU  des  Etats  Ünia  a  certaines 
rhgles  qui  lui  sotU  propres  sur  ceUe  mattere  la  commission  a  pr^vu  ce 
eas  et  a  reeommandi  aux  gouvernements  latino-am^ricains  de  eonclure 
aoec  celui  des  Etats-  Unis  de  VAmMque  du  Nord  des  iraüü  d^ extra- 
dition  sur  des  bases  acceptables  par  ces  derniers,  mais  aussi  uniformes 
que  possible. 

Die  angenommenen  Konklusionen  lauten  (Minutes  of  the  inter» 
national  American  Conference  Washington  1890  p.  755  u.  756) 
folgendermafsen : 

1)  To  recommend  to  the  Govemments  of  the  Latin- American  nations 
the  study  of  the  treaty  of  penal  international  law  made  at  Monte- 
Video  by  the  South  American  Congress  ofl888,  in  order  that  within 
a  year,  to  be  counted  from  the  date  of  the  final  adj'oumment  ofthis 
Conference^  they  may  express  whether  they  cuihere  to  the  said  treaty^ 
and  in  case  that  their  adhesion  is  not  complete^  which  are  the  restric- 
tions  or  modifications  with  which  they  accept  it, 

2)  To  recommend  at  the  same  time  that  those  Govemments  of  Latin 
America^  which  have  not  already  made  special  treaties  of  extradition 
with  the  Government  of  the  United  States  of  North  America,  should 
mähe  them. 

Mit  Ausnahme  von  Chili  votierten  alle  Delegierten  für  diese  Re- 
solution (Minutes  p.  756),  —  freilich  ist  es  richtig,  dafs  bis  heute  ein 
praktisches  Resultat  aus  allen  diesen  Bemühungen  meines  Wissens  noch 
nicht,  hervorgegangen  ist,  indessen  sind  die  geschilderten  Anstrengungen 
an  sich  schon  sehr  zu  loben,  —  es  sind  Profile  der  späteren  Ent- 
wickelnng. 

Jedenfalls  sollten  wir  versuchen,  das  Beispiel  der 
südamerikanischen  Staaten  auch  im  Gebiete  des  Straf- 
rechts nachzuahmen. 

Auch  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Kampfes  gegen  die 
Verbrechen  würden  dann  wohl  infolge  dieses  Vorgehens  Rechtsnormen 
entstehen,  welche  von  hoher  Bedeutung  sein  können  für  das  Wohl  der 
Staaten  und  der  Individuen.  Selbstverständlich  gilt  aber 
auch  für  diese  Konferenzen  alles  dasjenige,  was  ich  be- 


57)  Der  Vertragsentwurf  von  Montevideo  ist  in  der  Ursprache  und  in 
englischer  Sprache  publiziert  in  Minutes  of  the  international  American 
Conference,  Washington  1890  p.  739— 750-  Femer  ist  er  in  der  Ursprache 
enthalten  in  der  Schrift  von  Segovia,  El  derecho  intemacional  privado  y 
el  Congres  Sud-Americano,  Buenos-Aires  1889  p,  228 — 243.  In  deutscher 
Sprache  wurde  der  Vertragsentwurf  publiziert  von  Heck  in  der  Zeitschrift 
für  internationales  Privat-  und  Strafrecht  I  S.  336-888,  592-597. 

58)  Vergl.  Eevue  de  droit  international  XXII  p,  639. 
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züglich  der  staatlichen  Colloquia  über  internationales 
Privatrecht  gesagt  habe.  Nor  dann  ist  ancb  hier  an  ein  wirk- 
liches Gelingen  des  Werkes  zu  denken,  wenn  die  internationalen 
Zusammenkünfte  sorgfliltig  vorbereitet  sind,  —  ich  verweise  hier  auf 
das  früher  Gesagte. 


Zweiter    Teil. 

Auszüire  aus  den  alten  Juristen. 

A.    Stellen  aus  dem  Speculum  juris 

von  Durantis. 

Vorbemerkungen. 

Guüielmus  Durantis  ^^),  geb.  1237  in  Puimisson  unweit  Beziers 
in  Languodoc  (8üdfrankreich),  studierte  in  Bologna,  —  er  konnte  noch 
Äccursius  (t  ungef)&hr  1260)  und  Odofredus  (f  1265)  hören.  Er 
verfafste  das  Speculum  judiciäle.  Dies  ist  bekanntlich  ein  grofses 
Sammelwerk,  „das,  wie  der  Ozean  die  Ströme,  den  Stoff  der  bedeuten- 
deren früheren  Schriften  in  sich  aufnahm  und  durch  die  Er&hrungen, 
die  der  Verfasser  in  dem  eigenen  thatenreichen  Leben  als  Rechtslehrer, 
Richter  und  Staatsmann  gemacht,  bereichert  wurde'' ®^).  Wegen  dieses 
Werkes  wurde  der  Verfiisser  Speculator  genannt,  —  er  starb 
1296«»). 

Es  kommen  drei  EüiuptausfÜhrungen  des  Speculator  in  Betracht, 
die  ich  hier  zum  Abdruck  bringe®^): 

1.  aus   liher   2    part   II  §   12:    De   instrumentorum 
editione  No.   15  u.  16  (Form  der  Testamente), 

2.  aus  liher  2  part  III  §  5:   De  sententia  et   de  his 
quae  ipsam  sequuntur  No.  2  (Vertrage), 

8.    aus  liher  4   part.  /  No.  5 — 11:  De  constitutionibus. 

Über  ^Durandi  vita^  sagt  die  in  der  Note  citierte  Ausgabe: 


59)  Der  Name  darf  nicht  Durandns  oder  Durandi,  sondern  nur 
Durantis  oder  Duranti  geschrieben  werden.  Vergl.  Savignyy  Geschichte 
des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  V  S.  573. 

60)  VeijB^l.  Bethmann-  Holiweg,  Der  Civiiprozefii  des  gemeinen  Rechts 
in  geschichtlicher  Entwickelung  VI  1  S.  203  ff.,  femer  Savigny,  Geschichte 
des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  V  S.  571  und  LaM,  Introduction  au 
droit  tntemcUtonal  privi  I  pag,  118.  Das  ^eculum  juris  von  Durantis 
gab  den  Anlals  zur  Herausgabe  eines  Speculum  abbreviatum,  welches,  1511 
gedruckt,  einem  Johannes  de  Stynna  (Johannes  de  Zinna)  zugeschrieben 
wird.  VergL  Stintzing^  Geschichte  der  deutschen  Rechtswissenschaft  I  8.  14 
und  Bethmann-Holhoeg  a.  a.  O.  VI  8.  234. 

61)  E,  J.  Bekker,  Pandekten,  I  S.  30  Anm. 

62)  Nach  der  Ausgabe  Francofurti  1592.  Ich  verglich  damit  die  Aus- 
gtkhe  Venetiis  1494.  Es  g^ebt  noch  andere  Ausgaben,  z.  B.  Francofurti 
1612;  Savigny  zfthlt  im  ganzen  39  Editionen. 
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Henrici  de  Segusia,  cardinalü  Hoatünaia,  auditor  et  discipulus 
/uü  Ouüielmtis  Durandus;  gui  eximium  opua^  quod  „speculum*'  in- 
ecripeiif  anno  MCCLXXI^  edidü^  ex  eo  magnam  aane  gloriam  apud 
posteritatem  consectUus,  Mtdta  tarnen  veterum  scriptorum  ipse  sihi 
sumpsitf  et  in  hoc  opus  ad  verbum  descripsit,  quae  postea  Joannen 
Andreae  in  atiditionibue  suis  paseim  notavit  atque  prodidit.  Praeterea 
frequeniiesimum  hoc  Uli  est,  opinionibus  aliortim  hinc  inde  utramgtie 
in  partem  recitatis ,  stU>iicere ;  quaestionemque  in  suspenso  relinquere. 
Quae  quidem  res  dttbium  lectoris  animum  magis  etiam  implicatum  red- 
da,  Nihilominus  tarnen  utilis  scripior  est,  deque  iurisprttdentia  bene 
meritus,  Excessit  ex  vita  non  mutto  pnstquam  „speculum'*  absolvisset, 
invenis  adhuc,  et  annum  XXX  non  ita  multum  egressus^*). 


Liber  2  Part.  II. 

De  InstrnmentoraiiL  edltlone. 

Swnmarium, 
§  12«*). 
Testamenta  qnaliter  impngnentur 

15*    Ad  testatnentum  validandum  an  sola  consuetudo  regioms  vel  patriae 

su/ßeiat. 
Ißm   Alienigena  in  testamenti  conditione  servans  consuetudinem  pairiae,  in 

qua  est^  an  possit  a  legitimis  suae  regionis  impediri, 

15.  Sed  nnmquid  dicemas  in  hoc  sufficere  solam  consuetudinem 
regionis  aut  civitatis  vel  viUae  vel  castri  aliquod  ius?  Pute,  quod  sie, 
et  super  hoc  vide 

l.  1  de  muris  22,  1 

l  3  de  testibus  22,  5  fin  fme) 

l.  13  §  1  communia  praed.  8j  4 

l.  3  C.  de  aedific.  privaiis  8,  10 

l.  1  C.  quae  sit  longa  conauetud.  8,  52 

c.  final,  X,  de  comuäudine  1,  4, 

16.  Quid  si  de  consuetudine  alicuius  loci  testamentum  coram 
tribus  testibus  &ctum  valet,  et  aliquis  alienigena  et  ibi  coram  tribus 
testamentum  condit,  et  aliquem  de  ipso  loco  heredem  instituit,  nunc 
legitimi  huic  testamento  se  opponunt?  Et  videtur  testamentum  valere, 
argnm. 

L  13  §  1  commun,  praed.  8,  4 
l.  11  l.  12  de  rebus  duhiis  34  y  5 
c.  2  D,  7UI 
hat  enim  pro  consuetudine  tali, 


63)  Savigny  sagt  a.  a.  0.  VI  S.  574  Note  2  auf  Grund  einer  Stelle  im 
Spee,  l,  ji  iii.  de  instr.  ed,  §  2,  der  Ver^Bisser  sei  zur  Zeit  der  Herausgabe 
fl271)  d4  Jahre  alt  gewesen.  Der  Ausdruck  Speculum  wurde  vielfach  auch 
m  andern  Wissenschaften  verwendet  Yergl.  z.  B.  Ten  Brinl-  und  Unger, 
Gesehiedenis  der  Nederlanduche  Letterkunde  pag.  140,  174, 

64)  Dieser  §  12  beginnt  mit  dem  Worte  compendiose. 
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l.  27  §  2  (in  med.)  de  pacHs  2,  14 
h  1  §  fin.  de  honor.  poss.  secund^  iäb.  37^  11. 
com  invetar  per  legem  divinam  ut 

c.  4  ^.  de  tesHbus  2,  20, 
argnm.  contra 

l.  12  C.  de  testamentis  6,  23. 
Non  enim  videtur  in  loco  faisse,  qui  ad  tempos  ibi  erat 

l  78  de  legatis  III 

e.  2  X.  de  verhör,  signific.  5,  40. 
ä  ego. 

Item  illa  consnetndo  est  specialis,  sed  lex  est  generalis,  ut  septem 
testes  requir&ntnr.     Unde  consnetndo  non  valet 

l.  3  §  5  de  sepuUhro  viol.  47,  12. 
nee  ligat  nisi  incolas, 

l.  27  de  tutor.  et  curat,  dat.  ab  his  26,  5. 
Super   hoc  dicnnt  quidam   quod ,    si   agatur  in  foro   ecdesiastico, 
Talebit,  si  in  saeculari,  et  agatur  in  loco,  nbi  testamentum  &ctum  est, 
index  servabit  illam  consnetudinem,  argum. 

l.  3  §  fin.  de  teätbus  22,  5 

c.  3  X,  de  eo  gut  mittitur  2,  15. 
Et  utrum  ibi  agi  debeat,  die  ut 

C.  übi  fideicomm,  peti  oport.  3,  17. 

l.  6  de  etnctionibus  21,  2. 
Si  autem  agitur  in  terra,   unde  testator  fait,   non  servabitnr  con- 
Buetudo.     Sed  argumentum  contra  hoc  in  praed. 

l.  6  de  etnctionibus  21,  2. 
cum  talis  consnetndo  sit  ad  litem  decidendam. 

Alii  dicnnt,    quod    si   mora   est   ppriculosa,    quia   erat   in   mortis 
periculo  constitutus,  nee  alibi  poterat  ire,  tunc  valet  testamentum,  arg. : 

l.  2  (in  fine)  C.  de  annedi  except.  7,  40. 

l.  37  (36)  ad  S.  C.  Trebdl  36,  1. 
Vel  die  quod  si  instituit  extraneos,  non  valet:    vel  si  legitimos,  sie  ut 

l.  21  C.  de  testamentis  6^  23 
—  secundnm  Ubertum  de  Bobio,  —  et  vide 

l,  28  §  1    (in  med.  „sin  autem  persona^)  C.  de  episcqpis  et 
der,  1,  3. 
Et  argumenta  pro  et  contra  infra 

lib.  IV  part.  1  de  constittd.  verb.  j^Et  sunt  haec.^ 
et  vide,  quod  notatur  in 

l.  3  §  n  de  peculio  15,  1. 
De  hoc  notatur  infra 

lib,  2  part,  III  de  sententia    §  quäliter  autem  verb,   ^item 
pone^. 
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Liber  2  Part  III. 

De  sententla  et  de  hls  qnae  ipsam  seqniintiir. 

Summarium. 

§5. 
1.   Sententia  ferri  debet  secundnm  allegata  et  probata  non  secnndum  con- 


2*    SentenÜa  ferri  debet  seeundum  eonsuetudinem  loci^  in  quo  contraetum 
est,  übt  lüigatoree  sunt  eUvereorum  locorum, 

2.  Debet  etiam  ferri  secandam  consuetadinem  loci  in  quo  con- 
traetum est,  ubi  litigatores  sunt  diTersorum  locoram,  quod  die  nt  snpra 
lib.  2  pari.  1  de  feriis  §  1  verb,  ^sed  pone^. 

Qaid  ergOy  si  unas  Camutemis  et  alter  Ehemensis  contrahunt 
PorMts,  demum  de  commoni  consensu  consentinnt  in  iudicem  Belna- 
censem  scientes  eum  säum  non  esse  iudicem,  ut 

l.  74  de  iudiciia  5,  1. 
Die  quod  üle  iudicabit  secnndum  eonsuetudinem  Parisiensem,  si  sit  illa 
oonsuetudo  ad  decidendam  litem,  ut  probatur  in  praed. 

1.  2  part.  1  de  feriis^  verh.  „sed  pone^. 

Item  pone^  quidam  Flandrensis  obiit  Januae*^)  et  ibi  in  testa- 
mento  uzorem  suam  heredem  instituit,  sed  ecce,  seeundum  eonsuetudinem 
Januae  non  potest  uxor  succedere  viro,  ex  quo  possessor  bonorum  se 
tuetur.  In  Flandria  vero  est  contraria  oonsuetudo  ^  ex  quo  mulier  re- 
plicat  Die,  quod  mulier  seeundum^®)  eonsuetudinem  Flandriae,  ubi 
Utigatur,  potior  est  in  adeunda  hereditate, 

2.  3  (tn  fine)  quiibus  ex  causis  in  poss.  eatur  42^  4. 

£t  sie  obtinuit  in  hac  quaestione  et  in  praed.  seeundum  Odofredum  per 
iura  posita 

in  praed.  verh.  ^sed  pone^  (de  feriis^  lib.  11  part.  1  §  1). 
De  boc  notator  supra 

lib.   2    part.  II  de  editione  instrument.    §  compendiosSj 
verb.  „quid  si  de  consuetudine^  (No.  16). 


65)  Janua  =»  Genua. 

66)  Midtiplidter  sed  schreibt  d.  Ausg.  v.  x494. 
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Liber  4  Part.  I. 

De  constltntlonibiis'^)« 

Summarium. 

1.  Ldbellus  qnaliter  sit  contra  constitntionnm  violatorem  concipiendas. 

2.  Actor  qualiter  faabeat  suas  positiones  formare. 

3.  Bens  qnaliter  formabit  suam  positionem. 

4.  Constitutiones  generales  sunt  ab  omnibns  sdendae. 

S,    ConstittUio  solum  aubieetoa  conatüuentis  Itgare  dicitur^  et  Imperator 

tantum  sulnectos  imperio  vuU  suis  legibus  adstringi, 
6»    Doctores,  scholaresy   advenae  et  peregrini  nan  ligarUur  statutis  eivi" 

tcUiSy  in  qua  sunt. 
7«    Contrahens  non  debet  conditionem  illius,  cum  quo  eontrtihitj  ignorare, 
8»    StcUutum  in  citfitate  factum  an  comprehendaJt  forensem, 
9m    Extraneus  delinquens  in  aliqua  civitate^  an  secundum  statuta  iüius 

civitatis  punietur, 
10m    Judici  non  licet  puniendi  modum  alium  a  statuto  civitatis  invenire, 
11.    Elxtraneus  in  aliqua  cimtate  portans  gladium  extra  formam  bannig 

an  sit  puniendus, 

5.  Et  nota,  quod  constitatio  solnm  ligat  snbiectos  constitaentis. 
Unde  et  imperator  snbiectos  imperio  tantnm  vnlt  suis  legibus  adstringi,  ut 

l.  1  pr.  C.  de  summa  trinitate  1,  1 

§  5  de  Justiniano  Codice  Confirmando  (Cod.) 

l.  unica  de  cohnis  Palaestinis  lly  51 

l,  14   C.  de  iudiciis  5,  i, 

c.  1  D.  vni 

l.  J27  (26)  ad  8.  C.  TreheUian.  36,  1. 

6.  Et  sunt  haec  in  argumento  quod  doctores  et  scholares  peregini 
et  advenae  non  ligantur  statutis  civitatis,  in  qua  sunt,  nee  doctor  iudi- 
cabit  inter  scholares  secundum  illa  sed  secundum  ius,  vel  si  Biterrensis 
litigat  Narbonae  cum  Narbonensi,  non  nocebit  illud  statutum  seu  con- 
suetudo  Narbonensis,  et  hoc  tenent  Jacobus  et  Älbericue  FapienseSy 
sed  evidenter  est  contra 

c.  ^  D.  VIII  in  princ. 
ibi  nulla  civis  aut  peregrini  libidine  violetur.  Unde  dicunt  cdii,  quod 
licet  constitutio  non  liget  directe  non  subiectos,  ligat  tarnen  indirecte. 
Nam  si  Biterrensis  convenit  Narbonae,  Narbonae  sequitor  statuta  et 
consuetudinem  Narbonensem,  nam  actor  forum  rei  et  iura  fori  sequi 
debet,  ut 

c.  6  X.  de  foro  campet.  2j  2. 
cum  suis  concordiis  etiam  si  reconveniatur,  ut 

C.  3  qu.  8. 


67)  Laini  sagt  zu  diesen  Ausfuhrungen  a.  &,  0.  I  p,  118:  Durant 
riunit  plusieurs  questions,  mais  il  les  traue  dune  fagon  vague  et  obseure. 
parceque*il  niglige  de  priciser  les  rapports  de  droit  au  sti/et  desquels  il 
pr6voit  des  difficrdtes;  il  est  cependant  un  peu  plus  explicite  pour  les  dSlits. 
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enios  in  agendo 

I.  6  de  evictionibus  21^  2. 
Et  si  Biterrensis  allegat  ignorantiam ,    quoddam  decretum  non  ligat,  ut 

c.  2  X  de  Consta.  1,  2 

l.  finälis  de  decretis  ab  ordme  fcuiend.  50,  9 
et  qnae  praesumitor,  nisi  contra  probetur  de 

l.  21  de  prohationihus  22^  3 

h  16  de  episcopali  audientia  1^  4, 

7.  Reepondebitur  ei,  qaod  non  debet  esse  ignarus  conditionis 
dos,  cum  quo  contrahit, 

l.  19  de  regulis  iuris  50^  17. 
Sed  certe  iste  poterit  replicare  per 

h  1  pr.  de  exercit.  actione  14,  1 
item  pro  hac  parte  fiicit 

l.  1  C.  de  emancipat.  liberor.  8,  48 
sed  ibi  loqaitar  de  voluntaria  inrisdictione,  in  qua  alia  iura  stataontnr 
quam  in  contentiosa,  ut 

l.  2  de  officio  praesidis  i,  18 
unde  prios  dictum  verius  est  de  iuris  rigore,  ut 

c.  21  X  de  sentent,  excomm.  5,  39. 
Praeses  enim  nihil  statuere  potest  in  non  subditos,  ut 

h  finaH.  C.  de  inrisdictione  omnium  iud,  3,  13 
et  soli  perpetuo  habitantcs  obligantur  lege  civitatis,  argum. 

l.  40  de  pigneratida  actione  13^  7 

l.  25  de  peculio  15,  1 

l.  ex  facto  §  festes  de  heredtb.  instit.  28 y  5. 

8.  Pone  ergo,  quod  statutum  sit  in  civitate,  ne  quis  inde  extrahat 
Uadum  vel  aliud ,  alioquin  extrahens  perdat  bladum  et  animal ,  ecce 
aliquis  forensis  extrahit:  numquid  perdct  rem  et  animal?  Et  videtur 
quod  non. 

Item  ignorans  fecit,  unde  non  incidit  in  edictum 

l.  4  de  actionibus  et  oblig.  44,  7 

l.  1  ad  legem  Comel.  de  sicariis  48,  8 

c.  2  X.  de  constitut.  1,  2. 
Item  licet  deliquit,  non  ideo  debet  ei  res  auferri,  qui  non  deliquit  in 

c.  1  Nov.  17  de  mandatis  princip.  coli.  IIL 
{Jacobus,   Baldus  contra,  per  iura  supra  inducta)  nam  in  delictis  non 
potest  ignorantia  praetendi; 

{.  4  ad  leg,  Comel.  de  sicanis  48,  8 
crassa  enim  est  talis   ignorantia,   cum   esset   per  civitatem  publice  pro- 
mulgatum 

l.  9  de  iuris  et  facti  ignor.  22,  6. 
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c.  14  fin.  D.  XVI 
c.  1  X.  de  postulatione  prtxdat.  1,  5 
l.  fin.  §  2  de  puUicanis  39,  4. 
Dicit  tarnen,    quod  debet  poena  niitigari,   ut  si   poena  sit   dupli, 
simplnm  amittat,  si  simpli,  tunc  medietatem. 

9.  Quid  si  extraneuB  ibi  portat  caltellum  contra  formam  banni? 
Dicont  quidam,  quod  ant  ibi  moram  traxit,  ita  quod  sit  yerisiinile  eom 
posse  bannam  scire,  quo  casn  in  bannnm  incidit  et  punitar,  ut  in  praed. 

c.  2  D.  vni 

ant  non  traxit  moram,  ut  scire  possit,  et  tone  non  tenetnr, 

{.  final,  de  decräis  ab  ordine  fac.  50 j  9. 
Super  hac  materia  vide,  quod  notatum  secnndum  Papam  super  rubrica 

Z.  de  consuä.  1,  4. 
Utrum  ordinarii  et  demonstratores  possint  licite  Ißges  transgredi,  notatum 
secundum  Papam 

c.  1  X.  de  constittU.  1,  2. 
Gonstitutio  autem  sedis  apostolicae  omnes  fideles  ligat,  ut 

c.  fin.  X.  de  constit.  1,  2 

c.  17,  c.  18  C.  IX  qu.  3 

c.  4   C.  XXV  qu.  1. 

B.    Aus  dem  Breviarium  des  Joannes  Faber. 

Vorbemerkung. 

Joannes  Faber  („ego  dictus  fui  Fäber,  non  ferrarius  quia 
libenter  operor  et  facio  operari"'  so  erzählt  er  selbst)  war  Rechts- 
gelehrter in  Montpellier  und  nachher  Advokat  in  Angoul6me.  Er  starb 
ungefähr  1340««). 

Neben  dem  Commeniarius  in  Inslitutiones  schrieb  er  ein  Breviarium 
in  Codicem  «^)  und  es  wird  in  der  Einleitung  dazu  gesagt,  jeder  könne 
das  Breviarium  auf  die  Reise  mitnehmen :  „ .  .  .  m  libeßo ,  qui  una 
cum  textu  codicis  deferri  posset  faciläer  in  malela^  ^®). 


68)  Yeigl.  über  Faher  Savigny,  Greschichte  des  römischen  Rechts  im 
Mittelalter  Yl  S.  40—45  und  Laini^  Jntrodvction  au  droit  inUmatianal 
prM  I  (1888)  p*  128—130,  Dupin  &  Lahovlaye^  Institutes  coutumikrea 
{/*  A.  LoyneL  I  p,  XCVII  sagen  von  Faber  ^Jurisconsulte  frangaia  du 
XIV  sihcle,  un  des  commeniateurs  du  droit  romaitty  qui  ont  eu  le  plus 
cVinfluence  sur  la  jurisprudence  frangaise*^, 

69)  Breviarium  ist  ein  Summarium^  ein  kurzer  Auszug  aus  Rrölseren 
Werken.  Diese  Bezeichnung  wurde  eine  Zeit  lang  in  der  Jurisprudenz  viel- 
fach verwertet,  —  ganz  abgesehen  Tom  Breviarium  Alaricianum. 

70)  Das  Wort  maleta  ist  das  Diminvtiv  von  mala  =»  sarcina  Gepäck 
{vera  viatoria  ^=  Reisesack).  Man  darf  also,  wenn  man  die  Schilderung  des 
Autors  auf  unsere  Specialmaterie  anwendet,  sagen,  dafs  es  sich  hier  um  eine 
Art  internationales  rrivatrecht  im  Heisesack  handle. 
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Sachlich  ist  das,  was  in  diesem  Breviarium  ausgeführt  wird,  sehr 
za  beachten,  —  die  Glosse  hat  zutreffend  gesagt,  es  sei  schön  oder 
elegant  (pulchre)^  was  Faber  entwicli^elt.  Damit  stimmt  auch  Laind 
ttberein^^). 

In  der  von  mir  benützten  Ausgabe  wird  das  Breviarium  folgender- 
mafsen  bezeichnet: 

Famoaissimi  ac  cdeherrimi  utrittsque  eensurae  facile  principis 
domini  Joannis  Fahrt  Burdigalenni»  super  eodice  eompendiosum 
ae  enueleatissimum  opus  bretfiarium  nuncupatum  mira  Jacüüate  aigue 
brevitaie  luculetUa  iuris  ac  practicae  conelusianes  accuratissime  per- 
stringens. 

Dem  Werke  geht  folgende  Praefatio  voraus: 

Labilis  memoria^  variarum  optnionum  multitudo,  librorum  quasi 
infinihis  numenis,  gui  ubique  Irans ferri  nan  possunt  nee  quandoqve 
videri  negotiorum  Jrequentes  occursus^  induxeruni  me  eonclusiones  glos- 
sarum  et  doctorum  iuris  civilis  et  (cum  loca  occurrerint)  iuris  canonici, 
in  quUms  consistit  legis  perfectio,  quibus  parum  aui  nihil  in  facio^ 
super  eodice,  mti  summa  est,  succinctis  verois,  omissis  disputationibus 
exeerpere ,  in  iibello,  ^ui  una  cum  textu  eodicis  de/erri  posset  JaciUter 
in  maUta,  Quem  quta  brevis  et  pro  itinerante  et  negotiante  et  ab 
itinerante  et  negotiante  et  (ut  plurimum)  extra  librorum  praesentiam 
f actus  est,  iudicant  breviarium  nuncupari. 

I"). 

„Cunctos  poptHoa  quos*^.  Supponit  ergo  hie,  quod  non  omnes 
populos  regit  imperator;  et  satis  patet,  quia  imperium  habet  limites. 

h  1  C.  de  officio  praefecti  praetorio  Africae  i,  27 

C.  de  fundis  Umitotrophis  11,  60  (per  totum) 

h  4  C.  de  commerciis  et  mercatarOnis  4,  63 

l.  2  C.  de  eunuchis  4,  42 

c.  1  Itbri  feudorum  II  tit,  53. 
Et  elare  patet 

c.  2  in  dem.  de  sententia  et  re  iudicata  2,  11. 
Sed  opponitur,  quod  imperator  est  dominus  totius  mundi 

l.  9  Ad  legem  Bhodiam  de  iactu  14,  2 
l.  3  C.  de  quadriennii  praescriptione  7,  37. 
Et  imperium  processit  a  deo,  ut  praeesset  in  temporalibus  in 
pr.  Nov.  quomodo  oport.  qpisc.  6  (coU.  1  tit.  6) 
c.  1  Nov.  73  de  instru. 


71)  Lainä  a.  a.  0.  /  p.  130  sagt  von  den  Begeln,  die  Faber  aufstellt: 
£ües  sont  ^nonc4es  en  termes  ePune  prSctsion  et  dune  fermeii  remarquahles. 
Eües  rivUent  aussi  de  la  part  de  Vauteur  un  effort  pour  embrasser  dans 
vne  vue  synthHique  Vensemble  des  di/ficultis  auxquelles  donne  Heu,  de  son 
lemps,  le  coftflit  des  lois.  Und  Laine  fugt  bei,  es  scheine  die  Skizze  zwei 
Jahrhunderte  später  nicht  ohne  Einflufs  auf  die  Abhandlung  von  MoUnaeus 
(vergL  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht  V  8.  554-566) 
gewesen  zu  sein. 

72)  Ich  schied  die  Ausführungen  in  einzelne  Teile. 
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Et  omnes  principes  ei  subsunt 

c,  41  C.  VII  qu.  1  (in  apibus). 
Et  omnes  nationcs. 

c.  35  C.  XI  qu.  1. 
Et  omnes  provinciae 

c.  22  D.  LXUI. 
Et  omnia  sunt  in  potestate  imperatoris 

c.  1  D.  8. 

c.  21  C.  23  qu.  8. 
Solatio:     quldam    dicunt   quod   hoc  pronominc    ^^^^^^^    ponUur 
hie  demonstrative  et  muUiplicative^  ^cundos  quos^^  et  sie  dicunt  y  quod 
omnes  regit.     Sic  sumitur 

l.  9  de  iustitia  et  iure  1,  1 

l.  7  de  legibus  i,  5 

l,  82  de  iudiciis  5,  1. 
Sed  tunc  obstat  concordia  allegatomm.     Alii   dicnnt,   quod  non  r^t 
omnes  de  fadOy  sed  de  iure  debet  omnes  regere,  non  tarnen  volt  leges 
saas  extendi  ad  illos,  qui  de  facto  non  oboediunt,  ut  hie  sed  et  bis  obstat 

dictum  c.  pastoralis  (c.  2  in  Clem.  de  sent.  et  re  iudic.  2,  11) 
ubi  patet,  qnod  terra  ecclesiae  non  est  subdita  de  iure. 

Sed  potest  responderi,  quod  sit  speciale  in  terra  ecclesiae,  qoae  a 
deo  processit  in  maiori  potestate  quam  imperium 

c.  6  X.  de  maioritate  et  oboedientia  1,  33 
et  antea  fuit  fundata  in  populo  Israelitico  quam  imperium  apud  gentes, 
ut  plene  notat 

Innocentius  de  foro  competenti  c.  13. 
Videtur  ergo  secnndum  boc,  quod  omnes  subsunt  de  iure  Romano  im- 
perio.     Et  lioc  etiam  probatur,   quia   certum  est  tarn  per  iura  all^ata 
quam  per  scripturas  et  chronicas,   qnod  quandoque  subiecti  iuerunt,  ut 
patet 

/.  final.  C.  de  officio  praefeäi  praetor.  Äfticae  1  y  27  et  nota 
pr.  libri  feudorum  II  tit.  53. 
Si  ergo  aliqni  dicant  se  exemptos    esse,    oportet,   quod  boc  sit  aut  ex 
pracscriptione,  et  hoc  non  est  possibile  de  iure 

l.  6  C.  de  praescriptione  XXX  vel  XL  annor.  7,  39 

c.  16  X,  de  praescriptionib.  2,  26. 
Aut  concessione,  ratione  adhuc  concessio  non  ligaret  successorem,  ut 

l.  4   C.  de  legibus  1,  14. 
Et  notat  plene  in 

pr.  Nov.  6  quomodo  ^iscopi  coU.  1  (U.  6. 
Nam  cum  imperator  sit  administrator ,  non  videtur,  quod  tantum  possit 
imperio  deti*abere 

l.  1  §  1    de  officio  2^^ocuratoris  Caesaris  vel  rationalis  i,  19. 
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£t  hoc  tenet  Hostiensis  in  dubietate  in 

c.  13  X,  qui  ß.  sint  legit.  4^  17. 
Sed    Innocentius    ibi    contra,    cuius    opinio   videtnr  vera.     Unde  forte 
qaantam   ad   exemptionem ,     praescriptio    non    prodesset      Nihilominos 
eonsnetado   posset   prodesse,   quae  sine  dubio  est  introducta   ex  tanto 
temporis  corsu  cam  actibos  freqaentibas  qnae  dat  iunsdictionem,  ut  eoripsi 

l.  2  C.  de  emancipcUionibus  liberorum  8,  48. 
Et  ad  hoc  &cit 

{.  14  de  iniuriis  47,  10  iunda 

L  fifuü,  de  usucapionibtis  41^  3. 
PopnlnB  enim  ad  quem  iure  communi  spectat  electio  et  creatio  principis, 
potait  dare  ins  regibus,  quos  creavit. 

§  6  J.  de  iure  naiuräli  et  gentium  i,  2  cum 

l.  2  §  2  §  11  de  origine  iuris  1,  2 

h  2  §  nihilomifiue  C.  de  veteri  iure  enudeando  1,  17. 
Et  licite  se  exemerunt  a  potestate  Romanomm,  qoae  violenter  ftiit  per 
Julinm  Caesarem  osurpata,    ut  patet   per  chronicas.     Nam   licitum   est 
cuilibet  recuperare  ins  suum  auctoritate  propria,  quando  per  superiorem 
non  potest,  ut  scripsi 

l  1  C.  unde  vi  8,  4. 
Unde  quamvis  imperium  fiiit  a  deo  institntum  permissive,  popnlus  tarnen 
fdit  auctor  et  dispositor  per  leges  praedictas  et 

notam  in  auih.  pr,  Nbv,  6  quamodo  oport.  epis.  coU.  1  tit.  6. 
Cum  enim  in  dei  operibus  nihil  sit  irratiouabile ,  nihil  malnm ,  si  im- 
peratores  fiiissent  dei  dispositione  instituti  et  non  per  yiolentiam  usur- 
passent,  nee  tot  mali,  tot  insipientes  praefuissent  bonis  et  sapientibus, 
qnot  scripturae  attestantur  praefuisse  et  sanctos  et  sapientes  tärucidasse. 
Bestat  ergo  non  subesse  vel  de  iure  vel  de  facto.  Et  quidquid  sit, 
apparet  in  illis  qui  resistunt  de  facto,  magnanimitas ,  in  imperatoribus 
impotentia  vel  pusillanimitas,  qui  tantis  temporibus  ad  subiectionem  eos 
reducere  non  valnerunt  nee  ins  suum  recuperare. 

Fateor  tamen,  quod  imperator  fundatus  erat  olim  de  iure  communi 
in  omni  orbe.  Hodie  vero  cum  divisum  sit  imperium  dei  permissione, 
ut  notatur  a: 

l.  1   C,  de  studiis  Uberalibus  itrbis  Bomae  11,  19 
et  alii  reges  et  principes  per  populos  constituti,    ad  quos  pertinet  con- 
stitutio  per  praedicta  et  per  consequens  destitutio 

l.  1  C.  de  officio  praefecti  mgilum  1,  43 

c.  12  X  et  infra.  Licet,  de  haeret.  5,  7 

c.  8  X.  de  staJtu  monach.  3,  35 

X.  de  cap.  monach.  3,  37 
nee  crederem  iroperatorem  fundatum  esse  de  iure  communi  extra  metas 
Buas,  infira  quas  ei  oboeditur,  quamvis 

Z«it8chrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  etc..  Band  IX.  3 
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Hostiensis  contra:  c.  10  X  de  officio  archidiac.  i,  J^3 
qni  dielt,  quod  Imperator  est  fundatas  de  iure  communi,  et  nullus  rex 
aiius  vel  baro;  immo  nee  persona  aliqua  ecelesiastica ,  nisi  papa  vel 
episcopoB,  at  ibi  plene  notatur.  Sed  tu  potes  dicere,  quod  quilibet  qui 
liabet  territorium  limitatum  ab  antiquo,  sit  fundatas  de  iure  communi 
inira  metas  eiusdem,  ad  exercendum  in  qualibet  parte  ins,  quod  in  toto 
aniversali  exercet 

l.  239  §  8  de  verhör,  significalione  50,  16 

l.  30  ad  fnunicipälem  50,  1 

l.  4  §  1  de  censibus  50,  15 

l.  3  de  tutorih,  et  curator.  26 ^  5 

l  53  C.  de  decurionibtis  10,  32 

c.  17  X.  de  praescript.  2,  26. 
Immo  secundum  Speculum  omnia  censentur  tenori  a  domino  terri- 
torii  pro  quo 

§  fin.  in  libri  feudorutn  1,  5 
et  videtur  quasi  expressum 

c.  1  D.  8. 
Sed    de  papa  uon  est  dubium,   quin   sit   snperior  omnibos  et  in 
temporalibns  et  in  spiritoalibus,  ut  plene  probat 

Hostiensis  in   dicto   cap.  13  X.   qui  fil.   sint  Ugit,  4^  17 
(verhum  ^pauius^)  et  idem 

Innocentius  diclo  cap.  super  verbo  ^non  recognosdt^  (c.  13 
X  4,  17). 
Quod  aliter  probari  potest.     Nam  cum  papa  sit  vicarius  domini,   cuius 
est  plenitudo  rerum  et   qui   est   princeps   principum    et  rex    regum  se- 
cundum apostulum  in  principio  et  cui  data  est  omnis  potestas 

Mamiaei  VII 
ridiculosum  esset  dicere  quin  in  omnibus  temporalibns  haberet  superiori- 
tatem  et  potestatem. 

c.  24   C.  XII  qu.  1 
cum  omnis  iorisdictio  in  vicarium  transeat 

c.  1  X.  de  officio  1,  29 

l.  1  C.  de  officio  eius  qui  vicem  1,  50. 
Nusquam   enim  reperitur,   quod  dominus  concedendo  potestatem  Petro 
restrinxit  ad  spiritualia.     Nullus  enim  negare  potest,  quin  Jesus  haberet 
omnimodam   snperioritatem ,   si    exercere   Teilet,    cum  sit  creator  et  sie 
dominus, 

§  25  J.  de  rerum  divisione  2,  1 
ä  in  princ.  Genesis 
et  vide 

c.  X.  de  sententia  excommunic.  5,  39 
c.  3  D.  63. 
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Tarnen  satis  credo,  quod  papa  non  se  debeat  intromittere  de  tem- 
pondi  inrisdictione.  Immo  debet  tenere  gladium  in  vagina,  nisi  in 
cafliboB,  qai  tangnnt  praeiadicium  animae  vel  iustitiae  Bubversionem  vel 
aliaa  peccatam, 

c.  13  X.  de  iudiciis  2^  1 

c,  11  X,  de  foro  compet.  2,  2 

c.  7  X.  de  appeUat  2,  28 

d\d.  c.  13  X.  qui  ß.  sint  Jegit  4,  17 
et  ez  titulo 

c.  7  X.  qui  ßii  sint  legü,  4,  17. 
Et  ibi 

Hostiensis  plene  et 

Innocentius  de  foro  compet,  (c,  11  X.  2^  2). 
Ipae  enim  est  loco  illins,  qui  iudicari  venit,  non  iudicare.     „Non  enim 
miait  deas  filium  suum  in  mundum  etc.'^ 

Johannis  III,  item  XVIII  „Regnnm  meum  non  est  de  hoc  mundo", 
item  Johannis  VI  „Fogit  cum  vellent  eum  regem  facere". 

Item  Lucae  XII  „Qais  constituit  me  divisorem  inter  tos  etc.'' 
Unde  Clemens:  „neqne  enim  indicem  neque  cognitorem  negotiorum 
saecularium  hodie  to  ordinäre  yuU.'' 

c.  29  C.  XI  qu.  1 

c.  1  JD.  88. 
Unde 

Bernhardum  ad  Eugenium  in  libro  de  conaideratione 
stetiBse,  denique  lego  apostulos  sedisse  iudicantes.  Quidni  contemnant 
iudicare  de  terrenis  possessionibus  vel  possessinnculis  hominum^  qui  in 
caelestibuB  angelos  iudicabunt?  Ergo  in  criminibus,  non  in  possessionibus 
poteetas  vestra,  propter  illa,  non  propter  has  accepistis  claves  regni 
caelomm  praevaricatorum  exclnsivi,  non  possessorum.  Non  quia  indigni 
V06,  sed  quia  indignum  vos  talibus  insistere  quippe  potioribus  occu- 
patL     Item 

apostülus  ad  Corinth.  VI. 
„Si  enim  in  vobis  iudicabitur  hie  mundus,  indigni  estis,  qui  de  minimis 
iudicatis.'' 

In  casibus  tamen  praemissis  cum  agitur  de  praeiudicio  animae  vel 
popoli,  papa  potest  et  debet  providere.  Et  si  necesse  sit,  quoscumque 
reges  deponere  vel  interdicere  eis  administrationem  et  ex  minori  causa 
quam  privato,  cum  eorum  fatuitas  vel  malitia  plus  laedat 

c.  2  in  6*^  de  supplenda  negligentia  1,  8 

c.  2  in  6*^  de  sentent  et  re  iudic.  2^  14 
et  Tide  bistoriam,  quao  notatur 

c.  34  X.  de  eUct.  1,  6 
com  ooncordantiis,  quae  notantnr 

dict.  c.  2  in  6^  de  suppl.  negl.  1,  8 
et  Tide 

Innocentium  dict.  c.  11  X.  de  foro  comp.  2^  2 

3* 


Digitized  by 


Googl( 


36  Dr.  F.  Meili,  Professor  in  Zürich, 

c  6  D.  96 

e.  6  X.  de  voto  3,  34, 
Sic  intellege  et  determina,  qaod  notatnr  in 

pr.  Nov.  6  quomodo  oport,  ^iscopi. 
Sic  ergo  nota  hie,  quod  lex  non  ligat  nisi  sabiectos  de  facto 

pr,  J,  de  patria  potest.  1^  9. 
Et  idem  in  decretali  secundam  Hostiensem 

c,  1  X.  de  consHtuHonihus  i,  1 

in  Specul.  eod.  HL  in  fine. 
Pro  qaibos 

c.  1  X  de  Judaeis  5,  6. 
Sed 

Innocentius  contra  in  diäo  e.  i. 
caios  opinio  est  vera,   si   hoc  ezprimatiir.     Alias  in  dubio  oboedientes 
tantam,  ut 

dictum  c.  IX.  et 

c.  2  in  Clem.  de  senienHa  ä  re  iudicata  2,  11. 
Credo  tarnen,  quod,  quamvis  l^es  non  ligent  non  subditos,  qaod 
per  eas  debeant  iudicare.     Nam  ecclesiam  non  ligant 

c.  7  X.  de  Consta.  1,  2 

c.  1.  D.  X. 
et  tarnen   debent  in  negotiis  ecdesiasticis  per  eas  iudicare,   si   canones 
non  repugnent 

c.  1  X.  de  iuramento  cahimniae  2^  7 

c.  2  X.  de  causa  possess,  et  propr.  2,  12 

c.  1  X.  novi  operis  nuntiat.  5,  32 

initio  Nov.  6  quomodo  oport.  episc. 
Quae  autem  leges  ligent  ecclesiam  vel  quas  admittat,  notat  plene 

Hostiensis  e.  final.  X.  de  Solution.  5,  23 
ubi  concludit,  quod  leges  imperatoris  favorabiles  admittit,  alias  aliomrn 
principum  non  quantumcumque  favorabiles.     Die  ut  ibi. 

IL 
Et  est  argumentum,    quod    statuta  non  ligent   non  subditos,   item 
nee  consuetudines.     Super  quo  die,  quod  aut  quaeritur,  utrum  extraneus 
ligetur  ddinquendo  aut  contrahendo  aut  alias.     Frimo  casu  aut  sciebat, 
et  die  ligari,  si  delinquat  in  territorio, 

l.  1  C.  uhi  de  criminibyts  agi  oportet  3,  15 
aut  ignorabat,  et  die,  quod  aut  probibitum  per  statutum  vel  consuetu- 
dinem  erat   per  so   illicitum,    et  ligat;   aut  non,   et  non  ligat ^^).     Sic 
tenet  Dinus 


73)  Vergl.  dazu  auch  Bariolus  No.  44  und  45  in  der  Zeitschrift  für 
interaationalea  Privat-  und  Strafrecht  IV  8.  446 — 148,  femer  Baldw  daselbst 
S.  467  und  468. 
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l.  7  §  4  de  accusationtbus  48,  JS 

l.  21  §  2  de  furHs  47,  2 
et  hoc  intellegit  Jacohus   de  Ravenna  quantam   ad  ultimnm  membnim, 
nisi  verteretnr  publica  utilitas.    Nam  tanc  ligant  ignorantes  secandum  eom 

l.  1  §  11  de  officio  praef.  urU  1,  12. 
Tu  dicas  indistincte  non   ligari   ignorantes  poena  statati,   sed   debere 
alias  pnniri  de  iure  communi, 

c.  2  in  6*^  de  constü.  1,  2. 
nisi  esset  ignorantia  crassa  vel  supina,  ut 

l,  final,  de  decretia  ab  ordine  fadendie  50,  9 
et  oorrlge 

Spec.  de  constü.  qu.  1 
qui  notat  contra. 

Sed  an  statuens  vel  superior  ligetnr  statuto  ?  Hostiensis  quod  non, 
sed  Archidiaconus  contra  in 

düdo  c.  2  in  6*^  de  const.  i,  2 
quia  non  ligatur  sententia  hominis,  sed  iuris.     Et  die  plene  ibi  et  plenius 

X  de  reguHis  iuris 
Ubi  Joannes  Ändreae  tenet  contra  Ärchidiaconum.     lUud  autem  notat, 
quod  sententia  excommunicationis   non   ligat  ignorantem.     Et  vide  per 

Hostiensem  c.  49  X,  de  sententia  excom.  5,  39. 
£t  sie  potest  intellegi 

dict.  c,  2  in  6*^  de  const.  1,  2. 
Et  forte  posset  dici  secus  in  alia  poena.     De  episcopo  non  est  dubium 

c.  4  in  6^  de  sentent.  excom.  5,  11. 
Et  per  hoc  potest  dici  etiam  exemptos  ligari 

c.  1  in  Clem.  de  excess.  praet.  5,  6  verb.  j^praeterea^ . 
In  seenndo  casu  die,   quod  servatur  consuetudo  vel  statutum  loci 
contractns  quoad  causae  decisionem, 

l.  6  de  eviäionibus  21,  2, 
sed  quoad  Ordinationen!  causae  consuetudo  loci,  ubi  agitur, 

l.  3  §  final,  de  testibus  22,  5 

l.  25  C,  de  episcopis  et  dericis  1,  3 

l.  final,  de  iniurits  47,  10. 
Yide  hie  quod  scripsi 

l.  1  C.  ubi  de  crimin.  agi  oportet  3,  15. 
£t  hoc  in  contentiosa;  sed  idem  videtur  in  voluntaria  iurisdietione 

l.  1  C.  de  emancipationibus  lü>eror.  8,  48. 
Item  die  quod  hoc  casu  consuetudo  ligat  ignorantes.     Sed  restituuntur 
in  integrum,  ut  notat 

Innocentius  in  rubrica  X.  de  const.  1,  2. 
Quid  ergo  si  actio  non  oriatur  ex  contractu,  sed  ex  distradu,  ut  actio 
de  dote?     Die  attendi  locum  distradus. 

l.  65  de  iudiciis  5,  1. 
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In  tertio  costi,  quando  non  delinquit  nee  convenitor  ex  contractu 
seu  quasi,  tunc  aut  statutum  seil  consuetudo  concemit  rem,  sie  quod 
proximus  possit  retrahere  rem  alienatam,  et  tunc  attenditur  consuetudo 
loci,  ubi  res  est, 

l.  47  §  2  l,  32  §  6  de  administrat  ttäorum  26,  7 

Z.  27  de  tutorih.  et  mrator.  26,  5 

l.  16  C,  de  praediis  vel  aliis  reh,  minor.  5,  71 

c.  18  X.  de  decim.  5,  30 

l.  3  C.  de  aedificiis  privatis  8,  10 
et  notat 

Innocentius  c.  14  X.  de  foro  comp,  2,  2. 

III. 
Quid  ergo,  si  quis  possessiones  haheat  in  uno  loco,  ubi  est  statutum 
vd   consuetudo  super  Uado  '^*)   et   domidUum   alibi ;  numquid  tenetur 
servare   statutum   in  rebus   crescentibus   in  possessionibus   iHis?    Die 
quod  sie 

l.  33  de  rei  vindicatione  6,  1 

l,  27  de  usufrudu  7,  1, 
Secus  si  tangerent  mere  personalitatem 

l.  1  §  2  de  munerib.  ä  honorib.  50,  4 

h  unica  C,  de  mulieribus  in  quo  loco  munera  10,  64, 

IV. 
Quis  ergo  iudex  cognoscit  de  fractione  statuti  ?  die  quod  index  rei  si 
agatur  reali,  iudex  domicilii,  si  personali,  ut  quae  emenda  sit  pecuniaria, 
ut  notat 

Innocentius  in  dict.  cap.  2  in  Clem.  de  sent,  et  re  iud.  2.  11. 
Et  secundum  praedicta  intellege 

c.  2  D.  8 

c.  2  in  Clem.  de  sent.  et  re  iud.  2,  11. 
Item  die,    quod  non  ligat   subiectos  extra  territorium  delinquentes ,    ut 

diäum  cap.  verb.  inhibendo. 
Sed  videtur,  quod  consuetudo  liget  etiam  non  subditos 

l.  3  §  fmalis  de  testibus  22,  5 
sed  ibi  non  dicit  ligari  testes  sed  iudicem. 

V. 
(iuid  ergo  de  illo,  qui  testatur  in  loco,  ubi  est  una  consuetudo  de 
rebus  alibi  positis,  ubi  est  alia?     Dlcas,  si  sint  diversae  consuetudines 


74)  Das  Glossarium  Ducange  sagt  über  Bladum,  Oall.  bU:  sie 
autem  appellatum  quodvia  trüicum  etsi  differret  a  frumento  quod  bU  fro' 
merU  vulgo  dicimus,  puriori  acüicet  nee  aliis  granis  miscto  trüieo.  Der  Fall 
ist  schon  beim  Speculator  Über  4  pari.  I  fio,  8  behandelt. 
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in  modo    testandi,    ut  circa  sollemnitates ,   qaod   attenditar  consaetndo 
loci,  ubi  testatur,  per  praedicta.     Argumentum 

C.  l.  2  quemadmod.  aperiamt,  testam.  6^  32. 
Argumentum  cofdra 

l.  9  l,  31  C.  de  testamentis  6,  23. 
Sed  intellege  quod  ibi  testabatnr  in  patria,  ubi  erant  bona  et  fiicit  dicta 

l,  1  C.  de  emancipationibua  liherorum  8^  46 

J.  45  de  excusationibus  27^  1, 
Si  vero  drca  divisiones  rerum  et  modos  sueeedendi,  tunc  consuetudo 
lodj   ubi  res  sunt  positae^    quia  illae   concemunt  rem  per  praedicta. 
De  hoc  notat  Speculum,  non  tamen  figit  pedem 

in  Spec.  de  instrum.  edition.  §  compendiose  verb.  j^quid  si  de 
consuet.^  (lib.  II  part.  IT) 

eod,  de  sentent.  §  quäliter  verb.  „item  pone^  (Hb.  U  part.  HD. 
£t  sie  servatur  de  facto. 

Quid  si  quis  tenet  feudum  infra  fines  unius  castellaniae,  ubi  est 
una  consuetudo  in  succedendo  a  domino  alterius  castellaniae,  ubi  est 
alia,  et  dominus  habet  omnem  iurisdictionem  in  dicto  feudo.  Guius 
loci  consuetudo  attendetur?  Satis  videtur,  quod  loci,  a  quo  tenet,  cum 
censeatur  membrum  illius  castri  et  castellaniae,  a  qua  tenet 

l.  239  §  8  de  verb.  signific.  50,  16. 
Axgumentum  contra 

c.  1  in  Clem.  de  rescriptis  I,  2. 
Item  qnaere  hie  de  bis,  quae  scripsi. 

l.  1  C.  ubi  de  criminibus  agi  oportet  5,  15 

Äuth.  qua  in  provincia  in  nota  Quaeritur  in  fine. 

VI. 

Quaerüur,  quid  si  quis  foraneus  deliquit  vel  contraxit  in  loco,  in 
quo  quis  non  sortitur  forum  ratione  contradus  vel  delicti  de  consuetu- 
dine  et  convenitur  in  curia  superioris  illius  loci,  ubi  contraxit  vel 
deliquä,  quae  utitur  iure  scripto,  et  in  quo  alias  non  teneretur  res- 
pondere  nisi  ratione  contradus  vel  delidi,  numquid  attendemus  con- 
suetudinem  hcij  ubi  contraxit  vel  deliquit,  vel  ius  scriptum,  quo  curia 
superior,  ubi  convenitur,  utitur,  vel  loci  domiciUi  rei?  Potest  argui 
pro  et  contra  per  praedicta;  sed  tamen  non  videtur  dubium,  quin  debeat 
respondere.  Quid  si  quis  contraxit  in  loco,  ubi  est  una  consuetudo  et 
sabmittit  se  co6rcioni  alicuius  sigilli  vel  iudicis,  ubi  est  alia,  quae 
attendetur  in  litis  decisione,  videtur  quod  loci  sigilli,  cum  ibi  vide- 
atur  contrahi,  et  maxime,  quando  contrahitur  in  scriptis. 

l.  17  C.  de  fide  instrumentorum  4,  21. 
Sed  videtur  contra,  quod  ibi  proceditur  per  viam  exsecutionis. 
l.  7  (circa  medium)  C.  de  exadion.  tributor,  10,  19. 

Quid  de  doctore,  qui  cognoscit  inter  scholares?  Die  debere  sequi 
ius,  etiam  quoad  ordinationem  litis,  ut  notat 
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Ärchidiaconua  c.  5   in  6*^  de  sent,  excom,   5,  11   (verb. 
y^porro^)  et  tw 

Specul.  de  constitut.  verb,  „d  stmt  haec  in  argumento"  (lib.  i 
pari  I). 

VIL 
Quid   de   indice  appellationis  ?     Innocentius   dicit,    quod  servabit 
consuetadinem  litigantium,  at  notatar 

in  ruhrica  X.  de  const,  I,  J3. 
Qaid  ergo,  si  sint  diversae?    Die,  quod  in  ordinatione  litis  servat  con- 
suetadinem fori  sui.     In  decisione  litis  die  ut  notatar 

c.  16  X.  de  testam.  3,  26. 
Quid  ergo,  si  appelletur  ab  aliqao  loco,  ubi  appellatur  sine  scriptis 
de  consuetudine  ad  aaditoriam,    abi  est  appellandum  in  scriptis?     Die 
appellandum  in  scriptis. 

c.  1  in  pr.  in  6^^  de  appdl.  2,  16 
quamvis  ex  hoc   decidatar  causa.     Et  idem  die,    si  appelletur  in    pro- 
vincia,    ubi    potest  appellari   infira    decem   dies   ad    patriam,    ubi    est 
appellandum  statim,  quamvis  ex  hoc  decidatur  causa  appellationis. 

c.  16  in  6^^  de  eled.  J,  6 

c,  38  X  de  offic.  et  potest.  iud.  deleg.  I,  29. 
Vide 

l.  14  C.  de  appeäationibus  7,  62. 
Item  hoc  non  procedit,  ubi  appellatur  ab  interlocutoria  lata  super  ipsa 
litis    ordinatione,   quia  tunc   oportet  inquiri,   an  consuetudo   sit  vera, 
secundum  quam  iudicatum  est,    et  illam  teneri.     Quia  et  hoc  ipsum  in 
causa  appellationis  devolvitur  et  in  cognitione,  ut  dixi 

in  materia  consuettidinum. 
Et  idem  videtur,  ubi  quis  obnoxius  scholaribus,  qui  est  de  provincia 
iuris  scripti,  convenitur  per  privilegium  coram  praeposito  Parisiensi  vel 
Aurelianensi ,  qui  possunt  illum  trahere  coram  se  de  toto  regno,  in 
cuius  auditorio  est  consuetudo,  quod  procedatur  ad  diffinitivam  in  con- 
tumaciam capitis  et  lite  non  concessa,  quia  videtur  interlocutoria, 
ut  scripsi 

l.  14   C,  de  appellationibt^  7,  62 
Sed  obstat,  quod  consuetudo  ligabit  sie  non  subiectos,  contra 

cap.  2  dictae  constit. 
Item  delegatus  non  debet  sequi  consuetudinem,  ut  initio  dicitur. 

Sed  quid  si  non  debetur  emenda  in  curia,  a  qua  appellatur,  sed 
in  curia,  ad  quam  appellatur?  Videtur,  quod  debeatur,  quia  ex  quasi 
delicto  in  curia  superiori  contracto  debetur;  et  illo  modo  videtur  quia 
ad  hoc  contrahere  ibi  forum.  Curia  tamen  Franciae  statuat  contrarium. 
Sed  quid  si  fiat  exsecutio  et  sint  diversae  consuetudines ,  una  in  loco 
sententiae,  alia  in  loco,  ubi  fit  exsecutio?  Quae  attendetur?  Videtur, 
quod  consuetudo  loci,  ubi  fit  exsecutio 

l.  7  (circa  medium)  C  de  exact.  tribtdor.  lOy  19 
quod   potest   esse   verum   circa  modum   exsequendi.     Sed   si   per  viam 
actionis  peteretur   exsecutio   vel   fieret   opposito    super   qualis   oriretur, 
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tone  yideretur  distinguendamy  ut  supra,  an  tendit  ad  decisionem,  an  ad 
ordinationem  litis  et  causae. 

Quid   de  delegato?     Hostiensis  dicit,  quod  servet  consuetadinem 
fori  rei. 

c.  4  D.  XIL 
abi  plene. 

Tu  die,  qaod  si  sit  datns  ad  inquirendum  et  reportandum ,  servat 
qnoad  ordinationem  litis  stilum  cnriae,  cui  referre  habet,  cum  eins  officio 
fungatnr.  Si  ad  diffiniendum  et  cognoscendum,  si  ab  ordinario,  servet 
eins  Btilnm ;  si  a  principe,  ins  scriptum.  Et  sie  intellege  notata  et  allegata 
dido  cap.  4  JD.  XIL 
Quid  si  sit  consuetudo  in  reprohatione  testium?  Videtur  ad  litis 
ordinationem.  Vel  quid,  si  sit  consuetudo  inutilitate  defectnnm  sicut 
in  curia  Franciae?  Videtur  ad  litis  ordinationem,  quamvis  tamen  ex 
hoc  decidatur  causa,  per  allegata  supra,  et  sie  intelleguntur  notata  et 
all^ata  in 

dido  cap,  4  D.  XIL 
Item  quaere,  a  quo  tempore  ligent  statuta?     Die  plene 
c.  1  in  Clem,  de  concesa.  praehend.  3,  7. 


G,    Auszüge  aus  dem  Werke  des  Alhericus  de  Bosate. 

Vorbemerkungen. 

Alhericus  de  Bosate  oder  de  Bosciate''^)  Bergomensis  verstarb 
1854.  Er  war  Advokat  und  schrieb  u.  a.  einen  Kommentar  zum 
Codex  nnd  ein  Opus  sto^w^oniw '•). 

Alhericus  de  Bosate  schickte  seinen  Erörterungen  folgende  prae- 
fatio  voraus,  —  er  verspricht  etwas  viel  und  hfilt  dafür  ein  bifschen  weniger. 
Aber  die  Abhandlung  dieses  Schriftstellers  ist  sehr  beachtenswert. 

Christi  nomine  invocato,  Ei  praemiaso,  ceteris  prae/ationibus 
reaeccUis  tractare  disposui^  ego  Alhericus  de  Bosate j  BergO' 
mensis  advoeatus,  quaestiones  utiles  et  continucui  stattUorum^  elicitas 
ex  antiquorum  et  modernorum  scripluris,  ubi  ordinem  talem 
serwtbo: 

Primo  enim  ponam  aliqua  communia  tarn  ad  causas  civiles^ 
id  est  pecuniarias,  quam  criminales, 

Secundo,  subiiciam  de  causis  civtlibus  tantum^  largesumendo 
dviles,  id  est  pecuniarias:  de  quibus  etiam  poena  pecuniaria  Jisco 
appliceiur,  quae  etiam  criminales  dici  possunt:  ut  §  10  Jf.  de 
intur.  4,  4. 

l^ertio,  de  criminalibus  tantum^  stricte  sumendo  criminales, 
|>ro  criminibus  publicis  vel  priraiis:  ex  quibus  poena  corporalis 
tnßigitur:   et  de  publicatione  et  deoastatione  bonorum. 

,    Q,uarto  et  ultimo y   tangam  pulchra  et   utilia,   de   bannüis 
nostri  temporis,     Redco  ad  propositum. 


75)  E.  J.  Behkcr^  Pandekten  I  S.  30  Anm. 

76)  Vergl.  Savigny,  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  VI 
S.  126-136  und  Laini  a.  a.  O.  I  S.  125—128. 
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Aus  den  Erörterungen  dieses  Schriftstellers  greife  ich  die  wichtigsten 
heraus '^^).     Es  sind   vier  Hauptkategorien  von  Materien,   über  welche 
er  sich  ganz  besonders  ausspricht: 
I.     Testamentsfragen, 
II.     Vertragsrecht, 

III.  Erbrecht, 

IV.  Strafrecht 

I. 

Über  Testamentsfragen. 

Liber  I  Quaestio  46. 

Summarium. 

1.  VenetÜB  factum  testamentum  a  quodam  Pergamense  iuita  Venetomm 
statuta,  an  valeat  Pergami.  Et  numero  3,  5,  18.  Et  quare  illa  inducta, 
num.  21. 

2.  Statutum  vel  consuetudo  non  ligat  nisi  subditoa. 

4.   Testamentorum  soUemnitas  ubi  ad  unguem  sit  observanda. 

6.  Donatio  potest  insinuari,  uon  obstante,  quod  res  ibi  non  sint,  et  de- 
cretum  interponi  super  rebus  alibi  sitis. 

7.  Statutum  vel  consuetudo  loci,  ubi  fit  testamentum,  num  attendenda, 
licet  res  sint  alibi  sitae. 

8.  Coneuetudine  et  statutis  stantibus  ultra  montes,  quod  primogenitus 
succedat:  citra  montes  omnes  aequaliter  succedant:  aliquis  habens 
bona  ultra  et  citra  montes  decedit:  numquid  primogenitus  succedat  in 
Omnibus  bonis. 

9.  Statutum  vel  consuetudo,  quod  testamentum  sit  firmum  cum  duobus 
testibus,  an  valeat.    Et  num.  13. 

10.  Testatoris  voluntas  unde  efiPectum  sumat. 

11.  Testament!  etymologia. 

12.  Testamentum  cum  duobus  testibus  valet  iure  canonico. 

14.  ConeuetudOf  quando  pro  lege  observetur. 

15.  Jurisdictionis  diversitas,  non  debet  iuduci  ex  diversitate  locorum. 

16.  Testamentum  cur  plures  testes  duobus  requirat. 

17.  Testamentum  est  de  iure  civili,  cuius  effectus  est  ipsa  forma. 

19.  Consuetudo  valet  super  non  diffinitis  a  le^e. 

20.  Consuetudo  an  et  quando  legem  unicat.    £t  num.  22. 

23.    Statuta  et  consuetudines  tarn  circa  gravia  quam  leviaj  in  testamentis 
an  valeant. 

Quaestio    XXXXVI. 

1.  Item  quaero:  aliquis  mercator  Pergamensis,  cum  esset  Venetiis 
causa  mercandi,  infirmat  ibi,  condidit  testamentum  secundum  statuta  vel 
consuetudines  civitatis  Venetiarum,  secundum  quae  videlicet  testamentum 
cum  duobus  testibus.     Adde  hoc,  Statute  si  caveatur  quod  valeat  testa- 


77)  Sie  sind  abgedruckt  in  dem  Werke  Tractatus  illustrium  inutro' 
que  tum  pontificii  tum  cattarei  juris  fatvliate  jurisconsuUorum  de  staU 
et  consuet.  et  privilegiis  tomua  secundvs  Venetna  1584,  Die  Aos- 
ftthrung  hat  den  Titel:  Albertet  a  Roaate  ./.  C.  cfariss.  commentariorum  de 
siatutU  libri  IV,  Sie  findet  sich  t.  II  Blatt  2—85.  Der  Über  guartuB 
bezieht  sich  nur  auf  das  bannum  Blatt  55—85. 
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mentum  coram  duobns  modo  institiitus  coram  duobus  testibus,  est 
bannitus.  Qoaeritur  nunc,  numquid  valeat?  Dicendum  est,  quod  non: 
quia  est  privatos  beneficio  sive  civitatis,  vide 

Baldum  in  l.  29  §  5  D.  de  lih.  et  post.  28,  2 
et  ibi  mortnos  est,  delato  testamento  ad  civitatem  Pergami,  dubitabatur 
an  tale  testamentum  valeret?  et  primo  allegabatur  quod  sie,  per 

l.  6  de  evid.  21,  2 

l,  1  pr.  de  usuris  22,  1 
et  quia  ibi  dicitur,  nasci,   ubi  conditur 

h  28  C.  de  testam,  6,  23  (circ,  princ). 
Ibi  codicillus  nascitur  et   talis  locus   videtur  praecipue  attendendus,    nt 

h  5  C.  de  munic,  et  orig.  10,  39 

l.  3  de  mun,  et  hon.  50,  4 
secundum  unum  intellectum 

h  6  pr.  §  1  de  munidp.  50,  1 
et  pro  hoc  bene  facit 

h  1  C.  de  emanc.  liher.  8,  48 

l.  2  C.  quemadm,  testam.  aper.  6,  32 
et  bene 

L  45  §  3  de  excusation.  27,  1. 
2.     In  contrarium  videtur:  quia  statutum  vel  consuetudo  non  ligat 
nisi  snbditos:  ut  dictum  est  et  probatur  in  dicta 

l.  1  C.  de  summa  trin.  1,  1 
et  bene 

c.  4  D.  xn 

et  ibi  notas  in  glossa  et  per  Ärchidiaconum. 

8.  Et  quia  iuris  fictione  non  videtur  testamentum  Venetiis  con- 
ditum,  cum  testator  esset  ibi  tum  ad  tempus  et  mente  Pergami,  arg. 

l.  26  de  capt.  ä  de  postl.  49,  15 

l.  35  §  3  de  heredib.  instit.  28,  5 

l.  78  §  'v^.  L  86,  l.  44   de  legatis  III 

l.  19  §  1  de  iudic.  5,  1. 
Item:    quia    habitantes    in    urbe  Romana    non   testantur  ut    cives 
Romani:  sed  illi  demum  qui  acceperunt  usum  togae  Romanae,  ut 

l.  32  in  fin.  de  iure  fisci  49,  14 
et  videtur  satis  expressum 

l.  9  C.  de  testam.  6,  23  (ibi  „patriae  tuae^). 
4.     Et   quia  consuetudo  circa  soUemnitatem  testandi   non   videtur 
approbari   nisi    quoad  rusticos   et   in  locis   in   quibus   raro    inveniuntur 
homines  litterati  ut 

l.  final.  C.  de  testam.  6,  23 

l.  75  de  legatis  III  (ibi  y^neque^) 
ex  regione  unde  fuit  et  cetera. 

Et  haue  opinionem  tenebat  dominus  Oldradus  et  Jacobus  de  Arena 
qui  hanc  quaestionem  disputavit  et  incipit  quaestionem  secundum  con- 
snetudinem  civitatis  Venetiamm,  unde  credo  Oldradum  traxisse  alle- 
gationes  praedictas,    ut  ex   lectione   apparere   potest:    ubi   etiam   multa 
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allegantur,  quae  causa  brevitatis  dimitto.  Et  ibi  etiam  dispntatar,  an 
valeat  tale  statutum  vel  consuetudo  qnod  cnm  duobns  testibos  possit 
testari,  de  quo  statim  subiiciam. 

5.  Primam  tarnen  opinionem,  secundum  quam  testamentum  valeat, 
tenebat  dominus  Bichardm  per  iura  ad  hoc  supra  adducta,  quae  etiam 
allegantur  per  dictum  d.  Jacohum  in  quaestione  praedicta.  Et  hanc 
opinionem  credo  voriorem  et  obtinuit  de  facto  et  de  hoc  non  in 

Specul.    ^de  instrumentornm   editionc"'    §   compendiose ,   vers. 

y^quid  si  de  consuetudine  alicuius  castri^. 
Cinus  qui  hanc  qttaestionem  tangii  in  d.  l.  1  C.  de  summa 
trinit,  1,  1 
ubi  etiam  de  hoc  satis  dixi,  dicit  attendendam  consuetudinem  et  formam 
loci  in  quo  sunt  res  heredrtariae, 

l  27  de  tidor.  et  curat.  26,  5 
l.  47  §  7  de  admin,  ei  peric.  tut.  26,  7 
secundum  Jacobum  et  Periglem  (?)  contra  quorum  opinionem  et  multnm. 

6.  Quia  donatio  potest  insinuari,  non  obstante  quod  res  ibi 
non  sint 

/.  27  l.  1  C.  de  donat.  8,  53 
ac  et  decretum  interponi  super  rebus  alibi  positis 
l.  5  §  12  de  rebus  eorum  27^  9. 

7.  Unde  ipse  Cinus  tenet,  quod  attenditur  statutum  vel  con- 
suetudo loci,  ubi  fit  testamentum,  licet  res  sint  alibi  positae. 

l.  12  C.  de  praescr.  longi  tempor.  7,  33 
quia  per  bereditatis  aditionem    bona  veniunt  ex  quadam  consequentia : 
argum. 

l.  3  pr.  de  legitim,  tutorib.  26,  4 

l.  19  C.  de  testamentis  6,  23. 

8.  Et  ex  iis  solvit  aliam  quaestionem  :  consuetudo  est  ultra  montes, 
quod  primogenitus  succedat,  citra  montes,  succedant  aequaliter:  aliquis 
habens  bona  citra  et  ultra  montes  decedit :  numquid  primogenitus  sncce- 
dat  in  omnibus  bonis*^^)?  Die  quod  non,  sed  solum  in  ultramontanis, 
in  citramontanis  succedunt  omnes  aequaliter,  per  praeallegationes 

l.  27  de  tut.  ä  curat.  26,  5 
l.  47  §  7  de  admin.  tut.  26,  7. 
Nee  obstat  secundum  eum,  quod  dictum  est  supra  proxima  quod 
attendendam  consuetudinem  loci,  ubi  ita  disponitur:  quia  ibi  consuetudo 
est  uniformis:  hie  autem  difibrmis  ultra  montes  et  citra  montes;  et  ideo 
ultra  montes  servetur  illa  consuetudo,  quoad  illa  bona;  citra  montes 
servetur  citramontana  quoad  bona  citramontana.  Cinus  vero  aliter  et 
forte  non  male  videtur  dicere ,  quod  non  debeat  attendi  ubi  sunt  bofia, 
sed  an  decedens  sit  origine  et  domicilio  citramontanus :  et  tunc  si  per- 
sona citramontana,  servetur  consuetudo  citramontana,  si  ultramontanus. 
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oltramontana ,    ut   sie   magis   attendatur  persona,    de    coins    hereditate 
agitur,  qnam  abi  sint  sita  bona ;  et  pro  hoc  bene  fiusiunt  praeallegationes 

l.  27,  l  33  C.  de  don.  8,  53 

l.  12  C.  de  praescr.  long,  temp,  7,  33 

l,  5  §  12  de  rebus  eorum  27,  9 
et  qnia  ex  persona  fit  exsecutio  in  bonis  ubicumqae  positis,  ut 

l.  15  de  re  iudicata  42,  1 

l.  communis  §  3  C.  de  bonis  auctor,  iud.  poss.  7,  72 
et    qnod    dixi    infra    tertia    particnla    rubricella,     „an    in    publicatione 
bonorum   veniant   bona  alterius   territorii'',    et    qnia    bona    veniunt   ex 
qnadam  consequentia  per  aditionem   hereditatis  ut  praedictam  est.     Et 
hanc  opinionem  credo  veriorem. 

9.  Modo  tangamns  an  valeat  praedictam  statatum  vel  consuetado 
qnod  testamentum  valeat  cum  duobus  testibus.  Quod  valeat,  faciunt 
omnia  iura  concedentia  consuetudinem. 

l.  32  de  legü).  1,  3 

et  C.  guae  sit  long,  com,  8,  52  per  totum 
et  maxime  quia  est  rationabile:  quia  ex  ea  servatur  voluntas  testatoris, 
quae  est  lex  in 

auih,  de  nupt.  §  disponat. 
et  nihil  est  quod  magis  hominibus  debeatur  etc. 

et  l.  1  C.  de  sacrosanct.  ecd.  i,  2 

et  c.  4  (uUima  voluntas)  C.  XIII  qu,  2. 

10.  Item  voluntas  testatoris  non  a  praesentia  multorum  testium, 
sed  ab  ipsius  testantis  voluntate  sumit  effectum. 

l  12  §  3  de  legatis  I 
et  ex  etjmologia  vocabuli:  quia  dicitur  testamentum,  testatio  mentis 
pr.  J.  de  testam,  ordin,  2,  10, 

11.  Probabilis  est  ergo  consuetudo,  quae  inducit  testamentum  ad 
consuetudinem  et  antiquum  numerum  testium? 

Z.  3  C.  de  flaufrag.  11,  6 
l.  12  de  testibus  22,  5. 
Et  consuetudo  quae  reducit  rem  ad  suam  naturam  valet 
c,  8  X.  de  consang.  et  affinit  4,  14 
l,  27  §  2  (in  media)  de  pactis  2,  14  („quod  et  in  specie  etc.V. 

12.  Nam  in  iure  canonico  tale  testamentum  valet,  cum  duobus 
testibus 

c.  11  et  c,  10  Z.  de  testamentis  3,  26 
probabilis  non  consuetudo  bene  potest  praeiudicare  iuri  canonico 

l  32  §  6  de  admin.  tut.  26,  7 

h  13  §  1  communia  praediorum  8,  4 
quod  fiicit  licitum  quod  alias  non  esset. 

h  5  C,  de  emancip,  liberor.  8,  48 

l.  9  C.  de  divers,  off,  12,  59  et  l,  8  eod. 
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Et  maxime  in  testibus  videtur  licita  consnetado  de  minori  numero 
testiuxD 

l.  31  C.  de  testament  6^  23. 

13.  In  contrarium  quod  tale  statutum  vel  consiidudo  non  väleat, 
quiA  iure  civili  talo  testamcntum  est  nullnm, 

l.  12,  l.  21  C.  de  iestam.  6,  23 
ergo  consuetudo  non  polest  validare,  tunc  nou  consuetudo  pro  lege  ser- 
vatur,  cum  deficit  lex. 

c.  5  D.  I 

l.  32,  l  33  D.  de  legibus  1,  3. 

14.  Cum  hie  ergo  lex  non  deficiat  sed  contra  dicat,  consuetudo 
non  valet,  sicut  non  valet  consuetudo  quod  non  praestetur  iuramentum 
calumniae. 

0,  S  X,  de  iuramento  cätumniae  2,  7 

vel  quod  actor  iurare  teneatur  aliquis  plene  probaverit 
X  de  prohaHonihus  2,  19 

1.  2  C.  qme  sit  longa  consuetudo  8,  52 
l  3  §  5  D.  de  sepulchro  violato  47,  12. 

15.  Nee  ex  diversitate  locorum,  debet  iudici  diversitas  iuris. 
l.  7  C.  de  tempor.  in  integr.  resUL  2,  52, 

Et  ad  hoc  possunt  adduci  omnia  iura  supra  adducta  in  quaestione,  an 
valeat  statutum  contra  ins  commune  ^^).  Item  ista  consuetudo  videtur 
temeraria  et  non  rationabilis. 

16.  Nam  ideo  testes  plures  requiruntur  in  testamentis,  ne  falsitas 
committatur. 

l.  29  C.  de  iestam.  6,  23 

l  32  C.  de  fidcicomm.  6,  42. 
Cum    ergo   ex   tali  consuetudine   facilius   possit   falsitas   committi,   non 
videtur  rationabilis,  et  sie  invalida 

7.  39  de  legib.  1,  3 

c.  7  D.  VIU 
et  cum  veritate. 

Item  baec  consuetudo  videtur  expresse  a  iure  reprobata,  cum  dicat 
talem  consuetudinem  servari  debere  solum  in  locis,  ubi  non  est  copia 
peritorum,  ut 

l  fin.  C.  de  testam.  6,  23. 

17.  Nee  potest  dici,  quod  consuetudo  reducat  rem  ad  statum  anti- 
quum,  quia  testamentum  est  de  iure  civili  ut 

l.  1  §  2  de  Icgatis  III 
et  notat 

l  17  de  poenis  48,  19 
et  per  ius  civile  est  data  forma  testamentis,  et  sollemnitas  Septem  testium, 
ut  probatum  est  supra,  et  forma  data  etiam  rei 
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l.  9  §  3  ad  exhih.  10,  4 
h  6  de  auro  argent.  34,  J2. 
Si  eigo  testamentum  caret  forma,  caret  et  effectu,  argam. 
l.  6  §  1  de  coniräh.  empt.  18,  1 
l.  9  C.  de  cantrah.  empt.  4,  38. 

18.  Solvendo  dicit  idem  dominus  Jacohus,  quod  aat  talis  con- 
suetado  est  inducta  consenBU  imperatoris ,  et  tunc  valeat,  quasi  Im- 
perator eam  tolerando  videator  eam  indnxiBse,  argum. 

l,  13  §  1  de  his  qui  notant,  infam,  3,  2 

l.  60  §  6  locati  condudi  19,  2 

l.  2  C,  de  servittäibus  et  de  aqua  3,  34. 
Constat  autem  prlncipem   spectali  privilegio   potaisse  concedere  Venetis 
talem  consuetudinem  vel  statutum  ut 

l.  9  C.  de  testameniis  6,  23. 
Et  ex  tali  consnetudine  privilegiam  inducitur  ut  notatur  in 

c.  8  C.  IX.  qu.  3 
quia  sancta  aut  sine   consensu  principis,    et  non  valet,    rationibns  sive 
scriptis,  maxime  per 

didam  l.  üU.  C.  de  fest.  6,  23 
ubi  etiam  de  boc  satis  dixi. 

19.  Vel  die  aliter,  aut  consuetudo  est  super  non  diffinitis  a  lege, 
aut  super  difBnitis,  primo  casu  valet,  ut 

l.  32,  l.  34  de  legib.  1,  3 
dnmmodo  sit  rationabilis  et  praescripta,  ut 

l  21  eod.  tit. 

h  1  C.  quae  sit  longa  comueL  8,  52 

c.  fm.  X.  de  consecratione  3,  40 
seeondo  casu  aut  est  a  lege  expresse  reprobata  et  non  valet  ut 

l  26  C.  de  usuris  4,  32 

l.  1  §  3  furH  advers.  nautas  47,  5 
niBi  Imperator  eam  expresse  approbaret,  non  obstante  lege  reprobante,  ut 

l.  22  de  Ugaiis  III 

l.  17  pr.  C.  de  testibtis  4,  20. 
Aut  est  a  lege  expresse  probata  et  tunc  valet,  ut 

l  32  §  6  de  admin.  tut.  26,  7 

l.  6  quod  cuiuscumque  universitatis  3,  4   —  cum  similibus. 
Aut  nee  est  specialiter  approbata  nee   reprobata  et  tunc  aut  est  super 
lex  interpretanda  vel  determinanda,  et  valet,  ut 

l.  37,  l.  23  de  legibus  1,  3. 
Aut  super  lex  observanda,  et  tunc  corroborat  lex  ut 

l,  11  C.  de  legibus  d  const.  1,  14 

l.  final.  C.  quae  sit  long,  consud.  8,  52. 
Aut   est   legi   contraria,   et  quod,    quod   lex  probibet,    consuetudo    in- 
distincte  permittit,  vel  econtra,  tunc  autem  consuetudo  procedit,  et  lex 
secuta  est,  et  tunc  secundum  omnes  non  valet  consuetudo  ut 


Digitized  by 


Googl( 


48  ^r.  F.  Meili,  Professor  in  Zürich, 

l,  1  C.  ne  fideiussores  6,  20 

l.  8  C.  qui  admitti  ad  hon.  possess.  poss.  6,  9 
et  sie  intellegetar  glossa 

L  3  §  5  de  septdchro  violato  47y  12 
ibi  etiam  oportet  imperialia  statuta  etc. 

Ant  consnetado  secuta  est  legem,  et  valet  consuetado,  ut  deroget 
legi  eo  loco,  ubi  est  consuetudo,  non  autem  alibi,   nt 

l.  2  C,  quae  sit  long,  consuet,  8,  52. 

20.  Quod  dixi  consuetudiuem  vincere,  verum  est^  ubi  est  rationa- 
bilis  et  ad  peccatum  non  inducens,  alias  non  valet, 

c.  6  X.  de  iuram.  calumn.  2,  7 
l.  9  de  lege  Bhodia  de  iadu  14,  2. 
Si  vero  est  rationabilis,  valet,  principe  patiente,  ut  praedictum  est 

21.  Et  talis  potest  dici  dicta  consuetudo  Venetiarum,  quia  inducta 
est,  ut  mcrcatores  iacilius  testari  possint,  et  non  avocentur  a  negotiis  suis 

l.  7  testam.  quemadm.  aperiantur  29^  3 
imo  etiam   si  princeps  nesciret,    qnia  verisimile   est,   quod   talem   con- 
suetudiuem per  utilitatem  subditorum  concederet,  quia  eorum  utilitatem 
desiderat  et  inquirit,  argum. 

l,  43  de  vulgari  et  pupiü,  sübst.  28,  6  (circ,  princ.h 
Quod  verum  est,   secundum   ipsum  Jacobum   „super  bis  quae  sunt  de 
levi  sollemnitate  statutorum'',  argum. 

l.  1  §  fin.  de  venire  37,  9. 

22.  Si  autem  essent  gravia  ei  subtüiay  tunc  dicitur,  quod  lex 
praevalet  consuetudini ,  quoniam  princeps  ignorat  consuetudiuem, 
per  dict. 

h  3  §  5  de  sepulciiro  violato  47 y  12. 
£t  pro  hoc,  quia  nulla  consuetudo  debet  legi  opponi,  ut  in  Lombardia, 
qualiter  iudices  ee  iuvare  debeant  legem,  placuit  Jacobus  de  Arena,  de 
boc  tamen  an  lex  praevaleat  consuetudini  late  dixi. 

0.  quae  sit  long,  consuet.  8,  52 
super  rubricella  et  dicta 

1.  32  de  legibus  1,  3. 

Et  de  quaestione   praedicta,    vide  quod   notat  in   patria   domin.  Ubert. 
de  Bobio  „de  productione  testium". 

23.  Quidquid  tamen  fit  de  iure  commnni,  ubique  servatur,  quod 
statuta  et  consuetudines  circa  testamenta  tarn  circa  gravia  quam  circa 
levia  valeant,  et  serventur.     De  hoc  etiam  dixi 

de  l.  4  de  testam.  29,  3 
et  dixi  super  rubricella:    „an  valeant   statuta  contra  ins  commune",   et 
initio  hac  ea  parto  causa  165. 
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IL 

Über  Vertngsreelit. 

II.  Qnaestio  8  Blatt  31. 
Summcyrium. 

1.  Statuta  quae  potius  servanda,  actorit^  rei  vel  iudicU, 

2.  Statututn  loci  servari  debet,  in  quo  convenitur  reus, 

3.  Contr€Lctus  praeaumitur  ibi  factua^  ubi  fieri  debet  aoluHo, 

4.  Solutio  ibi  fieri  debet,  ubi  celebratue  est  contractus, 

Quaestio    VIII. 

1.  Item  qnaero  qnaeBtionem  saepe  occarrentem :  Bononiensis  agit 
Matiiiae  contra  Mutinensem^  diversa  sant  statata  actoris  et  rei  et  ia- 
dids,  qnaeritnr  qnae  statuta  in  causa  illa  debeant  servari?  Et  videtur 
qaod  statutum  rei  non  debeat  servari,  qnia  actor  illis  non  adstringitur, 
qoia  non  subditus,  et  idem  potest  dici  de  statutis  actoris,  quia  eadem 
latione  eis  non  adstringitur  reus,  ut 

l.  1  C,  de  summa  irinitate  1,  1 
ubi  haec  quaestio  tangitur  in  glossa  et  per  doctores  et  ibi  dixi,  et  pro  hoc 
l.  14   C.  de  iudiciis  3,  1 
a«A.  de  non  ligent  2  nu.  in  fin, 
l.  2  pr,  C.  de  cälumniatoribus  9,  46. 

2.  Et  per  consequens  servabitur  stoMum  iiidicis.  Et  in  ista 
opinione  iuit  dominus  Hostiensü  doctor  antiquus.     Et  dizit  esse  casum  in 

l.  1  §  fvnäl,  quod  quisque  iuris  2y  2. 
8ed  quod  debeaEü:  servari  statutum  loci  in  quo  reus  conveni^^  fiMUt 

l  3  §  fin,  de  testihus  22,  5 

l.  3  C,  de  aedifidis  priv,  6,  10 

l.  1  C.  quae  sit  longa  cons.  8,  52, 
Sed  leges  illae  loquuntur  quoad  causae  ordinationem ,  et  inter  subditos 
illi   iuri   municipali.     Et   idem  Jacohus  de  Arena ,  Odofredus  et  com- 
muniter  doctores  dicunt,  aut  statutum  est  ad  litem  ordinandam,  et  ser- 
vantur  statuta  loci,  in  quo  reus  convenitur  per  leges  praedictas,  et 

l,  1  C.  de  emanc.  liberor,  8,  48. 
81  autem  ad  litem  decidendam,  tunc  servantur  statuta  loci,  in  quo  cele- 
biatus  fuit  contractus,  ut 

h  6  de  eviction.  21,  2 

l.  1  de  usurts  22,  1. 
8.     Et  quoad  hoc  intellegitur  contraxisse  eo  loco  ubi   fieri  debeat 
0olntio,  etiam  si  alibi  foret  celebratus  contractus 

l  21  de  ohl.  et  ad.  44,  7 

l.  65  de  iudidis  5,  1 

l.  1  de  bonis  audoritate  iudicis  possid. 
qnod  dixi  in  Statute,  idem  intellegas  in  consuetudine,  ut  dixi 

C,  quae  sit  longa  cons,  6,  52 
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super  rabricella  et 

l.  32  de  legibus  1,  3  vers.  ^guid  si  alia  est  consuetudo^. 
Et  vide  bene  in 

Speculo^  de  feriis  §  1  vers,  ^licet  pone^y 
quod  in  loco  et  in 

Margaritaf  de  sentenHis  vers.  p. 
Et  quod  dixi 

l.  1  de  iudiciis  5,  1  (circa  finem). 
Et  ad  hoc  etiam  fiicit,  quod  num.  12  dixit  illa  et 

c,  3  X.   de   eo   gut   miUitur  in  possessionem   causa   rei  ser- 
vandae  2,  15. 
Praedicta  vera  sunt,  si  consuetudo  yigebat  tempore  contractus,  de  quo 
agitur.     Si  enim  postea  supervenisset,  non  iudicaretur  contractus,  quoad 
robur,  secundum  ipsam,  ut 

l.  13  C.  de  usuris  4,  32 
et  ibi  dixi. 

l.  8  mandati  17,  1  in  pr, 

l.  49  de  V.  0.  45,  1 

l  7  C.  de  legibus  1,  14 
et  ibi  dixi. 

l.  29  C.  de  testam,  6,  23  (ad  finem) 

c.  1  Nov.  115  ut  cum  de  appdlatione  cogn. 

et  ut  factae  novae  consti,  in  /». 
Et  de  hoc  etiam  dicetur  infra   in  tertia   parte  operis,   rabricella:     „an 
forensis   debeat   puniri   poena  statuti  loci,    in  quo  deliquit,    vel   poena 
iuris  communis*',    et  vide  super   prim.   parte    „verum   ex   quo  diximus 
forenses"  etc. 

4.  Et  ex  praedictis  colligitur  solutio  quaestionis,  si  statutum  est 
Mutinae ,  quod  mortua  muliere  in  matrimonio ,  perdat  maritus  totam 
dotem,  et  Regii  est  statutum,  quod  perdat  tantum  dimidiam,  et  Mutinensis 
contraxit  matrimonium  cum  Regina,  et  contractus  dotis  celebratus  fiüt 
Mutinae,  in  quo  convenit  maritum  restituere  dotem  in  civitate  Begii, 
quod  statutum  servari  debeat  mortua  muliere?  Et  videtur  quod  statutum 
Mutinae,  quia  ibi  celebratus  fuit  contractus, 

l  6  de  evict.  21,  2. 
Sed  dicatur  quod  statutum  Regii,  quia  ibi  ficte  videtur  celebratus  con- 
tractus, quia  ibi  debet  fieri  solutio  per  dictam 

I.  21  de  Ä.  ä  0.  44,  7 

L  65  de  iudiciis  5,  1  et 
Gabnel^^). 
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in. 
Über  Erbrecht. 

(II.   Quaestio    136  Blatt  43,   2.) 

Summarium. 

1.  Bona  hdbens  in  diverna  civitcUibusj  et  mariturj  an  de  bonis  suis 
debeat  tleoemi  secundum  statuta  civitatis,  unde  est  originaritu,  an 
civitatum,  in  quibus  bona  et  patrimonia  sunt  sita. 

2.  Originis  ratio,  in  multis  praevalet. 

3.  InstiitUio  iacita^  quo  pacto  se  habeat  ad  venientes  ab  intestcUo. 

Quaestio    CXXXVL 

1.  Ex  hoc  insurgit  alia  quaestio  pulchra.  Aliquis  habens  bona 
in  diversis  civitatibus  moritur,  quaeritur  an  de  bonis  suis  debeat  iudi- 
cari  secundum  statuta  civitatis,  ubi  est  originarius,  an  civitatum,  in 
quibus  bona  et  patrimonia  sunt?  Quidam  dicunt,  quod  debent  servari 
statuta  civitatum,   in  quibus  habet  patrimonia,  ai^. 

l.  fin,  C.  de  fntUiei'ibus  in  quo  loco  10,  64. 

l.  27  de  tutor.  et  curat  dat.  ab  his  26^  5. 
ÄUi  dicunt  spectari  locum  originis,  arg. 

l.  28  C.  de  eptsc.  et  der.  i,  3. 
Et  haec  videtur  tutior,  quia  in  multis  praevalet  ratio  originis,  ut 

l.  6  §  fin.  de  mun.  et  honor.  50,  4. 

2.  Alii  tarnen  dicunt,  quod  spectetur  locus,  in  quo  testator  mori- 
tor.  Quod  sie  probatur:  sicut  hereides  instituti  capiunt  expressa  volun- 
tate  testatoris,  sie  venientes  ab  intestato  ex  tadta, 

3.  Sicut  ergo  se  habet  expressa  ad  institutos,  sie  tacita  ad  venientes 
ab  intestato,  ut 

l.  8  de  xwre  codieUlor.  29,  7 

l.  1  §§  9  d  10  de  legatis  III 
sed  expressa  regulantur  secundum  locumy  in  quo  disponit  ut 

L  9  C.  de  iestamentis  6,  23 

l.  1  C.  quemadmod.  aperiantfir  lest.  6,  32 
erffo  et  tacita.    Tacite  autem  disponit,   cum  moritur,    et  non  providet 
sibi  de  alio  berede,  si  eo  tempore,  igitur,   et  eo  loco,   secundum  eum 
igitor,  locum  r^ulari  debet  haec  tacita  dispositio  et  haec  videtur  fuisse 
opinio  Jacobi  Butrigarii. 

Verius  credo,  quod  locus  originis  attendatur  et  non  locus  mortis, 
fkxm  locus  mortis  demum  inspiciiur,  cum  locus  originis  est  incertus,  ut 

l.  28  §  3  C.  de  ^isc.  et  cleric.  1,  3. 
pro  determinatione  etiam   faciunt  multa  ex  allegatis  super  prima  parti- 
cula  circa  princ. :  „Item  quaero  aliquis  mercatorum  Pergami^  ^^),  et  pr. 
particnla  circa  princ.  versic.     „Item,  quia   dictum   est  forensem   debere 
puniri.** 
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IV. 

Über  Strafreeht. 

(III.  Quaestio  1  Blatt  54,  2.) 


1.  FarensiSf  gut  deliguü^  an  deheat  puniri  secundum  tW  commune  ^  vel 
seeundum  itu  municipale. 

2.  ludici  quid  ohaervandum^  quoad  lüU  decistonem. 

3.  Argumentum  de  civüibus  ad  criminalia,  an  valeat. 

Quaestio    I. 

Nunc  transeamns  ad  tertium  articulum,  seu  tractando  qnaestiones 
Btatutonim  pertinentes  ad  catMOS  criminaleSy  ex  quibus  poena  corporalis 
ingeritor,  et  de  pablicatione  bonorum  et  de  gastatione. 

1.  Et  primo  quaero,  si  Mutinensis  deliquit  Bononiae  et  sie  ibi 
sortitur  forum  ratione  delicti,  et  ibi  debet  puniri  ut 

C.  uM  de  crimintbus  agi  oportet  3^  15  per  totwn 

ÄuJth,  qua  m  provincia 
nuroquid  debeat  puniri  seeundum  ins  municipale  civitatis  Bononiae.  Et 
subiiciamus  rem  exemplo:  Bononiae  est  statutum  quod  pro  fnrto  ex- 
cedente  quantitatem  decem  solidorum  eruatur  unus  oculus.  Mutinensis 
fecit  Bononiae  tale  furtum,  numquid  fustigabitur  seeundum  formam  iuris 
communis 

C.  de  servis  fugitivis  6,  1, 

Äuth,  sed  novi  iure 
an   eruetur   sibi   oculus  seeundum   formam   statuti?     Et   primo   videtur 
quod  seeundum  formam  iuris  communis  quia  statuta  non  ligant  forenses, 
seu  non  subditos 

l,  1  C.  de  summa  trin,  I,  1. 
Et  quia  potest  statuti  ignorantiam  allegare  ut 

l,  fin,  de  decretis  ab  ord.  fac.  50,  9. 
Ed  ad    hoc  faciunt  omnia  allegata   super  in   prima  parte  huius  operis, 
rubricella,   „qui  ligentur  statutis",  2  parte  prima  rubricella,  „an  statuta 
ligent  forenses". 

Contrarium  terminatum  fuit  Bononiae  per  dominum  Lambertinum 
de-  Kamponibus  et  Rolandinum  de  Romantiis  et  eam  disputavit  prae- 
fatus  dominus  Lambertinus  et  videre  est  in  quaestione  5  quaestionum 
disputatarum  Bononiensium ,  et  adducunt  tales  rationes,  quod  dubitatur 
quod  statutum,  vel  consuetudinem  iudex  de  causa  cognoscens  debeat 
servare. 

2.  Dieimus  quod  ad  litis  decisionem  debet  servare  l^gem,  vel 
consuetudinem  loci  contractus,  ut 

l.  6  de  evictionibus  21,  2 
et  plene  dixi  supra  in   secunda  parte  operis  rubricella   „quae  statuta 
servari  debeant  actoris,  rei,  vel  iudicis"  ^)  et  pro  hoc 
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l.  5  §  1  de  admin.  M.  26,  7 

h  31  §  20  de  aedü.  edid.  21,  1 

l.  22  §  4  de  pigner,  ad.  13,  7. 
3.     Si  ergo  servatar  in    contractibus  quia   ibi  reuB  sortitur  foram, 
ergo  idem  in  delictis,   qnia  ratione  delicti   sortitur  quis  forum  ut  pro- 
batom  est     Et  quoad  hoc  delicta  et  contractus  aequiperantur,  ut  dicta 

a«^.  q^  in  provinc. 

1.  20  de  iudic.  5,  1. 

2.  2  ctd  fin.  de  custodia  et  exhib.  reor,  48,  3 

ibi  quod  in  privatis  quoque  causis,  licet  sit  argumentum  contrarium 

2.  1  pr,  J.  de  pu^licis  mdiciis  4,  18 
ibi  non  videtur  posse  argni  de  civilibus  ad  criminalia  quod  puto  verum, 
nisi  eadem  sit  ratio  vel  maior,   sicut  etiam   dicimus  de  contractibus  ad 
ultimas  volnntates,  ut  dicitur  in 

2.  tmica  C.  de  lege  Fufia  Canin.  toll.  7,  3 

2.  46  de  pactis  2,  14. 
Bed  hie   est  eadem  ratio,   quia   sie  sortitur   forum  ratione   delicti, 
sicut  ratione  contractus,  ut  probatum  est  supra. 

Et  hanc  opinionem  etiam  sequitur  Jacobus  de  Arena  et  allegat  et 
bene  facit 

h  7  L  9  de  extraord.  criminib,  47,  11. 

Summarium. 

1.  Bona  delinquerUis  si  ex  forma  statuti  deheant  pvhlicari,  num  publica" 
huniur  bona,  quae  delinquens  habet  in  aUeno  districtu.     num,  10, 

2.  Forum  ubicumque  quis  sortitur ,  ibi  polest  conveniri  pro  rebus  alibi 
sitis. 

3.  Tutor  vel  curator  datus  simplicüer,  videtur  (latus   ad  totum  Patri- 
monium ubicumque  situm. 

4.  Jurisdictio  a  lege  manat. 

5.  Nota  quae  infligitur  personae,  peraonam  sequitur  sicut  lepra. 

6.  Bonorum  appeClatione^  veniunt  nomina. 

7.  Tutor  debitum  in  sua  provincia  coniraetum,  in  alterius  tutoris  pro- 
vinda  exigit,  et  ad  suam  administrationem  deducü, 

8.  Fiscus,  Camera  est  imperialis.    Et  quam  laie  paleat  eius  ius,   num.  9. 
11.    Officiales  plures  in  diversis  provinciis^  repraesentant  unum  fiscum. 

Quaestio    II. 

1.  Item  quaero,  quia  dictum  est  forensem  debere  puniri  poena 
Statut!,  an  si  ex  forma  statuti  ex  delicto  debeant  bona  publicari,  an 
publieari  poterunt  bona  quae  habet  in  alieno  districtu,  et  videtur 
quod  non 

l,  1  de  honis  auctoritate  ittdids 

1.  7  §  1  §  6  §  10  de  interdictis  48,  22. 

2.  In  contrarium  est,  quia  ubi  quis  sortitur  forum,  potest  con- 
Teniri  pro  rebus  alibi  positis. 

2.  final.  C.  übt  in  rem  actio  3,  19 
2.  12  C.  praescr.  longi  temp.  7,  33. 
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Jacobus  de  Arena  dicit  terminatam  fuisse  Bononiae  quod  bona  nbicmn- 
que  posita,  pablicata  intellegerentnr  ut  tempore  Ravneri  regni,  tone 
Potestatis  Placentiae,  qui  bona  caiusdam  Piacentini  pabb'caverat  per 
crimen  proditionis,  et  iste  Placentinus  mutoaverat  Bononiae  centom 
libras  Venetomm  grossorum,  et  de  variis  et 

l.  1  §  10  de  extraord.  cognit  50,  13 
ubi  videtur  servari  fori  consuetttdinem  et 

l,  1  C.  quae  sit  longa  consuet,  8,  52 

l.  3  C.  de  aedific.  privat.  8,  10 
et  quia  comrouniter  rectores  iurant  servare  statuta,  ergo  servare  4ebent. 

l.  1  C.  si  advers.  venditionem  2,  27  et 

c,  28  X  de  iureiurando  2,  24 
et  baec  opinio  ubicumqne  servatur.  Hoc  tarnen  pnto  verum  in  delictis 
qaia  sunt  delicta  ex  forma  iuris  communis,  sicut  homicidium,  furtum  et 
similia.  Si  autem  esset  prohibitum  a  forma  statuti,  et  concessum  a  iure  com- 
muni,  sicut  traherentur  roerces,  et  victualia  extra  civitatem,  adhuc  dicunt 
quidam  idem  per  dictam  legem  9  (47,  11),  nam  probibitio  ftwit  esse 
delictum  et  pro  hoc 

l  3  §  15  de  re  milit  49,  16 

l.  20  de  operis  novi  nimtiat.  39,  1 

c.  fin.  X.  de  clandestina  despons,  4,  3, 
AUi   tamen    distinguunt   scientem   ab    ignorante.      Alii   aliter,   ut   dixi 
plene  snpra 

prima  parte  rubricella:   „qui  ligentur  statutis*'  et 
secunda  parte,  prima  rubricella,   „an  statuta  ligent  forenses.^ 
et  de  hoc  bene  in 

Oandino   de  poenis  versic.    „pone  quaestionem ,    quae  tota  die"  et 
„de  rebus  vetitis"  §  „praeterea  pone". 

Terminatum  fuit,  quod  illud  nomen  debitoris  Bononiae  contractum, 
caderet  sub  publicatione  per 

l.  2  C.  de  excusalionibus  5,  62 

§  17  J.  de  excusationihus  1,  25, 
8.    Ubi  tutor  vel  curator  datus  simpliciter,  videtur  datus  ad  totum 
Patrimonium,    ubicuroque  consistat,    licet  petere  possit,    ut   liberetur   a 
punicialibus  et  pro  hoc  bene 

c.  14  X  de  foro  compeL  2,  2. 
In  contrarinra  facit 

l  16  §  2  de  puU.  39,  4 
ubi  de  hoc  dixi.    Dominus  Nicolaus  de  Martarel  banc  quaestionem  publice 
disputavit.     Et  ultra  praedicta  allegat  primo,  quod  bona  alieni  districtns 
in  publicatione  non  venient,   quia  iudex  ibi  iurisdictionem  non  habet 

/.  27  de  iiUor.  et  curat,  datis  ab  his  26,  5 

l  30  §  1  de  excusation.  27,  1 

l,  5  C.  qui  dari  tutores  5,  34,  —  cum  similibus. 
Item  non  potest  iudex    iurisdictionem   suam  ad  illum  locum  extendere, 
in  quo  si  esset  personaliter,    exercere  non  posset     Sed  ita  est  in  pro- 
posito.     Primum  probatur 
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{.  13  §  fin.y  l.  20  de  mrisdictione  2^  1 

l.  de  arMr.  si  cum  dies  sc. 
SecondniD  probatar 

l.  3  de  ofßc.  praesidis  ly  18 

h  3  de  offic  praefedi  urbi  i,  12. 
Et  pro  hac  opinione  facit 

l.  quod  hquUur  in  exsecutore 

l  15  §  1  de  re  iudicata  42,  1. 

4.  Item  pro  hac  parte  facit,   quia  iuriBdictio  a  lege  proeedit  ut 
h  5  l.  6  de  iurisdid.  2y  1 

h  1  de  officio  das  cui  numdata  1,  21 
unde  inrisdictio  vel  eins  effectos  non  potest  plus  eztendi,  quam  ipsa 

l,  54  de  regul.  itiris  50,  17, 
Sad  lex  monicipalis,  coius  anctoritate  facta  est  pablicatio,  non  extenditar 
ad  non  sabditos  nt 

l.  1  C.  de  summa  trinitaie  1,  1. 
Eigo   nee   eins   effectos,   id   est,    ipsa  sententia  publicationis ,    et  pro 
hoc  bene 

l.  9j  l.  8,  l.  6  §  1  de  posttdando  3,  1 

l.  2j  39  §  8  de  verb.  sign,  50,  16 

l  43  de  poenis  48,  19 
nam  et  miles   damnatus  de  crimine  capitali,   respectn   unins  patrimonii 
est  teetabilis  et  respectn  alterins,  notat 

l.  6  §  5  de  imusto  rupto  imio  facto  test.  28,  3 

l.  11  de  testam.  vmUHs  29,  1 
et  limitia  sie  et  obsides,    qni  apnd    nos  sunt,   qnoad   bona  qnae  apud 
nos  babent  secundnm  legem  nostram  indicantnr,  nt  fisco  qnaerantor,  et 
qnoad  bona  qnae  domi  relinqnnntor  secimdum  snas  leges  indicantnr,  nt 

h  31  l.  32  de  iure  fisä  49,  14 
et  ibi  notata. 

h  11  qui  testamenta  facere  posstint  28 ^  1. 
£t  capti  ab  hostibns,   qnoad   nos  indicantnr   secnndnm  legem  nostram, 
secnndnm  fictionem  legis  Comeliae  et  postliminii,  qnoad  eos,  secnndnm 
soam  nt 

l,  de  capite  minutis  4,  5  (per  totum). 

5.  In  contrarinm  aUegatnr,  qnia  quotiescnmqne  nota  personae 
infligitor,  personam  nbiqne  sequitnr,  sient  lepra,  nee  potest  a  persona 
separari,  nt  probatnr  per  dictam 

l,  9  de  postulando  3,  1 
a  contrario  sensn  nt  ibi  est  ezposita 

I.  3  pro  sodo  17,  2 

l.  16  (l.  39),  l.  40  depeculio  15,  1 
Jns  enim  personale  non  respicit  certi  loci  facnltates. 

l.  1  §  16  ad  8.  C.  TrebeUian.  36,  1 

l.  50  §  1  de  iudie.  5,  1, 
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6.  Item  pro  hoc  quia  sententia  dicit  omnia  bona,  ergo  nonÜDA 
et  qnaecamque  comprehendit,  sicut  et  hereditas; 

l  62  de  B.  J.  50,  17 
nam  qni  omne  dicit,  nihil  excipit. 

h  1  a  proouratore  fnandati  17,  1 

l.  23  de  servitui.  praed.  urhan,  8,  2. 
Item  quia  in  illa  civitate  commisit   delictum,    ei^o   eidem   civitati  bona 
sunt  concedenda. 

l.  5  C.  de  servis  fugitiv.  6,  1. 

h  53  §  4  C.  de  episcop.  et  derids  1,  3 
videtor  expressum 

h  13  C.  de  vedigalibus  4,  61 
ibi,  banc  tertiam  iubemos  etc. 

7.  Et  pro  hoc,  quia  tutor  debitam  in  sua  provincia  contracinm 
in  alterius  tutoris  provincia  ezigit,  et  ad  suam  administrationem  dedacit, 

l.  47  §  2  de  administr.  ttUd.  26,  7. 
Sed    quod  bona   pertineant  ad  civitatem,   in   cuius   territorio   sunt,   sie 
probator.     Ubi  acquisitio  fit  ani  ex  parte  alterius,  illud,  sie,  ei,  quae- 
situm  non  tollitur. 

l.  10  §  6  de  contra  toM,  bonor.  possess,  37,  4 

l,  1  §  6  de  separat.  42,  6 
et  videtur  expressum 

l  39  §  3  de  admin.  tut.  26,  7. 

8.  Hoc  modo  fiscus  est  camera  imperialis  ut 
C.  de  iure  fisci  super  rubriceUu  (10,  1); 

sed  imperium  unum  est,  in 

auth.  quo  oport,  episco.  in  princ, 
l.  9  de  lege  Bhodia  de  iaäu  14,  2. 

9.  Et  ita  unus  est  fiscus,  licet  eius  iura  per  usurpationem  vel  ex 
privilegio  diversis  locis  et  per  diversos  exerceantur,  sicut  una  est  tutela, 
licet  plura  sint  patrimonia  et  plures  tutores  vicem  unius  pupilli  reprae- 
sentant,  ut  dicta 

l.  30  §  1  de  excusat.  27,  1  et 

l.  9  de  pactis  2,  14 
unde  sicut  in  dicta 

l.  39  §  3  de  adm.  tut.  26,  7 
quia  unus  est  pupillus  licet,  plures  sint  tutores  divisa  administratione 
per  provincias,  tarnen  unus  ex  sua  provincia  acquirit  hereditatem  exi- 
stentem in  alia,  et  tamen  pertinet  ad  administrationem  illius,  qui  non 
acquisivit  et  ibi  administrat.  Ita  in  proposito,  cum  pro  fisco  in  sin- 
gulis  provinciis  sint  procura tores  fisci,  ut 

l.  7  C.  de  bonis  damnat.  9,  49 
et  eorum  divisa   est  administratio ,    sicut   tutorum    in  diversis  provinciis 
quod  in  qualibet  provincia  consistit  administrandum ,    et  incorporandum 
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est  per  procuratorem  illius  provinciae,  et  alias  se  intromittere  non  debet, 
ut  dictis  iuribos  et 

L  51  de  admin.  tut,  26^  7. 
Nee  obstat  qnod  alibi  sit  facta  pablicatio  per  contemplationem  sententiae 
super  maleficio,  qoia  de  maleficio  iudicare  certis  iudicibos  competit,  et 
ille  est  unns  actus,  per  se,  sed  alius  actus  est  res  publicatas  describere, 
inquirere,  et  incorporare.  Et  hoc  officium  per  proviucias  est  divisum, 
et  certis  officialibus  commissum,  non  inspecto  iudice,  qui  tulit  sen- 
tentiam,  ut 

2.  1  C.  ubi  causae  fiscal.  3,  26 

l.  7  C.  de  bonis  proscripL  9,  49 

l.  11  de  honis  damnat.  48 ^  20, 
Gonstat  autem  ciWtates  Italiae  et  maxime  Lombardiae,   quae  foerunt  in 
pace  Constantiae,  sibi  vendicare  iura  fiscalia,  et  iurisdictiones  per  civi- 
tates  esse  divisas,  sicut  olim  erant  per  provincias  ut 

l,  final.  C.  de  praescript.  long.  temp.  7,  33 
et  ibi  notas  et  dixi.  Unum  quantum  lus  in  administrando  habebat, 
olim  officialis  in  quacumque  provincia  in  rebus  confiscatis,  ubicumque 
esset  fticta  confiscatio,  ut  aliquis  alterius  provinciae  se  non  habeant 
intromittere.  Idem  ius  debet  habere,  qui  ex  privilegio  vel  consuetudine 
in  eins  locum  successit,  cum  ad  eins  similitudinem  sit  constitutus ,  sicut 
dicimus  de  quolibet  subrogato  in  locum  alterius. 

l.  26  §  4  de  noxal^bus  9j  4 

l.  10  §  2  si  quis  cautionibm  2,  11. 
Civitas  ergo  cuius  iudex  publicavit  bona,  se  non  habet  nee  potest  in- 
tromittere de  bonis  in  alieno  districtu  existentibus ,  sed  illa,  in  cuius 
districtu  sunt,  arg.  iurium  praedictorum.  Absolutum  non  esset  dicere 
quod  civitates  habentes  ius  fiscale  ex  usurpatione  plus  iuris  habeant, 
quam  si  haberent  ex  privilegio,  vel  de  iure.  Hoc  tenet  GhMXAelmus  de 
Cime  et  allegata 

l.  2  de  capit.  diminut.  4^  5. 
ubi  de  hoc  dixi,  et 

l  5  §  15  de  tfibutor.  act.  14,  4. 
10.  Solvendo  distinguit,  aut  iudex,  qui  bona  publicavit,  iuris- 
dictionem  habet  iure  communi,  et  poenam  imponit,  secundum  ordinem 
iuris  communis,  aut  utrumque  vel  alterum,  procedit  a  lege  municipali. 
Primo  casu  publicatio  et  effectus  banni,  seu  sententiae  extenditur  ad 
omnem  locum  subiectum  iuri  communi,  non  ut  sint  publicata  per  illam 
sententiam  sed  publicanda,  et  incorporanda  in  fiscum,  auetoritate  talis 
sententiae  per  officiales  tarnen  illius  territorii,  in  quo  sunt  sita  bona, 
argum.  dictarum  legum 

l.  15  de  re  iudicata  42^  1 

l.  1  l.  2  de  rebus  auctoritxxte  iud,  poss,  42 ^  5 
et  quod  ibi  notatur  et 

l.  39  §  3  de  admin.  tut.  26,  7 

l.  3  C.  de  bonis  vacantibus  10,  10. 
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facta  similitudine,  quod  sicut  plures  tutorea  repraesentant  annm  papillmn, 
ut  dicta 

l.  9  §  1  de  pacHa  2,  14 
et  si  diverBamm  provinciamm  sint  tutores  divisa  tarnen  administratione, 
unos    in   sna   provincia   administrat ,    et   fieusit   restitui  bona   hereditatis 
ezistentia  in  alia  provincia,  quae  ad  tutores  illius  provinciae   pertinent, 
qui  postea  res  petere  et   administrare  in  sua   provincia  debet,   ut  dicta 

l.  39  §  3  de  adm.  tut.  26,  7. 

11.  Sic  plures  officiales  in  diversis  provinciis,  repraesentant  unum 
fiscum,  et  quod  in  una  provincia  confiscatur  per  officiales  in  illa  pro- 
vincia deputatos,  non  pertinet  ad  iurisdictionem  alterius  provinciae,  sed 
procurandum  et  exequendum  est  per  officiales,  in  quorum  territorio  sita 
sint  ut  dictis  legibus 

h  3  C.  de  banis  vacant.  10,  10 

l.  9  C.  de  bonis  damn.  d,  49. 
Ista    tarnen    publicatio    ex    forma    iuris    communis    hodie    locum    non 
habet,  per 

a/uih,  bona  damnatorumf  de  banis  damnatorum. 
Secundo  casu  principali,   quoniam    publicatio  facta   est  auctoritate  iuris 
municipalis,    tunc  puto,   quod    publicatio   non   eztendatnr  ad   loca  non 
subiecta  iurisdictioni  illius  iudicis,  arg. 

{.  2  C,  qui  dare  tutores  5^  34, 

l  5  C.  eod,  5,  34. 
et  aliis  iuribus  supra  pro  hac  parte  inductis,  et  haec  vera  sint,  quatenus 
ad  bona  publicanda.  Ubi  autem  tractatur  de  poena  afficiente  personaro, 
distinguit,  aut  afficit  personam  respectu  loci,  puta,  restringendo  ad  cer- 
tum  locum,  vel  removendo  a  certo  loco,  vel  interdicendo  certum  locum 
et  tunc  non  excedit  poena  iurisdictionem  indicantis,  nisi  casualiter  ut 

1.7  §  6  §  10  de  interdict.  48,  22; 
aut   non    afficit  respectu   loci,   tunc   si   quidem    continet   interdictionem 
focti,    ut  puta,    ne  exerceat  officium  advocationis   et  non  excedit  terri- 
torium  iudicantis  ut 

l.  9  de  postul.  3,  1. 
Si  autem  infligat  impedimentum  iuris  tunc  aut  ratione  notae  quae  se- 
quitur  causam  et  tunc  cessante  causa,  cesset  nota.  Aut  ratione  notae 
quae  sequitur  poenam,  vel  ratione  expressionis  in  sententia  fisictae,  et 
iiis  duobus  casibus  servanda  est  distinctio  facta  utrum  a  iure  communi 
vel  municipali  processerit  iurisdictio,  et  poenae  impositio  ut  ex  legibus 
all^atis  patet.  Et  sie  concludendo  tenet,  quod  si  ex  lege  municipali 
sit  facta  publicatio,  non  extenditur  ad  bona  alterius  territorii  et  tenet, 
quod  illa  bona  pertineant  ad  eum ,  vel  beredem  eius ,  ut  in  ipsa  quae- 
stione  plenius  tangitur  et  incipit  „quod  qnidam  inculpatus  de  bomicidio.*' 
Et  de  ista  materia  tangitur  per  Oldradum 

h  1  C.  de  heredib.  instit.  6,  24 
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et  per  enm  indecisa  Nicolaus  de  Martarel,  Ad  praedicta  faciont,  quod 
notavi  saper  secnnda  parte  mbricella  „an  qais  teneator  solvere  collectas 
super  bonis,  qnae  habet  in  alia  civitate"  et  vers.  „sequenti**,  et  in  hac 
eadem  parte  Tersic   „sed  quod  si  clericoB  tenebat  fhndum^,  et  plene  dixi 

l.  1  a  de  heredfSb.  ^mt.  6,  24. 
Et  pro  declaratione  praedictoram  et  quaestione  praedicta  domini  Ificölai 
est  prima  in  libro  magno  qnaestionum  disputatamm. 


Digitized  by 


Googl( 


Digitized  by 


Googl( 


Die  Behandlung  der  im  Ausiande  begangenen  Delilrte 

nacli  dem  Reclite  Großbritanniens  unter  BerOcicsichtigung 

des  Rechts  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerilca. 

Von  Osear  HlMtrac«r,  Jostizreferendar  in  Stuttgart 

Einleitung:.    Die  Aufgrabe. 

Ein  Blick  auf  die  Strafgesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten 
zeigt  eine  grofse  Verschiedenheit  in  der  Behandlung  der  aufserhalb  des 
Staatsgebietes  begangenen  Delikte.  Wenn  auch  alle  Staaten  der  Gegen- 
wart in  der  Anwendung  von  Strafsatzungen  auf  extraterritoriale  Delikte 
einig  sind,  so  giebt  doch  auf  die  Frage,  in  welchem  Um&ng  diese  An- 
wendung zu  geschehen  habe,  jedes  Strafgesetzbuch  eine  andere  Antwort. 
Der  eine  Staat  erkennt  die  Aufgabe  seines  Strafgesetzes  darin,  jede 
Verletzung  der  durch  dasselbe  aufgestellten  Rechtsordnung,  gleichviel 
wo  und  von  wem  begangen,  zu  sühnen;  der  andere  läfst  sein  Straf- 
gesetz nur  dem  Unterthanen  ins  Ausland  folgen;  ein  dritter  thut  dies 
nur  hinsichtlich  einzelner  Oruppen  von  Delikten,  wtthrend  wieder 
andere  G^etzgebungen  den  Schutz  inländischer  Personen  und  Rechts- 
gttter,  wo  sie  immer  auch  seien,  zum  leitenden  Gesichtspunkt  ihres 
Strafrechts  gemacht  haben  ^). 

So  stöfst  Princip  auf  Princip,  und  ihr  Widerstreit  ist  nicht  ohne 
praktische  Konsequenzen  ftlr  das  Leben  der  Völker.  Oft  wird  um  des 
Principes  willen  die  Bestrafung  des  Verbrechers  unterlassen,  und  anderer- 
seits führt  die  Bestrafung  des  Ausländers  wegen  eines  aufserhalb  des 
stnifenden  Staats  begangenen  Delikts  nicht  selten  zu  Konflikten  mit 
dem  Heimatsstaat  des  Delinquenten.  Wenn  nun  auch  Beispiele  gezeigt 
haben,  wie  derartige  Konflikte  mit  dem  Nachgeben  des  politisch 
aehwächeren  Staates  enden'),  so  haben  diese  Konflikte  doch  anderer- 
seits zum  Abschlufs  von  Verträgen  zwischen  den  einzelnen  Staaten  ge- 
führt und  so  zu  ihrem  Teile  mitgewirkt  zu  der  eigenen  Lösung. 

Letztere  freilich  ist  der  Zukunft  vorbehalten.  Der  internationale 
Verkehr  und  damit  die  Praxis  und  Wissenschaft  des  Rechts  in  seinen 


1)  Eine  Zusammenstellung  des  Standes  der  Gesetzgebungen  nahezu  aller 
christlichen  Staaten  v.  J.  1887  giebt  Moore*8  Report  S.  88  B. 

2)  8o  der  Fall  CuUing  (1886);  vergl.  unten  8.  32,  insbee.  Anm.  117. 
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internationalen  Beziehungen,  des  Strafrechts  insbesondere,  scheinen  noch 
nicht  alt  genug  zu  sein,  um  solche  Prtlchte  zu  zeitigen.  Doch  Eines 
ist  erreicht:  Die  abstrakten  Spekulationen  haben  sich  als  un^hig  er- 
wiesen, einen  obersten  Omndsatz  zu  finden,  der  den  Gesetzgebungen 
aller  Völker  bei  Lösung  jener  Frage  zur  Richtschnur  dienen  könnte; 
denn  das  Recht  entsteht  nicht  den  Principien  zulieb  und  nach  ihnen; 
vielmehr  sind  die  Principien  nur  Abstraktionen  von  der  Wirklichkeit. 
Die  Wissenschaft  hat  sieh  daher  der  veigleichendeii  Untenuehang  des 
positiven  Rechts  aller  Staaten  zugewandt^).  Durch  die  sorgfilltige 
Analyse  der  geltenden  Rechte  wird  wie  das  Gemeinsame  so  auch  das 
Gegenslltzliehe  hervortreten;  mit  dem  Verstftndnis  klttren  sich  die  Gegen- 
sätze und  wächst  die  Aussicht  auf  deren  Ausgleichung. 

Einen  Beitrag  zu  dieser  Au%abe  soll  die  folgende  Darstellung  der 
einschlägigen  Bestimmungen  des  Rechts  Grofsbritanniens  unter  zusätz- 
licher Bertlcksichtigung  desjenigen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
bilden.  Gerade  dieser  Teil  des  Rechts  Grofsbritanniens  darf  wohl 
Anspruch  auf  das  Interesse  des  nicht  britischen  Juristen  erheben,  weil 
Grofsbritannien  seiner  geschichtlichen  Entwickelung  nach  auf  eine  be- 
sonders lange  und  infolge  seines  lebhaften  Handels  und  Verkehrs  über- 
aus viebeitige  Praxis  in  internationalen  Rechtsfragen  zurtlckblickt  Zu- 
dem liefert  eine  Kenntnis  dieser  Praxis  und  der  sie  leitenden  G-edanken 
manchen  Beitrag  zur  Charakteristik  der  britischen  Weltpolitik  überhaupt. 
Eine  wertvolle  Ergänzung  wird  die  Betrachtung  der  Veränderungen 
bieten,  welche  britische  Rechtsgrundsätze  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  erfahren  mufsten,  da  hier  die  bunte  Mischung  der 
Nationalitäten  und  die  Nichtisoliertheit  der  Lage  des  Landes  neue  An- 
forderungen an  sie  stellten. 


§  2. 
Das  Prinolp  und  dessen  Qesohlohte. 

Dem  leitenden  Princip  des  englisch-amerikanischen  Rechts  in  der 
Lehre  vom  räumlichen  Anwendungsgebiet  der  Strafgesetze  hat  der 
Amerikaner  Story  die  berühmte  Formulierung  gegeben:  ^^The  common 
law  considera  crimes  as  ältogeüier  locäl ,  and  cognieable  and  puniBk- 
äble  exclusivdy  in  ihe  couniry^  where  (hey  are  commiUed^^),  und 
denselben  Gedanken,  von  der  deutschen  Jurisprudenz  gemeinhin  Terri- 
torialprincip  genannt,  haben  hervorragende  britische  und  nordamerikaniscbe 
Juristen  in  zahlreichen  Fällen  ausgesprochen  ^).    Es  sei  ein  wesentliches 


3)  H.  Meyer,  Lehrbuch,  L  Aufl.  (1875)  S.  99  £:  Binding,  Handbuch 
(1885)  S.  877  ff.;  V.  Martiiz  I  S.  61;  vergl.  auch  v.  Bar,  Lehrbuch  des  Internat 
Privat-  u.  Strafrechts  8.  217  ff. 

4)  ^ory  §  620. 

5)  S.  die  zahlreichen  Wiedergaben  derselben  bei  Story  §  620  ff.  und 
§  20;  Phülimore  IV  S.  800  £;  Travers-Twiss  I  §  151  und  §  219;  Wharton, 
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Attribut  der  Souveiilnitilt  eines  jeden  Staates,  so  argumentieren  die- 
selben, in  seinem  Territorium  ausschliefslich  zu  bestimmen,  was  strafbar 
und  was  nicht  strafbar  sei;  bei  der  Oleichheit  der  Staaten  wttre  es 
daher  ein  Eingriff  in  die  SouTeränitttt  des  fremden  Staates,  wollte  ein 
Staat  Verletzungen  seines  Strafgesetzes,  begangen  im  Gebiete  jenes  Staates, 
ahnden.  Ein  solcher  Anspruch  wäre  gleichbedeutend  mit  der  Erklärung, 
dafs  jeder  Staat  für  alle  und  keiner  Air  sich  selbst  Gesetze  machen 
könne*).  Eine  Ausdehnung  des  inländischen  Strafgesetzes  auf  extra- 
territoriale Delikte,  so  wird  weiter  gefolgert,  sei  höchstens  möglich  mit 
Genehmigung  des  auswärtigen  Staates,  der  damit  eben  die  Aus- 
schliefslichkeit  seiner  territorialen  Souveränität  aafgebe. 

Seinen  geschichtlichen  Ausgangspunkt  hat  dieser  Grundsatz  im 
englischen  Strafprozefs,  dessen  Entwicklung  derjenigen  des  Strafrechts 
▼orausging '') ;  die  Deliktsbegriffe  haben  sich  erst  später  nach  und  nach 
gebildet,  insbesondere  durch  Gerichtsgebrauch,  der  ja  heute  noch  eine 
sehr  wesentliche  Rechtsquelle  in  den  Ländern  englischen  Rechts 
bildet 

Mit  den  Normannen  war  auch  die  alte  fränkische  inguisitio  nach 
Grofsbritannien  übeigegangen.  Sie  diente  zur  Eröffiiung  des  Straf- 
verfahrens und  bestand  im  wesentlichen  darin,  dafs  der  Richter  eine 
Anzahl  Gemeindegenossen,  bei  denen  er  die  Kenntnis  bestimmter  That- 
sachen  vorraussetzt ,  vorlädt  und  durch  promissorischen  Eid  verpflichtet, 
auf  seine  Fragen  nach  dem  Vorkommen  von  Verbrechen  wahrheits- 
gemäfs  zu  antworten.  Die  inquisiHo  wurde  zur  englischen  Rügejury, 
die  wir  zuerst  zur  Zeit  Heinrichs  IL  (1154 — 1189)  in  der  Besetzung 
von  je  zwei  Mitgliedern  aus  der  Hundertschaft  vorfinden,  welche  jedoch 
später  verdrängt  wird  durch  die  aus  der  ganzen  Grafechafl  beru£ane 
und  für  diese  antwortende  grosse  jury  von  24,  später  23  Mitgliedern, 
die  Anklagejury  des  heutigen  englischen  Strafprozesses.  Wie  bei  der 
inquisUio^  so  war  auch  bei  der  ursprünglichen  englischen  Anklagejuiy^ 
welche  zusammentrat,  so  oft  der  königliche  Reiserichter  (justUiariua) 
auf  seiner  Amtsreise  durch  die  Grafschaft  kam,  der  Grund  der  Wissen- 
schaft der  Geschworenen  ihre  Lokalkunde.  Sie  wohnten  in  der  Nachbar- 
schaft des  Thatortes,  hier  machte  sich  der  Bruch  des  Rechtsfriedens  am 
stärksten  fUhlbar,  hier  war  man  den  Augen-  und  Ohrenzeugen  und 
damit  der  Erkundigung  des  wahren  Sachverhaltes  am  nächsten.  Darum 
sollte  auch  nur  hier  die  Anklage  erhoben  werden  können.  So  gelangte 
der  englische  Strafprozefs  zu  der  ausschliefslich  en  Zuständigkeit  des 
fantm  ddicH   commissi ^   einem  Grundsatz,    den   die  englische  Rechts- 


ConßdetJiSbdff.;  Moore' b  Report  S.  67—69;  femer  Bishop  I  §  79;  Law- 
remc^s  Wheaton  S.  161  ff. 

6)  LeuHs  S.  1  ff.:  Story  §  20;  Hall,  Int.  Law,  S.  51;  Lawrence,  Int. 
Law.  §  113;  HaUeck  §  14. 

7)  SUphen  im  Journal  du  Droit  Int.  Priv4  Bd.  14  S.  129;   Stephen, 
HUL  I  S.  276  ff.;  SUphen'a  Blaclutone  IV  S.  369  ff.;  Moore' e  Report  S.  78. 
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spräche  von  alters  her  „la«;  of  venue^^)  nennt.  Zum  praktischen 
Ausdruck  kam  derselbe  bei  Einleitung  des  Strafverfahrens  zunächst  bei 
dem  Eid  der  Rttgegeschworenen,  den  diese  dem  Abgesandten  der  Krone  u.  a. 
dahin  abzuleisten  hatten,  dafs  sie  vor  Erhebung  der  Anklage  ermitteln 
wollen,  ob  dieselbe  hinreichend  begründet  sei.  Diese  Inquisitions- 
kompetenz war  in  dem  Eide  ausdrücklich  auf  das  Qebiet  der  betreffen- 
den Ora^haft  (^pro  corpore  comitatus,  for  bezw.  wUhin  (he  body  of 
fhe  coufUy)^)  heschrflnkt;  denn  die  Kenntnis  dessen  aUein,  was  in 
diesem  Bezirke  voi^ing,  wurde  bei  den  Geschworenen  vorausgesetzt. 
Sie  konnten  daher  ohne  eine  ausdrückliche  gesetzliche  Ermächtigung 
Ereignisse,  die  aufserhalb  der  Grafschaft,  für  welche  sie  beeidigt 
waren,  vorfielen,  nicht  berücksichtigen,  eine  Anklage  auf  Grund  solcher 
nicht  erheben. 

Es  ist  erstaunlich,  zu  sehen,  mit  welcher  Zähigkeit  das  law  of 
venue  von  der  englischen  Praxis  festgehalten  wurde.  Es  big  ja  auf 
der  Hand,  dab  dieser  Grundsatz  zu  absurden  Konsequenzen  führen 
mufste;  denn  in  vielen  Fällen  ist  der  Ort  der  Begehung  eines  Delikts 
überhaupt  nicht  zu  bestimmen,  oder  fHUt  Anfiing,  Ende  und  Erfolg  der 
Thätigkeit  des  Delinquenten  je  an  einen  andern  Ort  Aber  man 
scheute  sich  nicht,  in  solchen  Fällen  selbst  das  inländische  Delikt  un- 
gestraft zu  lassen,  nur  um  des  law  of  venue  willen.  Dieser  Zustand, 
über  dessen  Existenz  selbst  englische  und  amerikanische  Juristen  die 
Köpfe  schütteln  ^^),  dauerte  hinsichtlich  der  im  Inland  begangenen  Delikte  ^^) 
bis  zum  Jahre  1549.  In  diesem  Jahre  erging  das  Statut  2  und  3 
Edw,  VI  c,  J24  ,  welches  die  Erhebung  der  Anklage  im  Fall  eines 
Mords,  bei  dem  Verletzung  und  Tod  in  verschiedenen  Grafschaften 
erfolgt  waren,  ermöglichte  in  derjenigen  Grafschaft,  in  welcher  der 
Tod  erfolgte.  Das  Vorwort  dieses  Statuts  charakterisiert  den  Mifs- 
stand,  der  das  Gesetz  veranlafste,  kurz  damit:    ^for  by  (he  custom  of 


8)  venue  von  vicinus.  Diese  ursprüngliche  Bedeutan^  ist  in  Vergessen- 
heit geraten  und  heute  wird  in  der  Gesetzes-  und  Juristensprache  venue 
gebraucht  für  den  Ort,  wo  die  Klage  erhoben  wird.  Es  ist  ein  nodi  heute 
geltender  Grundsatz  des  britischen  Kechtea,  dafs  der  Ort  der  Be^ehuDff  der 
That  nicht  in  der  Anklageschrift  genannt  zu  sein  braucht,  da  die  im  iCopf 
der  Anklageschrift  enthsitene  Bezeichnung  des  zuständigen  Gerichts  als  Ort 
der  Begehung  aUer  in  derselben  genannten  Handlangen  angenommen  wird. 
Vergl.  14  u.  15  Vict.  c.  100  s.  23  \  Russell  I  8.  231;  ebenso:  Statutes  of 
Missouri  s.  4107. 

9)  Bezeichnend  ist  die  Erweiterung,  welche  die  Fassung  der  Eides- 
formel der  grofsen  jury  nach  amerikanischem  Statutarrecht  erfimren  hatj  so 
dehnt  die  s,  4069  der  Revised  Statutes  of  Missouri  die  In<]uisitionspflicht 
der  Geschworenen  aus  auf  alle  Delikte,  „committed  or  tr table  in  this 
county"".    Vend.  auch  Wharton,  Crim.  Law.  1  §  212. 

10)  Stephen  im  Journal  du  Droit  Int.  Fr.  L  c.  spricht  von  einer 
„rigueur  pidantesque^ .  Derselbe  spricht  Hittory  I  S.  277  seine  Verwunde- 
rung darüber  aus,  dafs  ein  solcher  Zustand  so  lange  ertragen  wurde;  s.  auch 
Wharton,  Conflict  §  17. 

11)  Hinsichtlicn  der  extraterritorialen  Delikte  wurde  mit  dem  law  of 
venue  schon  durch  28,  Henry  VITI  c.  15  (a.  1536)  gebrochen. 


Digitized  by 


Googl( 


Behandlong  der  im  Auslande  begangenen  Delikte  etc.  65 

Ms  realm  (he  Jurors  of  the  cownty^  where  suchpariy  düed  of  stich  stroke, 
oan  iahe  no  hnowledge  of  the  said  strokCy  being  in  a  foreign  countiy 
,  .  .  .  ne  (he  Jurors  of  (he  county,  where  (he  stroke  was  gwen^  cannoi 
take  hnowledge  of  Ihe  dea(h  in  <mo(her  county,*^  ^') 

Mit  diesem  Gesetze  war  nur  der  Anfang  einer  langen  Reihe  von 
statatarisclien  Ausnahmen  gemacht,  die  in  kasuistischer  Weise  auf- 
einander  folgten,  alle  lediglich  dem  Zwecke  dienend,  die  Strafverfolgung 
zu  ermöglichen,  wo  diese  wegen  des  vemte  nicht  möglich  war.^')  Es 
liegt  nicht  im  Rahmen  der  gestellten  Aufgabe,  diese  einzelnen  Aus- 
nahm^esetze  näher  zu  untersuchen.  Hier  kommen  nur  diejenigen  in 
Betracht,  welche  Bestimmungen  enthalten,  die  von  Delikten  in  einer 
anderen  Graftchaft  analog  auf  Delikte  im  Ausland  Anwendung  fanden. 
Aulser  diesen  haben  auch  die  Grundsätze  des  common  law  Erwähnung 
zu  finden,  welche  zur  Vermeidung  und  Abschwächung  der  nachteiligen 
Konsequenzen  beitrugen,  die  das  starre  Festhalten  des  „Gesetzes  der 
Nachbarschaft*'  mit  sich  brachte. 

1.  Ein  dem  nicht  englischen  Juristen  fremder  Deliktsthatbestand  ist  das 
dem  Strafrechte  Grofsbritanniens  und  der  Vereinigten  Staaten  geläufige 
JMnging  stolen  goods  into  county*^.  Schon  bei  dem  gewöhnlichsten  aller 
Delikte,  dem  Diebstahl,  hat  sich  der  Grundsatz  des  venue  als  unzweckmäfsig 
erwiesen.  Da  der  Dieb  mit  dem  Gestohlenen  nicht  am  Ort  der  That  zu 
bleiben  pflegt,  eine  Bestrafxmg  aber  nur  in  der  Grafschaft  der  That  möglich 
und  damit  eine  wirksame  Anwendung  des  Gesetzes  keineswegs  garantiert 
war,  griff  man  zu  der  Fiktion,  dafs  der  Dieb  in  jeder  Grafschaft,  in 
welche  er  die  gestohlene  Sache  brachte,  diese  gestohlen  habe.  Dieser 
schon  durch  das  common  law  ^^)  ausgebildete  Gedanke  fand  gesetzliche 
Sanktion  in  der  Larcency  Ad  7  und  8  Oeo  IV  c.  29  s.  76 ;  während 
jedoch  das  Recht  Grofsbritanniens  nicht  soweit  ging,  diesen  Gedanken 
auch  auf  aufserhalb  des  Inselreichs  begangene  Delikte  auszudehnen, 
bat  das  Strafrecht  der  einzelnen  Staaten  der  Union  den  Dieb,  welcher 
im  Inhind  im  Besitz  der  im  Ausland  —  und  zu  diesem  gehört  auch 
jeder  andere  Unionsstaat  —  gestohlenen  Sachen  betroffen  wird,  teils 
durch  Gesetz,  teils  durch  Gerichtsgebrauch  fllr  strafbar  erklärt.  Es 
hängt  dies  wohl  mit  dem  Umstände  zusammen,  dafs  es  bei  der  Be- 
grenzung der  einzelnen  Unionsstaaten  durch  ideale  Linien  sowohl  unter 


12|  Aufgehoben  ist  dieses  Gesetz  durch  7.  Geo  IV.  c,  64,  welches  die 
Zuständigkeit  sowohl  des  Gerichtes  des  Ortes  der  Verletzung  als  desjenigen 
des  Todeseintrittes  bestimmt.  Dafs  England  auf  diese  Weise  die  Frage  nach 
der  Beeehune  eines  Deliktes  löste,  werden  wir  noch  öfter  wahrnehmen. 

13)  Nicht  weniger  als  30  zählt  Stephen- Blackstone,  4.  Comm,  S.  371 

gnbesondere   Anm.    r)   ff.    auf;    vergl.    auch    J,   F.    Stephen,    History    I 
377 

U)  Blackataney  Com.  IV  S.  305;  Stephen,  ffütorp  I  S.  278;  Stephen'« 
Blacketone  IV  S.  373:  jjbr  the  law  consider»  it  cta  a  taking  in  both  countiee*^. 
Erst  spätere  ioristische  Konstruktion  erblickte  den  Thatbestand  in  dem  „im 
Besitz  haben*'  des  G^estohlenen  und  suchte  so  das  Princip  zu  retten.  Veirgl. 
Moore' s  Report  S.  29. 
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flieh  als  mit  Ganada  nnd  Mexiko    leichter  ist,  in  einen  anderen  Staat 
za  entkommen,  als  es  die  insulare  Lage  Orofsbritanniens  zaläfst^*) 

2.  Schon  Mh  hat  das  common  lato  das  Princip  anerkannt,  dafs, 
wer  vom  Aaslande  ans  eine  Kraft  im  Inland  in  Bewegung  setzt,  für 
das  durch  diese  ELraft  im  Inland  begangene  Delikt  im  Inland  strafbar 
ist,^®)  ein  Grandsatz,  der  bei  dem  Fortschritte  der  Erfindungen  und 
der  infolgedessen  immer  zahlreicher  werdenden  Möglichkeiten  in  dieser 
Weise  zu  delinquieren,  von  grofser  Bedeutung  ist  Wer  die  Cirkulation 
einer  verbotenen  Druckschrift  im  Inlande  vom  Aaslande  aus  be- 
werkstelligt, ist  im  Inlande  strafbar.  Da  man  jedoch  das  in  Bewegung 
Setzen  menschlicher  Ejraft  gleich  behandelte,  so  wurde  jedes  Delikt, 
dessen  Natur  eine  Begehung  durch  das  Mittel  der  Thätigkeit  einer 
nicht  eingeweihten  im  Inland  weilenden  Person  zuliefs,  im  Inlande 
bestraft,  auch  wenn  der  im  rechtlichen  Sinne  als  Thäter  Anzusehende 
im  Ausland  sich  befand  zur  Zeit  der  That  ^^) 

Mit  Unrecht  erblicken  amerikanische  Juristen^^)  hierin  eine  Abweichung 
vom  law  ofvenf^y  die  sie  mit  der  rechtlichen  Konstruktion  einer  Gegenwart 
des  Thttters  am  Orte  der  That  rechtfertigen  zu  mtissen  glauben.  Dies  liat 
darin  seinen  Grund,  dafs  sie  das  law  ofvenue  als  eine  räumliche  Begrenzung 
der  delinquierenden  Personen  auffassen,  während  es,  wie  weiter  unten  dar- 
zulegen sein  wird,  übrigens  schon  aus  dessen  G-eschichte  hervoi^geht, 
im  Sinne  einer  räumlichen  Begrenzung  der  Delikte  zu  nehmen  ist. 

Die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  der  Union  hat  den  ge- 
nannten Grundsatz  in  weitestem  Sinne  verwertet  ^^). 

3.  Wie  ausgeführt  wurde,  konnte  nach  altenglischem  Gewohnheits- 
recht der  Theilnehmer *®)  nur  da  bestraft  werden,  wo  die  fragliche 
Teilnahraehandlung  vorgenommen  wurde.  *^)  Dieser  Grundsatz  erlitt 
jedoch  schon  nach  common  law  hei  treason  und  misdemeanors  eine  Aus- 


15)  Stephen  im  Journal  ffu  Dr.  L  Pr,  Bd.  14  S.  131:   Wharton,  Conßict 

t932;  Büfhop,  Cr,  L.  I  §  107  ff.:  Wharton,  Cr.  Z..  I  §  284;  Moore'»  Report 
.  28  ff.  Letzterer  berichtet,  dafs  auch  ein  Gesetz  in  Canada  den  Dieb,  der 
im  Ausland  gestohlen  hat,  bestraft,  wenn  er  im  Inland  im  Besitz  von  ge- 
stohlenen Sachen  betroffen  wird.  Das  Strafgesetzbuch  von  New  York  von 
1881  §  540  straft  im  gleichen  Falle  auch  den  Hehler.  Von  amerikanischen 
Statutes  vergl.  weiter  §  16  Z.  2  des  Str.O.B.  von  New  York;  Statutes  oj 
Minnesota  ss,  6721  und  G298  Z,  2;  Code  of  Iowa  s.  4831  und  die  daselbst 
citierte  Entscheidung  im  Fall  State  vs.  Bennett;  Stat,  oJ  Missouri  s,  3942. 

16)  Moore's  Report  S.  23  ff. 

17)  Moore  L  c;  Wharton,  Conflict  §  876  f.;  O.L.  I  §  278;  Bishop, 
Cr.Jj,  §  80  f. 

18)  Wharton^  Conü,  l  c,  insbesondere  der  Ausspruch  des  amerikanischen 
Chief  Justice  Beasley  §  877  Anm.  o:  „"^he  law  implies  a  constructive  pre- 
sence  from  the  necessity  of  the  cnse." 

19)  Vergl.  Moore  L  c.  Strafgesetzbuch  von  Texas  a.  454;  Statutes  von 
Minnesota  s.  6298;   Code  of  Iowa  s.  5155. 

20)  Das  englische  Recht  unterscheidet  accessory  before  and  after  the 
fad,  ersteres  unserer  Anstiftung,  letzteres  unserer  Begünstigung  etwa  ent- 
sprechend. Der  Mitthäter  wird  als  Uauptthäter  (princtpal)  Mhandelt  Das 
Nähere  s.  Russell  I  S.  164  ff. 

21)  Stephen's  Blackstone  IV  S.  372. 
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nähme,  inaofeme  bei  diesen  Deliktsgaltungen  jeder  Teilnehmer  an- 
gesehen und  behandelt  wurde,  als  hätte  er  die  Tbat  selbst  vollbracht.  ^^) 
Einen  Schritt  weiter  in  dieser  Richtung  that  das  Gesetz  7  Qeo  VI  c.  64 
«.  9y  welches  bestimmte,  der  accessory  before  the  fad  bei  fehnies  solle 
der  Jurisdiktion  des  Gerichts  der  Haupttbat  unterstehen,  als  ob  das 
Delikt  desselben  am  Ort  der  Haupttbat  begangen  wäre.  Danach  kann 
also  dem  englischen  Strafgesetze  sich  verantwortlich  machen  auch  der- 
jenige, welcher  vom  Aasland  aus^^)  durch  das  in  Bewegung  Setzen 
der  Thätigkeit  eines  im  Inland  befindlichen  Mitschuldigen  handelt. 

In  den  meisten  der  Vereinigten  Staaten  ist  nach  Statut  jede  Teil- 
nahme an  inländischen  Delikten,  ausgenommen  accessory  after  the  fact, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  der  Teilnahmethätigkeit  strafbar  ^^). 

4.  Endlich  hat  hier  Erwähnung  zu  finden  der  in  s.  12  des  oben- 
genannten Gesetzes  (7  Qeo.  TV)  niedergelegte  Grundsatz,  welchen  schon 
das  common  law  bei  treason  aufgestellt  hatte,  dafs,  wenn  der  That- 
bestand  eines  Deliktes  teilweise  in  einer,  teilweise  in  einer  anderen 
Grafschaft  verwirklicht  wurde,  das  Gericht  jeder  Grafschaft  zuständig 
sein  solle**). 

Auch  diese  Bestimmung  finden  wir  in  den  Vereinigten  Staaten 
analog  auf  das  Verhältnis  zum  Ausland  angewandt*®). 

War  durch  diese  hier  nur  in  ihren  GrundzUgen  wiederzugebenden 
Bestimmungen*^)  die  Strenge  des  „Gesetzes  der  Nachbarschaft''  in  er- 
heblichem Mafse  abgeschwächt,  so  ergiebt  eine  Betrachtung  der  weiteren 
Entwicklung  des  Rechts  Grofsbritanniens  erst  recht  dessen  Einseitigkeit 
and  Unzulänglichkeit 

Zuvor  ist  jedoch  der  besondere  Deliktsbegriff  der  „Verbrechen 
gegen  das  Völkerrecht**  zu  erörtern. 


22)  Bishop  I  §  603  f. 

23)  Vergl.  den  Ausspruch  Lord  Campbells;  „4  person  maf  hy  the 
employment  <u  well  of  a  conscioua  as  of  an  unconscious  agent  render  htm- 
»elf  amenable  to  the  law  of  England,^  Wharton,  Confl.  §877;  8.  auch 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Stra£sachen  XIII,  337. 

24)  Wharton  Cnnfl.  §  922;  Bishop  I  §  650;  Strafgesetzbuch  von  New 
York  §  16  Z.  8;  Minnesota  «.  6298  Z.  3;  Moore' s  Report  8.  27  ff.  Inter- 
essant ist  der  S.  29  ff.  berichtete  Fall  Nevada  vs.  Hamilton^  bei  welchem 
die  Teilnahmehandlung  darin  bestand,  daPs  den  30—40  Meilen  entfernten 
Komplicen  ein  Zeichen  durch  Anzünden  eines  Feuers  auf  einem  Berge  ge- 
geben wurde. 

25)  Stephen  im  Journal  du  Droit  Int.  Pr.  Bd.  14,  131  ff.;  Wharton, 
Confl,  §  931. 

26)  Strafgesetzbuch  von  New  York  §  16  Z.  1 ;  .Der  Bestrafung  inner- 
halb des  Staates  ist  unterworfen,  wer  innerhalb  des  Staates  ein  Verbrechen 
ganz  oder  teilweise  begeht"    Desgl.  Minnesota  s.  6298  Z.  1. 

27}  Hier  sei  auch  die  um  ihrer  Analogie  im  italienischen  Strafrecht 
willen  mteressante  Bestimmung  der  «.  12  von  7.  Qeo  IV,  e,  64  erwähnt, 
wonach  das  innerhalb  500  Yards  von  der  gemeinsamen  Grenze  zweier  Graf- 
schaften begangene  Delikt  in  beiden  strubar  ist.  Die  Fugitive  äffender» 
Act  1881  (44  u,  45  Vict.  c,  69)  wendet  diese  Bestimmung  auch  auf  die  500 
Yards  von  der  gemeinsamen  Grenze  zweier  britischer  Besitzungen  begangenen 
Delikte  an.    Stephen  L  c,  Russell  I  S.  5. 

5* 
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§3. 
Die  yyOfTences  agralnst  the  law  of  natlons^* '®). 

Das  gemeinsame  Interesse  aller  Staaten  an  der  Freiheit  tind 
Sicherheit  des  Verkehrs  sowohl  der  Staaten,  als  ihrer  Unterthanen 
untereinander  hat  zn  dessen  strafrechtlichem  Schutze  geführt  Dahin 
gehende  Bestimmungen  enthalten  die  Gesetzgehungen  aller  Staaten; 
jedoch  nur  wenige  ^^)  hahen  dem  allgemeinen  Recht  und  der  all- 
gemeinen Pflicht  zur  strafrechtlichen  Repression  der  in  Betracht  kommen- 
den Vergehungen  durch  Schafiiing  des  besonderen  Deliktsbctgriffi«  der 
^Verbrechen  gegen  das  Völkerrecht*'  Ausdruck  gegeben. 

Schon  das  common  lato^  welches  wie  Blackstone  (IV.  S.  67) 
sagt,  das  Völkerrecht  seinem  ganzen  Umfang  nach  in  sich  aufgenommen 
hat,  so  dass  in  allen  das  Völkerrecht  betreffenden  Fragen  dieses  als 
ein  Teil  des  Landesrechts  angesehen  wird,  hat  dem  gemäfs  den  ge- 
nannten Deliktsbegriff  aufgestellt.  Die  Besonderheit  der  hierunter 
fallenden  Delikte  besteht  darin,  dafs  ihre  Begehung  alle  Staaten  gleich 
und  unmittelbar  verletzt  und  daher  jeder  Staat  strafberechtigt  ist,  ohne 
Rücksicht  auf  Ort  der  Begehung  nnd  Staatsangehörigkeit  des  Delin- 
quenten.^^) Damit  ist  die  gesonderte  Betrachtung  dieser  Verbrechen 
von  selbst  gegeben.  Die  hauptsttchlichsten  derselben  nach  common 
law  sind: 

1.    Yiolation  of  safe  eonduets  or  pasi^orts. 

Hierunter  ist  begriffen  die  Verletzung  des  von  einem  Souverän 
oder  seinen  Gesandten  den  Unterthanen  einer  fremden  Macht,  mit  der 
er  sich  im  Krieg  befindet  oder  verbündet  ist,  ausdrücklich  oder,  wie 
bei  letzterem  Falle,  stillschweigend  gewährten  freien  Geleites.  Der 
Grund  des  Interesses,  welches  jeder  Staat  an  der  Bestrafting  dieses 
Deliktes  nimmt,  liegt  in  dem  Bruch  des  öffentlichen  Glaubens,  dessen 
Erhaltung  im  Interesse  des  internationalen  Verkehrs  geboten  ist  Mit 
Beziehung  hierauf  sind  im  Laufe  der  englischen  Rechtsentwickelnng  be- 
sondere Statutes  ergangen,  von  denen  insbesondere  das  noch  heute 
geltende  31  Ben,   VI.  c.  4  zu  erwähnen  ist.®*) 


28)  Blackßtone  IV  eh.  V;  St^hen-Blackstone  II  p.  512  u.  IV  eh.  8: 
Travel» 'Twüs  I  §  170;  Wüdman  I  eh.  VI;  Phülimore  I  8.  488  ff.,  11 
S.  186  ff.;  Lewis  ».  13;  Ha/l,  Int.  Law.  §  81;  Lawrence  §  122;  Rueteli 
I  S.  253. 

29)  Italien,  Schweiz  und  Spanien  b.  v.  Martüz  I  S.  60  Anm.  1. 

30)  Siephen-BlaeksUme  IV  eh.  8;  Haüeek  §  24  i.  f. 

31)  Stephen- Blackstone  IV  S.  244  ff.:  Wüdman  l.  e.  Bei  erstecem 
sind  die  einschlägigen  Bestimmungen  aufgeführt 
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2.     InfHngement  of  the  rights  of  ambassadors. 

Nach  völlLerrechtlicber  Gewohnheit  ist  die  Person  des  Gesandten 
unverletzlich;  denn  er  ist  der  Reprttsentant  des  Souveräns,  der  ihn 
sandte.  Aber  ein  Delikt  gegen  ihn  ist  nicht  allein  ein  Ddikt  gegen 
den  Sonverttn  bezw.  den  Heimatsstaat  des  Gesandten,  sondern  zugleich 
aoch  eine  Verletzung  der  allgemeinen  Sicherheit  des  völkerrechtlichen 
Verkehrs.  Daher  hat  jeder  Staat  ein  unmittelbares  und  direktes  Inter- 
esse und  ein  Recht  an  der  Bestrafong  solcher  Delikte. 

Das  Stattä  7  Anne  c.  1J2  ist  in  dieser  Hinsicht  sehr  weit  ge- 
gangen ;  es  bestraft  strenge  selbst  civilprozessnale  gegen  einen  Gesandten 
gerichtete  Mafsnahmen  und  giebt  durch  die  Bestimmung  besonderer 
Beweiserleichterungen  beim  Verfahren  die  vom  common  lato  hoch  ge- 
haltene Sicherheit  für  Leben,  Freiheit  und  Eigentum  preis.  Das  Stattä 
erging  unter  dem  ersten  Eindruck  einer  in  den  Strafsen  Londons  vor- 
gekommenen Festnahme  des  russischen  Gresandten'^). 

3.     Piraey. 

Der  Seeräuber  ist  von  alters  her  als  ^commtmis  hostis  omntttm*^ 
(Cicero)  angesehen  und  behandelt  worden.  Die  Gefährlichkeit  seines 
Unternehmens,  unter  welcher  alle  Nationen  zu  leiden  haben  und  der 
eztraterritoriale  Charakter  des  Meeres  haben  zu  dem  völkerrechtlichen 
Grundsatz  geführt:  Den  Piraten  kann  jeder  Staat  bestrafen.  Er  hat 
gleichsam  gegen  die  ganze  Menschheit  den  Krieg  erklärt,  darum  soll 
und  kann  er  auch  von  allen  verfolgt  werden.  England,  welches  natur- 
gemäfs  ein  lebhaftes  Interesse  an  der  Unterdrückung  der  Seeränberei 
haben  mufste,  hat  von  den  ersten  Anfängen  seines  Seeverkehrs  an  diese 
Anschauungen  vertreten  ^^)  und  bis  auf  den  heutigen  Tag  behandeln 
die  englischen  Straf-  und  Volkerrechtslehrer  das  Delikt  der  „piracy^ 
mit  ausserordentlicher  Sorg&lt  und  Ausführlichkeit. 

Piracy  besteht  nach  common  lato  in  der  Begehung  derjenigen 
Handlungen  auf  dem  Meere,  welche,  wenn  an  Land  begangen,  als 
Baub  anzusehen  wären,  und  war  verschieden  zu  strafen,  je  nachdem 
das  Delikt  von  einem  Unterthan  oder  Nichtunterthan  begangen  wurde, 
eine  Unterscheidung,  die  jedoch  das  Statut  26  BJdto.  HL  c.  2  aufhob. 
Diese  common  lato  —  Definition  ist  unzutreffend ;  sie  ist  zu  eng,  denn 
die  diebische  Absicht  ist  nicht  erforderlich;  zu  weit  andererseits,  da 
nach  ihr  selbst  der  von  einem  Matrosen  gegen  einen  anderen  begangene 
Raub  an  Bord  eines  Schiffes  strafbar  wäre.  Das  Charakteristische  ist 
vielmehr   das   gemeinsame   Handeln   mehrerer   ohne  Autorisation   eines 


32)  Kent,  Int.  Law.  S.  426  f. 

33)  Phillimore  I  S.  494  citiert  einen  Ausspruch  des  Sir  Hedges,  Bichien 
des  Admiralitätsgerichtshofes,  weichen  dieser  im  Jahre  1696  in  einer  Rechts- 
belehmng  an  die  Geschworenen  that:  „The  king  of  England  Jias  ,  .  .  an 
undoubted  Jurisdiction  and  power,  in  concurrency  toith  otker  princes  and 
States,  for  the  punishment  of  all  piracies  and  rooberies  at  sea^  in  the  most 
remote  parts  of  the  world.^ 
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politischen  Gemein wesens  b^).  Der  Seeräuber  hat  sich  selbst  ans  dem 
Verband  der  Staaten  gestoPsen,  daher  wird  die  Bemannung  eines  unter 
nationaler  Flagge  segelnden  Schiffs  mit  dem  Augenblick,  wo  sie  der 
Seeräuberei  obliegt,  nationalitätslos  und  das  Schiff  verliert  seinen 
nationalen  Charakter..  Piracy  kann  daher  nicht  nor  von  der  Be- 
mannung eines  Schiffes  gegen  die  eines  anderen  begangen  werden, 
sondern  liegt  auch  dann  vor,  wenn  die  Mannschaft  eines  Schiffes  diese» 
selbst  durch  Gewalt  aus  den  Händen  der  gesetzlichen  Autorität  nimmt. 
Dem  Handeln  ohne  eine  gesetzliche  Antorisation  —  wird  mit  solcher 
gehandelt,  so  liegt  Seekrieg  und  nicht  Seeräuberei  vor  —  wird  gleich- 
geachtet die  Thätigkeit  des  Kapers,  der  auf  Grund  von  Kommissionen 
beider  krieg^ihnnden  Teile  handelt.  Auch  er  ist  daher  Pirat  Im 
einzelnen  gehen  die  Meinungen  der  englischen  VOlkerrechtslehrer  aus- 
einander, insbesondere  flber  das  Erfordernis  des  anitnus  furandi  und 
der  Begeiiung  auf  hoher  See,  d.  h.  aufserhalb  der  Territorialjurisdiktion 
irgend  eines  Staates**). 

Zu  den  genannten  Fällen  wird  zuweilen*®)  noch  gezählt  der 
^Libels  agaifist  Foreign  Sovereigns^.  Gestützt  wird  dies  auf  die  Rechts- 
belehrung  Lord  EUenborougKs^  in  welcher  dieser  anläfslich  des  Falles 
einer  Schmähschrift  gegen  Napoleon  I.  die  Publikation  einer  solchen 
als  ein  Verbrechen  gegen  das  Völkerrecht  charakterisierte,  da  sie  den 
Frieden  der  Nationen  zu  stören  geeignet  sei.  Allein  so  bedeutend  auch 
die  Autorität  ist,  auf  welche  diese  Ansicht  sich  gründet,  so  wird  dieselbe 
angesichts  der  besonderen  politischen  Verhältnisse,  unter  welchen  sie 
ausgesprochen  wurde,  keinen  Anspruch  auf  allgemeine  und  dauernde 
Gültigkeit  machen  können.  Thatsächlich  übergehen  auch  die  neueren 
englischen  Völkerrechtslehrer  den  genannten  Fall  mit  Stillschweigen. 

Hinsichtlich  der  Verbrechen  gegen  das  Völkerrecht  gilt  in  den 
Vereinigten  Staaten  dasselbe  wie  in  Grofsbritannien.  Durch  die  Ver- 
fassung (I  §  8)  ist  dem  Kongrefs  Kompetenz  verliehen,  ^to  define  and 
ptmish  offences  against  the  law  of  nations,^  Auf  Grund  dieser  ist 
die  Materie  durch  Gesetz  vom  30.  April  1790  geregelt  worden*^). 

§4. 
Die  auf  offenem  Meer  begangenen  Delikte. 

Da  die  common  2at(7- Gerichte  eine  streng  auf  das  Gebiet  der 
Grafschaft    beschränkte    Zuständigkeit    besafsen,     waren    Gesetze    not- 


34)  Dies  hat  die  britische  Regierung  in  dem  bei  Ijatorence  §  122  an- 
gefahrten Falle  des  peruanischen  Schiffs  „Huascar"  (1877)  deutlich  aus- 
gesprochen. 

35)  Im  einzelnen  s.  die  oben  Citierten.  Lawrence,  Int,  Lato.  §  122  er- 
klärt den  in  terrüorio  mittels  Anlandens  begangenen  Raub  als  ein  Delikt 
lediglich  gegen  das  Strafgesetz  des  betreffenden  Staates;  Hau  L  c,  erklärt 
auch  dies  f£r  piracy. 

36)  Wildman  L  e. 

37)  Lawrence' 8  Wheaton,  P,  II  eh.  II  §  13  u.  15;  Kent,  Int.  Law. 
l.  c;   Kern,  Am.  Law.  I  S.  184  ff.;  Bishopy  CV.  2^  I  §  88;   WooUey  §  187. 
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wendig ,  welche  die  auf  hoher  See  befindlichen  Unterthan^i  englischer 
Gerichtsbarkeit  tind  damit  der  Geltangskraft  englischer  Gesetze  unter- 
stellten. Dies  geschah  durch  die  Regelung  der  Admiralitäts- 
jorisdiktion, d.  h.  der  Gerichtsbarkeit  des  High  Court  of  AdmirdUty 
über  die  hohe  See. 

Die  Geschichte  der  Admiralitäts- Jurisdiktion  ist  im  einzelnen  sehr 
dunkel  und  der  Umfang  derselben  war  früher  sehr  bestritten.  Jeden- 
falls mufs  schon  unter  Richard  II.  dieselbe  in  weitem  Umfange  be- 
standen haben,  denn  unter  diesem  König  erging  ein  Gesetz  (15,  Bich,  H. 
c,  3)y  wonach  sich  dieselbe  erstrecken  soll  auch  auf  Schiffe  in  grofsen 
Flüssen  unterhalb  der  untersten  Brücke. 

Da  jedoch  das  besondere  Verfahren  in  dem  Admiralitätsgerichte 
nicht  die  gleiche  Gewähr  für  eine  wirkungsvolle  Rechtspflege  bot,  wie 
das  Verfahren  nach  common  law,  erging  im  28«  Jahre  der  Regierung 
Heniy's  VIII.  das  fllr  diese  ganze  Lehre  grundlegende  Statut  28, 
Hen,  VIII.  c.  15,  wie  schon  oben  erwähnt,  das  erste  Abweichen  der 
Gesetzgebung  vom  strengen  Territorialprincip.  Man  geht  wohl  nicht 
fehl,  wenn  man  das  Ergehen  dieses  Gesetzes  (a.  1536)  mit  dem 
r^eren  Seeverkehr,  den  die  nicht  lange  vorher  gemachten  Entdeckungen 
neuer  Erdteile  und  Seewege  angeregt  hatten,  in  Zusammenhang  bringt 
In  seiner  Einleitung  weist  auch  das  Gesetz  ausdrücklich  darauf  hin, 
dafs  bisher  sehr  viele  Delikte  auf  hoher  See  straflos  geblieben  seien, 
da  die  Gerichtsbarkeit  der  common  latv-courts  sich  nicht  auf  sie  er- 
streckte, und  bestimmt,  dafs  alle  tpithin  AdmiraUy  -  Jurisdiction ,  d.  h. 
auf  hoher  See  b^angenen  treasom,  fdonies,  robberies  and  confederacies 
nach  common  law  behandelt  werden  sollten,  als  wären  sie  in  britischem 
Territorium  begangen.  Die  Bestimmung  dieses  Gesetzes  wurde  nun  in 
der  der  englischen  Rechtsentwickelung  eigentümlichen  kasuistischen 
Weise  durch  eine  Reihe  von  Statutes  ^^)  nach  und  nach  auf  die  anderen 
Delikte  ausgedehnt,  bis  endlich  der  Gegenstand  durch  folgende  zwei 
Gruppen  von  Gesetzen  in  erschöpfender  Weise  geregelt  wurde: 

1.     Die  6  Consolldatlon-Aets^*)  von  1861. 

Jedes  dieser  Gesetze,  welche  alle  gewöhnlichen  Delikte  nahezu 
zu     einem     Strafgesetzbuche     zusammenfassen ,     enthält    eine    Bestim* 


88)  Stephen,  History  S.  22  zählt  sie  auf. 

89)  Zum  allgemeinen  Verständnis  der  Quellen  des  englischen  Strafrechts 
sei  hier  bemerkt:  Das  StraAreeht  GrofsbritanDieDB  beruht  gröfstenteils  auf 
Gewohnheitsrecht  (common  law).  Dazu  kommt  eine  Menge  kasuistischer 
Gesetzesbestimmungen  CstcUutesJ,  vielfach  veraltet  lückenhaft,  principlos  und 
nnter  sich  in  Widerspruch.  Am  Grund  dieser  Quellen  schafft  der  Richter 
durch  eine  oft  sehr  freie  Ibiterpretation  das  case  lato.  Um  diesen  Zustand, 
den  Stephen,  Orim,  Lato  S.  827  ff.  scharf  verurteilt,  abzuschaffen,  wurden 
in  neuerer  2^t  verschiedene  Materien  in  erschöpfender  Weise  zusammen- 
gefaist  durch  sogenannte  Consoltdation-  Statutes ,  die  freilich  die  Kssuistik 
und  Schwulstiekeit  der  alten  Gesetze  bewahren.  Zu  einer  Kodifikation  ist 
es  trotz  verscniedener  neuerer  Versuche  bis  jetzt  nicht  gekommen.  Yergl. 
H.  Meyer,  Lehrbuch,  IV.  Aufl.  S.  118  f.;  Holtzendorß,  Encyklopaedie  I, 
5.  Aofl.  S.  921. 
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mnng^^),  wonach  das  betreffende  Delikt,  wenn  toUhin  the  Juris- 
didion  of  the  AdmiräUy  begangen,  behandelt  werden  soll  als  im 
Inland  begangen. 

2.     Die  Merchant  Shipping-Aets  Ton  1S54,  1855  und  1867^^). 

Danach,  sowie  unter  Berttcksichtignng  einiger  kleinerer  Statutes 
ist  der  gegenwärtige  Stand  des  englischen  Rechts  folgender: 

a)  In  Übereinstimmung  mit  den  Gesetzgebungen  aller  Staaten 
erklärt  die  eoglische  alle  auf  engliseben  Schiffen  auf  hoher 
See,  gleichviel  ob  von  Unterthanen  oder  Nichtunter- 
thanen  begangenen  Delikte  für  im  Inland  strafbar.  Be- 
gründet wird  dies  von  den  kontinental-europäischen  Völkerrechtslehrem 
damit,  dafs  das  Schiff  rechtlich  als  ein  schwimmender  Teil  des  natio- 
nalen Territoriums  angesehen  werde.  Diese  Fiktion  wird  von  der 
englischen  Hechts  wissen  schalt  als  unnötig  und  zudem  hinsichtlich  der 
Handelsschiffe  nicht  zutreffend  bekämpft ^^);  wäre  sie  richtig,  so  wird 
mit  Recht  argumentiert,  so  hätte  das  Schiff  überall  als  ein  solcher  Teil 
des  Staatsterritoriums  zu  gelten ,  was  jedoch  anerkanntermafsen  nicht 
der  Fall  ist  eben  bei  einem  in  fremden  Häfen  befindlichen  Handelsschiff. 
Die  Fiktion  ist  in  der  Tbat  auch  sehr  wohl  zu  entbehren.  Der  Grund 
der  Jurisdiktion  des  Heimatsstaates  über  seine  Schiffe  wird  vielmehr 
darin  erblickt,  dafs  auf  dem  Meer  kein  Staat  ein  Jurisdiktionsrecht 
hat  und  es  ganz  selbstverständlich  sei,  dafs  der  Staat  sie  übe,  dem 
das  Schiff  zugehört.  Kriegs-  und  Staatsschiffe  (public  ships)  repräsen- 
tieren die  Souveränität  ihres  Heimatsstaates,  ihnen  wird  daher  nach 
völkerrechtlichem  Gebrauche  auch  in  fremden  Häfen  und  Küsten- 
gewässem  das  Recht  der  Exterritorialität  zugestanden,  soweit  nicht 
hafenpolizeiliche  Bestimmungen  der  lokalen  Autorität  in  Betracht 
kommen. 

Anders   bei    Handelsschiffen.     Diesen   hat   das  englische  Recht  ^) 


40)  Diese  BestimmaDgen  sind:  24  u.  25  Vict.  c.  96  8.  116;  c.  97  s.  72; 
c.  98  8,  50;  c,  99  «.  36;  c,  100  8.  68. 

41)  17  u.  18  Viel.  c.  104  (8,  267);  18  m.  19  Vict.  c.  91  (8.  21);  30  u. 
31  Vict,  c.  124.  Da  die  erstgenannte  Gesetzesbestimmung  uns  später  noch 
beschäftigen  wird,  sei  sie  hier  wiedergegeben:  „All  offences  against  pro- 
pertff  or  per8on  committed  in  or  at  any  place  either  ashore  or  afioai  out 
of  Her  Maje8ty*8  dominion8,  by  any  matter,  8eaman  or  apprentice  vjhOy  cU 
tke  time  wken  the  offence  is  committed  ^  i8,  or  within  3  months  premously 
heu  been  employed  in  any  Briti8h  8hip^  shall  be  deemed  offence8  of  the 
eame  nature  ,  , .  a8  if  committed  within  the  Jurisdiction  of  the  Admiralty,^ 

42)  Daher  die  englische  Rechtswissenschaft  diese  Delikte  als  extraterri- 
toriale, also  als  Ausnanmen  von  ihrem  Grundprincip  ansieht 

43)  Im  Gegensatz  zum  amerikanischen  Hall,  Int,  Law  §  76  S.  262  Anm.  1. 
Der  Standpunkt  der  englischen  Regierung  kam  gerade  im  Gegensatz  zu 
dem  der  V.  St  in  einem  neueren  von  Hall,  Int,  Law.  S.  266  mi^eteilten 
Fall  zu  prägnantem  Ausdruck:  Ein  englischer  Matrose  beginn  ein  Tötnngs- 
verbrechen  an  Bord  eines  amerikanischen  Handelsschiffes  auf  hoher  See  und 
wurde  wegen  desselben  von  dem  englischen  Gerichte  in  Calcutta,  dem  Be- 
stimmungsnafen  des  Schiffes,   verurteilt.    Der  Greneralkonsul  der  V.  St  ver- 
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die  Territorialität  nicht  zugebilligt  und  gelangt  daher  in  diesem  Falle 
m  der  von  den  Anhängern  des  Territorialprincipes  so  streng  verpönten 
mehrfachen  Jurisdiktion:  während  an  Bord  des  Kriegsschiffes  nur  die 
Strafgesetze  des  Heimatsstaates  desselben  gelten,  unterstehen  die  auf 
Handelsschiffen  auf  hoher  See  befindlichen  Seeleute  und  Passagiere  in 
erster  Linie  der  Jurisdiktion  des  Heimatsstaates  des  Schifies,  daneben 
«ber  auch  je  derjenigen  ihres  eigenen  Souveräns.  Denn  dieser  habe 
das  Recht,  welche  Konsequenzen  er  auch  immer  mag,  an  die  auf  hoher 
See  begangenen  Delikte  seiner  Unterthanen  zu  knüpfen. 

b)  Von  diesem  Recht,  Delikte  englischer  Unterthanen, 
welche  an  Bord  fremder  Handelsschiffe  auf  hoher  See 
begangen  wurden,  dem  englischen  Strafgesetz  zu  unter- 
stellen, hat  England  in  ziemlichem  Um&ng  Gebrauch  gemacht: 

a)  Die  oben  citierte  8.  267  der  MerchavU  Shipping  Ad  1854 
unterstellt  alle  gegen  Person  oder  Eigentum  von  englischen  Seeleuten 
irgendwo  auf  hoher  See  begangenen  Delikte  der  ÄdmiraUy'Jurisdiction. 

ß)  Die  nach  Statutenrecht  der  Seeräuberei  gleich  zu  achtenden 
Thatbestände :  Es  sind  dies  hauptsächlich  Teilnahme  am  SklavMihandel 
und  Kaperei**). 

y)  Die  Merchofd  Shipping  Act  1867  8.  11  straft  alle  Delikte 
eines  britischen  Unterthanen,  begangen  ^cn  board  of  any  foreign  ship^ 
to  iohich  he  does  not  hdong.  — 

Die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  a  I,  8  giebt  dem  Kongrefs 
Kompetenz  zur  Erlassnng  von  Strafgesetzen  fOr  auf  hoher  See  begangene 
Delikte.  Auf  Grund  dieser  Bestimmung  erging  das  Gesetz  vom  80.  April 
1790,  welches  (s.  8)  die  Strafbarkeit  aller  auf  hoher  See  begangenen 
Delikte  bestimmt  Dieses  Gesetz  wurde  jedoch  auf  an  Bord  nicht- 
amerikanischer Schiffe  begangene  Delikte  nicht  angewendet,  eine  Aus- 
legung, die  das  Gesetz  vom  8.  März  1885  bestätigte.  Im  tlbrigen  ist 
der  Rechtszustand  derselbe  wie  in  Grofsbritannien  *^). 


lanete  AusliefeninK  mit  der  Begründung,  dafs  der  Heimatsetaat  in  diesem 
Falle  anflschliefslicn^  JunsdiktioDsrecht  habe.  Die  Antwort  der  englischen 
Regierung  ging  dahin,  sie  sei  „not  pr epared  to  admit,  that  a  Statute  con- 
f erring  Jurisdiction  on  the  court  of  tne  o ff  ender  ^  in  the  caae  of  offences 
eommitted  by  its  ovm  stihjects  on  the  high  seaSy  on  board  a  foreign  vessel  or 
in  places  wUhin  foreign  Jurisdiction  ^  toould  violate  any  principU  oj  Int, 
Lau>  or  comity.  On  the  contrary,  it  was  of  opinion  that  there  are  many 
cases,  in  which  the  conf erring  of  auch  Jurisdiction  would  subserve  the  pur- 
poses  of  Justice,  and  be  quite  consistent  with  those  principles.  Such  an  as' 
sumpHon  of  Jurisdiction  does  not  involve  a  denial  of  Jurisdiction  on  the 
part  of  the  state^  in  whose  territory  the  offence  was  eommitted;  it  involves 
no  mare  than  the  right  of  concurrent  Jurisdiction,*^  Thatsächlich  wurde 
der  Delinquent  dann  aus  anderen  Gründen  an  die  V.  St.  ausgeliefert 

44)  Über  piracy  nach  law  of  nations  s.  oben.  Die  statutenrechtliche 
piraey  wird  aatürlich  nur  am  britischen  Unterthanen  bestraft.  Im  einzelnen 
8.  Stephen's  Blackstone  IV  S.  246  f.;  Lewis  S.  12;  HaU,  Int,  Law  §  81; 
FhiUimore  I  S.  508;  RusseU  I  S.  888. 

45)  Vergl.  Wharton,  Confl,  §  857  u.  862;  Moore' s  RepoH  S.  57  ff.; 
Bxshop  I  §  85;  Halleck  §  24  f.;  Kent,   Int,  Law  S.  109  ff.;  Woolsey  §  54. 
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§  5. 
Die  Küstengrewässer. 

Es  ist  ein  im  Völkerrecht  allgemein  anerkannter  Grandsats^ 
dafs  das  Meer,  soweit  es  von  der  Kttste  ans  durch  Geschtttze 
beherrscht  werden  kann,  der  ansschliefslichen  Territorialgewalt  dea 
angrenzenden  Souveräns  unterliegt;  völkerrechtliche  Gewohnheit  hat 
trotz  der  Fortschritte  der  Artillerie  an  der  Grenze  von  drei  englischen 
Meilen  (=  1  marine-league)  bisher  festgehalten**). 

Das  englische  Recht  wandte  ursprünglich  und  bis  in  die  neuere 
Zeit  auf  die  Kttstengewftsser  keine  anderen  Grundsätze  an,  als  die 
eben  hinsichtlich  des  offenen  Meeres  dargestellten.  Es  war  daher  die 
Bestrafung  eines  Ausländers,  der  an  Bord  eines  ausländischen  Schiffes 
innerhalb  drei  Meilen  von  der  britischen  Küste  delinquierte,  unmöglich, 
ein  Mifsstand,  der  bis  zum  Jahre  1878  geduldet  wurde.  Im  Jahre 
1876  hatte  sich  nämlich  derselbe  besonders  fühlbar  gemacht  in  dem 
bekannten  Falle  der  „Franconia''  {Beg.  vs.  Kepn).  Letzterer,  ein 
Nichtengländer,  fohr  mit  seinem,  einem  nichtengliscben,  Schiff  innerhalb 
drei  Meilen  von  der  englischen  Küste  auf  ein  englisches  Schiff  und 
verursachte  dadurch  den  Tod  eines  Passagiers  an  Bord  des  letzteren. 
Das  verurteilende  Erkenntnis  des  Gerichts  erster  Instanz  mufste  auf- 
gehoben werden  aus  dem  oben  angefllhrten  Grunde*^).  Dieser  Fall 
erregte  Aufsehen  und  führte  zu  dem  Erlafs  der 

Territorial  Waters  Jurisdiction  Aet  1S7S 
(41  und  42  Vict.  c.  73)^^). 

Dieses  Gesetz  bestimmt  ($,  2)^  dafs  die  ÄdmiraUy  -  Jurisdiction 
sich  auf  alle  innerhalb  der  Territorialgewässer,  d.  h.  der  drei  Meilen» 
vom  niedersten  Wasserstand  an  gemessen,  begangenen  Delikte  erstrecke, 
auch  wenn  dieselben  von  einem  Ausländer  ^^)  und  auf  oder  mitteb 
eines  nicht  britischen  Schifis  begangen  worden  sind. 

Diese  Regel  hat  übrigens  Grofsbritannien  in  mehrfacher  Hinsicht 
durchbrochen : 

1.  In  dem  mit  China  abgeschlossenen  Konsularvertrag  und  der 
auf  Grund  desselben  ergangenen  Order  in  Council  vom  9.  März  1865» 


46}  Dafs  diese  Gewohnheit  wirklich  ein  bestehendes  VölkeigewohnheitB- 
recht  bilde,  ist  übrigens  bestritten.  VergL  Pereis ^  Internat,  öffenü.  See- 
recht S.  24,  26  (Anm.  1)  u.  30. 

47)  Pereis,  l.  c.  S.  86;  Harburger,  Inland  S.  8  ff.,  29;  Phülimore  I 
8.  277  ff 

48)  Zu  diesem  Gesetz  vergl.  die  Ausftihrunffen  Pereis,  Seerecht  S.  86—94; 
V.  Bar,  Internat.  Privatrecht,  Bd.  II  S.  613  ff.;  Harburger,  Inland» 
8.  27—29. 

49)  Beachtenswert  ist  die  Bestimmune  in  «.  B,  dafs  die  Strafverfblgong 
des  Ausländers  nur  mit  Zustimmung  des  Staatssekretärs  bezw.  Gouverneurs 
der  betreffenden  Kolonie  erfolgen  darf. 
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sowie  der  Foreign  Jurisdiction  Äd  1890  8.  14  überläfst  China,  ab- 
gBBehen  von  der  Gerichtsbarkeit  über  britische  Unterthanen  in  diesem 
Lande,  auch  die  Gerichtsbarkeit  ttber  diese  an  Bord  irgend  eines 
Schiffes  innerhalb  100  Meilen  von  der  chinesischen  Küste  ^^)  an  Grofs- 
bntannien  ^^). 

2.  Eine  weitere  Gruppe  von  Fällen,  in  denen  England  seine 
Strafgesetze  auf  dem  Meer  anfserhalb  der  territorialen  Gewässer  nicht 
nur  vom  Unterthanen,  sondern  auch  vom  Ausländer  respektiert  wissen 
will,  wird  weiter  unten  bei  der  Lehre  vom  extraterritorialen  Delikte 
des  Ausländers  zu  betrachten  sein. 

Hinsichtlich  der  Jurisdiktion  in  den  Küstengewässem  ist  das  Recht 
der  Vereinigten  Staaten  durchaus  das  britische.  Die  einst  von  den 
Vereinigten  Staaten  gemachten  Ansprüche  einer  weit  über  das  völker- 
rechtlich anerkannte  Mafs  hinausgehenden  ausschliefslichen  Territorial- 
gewalt  über  angrenzende  Meeresteile  scheinen   aufgegeben   zu  sein*'). 


§6. 

Die    in   Lftndern    niederer    oder    anderer    Clvillsation 
begangenen  Delikte. 

Gleichzeitig  mit  der  Ausdehnung  des  Seeverkehrs  erfolgte  auch 
die  Niederlassung  des  britischen  Kaufmanns  in  überseeischen  Ländern. 
Derselbe  Mifsstand,  den  das  strenge  Festhalten  an  dem  Territorial- 
princip  dort  herbeigeführt  hatte,  mufste  sich  auch  hier  ergeben.  Man 
verliefs  Grofsbritannien,  um  die  Schätze  fremder  Weltteile  zu  plündern 
und  zu  Hause  ungestraft  des  Raubes  sich  zu  freuen.  Weder  das  gegen 
den  Mitbürger  noch  das  gegen  den  Fremden ,  insbesondere  den  halb- 
od»  uncivilisierten  Eingeborenen,  in  jenen  Gegenden  von  britischen 
Unterthanen  begangene  Verbrechen  fand  im  Heimatlande  einen  Rächer. 
Dies  dauerte  bis  in  die  Zeit  der  Königin  Elisabeth.  Auch  hier  wurde 
nur  von  Fall  zu  Fall  gesetzgeberisch  vorgegangen.  So  oft  eine  An- 
siedlung  englischer  Unterthanen  in  irgend  einem  fremden  Lande  er- 
folgte, ei^b  sich  auch  das  Bedürfiiis,  ihre  Handlangen  daselbst  unter 
das  britische  Strafgesetz  zu  stellen  und  dieses  Bedürfnis  fUhrte  allemal 
zu   einem  Gesetze '^^).     Erst  unter  der  Regierung  der  Königin  Victoria 


50)  Phülimore  I  8.  283  und  472;  HaU,  F.  J.  S.  240;  Stephen,  History 
S.  59  meint,  dies  mösse  sich  wohl  auf  nichtenglische  Schiffe  beziehen. 

61)  In  den  Konsularkonventionen  mit  den  Orientstaaten  ist  durchweg 
auch  die  Jurisdiktion  in  den  Territorialgewftssem  an  England  abgetreten. 
S.  unten. 

52)  Kent,IfU.  Law  S.  112  ff. ;  Woohey  §  56;  Kent,  Am,  Law  I  S.  29  ff.; 
PhOlimare  I  8.  286  ff. 

53)  Die  geschichtliche  Entwickelung  soll  unter  Aufzählung  der  haupt- 
sächtichsten  derselben  hier  gegeben  werden:  Schon  a.  1699  erging  10  und 
11  Wül.  IIL  c,  2ö»y  welches  in  «.  13.  robberies,  murders,  feloniea  and  aU 
other  capüal  crimee  in  New- Foundland  qr  ihe  adjoining  ialands  für  in 
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erfolgte  die  einheitliche  Regelung  durch  die  Foreign  Jurisdiäian  Ads^ 
deren  letzte  vom  Jahre  1890  (53  u.  54  Vid.  c.  37)  alle  vorher- 
gehenden^^) konsolidierte  und  aufser  Kraft  setzte. 

Dieses  Gesetz  tlbertrttgt  (s.  1  u.  2)  der  Königin  die  Regelung 
der  Jurisdiktion  über  britische  Unterthanen  aufserhalb  der  britischen 
Besitzungen  und  zwar  sowohl  in  Ländern,  in  welchen  ^hy  treaty^ 
capitulaHon,  grant^  usage,  sufferance  and  other  latoful  means^  Grofh- 
britannien  das  Recht  dieser  Jurisdiktion  besitzt  und  etwa  noch  er* 
werben  kann,  sondern  auch  in  den  Ländern  ohne  eine  ordentliche 
Regierung,  von  welcher  die  Einräumung  dieses  Jurisdiktionsrechts  in 
der  genannten  Weise  erlangt  werden  könnte.  Danach  kann  durch 
königliche  Verordnung  (order  in  Council)  jedes  Gesetz  auf  solche 
Länder  ausgedehnt  werden,  als  wären  dieselben  britische  Besitzungen 
(s.  5 ,  al,  2).  Unter  diesen  Ländern  sind  zu  unterscheiden  solche 
anderer  (als  europäisch  -  amerikanischer)  Civilisation  unter  mehr  oder 
weniger  geordneter  Regierung,  und  uncivilisierte  Länder  ohne  eine 
solche  R^erung,  neben  welchen  beiden  Gruppen  das  eigentdmliche 
Gebilde  der  Protektorate  Erwähnung  finden  mufs. 

1)  Zu  der  erstgenannten  Gruppe  gehören  vor  allem  die  orienta- 
lischen Staaten^^).  Von  alters  her  ist  den  Unterthanen  der  abend- 
ländischen Staatenwelt  in  den  Ländern  orientalischer  Kultur  von  dortigen 
Machthabem  gestattet  worden,  unter  ihrem  eigenen  Strafgesetze  zu 
leben.  Die  Exemption  wurde  in  der  englischen  Rechtsgeschichte  zuerst 
den  zahlreichen  Faktoreien  der  ostindischen  Compagnie  gewährt  und 
hatte  lange  ihre  rechtliche  Grundlage  lediglich  in  der  Gewohnheit, 
welche  selbst  wiederum  in  dem  principiell  verschiedenen  Charakter  der 
abend-  und  morgenländischen  Kultur  und  der  Indolenz  der  Potentaten 
des  Orients  ihren  Grund  hatte.  Nach  und  nach,  mit  dem  Inniger- 
werden der  Beziehungen,  ergab  sich  das  Bedflrfnis,  den  Umfang  der 
Gerichtsbarkeit  der  christlichen  Staaten  im  Orient  vertragsmälsig  fest- 
zulegen und  dies  geschah  durch  Verträge  (Kapitulationen),  infolge 
deren    dann    die   Ausdehnung   des  britischen   Strafgesetzes   auf  die  in 


England  strafbar  erklärte  (England  stritt  damals  mit  Frankreich  um  New- 
foundland).  Dasselbe  bestimmte  im  Jahre  1773  hinsichtlich  misdemeanors  in 
India  13,  Geo.  IIL  c.  63,,  femer  57.  Geo.  HL  c.  53  (1817)  hinsichtlich 
murders  und  manalaughiera  in  Honduras,  New  -  Seeland ,  Otaheüe,  „or  in 
any  other  islands,  countries  or  places  not  within  H.  MnS  dominions  nor 
subject  to  any  Europeen  State  or  Fotoer  nor  xüiihin  the  territory  of  Üie 
United  States.**  Eine  erhebliche  Ausdehnung  enthält  9  Geo,  IV.  c.  83^ 
welches  Gesetz  in  s.  4  die  Jurisdiktion  erstreckt  auf  alle  Delikte  britischer 
Unterthanen  „committed  in  any  island  or  country  in  the  Indian  or  Pacific 
Oceans  not  subject  to  the  British  Crown.'*  Endlich  6  u.  7  Wül  IV.  c.  57 
(a.  1836)  bestimmt  die  Ausdehnung  aller  gegenwärtig  und  künftig  in  der 
Capkolonie  geltenden  Strafgesetze  auf  alle  ontische  Unterthanen  in  den  der 
Capkolonie  anliegenden  Territorien  bis  zum  25.  Grad  sudl.  Breite. 

54)  Es  sind  dies  fünf  aus  den  Jahren  1843,  1865,  1866,  1895  und  1878. 
Vergl.  HaUy  For.  Jurisd.  S.  296. 

55)  Hall,  F.  J.  §  71-78;  PhüUmore  I  S.  460  ff.,  II  S.  282  ff.;  Travers 
Twiss  I  §  156;  Letois  S.  16. 
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jenen  LKndern  lebenden  britischen  Unterthanen  durch  Gesetz  oder  (wie 
seit  Erlafs  der  Foreign  Jurisdiction  Acts)  durch  königliche  Ver- 
ordnung geschah. 

Solche  Vertrüge^®)  hat  Orofsbritannien  mit  Siam,  Marocco,  Persien, 
China,  Japan,  Korea  sowie  mit  Belgien  hinsichtlich  des  Congofreistaates 
abgeschlossen.  Nur  in  der  Türkei  ^^)  und  Muscat  beruht  heute  noch  die 
britische  Strafgerichtsbarkeit  auf  Gewohnheit,  da  die  mit  der  Pforte 
abgeschlossenen  Kapitulationen,  deren  erste  vom  Jahre  1675  datiert,  nur 
von  der  Civilgerichtsbarkeit  flber  britische  Unterthanen  handeln.  Die 
in  diesen  Ländern  der  englischen  Krone  überlassene  Kriminalgerichts- 
barkeit über  ihre  Unterthanen  wird  nun  auf  Grund  der  durch  Orders 
in  cotmcü^^)  getrofienen  Regelung  durchgehends  durch  die  britischen 
Konsularbeamten  daselbst  ausgeübt,  teils  allein,  teils  unter  Beiziehung 
Ton  britischen  Unterthanen,  in  einzelnen  Fttllen  auch  eines  eingeborenen 
Bichters. 

2.  In  gleicher  Weise  wie  in  Staaten  anderer  Civilisation  übt 
Grofsbritannien  Gerichtsbarkeit  über  seine  Unterthanen  in  uncivili- 
sierten  Landern ^^).  Vorbildlich  ist  hier  die  für  die  britischen 
Besitzungen  im  stillen  Ocean  erlassene  Pacific  Islanders  Protedion 
Ad  1875  (38  u.  39  Vid  cap.  51),  welche  in  s.  6  bestimmt :  ^B  shall 
he  latcftd  for  Her  Majesty  to  exerdse  power  and  jurisdidion  over  her 
^ibjeds  wähin  amy  islands  and  places  in  the  Padfic  Ocean  not  being 
irt^tn  Her  Majestp's  dominions  nor  toithin  the  jurisdidion  of  any 
dffüised  power  in  the  same  and  as  ample  a  manner,  as  if  such  power 
or  jurisdidion  had  been  acquired  by  the  cession  or  conquest  of  terri- 
tory^. Diese  Bestimmung  hat  die  oben  citierte  s.  2  der  Ihr.  Jur. 
Ad.  1890  verallgemeinert  und  auf  alle  Länder  ohne  ordentliche 
R^erung  ausgedehnt 

Auf  Grund  dieser  Ermächtigung  hat  die  Krone  durch  die  Poct/ic 
Order  in   Coundl  1893   die  Jurisdiktion  in  diesen  Ländern  geregelt 


56)  Die  wichtigsten  dieser  Vertrage  sind:  mit  Siam  1855,  Marocco  9.  Dez. 
1856  und  3.  Juli  im^  Persien  4.  März  1857,  China  22.  Juli  1843  und  26.  Juni 
1858,  Japan  26.  Aug.  1858,  Korea  26.  Nov.  1883,  Belgien  betr.  Kongofreistaat 
16.  Dez.  1884.  .. 

57)  Betr.  Ägypten,  welches  in  neuerer  Zeit  in  Fragen  der  Gerichts- 
barkeit als  ein  unabhängiger  Staat  and  nicht  als  ein  Teil  des  ottomanischen 
Reichs  behandelt  worden  ist,  s.  PhilUmore  I  S.  464  ff. 

58)  An  solchen  ergingen:  Ottomanorders  vom  30.  Nov.  1864,  vom 
12.  Dez.  1873,  7.  Juü  1874,  13.  Mai  1875,  26.  Okt.  1875,  5.  Februar  1876; 
ferner  für  Moscat  1867,  China  und  Japan  1881,  China,  Japan  und  Korea 
1884  und  1886;  Afrikaorders  1889  und  1890;  Siamorders,  Persienorders  und 
Maroccoorders  von  1889.  In  den  meisten  dieser  Orders  sind  besondere 
Deliktsthatbest&nde  fHr  die  in  den  betr.  Ländern  sich  aufhaltenden  eng- 
lischen Unterthanen  aufgestellt,  so  z.  B.  Vergehen  gegen  die  in  den  betr. 
Ländern  bestehenden  Religionen;  Vergehen  g^en  den  Frieden  der  betr. 
Staaten  und  gegen  die  betr.  Souveräne  etc.  S.  Hall,  F.  J.  §  79;  KeiU^ 
IrU.  JL  S.  152  f. 

59)  HaU,  F.  J.  S.  230  ff.;  v,  Martitz  I  S.  68  f. 


Digitized  by 


Googl( 


78  O.  Hintragcr, 

Dafs  letztere  Order  aach  auf  Ausländer  sich  entreckt,  wird  antea  za 
betrachten  sein. 

3*^).  Der  völkerrechtliche  Begriff  des  Protektorats  wird  von 
Orofsbritannien  im  Gegensatz  zu  den  anderen  Staaten  Europas  sehr 
weit  gefafst  Das  Charakteristische  desselben  bestehe  darin,  dafs  der 
geschtltzto  Staat  in  politische  Beziehungen  nach  auPsen  nur  durch 
die  Vermittlung  des  schlitzenden  Staates  treten  kann.  Weiter  aber 
gehen  Rechte  und  Pflichten  des  letzteren  nicht.  Insbesondere  bleibe 
das  Schutzgebiet  Ausland  und  eine  Ausdehnung  der  Gerichtsbarkeit 
des  Protektionsstaates  sei  daher  höchstens  auf  seine  eigenen  Unter- 
thanen  im  Schutzgebiet  möglich.  Dem  entsprechend  hat  auch  auf  der 
Berliner  Konferenz  1884/85  allein  Grofsbritannien  —  die  Vereinigten 
Staaten  waren  nicht  vertreten  —  die  Ansicht  vertreten,  dafs  ein  Prot^- 
torat  nicht  das  Recht  in  sich  schliefse,  Gerichtsbarkeit  auch  über  die 
Unterthaneu  anderer  Kulturstaaten  im  Schutzgebiet  zu  üben®^),  und 
dies  haben  die  englischen  Juristen  folgerichtig  auch  hinsichtlich  der 
Eingeborenen  des  Schutzgebietes  erklllrt;  denn  letztere  sind  Nichtbriten 
auf  nicht  britischem  Territorium. 

Dafs  Grofsbritannien  von  diesem  Standpunkt  aus  praktischen  Rück- 
sichten gelegentlich  abgewichen  ist,  ergiebt  eine  Betrachtung  der  Regelung 
der  Gerichtsbarkeit  in  den  Protektoraten. 

a)  Während  in  den  Protektoraten  Zansibar  und  Brunei  und  dem 
Schut^ebiet  an  der  Somaliktlste  die  Gerichtsbarkeit  Grofsbritanniens 
durch  die  betreffenden  Orders  in  Councü^^)  ausdrücklich  auf  britische 
Untertbanen  beschränkt  ist^^),  und  auch  die  auf  alle  damals  oder  später 
in  Afrika  bestehenden  britischen  Protektorate  Anwendung  findende 
Äfrica  Order  1889  die  Ausübung  der  Strafgerichtsbarkeit  über  Unter- 
tbanen fremder  Staaten  in  concreto  von  dem  Einverständnis  ihrer 
Regierungen,  bezw.  des  abzuurteilenden  Individuums  abhängig  macht  ^^), 
beansprucht  Grofsbritannien  auf  den  unter  seinem  Protektorat  stehenden 
Inselgruppen   des   stillen  Oceans  —  es  sind  dies  die  Unions-,  Phönix-, 


60)  Hall,  F.  J,  §  92-100. 

61)  Die  Gerichtsbarkeit  in  den  deutschen  Schutzgebieten  erstreckt  sich 
auch  auf  daselbst  befindliche  Nichtdeutsche  (Art.  1  des  Ges.  vom  15.  März 
1888  und  die  kaiserl.  Verordnunff  vom  gleichen  Tage,  sowie  Verordnung, 
betr.  die  Kechtsverhältmsse  in  Riautschou,  vom  27.  April  1898;  letzere 
übrigens  mit  besonderer  Beschränkung  hinsichtlich  der  Öhinesenl  Ebenso 
Frankreich.  HM,  F.  J.  S.  208.  Vei^l.  auch  R.Ges.  vom  19.  Mäiz  1888 
und  die  Verordnungen  vom  5.  Juni  1886,  3.  Sept  1886,  11.  Jan.  1887, 
18.  Nov.  1887  (ergänzt  1.  Jan.  1891),  21.  Dez.  1887  (ergänzt  10.  Aug.  1890) 
und  2.  Juli  1888. 

62)  Zansibarorder  1884,  Somaliorder  1889,  Bruieiorder  1890. 

68)  Hinsichtlich  Zansibars  ist  auch  hiervon  durch  Art.  16  des  Vertrafs 
vom  80.  April  1886  eine  Ausnahme  gemacht  worden.  Dieser  d^nt  £e 
britische  Kriminalgerichtsbarkeit  auch  auf  Untertbanen  des  Sultans  von 
Zansibar  oder  andrer  nicht  christlicher  Mächte,  die  nicht  durch  Koomiln 
vertreten  sind,  aus  in  allen  Fällen,  bei  welchen  ein  britischer  Unterthan  be- 
teiligt ist 

64)  Dasselbe  bestimmen  auch  die  Zansibar-,  Brunei-  und  Somaliorders. 
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Cook-,  Gilbert-  und  Bildlichen  Salomonsinseln  —  in  der  Pacific  order 
in  CouncU  1893  die  Jurisdiktion  nicht  blofs  ttber  Eingeborene  sondern 
auch  über  Unterthanen  fremder  Staaten  ohne  Einschränkung®^).  Dasselbe 
gilt  auch  hinsichtlich  der  der  GoldkUstenkolonie  anliegenden  Schutzgebiete 
{Qoldcoast  Order  v.  29.  Dez.  1887). 

b)  Es  ist  eine  in  der  Geschichte  der  englischen  Kolonialpolitik 
liäufige  Erscheinung,  dafs  Privatgesellschaften  durch  Royal  Charter 
staatliche  Hoheitsrechte  verliehen  werden.  So  hat  Grofsbritannien  das 
Kecbt  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  dem  durch  die  Sotdh  Äfrica 
order  etablierten  Protektorat  über  die  Teile  Südafrikas,  begrenzt  von 
Britisch-Betschuanaland,  die  deutschen  Schutzgebiete,  die  Flüsse  Chobe 
und  Zambesi,  die  portugiesischen  Besitzungen  und  die  südafrikanische 
Bepublik,  der  South  Äfrican  Company  verliehen,  und  entsprechend  der 
Royal  Niger  Company  in  den  Nigerschutzgebieten;  in  beiden  Fällen 
erstreckt  sich  das  Jurisdiktionsrecht  auf  alle  Einwohner  der  ge- 
nannten Gebiete,  ohne  Rücksicht  auf  Nationalität 

In  den  Vereinigten  Staaten  ist  die  Bestrafung  der  in  Ländern  ohne 
geordnete  Regierung  begangenen  Delikte  amerikanischer  Unterthanen 
voigesehen  in  der  s.  8  des  schon  erwähnten  Gesetzes  vom  80.  April  1790, 
welche  alle  Delikte  begangen  „out  of  the  partiadar  Jurisdiction  of 
any  particular  state*^  ftlr  strafbar  erklärt  ••).  Femer  haben  die  Ver- 
einigten Staaten  auf  Grund  von  Verträgen ^^)  mit  der  Türkei,  China, 
Japan,  Siam,  Tripolis,  Tunis,  Marocco  und  Muscat  ihren  Konsular- 
beamten in  diesen  Ländern  durch  die  Gesetze  vom  11.  August  1858 
und  22.  Juni  1860  die  Strafgerichtsbarkeit  über  ihre  Unterthanen 
übertragen  •®). 

Hierher  gehört  auch  die  Frage  der  Behandlung  der  in  dem 
Indianerterritorium  begangenen  Delikte^^),  eine  Frage,  welche 
im  Zusammenhang  mit  der  Eigentümlichkeit  des  Verhältnisses  lange 
Gegenstand   der  Kontroverse   war.     Die  Vereinigte  Staaten  -  Regierung 


65)  Hall  L  c,  S.  215  rechtfertigt  diese  Principwidrigkeit  damit,  dafs 
„exercige  of  Jurisdiction  over  all  persans  within  a  protected  territory  is 
so  neeessary ,  or  at  least  so  natural ,  a  consequence  of  ihe  protectorate, 
where  native  administration  and  judicial  Organisation  is  inadequate,  that 
fareign  potoers  may  be  expected  to  acquiesce  in  its  enforcementJ^  Diese 
Zustimmung  der  fremden  Souveräne  wurde  also  einfach  präsumiert  Die 
Foreign  Jurisd.  Acts  lassen  die  Fra^e  offen,  ob  die  Ausübung  extra  terri- 
torialer Gerichtsbarkeit  Ghrofsbritanniens  sich  auch  auf  die  Unterthanen 
enrop&iacher  oder  amerikanischer  Staaten  in  britischen  Protektoraten  er- 
strecke!    Hall,  F.  J.  S.  221  ff. 

66)  Bezeichnend  für  die  universalistische  Auffassung  der  Nordamerikaner 
ist  der  Ausspruch  des  Richters  Vredenburgh  (1859):  „any  regulär  govemment 
map  feel  a  divine  commission  to  try  and  ptmish.**     Wharton^  Confl.  §  863. 

67)  Aufgezählt  m  Lawrence's  Wheaton  S.  223 ff.;  PhiUimore  TL  S.  282  ff. ; 
Tratfers-Twiss  I  §  156. 

68)  Whartan,  Confl.  §  863  ff.;  WooUey  §  65;  Wheaton  S.  215  ff; 
Moore^s  Report  S.  65. 

69)  Wharton,  Confl.  §  7;  Kent,  Am.  Law,  HI  S.  464f.;  Wharton,  Int. 
Law.  Digest  11  §  208. 
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hat  bei  Überlassung  der  Kesenrationen  an  die  Indianer  den  bei  diesen 
geltenden  Grundsatz  der  Personalitlit  der  Rechte,  ttber  welchen  ihre 
Kulturentwickelung  nicht  hinausgekommen  war,  respektiert  mit  Be- 
schränkung auf  das  Gebiet  der  Reservationen.  Danach  dehnt  daa 
Gesetz  vom  30.  Juni  1884  5.  25  die  Stra%esetze  der  Vereinigten 
Staaten  auf  alle  im  Indianerterritorium  begangenen  Delikte  aus,  aus- 
genommen die  von  einem  Indianer  gegen  Person  oder  Eigentum  eines 
anderen  Indianers  begangenen.  Thatsächlich  haben  sich  Weifse  in 
sehr  grofser  Anzahl  in  den  Indianerreservationen  niedergelassen,  waa 
mit  Erlaubnis  der  betreffianden  Indianerstämme  geschehen  darf  ^^). 


§7. 
Das  extraterritoriale  Delikt  des  Unterthanen. 

Eis  ist  schon  oben  ausge^hrt  worden,  dafs  die  Hauptstütze  des 
Teiritorialprincipes  von  der  englisch  -  amerikanischen  Rechtswissenschaft 
in  der  absoluten  und  exklusiven  Natur  der  Souveränität  gefanden  wird, 
die  einen  Eingriff  nicht  dulde.  Mit  diesem  Gedanken  waren  auch  die 
bisher  genannten  Ausnahmen  vom  Territorialprincip  im  Einklang,  da  — 
abgesehen  von  dem  Sonderfall  der  Protektorate  —  durch  dieselben 
nicht  in  fremde  Souveränitätsrechte  eingegriffen  wird  (Delikte  auf  dem 
Meer  und  in  uncivilisierten  Ländern),  oder,  wo  dies  der  Fall  ist 
(Orientstaaten),  es  nur  mit  Zustimmung  des  betreffenden  Souveräns 
geschieht. 

Aber  die  Gesetzgebung  Großbritanniens  ist  hierbei  nicht  stehen 
geblieben.  Sie  läfst  in  einer  beträchtlichen  Anzahl  von  Fällen  das 
Strafgesetz  dem  Unterthanen  folgen,  wohin  er  sich  auch  wenden  mag^ 
in  civilisierte  wie  in  uncivilisierte  Länder  und  hat  damit  thatsächlich 
mit  dem  Territorialprincip  gebrochen.  Es  ist  dies  im  Laufe  der  briti- 
schen Rechtsentwickelung  hinsichtlich  folgender  Delikte ^^)  geschehen: 

1.    Treason  und  mlsprlslon  of  treason^^). 

Alle  civilisierten  Staaten  erklären  Verbrechen  gegen  ihren  Bestand 
und  ihre  Souveränität,  begangen  von  ihren  Unterthanen  im  Ausland^ 
ftir  strafbar  und  dies  hat  auch  England  von  alters  her  gethan.  Schon 
das  common  law  hatte  das  NichtzurUckkehren  des   im  Ausland  weilen- 


70)  Die  hieraus  entsprungenen  Müsstände  haben  die  Gesetzgebung  der 
Vereinifi^  Staaten  in  den  letzten  Jahren  lebhaft  beschäftigt. 

71)  Keines  der  mir  bekannten  englischen  Lehrbücher  giebt  sie  toU- 
ständ^  wieder.  Vollständig  (bis  zum  Jahre  1888)  v.  Martitzl  S.  75  Note  3 
und  Woolsey  §  78.    Oben  smd  sie  in  historischer  Reihenfolge  wiedergegeben. 

72)  Blackstone- Stephen  IV  &  185  ff.,  371;  Stephen,  Eist.  U  S.  14: 
SUpheih  Orim.  Law,  S.  35  ff.,  113  ff.;  Leuns  S.  20  f.;  PhiUimore  Ul  S.  121  ff: 
Mtsprisüm  »  bloftes  Wissen  und  Verheimlichen  des  treason.  8tephen\ 
Blackstone  IV  S.  199!: 
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den  englischen  Unterthanen  einem  Rückkehrbefehl  der  Krone  zuwider 
Air  strafbar  erklärt  7«).  Und  das  Gesetz  35  Henr.  VIII  c.  2  bestimmt 
in  umfassender  Weise,  dafs  alle  Delikte  britischer  Unterthanen,  welche 
vor  und  nach  dem  Erlassen  desselben  für  ireason  und  misprision  of 
treason  erklärt  wurden,  bezw.  werden  sollten,  wenn  aufserhalb  Grofs- 
britanniens  begangen,  behandelt  werden  sollen,  als  wären  sie  im  Inland 


Um  die  Tragweite  dieses  Gesetzes  zu  verstehen,  ist  eine  kurze 
Abschweifung  über  den  Begriff  des  treason  erforderlich. 

Um  der  grofsen  Kechtsunsicherheit  ein  Ende  zu  machen,  welche 
die  Gesetzgebung  absolutistischer  Herrscher  und  die  unter  ihrem  Einflufs 
stehende  Rechtsprechung  hinsichtlich  des  treason-Be^ffea  herbeigeführt 
hatte,  erging  a.  1350  das  sogenannte  Statvte  of  Treasons  (26,  Edto.  II 
C  2),  die  englische  lex  Julia  majestcUis  ^  welche  die  ganze  Materie  zu 
erschöpfen  bestimmt  war  und  heute  noch  die  Grundlage  der  Lehre 
vom  treason  bildet.  Das  Statut  enthält  folgende  fünf  Gruppen  von 
Thatbeständen: 

a)  „tvhen  an  man  dofh  compass  or  imagine  (he  death  of  our  lord 
Ü^  hing,  or  our  lady  his  queen,  or  of  iheir  eldest  san  a/nd  heir.^ 

b)  „if  a  man  do  violate  the  Mngs  companion  (=  wifejj  or  (he 
kings  üdesi  dauglUer  wnmarried  or  the  wife  of  the  kings  eldest  son  and 
hek'.*^  Unter  ^violaie^  ist  verstanden  Notzucht  und  Verehrung;  das 
zu  schützende  RechtBgut  ist  die  Unzweifelhaftigkeit  der  legitimen  Ab- 
stammung« 

c)  ^if  a  man  do  levy  war  against  our  lord  the  hing  in  his 
reakn.^ 

d)  ^if  a  man  he  adherent  to  the  hings  enemies  in  his  reahn^ 
giving  them  aid  and  com  fort  in  the  realm  or  dsewhere.^ 

e)  „t/*  a  man  sUay  the  chanceUor,  treasurer^  or  the  kings  justices 
of  one  hendi  or  the  other,  .  .  .  heing  in  their  places  doing  thm 
Offices.'' 

Zu  diesen  Thatbeständen  kamen  im  Laufe  der  Jahrhunderte  noch 
viele  ^^)  hinzu.  Da  jedoch  auch  hier  nur  von  Fall  zu  Fall  gesetz- 
geberisch vorgegangen  und  das  Verhältnis  des  neuen  Gesetzes  zum 
alten  nur  selten  im  Gesetze  selbst  geregelt  wurde,  so  herrscht  im  ein- 
zelnen viel  Streit.  Thatsächlich  wird  jenes  alte  Statut  Edw,  III,  heute 
noch  von  den  englischen  Gerichten  angewendet,  freilich  mit  der  der 
englischen  Rechtspflege  charakteristischen  freien  Interpretation  den 
modernen  Verhältnissen  angepafst.     Als  das  Resultat  der  Entwickelung 


78)  BlackstonCy  Com.  IV  S.  122;  Blackstone- Stephen  IV  S.  230;  Philli' 
more  lU  a  126;  RtisseU  1  S.  244  ff. 

74)  Aufgezählt  bei  Stephen -Blackstone,  Stephen,  Cr.  L.  \l  PMUtmore 
l  c.  Aufser  den  Statutes  11  Geo.  IV.  u.  1  Will.  IV.  c.  66  s.  2.  welche 
Fälchunff  der  königlichen  Siegel  für  strafbar  erklären,  ist  bemerkenswert 
das  info%e  der  Unruhen  in  Irland  (1848)  erlassene  11  Vict.  c.  12,  waches 
viele  der  früher  aufgestellten  tr^otfon-Thatbestände  wieder  aufhob. 

Zeitaohrift  f.  intern.  Privat-  n.  Strafireoht  eto.  Band  IX.  6 
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mag  daher  betrachtet  werden,  dafs  England  alle  (nicht  blofs  schwereren) 
gegen  Bestand  und  Sicherheit  seines  Staatswesens  gerichteten  extra- 
territorialen  Delikte  seiner  Unterthanen  straft;  das  Recht  hierzu  wird 
anch  ausdrücklich  von  englischen  Juristen  beansprucht  ^^).  Dafs  Grofs- 
britannien  auch  in  Fäulen  weniger  schwerer  Natur  sich  durch  das 
Territorialprincip  nicht  abhalten  liefs,  extraterritoriale,  gegen  es  selbst 
gerichtete  Delikte  seiner  Unterthanen  zu  strafen,  zeigt  ein  anläfslich 
des  Krimkrieges  erlassenes  Gesetz,  17.  u.  18.  Vict.  c.  123  (1854)^«), 
welches  die  finanzielle  Beteiligung  irgendwelcher  Art  an  den  von  oder 
namens  Rufslands  nach  dem  29.  März  1854  aufgenommenen  Anleihen 
strafbar  macht,  wo  auch  immer  das  Delikt  begangen  sein  mag. 

2.    Homielde^^). 

Nur  ftlnf  Jahre  nach  der  Erlassung  des  Gesetzes  28.  Hen.  VIII, 
c.  15  ^  welches  die  Geltung  des  common  lato  auf  alle  auf  hoher  See 
begangenen  Delikte  englischer  Unterthanen  ausdehnte,  that  die  eng- 
lische Gesetzgebung  den  weiteren  bedeutsamen  Schritt,  ein  Strafgesetz 
dem  englischen  Unterthanen  über  die  ganze  Welt  hin  folgen  zu  lassen ; 
dies  geschah  a.  1541  durch  das  Statut  33.  Hen.  VIII.  c.  23^  welches 
das  Verbrechen  des  Mordes,  wo  es  auch  immer  von  einem  Unter- 
thanen begangen  sein  mag,  ftlr  strafbar  erklärt  Dieses  Gesetz  wurde 
durch  43.  Geo.  III.  c.  113  s.  6  auf  accessories  hefore  (he  ad  of 
murder  und  auf  Todschlag  (mcmslaughter)  ausgedehnt.  Die  Bestimmungen 
dieser  beiden  Gesetze  wurden  zusammengefafst  durch  9.  Geo.  IV.  c.  31 
38.  7  u.  8  ^^),  an  dessen  Stelle  jedoch  in  neuerer  Zeit  das  Consolidations- 
Statut  24  u.  25   Vid.  c.  100  ss.  9  und  10  getreten  ist. 

Unter  dem  Statut  9.  Geo.  IV.  hatte  sich  die  Streitfrage  erhoben, 
ob  der  Getötete  ein  britischer  Unterthan  sein  mtlsse,  was  jedoch  auf 
Grund  der  Entscheidung  im  Falle  Reg.  vs.  Azzopardi  (mitgeteilt  von 
Lewis  S.  28  f.)  verneint  wurde.  Das  Statut  24  u.  25  Vid.  c.  100, 
das  sich  übrigens  nur  auf  zu  Lande  begangene  Delikte  bezieht,  hat 
die  Streitfrage  ausdrücklich  in  demselben  Sinne  entschieden,  ohne  sonst 
von  den  Bestimmungen  des  früheren  Gesetzes  abzuweichen. 


75)  Lawrence^  Int.  Law.  §  121;-  Lewis  8.  21  u.  die  bei  Wharton, 
Cr.  Law.  I  §  210  g.  (und  insbesondere  Anm.  x.)  citierten  Autoritäten  und 
Entscheidungen  englischer  Gerichte.  —  Lewis  l.  c.  rechtfertigt  diese  Aus- 
nahme damit,  dafs  der  ausländische  Staat,  in  dessen  Territorium  dellnauiert 
wurde,  diese  Handlungen  nicht  bestrafe,  also  keine  doppelte  Jurisdiktion 
entstehe.  Dabei  ist  mifsachtet,  dafs  die  Gesetzgebungen  der  meisten  Staaten 
feindliche  Handlungen  gegen  befreundete  Staaten  strafen  I 

76)  Abgedruckt  bei  Phillimore  III  S.  124  f.  Die  s.  II  enthält  die 
charakteristische  Fiktionsklausel,  dafs  das  im  Ausland  begangene  Delikt  an- 
gesehen und  behandelt  werden  solle  „as  if  the  same  had  been  respectively 
committed  within  the  hody  of  the  county  of  Middlesex.^ 

77)  Stephen,  Hist.  \l  S.  15;  Rusi*ell  I  S.  10;  Phillimors  I  S.  457,  IV 
S.  800;  Lewis  S.  21  ff. ,  vergl.  insbes.  die  bei  den  beiden  letzteren  wieder- 
gegebenen Entscheidungen.  Die  Fälle  der  Anwendung  der  genannten 
G^tze  sind  selten. 

78)  Auf  Irland  ausgedehnt  durch  10.  Geo.  IV.  c.  34.  s.  10. 
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3.    Foreign  Enllstment  ^*). 

Auch  die  englische  Oeeetzgebung  hat  von  alters  her  dem  Unter- 
thanen  den  Eintritt  in  iremde  Kriegsdienste  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen verboten.  Da  dies  jedoch  ohne  einen  Bruch  mit  dem  zäh 
festgehaltenen  Territorialprincip  nicht  geschehen  konnte,  so  half  man 
sich  in  der  Weise,  dafs  man  das  y^govng  out  of  the  realm  to  serve 
an^  foreign  prince  without  having  first  iahen  (he  oath  of  aUegiance 
before  his  deparhire^  bestrafte;  dies  geschah  durch  das  Statut  3  James  I 
c.  4  8,  18  (1605)  und  damit  ist  wohl  das  älteste  geschichtliche  Beispiel 
des  besonderen  Thatbestandes  des  „in  fraudem  legis  domesticae  ins 
Ausland  Oehens''  gegeben,  zu  welchem  die  Gesetzgebung  Grofsbritanniens 
und  der  Vereinigten  Staaten  noch  öfters  ihre  Zuflucht  zu  nehmen  ge- 
zwungen waren  und  der  auch  in  der  deutschen  Juristenwelt  zahlreiche 
Vertreter  gefunden  hat®^). 

Nach  einigen  weiteren  aus  besonderen  kriegerischen  Veranlassungen 
ergangenen  Gesetzen  erging  a.  1819  die  erste  Foreign  Ehlistment  Act 
(59  (reo.  III  c.  69),  welche  der  amerikanischen  Neutralily  -  Act  vom 
Jahre  1817  nachgebildet  ist  und,  wie  diese,  ihre  Entstehung  den 
Unabhängigkeitskämpfen  der  spanisch-amerikanischen  Kolonien  verdankt. 
Da  sich  jedoch  dieses  Gesetz  während  des  nordamerikanischen  Bürger- 
krieges als  unzulänglich  erwiesen  hatte,  erging  im  Jahre  1870  die 
zweite,  nunmehr  geltende  Foreign  Enlistment  Act  33  u.  34  Vid.  c.  90. 
Diese  bestraft  in  s.  4  das  ohne  Erlaubnis  der  Krone  erfolgte  Eintreten 
in  die  Heeres-  oder  Marinedienste  einer  kriegführenden  Macht,  deren 
Gegner  mit  Grofsbritannien  in  Frieden  lebt  und  in  s.  5  das  Verlassen 
der  britischen  Besitzungen  mit  der  Absicht,  in  solche  Dienste  zu  treten. 

4.    Slavetrade  and  Slaveholding^^). 

Im  Jahre  1807  wurde  in  England  zum  erstenmal  Sklavenexport 
and  -Import  von  bezw.  nach  britischen  Besitzungen  durch  Statut  47 
Q-eo.  III  für  strafbar  erklärt  und  seither  hat  Grofsbritannien  die  Ab- 
schaffung des  Sklavenhandels  zu  einer  Aufgabe  seiner  Gesetzgebung 
and  Politik  gemacht.  Es  sei  hier  nur  an  die  Versprechung,  welche 
Frankreich  auf  Englands  Veranlassung  im  ersten  Pariser  Frieden  in 
dieser  Hinsicht  machen  mufste  und  an  die  Beschiefsung  Algiers  im 
Jahre  1816  erinnert.  Erst  im  Jahre  1824  jedoch  wurde  der  Sklaven- 
handel in  um&ssender  Weise  kriminalisiert  durch  das  Gesetz  5  Q-eo,  TV 


79)  Stephen- Blackatone  IV  S.  226;  Russell  I  8.  243  ff.;  Travers-Twiss 
II  §  229:  Stephen,  Hlnt.  II  S.  15;  Hall,  Int,  Lato,  §  225;  PhUlimore  I, 
Äpp,  VI,  m  S.  236  ff.;  Kent,  Int.  Lato.  S.  308  ff.  (Bei  letzteren  beiden 
Ausführliches  über  die  Geschichte.)    fTalleck,  eh.  XXIl  §  20. 

80)  S.  Rohland  S.  36  f.  und  die  dort  Citierten.  Dort  ist  auch  auf  die 
rerfehlte  Konstruktion  dieses  Sonderthatbestandes  hingewiesen. 

81)  Stephen- Blackstone  IV  S.  247;  Stephen,  Hist.  II  S.  15;  PhUlimore 
IV  S.  800,  I  S.  405  ff.;  Lawrence, >  Int,  Law.  §  123  f.;  Kent^  InU  Law. 
a  448  ffl;   WooUey  §  188;   Wildman  I  S.  7  ff.,  n  S.  152. 
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c,  113^  welches  denBelben  und  jedwede  Art  der  Teilnahme  daran  deiD 
britischen  Unterthanen,  znnüchst  jedoch  nor  auf  britischem  Gebiete^ 
verbot  und  wenn  auf  hoher  See  begangen,  als  der  Seerttaberei  gleich 
strafbar  erklUrte.  Im  wesentlichen  dieselbe  Bestimmung  enthalten  die 
neueren  Gesetase  3  u.  4  Wül.  IV.  e.  73  und  1  Tid.  c.  91 ;  durch 
6  u.  7  Yid.  c.  98  wurde  sie  auf  alle  britischen  Unterthanen,  wo 
diese  sich  auch  befinden  mögen,  ausgedehnt  Diese  Straf  bestimmungrai 
treffen  aber  das  eztraterritoriale  Delikt  nur  des  britischen  Unterthanen, 
nicht  auch  des  AuslHnders;  denn  das  Statutarrecht  kann  nicht  einen 
Verbrechensthatbestand   für  piracy  nach    law  of  nations    erklären  **), 

d,  h.  auch  den  Ausländer,  der  den  Thatbestand  im  Auslande  erfüllt, 
strafen.  Trotzdem  aber  hat  Grofsbritannien  wenigstens  den  Versuch 
gemacht,  eine  solche  Art  Weltrechtspflege  sich  anzumafsen,  indem 
es  in  seinem  Eifer  für  die  Unterdrückung  des  Sklavenhandels  seine 
Kriegsschiffe  instruierte,  jedes  desselben  verdächtige  Schiff  anzuhalten, 
eine  Mafsregel,  die  1841  zu  Konflikten  mit  den  Vereinigten  Staaten 
und  in  der  Folge  zum  Abschlufs  des  Vertrags  von  Washington  1842 
führte,  in  welchem  der  Streit  beigelegt  wurde,  ohne  dafs  jedoch  Eng- 
land auf  sein  angemafstes  Recht  der  Durchsuchung  ausdrücklich  ver- 
zichtet hätte.  Schon  im  Jahre  1823  war  von  den  Vereinigten  Staaten^) 
der  G^anke  angeregt  worden,  den  Skkvenhandel  durch  ein  Üb^ein- 
kommen  der  civilisierten  Staaten  für  piracy  nach  Völkerrecht  zu  er- 
klären, allein  ohne  weiteren  Erfolg.  Es  blieb  somit  kein  anderer  Weg, 
als  durch  Verträge  den  Sklavenhandel  für  piracy  zu  erklären  und  sich 
gegenseitig  ein  Recht  der  Durchsuchung  einzuräumen.  Diese  Politik 
hat  England  verfolgt  und  mit  mehreren  Mächten  dahingehende  Ver- 
träge abgeschlossen^^),  deren  keiner  jedoch  einem  Staate  ein  Juris- 
diktionsrecht über  Unterthanen  des  anderen  Staates  einräumt;  nur  der 
Vertrag  mit  Portugal  1889  sieht  gemischte  Gerichtshöfe  vor. 

5.    Bigamj^'^). 

Das  Eingehen  einer  zweiten  Ehe  war  durch  das  Statut  1  James  J. 

e,  11  für  eine  ^feUmy^  erklärt  worden.  Da  jedoch  das  strikte  Fest- 
halten der  ausscbliefslichen  Zuständigkeit  des  forum  delicti  commissi 
eine  Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  Eheschliefsungen  im  Ausland  un* 
möglich  machte,  erging  a.  1829  das  Gesetz  9  Geo.  IV.  c.  21,  welches 
in  s.  22  die  Fiktionsklausel  enthält,  dafs  der  im  Ausland  eine  zweita 


82)  In  dem  von  KerU,  Int.  Law.  S.  451  angefahrten  Fall  des  schwe- 
dischen Schiffes  „Fortuna"  sagt  der  englische  Richter:  ,, England  did  not 
mean  to  sei  herseif  vp  as  the  legislator  and  custoa  morum  for  ihe  tohole 
world.*^    Weitere  Fälle  daselbst  und  bei  Phiüimore  l.  c. 

88)  Vergl.  die  an  den  Präsidenten  gerichtete  Resolution  des  Repräsen- 
tantenhauses vom  28.  Februar  1823;  Woolsey  §  138. 

84)  Deren  Aufzählung  bei  Phälimore  I  S.  410  ff.,  daselbst  insbesondere 
der  Vertiag  mit  den  V.  St  1862. 

85)  Lewis  S.  21;  Phälimore  IV  S.  800;  BueeeU  UI  S.  264  f.;  Whartcn, 
Cr.  Law.  U  §  2618. 
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Ehe  eingehende  Brite  angesehen  werden  soll,  als  habe  er  sie  im  Inland 
eingegangen.  An  Stelle  dieses  Gesetzes  ist  1861  8,  57  des  CansoU- 
daUonS'StoMes  24  u.  25  Yiä.  c.  100  getreten. 

6.   Abnahme  oder  Leistung  gesetzwidriger  Eide®^). 

Dorch  zwei  G^esetze  Qeoigs  UI.  sind  besondere  Thatbestände  auf* 
gestellt,  die,  auch  wenn  im  Ausland  begangen,  im  Inland  strafbar  sind. 
Nach  37  Qeo.  UI.  c.  123  8.  1  ist  fUr  strafbar  erklärt:  ^tvho  shaU 
admimster  or  cause  to  he  admUnsiered  .  .  .  an^  oath  or  engagement 
pmparting  or  intended  io  bind  the  per8on  täkmg  the  8ame  to  engage 
ff»  ang  muiinous  or  sedUious  purpo8e;  or  to  disturff  ihe  public  peace; 
er  io  Ui  of  ang  Associationy  Society  or  Confederacg  formed  for  any 
5MC^  purpose^^  zn  welchen  Bestimmungen  das  Gesetz  in  systemloser 
Weise  noch  eine  Anzahl  analoger  hinzuftigt 

Das  folgende  Gesetz  52  Qeo.  HL.  c,  104  ,  welches  erging,  um 
den  Zweck  jenes  wirlcsamer  zu  erreichen,  bestimmt,  dafs  die  Abnahme 
wie  die  Ableistung  eines  Eides  oder  eine  Verpflichtung,  welche  den 
Zweck  hat,  jemand  zur  Begehung  eines  treason^  eines  Mordes  oder 
einer  mit  Todesstrafe  bedrohten  fdony  zu  verpflichten,  strafbar  sein 
floUa  Beide  Gesetze  enthalten  in  8.  6  bezw.  7  die  Klausel,  dafs  für 
den  Fall  der  Begehung  aufserhalb  Grofsbritanniens  das  Delikt  als  im 
Inland  begangen  angesehen  und  behandelt  werden  solle. 

7.    Naeh  der  ExplosiTO  SubsUnees  Aet  18S8 

(46  Viet,  c.  3)  sind  Versuchs-,  Vorbereitungs-  und  Teilnahmehandlungen 
zn  bezw.  an  der  Bewerkstelligung  einer  Explosion  in  Grofsbritannien 
«och  dann  im  Inland  strafbar,  wenn  diese  Handlungen  im  Ausland 
vorgenommen  wurden®^). 

8.     False  oath  or  notiee. 

Zu  den  genannten  Thatbeständen  sind  in  neuester  Zeit  noch  zwei 
weitere  gekommen  durch  die  Foreign  Marriage  Act  1892  (55  u*  56 
Vid.  e.  23)^% 

Diese  bestimmt  in  8.  15  ^  wer 

a)  knouringlg  and  wüftdlg  makes  a  false  oath  or  signs  a  fälse 
notiee,  under  (his  Ady  for  the  purpose  of  procuring  a  mar- 
riage; or 

b)  forblds  a  marriage  under  this  Ad  hy  fcHsely  representing  him- 
sdf  to  1)6  a  person,  whose  consent  to  the  marriage  is  required 
hy  Jaw^  knowing  stidi  representation  to  he  false, 

eoll  nach  den  für  den  Meineid  geltenden  Strafbestimmungen  im  Inland 


86)  WKarUm,  Confl.  S  874. 

87}  V.  Marttta  I  S.  101  Anm.  4&    Hinsichtlich  der  Teihiahmehandlung 
YeigL  aas  oben  §  2  Z.  8  Gesagte. 
88)  Hall,  F.  J.  App.  H. 
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bestraft  werden  and  zwar,  auch  wenn  das  Delikt  nicht  im  Inland  be- 
gangen worden  ist^*). 

Die  bisher  genannten  Ausnahmefälle  haben  sich  auf  alle  britischen 
Unterthanen  ohne  Unterschied  bezogen.  Zu  ihnen  kommen  noch 
folgende,  sich  nur  auf  Handlungen  bestimmter  Klassen  englischer  Unter- 
thanen erstreckende  Straf  bestimmungen. 

9.    Delikte  britiseher  Seeleute  gegen  Person  oder  YermSgen^^). 

Die  weitgehendste  Ausnahme  vom  Territorialprincip  hat  die  Gesetz- 
gebung Grofsbritanniens  hinsichtlich  ihrer  Seeleute  gemacht  Die  schon 
oben  aus  anderer  Veranlassung  erwähnte  Merchant  Shipping  Act  1854 
hat  nämlich  alle  Delikte  gegen  die  Person  oder  das  Vermögen,  irgendwo 
begangen  von  britischen  Seeleuten,  für  strafbar  erklärt.  Diese  Be- 
stimmung ist  bei  dem  Umstände,  dafs  sie  auf  eine  gerade  in  England 
sehr  zahlreiche  Personenklasse  Anwendung  findet,  welche  berufsmäfsig 
fremdes  Territorium  zu  betreten  hat,  von  solchem  Umfang,  dafs  man 
angesichts  derselben  von  einem  Territorialprincip  eigentlich  nicht  mehr 
reden  kann®^). 

10.     Delikte  engllseher  Beamten  im  Aasland  ®^). 

Endlich  sind  durch  11  WfU.  IV.  c,  12  u.  42  Qeo,  III.  c.  85y 
sowie  einige  speciell  Indien  betreffende  Statutes  ^^)  verschiedene  „acte 
of  oppression*^ ,  begangen  von  britischen  Civil-  oder  Militärbeamten  im 
Ausland  in  Ausübung  ihrer  Amtspflichten  oder  unter  Mifsbrauch  ihrer 
Amtsgewalt,  für  im  Inland  strafbar  erklärt  worden. 

In  weit  geringerem  Umfange  hat  die  Gesetzgebung  der  Vereinigten 
Staaten  die  extraterritorialen  Handlungen  des  Unterthanen  unter  Straf- 
drohung gestellt. 


89)  Nicht  zu  den  aufgezählten  Ausnahmefällen  gehört  der  Fall  der 
Jorgery  nach  11  Geo.  IV  und  1  Will,  IV  c.  66,  welches  Statut  («.  30) 
die  aufserhalb  Englands  be^ngene  Qrkundenfäbchung  zu  bestrafen  scheint 
Allein  dem  ist  bei  n&herer  Betrachtung  nicht  so.  Das  Gesetz  unterscheidet 
durchweg  zwei  getrennte  Thatbestände ,  das  Fälschen  einerseits  und  das 
Grebraucn  machen  andererseits.  Der  Sprachgebrauch  des  Gesetzes  (ss,  2 — 11) 
verbindet  das  ^forging  or  altering"^  mit  dem  „offering^  uttering,  disposing 
of  stets  mit  emeni  -or**,  nicht  mit  einem  ^and^.  Die  das  in  Grofsbritannien 
erfolgende  Gebranchmachen  einer  auTseroalb  GrofBbritanmens  gefälschten 
Urkunde  kriminalisierende  s,  30  straft  also  keine  eztraterritoriale  Handlung. 
Lewü  S.  21. 

90)  PhüUmore  IV  8.  800  f ;  Lewut  S.  24  f.;  R^isaeü  1  S.  17;  Wharton, 
Confl.  §  860:  HaU,  F.  J.  S.  282. 

91)  In  dieser  Erkenntnis  bemerkt  Lewis  l.  c.  ausdrücklich:  ,^Ii  is  poa* 
nbUy  that  the  very  extensive  terms  of  this  enactmerU  might  reeeive  some 
limitaiian  from  fudicial  interpreUitionJ^  In  der  That  ist  die  Auslegungs- 
freiheit  der  englischen  Gerichte  eine  sehr  grofse. 

92)  Stepken 'Blackstons  IV  S.  371;  Stehen,  Hist,  U  8.  16;  derselbe 
im  Journal  du  Droit  Int.  Pr,  XIV  8.  131;  Russell  I  8.  23. 

93)  Aufgezählt  bei  Stephen^  Hist.  l.  e. 
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1.  Treason  gegen  die  Vereinigten  Staaten  ist  durch  verschiedene 
Kongrefsakte  fllr  strafbar  erklärt  worden,  wo  immer  begangen.  Die 
Gesetzgebongskompetenz  des  Kongresses  gründet  sich  auf  a.  3  s,  3 
der  YerßLssnng,  welche  auch  den  Begriff  treason  im  Anschlufs  an  das 
englische  treason -Statut  Edw,  III,  definiert.  Treason  gegen  die  ein- 
zelnen Staaten  wird  von  diesen  teils  als  common  lau; -Delikt,  teils  auf 
Grand  besonderer  Gesetzesbestimmung  bestraft,  auch  wenn  aufserhalb 
des  Staates  begangen  ^^). 

2.  Ein  Gesetz  vom  80.  Januar  1799,  genannt  das  Xo^ an- 
Statut, straft  die  von  Unterthanen  ohne  Regierungserlaubnis  geRlhrte 
Unterhandlung  mit  fiemden  Regierungen  oder  deren  Beamten  zum 
Zweck  der  Beeinflussung  der  betreffenden  Regierungen  in  ihrem  Ver- 
halten in  einem  Streitfalle  mit  den  Vereinigten  Staaten,  und  zwar  ohne 
Rücksicht  auf  den  Ort  der  Begehung.  Dieses  Gesetz  erging  anläfslich 
einer  von  einem  gewissen  Logan  1798  auf  eigene  Faust  ge^lhrten 
diplomatischen  Unterhandlung  mit  Frankreich,  mit  welchem  damals 
Krieg  drohte®*). 

3.  Ein  weiteres  Beispiel  daBlr,  dafs  der  Rücksicht  auf  das  eigene 
Interesse  in  concreto  das  Princip  zu  weichen  hat,  ist  das  während  des 
Bttigerkrieges  erlassene  Gesetz  vom  25.  Februar  1863,  welches  die 
ohne  Regierungserlaubnis  und  in  feindseliger  Absicht  erfolgte  An- 
knüpfung von  Beziehungen  (correspondence)  mit  Rebellen  ftlr 
strafbar  erklärt,  auch  wenn  im  Ausland  begangen  ^^). 

4.  Die  amerikanische  Foreign  Enlistment  Act  vom  20.  April 
1818  stellt,  wie  die  britische,  den  Thatbestand  des  „in  fraudem  legis 
ins  Ausland  Gehens*'  auf,  straft  jedoch  im  Gegensatz  zu  jener  an 
eztraterritorialen  Handlungen  der  Unterthanen  nur  die  Teilnahme  an 
militärischen  Operationen,  welche  gegen  die  Vereinigten  Staaten  bezw. 
deren  Unterthanen  gerichtet  sind^"^). 

5.  Die  Beteiligung  am  Sklavenhandel  ist  durch  zahl- 
reiche Kongressacte ®^)  Rlr  piracy  erklärt,  daher  wo  sie  aucli  immer 
seitens  eines  Unterthanen  erfolgt  sein  mag,  strafbar. 

6.  Endlich  bestraft  das  Gesetz  ▼.  18-  August  1856  s.J^4.  Meineid, 
begangen  vor  Gesandtschaftssekretären  und  Konsular- 
beamten der  Vereinigten  Staaten,  sowie  Fälschung  des  Siegels 
oder  der  Unterschrift  eines  solchen  Beamten*^).  Dafs  dieses  Gesetz 
auch  das  Delikt  des  Nichtunterthanen  mit  Strafe  bedroht,  wird  im 
nächsten    Paragraphen    zu    erwähnen    sein.      Während    das    Bundes- 


94)  Wharton,  Cr.  L.  %  2716  und   2766;   B%$hop,   Cr.  L.  l  %  910  und 
II  §  1189;  daselbst  sind  die  verschiedenen  treason-acts  abgedruckt. 

95)  Wharton,  Canfl.  §  867;  Cr.  Law.  §  210  g;  Moore's  Report  S.  64. 

96)  Wharton,  Confl.  §  868;  Cr.  L.  %  2717  b. 

97)  Kent,  Im.  Law.  I  Ch.   VII;  WooUey  §  165;  HaUeck,  Ch.  XXII, 
§  19  £;  PhOlimore  I  S.  667  und  App.  VL 

98)  Aufgezählt  bd  Kent,  InL  Law.  S.  442  ff.;  s.  auch  Wharton,  Cr.  L. 
§  2865:  WooUey  §  78. 

99)  Wharion,  Confl.  §  873,  Cr.  Law.  §  2101;  Moore's  Report  S.  65  f. 
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strafrecht  sich  nur  um  diese  wenigeD  Fälle  von  eztraterritorialeii 
Delikten  des  amerikanischen  Bürgers  ktlmmert,  hat  die  Strafgesets- 
gebnng  der  einzelnen  Unionsstaaten  jene  in  solchem  Umfiinge  unter 
Strafe  gestellt,  dafs  von  einem  Territorialprincip  hier  nicht  mehr  ge- 
redet werden  kann.  Eis  liegt  nicht  im  Rahmen  der  Aufgabe,  eine  auch 
nur  anntthemd  vollständige  Übersieht  der  einschlägigen  Bestimmungen 
des  Strafrechts  der  einzelnen  Staaten  zu  geben.  Bei  der  Unabgeklärt- 
heit  und  dem  raschen  Wechsel  derselben  wäre  dies  auch  ein  h((cbst 
undankbares  Unternehmen.  Es  genüge  hier  der  Hinweis  auf  die  Gesetz- 
gebung weniger  Staaten  insbesondere  New  Yorks,  um  zu  zeigen,  dafs 
das  Territorialprincip   den  Bedürfnissen   derselben   weichen   mufste^^^). 

§8. 
Das  extraterritoriale  Delikt  des  Ausländers. 

Dafs  das  britische  Recht  die  Bestrafung  des  Ausländers  wegen  eines 
im  Ausland  begangenen  Delikts  im  Princip  verwirft,  ergiebt  sich  ohne 
weiteres  aus  dem  Gesagten.  Die  Rechtfertigung,  welche  man  der,  wenn 


100)  Am  Schlüsse  mehrerer  Titel  des  New  Yorker  Str.G.B.8,  selbst  des 
Titels  „Grausamkeit  gegen  Tiere*^,  befindet  sich  die  Bestimmung  (§  239, 
461,  667  etc.):  „Wer  mesen  Staat  in  der  Absicht  verläfst,  einer  Bestimmung 
dieses  Kapitels  zu  entgehen  oder  eine  Handlung  au£serhalb  dieses  Staates 
zu  begehen,  welche  in  diesem  Kapitel  verboten  ist,  oder  wer  in  diesem 
Staate  wohnt  und  aofserhalb  dieses  Staates  eine  Handlung  begeht,  welche 
nach  den  Bestimmungen  dieses  Kapitels  strafbar  sein  wurde,  wenn  sie  inner- 
halb dieses  Staates  b^^angen  wäre,  ist  desselben  Verbrechens  schuldig  und 
derselbe»  Strafe  unterworfen,  als  wenn  die  Handlung  innerhalb  dieses 
Staates  begangen  worden  wäre  oder  hätte  durchgeführt  werden  sollen.^ 

Das  ächntzprincip  im  weitesten  Sinne  vertritt  §  676  desselben  Gesetzes, 
welcher  alle  aufserhalo  des  Staates  begangenen  Handlungen  straft,  welche 
Personen  oder  Eigentum  innerhalb  des  Staates  oder  die  Gesundheit,  Moral 
oder  Sittlichkeit  des  Staates  berühren.  Vergl.  auch  §  16  Z.  5  desselben 
Gesetzes,  welche  eztraterritoriale  Handlungen  schon  dann  straft,  wenn  sie 
ihrem  gewöhnlichen  Verlauf  nach  eine  Handlung  oder  Wirkung  herbeiführen, 
welche  die  Gesetze  des  Staates  verletzt. 

Zweikampf  aufserhalb  des  Staates  ist  strafbar,  wenn  die  Verabredung 
dazu  im  Staate  erfolgte:  New  York  §  185;  Minnesota  a.  6439. 

Bigamie  wird  in  einzelnen  Staaten  wie  nach  dem  Recht  Grofsbritanniens 
bestraft,  wenn  die  zweite  Ehe  aufserhalb  des  Staates  geschlossen  wurde; 
andere  Staaten  helfen  sich  durch  Aufstellung  eines  besonderen  Thatbestandes 
^eontintuince  in  a  bigamoua  State**  oder  „cohabiting  in  the  state**  (so  Blissouri 
8,  3792),  Wharton,  Cr.  L.  II  §  2618.  —  Sehr  charakteristisch  ist  die  Be- 
stimmung des  Art  454  des  Str.G.B.  von  Texas,  wonach  alle  unter  dem 
IHtel  f^orgeries**  aufgeführten  Delikte,  which  do  not  in  their  commisnon 
neceMsarüy  require  a  personal  preaenee  in  thie  State  ^  the  object  oj  thia 
chapter  being  to  reach  and  punish  all  persona  ojfending  agatnst  its  pro- 
visions,  wether  toithin  or  irithout  the  state  .  .  .  .im  Inland  strafbar  sind. 
Diese  Bestimmung  wurde,  weil  gegen  das  Territorialprincip  verstofsend,  als 
ungültig  bezdchnet  im  Pralle  einer  in  Louisiana  begangenen  Fälschung  eines 
tezanischen  Aand-titleU^.  Diese  Ansicht  wurde  aber  von  dem  höchsten 
Gerichtshof  aes  Staates  verworfen  mit  der  ebenso  treffenden  als  naiven  Be- 
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«ach  nur  gezwungen  und  schrittweie«  erfolgten  Herbeilassung  zur  Be- 
strafung des  extraterritorialen  Delikts  des  Unterthanen  gegeben  hatte, 
die  natural  aUegianee^  das  UnterthanenverbKltnis,  fehlte  hier.  Der  Ein- 
griff, welchen  der  in  diesem  Fall  strafende  Staat  in  die  doch  wesent- 
lich exklusiven  Souyerttnitätsrechte  des  Begangenschaftsstaates  machen 
wttrde,  wäre  ohne  jede  Rechtfertigung.  Es  sei  daher  zum  mindesten 
-sehr  zweifelhaft,  ob  derartige  Stra%e8etze  internationale  Gültigkeit 
haben,  d.  h.  in  Kraft  gesetzt  werden  können  gegen  den  Widerspruch 
dflB  Heimatsstaats  des  Verbrechers  ^^>).  Demgemftfs  ist  es  eine  Inter- 
pretationsregel des  britischen  Rechts,  dafs,  wo  ein  Strafgesetz  nur  vom 
Thftter  als  j^eüery,  any  person'*  oder  ^^hoever*^  spricht,  damit  nur  der 
britische  Unterthan  gemeint  ist^^^),  eine  sehr  wichtige  Regel,  wenn 
man  in  Betracht  zieht,  dafs  die  britischen  Strafgesetze  nur  sehr  selten 
die  Untersclieidung  zwischen  Unterthan  und  Nichtunterthan  machen^ 
^ne  Ausnahme  macht  das  oben  erwähnte  Statut  24  u.  26  Vid.  c.  100^ 
wdches  (s.  57)  ausdrücklich  bestimmt,  dafs  es  auf  zweite  Heiraten 
Ton  Ausländem  nicht  Anwendung  finden  solle.  Englischerseits  wurde 
4uich  gegen  den  vom  Institut  fWr  internationales  Recht  zu  Brüssel  1879 
und  zu  München  1883  gefafsten  Majoritätsbeschlufs  opponiert,  welcher 
bestimmte,  dafs  jeder  Staat  das  Recht  habe,  Verletzungen  seiner  Straf- 
gesetze durch  extraterritoriale  Handlungen  auch  des  Ausländers  zu 
strafen  ^^ahrs  que  ces  faits  consHtitent  tme  atteifUe  ä  Vexisience  sociale 
dt  Väat  en  cause  et  compromettent  m  securitS^  et  quüs  ne  sont  point 
jprevus  par  la  loi  pendle  du  pays  sur  le  territoire  duquel  üs  ovd 
euUeu^^). 

Trotzdem  hat  aber  auch  Orofsbritannien  in  verschiedenen  Fällen 
sein  Stra^esetz  auf  extraterritoriale  Handlungen  des  Ausländers  aus- 
gedehnt : 

1.  Die  mehr&ch  erwähnte  Nerchani  Shipping  Act  1854  bestraft 
in  5.  267  alle  extraterritorialen  Delikte  gegen  Person  oder  Vermögen, 
wenn  b^angen  ^hy  any  master,  Seaman  or  apprenticCj  toho  at  ihe  iime^ 
when  ihe  offenee  is  committed  iSy  or  mthin  3  mofUhs  premoadyj  has 
heen  en^yed  in  any  British  Ship*^.  Danach  kann  ein  italienischer 
Seemann,  der  in  Marseille  einen  Mord  begeht  und  innerhalb  drei  Monaten 
vor  der  That  auf  einem  englischen  Schiff  Dienste  gethan,  in  England 
bestraft  weiden  ^o^). 

Dafs  durch  die,  wenn  auch  nicht  mehr  gegenwärtige  Zugehörigkeit 
zu  einem  britischen  Schiffe  eine  Art  Gehorsamspflicht,  welche  der  Unter- 
tfaanenpflicht  nicht  gleich-  aber  nahekommt,   begründet  werde,   ist  ein 


grfindnng,  das  Glericht  könne  keinen  vernünftigen  Grund  einsehen,  warum 
die  Gesetzgebung  des  Staates  nicht  berechtig  gewesen  sein  solle,  den 
Art.  454  zu  erlanen.    Moore's  Report  S.  25. 

101)  Lawrence  §   125;   Hall,  Int.   Law.   §  62;   PhiOimore  I   S.  458, 
IV  8.  796. 

102)  Hall,  F.  J.  8.  247. 

108)  HaU,  IfU.  Law.  §  222  Anm.  1;  Weetlake  S.  127. 
104)  SUphen,  Hist.  II  S.  12  und  28. 
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in  der  britischen  Oesetzgebung  auch  sonst  vorkommender  Gedanke;  so 
bestimmt  die  sofort  zu  betrachtende  Pacific  Order  1893,  da(B  auf  den 
nicht  in  britischem  Besitz  oder  unter  britischem  Protektorat  stehenden 
Insehi  des  stillen  Oceans  Grofsbritannien  Jurisdiktion  habe  j^only  (wer 
Her  Majesty's  sübjects^  and  any  foreigners  or  natweSj  in  so  far  as  by 
reason  of  heingy  or  having  heen^  on  board  a  BrisHsh  ship  or  otherwisCy 
they  have  come  under  a  duty  of  aUegiance  io  Her  Majesty^^^)*^. 

Schon  bei  der  Betrachtung  der  zur  Regelung  der  Jurisdiktion  in 
uncivilisierten  Ländern  und  Protektoraten  ergangenen  ordere  in  Council 
iet  hervorgehoben  worden,  dafs  diese  auch  eine  Gerichtsbarkeit  über 
Nichtbriten  in  den  betreffenden  Gebieten  kennen.  In  ersteren  ist  diese 
freilich  der  Regel  nach  abhängig  gemacht  von  der  Zustimmung  der 
Regierung  des  Heimatsstaates  des  Verbrechers,  an  deren  Stelle  aber 
auch  die  in  bestimmter  Form  erklärte  Zustimmung  des  letzteren  selbst 
treten  kann*^®). 

2.  Anders,  wie  oben  schon  ausgeftlhrt  in  Protektoraten.  That- 
sächlich  übt  Grofsbritannien,  trotzdem  es  Protektorate  als  ^mde  Terri- 
torien ansieht,  Kriminalgerichtsbarkeit  auch  tlber  Unterthanen  fremder 
Staaten,  ohne  Rücksicht  auf  deren  Zustimmung ^^^)  in  den  durch  die 
Pacific-  und  Qoldcoast  ordere  geregelten  Schutzgebieten,  sowie  in  den 
unter  der  Hoheit  der  Sotäh  African  Company  und  der  Royal  Niger 
Company  stehenden  Ländern '®®). 

8.    Eine   Kategorie  von  Fällen,   in   welchen   Grofsbritannien   den 


105)  Hall,  F.  J.  8.  281  f.;  v,  Bar  §  188  Note  11.  Hierher  gehört  auch 
die  Bestimmung  des  Gesetzes  57  Geo.  III,  c.  63  (1817),  nach  welchem 
y^murders  and  manslaughters  may  he  tried  in  any  of  His  M*s  possessionf 
abroad^  if  committed  under  the  following  circumstances :  1)  commiUed 
on  land  cU  Honduras  ^  by  any  person  within  the  äettlement,  Ü)  commiUeil 
in  the  Islands  of  the  NewZealand  and  Otaheite,  or  in  any  other  islands, 
countries  or  places  not  within  His  M^s  dominions  nor  subject  to  any  Europeen 
State  or  power ^  nor  within  the  territory  of  the  U,  St.  of  America,  by  the 
master  or  crew  of  any  British  ship^  or  by  any  person  sailing  or  belonging 
thereto,  or  that  shall  have  sailed  in,  or  belonged  to,  and  have  quitted  any 
British  ship  to  live  in  any  of  the  eaid  islands,  countries  or  places ^  or  that 
shall  he  there  living.*^  Diese  Bestimmungen,  die  einen  weiteren  Fall  der 
Ausdehnung  des  englischen  Strafgesetzes  ant  extraterritoriale  Delikte  auch 
des  Auslänaers  darstellen  (s.  Leiois  S.  25  f.),  sind  freilich  nur  von  historischem 
Interease,  da  die  in  Betracht  kommenden  Länder  und  Inseln  seither  britische 
Besitzungen  geworden  sind. 

106)  Hall,  L  c. 

107)  Diese  wird  einfach  präsumiert;  Hall^  F.  J,  S.  215:  „exerdse  of 
Jurisdiction  on  all  persons  within  a  protected  territory  ,  ,  ,  is  so  necessary, 
or  at  least  so  natural^  a  consequence  of  the  protectorcUe^  where  native  aar 
ministration  aud  jvdicial  organigation  is  inaiieatuUe,  that  foreign  powers 
may  he  expected  to  acquiesce  in  its  enforcementfi 

108)  Stephen,  Bist.  H  S.  12;  Hall,  F,  J.  S.  215:  Lewis  8.  17  f.  Be- 
achtenswert ist  die  Bemerkung  HalVs  (Lc.  S.  221):  „It  must  be  confessed^ 
that  if  the  courts  are  bound  to  guide  tJiemselves  soMy  by  reference  to  the 
Foreign  Jurisdiction  Act ,  the  right  of  exercising  Jurisdiction  over  subj'ects 
of  foreign  powers  hardly  seems  to  regt  upon  so  solid  a  foundation  as 
/night  be  wuhedJ* 
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AuflUlnder  Hlr  seine  auf  hoher  See  auch  auf  nichtbritischen  Schiffen 
begangenen  Verletzungen  des  britischen  Strafgesetzes  verantwort- 
lich macht: 

a)  ^^®)  Grofsbritannien  hat  verschiedene  mit  den  Produkten  des 
Heeres  zusammenhängende  Erwerbszweige  auch  über  die  Grenze  der 
Territorialgewässer  hinaus  geschützt  und  konnte  bei  den  zu  diesem 
Zweck  erlassenen  Straf bestimmungen  natürlicherweise  die  Handlung  des 
Ausländers  nicht  ignorieren.  Die  hier  in  Betracht  kommenden  Gesetze, 
die  Sea-Fisheries  Ad  1868  (31  u.  32  Vid.  c.  45)  und  die  Herring- 
Fishery  Ad  1889  {62  u.  55  Vid  c.  23)  sehen  daher  auch  die  Be- 
strafung des  Ausländers  wegen  aufserhalb  der  Territorialgewässer  be- 
gangener Verletzungen  vor,  jedoch  dies  nur  unter  der  Voraussetzung 
des  Bestehens  eines  mit  dem  Staat  des  Delinquenten  bestehenden  und 
diese  Jurisdiktion  gestattenden  Vertrags.  In  einem  Falle  straft  aber 
Groikbritannien  den  Ausländer  auch  ohne  einen  solchen  Vertrag,  nämlich 
wegen  Verletzungen  der  zum  Schutz  der  Perlenfischerei  an  der 
Küste  Ceylons  ergangenen  Bestimmungen ^^^).  Dieses  Fischerei- 
recht wird  von  der  britischen  Regierung  beansprucht  bis  auf  eine  Ent- 
fernung von  20  englischen  Meilen  von  der  Rüste  der  Insel. 

Zur  Rechtfertigung  dieses  Anspruchs,  der  nicht  allein  dem  Terri- 
torialprincip,  sondern  auch  den  durch  die  Terri^orial-Waters  Jurisdidion 
Ad  festgelegten  Grundsätzen  widerspricht,  wird  geltend  gemacht,  dafs 
es  sich  nur  um  Ansprüche  von  Produkten  zur  Insel  gehöriger  unter- 
seeischer Landesteile  handle,  welche  seit  unvordenklicher  Zeit  von  den 
jeweiligen  Herrschern  der  Insel  als  Eigentum  behandelt  worden 
seien. 

b)  Einen  weiteren  Fall  bietet  die  Hovering  Act  8  u.  9  Vid. 
c.  86  (früher  9  Oeo  II  c.  35).  Diese  enthält  zum  Zweck  der  wirk- 
samen Durchführung  der  Zollgesetze  verschiedene  Strafbestimmungen, 
welche  die  auch  vom  Ausländer  innerhalb  vier  ^Uagues^  von  der 
britischen  Küste  begangenen  Handlungen  (z.  B.  transshipping  of 
gooäSj  non-produdion  of  the  manifest)  treffen  ^*^). 

Diese  Bestimmungen,  deren  Grund  in  dem  Recht  der  Selbst- 
erhaltung gefunden  wird,  werden  auch  von  den  britischen  Juristen  als 
unhaltbar  bezeichnet  Sie  werden  nicht  als  ein  Recht  geltend  gemacht, 
und  könnten  gegen  den  Widerspruch  eines  fremden  Staates  nicht  in 
Wirksamkeit  gesetzt  werden  ^^*). 

c)  Eine  ähnliche,  wenn  auch  nicht  gleich  umfangreiche  Jurisdiktion 
wird  geübt  auf  Grund  der  Quarantine  Act  6  Geo  IV  c.  78  (1825). 
Dieses  Gesetz  setzt  bestimmte  Formalitäten  z.  B.  Signale  fest,  welche 
jedes  der  Quarantäne  unterworfene  Schiff  beachten  mufs,  sobald  es  auf 


109)  HaU,  F.  J.  §  107. 

110)  Hall,  L  c.  S.  243  Anm.  1. 

111)  Bau,  F.  J.  §  108;  PhiUimore  I  S.  275. 

112)  Hall,  l.  c.  und  Anm.;  FhilUmore,  L  e.  8.  276. 
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zwei  Jl^eagws^  sich  der  britischen  Kttste  genfthert  hat  Auf  die  Nicht- 
beachtung sind  Strafen  gesetzt ,  die  jedoch  nur  dann  zur  Vollstrecknng 
gelangen,  wenn  das  betrefifende  Schiff  nach  begangener  Übertretong  in 
die  territorialen  Gewisser  kommt  ^^^). 

In  der  englischen  Rechtswissenschaft  sind  die  Meinungen  über  die 
Ausdehnung  des  inländischen  Strafgesetzes  auf  das  extraterritoriale 
Delikt  des  Ausländers  geteilt.  Auf  der  einen  Seite  wird  dieselbe  ent- 
schieden verworfen,  da  man  niemand  zumuten  könne,  die  Stra%esetze 
aller  Länder  zu  kennen,  welche  etwa  seine  geschriebenen  oder  ge- 
sprochenen Worte  erreichen  könnten. 

Das  Recht  der  Selbsterhaltung  insbesondere,  auf  welche  die  in 
Betracht  kommenden  Gesetze  gestützt  zu  werden  pflegen,  rechtfertige 
nichty  dafs  man  so  weit  gehe,  in  fremde  Souveiänitätsrechte  einzugreifen. 
£8  sei  besser,  dies  m  concreto  der  diplomatischen  Beschwerde  zu 
tiberlassen,  deren  Erfolg  um  so  sicherer  sei,  als  jeder  Staat  darauf  be- 
dacht sein  mttsse,  dafs  sein  Gebiet  nicht  zum  Schauplatz  von  ver- 
brecherischen Angriffen  auf  den  Nachbarstaat  werde  ^^^). 

Andererseits  wird  geltend  gemacht,  nach  völkerrechtlichen  Grund» 
Sätzen  geben  genügend  wichtige  und  dringende  Rücksichten  der  Selbst- 
erhaltung jedem  Staat  das  Recht,  die  gewöhnlichen  Grenzen  seiner 
Rechte  zu  überschreiten  und  Ausnahmemafsr^geln  zu  seinem  eigenen 
Schutze  zu  treffen. 

Es  sei  somit  nur  die  Frage,  ob  der  in  concreto  obwaltenden  Rück- 
sicht der  Selbsterhaltung  das  Recht  der  Souveränität  zu  weichen  habe; 
dafs  dies  in  seltenen  Fällen  möglich  sei,  könne  nicht  bestritten 
werden"*). 

Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  proklamiert  die  Rechtswissen- 
schaft den  Grundsatz,  dafs  der  Staat  Nichtunterthanen  wegen  im  Aus- 
land begangener  Delikte  nicht  zur  Verantwortung  ziehen  könne  "^),  und 
die   Regierung   der  Union    hat  gelegentlich   des  Falles  Cutting^^'')   im 


118)  Hally  F.  J.  8.  245  f. 

114)  WesÜake  §  217;  Phülimore  I  S.  458;  Lawrence  §  125.  Be- 
zeichnend ist  die  BemerkuDK  des  letzteren :  Es  sei  jedenfalls  „an  occaaional 
faüure  of  Justice  preferable  to  puUing  the  mbjects  of  every  State  at^  the 
mercy  of  the  law  and  administration  ofitt  neighboura.^  So  die  V.  8t  UF. 
Cutting, 

115)  Hall,  F,  J.  S.  245  n.  Int.  Law.  S.  222  Anm.  1.  Derselbe  zählt 
(F,  J.  S.  243)  vier  Grande  auf,  auf  weiche  ein  Staat  sein  JurisdiktionsTecht 
stützen  kann:  1)  sovereignty  over  place,  2)  sovereigniy  over  person,  3)  cem- 
ßent,  4)  urgencf  of  necessity  oder  „protective  neceseüy"  (S.  246  L  c). 

116)  S«orf/  §  20;  WooUey  §  20a;  Moore' s  Report  S.  125. 

117)  Der  Fäl  war  folgender:  Der  Vereinigte  Staaten -Bürger  CuUingy 
wohnhaft  zu  Paso  del  Norte,  Mexiko,  wurde  daselbst  wegen  einer  in  Texas 
begangenen  Beleidigung  eines  mexikanischen  Bürgers  auf  Gi-und  des  Art.  186 
des  mexikanischen  Str.G.B.  verhaftet,  wonach  exterritoriale  Delikte  geeen 
einen  Mexikaner  im  Inland  bestn&ft  werden,  auch  wenn  von  Ausländem  oe- 
eangen.  Die  Verdnigte  Staaten-Reffierung  verlange  kategorisch  Freilassung 
des  Cutting  mit  der  Begründung,  dais  Mexiko  kein  Jurisdiktionsrecht  habe, 
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Jahre  1886  diesen  Grundsatz  auch  einem  anderen  Staate  ausdrücklich 
aufzosiwingen  versucht.  Umsomehr  mufs  es  befi:emden,  dafs  die  Gesetz- 
gebang  der  Union  selbst  in  einem  Fall  das  im  Ausland  begangene 
Delikt  des  Ausländers  bestraft,  wie  dies  durch  das  schon  oben  er- 
wähnte Gresetz  vom  18.  August  1856  hinsichtlich  Meineids  vor 
amerikanischen  Gesandtschaftssekretären  und  Konsularbeamten  und 
Fälschung  des  Si^eb  oder  der  Unterschrift  der  genannten  Personen 
geschehen  ist  Diese  ■  Bestimmung  ist  vom  Standpunkt  des  englisch- 
amerikanischen  Hechts  nicht  zu  rechtfertigen'^^). 

Aufserdem  ist  durch  das  Bundesstrafrecht  eine  Art  protektiver 
Jurisdiktion  gettbt  über  auf  hoher  See,  gleichgültig  ob  von  Unterthanen 
oder  Nichtunterthanen  begangene  Verletzungen  der  Zollgesetze.  Das 
Gesetz  vom  2.  März  1799  bestimmt  im  wesentlichen  dasselbe,  wie  die 
erwähnte  britische  Hovering  Act,  und  der  höchste  Gerichtshof  der 
Vereinigten  Staaten  hat  dieses  Gesetz  als  mit  den  Grundsätzen  des 
Völkerrechts  übereinstimmend  bezeichnet ^). 

Dafs  übrigens  die  Vereinigten  Staaten  auch  in  neuester  Zeit  noch 
trotz  des  stets  hochgehaltenen  Princips  der  Freiheit  des  offenen  Meeres 
und  des  Grundsatzes  der  Nichtbestrafting  des  eztraterritorialen  Delikts 
des  Ausländers  gerne  bereit  sind ,  eine  Ausnahme  zu  machen  ,  wo  es 
gilt,  eigene  Interessen  zu  schützen,  hat  die  im  Jahre  1893  durch  inter- 
nationales Schiedsgericht  beigelegte  Beringsee-Streitigkeit  zwischen  Grofs- 
bntannien  und  den  Vereinigten  Staaten  gezeigt  Britische  Unterthanen 
batten  etwa  70  Meilen  von  der  Küste  Alaskas  die  zum  Schutz  der 
Robbenfischerei  ergangenen  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten  übertreten. 
Ihre  Bestrafung  und  die  Konfiskation  ihrer  Schilfe  führte  zu  einem 
Konflikt  zwischen  den  beiden  Regierungen,  in  welchem  die  Union  aus- 
drücklich ein  Jurisdiktionsrecht  auf  hoher  See  ohne  bestimmte  räum- 
liche B^renzung  zum  Schutze  ihrer  Interessen  forderte  ^^^). 


da  das  Delikt  in  Texas  begangen  sei.  Nach  einem  lebhaften  Notenwechsel 
erledigte  sic^  der  Konflikt  dadurch,  dafs  der  Verletzte  um  des  lieben  Friedens 
willen  und  wohl  nicht  ohne  von  seiner  Regierung  dahin  beraten  zu  sein, 
seinen  Strafantrag  zurücknahm.  In  seiner  Botscbät  an  den  Kongrefs  vom 
6.  Dezember  1886  sprach  dann  der  Präsident  der  Verein.  Staaten  unum- 
wunden die  Erwartung  aus,  dafs  Mexiko  sein  Strafgesetz  ändere.  Litteratur 
über  den  Fall  Cutting:  Moore^»  Report^  Congressional  Mecards,  lü^  Sesnon 
—  49^*  Congress;  äoute-  and  SencUe^Execiiitve  Documenta  vol.  I;  Rolin^ 
VAffaire  OiUing^  in  der  Revue  de  Droit  International  XX  S.  559. 

118)  Moore ^  Report  S.  65,  sucht  sie  damit  zu  rechtfertigen,  dafs  die 
Wohnung  der  betreffenden  Beamten  als  ein  Teil  des  heimatlichen  Terri- 
toriums anzusehen  sei.  Abgesehen  jedoch  von  der  Unrichtigkeit  dieser  Rktion 
trifft  nach  dem  Sinne  des  traglichen  Gesetzes  die  Straf  bestimmung  auch  den 
aniserhalb  der  Wohnung  der  betreffenden  Beamten  begangenen  Meineid 
bezw.  die  Urkundenfölscnung. 

119)  Bishop  I  §  76;  Kent,  Int.  Law,  8.  116;  WooUey  §  194  L  f. 

120)  HaU,  Int.  Law.  S.  267  Anm.  2;  Lawrence  §  106.  Beide  ver- 
urteilen scharf  die  Haltung  der  Vereinigten  Staaten. 
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§9. 
SoMufsbetraclitung:. 

Damit  ist  die  Darstellung  des  gegenwärtigen  Rechtszostandes  in 
Theorie  und  Praxis  beendet.  Ein  kritischer  Überblick  über  das  Ganze 
scheint  nunmehr  geboten. 

Wie  schon  erwähnt,  kennt  das  englische  Recht  eine  Lehre  von 
dem  räumlichen  Anwendungsgebiet  der  Strafgesetze  in  dem  von  der 
deutschen  Rechtswissenschaft  hiemit  verbundenen  Sinne  nicht.  Bei  ihm 
tritt  an  die  Stelle  desselben  die  prozessuale  Lehre  von  der  Zuständigkeit 
des  Gerichts.  Dem  Briten  erscheint  es  so  selbstverständlich,  dafs  seine 
Gerichte  nicht  fremdes  Recht  anwenden,  dafs  er  bei  der  Betrachtung 
des  Verbrechens  nicht,  wie  der  Deutsche,  zuerst  fragt:  Haben  wir  ein 
Gesetz,  das  straft?  sondern  vielmehr:  Haben  wir  ein  Gericht,  das  straft? 
Darum  ist  auch  der  Ausdruck  für  diese  Lehre  in  der  englischen  Rechts- 
sprache ein  prozefsrechtlicher  (^foreign  Jurisdiction^)  und  die  Aus- 
dehnung eines  Strafgesetzes  auf  extraterritoriale  Handlungen  erfolgt 
stets  in  der  Weise,  dafs  einem  inländischen  Gerichte  das  Recht,  über 
die  betreffende  Handlung  zu  erkennen,  erteilt  wird,  was  wiederum  in 
den  meisten  Fällen  durch  Au&tellung  der  Fiktion  geschieht,  das  Delikt 
sei  im  Inland  bezw.  in  einer  bestimmten  Grafschaft  (z.  B.  Middlesex) 
begangen.  Aus  letzterer,  wie  auch  aus  der  geschichtlichen  Entwickelung 
des  Territorialprincips  in  England  geht  hervor,  dafs  das  englische  Recht 
dasselbe  im  Sinne  einer  räumlichen  Umgrenzung  der  strafbaren  £[and- 
lungen,  nicht  der  delinquierenden  Personen  aufgefafst  hat. 

Das  Verbrechen  ist  ein  äufserer  Vorgang  und  darum  in  den 
Formen  des  Raumes  in  die  Erscheinung  tretend,  insofern  also  zweifel- 
los etwas  Lokales.  Da,  wo  es  verübt  wurde,  ist  der  Bruch  des  Rechts- 
friedens  am  empfindlichsten,  noch  lange  zeigt  man  die  Stelle  des  Ver- 
brechens und  der  Glaube  des  Volkes  läfst  die  Geister  hier  nicht  zur 
Ruhe  kommen.  Hier  sind  aber  auch  die  redenden  und  stummen  Zeugen 
der  That  und  deshalb  in  der  Regel  die  beste  Möglichkeit  zur  Er- 
forschung des  thatsächlichen  Sachverhalts  gegeben.  Darin  lag  zweifellos 
das  Richtige  an  jenem  Grundsatz  der  ausschliefslichen  Zuständigkeit  des 
forum  delicti  commissi. 

Allein  dieser  in  primitiven  Verhältnissen  und  einem  einfachen 
Prozefsverfahren  begründete  Gedanke  mufste  sich  bald  als  zu  eng  und 
zu  einseitig  erweisen,  um  auch  nur  den  im  Inland  der  Strafrechtspflege 
obliegenden  Aufgaben  zu  genügen.  Er  versagte  schon  bei  dem  ein- 
fachen Fall  der  Unmöglichkeit  der  Feststellung,  in  welcher  Grafschaft 
das  Delikt  begangen  wurde,  wenn  dieses  z.  B.  in  einem  durch  mehrere 
Grafschaften^*^)  sich  bewegenden  Fahrzeuge  geschah.  Als  dann  mit  der 
Entwickelung  eines  internationalen  Verkehrs  die  Frage  unseres  Themas 


121)  Für  diesen  Fall  bestimmte  7.  Geo.  IV.  c.  64  s,  13  die  Zuständigkeit 
der  Gerichte  sämtlicher  Grafschaften,  durch  welche  das  FahVzeug  kam. 
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an  den  englischen  Oesetzgeber  herantrat,  zeigte  sich  das  alte  Princip 
vollends  als  unzulänglich.  Eine  solche  Anzahl  von  Ausnahmegesetzen 
eiging,  dafs  man  angesichts  derselben  versucht  ist,  die  Geschichte  dieser 
Materie  des  englischen  Rechts  eine  Geschichte  der  Ausnahmen  vom 
lato  of  venue  zu  nennen  „The  only  general  interest^,  so  sagt 
Stephen ^^^)  im  Hinblick  darauf,  j^atiaching  to  these  exceptions 
iSj  that  they  prove  that  the  general  principle  tohich 
requires  so  many  exceptions^  must  he  wrong'^^^). 

In  der  That  zeigt  auch  eine  Betrachtung  der  einzelnen  Ausnahmen, 
i^ie  Grofsbritaunien  die  Einseitigkeit  und  Schwäche  des  zu  Grunde 
liegenden  Princips  in  praxi  erfahren  und  sich  mit  all  seinen  nach- 
teiligen Folgen  abzufinden  gesucht  hat 

Wollte  jeder  Staat  sich  nur  zur  Bestrafung  der  in  seinem  Terri- 
torium begangenen  Delikte  ^r  zuständig  erklären,  so  bliebe  das  in 
gar  keinem  Staatsgebiet,  also  auf  hohem  Meer  oder  in  der  Wildnis  be- 
gangene Verbrechen  straflos,  und  der  Staat  wUrde  zum  Verbrecherasyl. 
Dies  hat  Grofsbritaunien  zunächst  erfahren.  Wollte  es  nicht  die  Heimat 
zum  Asyl  werden  lassen  f\lr  den  Unterthanen,  der  aufserhalb  seiner 
Grenzen  delinquiert  hatte,  so  mufste  es  von  dem  alten  Principe  ab- 
geben. 

Die  Verletzung  des  Rechtsgeflihls ,  die  in  der  Anwesenheit  des 
ungestraften  Verbrechers  im  Inlande  liegt,  mufste  bei  dem  regen  See- 
und  Auslandsverkehr  des  Briten  empfindlich  sich  geltend  machen. 
Schrittweise  dehnte  man  den  Geltungsbereich  des  Strafgesetzes  über 
den  Rahmen  des  Territoriums  aus,  zunächst  auf  die  Delikte  des  Unter- 
thanen auf  hoher  See  in  uncivilisierten  Ländern,  sodann  aber  auch  auf 
solche  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  der  Begehung.  Die  Rechtfertigung 
f^r  diese  Ausdehnung  war  auch  gleich  gefunden;  es  war  die  ^natural 
dUegiance^  ^  die  auch  aufserhalb  des  Staatsgebietes  fortdauernde  Ge- 
horsamspflicht des  Unterthanen,  also  der  Grundgedanke  des  Personal- 
princips. 

Damit  war  der  entscheidende  Schritt  gethan;  an  die  Stelle  der 
Politik  engherziger  Selbstsucht  war  die  Erkenntnis  der  Kulturau%abe 
getreten,  die  Idee  des  Rechts  zu  verwirklichen,  wo  es  auch  sei,  und 
das  Strafgesetz  war  ausgedehnt  über  die  ganze  Welt.  Nun  war  auch 
der  Staat  nicht  mehr  machtlos  gegen  die  Verletzung  und  Gefohrdung 
seiner  Interessen,  soweit  sie  von  Unterthanen  im  Aasland  erfolgte. 

Seit  nun  mehr  als  8  ^/s  Jahrhunderten  handelt  Grofsbritannien  auf 
Grund  der  Maxime,  dafs  der  Staat  seine  Unterthanen  wegen  extra- 
territorialer Delikte   strafen   kann,    insoweit   er  mag^^^)  und  ein  Blick 


122)  Stephen,  HisU  I  S.  877. 

128)  Vergl.  auch  f^  Bar,  Lehrbuch  des  Internat  Privat-  und  Straf- 
rechts S.  209. 

124)  HaU,  F.  J.  8.  12  f.;  Hall,  L  L.  S.  51  f ;  Weaüake,  J.  L.  S.  125  ff. 
Schon  Blackstone  I  S.  869  f.  spricht  von  der  überall  und  zu  jeder  Zeit  den 
Unterthanen  bindenden  Natur  der  ncUurcU  allegiance  im  Gegensatz  zur  local 
allegianee,  dem  Verhältnis  des  subdüua  temporarius.    Vergl.  auch  Bentham 
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auf  die  obige  Darstellung  zeigt,  in  welch  grofBem  Umfang  Grob- 
britannien  von  diesem  Rechte  Oebraach  gemacht  hat,  dafs  es  ins- 
besondere eine  beträchtliche  Anzahl  eztraterritorialer  Delikte  seiner 
ünterthanen  für  strafbar  erklärt  hat,  wo  auch  immer  begangen. 

Dem  Territorialprincip  freilich  war  hiemit  die  Grundlage  entzogen ; 
denn  insoweit  das  britische  Strafgesetz  das  in  fremdem  Jurisdiktions- 
gebiet begangene  Delikt  des  Ünterthanen  straft,  wird  eben  die  Aus- 
schliefslichkeit  der  Territorialsouveränität  verneint,  auf  w^che  das 
Territorialprincip  doch  gesttltzt  wird,  und  es  ergiebt  sich  das  von  den 
Anhängern  dieses  Principe  so  streng  verpönte  Resultat,  dafs  in  einem 
Territorium  zwei  verschiedene  Strafgesetze  gelten.  Allein  bei  näherer 
Betrachtung  kann  jene  Rechtfertigung  mit  dem  Begriff  der  Souveränität 
nicht  Stand  halten.  Wohl  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dafs  ein  Staat  seine 
Strafgesetze  nicht  im  Gebiete  eines  anderen  vollziehen  kann;  die 
praktische  Befriedigung  des  staatlichen  Strafanspmchs  ist  ihrer  Natur 
nach  auf  sein  Territorium  beschränkt  Aber  ein  Eingriff  in  die 
Souveränität  des  fremden  Staates  liegt  doch  darin  noch  nicht,  dafs  ein 
Staat  seinem  Ünterthanen  die  Beobachtung  gewisser  Vorschriften  im 
Gebiete  jenes  zur  Pflicht  macht  und  ihre  Verletzung  ahndet  an  dem 
Zurückgekehrten  '^^). 

War  einmal  den  Unzulänglichkeiten  des  Territorialprincips  be- 
gegnet mit  dem  Gedanken,  dafs  der  Staat  seinen  Ünterthanen  Pflichten 
überallhin  mitgeben  könne,  so  war  es  freilich  eine  starke  Inkonsequenz, 
dies  nur  hinsichtlich  einzelner  Thatbestände  zu  thun.  Folgerichtig 
hätte  —  das  sagt  sich  auch  der  englische  Jurist  ^^*)  —  der  britische 
Gesetzgeber  alle  schwereren  Delikte  des  Ünterthanen  im  Ausland 
strafen  müssen.  Thatsächlich  hat  er  aber  in  systemloser  Weise  nach 
und  nach  eine  Reihe  von  Handlungen  unter  Strafe  gestellt,  welche 
gerade  die  gewöhnlichsten  Verbrechen  gegen  Person  und  Eigentum 
vermissen  läfst.  Zu  welch  völkerrechtswidrigen  Konsequenzen  letzterer 
Umstand  im  Verhältnis  Grofsbritanniens  zu  den  meisten  Kontinental- 
staaten Europas  geflihrt  hat,  ist  in  neuerer  Zeit  durch  die  verdienst- 
vollen  Ausführungen    eines   deutschen  Juristen   klargelegt  worden  ^^''). 


S.  548,  Travers '  Twisa  I  §  152.  Die  genannten  Neueren  (l.  c.)  treten  mit 
Bestimmtheit  für  das  Personalprincip  ein  und  verhehlen  sich  durchaus  nicht, 
dafs  die  britische  Gesetzg^ebung  seit  Heinrich  VUI.  dasselbe  anwendet 
Westlake  insbes.  (/.  c.)  macnt  darauf  aufmerksam ,  ein  Staat  sei  nicht  blofs 
ein  Stück  Landes,  sondern  auch  eine  Vereinigung  von  Menschen,  über 
welche  sich  die  Souveränität  ebenso,  wie  über  das  Territorium  erstrecke. 
Nicht  zu  gestatten,  dafs  ein  Staat  extraterritoriale  Delikte  seiner  Ünter- 
thanen strafe,  wäre  daher  auch  ein  Eingriff  in  dessen  Souveränität. 

125)  V.  Bar  §  182.  Diese  Erwägung  stellt  auch  Hall,  L  L,  S.  51  f.  an. 
Thatsächlich  war  eben  jene  Recht&tiffung  eine  spätere  inristische  Kon- 
struktion des  ^eschiehtlicn  auf  ganz  anderer  Grundlage  runenden  Princips. 

126)  Lewts  S.  80  f.  verwirft  das  Gesetz ,  welches  das  im  Ausland  vom 
britischen  Ünterthanen  begangene  Tötungsverbrechen  straft,  weil  es  eine 
Politik  sanktioniere,  die  folgerichtig  auch  auf  andere  schwerere  Delikte  aus- 
zudehnen sd. 

127)  V.  MartiU  I  S.  194  ff. 
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AiwtaU  nitanlieh»  wie  es  ¥<Mn  Staadpnakte  des  strenge»  TetiitoriAU 
pzineipB  «Ueia  konsequent  gewesen  wttve,  amne  eigenen.  UntartliAneB 
anszoliefem,  ist  Orofsbritannien  vielmehr  durch  seine  Ausliefenmgi^ 
▼ertiSge  mit  SmU  nUen  earo{Aiflehen  und  ttner  Keihe  amcnkttoischer 
Stasüten^'^)  geownngen»  seinen  Untertbaaen«  die  aich  im  Anslande 
Teigungen  biUMB,  As^lreekt  zmnigestalMUi.  Danaoh  haben  wir  den  fte 
das  Verhältnis  von  Kultuiataaten  unwürdigen  Zostand,  dafii  der  hntisohe 
Unterthan  straflos  bleibt,  we»n  es  ihoi  gdingt,  nach  einer  in  Frank* 
reich,  Deutschland,  Belgien  oder  Holland  ausgeftahrten  Begebong  von 
Raab,  Erpressung,  Diebstahl,  Unterschlagong,  Fälschung,  Betrug  a.  a.  w., 
kurz  nach  Begehung  irgend  eines  der  vielen  Delikte,  welche  Qroßh 
britannien  nur  als  intraterritoriale  strafen  zu  können  erklärt,  in  die 
Heimat  zu  entkommen.  EUerauf  wird  engUscherseits  meist  erwidert 
mit  dem  Hinweis  auf  die  grundsätzlich  bestehende  Bereitwilligkeit 
Grofsbritanniens  zur  Auslieferung  Staatsangehöriger;  dafs  es  zur  ver- 
tragemäfsigeo  Bestimmung  der  letzteren  nicht  gekommen,  liege  nicht 
an  Orofsbritannien,  sondern  an  den  andern  Vertragsstaaten,  die  ihrer« 
seits  sich  zur  Auslieferung  Staatsangehöriger  nicht  herbeilassen  wollen 
und  dadurch  Orofsbritannien  um  der  Reciprocität  willen  zum  Ausschluß 
der  Auslieferung  seiner  Unterthanen  genötigt  haben.  Dafs  jedoch  dieses 
Argument  nicht  stichhaltig,  geht  daraus  hervor,  dafs  Orofsbritannien  in 
verschiedenen  Verträgen  ^^*)  ausdrücklich  auf  die  Reciprocität  in  diesem 
Punkte  verzichtet  hat,  ein  Entgegenkommen,  dessen  praktisch  wichtigster 
Erfolg  lediglich  eine  Entlastung  der  britischen  Strafrechtspfle^e  auf 
Kosten  der  betreffenden  Vertragsstaaten  ist. 

Die  Auslieferung  ist  übrigens  nur  ein  höchst  mangelhafter  Not- 
behelf. Ihre  Bewerkstellignng  setzt  einen  Staat  voraus,  der  Aus- 
lieferung begehrt,  und  einen  solchen,  an  den  sie  zu  erfolgen  hat  An 
beiden  Voraussetzungen  mag  es  im  einzelnen  Falle  fehlen;  denn  der 
Ort  des  Verbrechens  ist  oft  nicht  festzustellen,  oder  es  will  der  Begangen- 
Bchaftsstaat  die  Auslieferung  nicht,  oder  endlich  läfst  sich  überhaupt 
nicht  bestimmen,  an  welchen  Staat  auszuliefern  ist,  so  insbesondere 
wenn  die  Staatsangehörigkeit  des  Verbrechers  bes1|jtten  ist,  oder 
aufserhalb  eines  Staatsgebietes  delinquiert  wurde. 

In  all'  diesen  Fällen  mufs  der  Staat  den  flüchtigen  Verbrecher  in 
seinen  Orenzen  behalten.  Warum  also  mit  einem  Notbehelf  ein  Princip 
mstersttttzen ,  dessen  Unzulänglichkeit  seine  eigene  Oeechichte  so  deut- 
lieh dargethan  hat !  In  der  Lücke  des  britischen  Strafrechts,  und  nicht 
in  der  Fassung  der  Auslieferungsverträge  liegt  die  Orundursache  des 
gegenwärtigen  Rechtszustandes,  dessen  Folgen  in  neuerer  Zeit  in  so  auf- 


128)  Nach  dem  mit  den  Vereinigten  Staaten  ahmschlossenen  Ashburton- 
Yertzag  von  9.  August  1842  liefern  beide  Mächte  sich  auch  ihre  Unterthanen 
aus;  0.  MartiU  I  &  189  f. 

129)  Vertrag  mit  Spanien  vom  4.  Juni  1878»  sowie  nach  dessen  Vorbild 
mit  der  Schweiz  und  Luxemburg  vom  96.  und  24.  Nov.  1880 1  v,  MarÜH 
I  a  198. 

Z«it«olurift  f.  intern.  PriTat-  vu  Strafreoht  etc..  Band  IX.  7 
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sehenerregender  Weise  zu  Tage  getreten  sind  ^'^)  und  mit  dem  Wachsen 
des  Personenverkehrs  zweifellos  häufiger  in  die  Erscheinung  treten 
werden. 

£s  ist  ohen  im  Jjaufe  der  Darstellang  der  britischen  Rechts- 
entwicklang  daranf  hingewiesen  worden,  dafs  der  in  sich  widersprachs- 
volle  Zuschnitt  des  britischen  Strafrechts  eine  Folge  des  zähen  Fest- 
haltens am  Alten  und  der  kasuistischen  Rechtsbildung  ist  Allein  damit 
ist  nur  die  eine  Seite  der  Sache  getroffen.  Dafs  Grofsbritannien  so 
lange  und  zäh  beim  Territorialprincip  verharren  konnte,  ohne  es  in 
gröfserem  Umfang  als  geschehen ,  zu  durchbrechen ,  ist  in  seiner  terri- 
torialen Lage  begründet.  Die  Schwäche  des  Territorialprincips  macht 
sich  am  empfindlichsten  geltend  in  dem  Fall  des  unweit  der  Grenze 
b^angenen  extraterritorialen  Delikts. 

Wie  sehr  in  diesem  Falle  die  Straflosigkeit  des  Thäters,  dem  es 
gelang,  ins  Inland  zu  entkommen,  das  Rechtsgeftthl  verletzen  kann, 
zeigt  der  Bericht  des  französischen  Generalprokurators  Laplagne-Barris, 
welchen  dieser  im  Jahre  1843  im  französischen  Parlament  über  seine 
dienstlichen  Erfahrungen  in  einem  an  der  preufsischen  Grenze  ge- 
legenen Bezirke  machte ^^^).  Nicht  blofs  10  oder  20  mal,  nein  viel 
häufiger  innerhalb  eines  Zeitraums  von  vier  Jahren,  so  erzählte  er,  sei 
es  ihm  vorgekommen,  dafs  Verbrecher,  zum  Teil  der  schlimmsten  Art, 
straflos  in  seinem  Bezirke  lebten,  wo  jedermann  ihre  nahe  über  der 
Grenze  begangenen  Schandthaten  kannte.  So  macht  das  Territorial- 
princip die  Grenzen  der  Länder  zu  Schutzwehren,  hinter  welche  der 
Verbrecher  sich  jederzeit  zurückziehen  kann,  nachdem  er  einen  Angriff 
auf  den  Rechtsfrieden  des  jenseits  belegenen  Staats  gemacht  hat 

Dies  hat  auch  Grofsbritannien,  wiewohl  nur  in  geringem  Mafse 
erfahren.  An  der  englisch  -  schottischen  Grenze  herrschte  vor  der 
Einigung  der  beiden  Königreiche  eine  Art  fortwährenden  Kriegs- 
zustands unter  der  Grenzbevölkerung.  Das  unaufhörliche  gegenseitige 
Raub-  und  Plündersystera,  so  berichtet  WäUer  Scott  ^^^),  und  der  dadurch 
verursachte  chronische  Zustand  von  Gefahr  und  Unsicherheit  nötigte 
die  beiderseitigen  Regierungen  zu  strengen  Mafsregeln  in  den  Grenz- 
distrikten, deren  Hauptzweck  in  dem  Abbrechen  jeden  Verkehrs  zwischen 
den  Unterthanen  beider  Königreiche  bestand.  Aber  dieser  Zustand 
ist  mit  deren  Einigung  unter  James  I.  (1603)  und  der  einheitlichen 
Gestaltung  der  Rechtspflege  und  Verwaltung  verschwunden.  Seitdem 
hat  Grofsbritannien  nur  noch  das  Meer  zur  Grenze.  Nun  war  nicht 
allein  die  Möglichkeit  des  Delinquierens  im  fremden  Staatsgebiet  un- 
weit jenseits  der  Grenze  ausgeschlossen,  sondern  auch  die  bei  der  Be- 

130)  Fall  mhon  (1877)  vergl.  v.  Martäz  I  S.  195.  Der  Diamanten- 
diebstahl in  Belgien  a.  1886 ;  ver^.  Stephen  im  Journal  du  Droit.  Int.  Prw, 
Bd.  14  S.  129.  Der  Fall  Billy  Torter  (1889J,  mitgeteilt  von  JBl  Me^er  in 
„Internat.  Strafrecht  u.  Auslieferung^.    Preufs...  Jah^ücher  Bd.  66  HcSt  1. 

131)  Anlälslich  einer  Debatte  über  eine  Änderung  des  Art  7  des  Code 
d^ Infftntntion  Crim.     Mitgeteilt  bei  Leuns  S.  34. 

132)  Lewi^  S.  33. 
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grenznng  durch  eine  ideale  Linie  so  grofse  Leichtigkeit  der  Flucht  des 
auslftndiscfaen  Verbrechers  ins  Inland  war  gering,  zumal  ssu  einer  Zeit, 
da  der  Schiffahrtsverkehr  noch  nicht  die  Dimensionen  der  Neuzeit  an- 
genommen hatte.  Mochten  schon  diese  beiden  Umstände  Grofsbritannien 
die  Nachteile  des  Territorialprincips  weniger  fllhlbar  machen,  so  mufste 
andererseits  die  mit  der  insularen  Lage  verbundene  Schwierigkeit 
der  Führung  von  Strafprozessen,  deren  Scene  im  Auslande  liegt, 
ein  Abgehen  vom  Territorialprincip  nicht  empfehlenswert  erscheinen 
lassen. 

Doch  alle  diese  Gründe  haben  an  Gewicht  verloren  mit  der  Ver- 
änderung der  Verhältnisse,  auf  denen  sie  beruhen.  Dampf  und  Elektricität 
haben  auch  die  natürlichen  Schranken  zwischen  den  Staatsgebieten 
überwunden  und  die  Fntfernungen  auf  ein  geringes  Mafs  zurück- 
geführt. 

Nun  ist  der  Fall  der  Grenzdistrikte  in  analoger  Weise  wieder 
gegeben,  und  will  nicht  der  Brite  die  Politik  engherziger  Selbstsucht 
dem  Dienst  der  Verwirklichung  der  Gerechtigkeit  vorziehen,  so  wird 
er  einen  Schritt  weiter  thun  müssen  auf  der  nun  schon  so  lang  be- 
gangenen Bahn ;  er  wird  sein  Strafgesetz  auf  das  extraterritoriale  Delikt 
des  Unterthanen  in  weiterem  Umfang  ausdehnen  müssen,  als  dies  bisher 
geschehen.  Die  geschichtliche  Entwicklung  dieser  Materie  des  Rechts 
Grofsbritanniens  und  die  Haltung  insbesondere  der  neueren  englischen 
Jurisprudenz,  welche  die  Unzulänglichkeit  des  Territorialprincips  nicht 
ganz  verkennt^®*),  lassen  diese  Hoffnung  begründet  erscheinen.  Es 
bedarf  nur  einer  oder  mehrerer  Veranlassungen,  welche  die  Völkerrechts- 
widrigkeit des  gegenwärtigen  Verhältnisses  in  krasser  Weise  zur  Schau 
stellen.  Ohne  solche  ist  freilich  kaum  eine  gesetzgeberische  Thätigkeit 
in  Grofsbritannien  zu  erwarten,  hat  doch  auch  der  neueste  Entwurf 
einer  Kodifikation  des  Strafrechts,  die  Criminäl  Code  Biü  1878  ^®*)  in 
der  besagten  Richtung  nicht«  geändert. 

In  einem  Punkte  wird  heute  schon  das  Ungenügende  des  Terri- 
torialprincips in  Grofsbritannien  schmerzlich  empfunden.  Alltäglich 
kommen  fremde  Schiffe  in  britische  Häfen  und  nur  zu  oft  werden  Opfer 
von  an  Bord  derselben  began.s;enen  Verbrechen  in  britische  Hospitäler 
verbracht,  während  der  Thäter  ungestraft  durch  die  Strafsen  der  gleichen 
Stadt  wandelt;  er  bleibt  naturgeroäfs  meist  überhaupt  straflos.  Man 
wäre  versucht,  in  dem  Charakter  des  Briten  einen  Mangel  an  Intensität 
des  Rechtsgeflihls  anzunehmen,  wollte  er  sich  gegen  einen  solchen 
Zustand  nicht  auflehnen.     Dafs   die   so   grofse  Hochachtung   vor    dem 


laS)  VergL  die  Kritik  bei  PhiUimore  IV  S.  804  f.;  auch  Leiols  S.  32—35; 
Stephen  im  Journal  dn  Droit  Int.  Priv.  14  S.  131  spricht  von  einem  prin- 
cipe dar  et  sec.  Stephen  ^  Hist.  I  S.  277;  Lawrence,  InK  Law,  §  113;  ins- 
besondere Hall^  Int,  Law,  §  60  Anm.  4.  Auch  die  Antwort  der  britischen 
Regierung  in  dem  oben  (§  4)  erwähnten  Konflikt  mit  den  Verein.  Staaten 
anlärslich  des  Calcntta- Falles  läfst  deutlich  ein  Abgehen  vom  Territorial- 
prindp  erkennen. 

134)  sn,  3  u,  287.    Vergl.  v,  Martüz  I  S  196. 

7* 
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TewntotMfimclp  ihn  himm  nickt  kindert,  i^igt  die  Äofatrang  JMIi- 
nuM's  (IV,  a04): 

^The  true  md  of  Inkmalhiua  Lawj  ihe  lodfare  tmä  Bafei^  of 
IndMdiudB  as  members  of  States^  ia  saerifUedto  an  ovefBcrupmlou» 
rt^ipeci  for  a  general  Frinciple,  whieh  has  ceased^  in 
thia  partieulmt  insiance^  io  he  a  means  of  mainiaining 
thai  end.'' 

Dm  oben  aiugeBprochene  Erwartung  sowohl  ab  auch  die  Be- 
trachtungen über  die  Unzulänglichkeit  des  Temtorialprincips  werden 
bestätigt  durch  die  Entwicklung,  welche  dieses  in  den  Vereinigten 
Staaten  ron  Amerika  genommen  hat  Hier  traten  andere  Anforderungen 
an  die  Strafirechtspflege  henm.  Da  die  Grenze  nicht  nur  des  Staats- 
gebiets gegen  Mexiko  und  Ganada  sondern  auch  der  einzelneii  Staaten 
zum  weitaus  gröfsten  Teile  durch  Linien  gebildet  wird,  welche  um 
ihrer  idealen  Natur  uimI  der  guten  Verkehrsmittel  willen  sehr  leicht 
zu  ttbeiBchreiten  sind,  so  mufsten  sich  hier  die  obenerwähnten  Nachteile 
geltend  machen,  Ton  denen  Grofsbritannien  durch  seine  insulare  Lage 
veiBchont  blieb.  Nur  eine  natürliche  Folge  hiervon  ist  es  daher,  dafo 
die  nordamerikanische  Gesetzgebung  teils  das  Territorialprincip  völlig 
durchbrochen  und  zu  einer  Adoption  des  Schutzprincips  in  weitem  Um- 
^Koge  gegriffen  bat,  teils  sich  mit  sehr  allgemeiner  Aufstellung  des 
^Delikts  des  in  fraudem  legis  ins  Ausland  Gehens"  und  anderen  Kon- 
struktionen helfen  mnfste* 

Zwar  haben  auch  die  Vereinigten  Staaten  grundsätzlich  gegen  die 
Auslieferung  einiger  Unterthanen  nichts  einzuwenden,  allein  in  einem 
grofsen  Teil  ihrer  Verträge  haben  sie  diese  ausgeschlossen  aus  dem- 
selben Grund,  wie  Grofsbritannien ^'^) ,  so  ist  insbesondere  in  dem 
Vertrag  mit  Mexiko  vom  11.  Dez.  1861  eine  solche  Pflicht  nicht 
statuiert  ^®^)  und  darum  wiederholt  sich  hier  der  Grenzdistriktfall  der 
englisch-schottischen  Grenze.  Wie  sich  der  Verfiuser  gelegentlich  einer 
durch  Texas  und  Nordmexiko  unternommenen  Reise  überzeugte,  ist 
die  Unsicherheit  des  Eigentums  (insbes.  an  Vieh)  in  den  Distrikten 
dies*  und  jenseits  vom  Bio  Qrande  del  Norte,  welcher  abgesehen  von  der 
Regenzeit  ziemlich  seicht  und  leicht  zu  passieren  ist,  grofs.  Es  mag 
dies  freilich  zu  einem  Teil  auch  dem  Charakter  der  Bevölkerung  jener 
Gegenden,  sowie  dem  Umstand,  dafs  dieselben  überhaupt  dünn  bevölkert 
sind,  zuzuschreiben  sein,  allein  es  ist  immerhin  ein  Zeugnis  für  die 
wahre  Ursache  der  gemachten  Erfahrungen,  dafe  unter  d«i  amerika^ 
nischen  Juristen  Stimmen  laut  werden,  welche  das  gegenwärtige  Ver- 
hältnis zu  Mexiko  als  unhaltbar  bezeichnen  und  die  Vermutung  aus- 
sprechen, dafs  es  für  die  Vereinigten  Staaten  wohl  notwendig  werde, 
felonies  ihrer  Unterthanen  in  anliegenden  Ländern  insbesondere  Mexiko 
zu  strafen  i8^> 


185)  V.  Martü»  I  S.  20S  ff. 

186)  WharUm,  Conflict  8  942. 

137)  Wharton,  L  c,  §  920.     Aus  der  in  jüngster  Zeit  enaogenen  Bot- 
schaft des  Präsidenten  Mae  Kvdey  vom  5.  Dezember  1898  geht  Imrvor,  dafs 
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Die  amerikanischen  Jaristen  sind  es  auch,  die  die  Schwäche  des 
Tenitorialprincips  mit  Bestimmtheit  und  ohne  Vorurteil  darlegen  ^®^) 
und  andererseits  ganz  entschieden  für  das  Personalpnncip  eintreten  ^'®). 
Noch  freilich  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  alles,  so  auch  die  Rechts- 
entwicklung in  lebendigem  Flusse  und  zu  einer  relativen  Abgeschlossen- 
heit nicht  gelangt;  allein  selion  auf  Grund  4er  bisherigen  Geschichte 
des  Territorialprincips  daselbst  erscheint  die  Annahme  gerechtfertigt, 
dafs  dieses  bestimmt  ist,  hier  sich  den  Anforderungen  des  Lebens  als 
YöUig  ungenügend  zu  erweisen. 

Dartiber,  dafs  die  Auslieferung  nur  eine  unzureichende  A^btdfe 
bietet,  isi  man  dich  m  4qo  Vereinigten  Sisßim  Uor.  Die  OrganiMtion 
der  Bechtspflfge  in  den  spuniscbn^menikani^oben  iRepubliken,  um  die  es 
mh  ftr  die  Verahngten  Staaten  vor  allem  handelt,  bietet  nicht  die 
Gewähr  einer  wirksamen  Einleitung  and  Durchführung  der  zum  "Zweck 
einer  AusUefimmg  ndti^ien  Schritte  *^^).  Andererseits  führt  auch  di» 
im  einiKlnen  Staaten  der  Union  nntor  sieh  durch  a.  4  9.  2  der  V^- 
fiuBSung  zur  Pflicht  gemachte  Auslieferung^*^)  oft  nicht  zu  dem  ge- 
wünschten Zi^e,  da  der  Gouverneur  des  Auslieferungsstaates,  welcher 
über  das  Gesuch  zu  entscheiden  hat,  dieses  ablehnen  kann. 

Was  endlich  die  Behandlung  des  extraterritorialen  Delikts  des 
Ausländers  betrifft,  so  ist  schon  bei  der  Darstellung  der  einschlägigen 
Beatiranungen  des  positiven  Rechts  auf  die  widersprachsvolle  Haltung 
sowohl  Grofsbritanniens  als  der  Vereinigten  Staaten  hingewiesen  worden« 
Auch  die  genannten  Ausnahmen  beweisen  nur  die  Unrichtigkeit  der 
gmndsätzlichen  Nichtberücksichtigung  des  eztraterritorialen  Delikts, 
sie  liefern  vielmehr  Beispiele  von  Fällen,  in  wdohen  das  Interesse  des 
Staats  eine  Jurisdiktion  selbst  über  ausländische  Delikte,  begangen  von 
Unterthanen  anderer  Staaten,  mit  Recht  fordern  kann. 

Wo  freilich  die  Grenze  liegt,  an  welcher  die  Anmafsung  einer 
denurtigen  Jurisdiktion  Halt  zu  machen  hat,  liegt  nicht  im  Rahmen  der 
gesteUten  Au%abe  zu  untersuchen. 


Mexiko  wegen  dnee  neuerdings  i^orgekommenen  Zwischenfalls  den  Vertrag 
wnn  11.  Dezember  1861  auf  2l.  Januar  1899  gekündigt  hat.  Die  Botachaft 
macht  auf  die  Notwendigkeit  einer  prindpiellen  Abänderung  der  AnsUeferungs- 
l^esetze  der  Union  aufinerksam  unter  flinweis  auf  die  Forderungen  j^saund 
moraliiy*'.    Man  d^  gespannt  sein,  was  da  kommen  wird. 

1^)  VergL  Wooleey  §  78,  welcher  mit  Recht  bemerkt,  die  Staaten  des 
Tenitoiialpodncips  seien  JnconsUstent  wiih  themselves,  The  frinciple  ie  not 
fownded  on  reasonJ^  W harten^  Confl,  §  855:  „It  t>  obvtoue^  that  as  a 
prine^le  of  irUemcUional  law  ü  can  not  be  maintained  withotU  impairing 
that  very  Urrüorial  aoverei§nity ,  whieh  it  ü  üs  avowed  object  to  »ecureJ^ 
Verri.  femer  Whation,  Confl.  §§  UfL,  920;  Wheaton  p.  II  eh.  II  §  19, 
iHeSergegeben  auch  bei  Hau^  Int.  Law.  §  62  Anm.  1. 

1^)  VergL  die  zahlreichen  Aussprüche  der  bei  Moore  S.  74  £P.  Citierten; 
ferner  Story  §  21;  Bishop  1  §  89;  Wharton,  Vrim.  L.  U  §  2784;  Wheaton 
S.  231;  HaUeck  eh.  IV  l  16  und  eh.  VII  §  14  u.  27.  Jedodi  auch  Bishop 
1  §  120. 

140)  Wharton,  Confi.  §  920. 

141)  Kent,  Com.  on  Am.  Law.  S.  89  £P. 
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Die  Wiederverehelichung  einer  Frau  nach  «fol§ter 
TodeeerMftmng  Ihres  Ehemannes  auf  finind  des  Art.  9 
Abs.  3  Emf.€e8.  z.  B.G.B.  oder  Nfchtigkeitserldänmg 
ihrer  Ehe  auf  Grund  des  §  606  Abs.  2  h.  3  fiCJFrSk 

Von  A.   Mari#ll«. 

Nach  Art  9  Abs.  8  Einf.Oes.  z,  B.G.ß.  kann  ein  veischollener 
anslltndischer  Ehemann,  der  seinen  letzten  Wohnsitz  im  Inlande  hatte 
and  dessen  im  Inlande  zorttckgebliebene  oder  dahin  zurückgekehrte 
Ehefrau  Deutsche  ist  oder  bis  zu  ihrer  Verheiratung  mit  dem  Ver- 
schollenen Deutsche  gewesen  ist,  auf  Antrag  seiner  Ehefrau  im  Inlande 
nach  den  deutschen  Gesetzen  für  tot  erklärt  werden.  Die  gleiche 
Sympathie  des  Gesetzgebers  ftlr  die  deutsche  Ehefrau  eines  Ausländen 
und  die  Deutsche,  welche  durch  ihre  Verehelichung  die  Reichs- 
angehörigkeit  verloren  hat  —  sei  es  unmittelbar  durch  ihre  Ver- 
heiratung mit  einem  Ausländer,  sei  es  dadurch,  dafs  sie  von  einem  in 
der  Person  ihres  früher  deutschen  Ehemannes  eingetretenen  Wechsel 
der  Staatsangehörigkeit  mitbetrofien  worden  ist  —  kommt  in  §  606 
Abs.  2  Satz  2  Halbsatz  1  und  Abs.  8  R.C.Pr.0.  zum  Ausdruck: 
hiemach  kann  die  deutsche  Ehefrau  gegen  ihren  ausländischen  — 
früher  reichsangehörigen  —  Ehemann  die  Nichtigkeits-  wie  die 
Scheidungsklage  bei  dem  Landgerichte  des  letzten  inländischen  Wohn- 
sitzes^) ihres  Ehemannes,  die  Inländerin  aber,  welche  sich  mit  einem 
Ausländer  verheiratet  hat,  und  die  Inländerin,  welche  zwar  einen  In- 
länder geheiratet,  später  aber  die  Reichsangehörigkeit  verloren  hat, 
wenn  auch  ihr  Ehemann  Angehöriger  eines  fremden  Staates  geworden 
^Bt,  gegen  ihren  ausländischen  Ehemann  die  Nichtigkeitsklage  bei  dem 
Landgerichte  ihres  letzten  inländischen  Wohnsitzes  erheben.  In  den 
Motiven  zu  §  606  ist  zwar  der  Gedanke,    dafs  die  Frau  wegen  ihrer 


1)  In  Ermanffelune  eines  solchen  Wohnsitzes  kommen  die  Vorschriften 
des  §  15  Abs.  1  Satz  2  n.  3  R.C.Pr.0.  zur  Anwendung. 
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—  mack  beitebeDden  'od«r  «clHieh  4»  fibe  an  V>eilist  gegiugeniim  — 
Räfthinguhitrigbak  etosn  baBonderen  iRwIitiMbafi  "vcnUeney  nicbt  «as- 
drteklich  aatgosprocheii,  die  ZwOtaidigkeit  iMmdr  dannf  igagrtlMhit, 
dft&  die  Niebtigkeit  nnd  fifeheidang  der  Ehe  in  dieeen  Ftflkn  OKch 
deaiBchem  Reckte  sa  bewteilen,  die  ^biweadaag  des  ideateoben 
Becfatee  abor  dedorch  «icbeansteUeB  sei,  dafe  den  Beteiii|;teD  •des  An- 
geben der  inlttttdiflcben  Oericble  ermöglicht  wird«  DeifB  diee  aber  «icfat 
der  «niiee  Gnind  für  die  Annabne  der  Znetilndigkeit  der  destecfaen 
Gencble  war,  ergiebt  eiob  darans,  daft  in  §  '606  Abt.  8  nor  ider  Ehe- 
ima  ein  Kbigerecbt  eingesSnart  ist,  -wfthrend  das  deutsche  Recht  dedi 
aaeb  sur  Anweadiag  kenint,  wenA  die  Klage  vom  Ehemaon  erhoben 
wttrde,  nnd  dafs  übeidies  im  Falle  des  §  696  Abt.  8  Sata  I  die 
NiehtigkeitBklage  vor  den  deatscben  Gerichten  auch  dann  anbiesig  ist, 
wann  dieselbe  auf  das  Natienalgesetz  des  amsländischen  Efaeounmes 
^esUiliitt  wird. 

Beawecken  sofain  die  eben  «ngefUhrten  Bestinnmmgen  des  Art.  9 
Abs.  8  wie  die  des  §  606  Abt.  2  u.  8  unaweiMbaft  einen  besonderen 
Beebtssohnlz  -der  Inländenn,  so  wird  man  weiter  fragen  dttrfen,  welche 
▼ofteilbafteB  Folgen  der  Frau  ans  der  Todeserklimng  ihres  Ehenmines 
besw.  aus  der  Nichtigkeitserklänmg  nnd  Scheidung  ihrer  BShe  «erwaebsen 
md  awar  besclnllnkeB  wir  uns  hier  «nf  die  Beantwortung  dieser  Frage 
mit  BAeksicht  aal  eine  von  der  Frau  beabsicbtigte  Wiederverebe- 
üchnng. 

Dafs  die  Inlllndenn  nnd  die  hdmatkyse,  Mher  reichsangehOrige 
IVau,  welche  enie  Entscheidung  der  deutschen  Gerichte  aufOrund 
der  in  CVage  stehenden  Bestimmungen  erwirkt  hat,  wenigstens  im  In- 
lande  nnd  im  Auslände  vor  etwa  zur  Ebescbliefsang  ermächtigten 
dif^omatiachen  Agenten  und  Konsuln  des  Deuteehen  Reiches  eine  neue 
Ehe  eingehen  kann,  &>lgt  unmittelbar  aus  Art.  18  Abs.  1  und  Art  29 
Einf.Oes.  a.  B.G.6. ,  da  ihre  Fähigkeit  zur  Eingehung  der  Ehe  in 
diesen  F&Uen  auf  Grund  dieser  Bestimmungen  nach  deutschem  Rechte, 
als  ihrem  Nationalgesetae ,  beaw.  letaten  NtftionalgesetBe  beurteilt  wird. 

Anden  liegt  die  Sache  beatlglicb  der  fiitber  reicbsmigehOrig^, 
jetBt  amatandiscben  Frau.  Da  ihre  Fllhigkeit  aur  Eingohawg  einer 
Ehe  auf  Grund  des  Art  18  Abt.  1  nach  dem  Beehte  ihres  Heimat- 
staates  beurteilt  wird.,  bat  dieses  Beobt  auch  darüber  zu  entscheiden, 
ob  ihre  Ehe  dnrcb  die  Todeseddanaig  tfanes  Ebemannes  beaw.  die 
Niobtigkeilserklimng  ihrer  Ehe  durch  die  deutschen  Gerichte  ak  nicht 
mehr  bestehend  abgesehen  weiden  kaan.  Da  nun  aber  die  mehr- 
erwfthnten  Bestimmungen  des  Art  9  und  des  §  606  von  den  im  inter- 
nationalen Rechtsyeikehre  anerkannten  Grundsätzen  tiber  die  Zuständig- 
keit der  Gerichte  zu  sehr  -abweichen ,  als  dafs  von  Seiten  des  Heimat- 
staates  der  Fnxi  —  der  in  diesen  iPäUea  zudem  regelmäfsig  auch  der 
Heimatetaat  des  Ehemannes  sein  wird  —  <die  Aneiirenming  der  Ent- 
sdiudung  der  dentsdien  Gerichte  zu  erwarten  wäre,  so  wird  die  aus- 
llndisobe  Frau  aus  dieser  Entscheidung  ein  Recht  zur  Wleder¥erehe- 
lichung  unmittelbar  in  der  Hegel  nicht  ableiten  k^tenen. 
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Das  deatsche  Recht  bietet  ihr  aber  einen  Ausweg,  sich  den  Hinder- 
nissen, welche  ihr Nationalges3tz  ihr  entgegenstellt,  za  entziehen:  sie  kann 
nach  Auflösung  ihrer  Ehe^)  ihre  Natundisation  im  Deutschen  Reiche 
erwirken,  mit  der  Folge,  dafs  nunmehr  ihre  Fähigkeit  zur  Eingehung 
einer  neuen  Ehe  nach  deutschem  Rechte  beurteilt  wird. 

Die  Frau  mufs  zu  diesem  Behufe  allerdings  in  Deutschland  sich 
niedergelassen  haben ^).  Allein  von  einer  Ausländerin,  welche  den 
Schutz  der  deutschen  Gesetze,  auf  Grund  ihrer  früheren  Reichs- 
angehörigkeit, in  Anspruch  nehmen  will,  wird  man  immerhin  auch 
fordern  dürfen ,  dafs  sie  ihre  Anhänglichkeit  zu  ihrem  früheren  Vater- 
lande,  dessen  Schutz  sie  anruft,  auch  äufserlich  durch  Wohnsitznahme 
im  Inlande  zum  Ausdruck  bringe. 

Thatsächlich  hat  nun  auch  der  deutsche  Gesetzgeber  der  Aus- 
länderin, deren  Ehe  von  den  deutschen  Gerichten  fllr  nichtig  erklärt 
worden  ist,  keinen  anderen  Weg  eröffnet,  um  sich  die  Möglichkeit  der 
Wiederverehelichung  zu  verschaffen,  als  den  der  Naturalisation. 

Anders  im  Falle  der  Todeserklärung  ihres  Ehemannes:  nach 
Art  13  Abs.  2  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  wird  die  Eingehung  der  Ehe  in 
Ansehung  der  Ehefrau  eines  nach  Art.  9  Abs.  3  für  tot  erklärten 
Ausländers  nach  den  deutschen  Gesetzen  beurteilt. 

Dafs  eine  gleiche  Bestimmung  nicht  auch  für  den  Fall  der 
Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  einer  früheren  Inländerin  getroffen  ist, 
hat  wohl  ausschliefslich  darin  seinen  Grund,  dafs  die  Bestimmung  des 
§  606  später  als  die  des  Art.  13  Abs.  2  entstanden  ist 

Von  Bedeutung  kann  die  Bestimmung  des  Art  13  Abs.  2  nur 
in  dem  Falle  sein,  dafs  die  Ehefrau  des  ftlr  tot  erklärten  Ausländers 
früher  Inländerin  war  und  zur  Zeit  der  Todeserklärung  ebenfalls  Aus- 
länderin ist:  ist  sie  Inländerin  oder  heimatlos,  so  folgt  die  Anwendung 
der  deutschen  Gesetze  auf  die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  seitens  der- 
selben,  wie  erwähnt,  bereits  aus  Art  13  Abs.  1  und  Art.  29  Einf.Ges. 
z.  B.G.B. 

In  der  Litteratur  hat  die  Bestimmung  bereits  zu  Zweifeln  über 
ihre  Tragweite  Anlafs  gegeben:  während  ihrem  Wortlaute  nach  die 
—  ausländische,  früher  reichsangehörige  —  Ehefrtiu  eines  nach  Art  9 
Abs.  3  ftir  tot  erklärten  Ausländers  bezüglich  der  Eingehung  einer 
neuen  Ehe  schlechthin  wie  eine  Inländerin  zu  behandeln  ist,  wollen 
Niemeyer  —  das  internationale  Privatrecht,  Heft  VII  der  Sammlung 
von  Vortrögen  über  den  Entwurf  eines  Bürgerl.  Gesetzbuchs  8.  89  — 
und  sich  ihm  anschliefsend  Barazetti   —   das    internationale  Privat- 


2)  Ob  eine  Ehefrau,  solang  ihr  Ehemann  lebt,  für  sich  allein  die 
Natunuisation  selbst  mit  Genehmi^unff  ihres  Ehemannes  erwirken  kann,  ist 
zweifelhaft  In  der  Praxis  wird  die  fVage  regelmäfsig  verneint.  Gegen  die 
Zulässigkeit  der  Naturalisation  Seydel,  Baver.  Staatsrecht,  IL  Aufl.  Bd.  1 
S.  276;  für  die  Zulässigkeit  C'oAn,  Das  Keichsgesetz  über  die  Erwerbung 
und  den  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  2.  Aufl.  S.  79. 

3)  Vergl.  §  8  Abs.  1  Ziff.  3  des  Gesetzes  über  Erwerb  und  Verlust  der 
Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870. 
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recht  im  Bttrgerl.  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  S.  61  ff.  —  die 
BestiDimuDg  des  Art  13  Abs.  2  beschränkend  dahin  ausgelegt  wissen, 
dafs  die  Eingehung  der  Ehe  nur,  soweit  das  Verschollenheitsrecht  — 
§§  1348  ff.  B.G.B.  —  hierbei  in  Betracht  kommt,  nach  deutschem 
Rechte,  im  übrigen  nach  dem  Nationalgesetze  der  Ehefrau  beurteilt 
wird.  Der  Ansicht  Niemeyers  und  BarazettiSy  auf  deren  Ausführungen 
hier  nur  hingewiesen  werden  soll,  wird  auch  die  Billigung  nicht  zu 
versagen  sein,  wenn  man  in  ErwSgung  zieht,  dafs  die  Todeserklärung, 
soweit  ihre  Wirkungen  hier  in  Betracht  kommen,  nur  den  Zweck  ver- 
folgt, die  Ehe  mit  dem  Verschollenen  als  Hindernis  für  den  Abschlufs 
einer  neuen  Ehe  zu  beseitigen,  dafs  daher  die  weitere  Anwendung  des 
deutschen  Rechts  nur  insoweit  sich  rechtfertigen  läfst,  als  dasselbe  die 
Folgen  der  Beseitigung  dieses  Hindernisses  zum  Gegenstande  hat,  dafs 
aber  diese  Folgen  im  allgemeinen  ausschliefslich  darin  bestehen,  dafs 
die  Frau  als  nicht  mehr  in  einer  Ehe  lebend  betrachtet  wird  und  die 
von  ihr  eingegangene  neue  Ehe,  auch  wenn  der  für  tot  erklärte  Ehe- 
mann noch  am  Leben  ist,  fUr  gültig  erachtet  wird,  während  im  übrigen 
der  Personenstand  der  Frau  und  namentlich  ihre  Staatsangehörigkeit 
keine  derartige  Veränderung  erleidet,  dafs  die  Anwendung  ihres  früheren 
Nationalgesetzes  flir  die  Beurteilung  ihrer  Rechtsverhältnisse  begründet 
wäre. 


Zur  Yerlassenschaftsabhandlung  nach  in  Österreich 
verstorbenen  Ausländern. 

Von  Dr.  €•  A«  KoclLmaui  in  Dobranzen. 

Die  beiden  nachstehenden  Fälle  zeigen,  in  wie  verschiedenartiger 
Weise  in  Osterreich  bei  der  Nachlafsregulierung  nach  Ausländem  vor- 
gegangen wird  und  wie  dringend  diesfalls  das  Bedürfnis  nach  der 
Schafiung  einer  einheitlichen  Norm  ist.  Vorauszuschicken  ist,  dafs  in 
beiden  Fällen  die  österreichischen  Gerichte  und  Gebührenbemessungs- 
behOrden  vollkommen  den  Gesetzen  und  den  bestehenden  Staatsverträgen 
gemäfs  gehandelt  haben  und  dafs  daher  ihre  Entscheidungen  nicht 
anders  erfolgen  konnten.  Nicht  also  die  Anwendung  der  gesetzlichen 
Nonnen,  sondern  diese  selbst  sollen  durch  die  Gegenüberstellung  der 
folgenden  Daten  einer  Kritik  unterzogen  werden.   — 

Der  erste  Fall  betrifft  eine  amerikanische  Staatsbürgerin  A,  welche 
in  Osterreich  mit  Hinterlassung  von  beweglichem  Vermögen  starb.  In 
Gemäfsheit  des  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
Osterreich  bestehenden  Staatsvertrages  wurde  beztlglich  des  in  Osterreich 
befindlichen  beweglichen  Nachlasses  der  A  die  Verlassenschaftsabbandlung 
nach  derselben  auf  Grund  ihres  in  New  York  nach  den  dortigen  Gesetzen 
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emehtetan  Testamentes  bei  dem  msttlndigeii  ttoterreithiiehen  Gertdbte 
wie  nach  einem  InHlnder  gepflogen  und  nach  Beendigung  den^ben 
das  gesamte  in  «österioieii  li«findliche  beweglidie  ¥ennOgen  der  A 
deren  Testamentserben  eingeantwortet.  Insoweit  bietet  dieser  Esii 
nidits  merkwürdiges,  das  AoflUiende  desselben  Wogt  ▼iehnehr  darin, 
dab  bei  dieser  Verlaasensohaftssache  Ton  dem  in  Otflmeicli  befindlidien 
bew^licben  Nachlasse,  obwohl  das  Österreichische  "Gericht  genau  in 
demselben  Mafse  tlHItig  war  wie  jbei  der  Vei4aseensehiiftsabhandlnng 
nach  einem  Inlftader,  awfser  der  staadichen  VemOgensübertragongs- 
gebUhr  ftkr  Erwerbungen  mortis  causa  ^  die  sonst  in  Österreich  vom 
Nachlasse  zu  entrichtenden  Oebtthren  an  bestimmte  Offiantliche  Fonde, 
die  sogenannten  ^mmen  Legate,  nicht  bemessen  wmrden  nnd  die 
Erben  den  Nachlafs  der  A  bemafae  abzugsfrel  ausgefolgt  eibielten.  — 
Da  nach  den  Gesetaen  des  Staates  New  Tork,  der  Heimat  der 
Erblasserm ,  das  bereits  im  Auslande  einer  Nachlafsregulierung  unter- 
zogene Vermögen  bei  seinem  Eintritte  in  den  Staat  New  Tork  einer 
fiiJMtener  daselbst  nicht  unterliegt,  so  war  diesfalls  das  Eigebnis,  d« 
es  sich  hier  um  ein  ziemlich  bedeutendes  Vermögen  handelte,  —  fttr 
die  Erben  ein  sehr  günstiges,  indem  sie  für  den  in  Osterreich  ab- 
gehandelten Teil  des  Nachlasses  daselbst  weniger  als  die  flftlfte  der 
sonst  üblichen  Gebühren,  in  der  Heimat  aber  eine  Erbsteuer  gar  nicht 
zu  bezahlen  hatten. 

Der  zweite  Fall  betrifft  einen  Franzosen.  In  Wien  war  der 
französische  Unterthan  B  mit  Hinterlassung  zweier  letztwilliger  An- 
ordnungen, in  denen  er  seine  minderjährigen  Kinder  als  Erben  ein- 
setzte, gestorben.  Der  Erblasser,  welcher  eine  lange  Reihe  von  Jafaren 
in  österrdch  gelabt  hatte,  hegte  den  Wunsch,  dafs  seine  Kinder  auch 
nach  seinem  Tode  dasettist  verUeibea  umd  eraogea  werden  sollten.  In 
dieser  Absicht  verfügte  er  in  seinen  beiden,  ihrer  Form  nach  den 
Erfordernissen  des  österreichischen  ftedites  vollkommen  entsprechenden, 
in  Wien  errichteten,  letztwilligen  Anordnungen,  dafs  nach  seinem  Tode 
über  sein  Vermögen  die  Verlassenschaitsabhandlung  gleich  wie  nach 
einem  Österreicher  von  dem  berufenen  österreichischen  Gerichte  nach 
•österreichischem  Rechte  gepflogen  und  von  diesem  Gerichte  auch  die 
Vormundschaft  über  seine  minderjährigen  Kinder  geführt  werden  und 
zu  diesem  Zwecke  sein  NachUfs  in  Osterreich  verbleiben  sollte.  Da 
der  zwischen  Österreich  und  Frankreich  diesMls  bestehende  Staats- 
vertarag  die  Bestimmung  enthält,  dafs  das  in  Österreich  befindliche 
Nachkrsvermögen  emes  daselbst  verstorbenen  Franzosen  Ton  den  öster- 
reichischen Geriditen  an  die  französischen  Behörden  auszuliefern  ist, 
so  lehnten  die  österreichischen  Gerichte,  welche  diese  Bestimmung  «Is 
eine  Anordnung  stridi  juris  auffafsten,  dem  ausdrücklichen  Willen  des 
Erblassers  entgegen  sowohl  die  Abhandlung  seines  Nachlasses,  als  auch 
die  Führung  der  Vormundschaft  über  seine  minderjährigen  Kinder  ab 
und  bescfhränklen  ihre  Thätigkeit  lediglich  auf  die  Sieberstellung  des 
Nachlasses  «und  Ernennung  eines  provisorischen  Vormundes.  Nach  er- 
folgter Bicherstcftlimg  des  Nachlasses  wurde  das  gesamte  in  Österreich 
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befindliche  bewegliche  Vermögen  des  B.  der  fraoateiscben  Botschaft,  in 
Wien  zum  Zwecke  der  Ansfolgnng  aa  die  znsttndigen  Behtteden  ia 
FESiikreicfa  tibei^hei»  und  derselben  aacb  die  weiteren  VerCUgongen 
betreflfs  der  Vormandschaft  über  die  minderjährigen  Erben  tLberlaasen. 
—  Obwohl  m  diesem  Falle  das  (toterreichisehe  Gtertcht  eine  Verlassen- 
echaftsabhandlnng  nicht  vorgenommen  und  somit  nach  öster- 
reichischem Rechte  eine  Übertragong  dea  Nachlaftvcrmögens  an  die 
Erben  nicht  stattgefunden  hat,  wurde  dennoch  von  diesem 
Nachlasse  die  staatliche  Vermögensttbertragungsgebtlhr  mortis  eamaa 
bemessen  und  eingehoben,  welche  Bemessung  auch  von  der  höheren 
Instanz  gegen  den  Rekurs  des  Vertreters  der  BfunderjShrigen  Erbea 
bestätigt  wurde.  Das  durch  die  französische  Botschaft  in  Wien  an 
die  französischen  Behörden  tlbeigebene,  in  Österreich  bereits  versteuerte 
Vermögen  wurde  dann  in  Frankreich  einer  neuerlichen  Grebtthren- 
bemessung  unterzogen.  Da  der  Gegenstand  des  Nachlasses  hier  ebenso 
wie  im  ersten  Falle  ein  namhaftes  Vermögen  war,  so  waren  die  von 
den  Erben  doppelt  bezahlten  Erbsteuem  ziemlich  bedeutend ;  mit  Rtlck- 
sicht  aber  darauf,  dafs  die  Erben  erst  durch  die  französischen  Behörden 
in  den  fiiktischen  Besitz  ihres  Erbes  gelangten,  erscheint  diese  zwei- 
fache Besteuerung  als  besonden  drückend  und  —  wenn  auch  durch 
gesetzliche  Normen  gerechtfertigt,  —  als  ungerecht  im  gewöhnlichen 
Sinne  des  Wortes. 

Im  ersteren  Falle  entwickeln  die  österreichischen  Gerichte  eine 
Thätigkeit  genau  wie  beim  Tode  eines  Inländers  und  der  Staat  erläfst 
diesem  Nachlasse  mehr  als  die  Hälfte  der  sonst  zu  berichtigenden 
Gebühren;  im  zweiten  Falle  beschränken  sich  die  Gerichte  auf  vorsorg- 
liche MaDnregeln  und  weisen  die  ganze  Angelegenheit  meritorisch  von 
sich  und  hierftlr  müssen  die  Erben  die  Gebühren,  wie  für  eine  voll- 
ständige VerUssenschaftsabhandlung  zahlen. 


Neunzehnte  Sitzung  des  „Institut  de  droit  international'' 

im  Haag. 

Bei  der  in  den  Tagen  vom  18.  bis  24.  August  1898  im  Haag 
unter  dem  PrSsidinm  von  Staatsrat  T.  Jf«  C.  Äs 8 er  im  Haag  ab- 
gehaltenen Tagung  des  Instituts  für  internationales  Recht,  das  nunmehr 
auf  ein  Vierteljahrhundert  erfolgreichen  Wirkens  zurückblickt ,  fiinden 
mehrfache  wichtige  und  interessante  Gegenstände  eingehende  Erörterung. 
Die  Lehre  von  der  sog.  Rück  Verweisung  gab  zu  sehr  lebhaften 
Debatten  Veranlassung,  ohne  dafs  es  jedoch  zu  einem  endgültigen  Be- 
schlüsse gekommen  wäre.  Hinsichtlich  der  Litispendenz  in  Be- 
ziehung auf  die  Gerichtsbarkeit  verschiedener  Staaten 
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wurde  es  als  wünschenswert  erklärt,  dafs  fllr  die  gegenseitigen  Be- 
ziehungen der  Grerichte  verschiedener  Staaten  jeweils  dieselben  Regeln 
gelten  sollen  wie  für  die  Beziehungen  zwischen  den  eigenen  Gerichten 
jedes  Staates. 

Die  internationalrechtliche  Gültigkeit  von  Notariats- 
urkuuden  betreffend  wurden  folgende  Grundsätze  angenommen: 

1.  Hinsichtlich  der  Form  mufs  die  Gültigkeit  von  rechtlich  erheb- 
lichen Erklärungen,  sowie  von  Urkunden,  welche  durch  Notare  oder 
andere  zur  Aufnahme  ähnlicher  Akte  ermächtigte  Beamte  errichtet 
wurden,  nach  dem  Gesetz  desjenigen  Staates,  wo  die  förmliche  Be- 
urkundung stattgefunden  hat,  beurteilt  werden,  auch  wenn  ihre  recht- 
lichen Wirkungen  in  einem  anderen  Staate  eintreten  sollen. 

2.  In  Ansehung  ihrer  Beweiskraft  ist  der  Wert  ausländischer 
Urkunden  nach  der  lex  fori  oder  nach  etwaigen  internationalen  Ver- 
trägen zu  beurteilen. 

3.  Die  Vollstreckbarkeit  ausländischer  Urkunden  richtet  sich  nach 
den  Gesetzen  jedes  einzelnen  Staates  oder  der  einzelnen  Staatsverträge. 

Angenommen  wurde  femer  ein  Reglement  über  die  Rechtsver- 
hältnisse der  Schiffe  in  fremden  Häfen  in  Friedens-  wie  in 
Kriegszeiten  in  46  Artikeln. 

Mehrere  Gegenstände  der  Tagesordnung,  wie  insbesondere  die 
internationale  Regelung  der  Materie  des  Konkurses,  die  Anwendung 
der  Grundsätze  der  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg, 
die  Verantwortlichkeit  des  Staates  für  bei  Aufständen 
etc.  durch  Fremde  verursachten  Schäden  u.  a.  wurden  zur 
nächsten  Sitzung  verwiesen.  — 

Zu  ordentlichen  Mitgliedern  wurden  gewählt  «71  C.  Buzeati,  Pro- 
fessor an  der  Universität  Pavia,  Q-,  F.  Hagerup^  Professor  in  Christiania, 
C,  P.  Heirnburger^  Professor  in  Giefsen,  Ed.  Rolin,  Advokat  und  Chef- 
redakteur der  Revue  de  droit  international  et  de  l^islation  comparee 
in  Brüssel,  Mil,  R.  Vesnitch,  Professor  in  Belgrad  und  A.  Weifs,  Pro- 
fessor in  Paris. 

Als  aufserordentliche  Mitglieder  (assodds)  wurden  neu  aufgenommen : 
G.  Cahn,  Geheimer  Legationsrat  in  Berlin,  A,  Corsi^  Professor  in  Pisa, 
ffr.  TT.  W,  6rram,  vormaliger  Staatsminister  in  Hamar  (Norwegen), 
B,  Hübler,  Professor  in  Berlin,  Graf  Rostworotoskiy  Professor  in  Krakau, 
ff.  Streit,  Professor  in  Athen  und  E,  Uümann,  Professor  in  München. 

Die  Vorstandschaft  des  Instituts  besteht  zur  Zeit  aus  dem 
Präsidenten,  Staatsrat  Asser  (Haag),  den  beiden  Vicepräsidenten,  Senator 
Professor  Pierantoni  (Rom)  und  Universitätskurator  Geheimrat  von 
Kapustin  (St  Petersburg)  und  dem  ständigen  Generalsekretär,  Bot- 
schaftsrat Professor  Lehr  (Lausanne). 

Die  nächste  Session  soll  im  Jahre  1900  stattfinden. 
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Die  Wissenschaft  hat  einen  hOchst  schmerzlichen  und  schwer 
empfhndenen  Verlust  erlitten  durch  den  in  der  zweiten  Hälfte  vorigen 
Jahres  erfolgten  zeitlichen  Hintritt  von  Uniyei:8ität8professor  Älphons 
Rivier  in  Brüssel.  Von  berufener  Seite  sind  den  Verewigten,  seinen 
Lebensgang  und  seine  grofsen  Verdienste  um  die  Sache  des  internatio- 
nalen Rechtes  schildernde  ausftlhrliche  Nachrufe  zu  teil  geworden.  Wir 
verweisen  insbesondere  auf  die  Nekrologe  in  der  Bevtie  de  droit  inter- 
natiofuU  et  de  legisl<xtion  comparee  Tome  XXX  Nr.  3  p,  382  ff.  und 
im  Afmuaire  de  Vlnstitfd  de  droit  international ^  17.  Bd.  (1898), 
p.  342  ff.  Rivier  war  Generalkonsul  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft und  Professor  der  Pandekten  und  des  Völkerrechtes  an  der 
Universitfit  in  Brtlssel;  dem  Institut  ftlr  internationales  Recht  gehörte 
er  seit  dem  Besteben  desselben  an,  in  den  Jahren  1888  auf  1891 
als  Präsident  Von  seinem  erfolgreichen  Wirken  als  Lehrer  und  Schrift- 
steller zeugen  eine  Reihe  von  rühmlichst  anerkannten  Schriften ,  ins- 
besondere seine  IntrodtMtion  historique  au  droit  romain,  Tratte  des 
suceessions  en  droit  romain,  Pr^cis  du  droit  de  famiüe  romain,  die 
Übersetzung  der  J^lements  de  droit  ifdemational  prive  ou  du  conflid 
des  lois  von  T.  M.  0.  Ässer^  seine  Mitarbeiterschaft  am  Handbuch  des 
Völkerrechts  von  EoUeendorff,  seine  Principes  du  droit  des  gens^  auch 
in  deutscher  Sprache  als  Lehrbuch  des  Völkerrechts  herausgegeben  und 
?.  a.  Auch  an  der  Redaktion  der  Revue  de  droit  intemationat  war 
er  in  hervorragender  Weise  beteiligt. 

Unserer  Zeitschrift  war  Rivier  von  der  Begründung  an  mit  wärmstem 
Interesse  zugethan,  das  er  vielfach  im  Laufe  der  Jahre  durch  treue 
Mitarbeiterschaft  bekundet  hat.  Ein  dankbares  Andenken  wird  ihm 
stets  bewahrt  bleiben! 
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Rechtsprechung. 


DeutsehlMil. 

A.    BürererllGlies  Reolit»  einscMlefislloli  des  Handels-, 
^Weolisel-  und  Konkiirsreolits.  —  Clvilprozefs. 

Afmendung  des  fremden  Eechts^  —  Schweieerisches  Bundesgeseta 
Hier   die  civilrechtlichen   Verhältnisse  der   Niedergelassenen  umd 

Aufen&aUer^ 
Urteil  des  bajet.  obenten  Landeegerickta  in  Mundun  Tom  2.  Juli  1808. 

Aus  den  Grttnden: 

Von  der  Revision  wird  zunKchst  geltend  gemacht,  das  BemfiingB- 
gericht  Kabe  die  §§  259  und  265  der  CPk-.O.  dadurch  yerletzt,  dafa 
OB  das  Beweisanerbieten  des  Beklagten,  ein  Gutachten  des  Bemer 
Gericht^oft  ttber  die  hier  interessierenden,  muck  dem  auslfindisehen 
Rechte  an  beurteilenden  Rechtsfragen  in  Vorlage  an  bringen,  abgelehnt 
nnd  hierdiarch  sich  nur  ongenttgende  Kenntnis  von  dem  Bemer  Rechte 
verschafit  habe.     Diese  Rüge  ist  jedoch  nicht  gerechtfertigt 

Nach  §  265  der  C.Pr.O.  bedarf  das  in  einem  anderen  Staate 
gekende*  Recht  des  Beweises  nur  insofern,  als  es  dem  Gerichte  un- 
bekannt ist  Bei  Ermittelung  dieses  Rechtes  ist  das  Gerieht  auf  die 
TOft  den  Parteien  beigebrachten  Beweise  nicht  beschränkt;  es  ist  beftigt, 
auch  andere  Erkenntnisquellen  zu  benutzen.  Dem  Grericht  ist  sonach 
gestattet,  bei  Ermittelung  des  treffenden  Rechts  sich  der  Mitwirkung 
der  Parteien  durch  Zulassung  der  von  denselben  angebotenen  Beweise 
zu  bedienen;  allein  vor  allem  ist  es  seine  Aufgabe,  die  Rechtsnormen, 
welche  in  Anwendung  zu  kommen  haben,  also  auch  solche,  bezüglich 
deren  eine  Beweisfllhrung  zulässig  ist,  zu  ermitteln  (Entsch.  des  Reichs- 
gerichts Bd.  21  S.  177).  Dieser  Verpflichtung  ist  das  Berufungsgericht, 
wie  die  Entscheidungsgriinde  des  angefochtenen  Urteils  ersehen  lassen, 
nachgekommen,  und  es  hat  daher  dadurch,  dafs  es  das  vorerwähnte 
Beweisanerbieten  des  Beklagten  abgelehnt  hat,  weder  den  §  265  der 
C.Pr.0.  verletzt,  noch  die  Grenzen  der  freien  Beweisv^ttrdigung  über- 
schritten. 

Das  Berufungsgericht  hat  nämlich  angenommen,  dafs  nach  Art  19 
Abs.  1  des  schweizerischen  Bundesgesetzes  vom  25.  Juni  1891,  betr. 
die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter, 
das  Güterrechtsverhältnis  der  Ehegatten  untereinander  f^  die  ganze 
Dauer  der  Ehe  von  dem  Rechte  des  eistehelichen  Wohnsitzes  beherrscht 
und  hieran  auch  durch  die  Verlegung  des  ehelichen  Wohnsitzes  in  das 
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Ausland  unter  der  Vomnesetning  nichts  geändert  werde,  dafs  das  ans- 
llndische  Recht  dieser  Fortdauer  nicht  entgegenstehe  (Art  82  Abs.  2 
des  Bnndesgesetzes) ,  dafs  also  das  eheliche  Güterrecht  des  Kllfgers  C. 
und  senier  Ehefrau,  welche  unbestrittenermafsen  den  eisten  ehelichen 
Wohnsitz  in  Bern  hatten,  nach  dem  Civilgesetzbuche  des  Kantons  Bern  vom 
23.  Deaember  1824  und  den  nachträglich  hieizn  erlassenen  Gesetaen 
sich  bestimme. 

Revident  behauptet  nun,  das  Berufungsgericht  habe  Übersehen,  dafs 
nach  den  Bemer  Gesetzen  von  dem  Rechte  des  ersten  ehelichen  Wohn- 
sitaes  nur  die  GttterrechtBverhältnisse  der  Ehegatten  untereinander  be- 
herrscht  würden,  während  ftlr  die  Güterrechtsverhältnisse  gegenüber 
Dritten  das  Recht  des  jeweiligen  Wohnsitzes  mafsgebend  sei,  und  dafs 
daher,  soweit  die  Güterrechtsverhältnisse  der  Frau  C.  gegenüber  dem 
Beklagten  in  Betracht  kämen,  nicht  das  Bemer  Recht,  sondern  das  in 
Mllnsterhausen  subsidiär  geltende  gemeine  Recht  hätte  angewendet 
weiden  sollen.  Allein  zur  Zeit  der  hier  in  Frage  stehenden  Darlehns- 
▼ertrage  hatten  die  Eheleute  C.  ihren  ehelichen  Wohnsitz  nicht  in 
Mllnsterhausen,  sondern  es  hielt  sich,  wie  feststeht,  nur  Frau  C.  damals 
allein  dort  auf,  während  ihr  Ehemann,  mit  dem  sie  nach  Art.  4  des 
angeführten  Bundesgesetzes  den  Wohnsitz  teilte,  an  einem  anderen  Orte 
wohnte.  Deshalb  hat  die  von  der  Revision  angeführte,  in  Art  19 
Abe.  2  des  Bundesgesetzes  enthaltene  Bestimmung  hier  keine  An- 
wendung zu  finden  und  sind  daher  auch  die  von  der  Revision  hieraus 
geeogenen  Folgerungen  unzutreffend. —  -^ 

Ausländer.  —  Grundstücke  in  der  Rhemprovnus.  —  Handlungs- 
fähigkeit. —  Internationales  Privatrecht. 

Urteil  des  Oberlandesgeiichts  m  Köln  vom  8.  Oktober  1898  (Archiv  f.  Givil- 
nnd  Kriminahrecht  der  Pieufs.  BheinproviDz  Bd.  94,  N.  F.  67,  1.  Abt  S.  136  ff.). 

Die  Handlungsfähigkeit  der  Ausländer  ist  auch  in  Bezug  auf  in 
der  Rheinprovinz  gelegene  Grundstücke  nach  dem  Rechte  des  Heimats- 
staates  derselben  zu  beurteilen. 

Gründe:  Dem  an  sich  schlüssigen  Klagevorbringen  hat  die 
Beklagte  als  umfiissendsten  Einwand  entgegengestellt,  dafs  die  Voll- 
macht, auf  Grund  deren  der  Kauf  stattgefunden  habe,  von  ihr  über- 
haupt nicht  habe  rechtsgültig  erteilt  werden  kOnnen.  Diese  Einwendung 
ist  unbegründet  Es  kann  dahingestellt  bleiben,  wie  die  von  der  Be- 
klagten mit  Ermächtigung  ihres  Ehemannes  erteilte  Vollmacht  sich  zum 
Art  228  des  B.G.B.  verhält,  denn  die  Gültigkeit  der  Vollmacht  ist 
nicht  nach  rheinischem,  sondern  nach  englischem  Recht  als  dem  Personal- 
Statut  der  Vollmachtgeberin  zu  beurteilen. 

Ans  der  Bestimmung  des  Art.  8  Abs.  8  des  B.G.B. ,  wonach  die 
inländischen  Gesetze  betreffend  den  Stand  und  die  Handlungsfllhigkeit 
für  den  Rheinländer  auch  im  Auslande  bindend  sind,  wird  als  un* 
bestrittener  Satz  des  internationalen  Privatrechts  gefolgert,  dals  ebenso 

Z«itMlirift  f.  intern.  Prirat-  u.  8traft«oht  etc.,  Band  IX.  8 
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auch  der  Aaslttnder  im  Inlande  seinen  eigenen  Gesetzen  hinsichtlich 
seines  Standes  und  seiner  Handlungsfähigkeit  untersteht  Hiermit  tritt 
der  Grundsatz  des  Abs.  2  des  Art  8,  wonach  auch  die  Auslüadem 
zugehörigen,  im  Inlande  belegenen  Grundstücke  den  inländischen  Gesetzen 
unterworfen  sind,  nicht  in  Widerspruch.  Die  Frage,  welchem  von 
beiden  Principien  der  Vorzug  zu  geben  ist,  mufs  zu  Gunsten  des  Abs.  3 
entschieden  werden,  der  die  ersten  und  unerläfslichen  Voraussetzungen 
fUr  die  Entstehung  von  Rechtsverhältnissen  ganz  allgemein  und  unein- 
geschränkt ordnet  und  deshalb  gegenüber  dem  immerhin  specielleren 
Grundsatz  des  Abs.  2  in  Kollisions^Uen  als  das  umfassendere  und 
weitertragende  Princip  zur  Anwendung  zu  bringen  ist  In  diesem  Sinne 
heifst  es  bei  Zachariae-Crome^  1894,  Bd.  1  S.  108:  „Der  Stand,  die 
Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  eines  Fremden  sind  auch  von  den 
französischen  Gerichten  schlechthin  nach  den  Gesetzen  des  Landes, 
welchem  der  Fremde  angehört,  zu  beurteilen."  Auch  Crome  Olhrt  in 
seinem  allgemeinen  Teil  der  französischen  Privatrechtswissenschail,  §  12 
S.  80,  aus:  „Nach  dem  fllr  die  Handlungsfähigkeit  in  Betracht 
kommenden  Gesetz  bestimmen  sich  beiBpielsweise  die  Fragen  hinsicht- 
lich ....  der  Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen",  ohne  dafs  er  dabei 
eine  Ausnahme  für  ihre  VerfUgungsfäbigkeit  hinsichtlich  inländischer 
Grundstücke  macht  Am  entschiedensten  findet  die  hier  vertretene 
Auffassung  aber  bei  Merlin,  Repertoire  de  jurisprudence,  1827,  Bd.  18 
unter  2oi  §  6  Note  2  Ausdruck,  wo  es  heifst:  H  est  deux  cos  oü  c'est 
au  contraire  la  Loi  frangaise  qui  doit  ceder  ä  la  Loi  ärcmghre:  Le 
Premier  est  ...  ,  lorsque  la  validite  des  transactions  ou  disposUions 
relatives  ä  ces  immeubles  est  sübordonnee  ä  la  capacüe  ou  ä  VincapadtS 
des  etrangers  qui  les  fönt. 

Nach  dem  hiernach  zur  Anwendung  zu  bringenden  Personalstatut 
der  Beklagten,  dem  englischen  Recht,  war  die  Beklagte  aber  zweifellos 
befähigt,   die  hier  fragliche  Vollmacht  gültig  zu  erteilen. 

Vormundschaft  hei  Wohnsitzwechsel,  —  Bayer.   Verordnimg  vom 

11,  Juni  1616,    die  in   Civilsachen  gegen  Militärpersonen  anssu^ 

wendenden  Gesetze  betr. 

Beschlufs  des  k.  bayer.  Obersten  Landesgerichts  in  München  vom 
27.  September  1898. 

In  der  oben  S.  414  referierten  Sache  hat  das  Oberlandesgericht 
Zweibrücken,  welches  durch  das  Amtsgericht  Y.  gemäfs  Art  77  des 
bayer.  Ausf.Ges.  zum  d.  Ger.Verf.Ges.  und  §  160  des  letzteren  Gesetzes 
um  Entscheidung  angegangen  wurde,  durch  Beschlufs  vom  6.  Juli  1898 
die  angesonnene  Rechtshülfe  als  unzulässig  erklärt  Die  Beschwerde, 
welche  das  k.  Amtsgericht  X.  hiergegen  unterm  19.  September  1898 
eingelegt  hat,  ist  zwar  gemäfs  den  vorangefUhrten  Gesetzesbestimmungen 
als  in  zulässiger  Weise  erhoben,  jedoch  nicht  als  begründet  er- 
achtet worden. 

Nach  Art.  390  Code  civü  wird  allerdings  mit  dem  Tode  des  einen 
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Ehegatten,  auch  wenn  dies  die  Ehefrau  ist,  die  Vonnimdschaft  über 
die  aus  der  Ehe  entsprossenen  minderjährigen  Kinder  eröfihet.  Dies 
ist  aber  csrg.  ans  Art.  407  in  Verbindung  mit  Art  406  Coä/t  cxirH  nur 
dann  der  Fall  und  eine  Vormundschaft  hiemach  im  Geltungsgebiete 
des  Code  cttnT  nur  dann  einzurichten,  wenn  der  Minderjährige  zur  Zeit 
der  Eröffnung  der  Vormundschaft  seinen  Wohnsitz  im  Geltungsgebiete 
des  Coä/e  dvil  hatte.  Vergl.  Zachariae,  Handbuch  des  franz.  Civil- 
reehts,  Ausgabe  von  Dreyer^  §  94  Anm.  4  und  Beschlufs  des  Obersten 
Landesgerichts  vom  22.  August  1892,  Sammlung  Bd.  14  S.  225.  Nach 
diesem  Grundsätze  kann,  wie  der  Wechsel  des  Wohnorts  des  Vormunds 
oder  Mttndels  während  bestehender  Vormundschaft  keinen  Grund  bildet, 
den  Sitz  der  Vormundschaft  nach  dem  neuen  Wohnorte  zu  verlegen, 
ebenso  gut  der  Wohnortwechsel  des  Minderjährigen  oder  seines  Gewalt- 
habers während  einer  nicht  bestehenden  Vormundschaft  keinen  Grund 
dafür  abgeben,  die  Vormundschaft  am  neuen  Wohnorte  einzurichten, 
wenn  die  Thatsache,  welche  nach  dem  an  letzterem  Orte  geltenden 
französischen  Rechte  zur  Eröfinung  einer  Vormundschaft  zu  ftlhren 
geeignet  ist,  nicht  am  neuen  Wohnorte,  sondern  am  früheren  Wohnorte 
eingetreten  ist,  nach  dessen  Recht  die  eingetretene  Thatsache  fUr  die 
ErGfinung  einer  Vormundschaft  ohne  Belang  war.  Auch  in  letzterem 
Falle  sind  die  Voraussetzungen  nicht  gegeben,  um  nach  den  angeführten 
Bestimmungen  des  Code  dvil  den  Sitz  der  Vormundschaft  als  in  dessen 
Geltungsgebiet  begrtlndet  annehmen  zu  lassen. 

Da  die  Mutter  der  minderjährigen,  nunmehr  mit  ihrem  Vater  in 
T.  wohnenden  E.  v.  G.  starb,  während  letzterer  in  Z.,  also  im  Geltungs- 
gebiete des  bayerischen  Landrechts,  seinen  Wohnsitz  hatte,  so  haben 
das  k.  Amtsgericht  Y.  und  das  k.  Oberlandesgericht  Zweibrtlcken  mit 
Recht  angenommen,  dafs  eine  Vormundschaft  tlber  jene  nach  franzö- 
sischem oder  pfälzischem  Rechte  nicht  bestehe  und  nicht  zu  ftlhren  sei. 

Zu  demselben  Resultate  kommt  man  auch  nach  dem  diesseitigen 
bayerischen  Rechte,  da  auch  hier  der  Sitz  der  Vormundschaft  wenig- 
stöis  principiell  nur  da  besteht,  wo  sie  sich  eröffnet.  Vergl.  insbesondere 
Becher  y  bayer.  Liandescivilrecht  S.  1151  und  Roth^  bayer.  Civilrecht 
§  16  II  Z.  3. 

Umsomehr  kommt  man  im  vorliegenden  Falle  nach  dem  dies- 
seitigen Rechte  zu  dem  gleichen  Resultate  auf  Grund  der  Vorschriften 
der  A.  Verordn.  vom  11.  Juni  1816,  die  in  Civilsachen  gegen  Militär- 
personen anzuwendenden  Gesetze  betr. 

Nach  Vorschrift  dieser  Verordnung,  deren  Rechtsgtlltigkeit  für  die 
Pfiilz  zwar  bestritten  ist,  ftir  das  diesseitige  Bayern  aber  aufser  Zweifel 
steht,  sind  die  Rechte  und  Rechtsverhältnisse  der  Oberoll6ziere  und 
anderer,  dem  Heerverbande  angehöriger,  diesen  im  Range  gleich- 
stehender Personen,  namentlich  Militärärzte,  ftlr  welche  die  Personal- 
Statuten  oder  das  Gesetz  des  Wohnorts  mafsgebend  sind ,  stets  nach 
dem  bayerischen  Codex  M<ixin^ilianeti8  zu  beurteilen.  Zu  den  be- 
zeichneten Personen  gehört  zweifellos  der  k.  Oberstabsarzt  v.  G. 

Die  angeftlhrte  Vorschrift   der  V.   vom   11.  Juni   1816   erstreckt 
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steh  der  Natar  der  Sache  nach  auf  die  den  PemonalBlataten  nnter- 
liegenden  RechtsverhältnisBe  der  vorheseichneten  Penonen  aach  in 
ihrer  Beziehang  za  den  dabei  beteiligten  Familienangehörigen  jeden&llB 
insoweit,  als  letztere  kraft  Gesetzes  den  Wohnort  jener  teilen,  also 
insbesondere  auf  die  väterliche  Gewalt  der  Oberoffiziere  nnd  MilitSr- 
ärzte  über  ihre  minderjährigen  Kinder.  Da  hiemach  diese  Gewalt 
trotz  des  Todes  der  Mutter  der  E.  t.  G.  einfach,  ohne  die  Ertfffnong 
einer  Vormundschaft  fortbestehen  blieb,  so  ist  nach  vorstehender  Aos- 
führang  einerseits  nach  den  Vorschriften  des  pfälzischen  Rechts  eine 
Vormundschaft  über  E.  v.  G.  in  der  Pfalz  nicht  zu  führen,  und  hat 
es  anderereeits  in  Bezug  auf  die  Familiengewalt  über  sie  bei  den  Vor- 
schriften des  diesseitigen  Rechts  sein  Bewenden.  Im  Hinblick  hierauf 
erscheint  die  eine  andere  Behandlung  der  Sache  bezweckende  Beschwerde 
des  k.  Amtsgerichts  X.  als  unbegründet 

Unterhalt  der  geschiedenen  Ehefrau,     örtliches  Recht. 
RUckverweistmg. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  11.  Juli  1898  (Jur.  Wochenschrift  1898 

S.  545  Nr.  14). 

Die  Ehe  der  Parteien  ist  durch  ein  rechtskräftig  gewordenes  Urteil 
des  Landgerichts  I  zu  Berlin  vom  2.  Februar  1895,  durch  welches 
der  Beklagte  für  den  schuldigen  Teil  erklärt  ist,  vom  Bande  geschieden. 
Die  Klägerin  hat  nach  Mafsgabe  des  in  Berlin  geltenden  Rechtes,  das 
auch  die  Grundlage  für  die  erkannte  Ehescheidung  gebildet  hat,  lebens- 
längliche Unterhaltsgelder  vom  Beklagten  gefordert,  und  dementsprechend 
hat  das  Berufungsgericht  erkannt.  Diese  Bestimmung  der  besonderen 
vermögensrechtlichen  Folgen  der  Ehescheidung  nach  demjenigen  ört- 
lichen Rechte,  nach  welchem  die  Scheidung  ausgesprochen,  und  der  in 
Anspruch  Genommene  für  den  schuldigen  Teil  erklärt  worden  ist,  ent- 
spricht dem  in  den  Entsch.  des  RGer.  in  Civilsachen  Bd.  88  S.  197  ff. 
abgedruckten  Urteile  dieses  Senates  und  einem  zur  Entscheidung  dieser 
Frage  auf  dem  Boden  des  gemeinen  deutschen  Rechts  am  25.  Juni  1898 
ergangenen  Beschlüsse  der  vereinigten  Civilseuate  des  Reichsgerichts. 
Wenn  der  Beklagte  in  dieser  Hinsicht  geltend  gemacht  hat,  durch  den 
zuletzt  erwähnten  Beschlufs  werde  doch  nicht  die  Erwägung  aus- 
geschlossen, ob  nicht  durch  das  hiemach  zunächst  mafsgebende  Ortliche 
Recht  wieder  auf  das  an  dem  Orte,  wo  der  Ehemann  beim  Eintritt 
der  Rechtskraft  des  Scheidungsurteils  seinen  Wohnsitz  gehabt  hat, 
geltende  Recht  zurückverwiesen  werde,  wie  dies  nach  den  in  den 
Entsch.  des  R.6er.  in  Civilsachen  Bd.  5  S.  195  ff.  und  Bd.  19  8.  809 
mitgeteilten  Urteilen  des  IV.  Civ.S.  vom  preufsischen  Landrechte  gelte, 
so  mag  es  an  sich  vielleicht  richtig  sein,  dafs  jener  Beschlufs  eine 
solche  Erwägung  nicht  ausschliefst;  aber  es  würde  falsch  sein,  sie  an- 
zustellen, weil  regelmäfsig  eine  solche  Rttckverweisung  in  Ansehung 
des  anzuwendenden  örtlichen  Rechtes  überhaupt  nicht  zu  beachten  ist; 
vei^l.  Entsch.   des  RGer.  in  Civilsachen  Bd.  24  S.  380  &     Demnach 
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ist  die  unmittelbare  Anwendung  des  flir  Berlin  die  sogenannten  privat- 
FBcbtlichen  Ehescheidungsstrafen  normierenden  Rechtes  als  gerechtfertigt 
«nsusehen. 

Vindikation  gestohlener  Inhaherpcmere.     örtliches  Recht  für  die 

Einrede  des  Losungsanspruchs  (Art.  2280  Code  civil). 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  19.  M&n  1898  (Entsch.  Bd.  41  S.  152  ff.). 

Aus  den  Gründen: 

—   Die  mitgeteilten  Entscheidungsgrtlnde   sind   irrevisibel, 

soweit  sie  den  Inhalt  des  franz^toischen  Rechtes  feststellen;  sie  unter- 
liegen dagegen  der  NachprOfting  des  Revisionsgerichts ,  soweit  sie  auf 
Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts  beruhen.  Letzteres  triiil 
za  für  die  Frage,  ob  die  Einrede  aus  Art.  2280  Code  cwü  der  vor 
dem  Hamburger  Gericht  erhobenen  Eigentumsklage  entgegengesetzt 
werden  kann,  und  ob  diese  Einrede  auch  den  Nachmännem  von 
K.  &  Co.  zusteht,  die  das  Papier  aufserhalb  des  ^nzOsischen  Rechts- 
gebietes erworben  haben. 

Das  Reichsgericht  vermag  sich  bezüglich  beider  Fragen  dem 
Berufungsgerichte  nicht  anzuschliefsen.  Mufs  man  mit  dem  BeruAings- 
gerichte  davon  ausgehen,  dafs  nach  französischem  Rechte  weder  S.  noch 
EL  &  Co.  Eigentum  an  dem  streitigen  Rententitel  erworben  haben,  so 
fehlt  es  in  vorliegendem  Falle  an  einem  Rechtsgrunde  für  die  An- 
wendung des  Art  2280.  Eine  in  der  deutschen  und  französischen 
Rechtslitteratur  von  einzelnen  Schriftstellern  vertretene  Ansicht  geht 
allerdings  dahin,  dafs  der  Lösungsanspruch,  den  das  französische  und 
preufsische  Recht  wie  auch  einige  andere  deutsche  Landesrechte  dem 
gutgläubigen  Erwerber  einer  beweglichen  Sache  einräumen,  auch  dann 
erhalten  bleibt,  wenn  die  Sache  demnächst  in  das  Herrschaftsgebiet 
eines  Rechtes  übergeht,  das  einen  solchen  Anspruch  nicht  anerkennt 
Diese  Ansicht  führt  indes  weder  zu  einem  juristisch  befriedigenden 
Ergebnis,  noch  entspricht  sie  der  Verkehrsnatur  der  beweglichen  Sachen. 
Der  Anspruch,  um  den  es  sich  hier  handelt,  entsteht  nach  allen 
Reehtssystemen ,  die  ihn  zulassen,  erst  dadurch,  dafs  der  Eigentümer 
die  Sache  abfordert  Gutgläubigkeit  beim  Erwerbe  ist  nur  eine  Vorans- 
setsnng  für  die  Geltendmachung  des  Anspruchs.  Schon  hieraus 
folgt,  dafs  dasselbe  örtliche  Recht,  das  für  die  Be- 
urteilung der  Vindikation  mafsgebend  ist,  auch  dar- 
über entscheiden  mufs,  ob  und  in  welchem  Umfange 
auf  Grund  des  erwähnten  Anspruchs  ein  Zurückbehal- 
tungsrecht zusteht  Es  wtlrdeauch  der  Verkehrssicherheit  wenig 
forderlich  sem,  in  dieser  Hinsicht  eine  Scheidung  eintreten  zu  lassen; 
ebensowenig  sprechen  Billigkeitsgründe  dafür.  Mufs  der  Bestohlene 
sich  gefallen  lassen,  dafs  in  Bezug  auf  seine  Vindikationsbefugnis ,  sei 
es  das  Personalstatut  des  Beklagten  oder  das  Recht  der  bel^enen 
Sache,  oder  das  örtliche  Recht  des  Prozefsgerichts  zu  Grunde  gel^ 
wird   (im  vorliegenden  Falle  führen  alle  drei  Auffassungen  zu  dem- 
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selben  Ei^ebnis),  so  gebietet  nicht  nur  die  joristische  Konsequenz, 
sondern  auch  die  Billigkeit,  in  Bezug  auf  Statthaftigkeit  von  Einreden 
gegen  die  Eigentomsklage  den  gleichen  Mafsstab  anzulegen.  Derselbe 
Senat  des  Hamburger  Oberlandesgerichts,  von  dem  das  jetzt  angefochtene 
Urteil  herrührt,  hat  in  einer  anscheinend  nur  in  hier  unerheblichen 
Beziehungen  anders  gelagerten  Sache,  in  der  es  sich  um  eine  im  Ge- 
biete des  preufsischen  Landrechts  gestohlene,  demnächst  nach  Hamburg 
verbrachte  Brillantnadel  handelte,  den  vorstehend  gebilligten  Standpunkt 
eingenommen. 

Vergl.  Hans.  Gerichtszeitung  1894,   Beibl.   Nr.  163   S.  303; 
Seuffertj  Archiv  Bd.  49  Nr.  229. 

In  der  Begründung  des  jetzt  angefochtenen  Urteils  wird  zwar 
darauf  Gewicht  gelegt,  dafs  im  vorliegenden  Falle  ein  Inhaberpapier 
den  Gegenstand  des  Rechtsstreites  bildet.  Allein  ftlr  die  hier  in  Be- 
tracht kommende  Frage  macht  dies  keinen  Unterschied;  im  Gegenteil: 
der  Umstand,  dafs  Inhaberpapiere  in  höherem  Mafse  vor  andern  bew^- 
liehe  Sachen  einem  Ortswechsel  unterworfen  sind,  ist  geeignet,  die  Be- 
denken gegen  die  gegenwärtig  vom  Berufungsgericht  befolgte  Auf- 
fassung zu  bestärken. 

Aus  den  dargelegten  Gründen  ergiebt  sich,  dafs  K  &  Co.,  wenn 
sie  am  Orte  ihrer  Handelsniederlassung  auf  Herausgabe  des  gestohlenen 
Inhaberpapiers  verklagt  worden  wären,  eine  Einrede  aus  Art.  2280 
Code  dvü  nicht  hätten  herleiten  können.  Noch  weniger  kann  diese 
Einrede  seitens  ihrer  Nachmänner  zugelassen  werden,  die  das  Papier 
erst  in  Deutschland  gekauft  haben 

Örtliches  Recht  hei  Ausübung  des  Verfolgungsrechts. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  4.  Juni  1898  (Sächsisches  Archiv  f.  Bürgerl. 
Recht  etc.  Bd.  8  S.  570,  Entsch.  d.  R.6.  in  Civils.  Bd.  41  S.  383). 

Die  Klägerin,  eine  Bremer  Handelsgesellschaft,  hatte  im  Sommer 
1896  dem  Kaufmann  P.  F.  in  Warschau  85  Sack  Kaffee  verkauft  und 
diese  an  den  Spediteur  J.  N.  in  Danzig  gesandt  mit  dem  Auftrage,  sie 
zur  Verfügung  des  Käufers  zu  halten.  Dieser  forderte  am  5.  Oktober 
den  Spediteur  J.  N.  auf,  38  Sack  an  die  Firma  J.  Fr.  &  Co.  in 
Warschau  zu  verladen.  Noch  ehe  die  Absendung  erfolgte,  widerrief 
indes  die  Klägerin  ihren  dem  Spediteur  erteilten  Auftrag,  weil  sie  in- 
zwischen erfahren  hatte,  dafs  ihr  Abkäufer  P.  F.  seine  Zahlungen  ein- 
gestellt hatte.  Der  Spediteur  nahm  deshalb  den  Kaffee  auf  Lager  und 
machte  der  Klägerin  hiervon  am  15.  Oktober  Mitteilung.  An  eben 
diesem  Tage  erwirkte  die  Beklagte,  eine  in  Thom  domizilierende  Firma, 
gegen  den  P.  F.  einen  Arrestbefehl  nach  Höhe  von  9432  Mk.;  sie 
liefs  auf  Grund  desselben  am  17.  Oktober  den  Anspruch  pflüiden,  der 
dem  P.  F.  an  den  Spediteur  J.  N.  wegen  des  Kaffees  zustehe.  In 
dem  nun  anhängig  gewordenen  Prozesse  wurde  vor  aUem  die  Frage 
streitig,  nach  welchem  Rechte  zu  entscheiden  sei,  ob  der  Klägerin  das 
von   ihr  in  Anspruch  genommene  sog.  Verfolgungsrecht  (K.O.   §  86) 
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xogestendea  habe,  ob  nach  deatschem  oder  nach  dem  in  Warschan 
geltenden  Code  de  commerce^  Diee  war  insofern  von  durchschlagender 
Bedeatnng,  weil  dieses  Recht  nach  der  deutschen  Konkursordnung  an 
die  Eröffnung  des  Eonkursverfiihrens  geknüpft  ist,  während  es  nach 
dem  Warschauer  Becht  dem  Verkäufer  zusteht,  sobald  der  Käufer  auch 
nur  seine  Zahlungen  eingestellt  hat.  Das  Oberlandesgericht  Marien- 
^werder  nahm  an,  dafs  das  Warschauer  Recht  mafsgebend  sei,  und  er* 
kannte  daher  zu  Gunsten  der  Klägerin.  Das  Reichsgericht  verwarf  die 
dagegen  eingelegte  Revision.  Es  sei  allerdings  sehr  zweifelhaft,  aus 
dem  Recht  welchen  Orts  grundsätzlich  die  Norm  der  Entscheidung  ent- 
lehnt werden  müfste ,  feste ,  allgemein  anerkannte  Regeln  hätten  sich 
insoweit  nicht  ausgebildet.  Es  sei  indes  im  gegebenen  Falle  jedenfaUs 
xa  Gunsten  der  Klägerin  zu  entscheiden.  Unzweifelhaft  komme  der 
Schutz  des  Warschauer  Rechts  auch  einem  ausländischen  Gläubiger 
jedenfalls  dann  zu  Gute,  wenn  er  gegen  einen  Warschauer  Schuldner 
vor  den  dortigen  Gerichten  das  Verfolgungsrecht  rücksichtlich  einer  im 
dortigen  Gerichtsbezirke  angetroffenen  Sache  zur  Geltung  bringe.  Die 
Klägerin  hätte  also  die  Ware  aufhalten  können,  sobald  sie  die  russische 
Grenze  überschritten  gehabt  hätte.  Daraus  müfste  aber  die  Folgerung 
abgeleitet  werden,  dafs  ihr  die  gleiche  Befugnis  auch  schon  vor  diesem 
Moment  eingeräumt  werden  müfste,  selbst  wenn  im  übrigen  das  deutsche 
Becht  Anwendung  finden  sollte.  Denn  es  wäre  unvernünftig,  wollte 
man  die  Weiterbeförderung  der  Ware  zu  einer  unerläfslichen  Voraus- 
setzung fUr  den  Eintritt  des  Rückforderungsrechts  erheben.  Die  Fort- 
setzung des  noch  unvollendeten  Transports  könne  nicht  die  rechtliche 
Bedingung  für  den  Erwerb  der  Befugnis  sein,  den  Rücktransport  zu 
▼erlangen.  Dem  Käufer  der  Ware  könnten,  während  die  Ware  sich 
noch  auf  dem  Wege  befinde,  keine  weitergehenden  Beftignisse  zustehen, 
als  ihm  nach  ihrer  Ankunft  zustehen  würden.  Sobald  also  der  Ver- 
kJInfer  seinen  Willen  bethätige,  dafs  der  Kaufsgegenstand  dem  EilufiBr 
nicht  ausgeliefert  werden  solle,  könne  dieser,  wenn  das  hierauf  ge- 
richtete Verlangen  des  Verkäufers  nach  dem  Rechte  des  Bestimmungs- 
orts begründet  sei,  Auslieferung  der  Ware  nicht  mehr  fordern,  der 
Verkäufer  sei  vielmehr  in  der  Lage,  das  ihm  günstige  Recht  des  Be- 
stinunnngsorts  für  sich  geltend  zu  machen. 

Mafsgebendes  örtliches  Recht.    Erfüllungsort.    Rechtshülfe. 

ErstaMungspflicht  für  FrozefsJcosten  eines  Vorprossesses. 

Art.  1650,  1654,  1184,  1142,  1139  C.  c,  Art.  ISO  C.  de  pr.  civ., 

Motive  eu  §§  660,  661  C.Pr.O.  Entw.  (§  660). 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  zu  Darmstadt  (Zeitschrift  für  französ.  Civilrecht 

Bd.  29  S.  517). 

Kläger  Adrien  -  Didion  in  Nancj  verkauft;e  an  die  Firma  B.  in 
Worms  4  Waggons  Kleie.  Da  Zahlung  für  den  vom  Käufer  zurttck- 
gewiesMien  zweiten  Waggon  ausblieb,  klagte  A.  diesen  Betrag  sowie 
Schadensersatz  wegen  der  beiden  letzten  Waggons  gegen  B.  ein,  und 
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awar  vor  dem  Handelflgericbt  in  Nanc^,  weiehes  VeralbimnisiisrteU  er* 
Uefa.  Zwangsvollstreckang  erfolgte  nicht,  Tielmehr  erhob  A.  später 
wiederholt  Klage  bei  der  Kammer  ftlr  HandeUsaehen  in 
Worms,  welche  am  14.  November  1896,  soweit  es  hier  interessiert, 
den  B.  zur  Zahlung  verschiedener  Betrüge  verurteilte,  jedoch  den  An- 
spruch aof  Ersatz  der  in  Nancy  durch  das  dortige  Proaefsver&hren 
entstandenen  Kosten  zurückwies.  Berufung  und  Anschlufsberufting 
wurde  vom  Oberlandesgericht  verworfen. 

Aus   den   Gründen: 

„Die  Entscheidung  über  die  erste  Beschwerde  httngt  von  der  Be- 
antwortung der  Frage  ab,  ob  die  rechtlichen  Wirkungen  des  zwischen 
den  Parteieo  abgeschlosseneu  Vertrages  nach  dem  örtlichen  Recht  von 
Nancy  oder  nach  demjenigen  von  Worms  zu  beurteilen  sind.  In  erster 
Linie  ist  dafUr  dasjenige  Ortsrecht  mafsgebend,  dessen  Anwendung  die 
Vertragschliefseuden  wollten  oder  als  selbstverständlich  an- 
wendbar bei  dem  Geschtfftsschlusse  voraussetzten  (H.O.H.G.  Bd.  12 
S.  55;  R.G.  Bd.  9  S.  227,  Bd.  14  8.  239).  Aus  der  Vertrags- 
beredung  ^comptcmt  ici  sans  escompte^^  d.  h.  zahlbar  in  Nancy 
ohne  Abzug,  kann  eine  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Verein- 
barung über  das  örtliche  Recht  des  abgeschlossenen  Vertrages  nicht 
gefolgert  werden;  denn  die  Parteien  haben  damit  nur  bestimmen  wollen 
und  bestimmt,  dafs  der  Käufer  den  Kaufpreis  in  Nancy  zahlen  solle. 
In  zweiter  Linie  entscheidet  über  die  rechtlichen  Wirkungen  einer 
Vertragsobligation  das  Ortsrecht  des  Erfüllungsorts  (R.O.H.6. 
Bd.  9  S.  8;  Bd.  11  S.  418;  Bd.  15  S.  134,  212;  Bd.  19  S.  132; 
Bd.  23  8.  209;  R.G.  Bd.  6  &  126;  Bd.  9  und  14  a.  a.  0.;  Bd.  12 
S.  37 ;  Bd.  20  8.  835).  Nach  dem  unter  den  Parteien  abgeschlossenen 
Lteferungsvertrag  sollte  Nancy  sowohl  ftbr  die  Erfüllung  des  Verkäufers 
wie  für  die  Zahlung  des  Kaufpreises  als  Erfüllungsort  gelten;  also  ist 
das  dortige  Recht  anwendbar.  8ollte  aber  auch  der  Vertragsort 
für  das  örtliche  Recht  des  hier  fraglichen  Lieferungsvertiags  mafsgebend 
sein  (ZtiÜMriä-Dreyer  Bd.  I  8.  82  Note  9),  so  kommt  lediglich  Nancy 
als  solcher  in  Betracht  Denn  bei  einem  durch  Briefwechsel  unter 
Abwesenden  abgeschlossenen  Vertrage  ist  derjenige  Ort  als  Ort  des 
Vertrags  anzusehen,  an  welchem  die  Annahme  des  Angebots  zur 
Kenntnis  des  Offerenten  gelangt,  also  hier  Nancy  (vergl.  Entsch.  des 
Kassationshofs  Darmstadt  vom  7.  Dezember  1857  und  5.  Mai  1858 
bei  Oredy  8.  46,  374).  Die  rechtlichen  Wirkungen  des  hier  frag- 
lichen Vertrages  sind  somit  nicht  nach  dem  deutschen  Handelsgesetz- 
buch, sondern  ....  nach  dem  in  Nancy  geltenden  C,  cw.  und  C.  de 
comm.  zu  beurteilen  ....  Die  Beklagte  hat  ihre  Verpflichtung,  den 
Kaufpreis  für  den  zweiten  Waggon  ....  in  Nancy  an  Kläger  zu 
zahlen,  nicht  erOillt  (Art.  1650  C.  civ.).  Kläger  konnte  darum  nach 
Art.  1184,  1654  C.  cw,  auf  Auflösung  des  Vertrags  bezüglich  der 
noch  zu  liefernden  zwei  Waggons  Kleie  und  8chadenser8atz  klagen. 
Vorliegend  ist  nicht  auf  Auflösung,  sondern  nur  auf  Schadensersatz 
geklagt     Ersteres   ist  bei  Verbindlichkeiten   auf  ein  Thun  nicht  nötig 
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(Ajrt  1142  C.  cw.).  Betagte  war  dmcli  Brief  des  Klagen  Tom 
26.  Juni  1895  wegen  Erfüllung  ....  gemHik  Art  1189  0.  ew.  in 
Verzog  gesetzt  nnd  konnte  alsbald  anf  Schadensersatz  verklagt  werden 

(Zaehoriä-Drei^  Bd.  II  S.  297) 

Zur  Ansehlursberofting:  In  Deutschland  wird  eine  Grerichtsbaikeit 
dea  ausländischen  Grerichts  über  den  Deutschen  bei  mangelnder  Ein- 
lawmng  desselben  auf  den  Prozefs  nicht  anerkannt,  wenn  weder  die 
Person  des  Schuldners  für  das  Gericht  oder  den  Gegner  unmittelbar 
erreichbar  war,  noch  die  Rechtshtüfe  für  dessen  Erreichung  rechtzeitig 
in  Anspruch  genommen  ist  (vergl.  Motive  zu  §§  610,  611  Entw.  der 
C.Pr.O.).  Vorliegend  hatte  Kltfger  die  Beklagte  vor  das  Handelsgericht 
in  Nancy  geladen.  Die  Beklagte  hat  sich  aber  auf  diesen  Rechtsstreit 
daselbst  nicht  eingelassen.  Sie  hatte  vielmehr  brieflich  dem  Klttger 
mitgeteilt,  dafs  sie  sich  niemals  der  Rechtsprechung  des  Handelsgerichts 
za  Nancy  unterwerfen  werde,  dafs  sie  die  Ware  in  Worms  refüsiert 
habe  und  dort  verklagt  werden  mttsse.  Die  Beklagte  war  weder  dem 
Handelsgerichte  in  Nancy  noch  dem  Klttger  daselbst  erreichbar;  es  ist 
auch  eine  Rechtshülfe  zu  ihrer  Erreichung  nicht  in  Anspruch  ge- 
nommen worden  ....  Aufserdem  ist  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  (R.G.  Oiv.Entsch.  Bd.  VIII 
S.  888).  Unter  diesen  Umständen  ist  das  Verfahren  vor  dem  Handels- 
gericht in  Nancy  von  den  deutschen  Gerichten  so  anzusehen,  als  ob 
dasselbe  überhaupt  nicht  stattgefunden  habe.  Da  nun  Prozefskosten 
nicht  aus  der  allgemeinen  Pflicht  zum  Ersatz  widerrechtlich  verursachten 
Sehadens  zu  erstatten  sind,  sondern  das  Unterliegen  in  der  Hauptsache 
als  Rechtsfolge  die  Verantwortlichkeit  für  die  Prozefskosten  nach  sich 
zieht  (§  87  C.Pr.0.,  Art.  ISO  C.  de  proc.  civ.),  so  kann  Klttger  die 
ihm  durch  den  Prozefs  zu  Nancy  erwachsenen  Kosten  ....  vor  dem 
deutsehen  Gerichte  nicht  geltend  machen.  Sollten  diese  Kosten  aber 
als  Schaden  in  Betracht  zu  ziehen  sein,  so  ist  ihre  Geltendmachung 
gieichfiüls  ausgeschlossen.  Klttger  konnte  und  mu(ste  auf  Grund  des 
aage^hrten  Briefes  des  Beklagten  diese  Kosten  vermeiden;  er  hat  sie 
durch  eigenes  Verschulden  verursacht  und  kann  deren  Ersatz  von  der 
Beklagten  nicht  beanspruchen.^ 

Welches  Becht  ist  anzuwenden  auf  einen  von  einer  englischen 

Reederei  mit  einem  deutschen  Kaufmann  in  Japan  in  englischer 

Sprache  abgeschlossenen  Frachtkontrakt? 

Urteil  des  Oberlandefigerichts  in  Hamburg  vom  25.  Juni  1898  (Hans.  Gerichts- 
zeitong  1898,  Hauptblatt  S.  257  ff.). 

Gründe:  Die  Klttger  behaupten,  Beklagte  bestreiten,  der  Inhalts 
AnL  3  zwischen  den  Klttgem  als  Befrachtern  und  Butterfield  &  Swire, 
den  in  Kobe,  Japan,  domiziliertem  Vertretern  der  Ocean  Steamship  Co. 
in  Liverpool  als  Verfrachtern  abgeschlossene  Frachtvertrag  über  1000 
Ums  Bice  per  Sarpedon  from  Moji  aJc  Kobe  to  Hamburg  sei  von 
der  Reederei    nicht    erflült  worden.     Sie    gründen    darauf   ihren    ein- 
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geklagten  Schadensanspracb  in  Höhe  von  Mk.  19632,50.  Sie  finden 
den  Vertragsbrach  daiin,  dafs  die  V ertragsbeBtimmang :  ^The  Bice  to 
he  ready  by  20.  Aprü^  steamer  to  dear  during  Aprü*^  von  den  Ver- 
frachtern nicht  erf^lt  sei,  indem  der  Reis  erst  am  1.  Mai,  dem  Datum 
des  Konnossementes,  in  Moji  abgeladen  worden  sei.  Dagegen  berofiBn 
sich  Beklagte  darauf,  daOi  der  Steamer  am  26.  April,  also  rechtzeitig 
in  Kobe,  einem  V ertragshafen ,  ausklariert  und  damit  den  VertnigB- 
bedingungen  Genüge  geschehen  sei.  Auf  die  Klarierung  der  Ladung 
beziehe  sich  die  angd^Uhrte  Klausel  überhaupt  nicht,  übrigens  sei  eine 
solche  in  Moji,  einem  Nichtvertragshafen,  auch  gar  nicht  ausführbar, 
auch  nicht  erforderlich  gewesen. 

Der  Auffassung  der  Beklagten  kann  nicht  beigetreten  werden. 
Schon  die  Fassung  der  Anl.  3  läfst  erkennen,  dafs  die  Verpflichtung 
der  Ausklarierung  im  Monat  April  sich  nicht  ausschliefslich  auf  das 
Schiff,  sondern  auch  auf  die  I^adung  beziehen  sollte.  Die  Bestimmung: 
^Steamer  to  clear  during  Äprü^  schliefst  sich  unmittelbar  und  in  dem- 
selben Satze  an  an  die  Vorschrift  für  den  Befrachter:  ^The  Rice  to  he 
ready  by  20.  Aprü,^ 

Hätten  Kontrahenten,  wie  Beklagte  behaupten,  nur  gewollt,  dafs 
der  Dampfer  ohne  die  Ladung  im  April  aasklariere,  dafs  aber  die 
Ladung  auch  noch  später  im  Mai  sollte  eingenommen  werden  dürfen, 
so  wäre  nicht  wohl  einzusehen,  weshalb  dem  Verfrachter  die  Ver- 
pflichtung sollte  auferlegt  sein,  die  Ware  schon  am  20.  April  zur  Ab- 
ladung bereit  zu  halten.  Dieser  Termin  ist  offenbar  nur  deshalb  in 
den  Vertrag  aufgenommen,  um  dem  Verfrachter  eine  ausreichende  Zeit 
kontraktlich  zu  sichern,  innerhalb  deren  er  die  Ladung  einnehmen  und 
nach  geschehener  Einladung  den  Dampfer  noch  im  April  ausklarieren 
könne.  Es  ist  auch  unter  Berücksichtigung  der  Gebräuche  im  Geschäfb- 
▼erkebr  von  vornherein  anzunehmen,  dafs  die  Klausel  vorzugsweise  den 
Zweck  hatte,  die  Abladung  der  Ware  im  April  sicher  zu  stellen  und 
sie  dadurch  zu  einer  April-Abladung  zu  machen,  die  als  solche  verkauft 
werden  konnte.  Dafs  beide  Kontrahenten  den  Vertrag  in  diesem  Sinne 
verstanden  haben  wollen,  erhellt  aus  der  Korrespondenz. 

Nach  all  diesem  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  die 
Beklagten  den  Vertrag  gebrochen  haben,  und  den  Klägern  schadens- 
ersatzpflichtig sind.  Streitig  ist  unter  den  Parteien,  ob  für  die  Frage 
nach  dem  Umfange  des  Schadensersatzes  englisches  oder  deutsches  oder 
vielleicht  gar  japanisches  Recht  anzuwenden  ist 

Das  Landgericht,  dem  sich  die  Klüger  im  Hesultat  anschliefsen, 
hat  deutsches  Recht  als  das  Recht  des  Bestimmungsortes  des  Schifies 
zur  Anwendung  gebracht,  die  Beklagten,  sich  stützend  auf  die  Gut- 
achten englischer  Rechtsgelehrter,  wollen  die  Frage  nach  englischem 
Rechte,  welches  für  sie  günstigere  Bestimmungen  enthalte,  entschieden 
wissen. 

Zurückzuweisen  ist  asunächst  die  in  dem  Gutachten  entwickelte 
Rechtsansicht,  dafs  das  englische  Recht  als  das  Recht  des  Landes,  dem 
das  Schiff  angehöre,    den  Frachtkontrakt   beherrsche,   wenn  nicht  Ab- 


Digitized  by 


Googl( 


Büigeriicfaes  Becht  etc.  —  CivilprozefB.  128 

weichendes  yereiDbart  sei.  Diese  den  englischen  Anschauimgen  ent- 
sprechende Bechtsansicht  stimmt  mit  der  deutsch-rechtlichen  Auffassung 
nicht  ttberein.  Nach  deutschem  Recht,  speciell  nach  dem  Recht  des 
Gerichtsortes,  das  allein  für  die  Frage  nach  Entscheidung  der  sogen. 
Statatenkollision  mafsgebend  ist  (cf.  R.O.H.G.  in  Seufferts  Arch.  Bd.  38 
No.  184),  steht  der  Frachtvertrag  regelmäfsig  und  im  allgemeinen, 
ebenso  wie  die  Rechtsverhältnisse  aus  dem  Konnossement  unter  der 
Herrschaft  des  Rechts  des  Bestimmungsortes  des  Schiffes,  als  des  Ortes, 
an  dem  der  Vertrag  zu  erfüllen  ist  (cf.  R.O.H.G.Entsch.  Bd.  25 
S.  192  ff.,  R.G.Entsch.  Bd.  20  S.  56,  Hans.  Ger.Ztg.  von  1892 
S.  136  Abs.  5,  Wagner,  Seerecht  I  S.  141),  vorbehaltlich  ander- 
weitiger ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Vereinbarung  der  Kontra- 
henten. 

Solche  anderweitige  Vereinbarung  finden  die  Beklagten  nun  in 
der  Klausel  der  Anl.  3:  „Other  terma  a$  usual^^  in  Verbindung  mit 
der  Bestimmung  des  Konnossements:  ^CofUrtict,  whereever  made,  io  he 
cofistrued  by  English  law,^     Es  ist  ihnen  darin  Recht  zu  geben. 

Die  Klausel  der  Anl.  3:  ,^Other  therms  as  usuäl^  bringt  zum 
Ausdruck,  dafs  das  kurze  Bestfitigungsschreiben  Anl.  3  nicht  alle  Be- 
dingungen des  abgeschlossenen  Frachtvertrages  enthält,  dafs  vielmehr 
noch  andere  „gebräuchliche",  („usuäl'^)  Bedingungen  existieren,  welche 
Kontrahenten  durch  die  angeführte  kurze  Klausel  zu  Bestandteilen  des 
Frachtkontraktes  gemacht  haben.  Diese  usuaH  terms  können  nur  die 
bei  der  Ocean  Steam  Ship  Compagnie  gebräuchlichen  Konnossements- 
bestimmungen sein.  Der  Befrachter  und  der  Ablader  sind  im  kon- 
kreten Falle  eine  und  dieselbe  Person,  die  Kläger.  Diesen  hatte  der 
Schiffer  als  Vertreter  des  Verfrachters  das  Konnossement  einzuhändigen. 
Das  Konnossement  enthält  die  detailliertesten  Bestimmungen  über  die 
Verpflichtungen  und  Rechte  des  Verfrachters,  namentlich  auch  über 
seine  um&ngreichen  Frei  Zeichnungen  von  der  Haftung  für  zahlreiche 
Risikos,  über  das  Verhalten  des  Schiffers  bei  seiner  Ankunft  in  London, 
Liverpool  und  an  verschiedenen  Orten  des  europäischen  Festlandes  u.  s.  w. 
Es  entspricht  der  durchgängigen  Praxis  im  Seeverkehr,  dafs  alle  der- 
artige Bestimmungen,  fisklls  eine  ausführliche  Chartepartie  aufgemacht 
wird,  ebensowohl  in  letzterer,  wie  im  Konnossement  enthalten  sind, 
oder  dafs  im  Konnossement  auf  die  Bestimmungen  der  Chartepartie 
Bezug  genommen  wird.  Die  Verpflichtungen  des  Verfrachters  gegen 
den  Befrachter  und  diejenigen  des  Schiffers  gegen  den  EmpflUiger 
stimmen  aber  regelmäfsig  ttberein.  Das  wird  hier,  wo  eine  ausführ- 
liche Chartepartie,  da  es  sich  nur  um  Verladung  von  Stückgut  handelt, 
nicht  aufgenommen  ist,  zum  Ausdruck  gebracht  durch  die  Verweisung 
auf  die  Konuossementsbestimmungen  in  dem  kurzgefafsten  Bestätigungs- 
schreiben über  den  Frachtkontrakt  (cf.  einen  ähnlichen  Fall  in  den 
RG.Entoch.  Bd.  11  S.  102  unten).  Nun  enthält  das  Konnossement 
u.  a.  auch  die  Klausel:  ^The  contractu  whereever  made^  to  he  canstfued 
hy  Engliah  law.*^  Dafs  diese  Klausel  etwa  nicht  zu  den  usual  terms 
des    Konnossements   gehöre,    ist   nicht   behauptet    Sie    ist   also   dem 
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Frachtvertiage  mit  den  übrigen  KonnoMementsklatiseln  nisammen  ein- 
verleibt  nnd  besiebt  sich  demnach  nicht  mehr  allein  aof  die  in  der 
Konnoesementsnrkunde  enthaltenen  Vertragsbedingungen,  sondern  aaf 
sämtliche  Bestimmungen  des  Frachtvertrages,  auch  soweit  sie  ansschliels- 
lich  in  der  Anl.  8  enthalten  sind.  Der  Frachtvertrag  wie  das  Kon- 
nossement soll  unter  der  Herrschaft  des  englischen  Rechtes  stehen. 

Eine  solche  Willensmeinung  der  Kontrahenten  entspricht  ftueh 
durchaus  der  ganzen  Sachlage  und  ist  auch,  abgesehen  von  jener 
Klausel,  aus  den  Umständen  zu  folgern.  Der  Frachtkontrakt  ist  ge- 
schlossen von  einer  englischen  Reedereigesellschaft  mit  einem  deutschen 
Kaufinann  in  Japan  unter  Anwendung  der  englischen  Sprache.  Der 
Seehandel  in  jenen  Gegenden  ist  zum  weitaus  grOfsten  Teil  in  Händen 
der  Engländer,  die  Konnossemente  werden  in  englischer  Sprache  ab- 
gefalst  und  unterliegen  der  englischen  Rechtsauftassung ,  es  lag  also 
nichts  näher,  als  dafs  die  Kontrahenten  schon  stillschweigend  von  der 
selbständigen  Voraussetzung  ausgingen,  dafs  auch  im  übrigen  der 
Frachtkontrakt  dem  englischen  Recht  unterstellt  sein  solle. 

Allermindestens  ist  dies  zu  präsumieren  für  diejenigen  Obliegen- 
heiten des  Schiffers,  die  an  den  Abladehäfen  in  Japan  zu  erMlen 
¥raren,  also  namentlich  f)lr  die  rechtzeitige  Klarierung  und  die  Folgen 
der  Unterlassung  dieser  Vertragspflicht.  Die  Kläger  haben  die  Meinung 
aufgestellt,  dafs  für  diese  in  Japan  zu  erfüllenden  Vertragspflichten  im 
Zweifel  nur  das  japanische  Recht  anwendbar  sein  könne.  Indessen 
davon  kann  auch,  abgesehen  von  den  ftlr  die  Anwendung  des  eng- 
lischen Rechts  sprechenden  Erwägungen,  schon  aus  dem  Grunde  nicht 
die  Rede  sein,  weil  die  in  Japan  sich  aufhaltenden  Europäer  nicht  dem 
japanischen  Recht  unterworfen  sind,  sondern  als  Exterritoriale  nach 
ihrem  eigenen  nationalen  Recht  leben  und  von  ihren  eigenen  Behörden 
in  Streitfällen  abgeurteilt  werden  (cf.  Art  5  des  Handelsvertrages  mit 
Japan  von  1870). 

Das  Berufungsgericht  hat  sich  hiemach  in  Übereinstimmung  mit 
den  englischen  Rechtsgelehrten  für  die  Anwendbarkeit  des  englischen 
Rechts  entschieden. — — — 

Kann  ein  Ausländer  im  Inlande  einen  gewerblichen  JRechtssehutß 

in  Än9pr%ich  nehmen ,  der  ihm  in  seinem  Heimatsstcuxte  nicht  mr 

Seite  sieht?    Kann  das  Namensrecht  m  gewerblicher  Ausntäsfung 

übertragen  werden? 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  18.  November  1897  (Entsch.  in  Gvils.  Bd.  40 

S.  61  ff.). 

Die  Firma  Liebig  Extract  of  Meat  Company  limited  in  London, 
die  Fleischextrakt  vertreibt,  hat  durch  Vertrag  mit  dem  verstorbenen 
Professor  Baron  Justus  von  Liebig  in  Mtlnchen,  in  welchen  dessen 
Erben  eingetreten  sind,  die  ausscliliersliche  Berechtigung  zur  Benutzung 
des  Namens  Liebig  in  ihrem  Geschäftsbetriebe  übertragen  erhalten. 

Der  Beklagte  vertreibt  ebenfalls  Fleischextrakt  unter  Benutzung 
des  Namens  Liebig.     Seine  Ware  ist  mit  einer  Etikette  versehen,  welche 
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die  Aafeehrift  „LiebigBchfls  Fleisch  •  Extrakt  von  A.  CSusteUanoB  &  Co. 
Umgofty  Südamerika*^  zeigt,  sowie  mit  einer  Kapeel,  die  die  Umschrift 
^Badradum  Carwis  LiMg.  A,  CasMianos  dt  Co.  Uruguay  Süd- 
Amerika^  trttgt  In  nenester  Zeit  hat  der  Bekkgte  die  Bezeichnung 
„Prima  Fleisch-Extrakt  (System  Liebig)  von  A.  Oastellanos  &  Co.  eCe.*^ 
gewShlt  Aach  hat  er  am  25.  Febmar  1897  das  Warenzeichen  „Prima 
Fleisch -Extrakt  nach  Prof.  J.  v.  Liebig  Marke  Dampftcbiff"  beim 
Patentamte  für  sich  eintragen  lassen.  Die  Klägerin  erachtet  sich  durch 
diese  Bezeichnungen  in  ihren  Rechten  gekränkt  nnd  hat,  gestützt  auf 
§  14  des  Gesetzes  zdm  Schutze  der  Warenbezeichnungen,  vom  12.  Mai 
1894,  sowie  eventuell  auf  die  §§  1  nnd  8  des  Gesetzes  zur  Bekämpfting 
des  nnlanteren  Wettbewerbs  vom  27.  Mai  1896,  gegen  den  Beklagten 
Erläge  auf  Untersagung  dieser  Bezeichnung  erhoben. 

Der  erste  Richter  hat  die  Begründung  der  Klage  auf  Grund  des 
Gesetzes  von  1894  nicht  geprttft,  ihr  aber  auf  Grund  des  Gesetzes 
Ton  1896  in  folgender  Formulierung  entsprochen: 

„Der  Beklagten  wird  bei  einer  Strafe  von  100  Mk.  für  jeden 
ZuwiderhandlungsfiUl  untersagt,  Fleischextrakt  unter  der  Marke  und 
Benennung  „Liebigs  Fleischextrakt^  oder  „Liebigsches  Fleischextrakf 
oder  einer  dieser  Benennung  gleichkommenden  Bezeichnung  in  den 
Verkehr  zu  bringen,  und  sich  tlberhaupt  des  Namens  „Liebig^  in 
Verbindung  mit  Fleischextrakt  irgendwie^  zu  bedienen.*' 

Auf  die  Berufung  der  Beklagten  wurde  dieses  Urteil  aufgehoben 
und  die  Klage  abgewiesen.  Die  hiergegen  eingeigte  Revision  wurde 
sorUckgewiesen. 

Gründe:  Das  Berufungsgericht  hat  die  Klage  aus  §  14  des 
Gesetzes  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894 
zurflckgewiesen ,  weil  dem  Beklagten  nicht  vorgeworfen  werden  könne, 
dafs  er  seine  Ware  mit  der  Firma  der  Klägerin  versehe,  die  Be- 
zeichnung seiner  Ware  mit  dem  Namen  Liebig  aber  ihm  von  der 
Klägerin  nicht  untersagt  werden  könne.  Diese  letztere  Annahme 
ist  durch  folgende  Ausführung  begründet:  Der  durch  §  14  gegebene 
Schutz  des  Namens  sei  nur  ein  Ausflufs  der  allgemeinen  Grundsätze 
über  das  Recht  am  Familiennamen.  Dieses  Recht  aber  sei  von  der 
Person  des  Berechtigten  nicht  zu  trennen.  Möge  immerhin  Liebig  der 
Klägerin  gestattet  haben,  seinen  Namen  zur  Kennzeichnung  ihrer  Ware 
zu  benutzen,  so  sei  ihr  dadurch  doch  kein  „dingliches  Recht**  an 
diesem  Namen,  und  insonderheit  kein  eigenes  Untersagungsrecht  gegen 
Dritte  erwachsen.  Die  Klage  aus  den  §§  1  und  8  des  Gesetzes  zur 
Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  vom  27.  Mai  1896  aber  ver- 
wirft das  BeruAingsgericht ,  weil  das  Reichsgesetzblatt  eine  Bekannt- 
machung nicht  enthalte,  aus  der  sich  ergebe,  dafs  deutsche  Gewerbe- 
treibende in  Grofsbritannien  einen  diesem  Gesetze  entsprechenden  Schutz 
geniefsen,  und  die  Klägerin  daher  nach  §  16  auf  den  Schutz  dieses 
Gesetzes  keinen  Anspruch  habe.  In  zweiter  Linie  ist  dann  noch  aus- 
geMirt,  dafs  auch  die  thatsächlichen  Voraussetzungen  der  §§  1  und  8 
nicbt  vorlägen. 
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Insoweit  sieb  diese  AasfÜbrungen  auf  den  angeblicben  Mifsbraacb 
der  Firma  der  EUSgerin  und  auf  d(*n  Versucb  bezielien,  die  Klage  auf 
den  §  1  des  Gesetzes  zur  BekämpAing  des  unlauteren  Wettbewerbs  zu 
gründen,  kann  ihnen  unbedenklicb  beigepflichtet  werden.  Nach  dieser 
Richtung  hat  die  Revision  denn  auch  Angriffe  nicht  erhoben. 

Im  übrigen  aber  mufs  der  Revision  zugegeben  werden,  dafs  die 
Ausführungen  des  Oberlandesgerichts  in  mehrfacher  Hinsicht  zu  recht- 
lichen Bedenken  Anlafs  geben.  Insonderheit  steht  die  Annahme,  dafs 
niemand  an  einem  Namen,  der  nicht  sein  eigener  ist,  ein  Untersagungs- 
recht  gegen  Dritte  haben  könne,  nicht  im  Einklänge  mit  den 
Rechtsgrandsätzen ,  die  der  erste  Strafsenat  des  Reichsgerichts  bei  An- 
wendung des  §  14  des  Gesetzes  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen, 
durch  Urteil'  vom  1.  Februar  1897  (Entsch.  in  Strafs.  Bd.  29  S.  353) 
ausgesprochen  hat.  Es  ist  indes  nicht  erforderlich,  auf  diese  Bedenken 
nfther  einzugehen.  Denn  der  Klage  steht  jedenfalls  ein  anderer  Um- 
stand, der  in  den  Instanzen  zwar  erörtert,  vom  Berufungsgerichte  aber 
nicht  gewürdigt  ist,  vernichtend  gegenüber. 

Die  Klttgerin  hat  selbst  vorgetragen,  dafs  ihr  der  Schutz  in  der 
ausschliefslichen  Benutzung  des  Namens  Liebig,  wie  sie  ihn  mit  dem 
gegenwärtigen  Prozesse  im  Deutschen  Reiche  verfolgt,  in  England  von 
den  englischen  Gerichten  versagt  worden  ist.  Die  betreffenden  Urteile 
datieren  vom  19.  November  1867  und  vom  17.  März  1884  und  finden 
sich  abgedruckt  in  den  Law  Times  R^oris  Vol,  17  N.  S.  S.  298  und 
in  den  Law  Reports  Chancery  Division  Voh  26  S.  409.  Diese  Urteile 
beruhen  auf  folgenden  Ausführungen :  Trotz  des  Vertrages  mit  J.  v.  Liebig, 
worin  dieser  ihr  das  Recht  gewährt  habe,  allein  seinen  Namen  f^  ihr 
Fabrikat  zu  gebrauchen,  könne  die  Klägerin  ein  ausschliefs liebes 
Recht  zur  Benutzung  dieses  Namens  zur  Bezeichnung  von  Fleischextrakt 
nicht  in  Anspruch  nehmen.  Denn  infolge  der  von  Liebig  selbst  her- 
rührenden Veröffentlichungen  seiner  Vorschläge  für  eine  zweckent- 
sprechende und  vorteilhafte  Herstellung  des  Extrakts  sei  der  Name 
Liebig  auf  diesem  Fabrikationsgebiete  Gemeingut  geworden.  Es  sei 
aber  pviblici  juris^  dafs  eine  einzelne  Person  ein  ausschliefsliches  Recht 
darauf  nicht  erwerben  könne,  was  der  Gesamtheit  zum  Gebrauche  offen 
stehe.  Steht  hiernacli  fest,  dafs  die  Klftgerin  nach  dem  Rechte  des 
Staates,  wo  sich  ihre  Hauptniederlassung  befindet,  ein  ausschliefsliches 
Recht  auf  die  gewerbliche  Benutzung  des  Namens  Liebig  nicht  hat, 
so  kann  sie  ein  solches  Recht  auch  nicht  aufserhalb  ihres  Heimats- 
staates, insonderheit  im  Deutschen  Reiche,  in  Anspruch  nehmen.  Der 
Grundsatz,  dafs  für  den  Bestand  eines  Individualrechtes  an  einer  ge- 
wissen Warenbezeichnung  auf  das  Recht  des  Heimatsstaates  zurück- 
gegriffen werden  mufs,  dafs  also  der  Ausländer  im  InUnde  nur  einen 
accessorischen  Schutz  beanspruchen  kann,  der  seinem  Heimatsrechte 
zuwächst,  das  Heimatsrecht  aber  auch  voraussetzt,  ist  im  internationalen 
Rechte  im  allgemeinen  anerkannt  (v.  Bar^  Theorie  und  Praxis  des 
internationalen  Privatrechts,  2.  Aufl.  Bd.  2  S.  272  ff.).  Auf  diesem 
Grundsatze    beruht    auch    der    §    28    des    Gesetzes    zum    Schutze    der 
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WarenbezeiclmaDg  vom  12.  Mai  1894,  obBchon  der  Gedanke  hier  nicht 
mit  derselben  Konsequenz  bis  in  alle  Einzelheiten  festgehalten  ist,  wie 
dies  im  §  20  des  Gesetzes  über  Markenschutz  vom  30.  November  1874 
der  Fall  war.  Jedenfalls  ist  aber  auch  auf  dem  Boden  der  neueren 
Gesetzgebung  daran  nicht  zu  zweifeln,  dafs  ftlr  die  Frage,  ob  einem 
Ausländer  ein  Namensrecht,  fUr  das  er  den  Schutz  der  inländischen 
Gesetzgebung  in  Anspruch  nimmt,  zusteht,  auf  das  Recht  seines 
Heimatsstaates  zurückgegangen  werden  mufs.  Auf  dem  Gebiete  der 
Wareubezeichnungen  aber  gilt  als  Heimatsstaat  der  Staat,  in  dessen 
Gebiet  sich  die  gewerbliciie  Niederlassung  des  Ansprechenden  befindet. 
Diese  Erwägungen  beseitigen  die  auf  §  14  des  Gesetzes  zum  Schutze 
der  Warenbezeichnungen  und  die  auf  §  8  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung 
des  unlauteren  Wettbewerbes  gegründete  Klage. 

Siempelpflicht  auslandischer  Aktien.  —  Was  ist  unter  Anschaffen 
einer   ausländischen   Aktie   im  Beichsstempelgesetz  zu  verstehen; 
fäUt  darunter  die  bei  Errichtung  einer  Aktiengesellschaft  statt- 
findende Übernahme  der  Aktien  durch  die  Gründer? 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Hamburg  vom  4.  Juli  1898  (Hans.  Gerichts- 
zeitung 1898,  Hauptbl.  S.  247). 

Nach  dem  Inkrafttreten  des  Ges.  vom  27.  April  1894  wegen 
Abänderung  des  Ges.,  betr.  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben, 
vom  1.  Juli  1881/29.  Mai  1885  hat  der  in  Hamburg  wohnende  Klager 
bei  Gründung  einer  ausländischen  Aktiengesellschafi;  als  Mitbegründer 
eine  Anzahl  von  Aktien  übernommen.  Eine  dieser  Aktien  hat  er 
hierher  kommen  lassen  und  zwar  nicht,  um  sie  hier  weiter  in  Verkehr 
zu  bringen,  sondern  nur,  um  sie  hier  aufzubewahren.  Auf  Anhalten 
der  beklagten  Behörde  hat  er  Ulr  diese  Aktie  einen  Reichsstempel  von 
1^/2  ®/o  vom  Nominalwert  bezahlen  müssen.  Er  hat  die  Zahlung  von 
18  Mk.  unter  Vorbehalt  geleistet  und  klagt  jetzt  auf  Rückzahlung. 

Das  Oberlandesgericht  I   wies   am    14.  März  1898  die  Klage  ab. 

Gründe:  Tarif  Ib  des  oben  angeführten  Gesetzes  erklärt  aus- 
ländische Aktien  für  stempelpfiichtig  zu  P/2^/0,  „wenn  sie  im  Inlande 
ausgehändigt"  werden.  Unter  Aushändigen  ist  an  dieser  Stelle  nicht 
jede,  im  Inlande  sich  vollziehende  k($rperliche,  sondern  nur  die  rechts- 
geschäftliche Aushändigung  zu  verstehen.  Das  ergiebt  sich  teils  aus 
der  Gleichstellung  mit  der  Veräufserung ,  Verpfandung  und  anderen 
rechtsgeschäftlichen  Vorgängen,  teils  auch  aus  der  Anmerkung  zu  Tarif- 
nammer  1  und  2,  wo  der  B^^ff  der  Aushändigung  erweitert  wird 
durch  die  Bestimmung,  dafs  „der  Aushändigung  ausländischer  Wert- 
papiere im  Inlande gleichgeachtet  (wird),  wenn  solche  Wert- 
papiere, welche  durch  ein  im  Auslande  abgeschlossenes  Geschäft  von 
emem,  zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses,  im  Inlande  wohnhaften  Kontra- 
henten angeschafft  sind,  diesem  aus  dem  Auslande  übersandt  oder  von 
ihm  oder  einem  Vertreter  aus  dem  Auslande  abgeholt  werden". 

£s  fragt  sich  fllr  den  vorliegenden  Fall  nur,   ob  der  Kläger,  der 
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im  Inlande  wobnt  nnd  der  die  ausländisclie  Aktie  ans  dem  Auriande 
ttbersaadt  erhalten  hat,  diese  Aktie  durch  ein  im  Auslände  abge- 
schlossenes Geschäft  „angeschafit^  hat,  d.  h.  ob  die  Übernahme  der 
Aktie  bei  der  SimultangrUndung  der  ausländischen  Aktiengesellschaft 
ehi  „Ansehaffen"  im  Sinne  dieser  Anmerkung  ist 

Bekanntlich  hat  das  Reichsgericht  vor  Erlafs  des  jetzt  geltenden 
Retchsstempelgesetzes  von  1894  den  Begriff  des  Anscbafiungsgesehäfts 
theoretisch  so  festgestellt,  daPs  gewisse,  von  der  damaligen  steuerliehen 
Praxis  als  steuerpflichtige  Anschaffungsgeschäfte  behandelte  Erwerbs- 
arten,  insbesondere  die  Übernahme  von  Aktien  durch  die  Orttnder  im 
Fall  der  SimultangrUndung,  nicht  darunter  fielen,  also  stempelfrei 
blieben.  Mit  Rücksicht  darauf  erhielt  der  dem  Reichstag  vorgelegte 
Entwurf  des  neuen  Reichsstempelgesetzes  von  1894  in  Tarif  4  a  einen 
Zusatz,  wonach  den  Anscbafiungsgeschäften  gleichgestellt  wurde,  aufser 
anderen  Erwerbsarten,  insbesondere  auch  „die  bei  Errichtung  einer 
Aktiengesellschaft  stattfindende  Übernahme  der  Aktien  durch  die 
Gründer".  Damit  sollte,  wie  die  Motive  ergeben,  jener  theoredscke 
Begriff  des  Anschaffungsgeschäfts  fbr  die  praktischen  Steuerzwecke  des 
Gesetzes  dahin  erweitert  werden,  dafs  auch  diese  Erwerbsart  als  Steuer» 
pflichtiges  Anschaffungsgeschäft  behandelt  wurde. 

Demnächst  wurde  dieser  Gesetzesvorlage  von  der  Reichstagskom- 
mission  die  Anmerkung  zu  Tarif  Nr.  1  und  2  hinzugefügt,  ebenso 
auch  der  erste  Satz  von  §  8  des  Ges.  An  diesen  beiden  Stellen  findet 
sich  der  Ausdruck  „anschaffen",  indem  ausländische  Wertpapiere,  die 
ein  Inländer  durch  ein  im  Ausland  abgeschlossenes  Geschäft  „angeschafft 
hat,  stempelpflichtig  werden,  wenn  sie  dem  Erwerber  ins  Inland  gesandt 
werden  oder  wenn  er  sie  ins  Inland  holt  oder  holen  läfst.  Es  ist  bei 
unbefangener  Auslegung  nicht  wohl  anzunehmen,  dafs  hier  der  Begriff 
„anschaffen"  nicht  in  dem  weiteren  Sinn  gemeint  sein  sollte,  wie  ihn 
der  erste  Entwurf  in  dem  Zusatz  zu  Tarif  4  a  über  den  theoretischen 
Begriff  hinaus  für  die  steuerliche  Praxis  aufgestellt  hat.  Wenn  die 
Zusätze  der  Reichstagskommission  anders,  hätten  verstanden  werden 
sollen  im  Sinne  der  engeren  theoretischen  Begriffsbestimmung,  so  würde 
dies  sicher  durch  ausdrückliche  Einschränkung  aufser  Zweifel  gestellt 
worden  sein. 

Dieser  Auslegung  steht  auch  nicht  entgegen,  dafs  es  sich  in 
Tarif  4a  um  einen  Geschäftsstempel,  dagegen  in  der  Anmerkung  su 
Tarif  1  und  2,  sowie  in  §  3  des  Ges.  um  einen  Effektenstempel 
handelt.  Vielmehr  stellen  sich  auch  sachlich  die  beiderseitigen  Be- 
stimmungen als  Korrelate  dar,  wenn  dieselben  Geschäfte,  die,  wenn  im 
Inland  geschlossen,  steuerpflichtig  sind,  zwar,  wenn  im  Ausland  ge- 
schlossen, an  sich  steuerfrei  bleiben,  aber  doch  wenigstens  die  Wirkung 
haben,  dafs  die  auf  Grund  solcher  Geschäfte  ins  Inland  an  den  in* 
ländischen  Erwerber  gelangenden  Wertpapiere  selbst  steuerpflichtig 
werden. 

Endlich  wird  die  Steuerpflicht  der  fraglichen  Aktie  nicht  dadurch 
bedingt,    ob   der  Kläger  sie  weiter  in  den   inländischen  Verkehr  sa 
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liringen  oder  nur  sie  im  Inknde  anfzabewahren  gedenkt  Diesen 
Unterschied  macht  das  Gesetas  nicht 

Das  Beichsgericht  VI  wies  die  Revision  des  Klugen  am  4.  Joli 
1898  snrOck. 

Entscheidnngsgrttnde:  Die  Beklagte  stlitzt  die  von  ihr 
geltend  gemachte  Steaerpflicht  auf  den  Tarif  Nr.  Ib  in  Verbindung 
mit  der  Anmerkung  zu  Tarifhnmmer  1  und  2  bezw.  auf  §  8  Abs.  1 
dieses  Ges.  Nach  jener  Nr.  Ib  sind  mit  iVs^/o  steuerpflichtig  aus- 
ländische Aktien,  wenn  sie  im  Inlande  ausgehändigt  werden,  und  nach 
der  erwähnten  Anmerkung  wird  es  der  Aushändigung  ausländischer 
Wertpapiere  im  InUuide  gleiehgeachtet,  wenn  solche  Wertpapiere,  welche 
durch  ein  im  Aushinde  abgeschlossenes  Geschäft  von  einem  zur  Zeit 
des  Geschäftsabschlusses  im  Inlande  wohnhaften  Kontrahenten  an- 
geschafit  sind,  diesem  aus  dem  Auslande  übersandt  oder  von  ihm  oder 
einem  Vertreter  aus  dem  Auslande  abgeholt  werden.  Es  handelt  sich 
nur  darum,  ob  das  Wort  „angeschafft^  hier  und  in  dem  sich  an  diese 
Vorschrift  anschliefsenden  §  3  des  G^.  in  dem  bestimmten  technischen 
Sinne  zu  nehmen  ist,  der  nach  allgemeiner  Annahme  dem  Worte  „An- 
flchaffung*  in  Art.  271  Nr.  1  des  H.G.B  und  nach  der  Entscheidung 
der  vereinigten  Civilsenate  in  den  Entsch.  des  R.G.  in  Civ.S.  Bd.  31 
S.  18  ff.,  dem  Worte  „Anschaffnngsgeschäft^  in  Nr.  4  des  Tarifes  zum 
Reichastempelgesetze  vom  3.  Juni  1885,  und  dann  natflrlicb  auch  in 
der  entsprechenden  Bestimmung  desjenigen  vom  27.  April  1894  bei- 
wohnt und  nach  welchem  der  Erwerb  von  Aktien  durch  Gründung 
der  AktiengesellBchaft  nicht  unter  diese  Bezeichnung  fidlen  würde,  oder 
ob  dem  Worte  „angeschafft^  hier  ein  weiterer  Sinn  «beizulegen  ist,  so 
dafs  diejenigen  Vorgänge,  welche  nach  Nr.  4a  2  Abs.  2  des  Tarifes 
zum  Gres.  vom  27.  April  1894  „den  Anschaffungsgeschäften  gleich- 
stellen* sollen,  also  u.  a.  die  bei  Errichtung  einer  Aktiengesellschaft 
stattfindende  Übernahme  der  Aktien  durch  die  Gründer,  mit  darunter- 
fidlen. 

An  sich  wäre  es  natürlich  ausgeschlossen,  eine  Bestimmung,  welche 
in  Ansehung  einer  bestimmten  Abgabe  den  Anschafiungsgeschäften  ge- 
wisse andere  Vorgänge  gleichstellt,  ohne  weiteres  dazu  zu  ver- 
werten, um  an  einer  anderen  Stelle  desselben  Gesetzes,  wo  sich  eine 
entsprechende  Bestimmung  nicht  findet  in  Beziehung  auf  eine  andere 
Abgabe  unter  „Anschaffiangsgeschäft*  nun  gleich  jene  Verenge  mit- 
snverstehen.  Aber  so  liegt  die  Sache  hier  auch  nicht  Wenn  auch 
die  Worte  „Anschaffung"  und  „ Anschaffungsgeschäft **  durch  ihre  Zu- 
sammenstellung mit  dem  Kaufe  bezw.  mit  den  Kaufgeschäften  an  ge- 
wissen Gesetzesstellen  eine  ganz  bestimmte  technische  Bedeutung  erlangt 
haben,  so  ist  doch  damit  die  Thatsache  nicht  beseitigt,  dafs  das  Zeit- 
wort ^anschaffen"  an  sich  auch  in  einem  allgemeineren  Sinne  gebraucht 
werden  kann,  gleichbedeutend  mit  „erwerben*.  Nun  heifst  es  eben  an 
den  jetzt  in  Rede  stehenden  Gesetzesstellen  nicht  etwa:  , durch 
ein  Geschäft*   —  nun  freilich   nicht:    „erworben*,   sondern:    „an- 
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geschafft  sind^,  wo  aber  nichts  hindert,  ^angeschafit**  hier  in  dem 
allgemeineren  Sinne  von  „erworben"  zu  yerstehen;  dafs  aber  auch  die 
Gründung  einer  AktiengeseUschaft  ein  „ Geschäft*'  ist,  wird  niemand 
bezweifeln.  Dieser  freieren  Auslegung  den  Vorzug  zu  geben,  nötigt 
der  Umstand,  dafs  sonst  dem  Gesetze  ein  entschiedener  Mangel  an 
Folgerichtigkeit  vorzuwerfen  sein  wttrde,  darin,  dafs  bei  einer  Be- 
steuerungsvorschrift  den  Anschaffungsgeschäften  jeüe  anderen  Voigänge 
gleichgestellt  wären,  bei  einer  anderen  nicht,  ohne  dafs  doch  f^ 
diese  Verschiedenheit  irgend  ein  innerer  Grund  erfindlich  wäre. 

Der  Vorschrift  in  Art.  14  des  bayer.  Notartatsgesetzes  wird  nur 
durch  die  Beurkundung  eines  bayerischen  Notars  entstprochen. 

BeschluTs  des  obersten  Landesgerichts  in  München  vom  18.  Dezember  1897 

(Slg.  Bd.  16  S.  541), 

Aus  den  Gründen: 

Die  landgerichtliche  Entscheidung  ist  auf  nachstehende  Erwägungen 
gestützt:  Nach  Art.  14  des  Notariatsgesetzes  seien  über  alle  Verträge, 
welche  dingliche  Rechte  an  unbeweglichen  Sachen  betreffen,  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  Notariatsurkunden  zu  errichten,  somit  sei  auch  die 
Cession  einer  Hypothekforderung  behufs  ihrer  Gültigkeit  an  notarielle 
Fertigung  gebunden,  diese  Vorschriflt  greife  auch  im  vorliegenden 
Falle  Platz,  weil  nach  dem  feststehenden  Grundsatze  bei  Verträgen, 
welche  zur  Erwerbung  eines  dinglichen  Rechts  führen  sollen,  die  Form 
sich  nach  dem  Gesetze  der  belegenen  Sachen  zu  richten  habe;  auch 
bei  Verti^en,  welche  aufserhalb  des  Geltungsbereichs  des  Art.  14  des 
Notariatsgesetzes  geschlossen  werden,  müsse  die  notarielle  Beurkundungs- 
form als  Bedingung  ihrer  Gültigkeit  eingehalten  werden,  wenn  der 
Vertrag  Grundstücke  betreffe,  welche  innerhalb  des  Geltungsbereiches 
des  erwähnten  Gesetzesartikels  gelegen  seien;  unter  den  nach  Art  14 
erforderlichen  Urkunden  könnten  aber  nur  solche  verstanden  werden, 
welche  von  einem  bayerischen  Notare  errichtet  sind,  weil  das 
Notariatsgesetz  nur  von  dem  Notare  in  den  sieben  rechtsrheinischen 
Provinzen  Bayerns  handle,  weshalb,  wenn  im  Gesetze  vom  Notare  die 
Rede  sei,  immer  nur  der  nach  der  Vorschrift  des  ersten  Titels  in 
Bayern  angestellte  Notar  verstanden  werde,  bezüglich  dessen  die  Be- 
achtung der  Vorschriften  erwähnten  Gesetzes  durch  die  Möglichkeit 
der  Anwendung  der  Ordnungs-  und  Disciplinarstrafen  gesichert  sei; 
lediglich  ein  solcher  Notar  sei  zur  Beurkundung  jener  Rechtsgeschäfte 
und  Rechtsvorgänge  befugt,  deren  Rechts  Wirksamkeit  vom  Gesetze  an 
die  Errichtung  von  Notariatsurkunden  geknüpft  werde.  Diese  Aus- 
führungen lassen  im  allgemeinen  einen  Rechtsirrtum  nicht  erkennen 
und  könnten  nur  insofern  etwa  als  nicht  völlig  einwandfrei  erachtet 
werden,  als  die  Beschwerdeinstanz  mit  einem  Teile  ihrer  Ausführungen 
zu  der  Konsequenz  gelangen  müfste,  dafs  selbst  die  von  einem  der 
Herrschaft  des  Gesetzes  vom  10.  November  1861  unterstellten  baye- 
rischen Notare,  also  die  von  einem  Notare  in  der  Pfalz  beurkundete 
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Ceasion  der  in  einem  diesrheinischen  Hypothekenbnehe  eingetragenen 
Forderang  unvollziehbar  sei,  während  doch,  in  Widerspruch  mit  der 
besEQglichen  Auistellung,  an  anderer  Stelle  der  Gründe  nur  den  von 
einem  nichthayerischen  Notar  beurkundeten,  unter  Art.  14  füllenden 
Rechtsakten  die  Hechtsgültigkeit  abgesprochen  wird. 

Wenn  nun  gegenüber  dieser  Begründung  die  Beschwerdeführerin 
geltend  macht,  das  Notariatsgesetz  vom  10.  November  1861  stelle  in 
Art.  14  blofs  den  auf  dem  Gebiete  des  Allg.  Preufs.  Landrechts 
geltenden  Satz  auf:  „locus  regit  actum"^  und  enthalte  keine  Bestimmung 
des  Inhalts,  dafs  nur  solche  Notariatsurkunden  für  in  Bayern  in 
Betracht  kommende  Rechtsgeschäfte  Geltung  haben  sollen,  welche  von 
einem  bayerischen  Notare  errichtet  seien,  es  könne  vielmehr  aus  dem 
Gesetze  nur  entnommen  werden,  dafs  Verträge,  welche  zur  Erwerbung 
dinglicher  Rechte  an  unbeweglichen  Sachen  führen  sollen,  überhaupt  in 
notarieller  Form,  von  einem  Notare  errichtet  werden  müssen,  so  sind 
diese  Au&tellungen  als  verfehlt  zu  erachten,  wenn  sie  auch  in  vereinzelt 
stehenden  Äufserungen  der  Doktrin  eine  Stütze  finden  können  (s.  z.  B. 
Rehmy  Gesetz,  das  Notariat  betr.  Anm.  13  Abs.  2  u.  3  zu  Art  14, 
2.  Aufl.  S.  41—42). 

Das  Ges.  vom  10.  November  1861  hat  in  Art  14,  wie  in  allen 
anderen  seiner  Vorschriften,  selbstverständlich  nur  die  Zuständigkeit 
der  bayerischen  Notare  und  die  gesamten  Rechtsverhältnisse  des  Notariats- 
wesens für  Bayern  diesseits  des  Rheins  regeln  wollen  und  regeln 
können,  im  Anschlüsse  und  meistens  in  Übereinstimmung  mit  der  im 
kleineren  Teile  des  Königreichs  bereits  bestandenen  Rechtseinigung  des 
Notariats. 

Der  Grundsatz,  dafs  die  Bestimmungen  des  Notariatsgesetzes  nur 
auf  die  Notare  Bayerns  und  die  von  diesen  zu  errichtenden  Urkunden 
sich  beziehen,  ist  denn  auch  in  der  Rechtslehre  und  RechtsUbung  fast 
aosnahmslos  stets  anerkannt  worden ;  insbesondere  sind  die  Äufserungen 
von  Zink,  Bemerkung  7  zu  Art  11  (Dollmann ^  Gesetzgebung  etc. 
TL  II  Bd.  8  S.  404  ff.)  offenbar  nur  in  diesem  Sinne  zu  verstehen, 

s.  auch   Zeitschrift  des  Anwaltverems  Bd.  19  S.  381,   bayer. 
Notariatszeitung  Bd.  13  (1884)  S.  170  Anm.   1. 

Ausländische  Notariatsurkunden,  d.  h.  von  nichtbayerischen  Notaren 
errichtete  Urkunden  hat  der  Gesetzgeber  bei  seiner  Vorschrift  in  Art.  14 
nicht  im  Auge  gehabt;,  und  es  mufs  als  unstatthaft  abgelehnt  werden, 
zu  unterscheiden  zwischen  dem  Gebote  der  notariellen  Beurkundungs- 
form im  allgemeinen  und  den  Vorschriften  über  die  einzelnen  Förm- 
lichkeiten dieser  Art  von  Beurkundung  (so  Rehm  a.  a.  0.).  In  dieser 
Beziehung  kommt  insbesondere  noch  in  Betracht,  dafs  zur  Zeit  des 
Inkrafttretens  des  Ges.  vom  10.  November  1861  und  von  seinem 
Standpunkte  aus  eine  jede  aufserhalb  Bayerns  errichtete  Notariats- 
urkunde als  eine  inländische  nicht  angesehen  wurde,  und  dafs  in 
Ermangelung  eines  Reichsgesetzes,  betr.  das  Beurkundungswesen  und 
das  Notariat,  und  auf  die  Dauer  dieses  Mangels  reichsgesetzlicher  ein- 
heitlicher Regelung  auch  dermalen  noch  an  jener   ursprünglichen  Be- 
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deatnng  und  Wirkflamkeit  des  Art  14  amsomebr  festzokalteQ  ist,  als 
an  diesem  Rechtszustande  auch  durch  die  iniwischen  erlassenen  Normen 
Ober  Leistung  von  Rechtshillfe  nichts  gelindert  wurde,  indem  weder 
das  Ges.  vom  21.  Juni  1869,  die  G^wflbrung  der  RecbtshUlfe  betr., 
noch  das  Reichsgerichtsverfassungsgesetz,  noch  iigend  ein  anderes  Gesetz 
irgend  welche  Bestimmungen  über  Vollziehbarkeit  der  Urkunden  deut- 
scher Notare  innerhalb  des  gannsen  Bundesgebietes  aufgenommen  hat, 
soweit  es  sich  um  Akte  der  nichtstreitigen  Rechtspflege  handelt 

Die  Folgerung,  dafs  das  Gesetz  den  Ausschiufs  der  nichtbajerischen 
Notare  von  Beurkundungen  der  in  Art  14  angeführten  Rechtsgeschäfte 
ausdrücklich  hätte  verordnen  müssen,  wenn  es  diesen  Ausschiufs  be> 
absichtigt  hätte,  findet  ihre  Widerlegung  noch  durch  Hinweisung  auf 
Art  44  des  Not. Ges.,  wonach  die  Beteiligten  bei  der  Wahl  des  Notars 
nur  insoweit  frei  sind,  als  sie  nicht  auf  einen  Notar  des  Landgerichts- 
sprengeb,  in  dem  sie  wohnen  oder  in  welchem  der  Giigenstand  der 
Beurkundung  liegt,  gebunden  sein  sollen,  womit  mittelbar  die  Wahl 
eines  au(serhalb  Bayerns  befindlichen  Notars  ausgeschlossen  ist 

Auch  von  einer  Verletzung  der  Grundsätze  des  internationalen 
Privatrechts  kann  bei  solcher  Auslegung  des  Gesetzes,  insbesondere  des 
Art  14,  keine  Rede  sein;  der  Grundsatz  „locti8  regit  cuiuin*^  findet 
eben  durch  diese  Gesetzesvorscbrifl  eine  durch  die  Bestimmungen  in 
der  Gerichtsordnung  Kap.  XIV  §  7  Nr.  8  in  Verbindung  mit  der 
Allerh.  Verordnung  vom  11.  Juni  1816,  die  in  Oivilsachen  gegen 
Militärpersonen  anzuwendenden  Gesetze  betr.,  und  Art  81  des  Ausf.Ges. 
z.  R.C.Pr.O.  und  K.O.  gesetzlich  gerechtfertigte  Einschränkung.  Auch 
der  Gesichtspunkt  ist  nicht  zutreffend,  dafs  durch  eine  derartige  Aus- 
legung des  Art.  14  des  Not  Ges.  der  rechtsgeschäMiche  Verkehr  der 
aufserhalb  Bayerns  befindlichen  Personen  in  Bezug  auf  in  Bayern 
wahrzunehmende  Rechte  unmöglich  gemacht  oder  aufsergewtfhnlich 
erschwert  werde ,  indem  ja  diese  Beteiligten ,  falls  sie  nicht  persönlich 
vor  dem  bayerischen  Notar  sich  einfinden  wollen,  durch  Bevollmächtigte 
sich  vertreten  lassen  können. 


Erbfähigkeit  der  im  Auslande  wohnenden  Mönche  und  Nonnen. 
§§  1199  ff.  Ällg.  Preufs.  LJR.  II  Tu.  11. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  5.  Mai  1898  (Entsch.  Bd.  41  S.  808  ff.). 

Aus  den  Gründen: 

Unter  den  Parteien  ist  zunächst  streitig,  welches  Recht  für  die 
Frage  der  Erbfähigkeit  anzuwenden  sei. 

Mit  Bezug  auf  den  in  dem  Urteile  des  Obertribunales  vom 
17.  Januar  1860  (Entsch.  des  Obertribunals  Bd.  48  S.  242)  aus- 
gesprochenen Grundsatz,  es  sei  die  persönliche  Rechtsfähigkeit  nach 
den  Gesetzen  des  Wohnorts  zu  beurteilen,  nimmt  das  Landgericht  an, 
dafs  fhr  die  Erbfähigkeit  das  Recht  des  Wohnsity^es  der  Person,  hier 
also  das  holländische  bezw.  das  französische  Recht  malsgebend  sei;  es 
erkennt,  da  nach  beiden  Rechten  Mönche  und  Nonnen  erb-  und  erwerbs* 
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tüng  seien,  das  Erbrecht  der  Beklagten  an  and  hat  deshalb  schon  aus 
dieMm  Grande  die  KUge  abgewiesen. 

Der  Berafangsrichter  geht  dagegen  davon  aas,  dafs  lediglich 
preafsischee  Recht  Platz  greife,  und  führt  aus: 

Die  Regel,  dafs  die  Erbfllhigkeit ,  ab  sa  den  persönlichen  Eigen- 
schaften eines  Menschen  gehörig,  im  aligemeinen  gemafs  §  28  Einl.  z. 
A.L.R.  nach  dem  Rechte  am  Wohnsitze  des  Berofenen  za  beorteilen 
sei,  erleide  eine  Ausnahme  bei  den  im  öffentlichen  Interesse  g^ebenen 
Vorschriften  zwingender  Natur.  Durch  die  Vorschriften  der  §§  1199  ff. 
A.L.R.  II  11  solle  verhindert  werden,  dafs  Mönche  und  Nonnen  Erb- 
schaften erwerben  und  dadurch  auf  ihr  Kloster  bringen  könnten;  es 
sei  also  bezweckt,  dem  Anhäufen  von  Vermögen  in  der  sog.  toten 
Hand  entgegenzutreten,  damit  es  nicht  dem  Verkehre  dauernd  entzogen 
werde.  Dieser  Zweck  liegt  anf  volkswirtschaftlichem  Gebiete.  Jene 
Vorschriften  seien  also  im  öffentlichen  Interesse  gegeben  und  müfsten 
deshalb  auch  gegenüber  den  im  Auslande  wohnenden  Ordensangehörigen 
ZOT  Anwendung  kommen. 

Diese  Erwägungen  geben  zu  rechtlichen  Bedenken  keine  Ver- 
anlassung, sind  vielmehr  als  zutreffend  anzuerkennen.  Der  Beruftmgs- 
richter  erkennt  an  sich  den  im  §  23  Einl.  z.  A.L.R.  aufgestellten 
Ghrnndsatz  an,  dafs  die  Erbftlhigkeit  nach  dem  Rechte  des  Domizils  des 
Berufenen  zu  beurteilen  sei,  macht  von  dieser  allgemeinen  Regel  aber 
eine  Ausnahme  bei  den  im  öffentlichen  Interesse  gegebenen  Vorschriften 
zwingender  Natur  und  rechnet  zu  den  letzteren  die  in  den  §§  1199  ff. 
A.L.R.  n  11  getroffenen  Bestimmungen.  In  dieser  Auftkssung  be- 
findet sich  der  Beruftmgsrichter  in  Übereinstimmung  mit  dem  in  dem 
Urteile  des  erkennenden  Senates  vom  13.  Juli  1893  (Entsch.  d.  R.  Ger. 
in  Civils.  Bd.  82  8.  177)  ausgesprochenen  Grundsatze,  dafs  die  Vor- 
schriften der  §§  1199  a.  a.  0.  im  öffentlichen  Interesse  erlassen  sind 
und  selbst  dann  Anwendung  finden  müssen,  sofern  das  ausländische 
Recht  eine  entgegenstehende  Anordnung  enthält  Wenn  die  Revisions- 
beklagten geltend  machen,  dafs  der  erwähnte  Ausspruch  in  dem  ge- 
nannten Urteile  nur  nebensächlicher  Natur  sei,  so  ist  diese  Annahme 
unbegründet;  vielmehr  war  derselbe  gerade  ftir  die  materiellrechtliche 
Entscheidung  von  principieller  Bedeutung,  und  eine  nähere  Begründung 
ist  dort  deshalb  nur  unterblieben,  weil  es  sich  damals  lediglich  um  die 
Frage  der  Partei fähigkeit  einer  russischen  Nonne  handelte.  Mit 
dem  erwähnten  Grundsatz  steht  die  von  v.  Savigny  aufgestellte  und 
fiut  allgemein  anerkannte  Theorie  im  Einklänge,  dafs  das  Recht  des- 
jenigen RechtBgebietes  anzuwenden  ist,  welchem  das  Rechtsverhältnis 
setner  Natur  nach  angehört  und  unterworfen  ist  {v.  Savigny,  System 
Bd.  8  S.  28,  108).  Es  wird  daselbst  3.  313  und  161  ausgeführt, 
da(s  die  persönliche  Fähigkeit  der  zur  Erbschaft  berafenen  Personen 
in  der  Regel  nach  ihrem  Wohnsitz,  nicht  nach  dem  des  Erblassers 
za  beurteilen  ist,  und  zwar  nach  dem  Wohnsitze,  den  sie  zar  Zeit  des 
Todes  des  Erblassers  haben,  dafs  Ausnahmen  jedoch  da  eintreten,  wo 
GesetM  zwingender  Natur  in  Betracht  kommen,   und  dafs,  wenn  der 
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eingesetzte  Erbe  durch  den  bürgerlichen  Tod  nach  dem  Gresetze  seines 
Wohnsitzes  zur  Erbfolge  unfähig  ist,  welches  Hindernis  anderweit  nicht 
anerkannt  wird,  oder  wenn  ein  beschränkendes  Gesetz  ttber  den  Erwerb 
der  toten  Hand  entgegensteht ,  alsdann  nicht  das  am  Wohnsitze  des 
Erben,  sondern  das  am  Orte  des  urteilenden  Richters  geltende  Gesetz 
anzuwenden  ist  Mit  diesem  als  richtig  zu  erachtenden  Princip  stimmen 
ttberein  die  Ausführungen  bei  v.  Bar  (Internationales  Privatrecht  Bd.  1 
S.  414),  Stohbe  (Handbuch  des  deutschen  Privatrechts,  8.  Aufl.  Bd.  1 
S.  242,  286),  t'.  Roth  (System  des  deutschen  Privatrechts  Bd.  1 
S.  282 — 286,  294)  und  die  dort  angefahrten  Schriftsteller,  darunter 
auch  Förster  (Preufsisches  Privatrecht  Bd.  1  §  11),  femer  die  Be- 
schlüsse des  Knmmergerichts  vom  26.  Oktober  1885  und  4.  Mai  1888 
bei  Johow  (Jahrbücher  Bd.  6  S.  27  und  Bd.  8  S.  119).  Auch 
Dernburg  (Lehrbuch  des  Preufs.  Privatrechts  5.  Aufl.  Bd.  1  S.  50) 
legt  das  entscheidende  Gewicht  auf  den  Grund  und  Zweck  des  be- 
treffenden Gesetzes. 

Hiemach  hat  der  Berufxingsrichter  mit  Recht  angenommen,  dafs 
für  die  Frage  der  Erbfllbigkeit  der  beiden  Beklagten  nicht  das  holUln- 
dische  bezw.  französische,  sondem  lediglich  das  preufsische  Recht  sur 
Anwendung  kommt  .... 

Schenkung  vor  atisländischem  Notar. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Colmar  vom  25.  April  1898  (Jor.  Zeitschrift 
f.  Elsafs-Lothringen  Bd.  28  S.  442). 

Die  vor  einem  nicht  elsafs-lothringischen  Notar  errichtete  Schenkung 
einer  in  Elsafs  •  Lothringen  gelegenen  Liegenschaft  ist  sowohl  in  ding- 
licher wie  in  obligatorischer  Beziehung  kraft  Gesetzes  nichtig  und  kann 
daher  nicht  der  Schenkungsgebühr  unterworfen  werden. 

Anfechtung  eines   in  Baden  von  einer  Angehörigen  des  Staates 
Ohio,   Verein.  Staaten  von  Amerika,  errichteten  Testaments. 

Urteile  des  OberlaDdesgerichts  Karlsruhe,  I.  Civilsenat,  vom  23.  Oktober  1897, 

und  des  Reichsgerichts,   IL  Civilsenat,    vom  19.  April  1898  (Zeitschrift  für 

französ.  Civib^cht  Bd.  XXIX  S.  432  flF.). 

Die  Witwe  des  Johann  Peter  Dietz,  Angehörige  des  Staates  Ohio 
(Ver.  Staaten  von  Amerika)  war  nach  Deutschland  (Baden)  zurück- 
gekehrt und  hatte  unter  Ausschliefsung  ihrer  in  Amerika  vorhandenen 
gesetzlichen  Erben  über  ihren  Nacblafs  zu  Gunsten  ihrer  Schwester, 
einer  Witwe  KnoU,  in  mehreren  Testamenten  verfügt.  Die  Erben 
fochten  nach  dem  Tode  der  Erblasserin  diese  Testamente  aus  mehreren 
Gründen  an,  insbesondere  wegen  von  der  Witwe  KnoU  auf  die  Testiererin 
ausgeübten  Zwanges. 

Sie  drangen  mit  der  Klage  in  beiden  Instanzen  durch,  und  er- 
wirkten die  Verarteilnng  der  Rechtsnachfolger  der  Witwe  KnoU  zur 
Herausgabe  des  Ererbten   bezw.  zur  Erstattung   des  Wertes  des  nicht 
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mehr  Vorhandenen,  sowie  die  Einwilligang  zur  Verteilung  des  Näch- 
lasBeB  anf  Omnd  älterer,  den  Kll&gem  vorteilhafter  Teetamente. 

Ana  den  Grttnden  des  Bernfangsgerichts: 

^Zunächst  war  nach  badischem  Rechte  zn  prttfen,  ob  (dr 
die  Benrteilnng  der  klttgerischerseits  geltend  gemachten  Anfechtongs- 
grttnde  das  inländische  oder  das  von  den  Klägern  angerofane  ans- 
ländische  Recht  mafsgebend  sei. 

Indem  sich  das  Unteigericht  für  die  letztere  Annahme  entschied, 
hat  es  nach  diesseitiger  Anfbssung  die  hier  in  Betracht  kommenden 
Gesetzesvorschriften  richtig  ausgelegt  nnd  zur  Anwendung  gebracht. 

Nach  §  2  lit.  1  des  VI.  bad.  Konstitutionsedikts  vom  4.  Juni  1808, 
wdchee  gemäfs  Art  18.  des  I.  Einführungsediktes  zum  Landrechte 
neben  dem  letzteren  noch  in  Kraft  geblieben,  ist  für  die  Erbfolge  in 
das  Vermögen  eines  Ausländers ,  auch  wenn  dieser  im  Inlande  ge- 
storben ist  und  hier  seinen  letzten  Wohnsitz  gehabt  hat,  das  Recht 
des  Heimats Staates  desselben  entscheidend. 

Die  im  weiteren  sich  aufvirerfende  Frage,  ob  hiemach  das  be- 
trefiende  ausländische  Recht  sofort  auch  in  materieller  Beziehung  zu 
Grunde  zu  legen  sei,  wurde  in  Übereinstimmung  mit  der  diesseitigen, 
in  Sachen  Creuzburg  gegen  Niemayer  und  Genossen  unterm  22.  No- 
vember 1898  erlassenen  und  vom  Reichsgerichte  in  seinem  Urteile  vom 
24.  April  1894  gebilligten  Entscheidung,  wegen  deren  des  näheren 
auf  Bd.  60  der  badisehen  Annalen  S.  213  fi.  verwiesen  wird,  bejaht. 

Es  wurde  hierdurch  das  frtlher  von  den  Gerichten  mehrfach  fest- 
gehaltene Frincip  der  sogenannten  Rückverweisung  für  unzulässig 
eiklärt,  also  verneint,  dafs  zunächst  wieder  nach  den  Bestim- 
mungen des  beztlglichen  ausländischen  Rechtes  die 
Frage,  welche  Gesetze  für  die  materiellen  erbrechtlichen  Ansprtlche 
mufsgebend  seien,  zu  prüfen  sei. 

Mit  Unrecht  berief  sich  der  Vertreter  der  Beklagten  für  die  An- 
wendung des  badischen  Rechts  auf  §  18  lit.  b  des  angerufenen 
VI.  Konstitutionsedikts,  wonach  für  die  von  fremden  Staatsbüzgem  im 
Inlande  vorgenommenen  erlaubten  und  unerlaubten  Handlungen  die 
Gesetze  des  Ortes,  an  welchen  solche  begangen  wurden,  entscheidend 
sein  sollen. 

Denn  diese  Bestimmung  darf  offenbar  nicht  auch  auf  die  erb- 
rechtlichen  Verhältnisse  ausgedehnt  werden,  da  für  letztere  in  dem 
gleichen  Konstitutionsedikte  in  dem  erwähnten  §  2  lit  b  eine  specielle 
und  umfassende  Norm  gegeben  worden  ist,  welche  sowohl  bei  der 
testamentarischen  als  der  gesetzlichen  Erbfolge  angewendet  werden  mufs. 

Bei  dieser  Auillassung  war  es  von  keiner  Bedeutung,  ob  etwa  die 
Gerichte  des  Staates  Ohio,  wenn  sie  den  vorwtirfigen  Prozefs  zu  ent- 
scheiden hätten,  das  an  dem  letzten  Wohnsitze  der  Erblasserin  geltende, 
also  das  badische  Recht,  zu  Grunde  legen  würden. 

£s  kann  aber  kein  Zweifel  darüber  obwalten,  dafs  das  vorgelegte 
Gesetzbuch  des  Staates  Ohio  (y,The  State  of  Ohio  general  and  locäl 
law8  and  joifii  resolutions  etc.''     Vol.  75  v.  J.  1878.    Vergl.  S.  888) 
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hinstchtlich  des  Zwangs,  keine  strengeren  Voraassetsnngen  als  das 
badische  Recht  anfetellen  will;  es  sind  daher  die  angefochtenen  Testa- 
mente wegen  Zwangs  für  nichtig  zu  erklären,  wenn  Thatsachen  vor- 
liegen, welche  auch  nach  badisehem  Rechte  die  Nichtigkeit  ans  jenem 
Gmnde  herbei^hren  mUfsten.**  (Im  folgenden  wird  das  Vorhandensein 
solcher  Thatsachen  dargelegt.) 

Die  Revision  der  Beklagten  wurde  zurückgewiesen. 

Aus   den   Gründen   des   Reichsgerichts. 

„Das  von  dem  Berufungsgericht  f^  mafsgebend  erachtete  Civilreeht 
des  Staates  Ohio  ist  nach  §  511  G.Pr.0.  nicht  revisibel  und  das  badische 
Landrecht  nach  dessen  Sätzen  (L.R.S.  S.  901b,  1109,  1111—1117) 
zufolge  der  Feststellung,  dafs  das  Recht  von  Ohio  im  Vergleiche  mit 
jenem  die  Anfechtung  letztwilliger  Verfolgungen  wegen  Zwangs  jeden- 
fiJls  nicht  erschwere,  durch  die  getroffene  Entscheidung  nicht  verletzt*^ 

Sicherheit   für  die   Proeefskosten.     Berufungsinstane.     Erbe  des 
Klägers,  welcher  Ausländer  war. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  25.  Januar  1898  (Zdtschrift  für  französ. 
GivUrecht  Bd.  29  S.  498). 

Aus   den   Gründen: 

„Hat  der  Beklagte  in  erster  Instanz  dem  Kläger  gegenüber, 
welcher  Ausländer  war,  auf  die  prozefshinderude  Einrede  der  mangehi- 
den  Sicherheit  für  die  Prozefskosten  (§  247  Ziff.  4  C.Pr.O.)  wirksam 
verzichtet,  so  darf  er  nach  §  409  Abs.  1  C.Pr.O.  in  der  Berufungsinstanz 
diese  Einrede  den  Erben  des  Klägers,  welche  Ausländer  sind,  gegenüber 
nur  dann  noch  geltend  machen,  wenn  er  glaubhaft  macht,  dafs  er  ohne 
sein  Verschulden  aufser  stände  gewesen  sei,  sie  in  erster  Instanz  vor- 
zubringen. Hat  der  Beklagte  solches  nicht  glaubhaft  gemacht,  so  wirkt 
der  in  erster  Instanz  eingetretene  Verlust  der  Geltendmachung  dieser 
Einrede  auch  in  der  Berufungsinstanz  fort.  Das  Gesetz  macht  hierbei 
keinen  Unterschied  fUr  den  Fall,  dafs  während  des  Rechtsstreites  andere 
Personen  an  die  Stelle  des  ursprünglichen  Klägers  treten.  Dieser 
Wechsel  in  der  Person  des  Klägers  würde  nur  dann  von  Bedeutung 
sein,  wenn  der  Kläger  an  sich  ftlr  seine  Person  von  der  Sicherheits- 
leistung befreit  gewesen,  eine  solche  Befreiung  aber  bei  seinen  Rechts- 
nachfolgern nicht  vorbanden  wäre,  indem  dann  die  Annahme  zutreffen 
würde,  dafs  der  Beklagte  ohne  sein  Verschulden  aufser  stände  gewesen 
wäre,  die  Einrede  gleichzeitig  vorzubringen.*' 

Bei  der  Zustellung  eines  VerSäumnisurteiles  an  eine  im  Auslände 

wohnende  P<xrtei  ist  eine  vorherige  Aufforderung  mr  Benennung 

eines  ZusteUungsbevollmächtigten  nicht  erforderlich. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  in  Köln  vom  26.  JoH  1869  (Archiv  für  das 

Civil-  u.  Kriminalrecht  der  Preufs.  Rheinprovinz  Bd.  94,  N.  F.  87, 

1.  Abt.  S.    '-^^ 


Gründe:     Die  Beschwerde  ist  an  sich    zulässig  und   auch   sach- 
lich begründet. 


Digitized  by 


Googl( 


Bürgerliches  Recht  etc.  —  Civilprozefs.  137 

DaTs  die  klare  Wort&flBQDg  des  §  160  Abs.  2  der  C.Fr.0.  an 
sich  keinen  Zweifel  giebt,  wird  auch  von  dem  Landgericht  nicht  ver- 
kannt Der  angefochtene  Beschlufs  glaubt  aber  ans  dem  Zusammen- 
hange der  in  der  Civilproasefsordnang  ttber  das  ZasteUangswesen  ge« 
troffenen  Bestimmungen,  aus  der  Gegenüberstellung  von  Abs.  1  und  2 
des  §  160  und  der  besonderen  Vorschrift  des  §  804  Abs.  2  der  CIV.O. 
folgorn  zu  müssen,  dafs  bei  der  Zustellung  von  Versftumnisurteilen  an 
die  im  Auslande  wohnende  Partei  der  §  160  Abs.  2  daselbst  nur  dann 
zur  Anwendung  komme,  wenn  diese  Partei  vorher  erfolglos  zur  Be« 
nennung  eines  Zustellungsbevollmächtigten  au fge fordert  war.  Dieser 
Auf&ssung  kann  jedoch  nicht  beigetreten  werden. 

Gegenüber  den  allgemeinen  Erwttgnngen  des  Landgerichts  ist 
danmf  hinzuweisen,  dafs,  wenn  die  Givilprozefsordnung  das  Zustellungs- 
ver&hren  durchaus  förmlich  geregelt  hat,  dies  bezüglich  der  §§  160, 
161  zunächst  nur  den  Schlufs  gestattet,  dafs  der  Gesetzgeber  die  dort 
unter  besonderen  Voraussetzungen  zugelassene  Zahlungsweise  für  aUe 
in  Betracht  kommenden  Fälle  als  ausreichend  erachtet  hat  Denn  ist 
das  Zustellungswesen  durch  die  Prozefsordnung  sorgfältig  und  er- 
schöpfend geordnet  so  ist  nicht  einzusehen,  warum  der  §  160  Abs.  2 
das  vom  Landgericht  aufgestellte  weitere  Erfordernis  einer  vorgängigen 
Aufforderung  nicht  ausdrücklich  erwähnt  haben  sollte.  Von  demselben 
Gesichtspunkte  aus  ist  es  auch  nicht  folgerichtig,  wenn  das  Landgericht 
mit  Rücksicht  auf  die  einschneidende  Folge  einer  nach  §  161  bewirkten 
Zustellung  eines  Versäumnisurteils  noch  eine  besondere,  die  Tragweite 
dieser  Vorschrift  auf  das  Versäumnisverfahren  erstreckende  Bestimmung 
▼erkngt,  da  der  WiFe  des  Gesetzgebers  durch  die  gedachte  Vorschrift 
selbst  unzweideutig  zum  Ausdrucke  gebracht  ist.  Femer  berechtigt 
gerade  der  Zusammenhang  der  beiden  Absätze  des  §  160  zu  der  An- 
nahme, dafs  der  Gresetzgeber  die  in  Frage  stehende  Verpflichtung  im 
Falle  des  Abs.  1  nur  auf  Grund  einer  auf  Antrag  und  nach  Ermessen 
des  Gerichts  zu  treffenden  Anordnung,  dagegen  im  Falle  des  Abs.  2 
kraft  Gesetzes  hat  eintreten  lassen  wollen. 

Ebensowenig  läfst  sich  aber  auch  der  §  304  Abs.  2  der  C.Pr.0. 
ftlr  die  Auffassung  des  Landgerichts  ernstlich  verwerten.  Diese  Be- 
stimmung trägt  lediglich  dem  Umstände  Rechnung,  dafs  für  die  im 
Auslände  wohnende  Partei  die  Erhebung  des  Einspruchs  mit  grüfserer 
Schwierigkeit  verbunden  sein  kann,  als  sie  bei  Festsetzung  der  regel- 
mäfingen  Einspruchsfrist  vorausgesetzt  ist  Für  diesen  Fall  ermöglicht 
der  §  804  Abs.  2  die  Verlängerung  dieser  Frist,  ganz  ebenso  wie  aus 
derselben  Rücksicht  nach  §  234  der  G.Pr.O.  der  Vorsitzende  b^  Fest- 
setzung des  Verhandlungstermins  zu  Gunsten  der  im  AusUmd  wohnen- 
den Partei  die  Einlassungsfrist  über  die  regelmäfsige  Frist  hinaus 
entrecken  kann.  Anerkannterroafsen  findet  deshalb  der  §  804  Abs.  2 
ebensowohl  Anwendung,  wenn  die  Möglichkeit  einer  Zustellung  mittels 
Aufgabe  zur  Post  vorliegt,  als  wenn  die  Zustellung  in  Gemäfsheit  des 
§  182  der  C.Pr.0.  erfolgt  Denn  im  Sinne  des  §  804  Abs.  2  bleibt 
die  Zustellung  nach   §  161    eine  Zustellung   im  Auslande,   wenngleich 
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sie  mit  der  Aufgabe  zur  Post  als  bewirkt  anzusehen  ist  Das  Neben- 
einanderbestehen der  §§  161  nnd  182  ergiebt  daher  gegenüber  der  im 
Auslande  wohnenden  Partei  lediglich  eine  wahlweise  gestattete,  doppelte 
Zustellungsform,  bezOglich  deren  der  §  304  Abs.  2  gleichmUfsig  zur 
Anwendung  kommt  Die  letztere  Vorschrift  kann  daher  die  vom  Land- 
gericht daraus  gezogene  Folgerung  nicht  rechtfertigen  (vergl.  Struck- 
mann-Koch,  C.Pr.0.  §  160  Nr.  1,  §  161  A.  2,  §  182  A.  4,  §  804 
A.  2;  WOmowski'Levy,  CPr.O.  §  160  A.  2c  und  3,  §  161  A.  3—5; 
Seufferi,  CPr.O.  §  160  A.  2,  §  161  A.  3,  §  804  A.  3;  Gaupp  §  161 
A.  II;  Buschy  Zeitscbrift  Bd.  13  S.  373). 

Im  Yorliegenden  Falle  ergiebt  sich  aus  der  Erklärung  des  Gerichts- 
schreibers und  dem  angefochtenen  Beschlüsse,  dafs  die  Zustellung  des 
Urteib  vom  15.  April  1898  vorschriftsmüfsig  nach  §  161  der  CPr.O. 
geschehen  ist  und  zwar  am  3.  Mai  1898.  Da  die  Einspruchsfrist  im 
Urteil  auf  vier  Wochen  festgesetzt  ist,  war  mangels  Einlegung  eines 
Einspruchs  der  Gerichtsschreiber  am  4.  Juni  1898  verpflichtet,  das 
Zeugnis  der  Rechtskraft  und  die  Vollstreckungsklausel  zu  erteilen. Q^ 

Ist  nach  der  österreichischen  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  1896 
die  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  64  Ziff.  5  CPr.O.  verbürgt? 

UrteU  des  Reichsgerichts  vom  15.  Juni  1898  (Entsch.  Bd.  41  S.  424  ff.). 

Der  Kl&ger,  der  in  Osterreich  domiziliert  ist,  hatte  gegen  den 
damals  und  jetzt  in  Berlin  wohnhaften  Beklagten  auf  Klagen,  die  dem- 
selben in  seinem  Bureau  durch  Übergabe  an  einen  Schreiber  im  Wege 
der  Rechtshttlfe  durch  einen  vom  Amtsgerichte  I  Berlin  dazu  beauf- 
tragten Gerichtsvollzieher  zugestellt  waren,  rechtskrilftige  Urteile  des 
Handelsgerichtes  zu  Prag  vom  Jahre  1883  und  1884  auf  Zahlung  von 
drei  in  Prag  domizilierten  Wechseln  erstritten  und  erhob  im  Jahre 
1895  Klage  auf  Erlafs  des  Vollstreckungsurteils.  Der  Beklagte  be- 
antragte Abweisung  der  Klage,  weil  ihm  weder  die  1883  erhobene 
EHage,  noch  die  Urteile  zugestellt  worden,  auch  die  Gegenseitigkeit 
nicht  verbürgt  sei. 

Der  erste  Richter  erkannte  nach  der  Klage  und  die  Berufung 
wurde  zurückgewiesen. 

Auf  die  Revision  des  Beklagten  ist  die  Klage  abgewiesen  worden 
aus  folgenden  Gründen: 

....  Dem  Berufongsrichter  kann  in  der  Beurteilung  des  unter 
Ziff.  5  des  §  661  CPr.O.  aufgestellten  Erfordernisses  der  verbürgten 
Gegenseitigkeit  nicht  beigetreten  werden.  Dabei  ist  davon  auszugehen, 
dafs  das  Vollstreckungsurteil  nach  §  661  CPr.O.  nur  erlassen  werden 
kann,  wenn  die  gesetzliche  Voraussetzung  der  verbürgten  Gegenseitigkeit 
zur  Zeit  des  Erlasses  des  Vollstreckungsurteiles  vor- 
handen ist  Es  kommt  deshalb  darauf  nicht  an,  dafs  die  Gegenseitig- 
keit in  Osterreich  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1897  durch  die  that- 
sttchliche  Übung  der  Gerichte  verbürgt  war,  wie  das  Reichsgericht 
wiederholt   angenommen    hat     Da   das    Berufungsurteil ,    welches   das 
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yolbtreckungBaTteil  enthttlt,  am  4.  Januar  1898  ergangen  ist,  war  za 
prüfen,  ob  nach  der  am  1.  Jannar  1898  in  Kraft  getretenen  öeter- 
reicbiBchen  Ezek.0.  vom  27.  Mai  1896  (Ost.  R.G.B1.  S.  269)  die 
Gegenseitigkeit  yerbürgt  ist.  Der  Berafungsrichter  hat  dieselbe  nicht 
aoTser  acht  gelassen,  aber  doch  auf  Grand  derselben  keine  solche 
FestBtellang  getroffen,  die  nach  §  525  G.Pr.0.  fVtt  den  Revisionsrichter 
bindend  wttre. 

Der  §  79  jener  Ezek.O.  läfst  die  Exekution  ans  Urteilen  ans- 
wSrtiger  Gerichte  nur  ssu,  wenn  die  Gegenseitigkeit  durch  Staats- 
▼  erträge  oder  durch  direkt  erlassene,  im  Reichs- 
gesetzblatt kundgegebene  Regierungserklttrungen  ver- 
bttigt  ist  Aufserdem  fordert  der  §  80  der  Exek.O.  neben  der 
Zustttndigkeit  des  auswflrtigen  Gerichtes  und  der  Rechtskraft  des  Ur- 
teilea  unter  2,  daPs  die  Ladung,  durch  die  das  Verfahr^i  von  dem 
auBwSrtigen  Gerichte  eingeleitet  worden,  der  Person,  gegen  die  in 
Osterreich  aus  dem  auswärtigen  Urteile  die  Exekution  geftihrt  weiden 
soll,  entweder  in  dem  auswttrtigen  Gebiete  oder  mittels  Gewährung  der 
Rechtshttlfe  in  einem  anderen  Staatsgebiete,  oder  im  Inlande  zu 
eigenen  Händen  zugestellt  worden  ist.  Ladung  durch  Ersatz- 
Zustellung  ist,  abweichend  von  §  661  Ziff.  4  C.Pr.O.,  nicht  zugelassen. 

Danach  kann  seit  dem  1.  Januar  1898  das  Urteil  eines  deutschen 
Gerichtes  in  Osterreich  nur  dann  vollstreckt  werden,  wenn  dem  Exe- 
quenden  die  Ladung  in  Person  zugestellt  worden  ist.  Die  notwendige 
Folge  ist,  dafs  seit  dem  1.  Jannar  1898  auch  ein  in  Osterreich  gegen 
einen  Deutschen  ergangenes  Urteil  im  Deutschen  Reich  nur  vollstreckt, 
das  Yollstreckungsurteil  Mr  ein  solches  Urteil  nur  dann  erlassen  werden 
darf,  wenn  die  Ladung  dem  verklagten  Deutschen  in  Person  zugestellt 
ist.  Die  Urteile  der  österreichischen  Gericlite,  für  welche  der  Klüger 
das  Yollstreckungsurteil  verlangt,  sind  aber  auf  Klagen  ergangen,  die 
dem  Beklagten,  wie  festgestellt,  nicht  in  Person  zugestellt  sind.  Fttr 
diese  Urteile  kann  deshalb  nach  dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit 
die  Vollstreckung  in  Deutschland  nicht  gefordert  werden. 

Daran  wird  dadurch  nichts  geändert,  dafs  durch  Verordnung  des 
Osterreichischen  Justizministers  vom  10.  Dezember  1897  im  Reichs- 
gesetzblatt für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
(S.  1477)  bekannt  gegeben  ist,  die  Gegenseitigkeit  sei  für  die  im  §  1 
Ziff.  1,  2,  3,  7  und  11  der  Exek.O.  angeführten  Exekutionstitel  auch 
als  verbürgt  anzusehen,  wenn  es  sich  gemäfb  §  79  der  Exek.O.  um 
Exekutionen  auf  Grund  von  Akten  und  Urkunden  handele,  die  im 
Deutschen  Reiche  errichtet  werden.  Denn  der  §  80  der  Exek.O. 
fordert  „Überdies'',  d.  h.  aufser  der  kundgemachten  verbürgten 
Gegenseitigkeit,  für  die  Exekution  von  Erkenntnissen  auswärtiger 
Gerichte  die  Erfüllung  der  oben  ertfrterten,  hier  fehlenden  Voraus- 
setzung unter  2.  Fttr  Urteile  deutscher  Gerichte,  die  gegen  einen 
nicht  persönlich  geladenen  Österreicher  ergangen,  ist  dadurch  die 
Gegenseitigkeit  offensichtlich  nicht  verbürgt  Und  es  kann  nicht  in 
Zweifel  gezogen   werden,  dafs  damit  die  Gegenseitigkeit,   die  §  661 
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Ziff.  5  fordert,  in  einem  wesentlichen  Punkte  fehlt,  wenn  ee  auch 
richtig  ist,  dafs  nach  §  80  Ziff.  2  der  Exek.O.  die  £xekution  in  Öster- 
reich auch  gegen  einen  Deutschen  und  aus  deutschem  Urteile 
nur  zulttssig  ist,  wenn  er  im  Prozefs  persönlich  geladen  war. 

Darauf,  dalb  der  Beklagte  in  dem  Verfahren  Tor  den  öster- 
reichischen Gerichten  nach  den  damals  geltenden  Vor- 
schriften und  auch  dem  §  661  Ziff.  4  der  deutschen  G.Pr.0.  ent- 
sprechend gesetzlich  geladen  war,  kommt  es  nicht  an.  Weder  die 
Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  1896,  noch  die  Verordnung  vom 
10.  Dezember  1897  bieten  irgend  einen  Anhalt  dafür,  dafs  die  Elze- 
kutionsordnung  entgegen  ihrer  rechtlichen  Natur  des  Pk-ozefsgesetses 
und  öffentlichen  Rechtes  nicht  sofort  unbeschränkt  Anwendung  finden 
soll,  und  die  österreichischen  Gerichte  ermächtigt  wHren,  für  Urteile, 
die  vor  dem  1.  Januar  1898  ergangen,  von  dem  Erfordernisse  Ziffl  2 
des  §  80  abzusehen  .... 

Unier  welchen  Voraussetsfungen  Joannen  Angehörige  der  schwelge- 
rischen Eidgenossenschaft  den  Schutz  des  deutschen  Reichsgesetees 
vom  11.  Januar  1876,  betr.  das  Urheberrecht  an  Mustern  und 
Modellen,,  in  Anspruch  nehmen?  Deutsch-schweizerisches  überetn- 
kommen  vom  13.  April  1892,  betr.  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster- 
und  Markenschutz  (R.G.Bl  1894  S.  511). 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  16.  April  1898  (Entsch.  in  Civils.  Bd.  41 

S.  77  ff.). 

Der  Kläger,  der  in  der  Schweiz  die  Fabrikation  von  Stickereien, 
Passeroentrie  und  Spitzen  betrieb  und  im  Jahre  1895  in  Berlin  eine 
Zweigniederlassung  besafs,  liefs  am  25.  November  1895  ein  Modell  in 
das  Musterregister  des  Amtsgerichts  I  zu  Berlin  mit  einer  dreijährigen 
Schutzfrist  eintragen.  Die  Beklagte  liefs  innerhalb  der  Schutzfrist 
15  Meter  dieses  Musters  auf  Bestellung  anfertigen  und  verkaufte  die- 
selben. Der  Klttger  beantragte  deshalb,  die  Beklagte  zu  verurteilen: 
1.  anzuerkennen,  dafs  sie  nicht  berechtigt  sei,  das  dem  Kläger  ge- 
schützte Muster  herzustellen,  herstellen  zu  lassen,  in  Verkehr  zu  bringen 
oder  feilzuhalten;  2.  die  vorhandenen,  dem  Muster  entsprechenden 
Waren  zum  Zwecke  der  amtlichen  Aufbewahrung  bis  zum  Abkufe  der 
Schutzfrist  an  einen  vom  Kläger  zu  beauftragenden  Gerichtsvollzieher  an 
übergeben. 

Der  Kläger  stützte  seine  Anträge  auf  das  Reichsgesetz  vom  1 1.  Januar 
1 876 ,  betr.  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen ,  und  auf  das 
Übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweiz,  betr. 
den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz,  vom  13.  April 
1892.  Die  Beklagte  machte  geltend:  a)  Kläger  habe  im  Inlando 
weder  einen  Wohnsitz,  noch  eine  Hauptniederlassung,  hätte  daher  die 
Anmeldung  der  Niederlegung  des  Musters  nicht  in  Berlin,  sondern  in 
Leipzig  bewirken  müssen*,  b)  der  Schutz  des  Gesetzes  vom  11.  Januar 
1876   stehe  dem  Kläger   überhaupt  nicht  zu,   da  Kläger  das  streitige 
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Muster  nicht  im  Inlande  fitbriziere;  c)  das  Muster  sei  fflkr  plastische 
Eneugniflse  angemeldet,  das  Plastische  daran  sei  jedoch  nicht  neu, 
sondern  lange  7or  1895  bekannt  gewesen. 

Das  Landgericht  wies  die  Klage  ab,  und  die  70m  EJUger  ein- 
gelegte Beroftmg  wurde  zurückgewiesen.  Das  Reichsgericht  hat  auf 
die  Revision  des  Kittgers  das  Beruftmgsurteil  aufgehoben  aus  folgenden 
Grttnden: 

Die  Vorinstanzen  gehen  davon  aus,  dafs  das  Reichsgesetz  vom 
11.  Januar  1876  nach  §  16  Abs.  1  Anwendung  findet  „auf  alle  Muster 
und  Modelle  inländischer  Urheber,  sofern  die  nach  den  Mustern  oder 
Modellen  hergestellten  Erzeugnisse  im  Inlande  verfertigt  sind",  während, 
abgesehen  von  der  hier  nicht  in  Frage  kommenden  Bestimmung  im 
Abs.  2,  zufolge  Abs.  3  des  §  16  „im  flbrigen  der  Schutz  der  aus- 
ländischen Urheber  sich  nach  den  bestehenden  Staatsverträgen  richtet". 
Das  Übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweiz 
vom  13.  April  1892  beschränkt  sich  nach  der  Auflassung  der  Instanz- 
gerichte darauf,  die  Angehörigen  des  einen  vertragschliefsenden  Teiles 
im  Gebiete  des  anderen  in  Bezug  auf  den  Schutz  von  Mustern  und 
Modellen  den  eigenen  Angehörigen  gleichzustellen.  Daraus  folge  aber 
nicht,  dafs  hinsichtlich  des  Erfordernisses  der  Fabrikation  im  Inlande, 
welches  §  16  Abs.  1  des  deutschen  Gesetzes  ftlr  die  Gewährung  des 
Schutzes  von  Geschmacksmustern  aufstellt,  das  Deutsche  Reich  und  die 
Schweiz  als  ein  Gebiet  zu  betrachten  seien,  wie  dies  z.  B.  im  Art  7 
Abs.  4  des  Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Spanien  vom  12.  Juli  1883  (R.G.B1.  S.  312)  ausgesprochen 
sei.  Mangels  einer  ähnlichen  Bestimmung  im  deutsch -schweizerischen 
Vertrage  sei  für  Schweizer,  wie  für  Deutsche,  die  Anwendung  des 
deutschen  Gesetzes  dadurch  bedingt,  dafs  die  Anfertigung  des  Erzeug- 
nisses in  Deutschland  stattfinde.  Anderenfidls  würden  nach  der  Ansicht 
des  Berufimgsgerichtes  die  Schweizer  im  Deutschen  Reiche  besser  gestellt 
sein  als  die  Reichsangehörigen.  Nicht  für  durchgreifend  erachtet  das 
Berufungsgericht  das  Bedenken,  dafs  nach  seiner  Auflassung  das  Über- 
einkommen vom  13.  April  1892  den  Schweizern  nur  für  einen  prak- 
tisch ziemlich  bedeutungslosen  Fall  einen  über  das  Gesetz  vom  11.  Januar 
1876  hinausgehenden  Schutz  gewähre,  nämlich  nur  für  den  Fall,  dafs 
der  Schweizer  die  Fabrikation  der  nach  den  Mustern  oder  Modellen 
hergestellten  Erzeugnisse  in  Deutschland  nicht  in  eigener  Niederlassung, 
sondern  bei  einem  Dritten  betreibe.  Denn  das  gedachte  Übereinkommen 
entrecke  sich  nicht  blofs  auf  Geschmacksmuster,  sondern  umfasse  auch 
den  Patent-,  Gebrauchsmuster-  und  Markenschutz.  Ebensowenig  treffe 
das  aus  Art  5  des  Übereinkommens  hergeleitete  Bedenken  zu,  da  hier 
keiner  der  in  dietBer  Bestimmung  geregelten  Fälle  gegeben  sei. 

Das  Reichsgericht  vermag  sich  dieser  Auffassung  nicht  anzuschliefsen. 
Zwar  ist  anzuerkennen,  dafs  sie  mit  dem  Wortlaute  des  Art.  1  der 
Übereinkunft  vom  18.  April  1892,  wenn  dieser  Artikel  allein  in 
Betradit  gezogen   wird,    wohl    vereinbar   sein  wCb-de.     Berücksichtigt 

aber  den  Stand  der  derzeitigen  schweizerischen  Greseta^ebung  und 
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den  sonstigea  Inhalt  des  ÜbereinkoDimens,  insbesondere  dessen  Art.  5, 
so  zeigt  sich,  dafs  die  Auslegung  der  Instanzgericlite  zu  einem  der 
Billigkeit  und  der  Gesamttendenz  des  Staatsvertrages  nicht  entsprechenden 
Ergebnisse  fUhrt. 

Nach  dem  schweizerischen  Bundesgesetz  vom  21.  Dezember  1888« 
betr.  die  gewerblichen  Muster  und  Modelle,  kann  Jedermann,  gleichviel 
ob  Inländer  oder  Ausländer,  den  durch  dieses  Gesetz  gewährten  Schatz 
für  neue  gewerbliche  Muster  und  Modelle  erlangen,  wenn  er  ditsselben 
bei  dem  Eidgenössischen  Amte  f)lr  geistiges  Eigentum  hinterlegt  und 
die  vorgeschriebene  Hinterlegungsgebuhr  entrichtet  Wer  nicht  in  der 
Schweiz  wohnt,  mufs  einen  in  der  Schweiz  wohnhaften  Vertreter  be- 
stellen. Es  ist  femer  nach  dem  schweizerischen  Gesetz  nicht,  wie  nach 
dem  Reichsgesetz  vom  11.  Januar  1876,  Voraussetzung  des  Rechts- 
schutzes, dafs  die  nach  den  Mustern  oder  Modellen  hergestellten  Er- 
zeugnisse im  Inlande  verfertigt  werden.  Der  Rechtsschuts  besteht 
auch,  wenn  die  Anftsrtigung  aufserhalb  der  Schweiz  stattfindet.  Aber 
nach  Art.  2  Z.  2  des  schweizerischen  Gesetzes  geht  der  Rechte  ans 
der  Hinterlegung  verlustig  „derjenige,  welcher  das  Muster  oder  Modell 
im  Inland  nicht  in  angemessenem  Um^emg  zur  Ausflihrung  bringt, 
während  im  Ausland  fabrizierte  Artikel  desselben  Musters  oder  Modelb 
importiert  werden*'.  Die  Klage  auf  Verfinll  kann  von  jedermann  an- 
gestellt werden,  der  ein  rechtliches  Interesse  nachweist. 

Im  Art  5  des  Übereinkommens  vom  13.  April  1882  ist  bestimmt: 
„Die  Rechtsnachteile,  welche  nach  den  Gesetzen  der  vertrag- 
schliefsenden  Teile  eintreten,  wenn  eine  Erfindung,  ein  Muster  od^ 
Modell,  eine  Handels-  oder  Fabrikmarke  nicht  innerhalb  einer  be- 
stimmten Frist  ausgeführt,  nachgebildet  oder  angewendet  wird,  sollen 
auch  dadurch  ausgeschlossen  werden,  dafs  die  AusftLhrung,  Nach- 
bildung oder  Anwendung  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  erfolgt 
Die  Einfuhr  einer  in  dem  Gebiete  des  einen  Teiles  hergestellten 
Ware  in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles  soll  in  dem  letzteren  nach- 
teilige Folgen  für  das  auf  Grund  einer  Erfindung  eines  Musters  oder 
Modells  oder  einer  Handels-  oder  Fabrikmarke  gewährte  Schutzrecht 
mcht  nach  sich  ziehen.^ 

Der  Inhalt  dieser  Bestimmung  trifi^,  wie  das  Berufungsgericht  in 
Übereinstimmung  mit  dem  Landgerichte  richtig  ausführt,  den  hier  vor- 
liegenden Fall  nicht  unmittelbar.  Wohl  aber  folgt  aus  derselben,  dafs 
dem  Deutschen,  der  den  Förmlichkeiten  des  schweizerischen  Gesetzes 
genügte,  der  Schutz  dieses  Gesetzes  auch  dann  erhalten  bleibt,  wenn 
die  Fabrikation  der  nach  den  Mustern  oder  Modellen  hergestellten  Er- 
zeugnisse nicht  in  der  Schweiz,  sondern  in  Deutschland  stattfindet,  und 
dafs  die  Einfuhr  der  in  Deutschland  fabrizierten  Erzengnisse  in  das 
Gebiet  der  Eidgenossenschaft  nicht  als  eine  Einfiihr  aus  dem  Auslände 
im  Sinne  des  schweizerischen  Gesetzes  behandelt  wird.  Hiemach  würde, 
wenn  man  die  Auslegung  der  Instanzgerichte  billigte,  sich  eine  auf- 
fällige Ungleichheit  ergeben,  für  die  es  an  einem  ersichtlichen  Motive 
fehlt     Für  die   in  der  Schweiz  eingetragenen  Master  und  Modelle 
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wQrde  die  Ansführang  im  Deutschen  Reiche  derjenigen  in  der  Schweiz 
gleichstehen,  wogegen  in  Bezog  auf  die  Anwendung  des  deutschen 
Gresetxes  danui  festzuhalten  sein  wtirde,  dafs  die  Ausführung  in 
Deutschland  selbst  erfolgen  mttsse.  Ist  es  von  vornherein  wenig 
wahrscheinlich,  dafs  eine  derartige  Ungleichheit  von  den  vertrag- 
schHefsendon  Teilen  beabsichtigt  war,  so  steht  dieser  Auslegung  auch 
der  weitere  Inhalt  des  Art  5  entgegen.  In  demselben  tritt  das  Princip 
hervor,  dafs  in  Fällen,  in  denen  nach  der  deutschen  oder  der  schweize- 
rischen Gesetzgebung  die  Unterlassung  der  Anwendung  oder  Ausführung 
den  Verlust  des  Muster-,  Patent-  oder  Markenschutzrechtes  nach  sich 
zieht,  die  Anwendung  oder  Ausführung  in  dem  Gebiete  des  einen  Teiles 
geaUgen  soll,  um  der  Verwirkung  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles 
vorzubeugen.  Es  wird  also  für  diese  Fälle  allerdings  in  gewissem 
Sinne  eine  Einheitlichkeit  der  beiderseitigen  Gebiete  begründet.  Die 
Bestinmiung  im  §  16  Abs.  1  des  deutschen  Gesetzes  vom  11.  Januar 
1876  weicht  von  den  übrigen  hier  in  Betracht  kommenden  Vorschriften 
darin  ab,  dafs  das  Erfordernis  der  Ausbeutung  im  Inlande  positiv,  als 
eine  Voraussetzung  für  die  Begründung  des  Geschmacksmusterschutzes, 
ausgesprochen  ist  Die  Grundsätze  der  Vertrags-  wie  der  Gesetzes- 
aualegung  gebieten  indes,  das  obige  Princip  auch  auf  diese  Bestimmung 
zur  Anwendung  zu  bringen,  da  sonst  ein  sinngemäfses,  mit  dem  Geiste 
des  Staatsvertrages  in  Einklang  stehendes  Ei^ebnis  nicht  zu  gewinnen 
ist  Dafs  die  Fassung  des  im  Berufungsurteile  angezogenen  deutsch- 
spinischen  Vertrages  zweifelsfreier  ist,  als  diejenige  des  vorliegenden 
Übereinkommens,  kann  zugegeben  werden.  Daraus  folgt  aber  nicht, 
dafs  bei  Abschluß  des  letzteren  Vertrages  die  kontrahierenden  Mächte 
von  einer  anderen  Auffassung  ausgegangen  sind,  um  so  weniger  als  der 
deutsch-spanische  Vertrag  fast  10  Jahre  vor  dem  Übereinkommen  mit 
der  Schweiz  zurückliegt,  und  die  Fassung  der  betreffenden  Bestimmung 
seitdem  in  keinem  der  einschlägigen  vom  Deutschen  Reiche  geschlossenen 
Staatsverträge  wiederholt  ist 

Dagegen  setzt  Art  5  des  Übereinkommens  vom  13.  April  1892 
allerdings  voraus,  dafs  die  Angehörigen  der  vertragscbliefsenden  Teile, 
die  sich  auf  diese  Bestimmung  berufen  wollen,  die  zur  Begründung 
des  Musterschutzes  erforderlichen  Förmlichkeiten  in  beiden  Gebieten 
erfüllt  haben.  In  dieser  Hinsicht  gelten  für  den  Musterschutz  dieselben 
EiTWägungen  wie  für  den  Patentschutz. 

Vergl.  Entsch.   d.  R.Ger.   in  Civils.    Bd.  37  Nr.  14  S.  49  ff. 

Unter  dieser  Voraussetzung  erweist  sich  das  Argument  des  Berufungs- 
gerichtes als  hinfWig,  dafs  durch  die  hier  vertretene  Auslegung  die 
Schweizer  dem  deutschen  Gesetz  gegenüber  günstiger  gestellt  werden, 
als  die  Einheimischen.  Es  wird  vielmehr  durch  vorstehende  Auslegung 
die  dem  Grundgedanken  des  Übereinkommens  entsprechende  materielle 
Gldchstellung  für  alle  diejenigen  erreicht,  die  in  einem  der  beiden 
Gebiete  staatsangehörig  sind  oder  daselbst  ihren  Wohnsitz  oder  ihre 
Hauptniederlassung   haben,   und    die   in  beiden  Gebieten   den  daselbst 
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zur    Erlangnng    des    MoBtenchatzeB    Torgeachriebenen    Ftfnnliehkeiteii 
geattgen. 

Aach  mit  dem  Wortkate  des  Art  1  des  Übereinkommeiis  steht 
diese  Aoslegang  nicht  in  Widersprach.  Im  Art  1  ist  allerdnigs  la- 
nttchst  nur  der  Qrandsatz  der  formalen  Gleichbehandlang  der  beider- 
seitigen Angehörigen  aasgesprochen.  Dadurch  wird  aber  die  darüber 
hinaasgehende,  aas  dem  weiteren  Inhalte  des  Übereinkommens  sa  ent- 
nehmende materielle  Oleichstellang  in  dem  hier  erörterten  Sinne  nicht 
aasgeschlossen. 

Kann  hiemach  der  Grrand,  aas  denen  die  Vorinstanzen  die  Klage 
abgewiesen  haben,  nicht  fUr  gerechtfertigt  erachtet  werden,  so  ist  aaeh 
der  yon  ihnen  nicht  benrteilte  Einwand  der  Beklagten  za  yerwerfen, 
dafs  Klüger  nach  §  9  Abs.  8  des  Gesetzes  7om  11.  Januar  1876  seine 
Master  and  Modelle  bei  dem  Amtsgerichte  in  Leipzig  hätte  anmelden 
müssen.  Da  ELlttger  in  Berlin,  wenn  auch  nicht  seine  Hauptnieder- 
lassung, so  doch  eine  Zweigniederlassung  hat,  so  war  es  ganz  korrekt, 
da(s  die  Eintragung  in  das  vom  Amtsgericht  I  zu  Berlin  geführte 
Musterregister  bewirkt  worden  ist 

Veigl.   Dambcu^^   Kommentar   zum   Gesetz   vom    11.  Januar 
1876  S.  62. 

Die  auf  das  Gesetz   7om    80.   November   1874    bezügliche   Ent- 
scheidung des  Reichsgerichtes  vom  28.  Februar  1888, 
Entsch.  d.  KGer.  in  Civils.  Bd.  21  S.  1  f., 
kommt  hier  nicht  in  Betracht 

Aus  den  dargelegten  Gründen  ergiebt  sich,  dafs  das  angefochtene 
Urteil  nicht  aufrecht  erhalten  werden  kann.  Zur  Endentscheidung  ist 
die  Sache  noch  nicht  reif;  denn  es  fehlt  noch  an  einer  Feststellung 
darüber,  ob  das  streitige  Muster  in  der  Schweiz  geschützt  ist,  wie  über 
die  yon  der  Beklagten  bestrittene  Neuheit  desselben  .... 


B.    RechtshtUfe. 

Verweigerung  des  Zeugnisses  vor  einem  ersuchten  Richter; 
Ablehnung  dieses  Richters  durch  den  Zeugen, 

BeschlaCB  des  Oberlandesgerichts  in  Bestock  vom  10.  Januar  1898  und  dei 

Reichsgerichts  yom  11.  Juli  1898  (Mecklenburg.  Zeitschrift  fOr  Reehtspfl^ 

und  Rechtswissenschaft  Bd.  17.  S.  42). 

Das  königl.  Landgericht  zu  A.  ersuchte  das  Amtsgericht  zu  Rostock 
um  Vernehmung  des  dort  wohnhaften  früheren  Versicherungsdirektors  M. 
als  Zeugen.  Nachdem  der  Zeuge  das  Zeugnis  aus  einem  durch  Zwischen- 
urteil des  Prozefsgerichts  verworfenen  Grande  verweigert  hatte,  wurde 
er  durch  das  ersuchte  Gericht  zu  einem  neuen  Termine  vor  den  Amts- 
richter G.  geladen,  in  welchem  er  erklärte,  dafs  er  den  Amtsrichter  6. 
wegen  Befangenheit  ablehne  und  deshalb  vor  ihm  eine  Aussage,  sa 
der  er  im  übrigen   bereit    sei,   nicht  abgeben    werde,   und    bei  dieser 
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ElrUftniiig  auch  verblieb,  obgleich  ihm  von  dem  Richter  yorgehalteii 
wurde,  dafs  eine  solche  Ablehnung  nicht  zalüasig  Bei.  Eine  gleiche 
Erklfimng  gab  er  auch  in  einem  spttteren  Termine,  der  7or  demselben 
Richter  anstand,  ab.  Das  Amtsgericht  setzte  darauf  nach  §  855  C.Pr.0. 
gegen  den  Zeugen  eine  Oeld-  eventualiter  Haflstrafe  fest  und  verurteilte 
ihn  zur  Tragung  der  durch  seine  Weigerung  verursachten  Kosten.  Auf 
die  Besehwerde  des  Zeugen  hob  das  Landgericht  zu  Rostock  diese  An- 
ofdnnng  auf,  weil  über  den  vom  Zeugen  geltend  gemachten  Grund  der 
Zeugnisverweigerung  noch  nicht  durch  das  Prozefsgericht  nach  §  354 
CP^.O.  entschieden  worden  sei.  Das  Amtsgericht  legte  nunmehr,  da 
es  zu  einem  weiteren  Vorgehen  nicht  in  der  Lage  sei,  die  Akten 
wiederum  dem  königl.  Landgerichte  zu  A.  vor.  Auf  den  7om  letzteren 
Grerichte  geraäfs  §  160  G.V.G.  gestellten  Antrag  hat  das  Oberlandes- 
gericht durch  Beschlufs  vom  10.  Januar  1898  entschieden,  dafs  das 
Verfiihren  des  Amtsgerichts  gerechtfertigt  erscheine. 

Aus  den  Grtlnden: 

Ein  Verehren  nach  §§  42  ff.  C.Pr.O.  kann  zufolge  der  Erklärung 
des  Zeugen  nicht  stattfinden,  da  das  Recht,  einen  Richter  abzulehnen, 
nur  den  Prozefsparteien,  nicht  aber  einem  Zeugen  zusteht,  und  da  die 
Anwendung  der  §§  42  ff.  C.Pt.O.  im  vorliegenden  Falle  der  öffentlich- 
rechtlichen Natur  dieser  gesetzlichen  Vorschriften  widersprechen  und 
dnrch  Berufung  auf  Zulttssigkeit  analoger  Gesetzesanwendung  nicht  zu 
rechtfertigen  sein  würde.  Nach  Bl.  50  hat  der  Zeuge  auch  am  21.  Mai 
d.  J.  genügend  zu  erkennen  gegeben,  dafs  er  sein  Zeugnis  in  diesem 
Termine  verweigere,  weil  er  nach  wie  vor  den  Amtsrichter  G.  wegen 
Befangenheit  ablehne.  Hierin  liegt  eine  Zeugnisverweigerung ,  welche 
das  Amtsgericht  mit  Recht  veranlafst  hat,  die  Akten  an  das  Prozefs- 
gericht gemftfs  §  354  C.Pr.0.  zurückzusenden.  Gleichgültig  ist,  dafs 
der  Zeuge  sich  bereit  erklttrt  hat,  vor  einem  anders  besetzten  Amts- 
gericht Aussagen  zu  machen. 

Das  Reichsgericht  hat  die  hiegegen  erhobene  Beschwerde  des 
königl.  Landgerichts  zu  A.  unterm  11.  Juli  1898  ab  unbegründet 
zurückgewiesen.. 

Ablehnung  des  Ersuchens  einer   Verwaltungsbehörde  um  eidUehe 
Zeugenvernehmung  nach  §  8  des  Eeichsgesetzes  vom  9.  Jum  1895. 

Beschlufs  des  Oberlandesgerichts  Colmar  vom  28.  Mai  1898  (Jur.  Zeitschrift 
f.  Elsafs-Lothringen  Bd.  23  S.  462). 

Ein  auf  Grund  §  8  des  Ges.  vom  9.  Juni  1895  seitens  der 
Steuerbehörde  bei  einem  Amtsgericht  gestelltes  Ersuchen  um  eidliche 
Vernehmung  von  Zeugen  ist  nicht  ab  ein  Ersuchen  um  Rechtshttlfe, 
sondern  als  ein  Antrag  im  Sinne  des  160  der  Str.Pr.O.  zu  erachten; 
g^en  dessen  Ablehnung  steht  dem  Antragsteller  das  Rechtsmittel  der 
Beschwerde  nach  §  846  der  Str.Pr.O.  zu. 

ZeitecliTift  f.  intorn.  Privat-  u.  Strafreoht  eto..  Band  IX.  IQ 
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Bescheinigung   der  VoUstrecTcharheit   hei  Einziehung   von  Kosten 

der  freiunlligen  Gerichtsbarkeit  in  einem  anderen  Bundesstaate,  — 

Reichsgesetz  vom  9,  Juni  1895  §  4. 

Beschlufs  des  k.  s.  Oberlandesgerichts  in  Dresden  vom  5.  Juli  1898. 
Mitgeteilt  von  Herrn  Oberlandesgeiichtarat  Dr.  Grenser  in  Dresden. 

Die  vom  Kurator  der  k.  prenfsischen  Gerichtskaase  zu  Liebenwerda 
eingelegte  Beschwerde  über  das  Amtsgericht  zu  Ghrofsenhain  giebt  keinen 
Anlafs  zu  einer  Verfügang  an  das  letztere. 

Die  Gebühr  von  1,70  Mk. ,  deren  Beitreibung  im  Volktreckmigs- 
wege  von  der  Gerichtskasse  zu  Grofsenhain  unter  Billigung  des  dortigen 
Amtsgerichts  abgelehnt  worden  ist,  weil  es  an  der  Bescheinigung  der 
Vollstreckbarkeit  des  Anspruchs  im  Ersnchungsschreiben  der  k.  Gerichts- 
kasse zu  Liebenwerda  fehlt,  ist  —  wie  die  beigelegte  Kostenrechnung 
erkennen  läfst  —  für  B^laubignng  einer  Unterschrift  nach  §  48  Ziff.  3 
des  k.  prenfsischen  Kostengesetzes  angesetzt^  mithin  bei  Ausübung  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  entstanden.  Dagegen  bezieht  sich 
die  im  Ersuchungsschreiben  und  in  der  Beschwerdeschrift  angezogene 
Anweisung  des  Bundesrates  vom  28.  April  1880,  betr.  den  zum  Zwecke 
der  Einziehung  von  Gerichtskosten  unter  den  Bundesstaaten  zu  leisten- 
den Beistand  ,  ausschliefslich  auf  die  nach  dem  Reichs  -  Gerichtskosten - 
gesetze  vom  18.  Juni  1878  anzusetzenden  Kosten,  also  auf  solche 
Gebühren  und  Auslagen,  die  in  den  vor  die  ordentlichen  Gerichte  ge- 
hörigen Rechtssachen  zu  erheben  sind,  auf  welche  die  C  i  v  i  1  p  r  o  z  e  f  s  - 
Ordnung,  die  Strafprozefsordnung  oder  die  Konkurs- 
ordnung Anwendung  finden  (vei^l.  R.Ger.K.Gre8.  §  1).  Denn  joie 
Anweisung  ist  unter  ausdrücklicher  Bezugnahme  auf  §  99  des 
RGer.K.Ges.  erlassen  und  enthält  nur  die  daselbst  vorbehaltenen  An- 
ordnungen, die  folgerecht  auf  andere  Gerichtskosten,  die  nicht  nach 
dem  Reichs-Gerichtskostengesetze  anzusetzen  sind,  nicht  bezogen  werden 
dürfen.  Daher  ist  die  Anweisung  des  Bundesrates  auch  auf  den  vor- 
liegenden Fall  nicht  anwendbar.  Auf  der  anderen  Seite  wird  die 
Anwendbarkeit  des  R.Ges.  vom  9.  Juni  1895,  Über  den  Beistand  bei 
Einziehung  von  Abgaben  und  Vollstreckung  von  Vermögensstrafen,  in 
der  Beschwerdeschrift  ohne  Grund  verneint.  Denn  nach  §  1  Abs.  2 
dieses  Ges.  fallen  unter  die  Bestimmungen  der  Nr.  1  b  und  c  des 
Abs.  1  daselbst  auch  die  durch  ein  gerichtliches  oder  Verwaltungs- 
ver&hren  entstandenen  Gebühren  und  Auslagen)  soweit  nicht  §  99  des 
R.Ger.K.Ges.  Anwendung  findet.  Dieser  Wortlaut  bietet  schon  an 
und  für  sich  keinen  Anlafs  dazu,  unter  „gerichtlichem  Verfahren **  nur 
das  Verfahren  bei  Erhebung  und  Beitreibung  öffentlicher  Abgaben 
(Nr.  1  b  und  c)  zu  verstehen,  wie  in  der  Beschwerdesehrift  an- 
genommen wird.  Vielmehr  bezweckt  die  fragliche  Bestimmung  er- 
kennbar die  Gleichstellung  und  Gleichbehandlung  aller  Grerichtskosten, 
die  nicht  auf  Grund  des  Reichs-Genchtskostengesetzes  erhoben  werden, 
mit  den  erwähnten  öffentlichen  Abgaben.  Mithin  leiden  namentlich 
auch  auf  den  Beistand,   den  sich   die  Behörden   verschiedener  Bundes- 
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Staaten  snun  Zweck  der  Erhebung  und  Beitreibung  7on  Gebühren  und 
Auslagen  zu  leisten  haben,  die  bei  Ausübung  der  freiwilligen  Grerichts- 
barkeit  entstanden  sind,  die  Bestimmungen  des  ILGes.  vom  9.  Juni  1895 
Anwendung.  Dies  ist  überdies  nicht  nur  in  §  488  der  Geschtös- 
Ordnung  für  die  k.  sächs.  Justizbehörden,  sondern  auch  schon  in  der 
Begründung  des  Entwurfs  desselben  Reichsgesetzes  ausdrücklich  an- 
erkannt, indem  daselbst  zu  §  1  Abs.  2  bemerkt  wird,  was  das  gericht- 
liche Verfahren  anlange,  kommen  fllr  den  Geltungsbereich  des  Entwurfs 
hanptsächlich  nur  die  Angelegenheiten  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit 
in   Betracht. 

Vergl.  Stenographische  Berichte   über  die  Verhandlungen   des 

Reichstages,    9.    L^islaturperiode ,    III.   Session    1894/95, 

Anlagenband  II  S.  1295. 
Ans  der  ebendaselbst  anzutreffenden  Bemerkung  über  die  Bedeutung 
des  Ausdruckes  „Verwaltnngs verfahren"  ergiebt  sich  zugleich  für 
die  Bedeutung  der  Worte  ^^gerichtliches  Verfahren*',  dafs  hierunter 
nicht  nur  Streitrerfahren,  sondern  auch  alle  anderen  gebührenpflichtigen 
oder  mit  Auslagen  verbundenen  Akte  der  Gerichtsbehörden  verstanden 
werden  müssen. 

Nach  alledem  ist  im  vorliegenden  Falle  die  Bescheinigung  der 
Vollstreckbarkeit  im  Ersuchungsschreiben  (R.Ges.  vom  9.  Juni  1895 
§  4)  nicht  entbehrlich. 


Frankreich. 
Bechtsprechnng  französischer  Gerichtshöfe. 

SiaMsangchörigTceü. 
Urteil  des  Appellhofee  von  Alz  vom  18.  November  1897  (ClwMt  1898  S.  925). 

Wer  in  Frankreich  geboren  ist  und  von  auslnndischen  Eltern 
stammt,  ist  Franzose,  wofeme  er  nicht  innerhalb  eines  Jahres  nach 
erlangter  Grofsjttbrigkeit  die  Eigenschaft  der  französischen  Staats- 
angehörigkeit ausdrücklich  abgelehnt  hat  (Art  8  §  4  und  Art.  17  des 
Ges.  vom  28.  Juni  1889).  Bis  dabin  ist  seine  Staatsangehörigkeit  an 
eine  resolutive  Bedingung  geknüpft. 

Es  wäre  auch  „unpolitisch  und  grausam',  einen  solchen  Menschen 
widirend  seiner  Minderjährigkeit  seinen  in  Frankreich  wohnhaften 
JSltem  zu  entziehen ,  vergl.  Urteil  des  Kassationshofes  vom  16.  und 
22.  April  1896  {Clund  1896  S.  1049,  1897  S.  351  u.  353). 

NaturcUisation  eines  Franzosen  im  Auslcmd. 
Urldl  des  Cii^lgerichts  der  Seine  vom  28.  Februar  1898  (Clunet  1898  S.  927). 

Wurde  ein  Franzose  im  Auslande  auf  Grund  eines  von  der  hierzu 
zuständigen  Behörde  ergangenen  rechtsfbrmlichen  Aktes  naturalisiert,  so 
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ist  diese  Behörde  des  Aaskndes  allein  befugt,  über  die  RechtsgUltigkett 
der  Naturalisation  zu  entscheiden,  und  kann  demgernttPs  allein  darüber 
befinden,  ob  der  Beteiligte  die  nach  dem  ausländischen  Gesetze  hierzu 
erforderlichen  Voraussetzungen  erfüllt  hat.  Unerheblich  ist,  dafs  der 
Franzose,  der  die  Eigenschaft  eines  Ausländers  erwarb,  sich  yorber 
nicht  die  im  Dekret  7om  26.  August  1811  vorgeschriebene  Ermächtigung 
hierzu  verschafft  hat 

Staatsangehörigkeit  minderjähriger  Elsafs-Lothringer. 
UrteU  des  Zuchtpolizagerichts  von  Andelvs  vom  4.  Juni  1896  {Clunei  1898 

S.  1086). 

Die  minderjährigen  Rinder  eines  Elsafs-Lothringers  sind  FransBOsen 

geblieben,    wenn   ihr   Vater   oder  sonstiger   gesetzlicher   Vertreter    die 

Option   für  dieselben   erklärt  hat,   und   zwar  selbst  dann,   wenn   die 

Kinder  im  Optionsakte   nidit  besonders   bezeichnet  und   genannt   sind. 

Natürliches  Kind, 
Urteil  des  Civilgerichts  der  Seine  vom  22.  März  1898  (Clunet  1898  8.  1067). 

Der  Ausländer  wird,  soweit  es  sich  um  sein  Personalstatut  handelt, 
in  Frankreich  nach  dem  Gesetze  seines  lindes  beurteilt  Die  An- 
erkennung eines  natürlichen  Kindes  ändert  den  Personalstand  des  An- 
erkennenden. Es  handelt  sich  bei  ihm  um  Fragen  der  Geschäfts- 
fähigkeit und  deren  Voraussetzungen.  Hierüber  entscheidet  nur  das 
ausländische  Recht  desselben. 

Eheliches  Güterrecht, 

1.  (JrteU  des  Gerichts  von  Guelana  vom  1.  April  1897  (Clunei  1898  S.  985). 

Wurde  eine  Ehe  von  zwei  Ausländem  in  Frankreich  eingegangen, 
so  ist,  in  Ermangelung  eines  Ehevertrages,  das  Gesetz  des  ehelichen 
Wohnsitzes  für  ihr  Güterrecht  mafsgebend,  d.  h.,  wo  die  Ehegatten 
zur  Zeit  des  Eheabschlusses  die  Absicht  gehabt  haben,  ihren  Wohnsitz 
au&uschlagen ,   oder  wo   sie  ihn   seither  thatsächlich  genommen  haben. 

2.  Urteil  des  Appellgerichts  Paris  vom  9.  Juni  1898  (Clunet  1898  S.  931). 

Das  eheliche  Güterrecht  wird  für  Ehegatten  verschiedener  Staats- 
angehörigkeit zunächst  nach  dem  Gesetze  beurteilt,  das  sie  in  dieser 
Hinsicht  als  mafsgebend  ausdrücklich  erklärt  haben;  fehlt  es  an  einer 
solchen  Erklärung,  so  spricht  eine  Vermutung  dafür,  dafs  sich  die  Ehe- 
gatten dem  Personalstatut  des  Ehemannes,  ab  Hauptes  der  Ehe  und 
Familie,  haben  unterwerfen  wollen. 

Nichtigkeit  der  Ehe, 
Urteil  des  Appellhofis  zu  Angers  vom  81.  Mal  1898  (Clunei  1898  S.  911). 

Nichtig  ist  die  in  Frankreich  zwischen  einem  Ausländer  und  einer 
Französin  vor  dem  Konsul  des  ausländischen  Ehegatten  abgeschlo 
Ehe.     Eine  solche  kann  auch  nicht  ab  Putativehe  gelten. 
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Ufäerhütsansprüche  eines  ausländischen  Ehegatten  tvährend  des 

Ehescheidungsprozesses. 
UrteQ  des  C^TilgerichtB  der  Sdne  vom  14.  Februar  1898  (aunet  1898  S.  909). 

Auch  wenn  die  franzOeiBchen  Gerichte  onzostttndig  sind,  über  die 
Ehescheidung  von  ausländischen  Eh^atten  zu  entscheiden,  so  können 
»e  doch  anordnen,  dafs  der  Ehemann  zum  Unterhalte  seiner  Ehefrau 
▼erpflichtet  ist  und  zwar  solange,  bis  über  die  Ehescheidung  rechts- 
kräftig erkannt  ist,  und  er  kann  sich  von  Weiterbezahlung  des  Unter- 
haltes nur  durch  eine  richterliche  Anordnung  befreien. 

Warenzeichenschutjs. 

Urteil  des  Zuchtpolizdgerichts  zu  Paris  vom  16.  Dezember  1897  (dunst  1898 

S.  897). 

Der  französische  oder  ausländische  Fabrikant,  dessen  Fabrik  sich 
im  Auslände  befindet,  kann  in  Frankreich  nicht  rechtswirksam  seine 
Fabrikzeichen  hinterlegen,  falls  er  nicht  in  Frankreich  selbst  die  Her- 
stellung der  Erzeugnisse  seiner  Industrie  ausübt. 

Zuständigkeit  der  Gerichte  gegenüber  dem  ausländischen 
Beklagten. 

Urteil  des  Handelsgerichts  zu  Nantes  vom  4.  September  1897  (Clunei  1898 

S.  894). 

Gegen  den  Ausländer,  der  gemäfs  Art  14  des  B.G.B.,  wonach  er 
wegen  aUer  im  In-  und  Auslande  mit  einem  Franzosen  eingegangenen 
Schuldrerbindlichkeiten  vor  den  französischen  Gerichten  belangt  werden 
kann,  darf  jedoch  nicht  vor  jedem  beliebigen  Gericht  verklagt  werden, 
Bondem  entweder  vor  dem  des  jeweiligen  Aufenthalts  des  Ausländers 
oder  dem  des  Erfüllungsortes  des  Vertrages  nach  Art.  420  der  C.Pr.0. 
oder  dem  der  Entstehung  der  Schuldverbindlichkeit. 

Streitigkeiten  der  Ausländer  über  Personenstandsfragen. 
Urtöl  des  Appellgerichts  Amiens  vom  16.  November  1897  (Clunei  1898  S.  895). 

Die  französischen  Gerichte  sind  unzuständig  zur  Entscheidung 
zwischen  Ausländem  ttber  Fragen  des  Personenstandes,  folglich  auch 
ttber  eine  Ehescheidungsklage,  selbst  wenn  der  beklagte  Ehegatte,  wie- 
wohl er  seit  lange  in  Frankreich,  wo  er  verheiratet  ist,  insbesondere 
seit  32  Jahren,  wohnt,  ohne  die  Ermächtigung  der  Regierung  zum 
Wohnsitz  in  Frankreich  erhalten  zu  haben.  * 

Unerheblich  ist,  dafs  die  Ehefrau  geborene  Französin  ist,  da  sie 
durch  die  Verheiratung  die  Staatsangehörigkeit  ihres  Ehemannes  erlangt 
bat  Auch  der  Umstand  ist  gleichgültig,  dafs  die  Ehegatten  vor  Ein- 
gehung der  Ehe  die  Ermngenschaftsgemeinschaft  gemäfs  den  Vorsehriften 
des  französischen  Btlrgerlichen  Gesetzbuchs  als  mafsgebendes  eheliches 
Gflterrecht  vereinbart  haben. 
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Prozefskostensicherheit 
Urteil  des  HaDdelBgerichts  der  Seine  vom  15.  Juni  1898  {Clunei  1898  S.  893). 

Nach  dem  Gesetze  vom  5.  Mttrz  1895  sind  Aaslttnder,  insbesondere 
auch  Deutsche,  selbst  in  Handelssachen,  wenn  sie  als  Kittger  oder 
Hauptintervenient  auftreten,  Prozerskostensicherheit  in  Frankreich  gemäfs 
Art  16  des  B.G.B  und  Art.  166  der  C.Pr.0  zu  stellen  verpflichtet 
Diese  Vorschrift  gilt  auch  für  die  zur  Zeit  der  Verkündung  jenes 
Gesetzes  bereits  rechtshängigen  Streitsachen. 

Erfolgt  im  Schiedsgerichtsverfahren  die  Ladung  vor  den  Bericht- 
erstatter, so  tritt  die  Verhandlung  ganz  auf  den  früheren  Stand  des 
in  limine  litis.  Deshalb  können  die  Parteien  in  demselben  neue  und 
abgeänderte  Anträge  stellen  und  Einreden  geltend  machen. 

Börsentermingeschäfte  an  ausländischen  Börsen. 

Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  18.  Februar  1897  (Clunet   1898 

S.  1047). 

1.  Die  Schuldverbältnisse ,  welche  durch  die  an  der  Börse  von 
London  abgeschlossenen  Geschäfte  entstehen,  sind  gemäfs  der  Rechts- 
regel j^locus  regit  actum^  nach  englischem  Gesetze  zu  beurteilen,  in 
Frankreich  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung  rechtsgültig,  dafs  diese 
Geschäfte  nicht  der  öffentlichen  Ordnung  des  französischen  Rechts 
widersprechen.  (Dieser  Grundsatz  ist  auch  für  die  nach  deutscher 
Rechtsauflassung,  insbesondere  durch  das  deutsche  Börsengesetz  vom 
22.  Juni  1896,  §§  48—69,  verbotenen  Geschäfte  mafsgebend.) 

2.  Das  in  Art.  1695  Code  dml  ausgesprochene  Verbot  der  Klag- 
barkeit wegen  Spielschuld  oder  Zahlung  einer  Wette  ist  öffentlicher 
Ordnung,  und  der  Richter  hat  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die 
Rechtsgültigkeit  der  an  fremden  Börsen  abgeschlossenen  Geschäfte  zu 
beurteilen. 

3.  Seit  dem  französischen  Ges.  vom  28.  März  1885  findet  die 
Vorschrift  des  Art  1965  Code  civil  auf  Börsengeschäfte  nur  dann  An- 
wendung, wenn  festgestellt  wird,  dafs  bei  Abschlufs  des  Geschäftes  die 
einen  Börsenterminhandel  Abschliefsenden  nicht  beabsichtigt  haben,  nur 
auf  „Hausse"  oder  „Baisse"  der  Wertpapiere  oder  Waren  zu  speku- 
lieren, also  ein  Spiel  oder  eine  Wette  einzugehen. 

4.  Von  der  englischen  Rechtsprechung  werden  die  Börsentermin* 
geschäfte  nur  dann  als  Spiel  angesehen,  wenn  bewiesen  ist,  dafs  die 
Jjiefernng  der  Wertpapiere  oder  Waren  weder  von  der  einen  noch  der 
anderen  Vertragspartei  beabsichtigt  ist  Andererseits  hat  dieselbe  aber 
auch  dahin  entschieden,  dafs  die  Vermittelung  seitens  des  Kursmäklers 
(broker)j  der  für  Rechnung  seines  Kunden  den  Terminhandel  abschliefst, 
selbst  dann,  wenn  die  Parteien  die  Spielabsicht  haben,  trotzdem  nicht 
als  Spielgeschäft  anzusehen  ist.  Folglich  ist  die  vom  Kunden  des 
Kursmäklers  gegen  dessen  Klage  auf  Abrechnung  aus  Börsentermin- 
geschäften vorgeschützte  Einrede  der  Unzulässigkeit  wegen  Spiel- 
charakters hinfällig,    selbst  wenn  feststeht,   dafs   der  ^broker'^  nur  als 


Digitized  by 


Googl( 


Frankmch.  151 

BeMifbagter  gehandelt   hat,   und   der  Auftraggeber   die  Lieferung  der 
Wertpapiere  oder  Waren  vereinbamngsgemärB  nicht  fordern  konnte. 

Zuständigheü,  cmlöndiscke  Gesellschaft 

UrteU  dea  GiTÜgerichts  der  Seine  vom  12.  Blärz  1898  {Clunet  1898  S.  1052). 

Die  Vorschrift  des  Art  14  Code  dvü^  wonach  die  firanzösischen 
Grerichte  zur  Entscheidung  ttber  Schaldverhältnisse  zuständig  sind, 
welche  mit  Ausländem,  sei  es  in  Frankreich,  sei  es  im  Auslande,  ab- 
geschlossen wurden,  ist  nicht  blofs  auf  Individuen,  sondern  auch  auf 
Greeellschaften  anwendbar.  Auch  die  Eisenbahngesellschaften  können 
sich  dieser  Bestimmung  nicht  etwa  von  dem  Gesichtspunkte  aus  ent- 
ziehen, dafs  ihre  Existenz  auf  einem  öffentlichen  oder  nationalen  Inter- 
esse beruht  Unerheblich  ist  dabei,  ob  das  ScbuldverhHltnis ,  das  der 
Franzose  einklagt,  auf  einem  Vertrage  oder  einer  anderen  Rechtsquelle 
beruht ;  ebenso  ob  die  Schuldtitel,  welche  der  Klage  zu  Grunde  liegen, 
von  An&ng  an  in  den  Hunden  des  klagenden  Franzosen  waren,  oder 
ob  sie  erst  später  in  seinen  Besitz  gelangten,  wenn  er  sie  nur  zur  Zeit 
der  Klage  als  Berechtigter  besitzt 

Streüigheiten  ewiscken  Ausländem. 
Urteil  des  Appellhofii  su  Bordeaux  vom  1.  Juni  1898  (Clunet  1898  S.  1056). 

In  Handelssachen  sind  die  französischen  Gerichte  zuständig,  um 
ttber  Streitigkeiten  zwischen  Ausländem  zu  erkennen,  wenn  die- 
selben ans  Handelsgeschäften  herrühren,  die  in  Frankreich  entstanden 
oder  zu  erAllJen  sind.  Der  Ausländer,  der  in  Frankreich  Handels- 
geschäfte abschliefst,  steht  rechtlich  den  Einheimischen  völlig  gleich. 
Folglich  kann  derselbe  keinen  anderen  Wohnsitz  haben,  ab  den  seiner 
Handelsniederlassung.  Dieser  ist  der  thatsächliche  Wohnsitz  und  ver- 
tritt den  rechtlichen,  ohne  dafs  es  darauf  ankommt,  dafs  sein  persön- 
licher Aufenthaltsort  vom  handelsgeschäfUichen  oder  ursprünglichen 
Wohnsitz  verschieden  ist.  Auch  ist  es  unerheblich,  ob  der  Ausländer 
nach  Art  13  Code  cml  zur  Begründung  seines  Wohnsitzes  in  Frank- 
reieh  ermächtigt  war.  Alle  diese  Regeln  sind  auch  auf  Quasikontrakte, 
insbesondere  auf  die  Klage  auf  Rückfbrderang  bezahlter  Nichtschuld 
anwendbar. 

Recktsstreitigkeiten  ztmschen  Ausländem,  insbesondere  über 

Trennung  van  Tisch  und  Bett, 

UrteU  des  Appellgerichts  zu  Algier  vom  7.  März  1898  (Clunet  1898  S.  1102). 

Die  französischen  Gerichte  sind  zuständig,  um  über  Streitigkeiten, 
die  in  Flankreich  zwischen  Spaniern  entstehen,  zu  entscheiden,  nament- 
lich wenn  es  sich  um  eine  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
handelt  Mafsgebend  smd  aber  hierfür  die  französischen  Gesetze,  ins- 
besondere die  Prozefsgesetze.  Folglich  mufs  die  Klage  bei  dem  ordent- 
lichen Civilgericht  erhoben  werden,  wenngleich  sie  in  Spanien  vor  die 
geistlichen  Gerichte  gehört 
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Arrest  auf  Wertpapiere  in  Frankreich. 

Urteil  des  Appellgerichts  zu  Paris  vom  19.  Mai  1897  {Clunet  1898  S.  1088). 

Im  Falle  der  Klage  auf  Gttltigerklärang  eines  Arrestes  7or  einem 
französischec  Gerichte  kann  der  Schuldner  sich  nicht  auf  die  Be- 
stimmungen des  französisch  -  schweizerischen  Übereinkommens  vom 
15.  Juni  1869  berufen  und  demgemttfs  die  Zuständigkeit  der  franzö- 
sischen Gerichte  ablehnen  mit  der  Behauptung,  er  sei  schweizer  Staats- 
angehörigkeit, falls  er  nicht  einen  gesetzlichen  oder  authentischen  Akt 
hierüber  vorlegt  Eine  von  der  Gemeindebehörde  hierüber  auflgeatellte 
Bescheinigung  genügt  nicht 

VoUstreckbarkeit  ausländischer  Urteile. 
Urteil  des  Appellhofes  zu  Paris  vom  13.  Januar  1898  (Clunet  1898  S.  1071). 

1.  Ein  Arrest  kann  in  Frankreich  auf  Grund  eines  ausländischen, 
selbst  nicht  für  vollstreckbar  erklärten  Urteils  vollzogen  werden.  Es 
genügt,  (lafs  dies  Urteil  durch  die  Entscheidung,  welche  den  Arrest 
bestätigt,  für  vollstreckbar  erklärt  wird. 

2.  Die  Tragweite  der  Rechte,  welche  ein  ausländisches,  in  Frank- 
reich flir  vollstreckbar  erklNrtes  Urteil  übt,  ist  nach  dem  Gesetze  des 
Landes,  welches  es  erlassen  hat,  zu  beurteilen,  insbesondere  bezüglich 
der  Wirkungen  des  Urteils,  der  rechtlichen  Natur  des  Schuld  Verhält- 
nisses, seines  Umfiängs  in  Haupt-  und  Nebensache,  sowie  der  solida- 
rischen Haftbarkeit. 

8.  Damit  dürfen  aber  nicht  die  Rechtswege  verwechselt  werden, 
um  die  Vollstreckung  zu  sichern.  Diese  hängen  allein,  nicht  nur  hin- 
sichtlich der  Form,  sondern  auch  dem  Grunde  nach,  von  dem  Gesetze 
des  Landes,  w^o  die  Vollstreckung  stattfinden  soll,  ab.  Namentlich  gilt 
dies  von  der  Pftodbarkeit  der  Gegenstände  und  Forderungen. 

Rechtsverfolgung  des  im  Itdande  begangenen  Verbrechens  im 

Auslande. 
Urteil  des  ZuchtpolizeigerichtB  zu  Nancy  vom  21.  Juli  1898  {Clunet  1898 

S.  1058). 

Die  französischen  Gerichte  sind  nicht  zuständig,  um  über  ein  im 
Ausland  von  einem  Ausländer  begangenes  Verbrechen  zu  erkennen  und 
zwar  selbst  dann,  wenn  nach  dem  Verbrechen  der  Verbrecher  die 
Staatsangehörigkeit  als  Franzose  erworben  hat,  da  derselben  keine 
rückwirkende  Kraft  zukommt.  Deshalb  ist  aber  andererseits  auch  eine 
Auslieferung  an  das  Aushind  unstattliaft. 
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Italien. 

Konkwrs  einer  ausländischen  Handelsgesettschaft 

üitdl  des  Givilgericlits  von  Mailand  vom  22.  September  1896  (Clunet  1898 

S.  970). 

Eine  ausländische  Handelsgesellschaft,  die  in  Italien  nur  eine 
Zweigniederlassung  hat,  kann,  wiewohl  der  Oesellschaftssitz  im  Aus- 
lande ist,  in  Italien  in  Konkurs  erklärt  werden  (vergl.  Art  685  des 
itaL  H.G.B.). 


Österreich. 

Bechtspreehiiiig  der  österreichischen  GerichtshSfe. 

Die  Zulässigkeit  der  Exekution  auf  Grund  im  Auslande  errichteter 
Akte  und  Urkunden  ist  nur  nach  den  Bestimmungen  der  §§  79 
his  81  Exek.O.  m  beurteilen.  Im  Verhältnisse  zum  Deutschen 
Beiche  ist  [zur  Exekutiansbeunlligung  die  Erwirkung  eines  Voll- 
Streckungsurteiles  des  inländischen  Gerichtshofes  nicht  notwendig. 

Entsch.  Tom  7.  September  1898,  Z.  11818  (AUg.  österr.  Gerichtszeitimg 

1898  S.  376). 

Das  Reknrsgericht  hat  den  erstrichterlichen  Bescheid,  womit  dem 
Exekutionsantrag  des  betreibenden  Gläubigers  auf  Pfändung  des  den 
Betrag  von  800  6.  übersteigenden  Jahresgehaltes  des  Verpflichteten 
«nf  Grund  eines  Urteiles  des  königl.  ELreisgerichtes  in  Kempen  als 
Exekutionstiteb  stattgegeben  wurde,  abgefindert,  und  das  E^ekutions- 
gesuch  abgewiesen,  weil  die  Zwangsvollstreckung  nach  §  79  £xek.O., 
nach  der  Ju8tMtn.V.  vom  10.  Dezember  1897,  R.G.BI.  Nr.  287, 
letzter  Absatz,  und  nach  den  §§  660  und  661  der  deutschen  G.Pr.0. 
nicht  bewilligt  werden  durfte,  ohne  dafs  die  Zulässigkeit  derselben 
durch  ein  Vollstreckungsurteil  des  kompetenten  inländischen  Gerichts- 
hofes ausgesprochen  worden  sei. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  dem  Hevisionsrekurse  des  betreibenden 
Gläubigers  stattgegeben  und  den  erstrichterlichen  Beschlufs  wieder  her- 
gestellt 

Gründe:  Das  in  den  irUheren  Civilprozefsgesetzen  fufsende 
Delibationsverfahren  zur  Erwirkung  eines  inländischen  Voilstreckungs- 
orteiles  wurde  in  der  nunmehrigen  Exekutionsordnung  gänzlich  auf- 
gehoben, wie  die  §§  79 — 86  Ezek.O.  und  insbesondere  die  R^ierungs- 
motive  zum  §  83  Exek.O.  klar  darthun.  Die  Zulässigkeit  der  Eze- 
kation  auf  Grund  im  Auslande  errichteter  Akte  und  Urkunden  ist 
gegenwärtig  nur  nach  den  Bestimmungen  der  §§  79—81  Exek.O.  zu 
beurteilen  und  es  hatte  auch  die  Verordnung  des  Justizministeriums  vom 
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10.  Dezember  1897,  R.G.B1.  Nr.  287,  welche  die  im  Deutschen  Reiche 
geBchöpften  Urteile  und  errichteten  Akte  bekannt  giebt,  auf  Grund  welcher 
zufolge  der  Beweis  der  Gegenseitigkeit  hierlands  gemftfs  §  79  Exek.0. 
Exekution  geführt  werden  kann,  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  nicht  den 
Zweck,  jene  Bestimmungen  der  Exekutionsordnung  in  Bezug  auf  das 
Deutsche  Reich  aufzuheben  oder  abzuändern.  Das  bestandene  Deliba- 
tionsverfahren  wird  durch  das  nach  §  88  Exek.0.  über  den  Wider- 
spruch des  Verpflichteten  einzuleitende  Verfiihren,  in  welchem  über  die 
Zulässigkeit  der  Exekution  kontradiktorisch  zu  verhandeln  ist,  voll- 
kommen ersetzt  und  wollte  man  im  Verhältnisse  zum  Deutschen  Reiche 
nach  dem  Grundsatze  der  Reciprocität  dermal  noch  ein  Delibations- 
ver&hren  zulassen,  so  würde  sich  der  im  §  83  £xek.O.  normierte 
Widerspruch  des  Verpflichteten  und  das  über  denselben  einzuleitende 
Ver&hren  geradezu  als  gegenstandslos  herausstellen.  Es  ist  somit  nach 
der  nunmehrigen  Exekutionsordnung  neben  dem  letztgenannten  Ver- 
fahren für  das  Delibationsverfabren  kein  Raum  vorhanden  and  die 
Abweisung  des  vorliegenden  Exekutionsgesuches  ans  dem  Grunde,  weil 
vorerst  die  Zulässigkeit  der  Exekution  durch  ein  Vollstreckungsurteil 
des  kompetenten  inländischen  Gerichtshofes  ausgesprochen  werden 
müfste,  ungerechtfertigt. 

Geständnis  eines  Minderjährigen  betreff  der  Betwohnung  vor  einem 
ausländischen    Gerichte,     BeweisTcraft  eines  ausländischen    (säch- 
sischen) Urteils  hinsichtlich  dieser  Beiwohnung. 
Entsch.  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes  vom  14.  April  1898,  Z.  4887 
(Jur.  Bl.  1898  S.  466). 

Mit  Klage  de  praes,  17.  Februar  1897  begehrte  Louise  T.  in 
Dresden  als  aufsereheliche  Mutter  und  Franz  H.  in  Dresden  als  Vor- 
mund des  minderjährigen  Friedrich  T.  wider  Karl  K.  in  Bodenbach 
das  Erkenntnis:  Der  Geklagte  Karl  K.  sei  schuldig:  1.  die  Vaterschaft 
zu  dem  von  Louise  T.  am  3.  Jänner  1895  aufserehelich  geborenen 
Kinde  Friedrich  T.  anzuerkennen,  2.  an  die  Vormundschaft  des  Friedrieh 
T.  an  Unterhalts-  und  Erziehungskosten:  a)  vom  Klagstage,  das  ist 
vom  17.  Februar  1897  bis  zum  zurückgelegten  sechsten  Lebensjahre 
dieses  Kindes  täglich  30  kr. ;  b)  von  diesem  Zeitpunkte  bis  zum  zurück- 
gelegten zwölften  Lebensjahre  täglich  40  kr.  und  c)  von  diesem  letz- 
teren Zeitpunkte  bis  zur  Selbstemährungs^higkeit  täglich  50  kr.  za 
bezahlen. 

Hierüber  hat  das  k.  k.  Bezirksgericht  in  Tetschen  mit 
Urteil  vom  27.  August  1897,  Z.  11503  erkannt:  L  Der  Gekkgte 
Karl  K.  ist  schuldig:  1.  die  Vaterschaft  zu  dem  von  Louise  T.  am 
9.  Jänner  1895  aufserehelich  geborenen  Kinde  Friedrich  T.  anzu- 
erkennen, 2.  an  die  Vormundschaft  des  Friedrich  T.  an  Unterhalts- 
und Erziehungskosten  a)  vom  Klagstage,  das  ist  vom  17.  Februar  1897 
bis  zum  zurückgelegten  sechsten  Lebensjahre  dieses  Kindes  täglich 
10  kr.;  b)  von  diesem  Zeitpunkte  bis  zum  zurückgelegten  zwölften 
Lebensjahre  täglich  20  kr.  und  c)  von  da  ab  bis  zur  SelbstemähruneB- 
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fUiigkeit  den  Betrag  von  30  kr.  tilglich  zu  bezahlen;  dies  jedoch  nur 
dann,  wenn  die  Klüger  durch  den  nachstehenden  £id  den  Beweis 
darüber  herstellen,  „dafs  der  Geklagte  Karl  K.  der  Louise  T.  in  einer 
Zeit  von  der  zweiten  Hftlfte  des  Monats  März  1894  bis  anfangs  August 
1894  fleischlich  beigewohnt  habe."  II.  Der  Beweis  ist  beigestellt, 
wenn  der  Gekkgte  den  ihm  aufgetragenen  Haupteid  nicht  ablegt,  oder 
wenn  die  Klägerin  und  freiwillige  Vertretungsleisterin  Louise  T.  den 
rttckgeschobenen  Haupteid  ablegt.  IIL  Der  Beweis  ist  dagegen  nicht 
herg^tellt,  wenn  der  Geklagte  diesen  Haupteid  ablegt,  oder  die 
Klägerin  diesen  rückgeschobenen  Eid  nicht  ablegt  IV.  Stellen  nun 
die  Kläger  den  Beweis  durch  diesen  EUtupteid  nicht  her,  so  werden 
sie  mit  der  KUige  de  ptfus.  17.  Februar  1897  and  dem  darin  gestellten 
Bt^hren  abgewiesen.  —  Gründe: 

In  der  Klage  und  den  weiteren  klägerischen  Satzreden  wird  an- 
gefllhrt,  dafs  der  Geklagte  der  Louise  T.  in  der  Zeit  vom  Februar 
1894,  welch  letzterer  Zeitpunkt  in  der  Replik  auf  die  zweite  Hälfte 
des  Monats  März  1894  bis  anfangs  August  1894  richtiggestellt  wud, 
bis  an&ngs  August  1894  fleischlich  beigewohnt  habe,  und  dafs  infolge 
dieser  Beiwohnung  Louise  T.  am  3.  Jänner  1895  das  Kind  Friedrich 
T.  gebar.  Die  Kläger  führen  ihre  Beweise  über  die  7om  Geklagten 
widersprochene  fleischliche  Beiwohnung  in  der  kritischen  Zeit  aus: 
1.  durch  Berufung  auf  das  Erkenntnis  des  königl.  Amtsgerichtes  Dresden 
▼om  21.  Februar  1895  und  das  vorher  aufgenommene  Protokoll  vom 
14.  Februar  1895,  inhaltlich  welcher  Urkunden  der  Geklagte  seme 
Vaterschaft  zu  dem  unehelichen  Friedrich  T. ,  bezw.  seine  fleischliche 
Beiwohnung  innerhalb  der  kritischen  Zeit  ausdrücklich  zugestanden 
habe;  2.  durch  den  negativen  referiblen  Haupteid.  Der  unter  1  an- 
gebotene Beweis  ist  jedoch  unbedeutend  und  unzulänglich,  weil  die  er* 
wähnten  ausländischen  Urkunden  nicht  unter  die  im  §  112  a.  G.O. 
aufgezählten  beweiskräftigen  Urkunden  fallen,  weil  weiters,  wenn  selbst 
diesen  Urkunden  eine  Beweiskraft  zuerkannt  werden  würde,  der  hieraus 
abgeleitete  Beweis  eines  Geständnisses  vor  Gericht  nicht  für  diesen 
Rechtsstreit  Geltung  haben  kann,  zumal  das  gerichtliche  Geständnis  als 
Dispositivakt  nur  in  jenem  Prozesse  wirken  kann,  in  welchem  es  ab- 
gelegt wurde,  jener  Rechtsstreit  jedoch  die  aus  dem  obligatorischen 
Rechtsverhältnisse  entspringenden  Wochenbett-  und  Entbindungskosten, 
aber  nicht  die  im  Familienrechte  gegründeten  Vaterschaftspflicbten  zum 
Gegenstande  hatte,  weil  aufserdem  Karl  K.  damals  noch  minderjährig 
und  daher  nicht  prozefsfUhig  gewesen  ist,  sohin  auch  kein  wirksames 
gerichtliches  Geständnis  ablegen  konnte,  und  weil  endlich  diesem 
Geständnisse  auch  nicht  einmal  die  Bedeutung  eines  aufsergerichtlichen 
Geständnisses  beigelegt  werden  kann,  da  es  nicht  über  Befragen  der 
Louise  T.,  sohin  nicht  über  Befragen  einer  Person  erfolgte,  von  der  der 
angeblich  Geständige  gewufst  hat,  dafs  ihr  daran  gelegen  sei,  die 
Wahrheit  zu  erfahren  und  demzufolge  der  wesentlichsten  Voraussetzung 
des  §  110  a.  G.O.  zu  seiner  Gtütigkeit  ermangelt  hatte.  Hieran  ver- 
mag aach  der  Umstand  nichts  zu  ändern,  dafs  das  beoeichnete  Erkenntnis 
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mit  der  VoUstreckongsklAUsel  venefaen  ist,  weil  die  Exekution  aus- 
iHndischer  Urteile  im  Hofdekrete  vom  18.  Jänner  1799  Nr.  452  und 
im  Hofdekrete  yom  15.  Februar  1805  Nr.  714  J.G.S.  noch  an  weitere 
Vorausseüsungen  geknüpft  ist,  und  weil  überdies  das  beasogene  Erkenntnis, 
wie  erwähnt,  nur  die  Wochenbett-  und  Entbindungskosten  betrifit.  Bei 
solcher  Unzulänglichkeit  der  Beweise  mufste  über  das  Faktam  der 
fleischlichen  Beiwohnung  in  der  kritischen  Zeit  auf  obigim  Hanpteid 
erkannt  werden.  Unberücksichtigt  blieben  die  Einwendungen  des  Ge- 
klagten, dafs  er  a)  im  Jahre  1894  in  Neusalza  war,  b)  dafs  er  bei 
der  Verhandlung  bei  dem  Amtsgericlite  in  Dresden  die  Spracbe  des 
verhandelnden  Richters  nicht  verstand,  c)  dafs  er  mit  seinem  Q^werbe 
ak  Sattler  in  Bodenbach  nichts  fUr  Alimente  erübrigen  könne;  denn 
die  Einwendung  ad  a)  schliefst  nicht  aus,  dafs  der  Geklagte  in  der 
Zeit  von  Ende  Mars  bis  8.  Juni,  sowie  nach  dem  4.  August  1894i 
jedoch  nocli  in  der  ersten  Hälfte  des  Monats  August  der  Louise  T. 
fleischlich  beigewohnt  habe,  zumal  ja  der  obige  Haupteid  nur  die 
fleischliche  Beiwohnung  in  der  kritischen  Zeit  und  nicht  an  einem  be- 
stimmten Tage  betrifil,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  der  Geklagte  die 
Louise  T.  von  Neusalza  aus  zu  besuchen  in  der  Lage  gewesen  ist,  und 
die  ad  b)  eingebrachte  Einwendung  wird  gegenstandslos,  weil,  wie 
oben  ausgeführt,  dem  vorgelegten  Erkenntnisse  bezw.  Protokoll«  des 
Amtsgerichtes  Dresden  keine  Bedeutung  beigelegt  wurde.  Die  ad  c) 
erhobene  Einwendung  endlich  vermag  nicht  auf  die  Alimentationspflicht 
selbst,  sondern  nur  auf  deren  Umfang  von  Einflufs  sein,  weshalb  auch 
die  obigen  Alimente  nach  dem  ortsüblichen  Einkommen  und  Stande 
des  unehelichen  Vaters  festgesetzt  worden  sind.  Legt  nun  der  Geklagte 
den  obigen  Haupteid  nicht  ab,  hingegen  die  Klägerin  Louise  T.  im 
Rückschiebungsfalle  denselben  ab,  so  ist  der  Beweis  der  Vaterschaft 
im  Sinne  des  §  168  a.  b.  G.B.  erbracht,  und  obliegt  dem  Geklagten 
gemäfs  §  167  a.  b.  G.B.  die  Erfüllung  der  Vaterpflichten,  insbesondere 
die  Leistung  der  obigen  Alimente,  während  im  Fslle  der  Ablegung 
dieses  Eides  durch  den  Geklagten  oder,  falls  derselbe  rückgeschoben 
wird,  die  Nichtablegung  desselben  durch  Louise  T.  die  Klage  als  un- 
begründet abgewiesen  wird. 

Über  Appellation  des  Vormundes  Franz  H.  hat  das  k.  k. 
Ober  landesgericht  in  Prag  mit  Urteil  vom  14.  Dezember 
1897,  Z.  26045  das  erstrichterliche  Urteil  abgeändert  und  er- 
kannt :  Der  Geklagte  Karl  K.  ist  unbedingt  schuldig,  a)  die  Vaterschaft 
zu  dem  von  Louise  T.  am  3.  Jänner  1895  aufserehelich  geborenen 
Kinde  Friedrich  T.  anzuerkennen,  b)  an  die  Vormundschaft  des  Friedrich 
T.  an  Unterhalts-  und  Erziehungskosten:  vom  Klagstage,  das  ist  vom 
17.  Februar  1897  bis  zum  sechsten  Lebensjahre  dieses  Kindes  täglich 
15  kr.,  von  diesem  Zeitpunkte  bis  zum  zurückgelegten  zwölften  Lebens- 
jahre dieses  Kindes  täglich  25  kr.  und  von  diesem  letzteren  Zeitpunkte 
bis  zur  Selbstemährungsf^higkeit  dieses  Kindes  täglich  85  kr.  zu  be- 
zahlen. —  Gründe: 

Das  aufsergerichtliche  Geständnis   des   Geklagten,    der  Louise  T. 
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in  der  kritischen  Zeit  fleischlich  beigewohnt  zu  haben,  beweisen  die 
Kliger  anter  anderem  durch  das  in  den  Akten  erliegende,  am  21.  Februar 
1895  kundgemachte  Urteil  des  königl.  sttchsischen  Amtsgerichtes  in 
Dresden,  inhaltlich  dessen  der  Geklagte  bei  der  bezüglichen  Verhandlung 
eingestanden  hat,  anfangs  Juni  1894,  daher  innerhalb  der  kritischen 
2^it,  mit  der  Louise  T.  den  Beischlaf  vollzogen  zu  haben,  welches 
Urteil  als  (öffentliche  Urkunde  im  Sinne  des  §  112  a.  0.0.  einen  vollen 
Beweis  bilde.  Oemäfs  §  112  a.  0.0.  lit  c  sind  auch  die  von  den  in 
auswärtigen  Landen  zur  Ausstellung  öffentlicher  Urkunden  eigens  be- 
rechtigten Personen  errichteten  Schriften  für  öffentliche  Urkunden  zu 
halten,  wenn  sie  mit  der  in  jedem  Lande  üblichen  Legalisierung  ver- 
sehen sind.  Umsomehr  mufs  dieses  von  solchen  Urkunden  gelten,  die 
von  ausländischen  Oerichten  ausgestellt  sind,  und  bedürfen  auch  die 
von  den  Oerichten  und  höheren  Verwaltungsbehörden  Deutschlands 
ausgefertigten  Urkunden  gemttfs  Vertrages  vom  25.  Februar  1880, 
R.G.BL  Nr.  85,  keiner  Legalisierung,  um  vollen  Glauben  zu  verdienen, 
weshalb  es  auch  keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  dafs  das  bezogene 
Urteil  des  königl.  ^chsiscben  Amtsgerichtes  in  Dresden  einen  vollen 
Beweis  über  seinen  Inhalt  bildet.  Die  Frage  jedoch,  ob  dieses  Urteil 
infolge  der  damaligen  Minderjährigkeit  des  Geklagten  nichtig  und  rechts- 
unwirksam sei,  ist  in  diesem  Rechtsstreite  nicht  zu  entscheiden  und 
kann  nur  insoweit  in  Betracht  kommen,  als  es  sich  um  die  Gültigkeit 
und  Rechtsunwirksamkeit  des  O^tändnisses  handelt  Nach  §  4  a.  b.  G.B. 
bleiben  österreichische  Staatsbürger  auch  in  Handlungen  und  Geschäften, 
die  sie  aufser  dem  Staatsgebiete  vornehmen,  an  die  für  Osterreich 
geltenden  Gesetze  gebunden,  insoweit  als  ihre  persönliche  f^higkeit, 
sie  zu  unternehmen,  dadurch  eingeschränkt  wird  und  als  diese  Hand- 
lungen und  Geschäfte  zugleich  in  diesen  Ländern  rechtliche  Folgen 
hervorbringen  sollten.  Wenn  nun  auch  der  Geklagte  zur  Zeit  der 
Verhandlung  vor  dem  königl.  sächsischen  Amtsgerichte  in  Dresden 
noch  mindeijährig,  daher  nach  dem  österreichischen  Gesetze  prozeis- 
unfähig  war,  so  hat  doch  dieser  Umstand  auf  die  Thatsache,  dafs  der- 
selbe den  Beischhif  mit  der  Louise  T.  in  der  kritischen  Zeit  ein- 
gestanden hat,  keinen  Finflnfs,  weil  dieses  Geständnis  weder  als  eine 
Handlung,  nocli  als  ein  Geschäft,  sondern  lediglich  als  ein  Beweismittel,, 
als  ein  aufsergerichtliches  Geständnis  im  Sinne  des  §  168  a.  b.  G.B. 
aufzufassen  ist,  dessen  Gültigkeit  und  Rechtswirksamkeit  von  der 
HandlnngB^higkeit  des  Gestehenden  und  davon  unabhängig  ist,  wo 
und  wem  gegenüber  es  gemacht  wurde.  Dem  Begehren  auf  Aner- 
kennung der  Vaterschaft  ist  daher  stattzugeben,  wenn  auf  eine  in  der 
Gerichtsordnung  vorgeschriebene  Art  der  Beweis  erbracht  wird,  dafs 
der  Geklagte  der  Louise  T.  innerhalb  des  Zeitraumes  beigewohnt  hat, 
von  welchem  bis  zu  ihrer  Entbindung  nicht  weniger  als  sechs,  nicht 
mehr  als  zehn  Monate  verstrichen  sind,  oder  wenn  er  dieses  auch  nur 
aufser  Gericht  gestanden  hat.  Dieser  letztere,  nach  §  168  s.  b.  G.B. 
zulässige  Beweis  ist  ein  von  dem  Beweise  des  aufseigerichtlichen  Ge- 
ständnisses im  Sinne  des  §  110  0.0. ,   welches   eben  eine  im  ersten 
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Satze  des  §  168  a.  b.  6.6.  bezeichnete,  in  der  Gerichtsordnung  vor- 
geschriebene Art  des  Beweises  bildet,  verschiedener  Beweis,  welcher 
der  im  §  110  6.0.  vorgeschriebenen  Bedingang,  dafs  das  Oestilndnis 
anf  Befiugen  Jemandes  geschehen  ist,  von  dem  der  Bekenner  wafste, 
dafs  ihm  daran  gelegen  sei,  die  Wahrheit  zu  erfahren,  zn  seiner  Wirk- 
samkeit nicht  bedarf,  da  sonst  die  Aaftiahme  dieser  Beweisart  in  dem 
§  163  a.  b.  6.B.  überaossig  wäre.  Dafs  der  6eklagte  aafjser  Gericht 
eingestanden  hat,  der  Louise  T.  an&ngs  Juni  1894,  folglich  innerhalb 
des  kritischen  Zeitraumes,  beigewohnt  zu  haben,  ist,  trotzdem  derselbe 
dieses  6e8tflndnis  abgelegt  zn  haben  entschieden  in  Abrede  stellt,  durch 
das  oben  bezogene  Urteil  des  kOnigl.  sttchsischen  Amtsgerichtes  in  Dresden 
erwiesen,  wobei  es  belanglos  bleibt,  dafs  der  6eklagte  zur  Zeit  dieses 
Geständnisses  noch  minderjährig  war,  sowie  wem  gegenüber  er  dasselbe 
gemacht  hat  Der  Geklagte  versuchte  es  wohl,  dieses  angeblich  ge- 
machte Geständnis  auf  ein  Mifsverständnis  zurückzuführen,  weil  er  die 
Sprache  des  Verhandlungsrichters  nicht  verstanden  habe,  allein  diese 
Behauptung  ist  unbegründet,  wenn  erwogen  wird,  dafs  der  Geklagte 
inhaltlich  seines  den  Akten  beigeschlossenen'  Arbeitsbuches  in  den  Jahren 
1891i  1892  und  1894  in  Dresden,  Blasewitz  und  Neusalza  beschäftigt 
war,  und  daher  nicht  anzunehmen  ist,  dafs  er  sich  die  deutsche  Sprache, 
resp.  die  sächsische  Ausdrucksweise  nicht  soweit  angeeignet  habe,  um 
die  an  ihn  gestellten  Fragen  zu  verstehen  oder  sich  einem  Richter 
gegenüber  verständlich  zu  machen.  Nachdem  nun  auch  dem  aufser- 
gerichtlichen  Geständnisse  des  Geklagten  mit  Hinsicht  auf  die  Umstände, 
unter  welchen  es  geschehen  ist,  die  Emstlichkeit  nicht  abgesprochen 
werden  kann,  ist  die  Vermutung,  dafs  er  das  von  der  Louise  T.  am 
S.  Jänner  1895  geborene  Kind  erzeugt  habe,  begründet,  weshalb  das 
Urteil  diesfalls  über  Appellation  des  Vormundes  dieses  Kindes  abzu- 
ändern und  der  Klage  unbedingt  stattzugeben  war.  Die  Appellation 
des  Vormundes  ist  auch,  soweit  sie  gegen  die  Höhe  der  zugemessenen 
Alimente  per  10,  20  und  30  kr.  gerichtet  ist,  begründet  Bei  Be- 
stimmung der  Höhe  der  Alimente  ist  lediglich  das  Vermögen  der  Eltern 
mafsgebend,  und  in  erster  Linie  der  Vater  zur  Verpflegung  des  Kindes 
verbunden.  Wenn  nun  auch  hierbei  die  Bedürfnisse  des  Kindes  in 
Betracht  zu  ziehen  sind,  so  kann  doch  der  Vater  zur  Leistung  der 
Alimente  nur  insoweit  verpflichtet  werden,  als  sie  seinem  jeweiligen 
Vermögen  angemessen  sind.  Wird  erwogen,  dafs  der  Geklagte  seinem 
eigenen  Geständnisse  gemäfs  das  Sattler-  und  Tapezierergewerbe  selb- 
ständig betreibt  und  daher  an  den  Taglohn  nicht  angewiesen  ist,  dafs 
er  bei  seinem  jugendlichen  Alter  in  der  Lage  ist  und  die  Fähigkeit 
und  das  Vermögen  besitzt,  nicht  blofs  den  Lebensunterhalt  für  sieb 
und  seine  Gattin  zu  besorgen,  sondern  auch  angemessene  Alimente 
zu  leisten,  so  erscheinen  die  von  dem  ersten  Richter  bemessenen  Alimente 
von  10,  20  und  30  kr.  allerdings  etwas  zn  niedrig,  wogegen  die  seitens 
der  Vormundschaft  begehrten  Alimentationsbeträge  von  30,  40  und 
50  kr.  zu  hoch  erscheinen,  weshalb  dieselben  in  Abänderung  des  an- 
gefochtenen Urteils   mit  den   angemessenen  Betiügen  von  15,    25  und 
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35  kr.  bestimmt  worden  sind,  zu  deren  unbedingten  Letstung  der  Oe^ 
klagte  infolge  des  Obgesagten  gemäfs  §§  166  und  167  a.  b.  6.6.  zu 
Temrteilen  war. 

Ober  dieRevisionsbeschwerde  des  Geklagten  hat  der  k.  k. 
oberste  Gerichtshof  mit  Urteil  vom  14.  April  1898,  Z.  4887 
das  Urteil  des  k.  k.  Oberlandesgerichtes  zu  bestätigen  befinden. — 
Gründe: 

Der  Revisionsbeschwerde  ist  es  nicht  gelangen,  die  Grttnde  zu 
der  Entscheidung  zweiter  Instanz  zu  widerlegen.  Indem  sich  auf  diese 
riebtigen  Grttnde  berufen  wird^  wird  nur  noch  bemerkt,  dafs  von  seite 
des  Geklagten  ganz  richtig  zugegeben  wird,  dafs  zu  dem  Gestttndnisse 
nacb  §  163  a.  b.  G.B.  nicht  alles  das  nötig  ist,  was  der  §  110  a.  G.G. 
zum  aufsergerichtlichen  Geständnisse  fordert  Da  es  durchaus  nicht 
nötig  ist,  dafs  derjenige  grofsjäbrig  sein  müfste,  der  die  Thatsache,  dafs 
er  in  einer  bestimmten  Zeit  der  Kindesmutter  beigewohnt  habe,  mit 
der  damit  verbundenen  Wirkung  eingesteht,  so  kann  auch  die  Rechts- 
wirksamkeit des  Geständnisses  des  Geklagten,  welches  er  yor  dnem 
Gerichte  im  Auslande  abgelegt  hat,  mit  Berufung  auf  die  damals  noch 
bestehende  Minderjährigkeit  nicht  zweifelhaft  sein.  Es  handelt  sich 
nicht  um  die  Rechtskraft  des  Urteils,  sondern  um  die  in  dieser  Ur* 
künde  von  einem  Gerichte  konstatierte  Thatsache,  dafs  und  was  der 
Geklagte  gestanden  hat  Die  Einwendung  des  Geklagten,  er  sei  nicht 
richtig  verstanden  worden,  wird  dadurch  widerlegt,  dafs  ein  Gericht 
das  Geständnis  als  Thatsache  nicht  angeftibrt  haben  würde,  wenn  ein 
Zweifel  dartlber  hätte  obwalten  können,  ob  ein  solches  Geständnis 
wirklich  abgelegt  wurde.  Es  ist  sobin  der  Geklagte  ganz  richtig  un- 
bedingt für  den  Vater  des  minderjährigen  Friedrich  T.  zu  halten.  Die 
Alimente  sind  so  bemessen,  wie  sie  für  die  Verpflegung  des  Kindes 
und  dessen  spätere  Erziehung  nötig  erscheinen,  und  die  auch  den 
Erwerbsverhältnissen  des  Geklagten  angemessen  sind. 


Schweiz. 

Rechtsprechung  schweizerischer  GferichtshSfe. 

Nctch   welchem   örtlichen  Rechte   beurteüt  sich   die  Verjährung? 
Art.  153  Ziff.  6    O.R. 

fintaeh.  des  Bandesgerichts  vom  16.  September  18d8  (Revue  der  Gerichts- 
prazis  etc.  17.  Bd.  S.  5> 

Die  Frage,  nach  welchem  örtlichen  Rechte  die  Veijähning  zu 
beurteilen  sei,  ist  zwar  in  Doktrin  und  PMzis  eine  anfserordentlich 
bestrittene.  Allein  das  Bundesgericht  hat  sich  bereits  in  seiner  Ent- 
scheidung in  Sachen  Brunner  c  Brunner  vom  18.  November  1886 
(Amtl.  Slg.  Bd.  XII  S.  682  1.  6),  in  Übereinstimmung  mit  der  in  der 
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deutschen  Doktrin  und  Praxis  berrschenden  Ansicht,  gmnddltslieh 
dahin  ausgesprochen,  dafs  die  Verjährung  nach  demjenigen  örtlichen 
Rechte  zu  beurteilen  sei,  welchem  die  Obligation  nach  ihrem  Wesen 
und  ihrer  Wirkung  untersteht,  und  an  dieser  (neuerdings  wieder  von 
JfüBer,  die  Klageverjährung  im  internationalen  Privatrechte,  insbesondere 
S.  24  u.  ff.  vertretenen  und  näher  begründeten)  Ansicht  ist  festzuhalten. 
Wenn  der  Kläger  meint,  aus  Art.  153  Ziff.  6  O.R.,  nach  weichem  die 
Verjährung  nicht  beginnt  oder  stülesteht,  solange  ein  Anspruch  vor 
einem  schweizerischen  Grerichte  nicht  geltend  gemacht  werden  kann, 
ergebe  sich,  dafs  die  Verjährung  nach  den  Gesetzen  des  Wohnsitzes 
des  Schuldners  zur  Zeit  der  Kkge  zu  beurteilen  sei,  so  ist  dies  nicht 
recht  verständlich.  Im  Gegenteil  dtlrfte  gerade  aus  dieser  Norm  des 
schweizerischen  Gesetzes  eher  folgen,  dafs  dieses  nicht  auf  die  Ver^ 
jährung  von  Ansprüchen  aus  Obligationen  angewendet  sein  wolle,  die 
nach  Wesen  und  Wirkung  einem  fremden  Gesetze  unterstehen.  Denn 
so  viel  ist  doch  jeden&lls  klar,  dafs  Art  153  Ziff  6  O.R.,  insbesondere 
hinsichtlich  des  Beginnes  der  Verjährung,  nicht  angewendet  werden 
kann,  wenn  es  sich  um  zwischen  Ausländem  im  Auslande  begründete 
und  dort  zu  erRlllende  Obligationen  handelt  und  lediglich  nachträglich 
eine  Partei  ihren  Wohnsitz  in  die  Schweiz  verlegt. 

Bundesgeset0  y  betr.  die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Nieder- 
gelassenen und  Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891  Art.  22,  27. 
Bedeutung  und  Tragweite  des  Art.  27.  Anwendbarkeit  desselben 
auf  Schenkungen  y  die  vor  seinem  Inkrafttreten  nach  dem  für  sie 
geltenden  kantonalen  Rechte  definitiv  und  unanfechtbar  geworden 

waren? 

Entsch.  des  Bundesgerichts  vom  28.  April  1898  (Revue  der  Gerichtsprazis  etc. 

Bd.  17  S.  21). 

Xaver  S.  von  Horw,  Kanton  Luzem,  wohnhaft  in  Hei^isvi^l 
(Nidwaiden),  hatte  im  Jahre  1890  seinem  Bruder  A.  8.  und  dessen 
Kindern  bedeutende  sofort  durch  Übergabe  der  geschenkten  Gülttitel 
voUzogene  Schwankungen  gemacht  Er  starb  am  6.  Dezember  1892  an 
seinem  Wohnort  in  Hergiswyi  und  wurde  von  seinen  Geschwistern  und 
Geschwisterkindern  beerbt.  Seine  übrigen  £rben  fochten  nun  durch 
Klage  gegen  A.  S.  die  Schenkimgen  an,  indem  sie  u.  a.  geltend 
machten,  dieselben  seien  nach  dem  mafsgebenden  nidwaldnischen  Rechte 
wegen  Pflichtteilverletzung  anfechtbar.  Die  nidwaldnischen  Gerichte 
wiesen  die  Klage  ab,  indem  sie  die  erwähnte  Frage  nach  luzerni- 
8  c  h  e  m  Rechte  beurteilten.  Hieigegen  ergriffen  die  Kläger  den  staats- 
rechtlichen Rekurs  an  das  Bundesgericht,  indem  sie  ausführten,  nach 
Art.  22  und  27  des  Bundesgesetzes,  betr.  die  civilrechüichen  Verhält- 
nisse der  Niedergehwsenen  und  Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891,  sei 
die  erwähnte  Frage  nach  nidwaldnischem  Rechte  zu  beurteilen.  Das 
Bundesgericht  hat  die  Beschwerde  abgewiesen,  im  wesentlichen  aus 
folgenden   Gründen: 
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Unbestritten  ist,  dafs  sich  die  Erbfolge  des  X.  S.,  da  er  nach 
dem  1.  Juli  1892  (dem  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  des  Bandes- 
gesetzes, betr.  die  civibechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen 
und  Aufenthalter)  gestorben  ist,  in  Anwendung  dieses  Gesetzes,  Art  22, 
nach  Nidwaldner  Recht  richtet  Nach  dem  nttmlichen  Recht  bestimmt 
sich  demnach  auch  gemafs  Art  27  des  Bnndesgesetzes  das  Pflichtteils- 
recht  bei  Schenkungen.*  Obschon  nun  das  Bundesgesetz  hierbei  aus- 
drflcklich  nur  das  in  örtlicher  Beziehung  anwendbare  Recht  bestimmt 
hat,  so  läTst  sich  doch  aus  dem  unzweifelhaften  Zwecke  des  (Gesetzes, 
welcher  dahin  geht,  die  einheitliche  rechtliche  Behandlung  des  Nach- 
laaaes  zu  sichern,  der  Schlufs  ziehen,  dafs  auch  in  zeitlicher  Hinsicht 
die  Einheit  des  anzuwendenden  Rechts  gewahrt  werden  soll. 

Aber  hiermit  ist  die  Yorliegende  Frage  noch  nicht  entschieden. 
Es  folgt  aus  dem  eben  Gesagten  nicht,  dafs  alle  Schenkungen,  welche 
der  Erblasser  S.  in  irgend  einem  Zeitpunkte  und  unter  der  Herrschaft 
irgend  eines  G^etzes  vorgenommen  hat,  nun  ohne  weiteres  der  Pflicht- 
teüaanfechtung  nach  der  G^esetzgebung  von  Nidwaiden  unterliegen.  Viel- 
mehr fragt  sich,  welche  rechtliche  Bedeutung  diesen  Schenkungen  nach 
der  Gresetzgebung ,  unter  welcher  sie  errichtet  und  vollzogen  wurden, 
zukommt,  und  in  welchem  rechtlichen  Verhaltnisse  sie  zu  den  Rechten 
der  Pflichtteilserben  des  Schenkers  standen. 

In  dieser  Beziehung  gingen  die  beim  Inkrafttreten  des  Bundes- 
geeetzes  bestehenden  kantonalen  Gesetzgebungen  auseinander.  Nach 
der  Mehrzahl  derselben  waren  Schenkungen  unter  Lebenden  den 
gleichen  Pflichtteilsvorschriften  untersteUt,  wie  Verfügungen  von  Todes- 
wegen. Solche  Schenkungen  vermochten  definitive  Wirkungen  nur 
xwisehen  dem  Schenker  und  dem  Beschenkten  zu  b^rttnden;  gegen- 
über den  Erben  blieb  dagegen  eine  derartige  Schenkung  noch  in  der 
Schwebe,  und  hing  ihre  schliefsliche  Wirkung  von  der  Gestaltung  der 
Verhaltnisse  im  Zeitpunkte  des  Todes  des  Schenkers  ab.  Wttrde  die 
materielle  Dispositionsbefiignis  des  X.  S.  sich  nach  einer  dieser  Gesetz- 
gebungen richten,  so  würden  sich  gewichtige  Gründe  für  die  Anwend- 
barkeit des  neuen  Rechts  auf  die  vorliegenden  Schenkungen  anführen 
lassen,  obschon  diese  Frage  anderwärts  durch  die  Gesetzgebung  und 
Rechtsprechung  im  gegenteiligen  Sinne  entschieden  worden  ist  (veigl. 
Einf.GeB.  zum  ital.  Civ.Ge6.B.  von  1868  Art  27  und  die  Darstellung 
der  Entwickelung  der  Kontroverse  in  der  franzteischen  Gericfatspraxis 
und  Wissenschaft  bei  QaUba^  Teoria  deUa  retroatHvUä  ddle  leggi^  2  ed. 
m  p,  454—485,  ferner  Aubty  dt  Bau  I  §  30 ,  Baudrp ,  PrScis  I 
Nr.  63).  Nach  andern  kantonalen  Gesetzgebungen  hinwieder  ist  die 
Anfechtung  von  Schenkungen  unter  Lebenden  wegen  Verletzung  von 
Pflichtteilsrechten  ganz  ausgeschlossen  oder  beschrankt  .  .  . 

Schenkimgen  unter  Lebenden  nun,  welche  von  einem  Schenkgeber 
voigenommen  wurden,  der  hinsichtlich  seiner  materiellen  Dispositions- 
befbgnis  unter  einer  dieser  letzteren  Gesetzgebungen  stand,  vermögen 
für  den  Beschenkten  Rechte  zu  begründen,  welche  von  den  Pflichtteils- 
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rechten  der  Erben  voUständig  nnabhftngig  sind.  Mit  dem  Voliznge  der 
Schenkung  oder  nach  einer  gewissen  Frist  tritt  der  Gegenstand  der- 
selben definitiv  und  mit  verbindlicher  Wirkung  f)lr  die  Erben  aus  dem 
Vermögen  des  Schenkgebers  und  aus  dem  Bereich  der  erbrechütchen 
Beziehungen  desselben  heraus.  Auf  derartige  Schenkungen  findet,  so- 
fern sie  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bundesgesetzes,  betr.  die  civilrecht- 
lichen  Vf:rhl'.ltnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  vorgenommen 
oder  unar  ec-itbar  geworden  sind,  Art  27  desselben  keine  Anwendung. 
Sie  bedürfen  einer  neuen  Normierung  durch  eine  neue  Oeset^ebong 
nicht  mehr;  es  sind  definitiv  abgeschlossene  Rechtsverhältnisse;  in  der 
Anwendung  des  Art  27  1.  c.  auf  sie  würde  eine  Rückwirkung  des 
Gesetzes  liegen,  welche  sich  in  Ermangelung  einer  ausdrücklichen 
Gesetzesbestimmung  nur  rechtfertigen  liefse,  wenn  andere  zwingende, 
aus  dem  Inhalt  oder  Zwecke  des  Gesetzes  entnommene  Ghründe  daf^ 
sprechen  würden.  Derartige  Gründe  sind  jedoch  nicht  vorhanden.  Der 
Zweck  der  einschlägigen  Vorschriften  wird  durch  die  Beurteilung  dieser 
Schenkungen  nach  dem  Rechte  ihres  Zustandekommens  nicht  beein- 
trftchtigt ;  der  Nachlafs  wird  nicht  mehreren  Gesetzgebungen  unterstellt, 
sondern  es  kann  nur  das  vom  Erblasser  definitiv  Verschenkte  nicht 
mehr  zurückgefordert  werden  und  die  Pflichtteilsbestimmungen  des  die 
Erbschaft  beherrschenden  Rechtes  finden  darauf  keine  Anwendung.  .  .  . 

Was  nun  die  in  Frage  stehenden  Schenkungen  anbelangt,  so  ge- 
hören dieselben  unter  die  definitiven,  der  Anfechtung  wegen  Pflicht- 
teilsverletzung nicht  unterliegenden  (wie  an  Hand  der  Bestimmungen 
des  luzemischen  Civ.Ge8.B.  [§§  565,  566]  näher  ausgeführt  wird). 

Es  darf  daher  Art.  27  des  Bundesgesetzes,  betr.  die  civilrecht- 
lichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter,  auf  diese 
Schenkungen  nicht  zur  Anwendung  gebracht  werden. 

Klage  aus  einem  ausländischen  Civüurteü.    Inkompetenz  des 
ausländischen  Richters. 

Urteil  des  Handelsgerichts  in  Zürich   vom   29.  April  1898  (Zeitschrift  ftir 
Schweizerisches  Recht  40.  Bd.,   N.  F.  18.  Bd.  S.  101). 

A.  Häberli  in  Zürich  hatte  von  D.  Pelazza  in  Turin  eine  termin- 
weise zu  liefernde  Partie  Sesamkuchenmehl  gekauft.  Auf  Reklama- 
tionen seiner  Kunden,  denen  er  die  ersten  Sendungen  weiter  verkauft 
hatte  und  die  nun  Mängel  geltend  machten,  verlangte  er  von  Pelazza 
eine  Vergütung  von  Fr.  591, 55,  und  a^  letzterer  nicht  darauf  eintrat, 
verweigerte  er  die  Einlösung  des  letzten  Wechsels,  den  Pelazza  auf  ihn 
ftlr  den  letzten  unbeanstandet  gebliebenen  Wagen  im  Betrage  von 
1015  Fr.  gezogen  hatte.  Pelazza  erwirkte  dann  ftir  seine  Forderung 
sm  15.  Juni  1896  bei  der  Prätur  in  Turin  gegen  den  Beklagten, 
welcher  der  Vorladung  dorthin   keine  Folge  gab,   ein  Kontumazurteil. 

Vor  dem  Handelsgericht  des  Kts.  Zürich  stützte  er  seine  Forderung, 
für  den  Kaufpreis  des  letzten  Wagens  von  Fr.  1015,  zunächst  auf 
dieses  italienische  Urteil,  indem  er  ausführte,  dasselbe  sei  rechtskräftig 
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und  hier  Tollatreckbar,  da  Italien  gemäfs  Art  941  der  dortigen  CPr.O. 
der  Schweiz  Gegenrecht  halte  und  die  Kompetenz  des  Toriner  Gerichtes 
begründet  gewesen  sei,  zunächst  nach  Art  91  der  Italien.  C.Pr.O.,  da 
Tarin  der  Erfüllungsort  sei,  und  im  übrigen  aach  mit  Rücksicht  darauf, 
daifl  die  Fakturen  des  Klägers  eine  gedruckte  Klausel  (italienisch)  ent- 
halten, wonach  der  Käufer  jeweilen  verpflichtet  sei,  in  Turin  sein 
Bechtsdömizil  zu  nehmen,  was  der  Beklagte  stillschweigend  acceptiert 
habe.  Der  Gerichtsstand  des  Vertrages  und  derjenige  des  gewählten 
Domizils  seien  femer  auch  im  zürcherischen  Prozefsrecht  anerkannt. 
In  zweiter  Linie  bestritt  der  Kläger  die  Reklamationen  des  Beklagten. 

Der  Beklagte  bestritt  die  Vollstreckbarkeit  des  Urteils  von  Turin 
^egen  Mangeb  der  Kompetenz  des  dortigen  Gerichts.  Das  Handels- 
gericht trat  dieser  letzteren  Ansicht  bei. 

Gründe:  Die  Klage  wird  in  erster  Linie  auf  das  vergelte 
Urteil  der  Prätur  in  Turin  als  selbständigen  Rechtstitel  gestützt  (actio 
juäicat%)y  wodurch  dem  Kläger  die  eingeklagte  Forderung  gegen  den 
Beklagten  zuerkannt  worden  ist.  In  prozessualischer  Beziehung  handelt 
es  sich  dabei  nicht  sowohl  um  ein  Vollstreckungsbegehren,  wofUr  das 
Scholdbeitreibungs-  und  das  summarische  Verehren  besteht,  als  vielmehr 
um  die  richterliche  Feststellung  der  klägerischen  Forderung,  und  hierfllr 
erscheint  das  Handelsgericht  in  Streitfällen  von  der  Art  des  vorliegenden, 
über  ein  kaufinännisches  Lieferungsgeschäfl,  dessen  Beurteilung  gemäfs 
§  95  G.  b.  Rpfl.  in  seine  Kompetenz  fallen  würde,  als  zuständig,  wie 
echon  in  früheren  Entscheidungen  ausgesprochen  worden  ist  Das  in 
Frage  stehende  italienische  Urteil,  kann  indes  hierorts  gemäfs  §  762 
G.  b.  Rpfl.,  da  mit  Italien  ein  Staatsvertrag  über  diese  Materie  nicht 
besteht,  nur  geschützt  werden,  wenn  das  Turiner  Gericht,  welches 
dasselbe  ausgefällt  hat,  „an  sich*'  (d.  h.  nach  italienischem  Recht, 
8.  Handelsr.  Entsch.  Bd.  IV  S.  100  Erw.  5)  kompetent  war  und 
dessen  Kompetenz  auch  nicht  durch  die  hieiseitige  Gesetzgebung  aus- 
geschlossen war,  —  es  mufs  sonach  ftir  den  fremden  Richter  wenigstens 
ein  Kompetenzgrund  voigelegen  haben,  der  auch  nach  dem  hiesigen 
Gesetz  ein  solcher  ist  Im  Urteil  selbst  sind  nun  die  Kompetenz- 
grfinde,  worauf  dasselbe  sich  stützt,  nicht  genannt;  nach  der  italieni- 
schen Civilprozefsordnung  können  folgende  in  Frage  kommen:  a)  der 
Gerichtsstand  des  Vertrages  (forum  cofdr actus)  gemäfs  Art.  91  gen.  Ges. ; 
—  b)  der  vereinbarte  Gerichtsstand  (forum  prorogatum)  am  Orte  des 
gewählten  Domizils,  laut  den  Bestimmungen  über  die  Domizilerwählung 
in  Art  95  der  italien.  CPr.O.  in  Verbindung  mit  Art  19  des  italien. 
Civ.Ges.B.  Der  erstgenannte  Kompetenzgrund  ist  jedoch  im  hier- 
seitigen  Rechtspflegegesetz ,  §§  214  und  215,  nur  bei  Zutr^en  einer 
Reihe  weiterer  Bedingungen  anerkannt,  welche  hier  offenbar  nicht  vor- 
li^en,  und  war  gegenüber  dem  in  Zürich  domizilierten  und  aufrecht- 
stdhenden,  d.  h.  zahlungsfähigen  Beklagten  nach  der  hierseitigen  Gesetz- 
gebung sogar  ganz  ausgeschlossen  infolge  der  in  Art  59  der  Bundes- 
Terfassung  gewährleisteten  Garantie  beim  Richter  des  schweizerischen 
IVobnortes.     Der  zweite  Kompetenzgrund,   die  Domizilerwählung,  gilt 
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nun  allerdings  auch  liierorts  auf  Grund  von  §  91  Ziff.  5  des  kanto- 
nalen Einf.Ges.  z.  Seh.  und  K.Ges.;  allein  es  fehlt  hierftlr  an  der 
erforderlichen  Domizilerwfthlung  seitens  des  Beklagten.  Der  Klüger 
erblickt  die  durch  Art.  19  des  Italien.  Civ.G«s.B.  verlangte  schriftliche 
Beurkundung  einer  solchen  in  der  seinen  Fakturen  beigefK^n,  dieselbe 
statuierenden  Klausel.  Allein  derartige  nachträgliche  einseitige  Er- 
günzungen  des  Vertragsinhaltes  sind  für  den  G^genkontrahenten  selbst- 
▼erstttndlich  so  lange  unverbindlich,  als  derselbe  sie  nicht  annimmt 
(Art  1  O.R.).  Abgesehen  davon,  da(k  die  in  Frage  stehende,  in 
kleiner  Druckschrift  auf  den  Fakturen  angebrachte  Bemerkung  dem 
Beklagten  sehr  leicht  entgehen  oder  von  ihm  mifsverstanden  werden 
konnte,  darf  sein  Stillschweigen  hierüber  vorliegend  jedenfalls  nicht  ab 
Zustimmung  ausgelegt  werden,  da  nicht  gesagt  werden  kann,  dafs  die 
gute  Treue  des  kaufmännischen  Verkehrs  von  ihm  eine  Antwort  auf 
diesen  nachträglichen  Zusatz  erheischt  hätte  (ßümeider^  Komm.  z.  O.R. 
Art.  1  N.  7  und  Handelsr.  Entsch.  Bd.  XV  S.  102).  Der  vom 
Kläger  auf  Grund  des  italienischen  Urteils  beanspruchte  Rechtsschutz 
kann  demselben  daher  nicht  gewährt  werden. 


Gesetzgebung  9  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 
Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Dentschland. 

1.     Reichsgesetze,  Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

1.  Militärstrafgerichtsordnung  vom  1.  Dezember  1898 
(R.G.B1.  S.  1189). 

§  144.  Sind  Zustellungen  im  Auslande  an  Personen,  welche  nicht 
aktive  Müitärpersonen  sind,  zu  bewirken,  so  ist,  soweit  nicht  der  unmittel- 
bare Verkehr  mit  den  ausländischen  Gerichtsbehörden  zugelassen  ist,  das  sn 
überlebende  Schriftstück  der  obersten  Militärjustizverwaltungsbehörde  mittels 
Berichte  einzureichen. 

Dasselbe  gilt,  wenn  Zustellungen  an  Deutsche,  welche  das  Becht  der 
£zterritohalität  geniefsen,  oder  an  Vorsteher  der  Keichskonsulate  ^folgen 
sollen.  ^ 

Die  weitere  Veranlassung  der  Zustellung  exfoigt  in  diesen  Fällen  in 
Gem&fsheit  der  §§  182,  188  der  G.Pr.O. 

§  289.  Beschlagnahmen  und  Durchsuchungen  in  anderen  als  den  im 
§  288  bezeichneten  I*  allen  ^)  erfolgen  durch  Ersuchen  des  Amtegerichte.  Bei 
Gefahr  im  Verzuge  kann  das  Ersuchen  an  die  Staatsanwaltschaft  oder  die- 
lenigen Polizei-  oder  Sicherheitebeamten  gerichtet  werden,  welche  als  Hfilfi»- 
oeamte  der  Staatsanwaltschaft  den  Anordnungen  derselbcoi  Folge  zu  leisten 
haben. 


1)  Beschlagnahme  und  Durchsuchung  bei  aktiven  Militfirpersonen. 
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Für  die  Befbgnisse  der  ersuchten  Behörden  und  Beamten  zur  Anordnanf 
Ton  Beschlagnahmen  nnd  Durchsuchungen  und  das  Werhiaea  bd  dem  Voll- 
suge  der  getroffenen  Anordnung  sind  die  Vorschriften  der  bürgerlichen 
Stnfprozefsordnung  maTsgebend.  In  allen  Fällen  ist  die  Militärbehörde  auf 
Verlangen  zum  Vollznge  oeizuziehen. 

I  206').  Die  Landesherren  und  die  Mitglieder  der  landesherrlichen 
Famihen.  die  Mitglieder  der  Fürstlichen  Familie  Hohenzollem,  sowie  die  Mit- 
flieder des  vormaligen  Hannoverschen  Königshauses,  des  vormaligen  Kor- 
nesflischen  und  des  vormalig  Herzoglich -Nassauischen  Fürstenhauses  sind  in 
ihrer  Wohnung  zu  vernehmen. 

§  207.  Der  Reichskanzler,  die  Minister  eines  Bundesstaats,  die  filit- 
elieder  der  Senate  der  freien  Hansestädte,  die  Vorstände  der  obersten  Reichs- 
oehörden  und  die  Vorstände  der  Ministerien  sind  an  ihrem  Amtssitze  oder, 
wenn  sie  sich  aulserhalb  desselben  aufhalten,  an  ihrem  Aufenthaltsorte  zu 
vernehmen. 

Die  Mitglieder  des  Bundesrats  sind  ^Hihrend  ihres  Aufenthalts  am 
Sitze  des  Bundesrats  an  diesem  Sitze,  und  die  Aütglieder  einer  deutschen 
gesetzgebenden  Versammlung  während  der  Sitzungsperiode  und  ihres  Auf- 
enthalts am  Orte  der  Versammlung  an  diesem  Orte  zu  vernehmen. 

2.  Einführungsgesetz  zur  Militärstrafgerichtsord- 
nung vom  1.  Dezember  1898  (R.6.B1.  S.  1289). 

§  IL  Die  zur  Ausübung  der  Militärstrafgerichtsbarkeit  berufenen 
Stellen  haben  sich  gegenseitig  Rechtshülfe  zu  leisten. 

Beschwerden  über  verweigerte  Rechtshülfe  werden  im  Aufinchtswege 
erledigt 

§  12.  Die  bürgerlichen  Gerichte  haben  den  zur  Ausübung  der  Militär- 
strafgerichtsbarkeit Berufenen  Stellen  und  diese  jenen  in  den  zu  ihrer  Zu- 
ztänoBgkeit  gehörigen  Rechtssachen  Rechtshülfe  zu  leisten. 

uiaoweit  die  Dürgerlichen  Gerichte  angegangen  werden  müssen,  ist  das 
Gesuch  an  das  Amtsgericht  zu  richten,  in  dessen  Bezirk  die  Amtshandlung 
vorgenommen  werden  soll. 

Das  EIrsuchen  darf  nur  abgelehnt  werden,  wenn  dem  ersuchten  Gerichte 
die  Örtliche  Zuständigkeit  mangelt  oder  die  vorzunehmende  Handlung  nach 
dem  Rechte  des  ersuchten  Gerichts  verboten  ist.  Beschwerden  über  Ab- 
lehnung des  Gksnchs  sind  an  das  Oberlandesgericht,  zu  dessen  Bezirke  das 
ersuchte  Gericht  gehört,  in  letzter  Instanz  an  das  Reichsgericht  zu  richten. 
Die  Entscheidungen  erfolgen  ohne  vorgängige  mündliche  Verhandlung. 

Kosten  der  Rechtshülfe  werden  von  der  ersuchenden  Behörde  nicht 
entatket. 

§  18.  Die  bürgerlichen  Gerichtsbehörden  haben  Ersuchen  um  Rechts- 
hülfe in  den  zu  ihrer  Zuständigkeit  gehörigen  Strafsachen  an  die  im  §  9 
bezdchneten  Stellen')  zu  richten.  Das  Ersudien  darf  nur  abgelehnt  werden, 
wenn  die  Erledigung  desselben  aufserhalb  des  Zuständigkeitsbereichs  des 
angegangenen  Gerichtsherm  liegt  und  eine  Abgabe  an  die  zuständige  Stelle 
unumnlich  erscheint,  oder  die  vorzunehmende  Handlung  nach  dem  Rechte 
der  ersuchten  Stelle  verboten  ist  Beschwerden  gegen  eme  ablehnende  Ver- 
fügung sind  an  den  höheren  Grerichtsherrn,  in  letzter  Instanz  an  das  Reichs- 
mmtärgericht  zu  richten.  Die  Entscheidungen  erfolgen  ohne  voigängige 
mündliche  Verhandlung. 


2)  |§  206  und  207  betreffen  Zeugenvernehmung. 

3)  Gericht  des  ....  Regiments,  Gericht  der Division,  Komman- 
dantur (Gouvernements-)  Gericht  etc. 
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2.     Gesetze,    Verordnungen   etc.   der   einzelnen 
Bnndesstaaten, 

Saehsen« 

Bekanntmachung  des  Min.  des  Innern  vom  81.  Juli  1898«  betr. 
das  Aufserkrafttreten  des  Handelsvertrags  zwischen 
dem  Deutschen  ZolWerein  und  Ororsbritannien,  sowie 
des  zwischen  den  Zollvereinsstaaten  und  Orofsbri- 
tannien  abgeschlossenen  Schiffahrtsvertrags  (0.u.y.Bl. 
S.  228). 

Baden. 

Min.Bekanntmachung  vom  24.  August  1898,  die  Vollstreckung 
österreichischer  und  ungarischer  Urteile  in  bürger- 
lichen Rechtssachen  in  Baden  betr.  (G.U.V.B1.  S.  419). 

MeelLlenliar  r  -  Seliwerlm. 

Min.Bekanntmachung  vom  8.  August  1898,  betr.  das  Aufser- 
krafttreten des  Handelsvertrags  zwischen  dem  deut- 
schen Zollverein  und  Grofsbritannien,  sowie  das  Er- 
löschen des  Schiffahrtsvertrags  zwischen  Preufsen  und 
Grofsbritannien  (Reg.Bl.  S.  251). 

Bremen* 

Ges.  vom  19.  November  1898,  betr.  Änderung  des  Gesetzes 
ttber  die  Erbschafts-  und  Schenkungsabgabe  vom  13.  De- 
zember 1895  (Ges.Bl.  S.  119). 

IL    Auswärtige  Staaten. 

Österreich. 

1.  Das  Ges.  vom  11.  Januar  1897  (R.G.B1.  1897  Nr.  30),  betr. 
den  Schutz  von  Erfindungen  (Patentgesetz)  ist  am  1.  Januar 
1899  in  Kraft  getreten. 

2.  Verordnung  des  Handelsministeriums  vom  15.  September  1898, 
betr.  die  Erfordernisse  von  Patentanmeldungen,  sowie  von 
Vollmachten  zur  Vertretung  in  Fatentangelegenheiten 
(R.G.B1.  1898  S.  264). 

§  7  Abs.  2.  Für  im  Auslände  wohnhafte  Patentwerber  sind  Anmel- 
dungen, sowie  deren  Beilagen  in  der  deutschen  Sprache  abzufassen.  Hin- 
sichtlich der  von  solchen  Patentwerbem  in  ausländischen  Sprachen  ab- 
ffefafsten  Vollmachten  bleibt  es  dem  Patentamte  überlassen,  die  Vorlage 
beglaubigter  deutscher  Übersetzungen  zu  verlangen. 
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Internationale  Verträge. 

1.  Übereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Osterreich, 
betr.  die  Regelung  des  Verfahrens  bei  der  Übergabe 
und  Übernahme  von  Verbrechern  an  der  Grenze,  vom 
4.  Noyember  1898  (Schw.  Bundesblatt  1898  V  8.  156,  eidg.  amtl. 
Slg.  N.  F.  Bd.  XVI  S.  888). 

2.  Die  in  den  Verhandlungen  des  Weltpostkongresses  in 
Washington  abgeschlossenen  Verträge  und  Übereinkommen 
▼om  15.  Juni  1897  (s.  oben  S.  171  ff.)  sind  nunmehr  im  Reichs- 
gesetzblatte  1898  S.  1079  veröffentlicht 

3.  Laut  Meldung  des  deutschen  Reichsanzeigers  ist  die  Über- 
einkunft zwischen  dem  norddeutschen  Bund  und  der  Schweiz 
wegen  des  gegenseitigen  Schutzes  der  Rechte  an  littera- 
rischen Erzeugnissen  und  Werken  der  Kunst  vom  13.  Mai 
1869  am  17.  November  1898  von  der  Schweiz  gekündet  worden.  Die 
Übereinkunft  tritt  am  19.  November  1899  aufser  Kraft. 

4-  Auslieferungsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und 
den  Niederlanden  vom  31.  Mttrz  1898,  in  Kraft  vom  22.  März 
1899  an  (Eidgen.  amU.  Slg.,  N.  F.  Bd.  XVII  S.  2  ff.). 

5.  Zusatzobereinkunft  zur  Übereinkunft  zwischen  der 
Schweiz  und  Italien  vom  8.  November  1882,  betr.  gleich- 
artige Bestimmungen  über  die  Fischerei  in  den  beiden 
Staaten  gemeinsam  angehörenden  Gewässern,  vom  8.  Juli 
1898  (Eidgen.  amtl.  Slg.,  N.  F.  Bd.  XVU  S.  29  ff). 


Vermischte  Mitteilungen. 

1«  Die  internationale  Seerechtskonferenz  in  Ant- 
werpen im  September— Oktober  beschäftigte  sich  mit  den  Fragen  der 
Sehiffskollision  und  der  Verantwortlichkeit  des  Schiffs- 
eigentümers.  Hierbei  wurden  folgende  Grundsätze  angenommen: 
In  Fällen  der  Schifibkollision  durch  unvermeidlichen  Zufall  hat  das 
Schiff  seinen  Verlust  zu  tragen.  Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  keines 
der  kollidierenden  Schiffe  eine  Schuld  trifft  Trägt  ein  Schiff  alle 
Schuld,  so  hat  es  den  ganzen  Verlust  zu  tragen.  Die  Verantwortlichkeit 
eines  Schiffes  wird  dadurch  nicht  beeinträchtigt,  dafs  ein  Zwangslootae 
sich  einer  Vernachlässigung  der  pflichtmäfsigen  Sorgfalt  schuldig  gemacht 
hat.  Trifft  beide  Sdiiffe  die  Schuld  an  der  Kollision,  so  sollen  die 
Schäden  zwischen  ihnen  im  Verhältnis  ihrer  jeweiligen  Verschuldung 
geteilt  werden.  Die  bei  einer  Kollision  entstandenen  Schäden  sollen 
nach  gemeinem  Rechte  reguliert  werden.     Die  Klage  erfordert  keinen 
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▼oransgebenden    Protest    oder    einen    sonstigen    ähnlichen    Akt      Die 
Klagen  aas  Kollisionen  verjähren  in  zwei  Jahren. 

2*  (Zur  Reciprocität  der  Nachlafsbesteuernng  zwi- 
schen Osterreich  und  Preufsen.)  Der  bewegliche  NachlaTs 
eines  preofsischen  Staatsangehörigen  ist  an  den  preufsischen  Fiskus 
auch  dann  erbsteuerpflichtig,  wenn  der  Erblasser  seinen  letzten  ordent- 
lichen Wohnsitz  in  Osterreich  hatte  «und  in  diesem  Wohnsitze  ver- 
storben ist 

Am  27.  Juni  1895  starb  die  preufsische  Staatsangehörige  Ch.  W. 
in  Wien,  woselbst  sie  ihren  letzten  ordentlichen  Wohnsitz  hatte.  Der 
Nachlafs  bestand  lediglich  in  einer  in  keiner  Weise  sichergestellten 
Forderung  (mütterlicher  Erbteil)  per  15  000  d.  R.  M.  an  den  in  Köln 
a.  Rh.  wohnhaften  Vater  der  Erblasserin  und  fiel  ex  testamento  einer 
nicht  verwandten  österreichischen  Staatsangehörigen  zur  GSnze  zu.  Der 
väterliche  Pflichtteilsanspruch  entfiel  aus  bestimmten,  hier  nicht  i^her 
zu  erörtemdeu  Ortlnden.  Von  diesem  Nachlasse,  welcher  bei  dem  k.  k. 
Bezirksgerichte  Landstrafse  Wien  abgehandelt  und  mit  Dekret  vom 
18.  November  1896,  Z.  41883,  eingeantwortet  wurde,  wurden  im 
Hinblick  auf  den  Erlafs  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  8«  Oktober 
1896,  Z.  40687,  welclier  die  Gebührenbefreiung  beweglicher  Nachl&ne 
in  Osterreich  verstorbener  preufsischer  Angehöriger  regelt,  von  dem 
k.  k.  Centraltaxamte  in  Wien  keine  anderen  Staatsgebtthren  als  der 
Testamentsstempel  vorgeschrieben.  Dagegen  wurden  von  diesem  Nach- 
lasse allerdings  im  Sinne  der  in  neuerer  Zeit  in  dieser  Richtung  kon- 
sequenten oberstgerichtlichen  Judikatur  die  FondsgebUbren  bemesBen 
und  bezahlt.  Die  Erbin  erhielt  am  20.  November  1897  von  dem 
königl.  Erbschaftssteueramte  in  Köln  a.  Rh.  die  Feststellungsbescheinigung 
Nr.  491  des  Einnahmsregisters  (IL  Halbjahr  1896/97)  über  die  ana- 
gemittelte  Erbschaftssteuer  von  dem  Nachlasse  der  am  27.  Juni  1895 
zu  Wien  verstorbenen  Ch.  W.  im  Betrage  von  acht  Prozent  des  Nach- 
lasses per  15  000  d.  R.  M.,  also  per  1200  d.  R.  M.  In  der  Be- 
schwerde wurde  hauptsftchlieh  geltend  gemacht,  dafs  es  sich  nicht  um 
ein  in  Preufsen  befindliches  Vermögen  handelt,  da  die  gegenständliche 
Forderung  eine  rein  persönliche,  in  keiner  Weise  in  Preufsen  dinglich 
sichergestellte  ist,  also  als  im  Wohnorte  des  Gläubigers  befindlich  an- 
gesehen werden  mufs,  und  dafs  diese  Auffassung  auch  von  dem  Ab- 
handlungsgerichte geteilt  wurde,  da  letzteres  sich  ja  sonst  zur  Abhandlung 
dieses  Nachlasses  nicht  hätte  kompetent  erachten  können. 

Die  königl.  Provinzialsteuerdirektion  in  Köln  a.  Rh.  als  erste 
Beschwerdeinstanz  wies  die  Beschwerde  mit  der  Entscheidung  vom 
10.  Februar  1898,  Nr.  B  811,  mit  folgender  Begründung  ab:  „Nach 
Abs.  2  §  10  des  Erbschaftssteuergesetzes  vom  24.  Mai  1891,  welches 
auf  den  vorliegenden  Fall  Anwendung  findet,  unterliegt  das  im  Inlande 
befindliche  bewegliche  Vermögen  eine«  preufsischen  Staatsangehörigen 
der  Versteuerung,  wenn  in  dem  Staate,  wohin  dasselbe  verabfolgt  werden 
soll,   keine  Steuer  erhoben  wird.     Letzteres   ist    zufolge  Erlaases  des 
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kaiserl.  Ostenreichisohea  JuBtiaEiiiiiiiBteriamg  yom  !?•  September  1875 
der  Fall,  und  der  Herr  Finanamimstar  hat  demgemäfs  auf  Grund  des 
§  11  des  genannten  Geeetses  dnieh  Erlafs  Tom  29.  Juni  1897,  III 
9001,  bestimmt,  dafs  im  Verbttltniesö  zu  diesem  Staate  die  Erhebung 
der  Erbschaftssteaer  nnabhttngig  von  dem  Wohnsitze  des  Erblassers  au 
gesehehen  hat,  wenn  der  Erblasser  ein  preoTsischer  Staatsangehöriger 
war."  Auch  der  königL  prenisische  Finanaminister  ab  zweite  B^ 
sefawerdanstanz  erklärte  mit  dem  Elrlasse  vom  27.  Juli  1898,  J.N.  III 
4611,  die  erfolgte  Erbsteaervorschreibong  fHr  gesetzmäfsig  nnd  zwar 
mit  folgender  Begründung:  „Nach  §  10  des  preufsischen  Erbschafts- 
steoeigesetaes  vom  19./24.  Mai  1891  ist  zwar  die  Versteaerang  vom 
Wohnsitze  des  Erblassers  abhängig.  Für  diese  Regel  bestehen  jedoch 
Ausnahmen,  denn  nach  §  11  des  bezogenen  Gesetzes  k&nn  in  Bezog 
anf  den  Nachlafs  von  Personen,  welche  in  solchen  Staaten  ihren  Wohn- 
sits  gehabt  haben,  in  welchen  die  Erbschaftssteuer  nach  anderen  als 
den  in  Preufsen  mafsgebenden  Grundsätzen  erhoben  wird,  der  Finanz- 
minister anordnen,  dafs  die  Erhebung  der  preufsischen  Erbschaftssteuer 
&kr  das  nicht  in  Grundstücken  oder  Grundgerechtigkeiten  bestehende 
Vermögen  unabhängig  von  dem  Wohnsitze  des  Erblassers  zu  erfolgen 
hat,  sofern  derselbe  preufsischer  Staatsangehöriger  war.  Von  dieser 
gesetzlichen  Ermächtigung  habe  ich  Österreich  gegenüber  Gebrauch 
gemacht  und  durch  Erlafs  vom  29.  Juni  1897,  III  9001 ,  angeordnet, 
dafs  im  Verhältnisse  zu  Österreich  die  Erhebung  für  das  nicht  in 
Grundstücken  oder  Grundgerechtigkeiten  bestehende  Vermögen  auch 
fernerhin,  entsprechend  den  bisherigen  Grundsätzen,  unabhängig  von 
dem  Wohnsitze  des  Erblassers  zu  geschehen  hat,  wenn  der  letztere 
prenfsischer  Staatsangehöriger  war.  Da  die  preufsische  Staatsangehörig- 
keit der  Ch.  W.  unbestritten  ist,  so  ist  deren  Nachlafs  mit  Recht  der 
preufsischen  Erbschaftssteuer  unterworfen  worden.  Bei  dieser  Sachlage 
kann  es  dahingestellt  bleiben,  ob  der  Nachlafs  der  Ch.  W.  sich  in 
Preufsen  befunden  hat  oder  nicht.  Diese  Frage  würde  übrigens  im 
Sinne  der  ersteren  Alternative  zu  entscheiden  sein,  denn  es  kommt 
nicht  darauf  an ,  dafs  nach  österreichischem  Rechte  persönliche  Forde- 
rungen als  am  Wohnsitze  des  Gläubigers  gelegen  anzusehen  sind, 
liafsgebend  ist  vielmehr  für  die  Auslegung  einer  Bestimmung  des 
preufsischen  Erbschaftssteuergesetzes  die  in  Preufsen  geltende  Rechts- 
auf&ssung,  nach  welcher  die  zu  einem  Nachlasse  gehörigen  Forderungen 
sich  da  befinden,  wo  sie  zu  erftülen  sind,  im  Zweifelsfalle  also  am 
Wohnsitze  des  Schuldners.  In  diesem  Sinne  hat  unter  anderem  auch 
das  Reichsgericht  in  dem  Erkenntnisse  vom  16.  April  1885  (Entscb. 
des  R.Ges.  in  Civils.  Bd.  18  S.  279;  Preufs.  JustM.BL  S.  843)  ent- 
schieden. Eine  Doppelbesteuerung  liegt  nicht  vor,  denn  wenn  in 
Preufsen  keine  Erbschaftssteuer  erhoben  würde,  so  bliebe  der  Nachlafs 
unversteuert,  weil  nach  dem  Erlasse  des  österreichischen  Justizmini- 
steriums vom  17.  September  1875  selbst  das  in  Österreich  befindliche 
Vermögen  verstorbener  Angehöriger  Preufsens  der  Gebübrenbemessung 
in  Österreich   nicht  zu  unterziehen  ist     Aucb  gegen  die  Rücksichten, 
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die  hinsiehüich  des  Nachlasses  der  Angeh<$rigen  der  Mden  Staaten  zo 
beobachten  sind,  wird  durch  die  Steaerforderang  nicht  verstofsen,  denn 
Preofsen  würde  von  dem  Nachlasse  eines  Österreichers,  der  in  PreofseQ 
seinen  Wohnsitz  hatte,  gleichfiiUs  eine  Steuer  nicht  fordern.  Hiemach 
liegt  ein  Grand  zur  Beschwerde  darüber  nicht  vor,  dafs  die  Testaments- 
erbin  zur  prenfsischen  Erbscfaaftssteaer  herangezogen  wird.  Bei  dem 
Bescheide  des  Erbschaftssteneramtes  Yom  15.  Februar  d.  J.  mafs  es 
deshalb  das  Bewenden  behalten."  (Zeitschrift  für  Notariat  und  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  in  Osterreich  1898  S.  250.) 


/ 


Litteraturberichte. 

a.   Büeheranselren. 

Das  deutsche  Privatrecht,  auf  Grund  des  deutschen  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  systematisch  dargestellt  tod  Rechtsanwalt  Bendiaß  (Breslaii, 
J.  ü.  Kerns  Verlag). 

In  der  That  ist  es  keine  leichte  Aufgabe  mehr,  aus  den  zahlrelcheD, 
bereits  erschienenen,  meistens  noch  in  der  Fortsetzung  begriffenen  gröCseren 
Kommentaren,  Erläuterungen  und  sTStematischen  Darstellungen  die  eni- 
scheidenden  Kriterien  und  EigentfimlichKeiten  herauszufinden.  Bei  yorstehendem 
Werke  haben  wir  uns  dieser  besonderen  Mfihe  mit  Vergnflgen  unterzogen; 
jedoch  gestattet  der  zu  Gebote  stehende  Raum  nicht,  Stichproben  hierüber 
darzulegen.  Das  Werk  ist  auf  vier  Abteilungen  angel^,  wovon  die  erste 
die  Einleitung  und  den  allgemeinen  Teil,  die  zweite  das  Recht  der  Schold- 
yerhältnisse ,  die  dritte  das  Sachenrecht  und  die  vierte  das  Familien-  and 
Erbrecht  behandelt.  Zur  Zeit  liegen  die  drei  ersten  Abteilungen  vor,  die 
letzte  soll  im  Sommer  erscheinen.  Die  Einleitung  erl&utert  die  Quellen 
(Gesetze,  Verordnungen,  Gewohnheitsrecht,  Juristenrecht),  femer  die  An- 
wendung der  Rechtsnormen,  insbesondere  bezüglich  ihrer  zeitlichen  Grenzen. 


;  juristischer 

und  dabei  Vollständigkeit  dogmatisch,  sowie  praktisch  dargelegt.  Nament^ 
lieh  ist  der  Verfasser  bemüht,  die  Sätze  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  auf 
die  zu  Grunde  liegenden  Rechtsgedanken  zurückzuführen  in  thunlichstem 
Anschlufs  an  den  bisherigen  Rechtszustand  und  im  Vergleich  mit  den  en^ 
sprechenden  Vorschriften  der  bisherigen  ffrofsen  GiTÜreäte  des  gemeineD, 
prenfsischen,  sächsischen  Rechts,   sowie  des  Code  civil.    Durch  die  sach- 

femäfse  und  sorgfältige  Mitverarbeitung  des  umfangreichen  in  den  Urteilen 
es  prenfsischen  Obertribunals,  Reichsoberhandelsgerichts  und  Reichsgerichts 
entluidtenen,  auch  noch  für  das  neue  Recht  mafsgebenden  Rechtsstoffes  ist 
die  praktische  Bedeutung  des  Werkes  namhaft  erhöht  Hiemach  können 
wir  unser  Urteil  im  gtmzen  wie  im  einzelnen  unbedenklich  dahin  zusammen- 
fassen, dafs  es  dem  Verfasser  gelungen  ist,  in  dieser  Arbeit  einen  zuver- 
lässigen und  leicht  zugänglichen,  kurzen  und  doch  vollständigen  Ratgeber  bd 
der  Rechtsanwendung  au  schaffen.  Grunewald. 
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%.   Zeitschriften. 

ÄreMv  fUr  bürgerliches  Becht*  Bd.  15,  Heft  l:  Kohl  er.  Die  Reeo- 
IntiTbeoingaiig.  von  Seeler,  AufirechnuDg  bei  einer  Mehrheit  von 
ForderoDgen  nach  B.G.B.  §  869.  Silberschmidt,  Die  Oüterpflege  aof 
Gmnd  dar  Vermögensbeschlagnahme  nach  dem  geltenden  und  dem  künf- 
tigen Beichsrechte.  Goldschmidt,  Der  Widerspruch  geffen  die  Auf- 
rechnnngserklämng  im  Preufs.  Allg.  Landrecht  una  Bür^erL  Gesetzbuch 
und  die  compewtatio  compensationis,  Schumacher,  Der  Art.  171  des 
Eänf.GeB.  z.  B.G.B.  Josef,  Erläuterungen  zu  den  ßesitzklagen  des 
Bürgerl.  Gesetzbuchs  ans  dem  Preufsischen  Recht  und  der  Preufeischen 
Rechtsprechung. 

ZeitschtHft  für  deuUclien  Civilpraxefs  und  das  Verfahren  in 
Angeieaeniieiten  der  freiwilligen   Gerichtsbarkeit  f  Bd.  XXV, 

\J2.  Hett:  Mit  den  vorliegenden  beiden  Heften  sind  die  Ziele  der  Zeit- 
schrift auch  auf  die  Litteratur  über  das  Verfahren  in  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ausgedehnt  worden.  Aufser  Betracht  bleibt 
jedoch  grundsätzlich  das  materielle  Recht  und  von  dem  Verfahren  in 
diesen  Angelegenheiten  femer  noch  alles,  was  nicht  reichsrechtlich  geregelt 
ist  O^tker,  Konkurprechtliche  Probleme  und  neuere  Konkurslitteratur. 
Klein/eller,  Die  Änderungen  der  Konkursordnung.  Jastrow,  Die 
Verrichtungen  des  Vormundschaftsgerichtes  bei  güterrechtiichen  Streitig- 
keiten unter  Eheleuten.  Rausnitz,  Über  die  Nachlafsregulierung  im 
Wege  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Schultzenstein,  Das  Be- 
schwerderecht in  Vormundschaftssachen  nach  dem  Reichsgesetz  über  die 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Stratrechtswissenschaft,  19.  Bd., 
1.  Heft:  Paul,  Gerichtliche  Photographie.  Born  hak,  Zur  Reform  des 
Strafr)roze88e8.  Mittermaier,  Kann  die  Deportation  im  deutschen 
Strafensysteme  Aufnahme  finden?  Weingart,  Die  verminderte  Zurech- 
nongsfänigkeit. 

Bellte:  Mitteilungen  der  internationalen  kriminalisti- 
schen Vereinigung,  7.  Bd.,  Heft  2. 

19.  Bd.,  2.  Heft:  Hagen^  Der  Vorsatz  und  seine  Feststellung.  Baer, 
Vergeltung  oder  Bevormundung  in  den  Verbrecherstrafen.  Strunz^  Die 
Öffentltchkeit  und  der  Wabrheitsbeweia  im  französischen  Belddignngsreoht. 

BUtUer  für  RecßUsanwendung.  63.  Jahrgang  (1898):  Fuld,  Die  Ver- 
sicherungsgesellschaften und  das  Duell  (14).  Becher,  Unterbrechung  der 
Veijährung  der  Strafverfolgung  (14).  Meyer,  Die  Eventualaufrechnung 
(15).  r.  Staudinger,  (Skizzen  zum  Büi^erl.  Gesetzbuch)  Einiges  über 
Aneignung  von  Tieren  mittels  Jagd,  Fischerei  und  Vogelfang  (16). 
Bienenfeld,  Anwaltskosten  (16).  Mariolle,  Das  Rechtsverhältnis 
zwischen  den  Eltern  und  den  ehelichen  Kindern  nach  den  privatinter- 
nationalrechtlichen  Bestimmungen  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  (17).  Arnold, 
(Skizzen  zum  Bür^rl.  Gesetzbuch)  Betrachtungen  über  Miete  und  Pacht 
(18  ff.).  Meyer,  Die  Protokolliemng  im  Amtsgerichtsprozefs  (18).  Seh  er  er, 
Die  §§  66—69  des  Str.G.B.  und  der  §  380  der  Str.Pr.O.  (22).  Müller, 
(Skizzen  zum  Bürgerl.  Gesetzbuch)  Die  Gesellschaft  (23  f.)^  Lieberich, 
Mahobrief kosten  der  Anwälte  (28).  Solleder,  Berechnunff  der  Fristen 
des  S  216  der  Str.Pr.O.  (24).  Grueber,  Die  Willensmängel  der  Rechts- 
raehäfte  nach  dem  Bürgerl.  Gesetzbuch  (25  f.).  Mari  olle,  Rechtsver- 
nUtnisse  zwischen  einem  unehelichen  Kinde,  seiner  Mutter  und  seinem 
Eneuger  nach  den  privatintemationalreohtlidien  Bestimmungen  des  Einf.- 
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Oes.  z.  B.G.B.  (27).  Fuld,  Der  Chikaneparagraph  des  Büreerl.  Geaets- 
bnchs  (28).  Farnbacher.  (Skizsen  zum  Büreerl.  Gesetzbadi)  Das  Dar- 
lehen (28). 

SächMsches  Archiv  für  bürgerliches  Becht  und  Ftozefs^  8.  Bd. 

10.  Heft:  Flemmingj  Die  Sitzungsprotokolle  in  den  streitigen  bürger- 
lichen Rechtssachen.  Leasing.  Der  künftige  Güterstand  der  vor  1900 
geschlossenen  Ehen.  Breit,  Einige  Fragen  aus  dem  internationalen  Ver^ 
schollen  hei  tsrechte  des  deutschen  Burgerl.  Gesetzbuchs.  Oertel^  Die 
Unzulässigkeit  der  Aufrechnung  gegenüber  Lohnansprüchen  aus  einem 
Arbeits-  und  Dienstverhältnis.  11.  Heft:  Otto,  Das  Recht  der  Schuld- 
yerhältnisse  des  BOrgerl.  Gesetzbuchs,  Abschn.  1—6. 

Zeitschrift  für  die  freiwiUige  OerichtsbarkeU  etc.  (Württemberg), 
40.  Jahrgang  (1898):  Pregizer,  Vom  künftigen  ehelichen  Güterrecht 
und  Erbrecht  (8).  Bäurle,  Zum  Erbschaftssteuergesetz  (8).  Hirsch, 
Zuständigkeit  der  Amtsfcerichte  bei  Alimentenklagen  (8).  Kohl  er,  Die 
Todeserklärung  nach  dem  Bürgerl.  Gesetzbuch  (9  f.).  Weegmann,  Über 
die  Berechnung  des  Pflichtteils  der  Kinder  nach  vorausgegangenen  Schen- 
kungen und  Ausstattungen  (11). 

JahrMtcIier  rtor  Württetnöerpischen  ßecht.9pfleae,  10.  Bd.,  3.  Heft: 
Scha/old,  Der  Irrtum  über  die  Quantität  im  gemeinen  Recht  und  dem 
Bürgorl.  Gesetzbuch. 

Meekleninirgischf*  Zeitschrift  für  Rechtspflege  und  Rechts^ 
Wissenschaft^  17.  Bd.,  1.  Heft:  Knitschky,  Das  Bürgerl.  Gesetzbuch 
für  das  Deutscne  Reich  und  das  Mecklenburgische  Partikularrecht  IV. 
Die  vorläufigen  Entwürfe  der  Ausfuhrungsverordnunjcren  vom  BüigerL 
Gesetzbuch  und  den  verwandten  Gesetzen.  17.  Bd.,  2.  Heft:  Huther, 
Blancoabtretung  von  Hypotheken  oder  Gmndschulden  nach  Reicharecht 


Annalen  der  Grofsh.  Badischen  Gerichte^  Bd.  LXIV  {\%\  , 
Betzingerj  Beispiel  einer  Liegenschaftsvollstreckung  nach  MaTsgaoe  des 
R.Ges.  vom  29.  März  1897  mit  Rückblicken  auf  die  badischen  Normen 
(8  f.).  Dietz,  Für  die  Ersatzmäfsigkeit  der  Rosten  der  Zustdlung  eines 
Urteils,  welches  lediglich  über  die  Kosten  eines  Rechtsstreits  entscheidet 
(10).  Koch,  Das  persönliche  Schuld  Verhältnis  in  seiner  Bedeutung  für  die 
Hynoth^  des  Bürgerl.  Gesetzbuchs  (10).  Hachenburg,  Dienstvertrftg 
und  Werkvertrag  im  Bürgerl.  Gesetzbuch  (11  ff.). 

Zeitschrift  für  framösiscdies  CitfilrecßU,  M.  XXIX,  Heft  3:  Oronke, 
Die  Art.  2271—2275  Cotlti  civil  und  Art  169  Einf.Gree.  zum  deutschen 
B.G.B.  Geißel,  Der  badische  Entwurf  eines  (jksetzes,  die  Ausftthnmg 
des  Bürgerl.  Gresetzbuchs  betreffend. 

Kasmodike,  Jahrgang  1,  Nr.  10:  Statuts  de  V Institut  de  droit  inter- 
national. Yseux,  Le  com it4  maritime  international,  Lawrence,  Con- 
fliis  de  loi»  en  droit  maritime.  Über  die  Grenzen  der  beruflichen 
Kriminal  Verteidigung.  In  hülsen,  Mittel  lungen  aus  der  deutsch-  englischen 
Prazu.  Nr.  11:  Barclay,  Die  G^Uschaft  für  vergleichende  Gesetz- 
gebung, London.  Sitzung  des  Instituts  für  internationales  Recht  Stoe- 
fuart,  Linfluencp.  du  barrean  de  New -York  sur  Vilection  de»  juges. 
nhülsen,  Mitteilungen  aus  der  englischen  Praxis.  Nr.  12:  Cambot- 
hecra^  Convention  internationafe  de  la  Haye.  Pollaky,  Die  Londoner 
Polizei.  Lesse,  Le  ( ongr^s  international  des  Avocatfc  ä  Bruxelle*  et 
son  ntiliti  pour  In  Profctision  dArocat  en  AlUmagne.  Jahrg.  2,  Nr.  1: 
Inhal sen,  Verdnbarunfiren  über  die  Zuständigkeit  der  Gerichte.  fVe isl, 
Modernes  Militärstrafver&hren. 
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ÄUgetneine  ÖHerreichische  Oerichtazeitung.  XLIX.  Jahrgang  (1898): 
Amschf,  Mitteiliineen  ans  der  PraziB  (80).  Teztier.  Die  Schliefanng 
der  SeaBion,  ein  BechtdnBtitat  des  österreichischen  Parlamentsrechts  (31^ 
Adler,  Die  Umgestaltong  des  deutschen  Handel^esetsbuchs  und  deren 
Bedeatong  für  Österreich  (§8  fili  Sperl,  Der  Recntszug  bei  Beschlüssen 
auf  KnrHtelsverh&ngong  (84>  Schneider,  Die  deutsche  und  preafsische 
GesetBgebnng  awisäen  dem  1.  Jfinner  und  1.  Ja]i  1898,  insbesondere  die 
Nenfassnng  der  deutschen  CiTilprosefsordnnng  (85X  v*  Nöe,  Zur  Fräse 
der  Reform  des  öeterreiohischen  Notariats  (86).  Friedländer,  Die 
Senatsänderangen  gemäfs  §6  61—64  J.N.  (87).  Sturm,  Die  exekative 
ScbätsQDg  (37).  Schumacher^  Die  Vollstreckong  österreichischer  Exe- 
kntionstitel  im  Auslände  (38).  Krapf,  Zeit^em&fse  Studien  über  das 
gesetzliche  PÜEmdrecht  des  Vermieters  (38).  Mayrhofer,  Zur  Frage  der 
Keform  des  österreichischen  Notariats  (38).  Schauer,  Neue  ThatMUshen 
und  Beweise  im  Berufungsverfahren  (41).  Beifser,  Der  Rekurs  gegen 
das  Urteil  (42).  Brunner,  Haftung  ffir  Tierschäden  (42  f.).  Walker, 
Zur  Auslegung  des  §  39  Z.  8  der  Ezel.O.  (43).  Kruekmann,  Eine  Skisze 
ans  dem  deutschen  Büreerl.  Gesetzbuche  (43).  Po  Hak,  Die  Wiederein- 
setzung in  den  vorigen  stand  (44  £F.).  Lammaech,  Soll  zur  Verjährung 
der  Strafverfolgung  der  blofse  Ablauf  einer  gesetzlich  bestimmten  Zeit 
seit  Verttbnne  der  Straf that  genügen?  oder  soll  diese  Verjährung  auch 
noch  an  andere  Bedingungen  geknüpft  werden?  (44)  Beifser,  Die 
Rechtskraft  des  Urteils  bei  mangelhafter  Klaffszustellung  (46).  Lam'^ 
maMch^  Über  Verbrecherporträts  in  periodiacnen  Druckschriften  (47). 
Pitko,  Die  Exekution  auf  Pfandrechte  (47).  Ronr.nblatt^  Zur  Er- 
läuterung der  Bestimmungen  der  §§  214  und  216  Str.G.B.  (47).  Beifser, 
Die  Nova  im  Berufungsverfahren  der  Civilnrozefsordnung  (49).  Rohn, 
Das  gesetzliche  Vorzugspfieuidrecht  der  Versicnerungsbeiträge  der  Arbeiter  - 
Unhmversicherungsanstalten  und  Bezirkskrankenkassen  (50). 

JurisUifche  JWÄ«e»- ( WienX  27.  Jahrgang  (1898):  — o«— ,  Strafvollzug  und 
Immunität  (34  f.).  Schwartz,  Exkurse  über  ungarisches  Erbrecht  (36  tX 
Orohomiretzky,  Sicherung  des  gesetzlichen  Pfandrechtes  des  Bestana- 
gebers  nach  der  neuen  Exekutionsordnunjg  (37  f.).  Bum,  Bemerkungen 
zur  Praxis  der  Exekutionsordnung  (38  ft).  Arne c hl,  Studie  über  den 
§  99  Str.G.  (46). 

ZtUächrift  für  NaUvriat  und  freiwiUige  €^eriehtsbarkeU  in 
Österreich  (1898):  Beiek,  Über  die  Zulässigkeit  der  Ezekutionsführung 
auf  eine  gezanlte,  aber  noch  nicht  gelöschte  Hypothekenfordemnff  (34  ff.). 
Beiek,  Das  Winkelscfareiberunwesen  und  die  politischen  BehÖraen  (36). 
Kr a »sei.  Die  Kodifikation  des  bürgerlichen  Rechts  in  Ungarn  (37). 
Krassel,  Der  gegenwärtige  Stand  der  Bauhand werksfrage  und  die  gesetz- 
lichen Mafsnahmen  zum  Schutze  von  Bauforderungen  (38  f.).  Beiek, 
Über  den  Gerichtsstand  der  belasteten  Sache  nach  der  neuen  Jurisdiktions- 
norm (41).  R.,  Zur  Redprocität  der  Nachlafsbeeteuerung  zwischen  Öster- 
reich und  Prenfsen  (41).  v.  Noi,  Zur  Frage  der  Reform  des  österreichi- 
schen Notariats  (42  ff.).  Boatotfil,  Weifalers  Kritik  des  deutschen  Reichs- 
sesetzes  über  die  freiwillige  (jrerichtsbarkeit  (42  ff.).  Mayrhofer,  Zur 
Frage  der  Reform  des  österreichischen  Notariats  (43  f.).  Krassel,  Das 
Eherecht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Deutscne  Reich  Otö).  N., 
Der  Entwurf  einer  neuen  ungarischen  Civilprozefsordnung  (46  ff.).  Ar  ei  ml, 
Fristgesuche  zur  Erhebung  der  Vormerkunffs- Rechtfertigungsklage  nach 
der  neuen  Civilprozefsordnung  (47).  Ofner,  Die  Verordnungen  des  Kriegs- 
ministeriums  über  das  Militäreherecht  (48).  V.  L.,  Die  einheitliche  Rege- 
lung des  Notariats  durch  die  Reichsgesetzgebung  (49  f).  K..  Skizzen  aus 
dem  mosaischen  und  talmudischen  Recht  (50  f).  Hof  er,  über  die  Kom- 
petenz bei  Realakten  nach  §  117  J.N.  ex  1895  (52). 
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Zeitschrift  für  achweizeHselkes  Recht,  39.  Bd.,  N.  F.  17.  Bd.,  Heft  4: 
Verhandlimgen  des  schweizeriflchen  Jarbtenvereiiis  (XXXVI.  Jahresver- 
sammluDg  September  1898):  Büfenacht ,  Das  Aufführungsrecht  an  musika- 
lischen Werken  nadi  der  schweizerischen  Gesetsgebnng  und  den  Staats- 
verträgen, sowie  de  lege  ferenda.  Uilnant,  JJes  droiU  de»  eompon^ 
teurs  de  munique  qtbant  ä  Vixecuiion  ds  levrs  (Bnvres  en  Suisse  ctaprhe 
la  Ugülation  auüee  aetueüe^  et  daprks  les  iraite».  Roquin^  T  a-t-ü 
Heu  d^idictor  une  loi  fid6r<Ue  sur  le  for  en  matih-e  civtle  et  le  cas 
ieJi^ant,  de  revtser  Vart,  59  de  la  eonHütUion  fStUrcUeT  Oanzoni,  Soll 
ein  Bundeegesetz  über  den  Gerichtsstand  in  Civilsachen  erlassen  und  all- 
fällig Art  59  der  BundesTerfassung  entsprechend  revidiert  werden?  Bd.  40, 
N.  F.  Bd.  18,  Heft  1:  Peter,  Das  Erbrecht  der  Ehegatten.  Fleiner, 
Kirchenpolitik  im  Bistum  Basel.  Hilty,  Die  Benutzung  der  öffentlichen 
Gewässer. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht,  11.  Jahrg.,  5.  u.'6.  Heft: 
C,  St.,  Die  Rechtseinheit.  Gautier,  Le  proch  Lucficni,  Zürcher, 
Interkantonale  Strafrechtspfiege.  /S^ 00/49,  Geldstrafe  und  Begünstigung. 
Merz^  Aktenstücke  zur  altaargauischen  Kriminaljustiz.  Zürcher,  Gre- 
schlechtertrennung  in  Strafanstalten.  Hürhin,  Drei  Fragen  aus  dem 
Gebiete  der  Schutzaufsicht.  Fayer,  Ärztliches  Gutachten  über  den 
Geisteszustand  des  Johannes  Braun  von  Chur.  —  Question»  admises  au 
Programm  du  Congrhs  p^nitentiaire  de  Bruxelles. 

Zeitschrift  des  Bemischen  Juristenvereins,  Bd.  34,  Heft  6:  König, 
Die  RcTision  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1890,  specieil  soweit  es  die  Hafl- 
pfiichtprozesse  betrifft 

Itevue  de  droit  internatianat  et  de  ligislation  comparSef  Tom, 

XXX  AV.  3:  La  revision  de  Vacte  d^union  entre  Sukde  et  la  Norv^ge, 
Bartin,  Les  conflit^  entre  dispositions  UgütkUives  de  droit  international 
prive.  Preux,  La  revision  du  code  g^iral  des  biens  pour  la  principe 
auti  de  Afontiniqro,  De  S,  G,,  La  guerre  de  1897.  Necrologie :  Älphonse 
Pierre  Octave  Rivier,  Nr.  4:  Olivi,  L^ Emigration  au  point  de  vue  juri» 
dique  internationcU  et  les  dHibirations  de  V Institut  de  droit  intemationcU. 
Pierantoni,  La  nuUite  d*un  ar bitrage  international,  Stocquart, 
L^alliance  de  la  France  et  de  VEcosse  au  moyen  dge  et  son  influence 
juridique.  Speyer,  Les  rkgles  de  la  preuve  en  droit  pSncd  anglaiä. 
Necrologie:  Emile  JBanning, 

JüumiU  du  droit  international  privS  et  de  ia  jurisprudence 
con^par^f  26.  Annie,  No,XI—XII:  Winterthaler,  Du  droit  eCun 
Etat  itranger  de  grever  dun  impöt  les  cottpons  des  obligaiions  Smises 
en  France  dune  Sociiti  par  actione  frangaise^  autorisie  a  op4rer  dang 
cet  Etat  itranger,    Annexe:  Loi  ruese  du  20.  m^i  1855  concernant  Tim- 

?6t  sur  les  revenus  provenant  des  capitaux.  Porter  Morse,  De 
exercice  du  droit  de  visiie,  du  blocus,  de  la  contrebande  de  guerre  et 
des  prises  maritimes  (fin.),  Salem,  Du  droit  des  itranger s  de  trans^ 
mettre  par  succession  en  Turquie  (fin,), 

Revue  internationale  du  droit  maritime,  14.  AnnSe,  Nr.  I^-IV: 
Owen,  La  responsabiliti  des  proprietaires  de  navires  en  matihre  de 
dommages  pour  abordage.  Bulletins  de  la  jurisprudence  Francaise, 
Allemande  (Koch),  Änglaise  (Govare,  Buttkeel  et  Morel  Spiers), 
Argentine  (Vemeaux),  Beige  (Maeterlinck),  des  J^tats-Ünis  (K. 
Jones),  Greque  (Oranier),  Ita Henne  (Koch),  Nr.  V—VI:  Franc k, 
L^assurance  maritime  et  les  polices  ä  ordre  ou  au  porteur.  Butlern»  de 
la  jurisprudence  frangaise^  danoise  (Beauehet) ,  des  Echdles  du  Leeant 
(Manasse),  norvigienne  (Beauehet),  suedoise  (Beauehet). 
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AfMUMies  de  droit  oonMnerdal  et  industriei^  fran^isj  Stranger  et 
ifUemtJMofuU^  12»  Ann6€^  jNr,  6:  Huveiin,  Les  oourriers  des  foires. 
—  BtälUin  Judiciair e.  Nr,  6:  Vandernotte,  Droits  des  er4anciers 
dune  sociM  sur  les  biens  sociaux,  Davis,  Angleterre  —  Chronique  de 
UgiskUion  et  de  ßirisprudence  en  matihre  de  droit  commercial  et  in- 
dustriell Fromageotf  Allemagne  —  Modifications  apporties  ä  la 
Ugislation  maritime  par  le  nouveau  code  de  commerce.  —  Les  socidtis 
anonymes  russes  et  les  socUt^  anonymes  itranghres  en  Russie,  —  Nor- 
wige.  —  Ln  project  de  loi  sur  les  sociilü  d'assurance  du  33.  decembre 
18^5.  Autriche.  —  Les  juges  de  dirict  en  maiihre  commercial  et  les 
tribunaux  de  commerce. 

Ärehivio  QiuridicOj  „Filippo  Serafini*^,  Vol.  LXI^  Nuova  Serie 
Vol.  II f  Fase.  2:  Marchi,  Sulla  teorica  della  obbligazioni  divisibili 
ed  indevisibüi  nell  Diritto  civile  italiano,  ßaviera,  II  Diritto  inter- 
nationale  etc.  (cont.).  Pozzolini,  Videa  sociale  etc.  (fine),  Lan^ 
duccif  Lex  pompeia  de  parcicidiis,  Buonamici^  Di  una  opinione 
del  Professors  Federigo  Patetta  intomo  alla  storia  del  MS.  ßorentino 
deUa  Pandecte.  Straff  a,  II  contratto  del  commissionario  con  se  mede- 
simo.  Fase.  3:  Baviera,  II  Diritto  internazionale  etc.  (fine).  Man- 
caleoni,  Esame  esegetico - critico  del  fr.  29  D.  mandati  17.  Solmi, 
Diritto  longobardo  e  diritto  nordico.  Brnschettini,  Le  Casse  dt 
risparmio  e  il  Codice  di  commercio.  Supino,  ^La  constitutione  econo- 
miea  odiema*'  di  Achille  Loria. 

Ekfista    penale    di  dottrina,    legMazione    e    giurieprudenza. 

Vol.  XlSVIII^  Fase.  5:  Conti,  Nuovo  Richerche  intorno  ai  moventi  a 
delinquere.  Arena,  II  secondo  Congresso  nazionale  forenso  in  Torino. 
Fase.  6:  Champcommunal,  La  riforma  delV  istruttoria  in  Francia. 
Alpi,  Üammonizione  e  la  legge  elettorale  politica.  Carnevale,  Var^ 
bitrio  del  giudice  nelV  applicaaione  della  pena.  Heil,  Legisiazione 
penale  Üngherese.  Conti,  Nuovo  ricerche  intorno  ai  moventi  a  Minquere. 
Gualterotti,  I  condannati  in  contumacia  dai  tribunali  di  guerra. 
Vol.  XLIX,  Fase.  1:  Lucchini,  Azione  penali.  Rocco,  Amnistia, 
indutto  e  grazia  nel  diritto  penale  Romano.  Civoli,  Indirizzo  a  darsi 
air  insegnamento  del  diritto  penale. 

Suppiemenio  aUa  Bivista  penale^  Vol.  VII,  Fase.  2:  Crespolani, 
Dei  delitti  contra  i  poteri  dello  Stato  (fin.).  Campolongo,  Di  una 
teoria  del  pericolo  di  disastro  sulle  strade  f errate.  De  Simone,  In- 
torno o  una  figura  speciale  di  Rapina.  Fase.  3:  Severino,  I  Mitti 
di  peeulato  e  di  falso  in  relazione  aW  esersicio  delle  ferrovie  concesse 
a  pnvati.  Calabresi,  Di  una  pretesa  truffa  (dolo  civile  e  dolo  penale). 
Rossetti,  II  dolo  nei  delitti  contro  Vonore. 

RechUgeleerd  Mngitxiijn,  17.  Jaargang,  Aflevering  416 :  Kan,  Onreeht- 
matige  ambtshandelingen.  van  ßoneval  Faure,  Bedenkingen  tegen 
den  omvang  van  de  mogetijkheid  van  ontzetting  nit  het  ouderlijh  gezag, 
voorgesteld  bij  het  daartoe  bestrekkelijk.  Koksma,  Straf verfolging 
we,gens  overtredingen  van  het  Wetsontvoerp  op  den  leerplicht.  Boer, 
Wet  van  17.  Maart  1898  op  de  invoering  van  een  rechtsgeldig  Kadaster 
in  Frankrijk.  Simons,  Het  partijstandpunt  van  den  verdediger, 
AAevering  6:  De  Mentpon  Bake,  Artikel  1823  van  het  Burgerlijk 
Weiboek  en  de  Lijfrente  verzekering  ten  behoeve  van  een  derde,  Baron 
van  Ittersum,  De  wet  van  30.  Sept.  1893  op  de  fabrieks-^  en  handels- 
merken,  van  Drooge,  Art.  366  Burg.  Wetb.  volgens  het  Wetsontberp 
tot  Wijziging  en  AanvuUing  van  de  BepaUngen  in  het  Burgerlijk  Wet- 
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boek  omirent  de  Vaderlijke  Maehi  en  dB  VoogdiJ.  Eirbergerj  Moet 
hei  Openbaar  Minisierie  in  procedures  worden  gehoordj  op  grcnd  dat 
äSn  der  par^fen  optreedt  in  hoedanigheid  van  eurator  in  eeit  fadlliese- 


Tid€krift  for  ReUvidenskab^  11.  Aarg^  4,  Hefte:  Hag  er  u^,  Froeee- 
gangen  i  den  ordinäre  engeUhe  Otnlproces,  belgei  ved  ei  prakhek  Eeietü' 
faelde,  Kleen^  FolhrätteinstitiUes  niUonde  äremäte  oeh  tjugofe  m^s- 
jubüeum  i  Httag  18 — ^  augueü  1898.  Oversigt  aver  vigtigere  fremmede 
Love  i  1896. 
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Entwurf  eines  neuen  Aktiengesebes  fUr  Rursland. 

Von  Dr.  jur.  Ott0  T0m  Veh, 

RechtMUiwalt  am  kgl.  Landgericht  I  in  Berlin,  froher  Rechtsanwalt 

in  Riga. 

Im  Mtfrz  1897  tagte  zu  St  Petersburg  unter  dem  Vorsitz  des 
ehemaligen  Professors  des  Handelsrechts  an  der  Universität  zu  Kiew, 
jetzigen  Finanzministerialrats  Züoioüschf  eine  Kommission,  welche  ein 
neaes  Aktiengesetz  vorzubereiten  hatte.  Sie  bestand  aus  ungefähr 
60  Personen,  Beamten  der  verschiedenen  Ministerien  nnd  Hauptver- 
waltangen, Vertretern  des  Handels  und  der  Industrie,  Professoren  und 
Docenten  von  Universitäten.  Sie  knüpfte  ihre  Verhandlungen  an  einen 
vom  Vorsitzenden  ausgearbeiteten  Vorentwurf ^)  an  und  erklärte  in 
ihrer  Schlufssitzung  die  Reform  des  Aktienrechts  für  „zeitgemäfs"  und 
„unau&chiebbar".  Sodann  fafste  sie  ihre  Wünsche  in  40  Punkte  zu- 
sammen, welche  der  Ausarbeitung  des  neuen  Aktiengesetzes  als  Grund- 
lage dienen  sollten.  Ein  Redaktionskomitee,  dem  F^ofessor  Zitowitsch 
ebenfalls  vorsafs,  hat  inzwischen  den  Entwurf  eines  solchen  fertiggestellt 
imd  es  li^en  nunmehr  im  Druck  vor: 

1.  Die  Kommissionsverhandlungen  unter  dem  Titel :  Stenographische 
Berichte  und  Sitzungsjoumale  der  Allerhöchst  bestellten  Kommission  zur 
Durchsicht  der  geltenden  Gesetze  betreffend  Börsen  und  Aktiengesell- 
sehaflen.     Tl.  II,  Aktiengesetzgebung.     St.  Petersburg  1898. 

2-  Gesetz  betreffend  die  Aktiengesellschaften.  Entwurf,  angestellt 
vom  Redaktionskomitee  der  Allerhöchst  bestellten  Kommission  zur 
Durchsicht  der  geltenden  Gesetze,  betreffend  Börsen  und  Aktiengesell- 
schaften.    St  Petersburg,  5.  Mai  1898. 

8.  Bericht  des  Vorsitzenden  der  Kommission,  P,  P.  Zitomts6h  an 
den  Finanzminister  über  den  die  Aktiengesellschaften  betreffenden  Gesetz- 
entwurf.    St.  Petersburg,  8.  Juni  1898^). 


1)  Gresetz  betr.  die  Aktienantemehmungen.  Vorentwurf.  Materialien 
der  Allerhöchst  bestellten  Kommission  zur  Durchsicht  der  Gresetze,  betr. 
die  Börsen  nnd  AktiennntemehmuDgen.    St.  Petersburg  1896. 

2)  Von  diesen  drei  Arbeiten  sind  die  beiden  letzten  veröffentlicht 
worden,  die  erste  als  Manuskript  gedruckt    Ich  verdanke  alle  drei  der 

Z«itfchrift  f.  intern.  Priyat-  u.  Strafreoht  eto.,  Band  IX.  12 
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178  ^'  i^'  Otto  von  Vefa  in  Berlin, 

Es  verlohnt  wohl  der  Mtthe,  sich  mit  diesen  Arbeiten  bekannt  zn 
machen.  Es  kann  anch  in  Deutschland  nicht  gleichgültig  sein,  wie 
wichtige  Gesetaesmaterien  in  unserm  grofsen  Nacbbarreicb  behandelt 
werden. 

Das  geltende  rassische  Aktienrecht  stammt  vom  Jahre  1836.  Es 
ist  —  abgesehen  von  einzelnen  Bestimmungen,  welche  sich  in  Bd.  XI 
der  rassischen  Reichsgesetze  befinden  —  in  Bd.  X  TL  1  Art  2126 
bis  2198^)  enthalten.  Dafs  man  seither  mit  diesem  Gesetze  aus- 
gekommen ist,  liegt  zum  Teil  daran,  dafs  das  Aktienwesen  in  Rufs- 
land  sich  erst  in  letzter  Zeit  in  erhöhtem  Mafse  entwickelt  hat  Nach 
dem  Kommissionsbericht  wurden  im  März  1897  in  England  18  861, 
in  Rußland  1302  Aktiengesellschaften  gezählt  Sodann  aber  besteht 
in  Rufsland  strenges  Konzessionssystem.  Ohue  Allerhöchste  Genehmigung 
kann  weder  eine  Aktiengesellschaft  errichtet,  noch  das  Statut  einer 
solchen  geändert  werden.  Der  G^nehmigungsantrag  an  Allerhöchster 
Stelle  erfolgt  durch  das  Ministerkomitee.  Erst  seit  1897  ist  die 
Genehmigung  von  Statutenänderungen  in  Einzelheiten  den  Ressort- 
muiistem  und  Vorsitzenden  von  Hauptverwaltungen  tiberlassen  *).  Nun 
haben  sich  zwar  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1836  llUigst  als 
ungenügend  erwiesen.  Da  aber  die  den  Aktiengesellschaften  gewährten 
Konzessionen  und  Statuten  ihrer  Allerhöchsten  Genehmigung  wegen 
selbst  als  Gesetze  erscheinen  und  als  solche  vom  dirigierenden  Senat 
publiziert  werden,  so  band  sich  die  Staatsregierung  an  das  Gesetz  von 
1836  nicht  Die  Statuten  der  Aktiengesellschaften  traten  vielmehr  viel- 
fach in  Widerspruch  zu  diesem  Gesetz  oder  gingen  darüber  hinaus. 
Zugleich  aber  nahmen  sie  einen  typischen  Charakter  an;  sie  wieder- 
holten sich  im  grofsen  und  ganzen  und  es  bildete  sich  ein  System,  das 
in  der  Kommission  im  Gegensatz  zur  Normierung  durch  das  Gesetz 
von  1836  das  der  „administrativen  Normierung"  genannt  wurde.  Es 
wurden  in  Rufsland  —  und  werden  auch  zur  Zeit  noch  —  nur  solche 
Aktiengesellschaften  genehmigt,  deren  Statuten  im  allgemeinen  der  ad- 
ministrativen Norm  entsprechen^).  Letztere  hat  aber  nach  Mafsgabe 
der  in  den  administrativen  Sphären  auf  dem  Gebiete  der  Handels-  und 
Gewerbepolitik  bestehenden  Strömungen  allmähliche  Wandlangen  er- 
fahren und  sich  den  Anforderungen  des  Aktienwesens  im  modernen 
Siime  anzupassen  gesucht 


Liebenswürdigkeit  des  Herrn  Professors  Zümoitaeh^  dem  ich  dafür  auch  an 
dieser  Stelle  meinen  ergebensten  Dank  sage. 

3)  Vom  Verfasser  ms  Deutsche  übersetzt:  Zeitschrift  für  internationales 
Privat-  und  Strafrecht  1897,  Bd.  VU  S.  825  ff.,  385  ff. 

4)  Allerhöchst  bestätigter  Beschlufs  des  Ministerkomitees  vom  15.  Fe- 
bruar 1897.  Deutsch  in  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Straf- 
recht 1897,  Bd.  VII  S.  418. 

5)  Der  Tvpus  des  Statuts  einer  Aktiengesellschaft  ist  vom  Verfasser 
ins  Deutsche  üoersetzt.  Zeitschrift  för  internationales  Privat^  und  Strafrecht 
1897,  Bd.  VII  S.  898  ff 


Digitized  by 


Googl( 


Entwurf  eines  neaen  Aktiengeaetzes  für  RufBland.  X79 

Seit  1836  wurde  eine  Anzahl  von  Gesetzentvrttrfen  aufgearbeitet, 
welche  eine  Neuordnung  des  Aktienrechts  bezweckten.  Sie  traten  aber 
sftmtlich  Über  das  Stadium  der  Vorbereitung  nicht  hinaus.  Zu  er- 
wähnen w&ren  die  Entwürfe  von  1867  und  1872«  Letzterer  war  von 
den  damals  in  Westeuropa  herrschenden  liberalen  Str<$mungen  beeinflulst, 
er  wurde  aber  mit  Rücksicht  auf  die  Ejnsis  von  1878  wiederum  bei 
Seite  gelegt.  Seitdem  sind  nur  der  Vorentwurf  von  1896  und  der 
hier  zu  besprechende  von  1898  in  Frage  gekommen.  Das  Tempo,  in 
dem  die  Kommission  vom  Mftrz  1897  und  daa  Bedaktionskomitee  ge- 
arbeitet haben,  Mist  hoffen,  dafs  dem  Entwurf  von  1898  ein  besseres 
Schicksal  beschieden  sein  werde,  wie  seinen  Vorgängern. 


Der  Entwurf  von  1898  zerftllt  in  zwei  Teile:  1)  Gesetz  be- 
treffend die  Aktienuntemehmungen  ^)  und  2)  das  Gesetz  betreffend  die 
(beim  Finanzministerium  zu  errichtende)  Abteilung  tOi  das  Aktienwesen. 
Das  erste  Gesetz  hat  124,  das  letzte  10  Artikel.  Die  124  Artikel 
des  ersten  Gesetzes  sind  in  vier  Hauptstttcken  enthalten,  die  in  Ab- 
teilungen zerfallen.  Das  erste  Hauptstück  handelt  1)  von  der  Errich- 
tung von  Aktienuntemehmungen  (Art  1 — 14),  2)  von  der  Verantwort- 
licUeit  der  Gründer  (Art.  15 — 20).  Das  zweite  Hauptstück  1)  vom 
Grandkapital,  seiner  Änderung  und  Tilgung  (Art.  21 — 86),  2)  von 
den  Aktien  und  Interimsscheinen  (Art  87 — 52).  Das  dritte  Haupt- 
stack  1)  von  der  Verwaltung  und  Beaufsiditigung  (Art  58 — 70), 
2)  von  der  Generalversammlung  (Art  71 — 93),  8)  von  der  Revision 
der  Aktienuntemehmungen  (Art  94 — 101).  Das  vierte  Hauptstüek 
1)  vom  Rechenschaftsbericht  und  der  Bilanz  und  von  der  Verteilung 
des  G^ewinns  (Art  102 — 111),  2)  von  der  Liquidation  und  Auflösung 
der  Aktienuntemehmungen  (Art  112 — 124).  Dazu  kommt  ein  Anhang 
in  7  Artikeln  mit  den  Regeln,  nach  denen  ausländischen  Aktiengesell- 
schaften die  Genehmigung  zum  GeschKflsbetriebe  in  Rufsland  erteilt 
und  deren  GMchtsstandsfihigkeit  beurteilt  werden  soU. 

Dem  Ghmzen  ist  ein  Einftlhmngsgesetz  in  12  Artikebi,  der  Ent- 
wurf dnes  Etats  für  die  Abteilung  ftlr  das  Aktienwesen  und  ein  Vor- 
schlag betrefi  der  von  dieser  bei  Errichtung  von  Aktiengesellschaften 
zu  erhebenden  Gebühr  beigeftlgt 

1.    Die  Erriolitung  von  Aktiengesellschafteii. 
A.     Allgemeines. 

Zunftchst  beriet  die  Kommission  darüber,  ob  das  Konzessionssystem 
beizubehalten  sei. 

Der  Vorentwurf  hatte  das   Registrierungssystem    in  Vor- 


6)  Der  Entwurf  8ae;t  durchgängig:  „Aktienuntemehmung",  um  das  Un- 
persönliche dieser  Gesellschaftsform  nervortreten  zu  lassen.  Icn  behalte  den 
AuMfarnek  „Aktiengesellschaft"  bei,  weil  er  dem  deutschen  Sprachgebrandi 
allein  geläufig  ist 

12* 


Digitized  by 


Googl( 


180  ^'  jar-  Otto  von  Veh  in  Berlin, 

schlag  gebracht.  Damach  sollte  die  Errichtung  einer  AktiengesellBchaft 
durch  Eintragung  ins  Handelsregister  am  Orte  ihres  Sitzes  erfolgen, 
sobald  das  Vorhiuidensein  gewisser  Normativbedingungen  nachgewiesen 
war.  Wurde  die  Eintragung  abgelehnt,  so  ging  die  Beschwerde  an 
das  beim  Finanzministerium  zu  errichtende  Aktienkomitee,  eine  Ver- 
waltungsbehörde, welche  die  amtliche  Aufsicht  ttber  sämtliche  Akti^i- 
gesellschaften  haben  sollte. 

Für  das  Konzessionssystem  wurde  angeführt,  dafs  die  Regierung 
dabei  die  Möglichkeit  habe,  Aktiengesellschaften  die  Genehmigung  zu 
versagen,  wenn  die  Unternehmer  ihr  nicht  zuverlässig  erschienen  oder 
zu  befürchten  sei,  dafs  die  Gresellschaft  nicht  prosperieren  werde.  Da- 
gegen wurde  bemerkt,  dafs  für  Aktiengesellschaffcen  gewissez*  Ajt, 
Eisenbahngesellschaften ,  Versicherungsgesellschaften,  Banken  u.  s.  w., 
die  Konzessionserteilung  jedenfalls  bestehen  bleiben  werde.  Der  £nt- 
wickelung  anderer  Gesellschaften  aber  sei  sie  nur  hinderlich.  Die 
Konzentration  des  Konzessionswesens  in  St  Petersburg,  das  für  viele 
Falle  voigesehene  Zusammenwirken  mehrerer  Ministerien  zur  Vor- 
bereitung der  Konzessionserteilung,  die  Vorstellung  des  Genehmigangs- 
gesuchs  durch  das  Ministerkomitee  an  Allerhöchster  Stelle  und  die 
schliefsliche  Bestätigung  der  Gesellschaft  durch  letztere  verlangsamten 
und  verteuerten  die  Errichtung  von  AktiengesellBchaften.  Dabei  kämen 
auch  die  ungeheuren  Entfernungen  des  Reichs  in  Betracht  Sodann 
besage  zwar  Art  2142  des  G^etzes  von  1836,  dafs  die  R^erung  für 
den  Erfolg  eines  Aktienuntemehmens  nicht  garantiere;  nichtsdesto- 
weniger trage  sie  dadurch,  dafs  die  Aktiengesellschafien  als  Allerhöchst 
bestätigte  erschienen,  eine  gewisse  Verantwortlichkeit  Bei  einem  Mifs 
erfolge  seien  die  Interessenten  geneigt,  die  Regierung  verantwortlich  zu 
machen  und  ihre  Unterstützung  zu  beanspruchen.  Das  Konzessions- 
system  habe  weder  den  Zusammenbruch  von  Aktiengesellschaften  oder 
Mifsbräuche  bei  ihrer  Entstehung  und  Führung,  noch  das  Entstehen 
solcher  Gesellschaften  verhindert,  deren  Zwecke  direkt  ak  „scherzhafte^ 
zu  bezeichnen  seien.  So  habe  sich  (S.  94  des  Berichts)  in  den  zwanziger 
Jahren  dieses  Jahrhunderts  eine  Aktiengesellschaft  gebildet,  um  eine 
Eisenbahn  in  der  Länge  von  120  Werft  durch  successives  Auflassen 
von  Raketen  fortzubewegen,  in  den  fünfziger  Jahren  eine  Aktiengesell- 
sebaft,  welche  das  Aufdecken  von  Altertümern  in  der  Gregend  von 
Zarskoje  Sselo  habe  betreiben  wollen.  Endlich  tmigebe  das  Kon- 
zessionssjstem  die  Errichtung  der  Aktiengesellschaften  mit  Dunkel. 
Es  gebe  daher  Personen,  welche  sich  gewerbsmäfsig  mit  der  Erwirkung 
von  Konzessionen  befafsten,  und  das  Publikum  glaube,  ihrer  nicht 
entraten  zu  können.  Dagegen  werde  das  Registrierungssjstem  Licht 
in  die  Sache  bringen,  indem  die  Bedingungen  für  die  Errichtung  von 
Aktiengesellschaften  aus  dem  allen  zugänglichen  und  ftlr  alle  gleich- 
mäfsig  geltenden  Gesetz  ersichtlich  würden. 

Indessen  gicbt  es  in  Rufsland  kein  Handelsregister.  Es  fehlt  also 
dasjenige  örtliche  Organ ,  bei  welchem  naturgemäfs  die  Registrierung 
7on  Aktiengesellschaften  zu  erfolgen  hätte.     In  der  Kommission  wurde 
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▼oigeeeUngen,  die  Registrienuig  einem  Mitgliede  des  BezirksgerichtB, 
deo  Steaerinspektoren ,  Beamten  der  Reicbebank  oder  einem  Sekretär 
des  BezirksgerichtB  zu  übertragen.  0^;6n  die  Wahl  von  richterlichen 
Beamten  wnrde  geltend  gemacht,  dafs  es  in  RoTsland  nicht  genng 
Juristen  gebe  und  dafs  die  Richter  eine  Mehrbelastung  nicht  yertrUgen. 
£inem  weiteren  Vorschlage  zufolge  sollte  die  R^istrierung  in  den 
Kamdeien  der  Gk>uvemeare  der  verschiedenen  Provinzen  erfolgen«  Man 
befürchtete  indessen,  dafs  sich  dabei  in  den  einzelnen  Gebieten  eine  zu 
verschiedene  Praxis  herausbilden  könnte.  Dem  Einwände  endlich,  dafs 
Kolsland  ttberhanpt  ftlr  die  Registrierung  nicht  reif  sei,  begegnete  der 
Vorsitzende  mit  der  gewifs  zutreffenden  ErwMgnng,  dafs  dieser  Einwand 
jeder  Reform  gegenüber  erhoben  worden  sei  und  dafs  seine  Berttck- 
sichtignng  jeden  Fortschritt  ausschliefse. 

Die  Kommission  empfahl  schliefslicb  das  Registriernngssystem ; 
dabei  sollte  die  Registrierung  am  Orte  des  Sitzes  der  Gesellschaft  er- 
folgen. 

Der  Entwurf  von  1898  schlägt  einen  Mittelweg  ein. 

Nach  ihm  soll,  wie  oben  angefUhrt,  auf  Grund  besonderen  Gesetzes, 
beim  Finanzministerium  eine  Abteilung  für  das  Aktienwesen  errichtet 
werden.  Bei  dieser  soll  ein  Aktienregister  bestehen,  in  welches  alle 
Aktiengesellschaften  eingetragen  werden,  sobald  den  später  zu  er- 
wähnenden Normativbedingungen  genügt  ist  (§  2  des  Gesetzes).  Beim 
Register  sollen  die  den  Anmeldungen  beigeftlgten  Urkunden,  sowie  die 
Bücher  au%elOster  Aktiengesellschaften  aufbewahrt  werden  (§  3).  Das 
Register  und  seine  Anlagen  sollen  Jedermann  zur  Einsicht  offenstehen 
(§  4).  Auch  sollen  Abschriften  und  schriftliche  Auskünfte  erteilt, 
eigentümlicherweise  aber  nicht  durch  die  Post  versandt  werden  (§  5). 
Beschwerden  über  Verfügungen  der  Abteilung  sollen  spätestens  in 
Monatsfrist  an  den  Finanzminister  zu  richten  sein  (§  6)*  Auch  sollen 
periodische  Publikationen  der  in  der  Abteilung  vereinigten  Notizen 
über  Aktiengesellschaften  erfolgen  (§  8).  Für  die  erste  Eintragung  ins 
Register  soll  eine  Gebühr  von  '/ss^/o  des  Grundkapitals,  für  die 
späteren  Eintragungen  eine  solche  von  je  25  Rubel  erhoben  werden 
(I  10  und  Nachtrag). 

Für  Eisenbahnuntemehmungen,  Versicherungsgesellschaften,  Aktien- 
banken und  Gesellschaften,  welche  lokale  Bedtbdhisse  gemeinnütziger 
Art  zu  befriedigen  haben  und  daher  mit  geringerem  Grundkapital  und 
Aktien  von  geringerem  Nennwert  errichtet  werden  können  (Art  2,  21, 
37  des  Entwürfe  von  1898),  soll  staatliche  Genehmigung  fortbestehen. 

Diese  Bestimmungen  ergeben,  dafs  die  Abteilung  für  das  Aktien- 
wesen ganz  anders  geartet  sein  soU,  wie  das  im  Vorentwurfe  vor- 
geschlagene Aktienkomitee.  Letzteres  sollte  amtliche  Aufsichtsbehörde 
über  sämtliche  Aktiengesellschaften  sein,  was  insbesondere  bei  Gelegen- 
heit der  später  zu  besprechenden  Revision  von  Aktiengesellschaften  her- 
vortreten wird.  Die  Abteilung  für  das  Aktienwesen  aber  soll  Register- 
behOrde  sein. 

Dem  bisherigen  Zustande  gegenüber  würde  die  Errichtung  dieser 
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Behörde  mit  der  geschilderten  Einrichtung  onlengbar  einen  Fortsefaritt 
bedeuten.  Es  wi^en,  wenigstens  in  vielen  Fällen,  nicht  mehr,  wie 
bisher  die  höchsten  Autoritäten  des  Reichs,  mit  Dingen  be&flit  wtxrden, 
die  ffix  sie  von  untergeordneter  Bedeutung  sein  müssen.  Die  Re- 
gistrierung der  Aktiengesellschaften  erfolgte  im  Lichte  der  Öffentlichkeit 
n&d  die  Beteiligten  wären  dadurch  in  der  Lage,  ihr  Interesse  wahnsa- 
nehmen.  Fttr  die  Errichtung  örtlicher  Handelsregister  aber  fehlen  in 
Rufsland  zur  Zeit  noch  die  Voraussetzungen. 

Li  der  Kommission  wurde  wiederholt  bemerkt,  dafs  in  Ra&land 
wenig  Kapital  vorhanden  sei  und  dafls  die  Banken  unter  den  jetst  be- 
stehenden Verhältnisseii  sich  an  Gründungen  nicht  würden  beteiligen 
können ,  weil  ihre  St&tuten  das  ausschlössen  oder  erschwerten.  EMnige 
der  Statuten  enthielten  z.  B.  die  Vorschrift,  da(k  nur  */io  des  KapitsJa 
der  Bank  in  vom  Staate  nicht  garantierten  Wertpapieren  anzulegen  sei. 
Der  Vorsitzende  sagte  namens  des  Finanzministers  zu,  dafs  im  Einsel- 
falle  entsprechende  Statutenänderungen  genehmigt  werden  würden,  wenn 
die  Banken  darum  nachsuchten. 

Nach  dem  Vorschlage  der  Kommission  soUte  gesetzlich  festgestellt 
werden,  dafs  alle  Aktiengesellschaften  ohne  Rücksicht  auf  den  Zweck 
ihrer  Thätigkeit  als  Handelsuntemehmungen  gelten  sollten.  Der  neaeete 
Entwurf  bestimmt  jedoch  nur,  dafs  die  Bücher  einer  AktiengeseUschaft 
als  Handelsbücher  anzusehen  seien  (Art.  65)  und  dafs  der  Konkurs 
einer  AktiengeseUschaft  nach  den  Regeln  über  die  Handelsinsolvenz  zu 
verhandeln  sei  (Art.  112)^).  Der  weiteren  Anregung  der  Kommiseion 
konnte  der  Entwurf  nicht  folgen,  weil  in  Rufsland  ein  besonderes 
Handelsprivatrecht  nicht  besteht 

B.     Einzelnes. 

Was  die  Begründung  von  Aktiengesellschaften  im  einzelnen  an- 
langt, so  mufs  das  Statut,  mit  dessen  Errichtung  sie  beginnt  (Art  1), 
die  Firma  der  Gesellschaft,  den  Gegenstand  ihres  Unternehmens,  die 
Höhe  des  Grundkapitals,  die  Anzahl  und  den  Nennwert  der  Aktien 
und  den  Sitz  der  Verwaltung  enthalten  (Art.  2).  Es  ist,  von  sämt- 
lichen Gründern  unterzeichnet,  einem  Notar  zu  überreichen  (Art  1). 
Eine  Mindestzahl  von  Gründern  ist  nicht  vorgesehen.  Dafs  es  min- 
destens zwei  sein  müssen,  ist  aus  dem  Plural  zu  schliefsen,  der  in  den 
entsprechenden  Bestimmungen  gebraucht  ist  Der  Notar  nimmt  den 
Gründungsakt  auf,  in  welchem  der  Gründungsvorgang  darzulegen  ist 
(Art  3).  Der  Gründungsakt  mufs  eine  Bezugnahme  auf  das  Statut 
und  die  Erklärung  enthalten,  dafs  sämtliche  Aktien  von  den  Gründern 
übernommen  sind  (Art  3).  Werden  Sacheinlagen  gemacht,  so  ist 
deren  Gegenstand,  der  Name  des  Veräufserers  und  der  Betrag  der  für 
die  Einlage  zu  gewährenden  Aktien  in  den  Gründungsakt  aufzunehmen» 


7)  Die  Handelsinsolvenz  wird  behandelt  in  der  Handelsprozefsordnonc 
(Bd.  XI  Tl.  2  der  russischen  Rdchsgesetze,  Ausgabe  von  1893,  Art  477  ff.) 
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Auch  sind  der  GrttndimgBaafvTand ,  die  den  Gründern  etwa  zu  ge- 
wlüirenden  GewinnanteilBcheine ,  femer  Stand,  Namen,  Vatersnamen, 
Familiennamen  und  Wohnsitz  derjenigen  Personen  anzugeben,  welche 
die  eisten  Verwaltungs-  und  Anftichtsorgane  der  Gesellschaft  (Vorstand 
uid  An&ichtsrat)  bilden  (Art  8). 

Da  schon  der  Grtlndongsakt  die  Angabe  enthalten  mofs,  dafs 
sämtliche  Aktien  ttbemommen  sind,  so  kennt  der  Entwarf  von  1898 
nor  die  SimnltangrUndong.  Das  entspricht  dem  gegenwärtig  flblichen 
StatatentypoB.  Das  Gesetz  von  1886  kennt  dagegen  nor  die  Snccessiv- 
grttndong.  Damaeh  dürfen  die  Gründer  nicht  mehr  als  ^/s  samtlicher 
Aktien  übernehmen  (Art  2165)  und  das  übrige  Grandkapital  soll 
durch  öfifendiche  Zeichnung  aa%ebraeht  werden.  Dabei  soll  ihr  Schlnfs- 
temiin  nicht  vor  Ablauf  von  sechs  Monaten  angesetzt  werden,  damit 
auch  Fremdesich  beteiligen  können  (Art  2166, 1).  Diese  Bestimmungen 
erklären  sieh  daraus,  dafs  im  Jahre  1886  in  erster  Reihe  an  Unter- 
nehmungen greisen  Stiles,  wie  Eisenbahnbauten  u.  s.  w.,  gedacht  wurde. 
Diese  wurden  mit  staatlicher  Ztnsgarantie  und  ähnlichen  Sicherheiten 
ausgestattet,  um  auslKndisches  Kapital  heranzuziehen.  Allmählich  aber 
suchte  man  auch  kleinere  Untemdimungen  als  Aktiengesellschaften  ins 
Leben  zu  rufen  und  bestehende  Unternehmungen  in  Aktiengesellschaften 
zu  i^erwandeln,  was  im  Gesetz  von  1886  nicht  vorgesehen  ist  Die 
ftlr  jeden  Fall  erfbrderiiche  staatliche  G^enehmigung  wurde  nun,  nach- 
dem durch  polizeiliche  Erhebungen  im  Wege  der  Dienstkorrespondenz 
die  Zuverlässigkeit  der  Gründer  geprüft  worden  war,  verständlicher- 
weise in  denjenigen  Fällen  am  leichtesten  erteilt,  wo  sämtliche  Aktien 
übernommen  oder  das  Grundkapital  bei  einem  Kreditinstitut  hinterlegt 
war.  So  bildete  sich  der  gegenwärtig  übliche  Statutentjpus  heraus, 
der  nur  die  Simultangründung  kennt  ^). 

Ist  der  Gründungsakt  vollzogen,  so  hat  der  Vorstand  die  Gesell- 
schaft bei  der  Abteilung  für  das  Aktienwesen  zum  Aktienregister  an- 
zumelden (Art  5).  Abgesehen  vom  Gründungsakt  im  Notariatsauszuge 
und  den  Exemplaren  des  Statuts  sind  der  Anmeldung  beizuftlgen: 

1.  Eine  Quittung  der  Beichsbank  darüber,  dafs  die  Gründer  die 
gesamte  statutenmäfsige  Bareinlage  durch  Vollzahlung  der  Aktien  oder 
durch  Entrichtung  der  ersten  Rate  hinterlegt  haben.  Die  erste  Rate 
hat  mindestens  25  Vo  des  Nennwerts  der  Aktien  zu  betragen  (Art.  45). 

2.  Eine  Abschätzung  der  von  der  Gesellschaft  zu  übernehmenden 
Sacheinlagen  mit  genauer  Angabe  der  Unterlagen,  auf  welche  die 
Schätzung  sich  gründet  Die  Abschätzung  mufs  von  zwei  Sachver- 
stfindigen  unterzeichnet  sein,  die  dienstlich  oder  beru&mäfsig  die  zur 
Abschätzung  erforderlichen  Kenntnisse  haben  sollen  und  nicht  Gründer 
sein  dürfen. 

3.  Eine  Berechnung  des  Gründungsaufwandes. 


8)  Auch  in  Deutschland  sind  Snccessivgründungen  selten.  Im  2.  Semester 
1897  kamen  auf  107  Gründungen  nur  2  Successivgrttndangen  (Monateschzift 
für  Handelsrecht  und  Bankwesen  1898,  S.  87). 
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4.  Eine  b^laabigte  Abschrift  des  niationsYertrages ,  durch  den 
die  Gesellschaft  etwaige  Sacheinlagen  übernimmt 

5.  Quittungen  über  die  Vorauszahlung  der  ftir  die  Eintragung 
der  Gesellschaft  ins  Aktienregister  zu  entrichtenden  Gebtüir  und  Über 
die  Vorauszahlung  der  PublikationsgebUhr. 

6*     Die  Regierungskonzession,  wenn  eine  solche  erteilt  wurde. 

Die  Statuten  russischer  Aktiengesellschaften  enthalten  vielfiush  die 
Vorschrift,  dals  nicht  allein  die  Barzahlungen,  sondern  auch  die  von 
den  Grtlodem  Übernommenen  Aktien  in  der  Beichsbank  zu  hinterlegen 
seien.  Sie  haben  dann  dort  so  lange  zu  verbleiben,  bis  der  Bechen- 
Bchaftsbericht  für  das  erste,  ja  ftlr  die  beiden  ersten  Betriebsjahre  ge- 
nehmigt ist  Der  Vorentwurf  enthielt  sogar  die  Vorschrift,  dafs  der 
hinterlegte  Barbetrag  zwei  Jahre  lang  in  der  Reichsbank  zu  verbleiben 
habe.  In  der  Kommission  stiefs  dieser  Vorschlag  auf  lebhaften  Wider- 
spruch, weil  dadurch  der  jungen  Gesellschaft  die  Betriebsmittel  ent- 
zogen würden* 

Der  Entwurf  von  1898  sieht  von  solchen  erschwerenden  Be- 
stimmungen ab.  Er  besagt  vielmehr,  dafs  die  in  der  Reichsbank 
hinterlegten  Summen  mit  dem  Tage  der  Eintragung  der  Gesellschaft 
ins  Aktienregister  in  die  Disposition  des  Vorstandes  übergehen  (Art  12). 

Eine  Abschätzung  der  Sacheinlagen  durch  Sachverständige  kam 
auch  bei  Gelegenheit  der  Vorbereitung  des  Reichsgesetzes  vom  18.  Juli 
1884  in  Deutschland  zur  Sprache'):  Wegen  der  Schwierigkeit,  die 
objektive  Grundlage  dieser  Schätzung  zu  gewinnen,  sah  man  aber  von 
ihrer  gesetzlichen  Einftihmng  ab.  Der  Vorentwurf  versuchte  ein  ge- 
wisses Verhältnis  zwischen  Sacheinlagen  und  Bareinlagen  zu  fixieren, 
indem  er  vorschrieb,  dafs  mindestens  ^/s  des  Grundkapitals  durch  Bar- 
einlagen aufiEubringen  sei  (Art  82). 

Der  neueste  Entwurf  sieht  hiervon  ab.  —  Damit  ist  freilich  die 
Schwierigkeit,  welche  z.  B.  aus  der  Schätzung  eines  Bergwerks,  ones 
Patentrechts  u.  s.  w.  erwachsen  kann,  nicht  beseitigt 

Sind  die  oben  unter  1 — 6  vorgesehenen  Anlagen  vorhanden  und 
liegen  die  sonstigen  gesetzlichen  Voraussetzungen  ftlr  die  Eintragung 
der  Gesellschaft  ins  Aktienregister  vor,  so  hat  diese  in  Monatsfrist  zu 
erfolgen  (Art  8).  Wird  sie  abgelelmt,  so  ist  in  Monatsfrist  beim 
Finanzminister  Beschwerde  zu  erheben.  Die  Ablehnung  ist  zu  moti- 
vieren (Art  8). 

Ins  Aktienregister  sind  einzutragen  (Art  9): 

1.  Die  Firma  der  Gesellschaft,  der  Gegenstand  des  Unternehmens 
und  der  Sitz  seiner  Verwaltung. 

2.  Die  Höhe  des  Grundkapitab ,  Anzahl  und  Nennwert  der 
Aktien,  Anzahl  der  Vorzugsaktien,  wenn  solche  im  Statut  vorgesehen 
sind,  mit  Angabe  der  ihnen  gewährten  Vorzüge. 


Bd 


9)  Wiener,  Gutachten  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik, 
.  I  8.  4. 
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3.  Die  Assahl  und  Art  der  Aktien,  weiche  aof  die  Sacheinlagen 
gewährt  wurden. 

4.  Die  Anzahl  der  OründongBanteilscheine  mit  ihren  Rechten 
und  den  &it  ihre  Geltang  festgesetzten  Fristen.  Diese  Anteilscheine 
dürfen  auf  nicht  mehr  als  25  Jahre  ausgestellt  sein  (Art.  8). 

5.  Die  Frist  für  das  Bestehen  der  Gesellschait,  wenn  eine  solche 
im  Statut  bestimmt  ist 

Alle  diese  Daten  sind  von  der  Abteilung  für  das  Aktienwesen  im 
Regierungsanzeiger,  im  Finanaanzeiger  und  in  einem  dritten,  vom  Vor- 
stände zu  erwählenden  Organe  zu  publizieren. 

Femer  sind  zu  publizieren: 

1.  Stand,  Vor-  und  Familienname  (oder  die  Firma)  der  Gründer 
mit  der  Angabe  von  Zahl  und  Art  der  von  ihnen  Übernommenen 
Aktien. 

2.  Stand,  Vor-  und  Familienname  der  den  ersten  Vorstand  und 
Aa6ichtsrat  bildenden  Personen. 

8.  Gregebenenfalls  Stand,  Vor-  und  Familienname  der  Sachver- 
ständigen, welche  die  Schätzung  der  Sacheinlagen  unterzeichnet  haben. 

Veigleicht  man  mit  diesen  ausführlichen  Vorschriften  die  Bestim- 
mungen der  §§  198,  199  des  neuen  deutschen  Handelsgesetzbuchs,  welche 
denselben  G^enstand  betreffen,  so  haben  letztere  den  Vorzug  der 
Knappheit.  Auch  die  Verteilung  der  Daten  zwischen  Register  und 
Publikation  ist  in  Deutschland  zweckmäfsiger  geordnet.  Es  be- 
fremdet namentlich,  dafs  die  Namen  der  Vorstandi^lieder  ins  Aktien- 
register nicht  einzutragen  sind.  Sie  gerade  haben  für  die  Beteiligten, 
insbesondere  für  die  Mitkontrahenten  der  Gesellschaft,  erhebliches 
Interesse  und  wären  aus  dem  Register  leichter  ersichtlich,  als  aus  den 
schwer  zugänglichen  Anlagen. 

In  B^ng  auf  die  Firma  der  Aktiengesellschaft  schreibt  der  neue 
Entwurf  vor,  dafs  Bezeichnungen,  welche  zu  Verwechselungen  mit  den 
Firmen  von  Einzelkaufleuten,  Handelsgesellschaften,  Vereinen  und  an- 
deren Aktiengesellschaften  Anlafs  geben  könnten,  unznlttflsig  seien; 
auch  sei  der  Firma  eine  Bezeichnung  beizuftlgen,  welche  die  Gesell- 
schaft als  Aktiengesellschaft  charakterisiere  (Art  7).  Diese  Vorschriften 
sind  gewifs  dankenswert,  da  die  Bestimmungen  über  Firmenrecht  in 
Rufsbuid  sehr  lückenhaft  sind. 

Die  Gesellschaft  gilt  mit  dem  Tage  als  errichtet,  wo  sie  ins  Aktien- 
register eingetragen  ist  (Art  12).  Wird  vorher  in  ihrem  Namen  ge- 
huidelt,  so  wird  sie  dadurch  nicht  verpflichtet,  die  Kontrahenten  haften 
vielmehr  persönlich  und  solidarisch  (Art  13).  Nach  Eintragung  der 
Gesellschaft  ins  Aktienregister  hat  der  Vorstand  die  lUationsverträge 
zu  vollziehen  (Art  12).  Werden  bis  zum  Schlüsse  des  Operations- 
jahres  beglaubigte  Abschriften  der  Verträge  zum  Aktienr^gister  nicht 
ttbeneicht,  so  wird  die  Eintragung  der  Gesellschaft  von  Amtswegen 
gelöscht  (Art  14). 

Die  Kommission  beschäftigte  sich  eingehend  mit  der  Frage,  wie  es 
zu  halten  sei,  wenn  die  Eintragung  sich  nachträglich  als  rechtsunwirksam 
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erweise.  Diese  Frage  kann  zur  Zeit  kaum  angeworfen  werden,  weil 
Allerhöchst  bestätigte  Gesellschaften  auch  durch  den  Richter  nicht  f^ 
SU  Unrecht  entstanden  erUärt  werden  kOnnen«  Wird  aber  der  neae 
Entwurf  Gesetz,  so  kann  diese  Frage  wohl  praktisch  werden.  Die 
Kommission  schlug  vor,  die  Auflösung  einer  Aktiengesellschaft  auf 
Ornnd  nachtrüglicher  Ungültigkeitserklärung  ihrer  Eintragung  nur  in 
den  äufsersten,  im  Gesetz  genau  zu  belitimmenden  fWen  zuzulassen 
und  auch  dann  nur  bald  nach  ihrer  Errichtung.  Art  14  enthält  den 
einzigen  Fall,  wo  derartiges  vorgesehen  ist 

Die  Bestimmungen  des  Statutentypus ,  wonach  sämtliche  von  den 
Aktiengesellschaften  herauszugebenden  Wertpapiere  in  der  Expedition 
zur  Anfertigung  von  Staatspapieren  herzustellen  sind  und  wonach  die 
Geschäfksftlhrung  in  sämtlichen  Aktiengesellschaften  in  msstscber  Sprache 
zu  erfolgen  hat,  sind  in  den  Entwurf  nicht  übergegangen. 

Andererseits  fehlen  Bestimmungen,  welche  die  Aktiengesellschaft 
als  juristische  Person  charakterisieren  und  solche,  die  die  sog.  Nach- 
grtlndung  erschweren. 

2.   Verantwoptliclikelt  der  Gpünder  und  des  ersten 

Vorstandes. 

Das  G^etz  von  1886  sagt  weder,  wer  Grtlnder  sei,  noch  enthält 
es  Bestimmungen  über  eine  strafrechtliche  Haftung  der  Gründer.  That- 
sächlich  ist  zur  Zeit  derjenige  Grflnder,  der  das  Konzessionsgesnch 
unterschrieben  hat,  auch  wenn  es  nur  eine  Person  gewesen  sein  sollte. 
Über  die  civilrechtliche  Haftung  der  Grtlnder  b^timmt  das  Gesetz 
(Art  2166,  8)  nur,  dafii  einem  der  Gründer  die  Führung  des  Aktien- 
buches und  die  des  Einzahlungsbuches  obliege.  Er  hat  zugleich  die 
Ausgabe  der  Aktien  und  Interimsscheine,  den  Geldempfang  auf  die- 
selben und  die  Aufbewahrung  der  von  den  Kreditanstalten  erteilten 
Geldeinlegescheine  zu  besoigen.  Er  handelt  unter  gemeinschaft- 
licher Verantwortlichkeit  sämtlicher  Gründer,  wenn  er  eine  Ver- 
letzung dieser  Bestimmungen  zuUssen  und  in  der  Folge  sich  als 
zahlungsunftLhig  erweisen  würde.  Femer  sind  die  Gründer  verpflichtet, 
den  Aktionären  Einsicht  in  die  Bücher  und  Urkunden  der  Gesellschaft 
zu  gewähren,  ohne  dafs  an  die  Nichtbefolgung  dieser  Vorschrift  Nach- 
teile geknüpft  wären  (Art  2166,  9). 

Die  Entwürfe  von  1896  und  1898  erwähnen  ebenfalls  nur  einer 
civilrechtlichen  Haftung  der  Gründer.  Wie  der  später  zu  besprecheode 
Bericht  an  den  Finanzminister  ergiebt,  glaubte  man  der  Strafbestim- 
mungen  im  Aktienrecht  überhaupt  entraten  zu  können.  So  werden 
denn  auch  nur  an  zwei  Stellen  Strafbestimmungen  zu  erwähnen  sein 
(Art  75  und  107). 

Naeh  dem  neuesten  Entwurf  gelten  diejenigen  als  Gründer,  welcbe 
vor  der  Aufnahme  des  Gründungsaktes  das  dem  Notar  überreichte 
Statut  unterzeichnet  haben  (Art  1).  Im  Gründungsakt  können  als 
Glieder  des  ersten  Vorstandes   und  Aufsichtsrats  schon  Personen  vor- 
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kommen f  die  nicht  Grtlnder  sind,  nur  mafs  hierüber  eine  schriftliche, 
▼on  ihnen  unteroeichnete  ErklMrong  vorliegen  (Art  8).  Die  Eüiftong 
der  Gründer  beechrttnkt  sieh  anf  die  Ridbtigkeit  nnd  Vollständigkeit 
derjenigen  Angaben,  welche  von  den  Sachverständigen  der  Abschätsang 
der  Saeheinlagen  zu  Grande  gel^  worden  (Art  15).  Kommen  Saeh- 
einlagen  nicht  in  Frage,  so  ceesiert  anch  die  Haftung.  Sonst  haften 
■16  solidarisch  ftlr  Arglist  nnd  Mangel  an  derjenigen  Sotgftdt,  welche 
von  einem  Geschäftsmann  gefordert  wird  (Art.  16).  Ihre  Haftung  ist 
jedoch  dnieh  die  Differenz  zwischen  dem  wahren  Wert  der  Sach* 
einlegen  and  demjenigen  Wert  begrenzt,  za  welchem  sie  dnrch  Schald 
der  Gründer  von  der  Gesellschaft  ttbemommen  wurden  (Art  16).  Die 
Haftung  dauert  filnf  Jahre  seit  Errichtung  der  Gesellschaft  (Art  19) 
und  kann  durch  Vertrag  weder  abgeändert,  noch  ausgeschlossen  werden 
(Art  18).  Die  Klage  gegen  die  Gründer  können,  abgesehen  vom 
Vorstände,  dem  Au&ichtBrat  und  den  Liquidatoren,  auch  Aktionäre  er- 
heben, sofern  sie  mindestens  ^/lo  des  Grundkapitals  besitzen  (Art.  20). 
Gleich  den  Grfindem  haften  diejenigen  Personen,  welche  in  den 
ersten  drei  Jahren  seit  Errichtung  der  G^esellschaft  zum  Vorstände, 
Aufsichtsrat  oder  zu  den  Liquidatoren  gehört  haben,  soweit  sie  nicht 
beweisen,  dafs  sie  ohne  ihre  Schuld  die  Haftbarkeit  der  Gründer 
weder  kannten,  noch  kennen  konnten  (Art.  17).  Ihre  Haftung  dauert 
zwei  Jahre,   seitdem  sie  aus  ihren  Ämtern  geschieden  sind  (Art  19). 

8.    Das  Grundkapital,  seine  Veranderimgr  und 
TilBTungr. 

Zur  Zeit  giebt  es  kein  Gesetz,  welches  das  Herabgehen  des  Grund- 
kapitals unter  ein  bestimmtes  Ma^  verbietet  Die  Praxis  kennt  daher 
Aktiengesellschaften  mit  Grundkapitalien  von  verschiedenstem  Betrage. 
Der  Vorentwurf  hatte  bestimmt,  dafs  das  Grundkapital  mindestens 
100000  Rubel  betragen  müsse.  Davon  sollte  mindestens  ^U  durch 
Aktien  aufgebracht  werden,  ftlr  welche  Barzahlung  zu  leisten  war. 

Der  Entwurf  von  1898  sagt,  das  Grundkapital  einer  Aktiengesell- 
schaft dürfe  nicht  unter  150000  Rubel  herabgehen  (Art  21).  Eine 
Ausnahme  soll  nur  für  die  bereits  erwähnten  Gesellschaften  bestehen, 
welche  lokale  Bedürfiiisse  gemeinnütziger  Art  zu  befriedigen  haben. 
Ihr  Grundkapital  darf  weniger  als  150000  Rubel,  mufs  jedoch  min- 
destens 50000  Rubel  betragen,  sie  bedürfen  zu  ihrer  Errichtung  einer 
Konzession  des  Finanzministers  (Art  21). 

Zur  Zeit  bietet  die  Frage  der  Erhöhung  onä  Herabsetzung  des 
Grundkapitals  juristisch  wenig  Interesse,  weil  beides  nur  mit  AUer^ 
höchster  Genehmigung  oder  doch  nur  mit  Genehmigung  des  Finanz- 
ministers  oder  des  entsprechenden  Ressortministers  erfolgen  kann.  Da 
das  in  Zukunft  fort&Uen  soll,  so  enthielt  der  Vorentwurf  eine  Anzahl 
von  Bestimmungen,  welche  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  erschweren 
sollten.  Sie  sollte  nicht  vor  Ablauf  von  drei  Jahren  seit  Errichtung 
der  Gesellschaft  und  nur  bei  Volleinzahlung  der  neuen  Aktien  erfolgen. 
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Der  Entwurf  von  1898  beetimmt,  dalli  das  Grundkapital  auf 
Beechlafs  der  G^neralyersammlang  erhobt  werden  kann,  jedoch  nur, 
nachdem  Bümtliche  Aktien  früherer  Aoggaben  ontergebiacht  sind 
(Art  22).  Die  neuen  Aktien  können  sowohl  gegen  Yolleinnhlung 
als  gegen  Ratenzahlung  mit  und  ohne  Vorzüge  und  aneh  über  pari 
ausg^eben  werden.  Letzteren&lls  soll  jedoch  die  Prikmie,  welche  mm 
Keservekapital  zu  schlagen  ist,  mit  der  ersten  Rate  gezahlt  werden 
(Art  28). 

Die  Erhöhung  des  Grundkapitals  ist  bei  der  Abteilung  für  das 
Aktienwesen  zum  Aktienregister  anzumelden.  Der  Vorstand  hat  zu 
erklären,  dafs  sttmtliche  neue  Aktien  übernommen  sind  und  dafs  die 
auf  sie  zu  leistende  Barzahlung  sich  in  seinem  Besitze  befindet 
(Art.  25,  d).  Erfolgt  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  zum  Zwecke 
des  Erwerbes  von  Vermögensgegenstftnden  sachlicher  Art,  so  ist  — 
ebenso  wie  bei  der  Errichtung  einer  Aktiengesellsohaft  —  deren 
Schätzung  durch  Sachverständige  vorzunehmen  und  der  Anmeldung 
beizuftlgen  (Art  25,  b).  Der  förmliche  Vertrag,  durch  welchen  diese 
Vermögensgegenstände  seitens  der  Gesellschaft  übernommen  werden,  ist 
innerhalb  eines  Jahres  seit  der  Eintragung  des  ErhöhungsbeschluaBes 
der  Abteilung  für  das  Aktienwesen  in  beglaubigter  Abschrift  vorzu* 
legen  (Art  27).  Anderenfalls  wird  die  Eintragung  der  Erhöhung  von 
Amtswegen  gelöscht  (Art  27).  Sind  seit  dem  Beschlüsse  der  G^eneral- 
Versammlung  über  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  mehr  als  sechs 
Monate  verstrichen,  so  bleibt  deren  Anmeldung  zum  Aktienregister  un- 
berücksichtigt (Art  27). 

Für  die  Herabsetzung  des  Grundkapitals  bringt  der  Entwurf  von 
1898  nichts  wesentlich  Anderes  in  Vorschlag,  als  der  Vorentwurf. 
Die  Herabsetzung  erfolgt  auf  Beschlufs  der  Generalversammlung  ent- 
weder durch  Verringerung  des  Nennwerts  der  Aktien  oder  durch  Ver- 
ringerung ihrer  Anzahl  (Art.  28).  Letztere  kann  durch  Rückkauf  der 
Aktien  im  Wege  der  Auslosung  stattfinden  (Art  29).  Die  Herab- 
setzung des  Grundkapitals  ist  zum  Aktienregister  anzumelden  (Art  33). 
Der  Beschlufs  ist  jedoch  nicht  vor  Ablauf  von  sechs  Monaten  seit  seiner 
letzten  Publikation  im  Regiemngsanzeiger  zur  Ausftlhrung  zu  bringen 
(Art  81).  Bis  dahin  können  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  gegen 
den  Beschlufs  notariellen  Protest  erheben  (Art  81)«  Kommt  eine 
Einigung  nicht  zu  stände,  so  sind  die  Gläuoiger  zu  befriedigen;  sie 
haben  sich  jedoch,  sofern  ihre  Forderungen  nicht  f)Ülig  sind^  einen 
Diskont  von  4^/o  ftlr  das  Jahr  gefkllen  zu  lassen  (Art  82).  Erst 
wenn  der  Protest  erledigt  ist,  kommt  der  Erhöhungsbeschlufs  zur  Aus- 
führung (Art  82).  Obligationsgläubiger,  deren  Forderungen  durch 
Grundstücke  oder  Specialpfknder  besichert  sind,  haben  das  Protestrecht 
nicht  (Art  31,  Anm.). 

Im  Statut  der  Gesellschaft  kann  auch  eine  Tilgung  des  Grund- 
kapitals aus  dem  Reingewinn  des  Unternehmens  vorgesehen  sein 
(Art  34).     Dazu  wird  ein  Tilgungsfonds  gebildet  und  die  Tilgung  er- 
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folgt  dnreh  Rttckkauf  der  Aktien  mit  oder  ohne  yorherige  Ziehung 
(Art  84). 

Der  entgeltlicfae  Erwerb  eigener  Aktien  durch  die  Geeellschaft  ist 
uttsnlSssigf  es  sei  denn,  dafs  er  onm  Zwecke  der  Hera^tzung  des 
Onmdkapitals  erfolgt  (Art  85).  Auch  der  Kommissionseinkauf  ist  es, 
sofern  er  nicht  zum  Operationskreise  der  Gesellschaft  gehOrt  (Art  35). 

Der  Vorentwurf  enthielt  eine  Anzahl  von  Bestimmungen ,  welche 
die  Ausgabe  von  Obligationen  seitens  der  Aktiengesellschaften  betrafen. 
In  der  Kommission  wurde  diese  Frage  ebenfalls  beraten.  Sie  bietet 
insofern  Schwierigkeiten,  als  es  in  Rufldand  —  abgesehen  von  Polen 
und  den  Ostseeprovinzen  —  Uypothekenbttcher  im  deutschen  Sinne 
nicht  giebt  Grundstücke  kOnnen  —  mit  gewissen  Ausnahmen  —  nur 
einmal  wirksam  verptttndet  werden  (Art  1680  Bd.  X  Tl.  1  der  russ. 
Keichsgesetze).  Es  wllrde  daher  des  Erlasses  besonderer  Bestimmungen 
bedürfen,  nm  diesen  Schwierigkeiten  zu  begegnen.  Der  Vorentwnrf 
enthielt  einzelne  solcher  Bestimmungen. 

Dagegen  bestimmt  der  neueste  Entwurf,  abgesehen  davon,  dafs  er 
den  Obligationsgläubigem  bei  der  Herabsetzung  des  Grundkapitals  ein 
Proteatrecht  versagt  (Art  81,  Anm.),  nnr,  dafs  Beschlttsse,  durch 
welche  der  Finanzminister  um  die  Genehmigung  zur  Ausgabe  von 
Obligationen  angegangen  werden  soll,  zum  Geschttftskreise  der  General- 
versammlungen gehören  (Art  82,  8).  Er  sieht  also  vor,  dafs  die 
Ausgabe  von  Obligationen  nur  mit  Genehmigung  des  Finanzministers 
erfolgen  kann. 

Zur  Zeit  kursieren  zahlreiche  Obligationen  russischer  Aktiengesell- 
schaften, welche  mit  Allerhöchster  Genehmigung  ausgegeben  sind. 

4.    Aktien  und  Interlmssclielne. 

Nach  dem  Gresetz  (Art  2172)  ist  der  Aktionttr  nur  bis  zur  Höhe 
seiner  Einlage  verhaftet  nnd  kann  darüber  hinaus  weder  zu  persön- 
licher Verantwortung,  noch  zur  Nachzahlung  herangezogen  werden. 
Dieser  Grundsatz  gelangte  auch  im  Yorentwurf  zum  Ausdruck.  Nach 
dem  Entwurf  von  1898  ist  die  Haftung  des  AktionKrs  ebenfalls  auf 
den  Nennwert  der  Aktie  zuzüglich  der  etvraigen  Prämie  beschränkt 
(Art  28).  Zu  Nachzahlungen  ist  er  nicht  verpflichtet  (Art  40).  Von 
der  Möglichkeit,  den  Aktionär  zu  anderen  als  Geldleistungen  heranzu- 
ziehen, wie  sie  im  §  212  des  neuen  deutschen  Handelsgesetzbuchs 
vorgesehen  ist,  sagt  der  Entwurf  nichts. 

Das  Gesetz  von  1886  kannte  nur  Namenaktien  (Art  2160).  Nach 
Pobedonosgew  ^^)  kam  indessen  schon  1848  die  Bezdchnnng  von  Inhaber- 
aktien in  das  Gesetz,  indem  dieses  bei  den  Begehi  über  die  Verpfandung 
von  Aktien  Inhaberaktien  vorsah  (Art  2168,  8).  Sodann  enthält  die 
Gesetzesausgabe  von  1887   eine  Anmerkung  zum  Art  2160,   welche 


10)  Pobedonoszewj  Kursus  des  bürgerlichen  Rechts.    St.  Petersburg 
1896.    Tl.  8  S.  554. 
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besagt,  dafs  in  den  Statuten  einzelner  AktiengenellBchaften  Inhaber- 
aktien zuzulassen  w&ren.  In  der  Praxis  kamen  sie  in  der  That  viel- 
fach schon  früher  vor. 

Der  Vorentwurf  kannte  sie  ebenftdls,  suchte  aber  ihre  Aufgabe 
zu  beschränken,  indem  er  bestimmte,  dafs  ihr  (}«eamtbelzag  ^/lo  des 
Grundkapitals  nicht  übersteigen  dttrfe.  Da  er  aber  die  Cmwandluog 
von  Namenaktien  in  Inhaberaktien  und  die  freie  Übertragbarkeit  sämt- 
licher Aktien  zuliefs,  so  wäre  es  schwer  gewesen,  dieses  Verhältnis  in 
der  Praxis  einzuhalten. 

Der  Entwurf  von  1898  läist  beide  Arten  von  Aktien  unbesehitakt 
zu  (Art  88).  Ibr  Nennbetrag  soll  jedoch  nicht  weniger  als  150  Rubel, 
bei  Lokalgesellscfaaften  gemeinnützigen  Gharakten  nicht  weniger  ab 
50  Rubel  betragen  (Art  37).  Vorzugsaktien  läfst  der  Entwurf  eben- 
falls zu  (Art  37). 

In  Bezug  auf  die  Ausgabe  der  Aktien  bestimmt  das  Oesets  (Art 
2163),  dafs  sie  unter  keinen  Umständen  vor  ihrer  VoUzahlong  ans* 
gereicht  werden.  Der  Börsenhandel  mit  ihnen  igt  überdies  in  jedem 
Einzelfalle  von  einer  besonderen  Genehmigung  des  Finanzminiatavs  ab- 
hängig, welche  nach  den  Statuten  vor  der  Veröffentlichung  des  Rechen- 
schaftsberichts über  das  erste  Betriebsjahr  in  der  Regel  nicht  erUnit 
wild.    Der  Vorentwurf  schlofs  sich  dem  Gesetz  an. 

Der  neueste  Entwurf  bestimmt  ebenfalls,  da&  Aktien  vor  der 
Volleinzahlung  des  Nennwertes  nicht  ausgegeben  werden  (Art  43)« 
Kommen  Sacheinlagen  in  Frage,  so  mnb  aufserdem  ditr  fitemliche 
lUationsvertrag  vorher  zum  Aktienregister  überrmcht  sein  (Art  43). 
Bis  zur  Ausgabe  der  Aktien  werden  Interimsscheine  ausgaben.  Diese 
dürfen  aber  nur  auf  den  Namen  lauten  und  werden  zum  Börsenhandel 
nicht  zugelassen  (Art.  44)* 

Nach  Art.  2167,  1  des  Gesetzes  können  Aktien  und  Interims- 
Scheine  nur  mittelst  schriftlicher  Cession  übertragen  werden.  Sowohl 
diese,  als  Übergänge  durch  Erbgang  und  privatrechtliches  Urteil  smd 
beim  Vorstande  zu  verschreiben.  In  Art.  2168,  3  1.  c  ist  femer  die 
Übertragung  von  Namenaktien  durch  Blancoaufiichrift  vorgesehen  und 
gesagt,  dafs  Inhaberaktien  ohne  Au&chrift  übergehen.  —  Die  Blanoo- 
cession  hatte  der  Vorentwurf  aus  dem  Gesetz  nicht  übemommeo ;  da- 
gegen bestimmt  der  Entwurf  von  1898,  dafs  Namenaktien  durcb 
Cessionsaufschrift  übergehen  und  zwar  sowohl  durch  ausgeMke,  als 
durch  nicht  ausgefüllte.  Die  Übertragung  von  Inhaberaktien  wird  da- 
gegen in  keinem  der  Entwürfe  erwähnt  -^  Da  im  EinfÜhrungsgeseb 
(§  2)  bestimmt  ist,  dafs  die  Art  2126—2198  Bd.  X  Tl.  1  der  Reichs- 
gesetze bei  der  Einführung   des  neuen  Entwurfes  aufser  Kraft  treten, 

i  so  entsteht  hier  eine  Lücke,  die  durch  eine  Ergänzung  ausznfllUea  sein 

[  wird. 

!  Dasselbe  wird  in  Bezug  auf  die  Verpftndung  von  Aktien  zu  ge- 

schehen   haben.    Im    Anschlufs   an  Art   2168    des   Gesetzes    enthielt 

!  nämlich  der  Vorentwurf  die  Bestimmung,   dafs  die  Verpfibiduug  von 

Aktien  und  Interimsscheinen  durch  einen  Vermerk  im  Aktienbuchp  er- 
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folge.  Nach  dem  Entwarf  von  1898  aber  kommt  das  Aktienbach  nar 
iBSofem  in  Frage,  als  es  die  Besitzer  von  Interimflseheinen  and  Namen- 
aktien ersichtlich  macht  (Art.  52).  Die  Verpftndang  von  Aktien  regelt 
der  Entwarf  von  1898  nicht  Da  indessen  Art  2168  aafser  Kraft 
treten  soll,  so  wird  aach  hier  eine  Ergänzang  erfolgen  mttssen. 

Allgemeine  Begehn  tlber  die  ^afUoserklärang  von  abhanden- 
gekommenen Wertpapieren  kennt  das  rassische  Becht  nicht  Dagegen 
enthalten  die  Stataten  der  einzelnen  Gesellschaften  in  der  Regel  Be- 
stimmongen  darüber,  wie  die  von  ihnen  aasgegebenen  Wertpapiere  für 
kraftlos  za  erklKren  sind.  Dabei  ist  die  Kn^oserkltfrang  der  anf  den 
Namen  aa«gegebenen  Wertpapiere  (Interimsscheine  and  Namenaktien) 
in  der  Regel  für  znlXssig  erUttrt,  die  KrafüoserklArang  von  Wert- 
papieren anf  den  Inhaber  aber  aasgeschlossen.  Diese  Bestimmangen 
hiUte  der  Vorentwarf  übernommen. 

Der  Entwarf  von  1898  bestimmt  dafs  das  Abhandenkommen  von 
Interimsecheinen  and  Namenaktien  dem  Vorstande  za  melden  sei 
(Art  41)»  Dieser  erläfst  sodann  einen  Anfirof  mit  der  Verwamang, 
dafs  die  abhandengekommenen  Wertpapiere  nach  Ablanf  von  drei 
Monaten  seit  der  letzten  Publikation  des  Aafroft  im  Regierangsanzeiger 
für  kiafUoe  erklilrt  and  Duplikate  aasgereieht  werden  würden.  Ein 
rechtzeitiger  Protest  hemmt  die  Ansreichang  des  Duplikate  bis  zar 
Gerichtsentscheidong  (Art.  41).  Die  Kommission  hatte  vorgeschlagen, 
die  Kiaftloserklttrung  aoch  für  Inhaberpapiere  einzuführen.  Der  Ent- 
warf von  1898  iBt  dieser  Anregung  nicht  gefolgt  Er  bestimmt  aus- 
drücklich, dafs  die  Anmeldung  des  Abhandenkommens  von  Inhaber- 
aktien,  Coupons  und  Goaponbogen  unberücksichtigt  bleiben  (Art  42). 

Endlich  bestimmt  der  neue  Entwurf,  dafs  die  auf  die  Interims- 
scheine zu  leistenden  Ratenzahlungen  auf  mehr  als  drei  Jahre  nicht 
verteilt  werden  dürfen  (Art.  45).  Werden  die  Raten  nicht  rechtzeitig 
geoablty  so  tritt  ein  Kaduzierungsverfahren  ein,  dessen  Einzelheiten  hier 
zu  weit  führen  würden  (Art  46 — 51). 

6.   Verwaltungrs-  und  Auflslolitsorg'ane. 

Das  Gesetz  kennt  lediglich  einen  kollegialisch  organisierten  Vor- 
stand gegenüber  der  Generalversammlung.  Einen  Aufsichtsrat  kennt 
es  nicht  Der  Vorstand  wird  von  der  G^eralversammlung  gewählt 
(Art  2175).  —  Nach  den  bestHtigten  Statuten  ist  die  O^nisation 
der  Gesellschaft  vielfiush  eine  andere.  An  die  Stelle  des  Vorstandes 
tritt  ein  sog.  leitender  Direktor,  bei  gröfseren  Gesellschaften  handelt 
er  neben  dem  Vorstände.  In  einzelnen  Statuten  findet  sich  aufserdem 
ein  Au&ichtsrat  Auch  ist  die  Büdung  von  Revisionskommissionen  vor- 
gesehen, welche  zur  Prüfung  des  Rechenschaftsberichts  zusammentreten. 
Diese  Organe  werden  von  der  Generalversammlung  gewählt  und  können 
auch  vor  Ablauf  der  Amtszeit  von  ihr  entlassen  worden. 

Demgegenüber  schrieb  der  Vorentwurf  vor,  dafs  jede  Aktien- 
gesellschaft einen  leitenden  Direktor  haben  müsse.     Dieser  war  direkt 
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von  der  G^endveraanimliiiig  zu  wählen  and  sollte  neben  dem  Vor- 
stände eine  von  diesem  unabhängige  Stellung  haben.  Dagegen  war 
das  Bestehen  eines  Anfsichtsrats  nicht  vorgeschrieben.  Die  dem  letz- 
teren im  deutschen  Kechte  zugewiesene  Stellung  sollte  der  Vorstand 
einnehmen. 

Nach  dem  Entwurf  von  1898  mufs  dag^en  jede  Aktiengesellschaft 
einen  Vorstand  und  einen  Au&ichtsrat  haben.  Der  Vorstand  kann 
auch  aus  einer  Person,  dem  leitenden  Direktor,  bestehen.  Dann  ver- 
sieht das  Organ  neben  ihm  zugleich  die  Geschäfte  des  Auftichtemts 
(Art.  54).  Sind  nur  Namenaktien  ausgegeben  und  nicht  mehr  als  zehn 
Aktionäre  vorhanden,  so  bilden  diejenigen  Aktionäre,  welche  nicht  im 
Vorstände  sitzen,  den  Au&ichtsrat  (Art  55).  Vorstand  und  Aufsichtsrat 
werden  von  der  Generalversammlung  gewählt  (Art  60).  Besteht  der 
leitende  Direktor  neben  dem  Vorstande,  so  kann  er  auch  von  diesem 
gewählt  werden.  Niemand  kann  gleichzeitig  Glied  des  Vorstandes  und 
Glied  des  Auüsichtsrate  sein  (Art.  60).  Die  Wahl  erfolgt  auf  höchstens 
fünf  Jahre  (Art  61),  doch  ist  Wiederwahl  zulässig  (Art.  60).  Die 
Wahl  des  ersten  leitenden  Direktors  und  der  ersten  Mitglieder  des 
Vorstandes  und  des  Au&ichtsrats  erfolgt  nur  bis  zur  dritten  ordent- 
lichen Generalversammlung  seit  Eintragung  der  Gesellschaft  ins  Aktien- 
register (Art  56  u.  61).  Sie  werden  von  derjenigen  Stelle  entlassen, 
die  sie  angestellt  hat  (Art  58  u.  82,  2).  Die  Generalversammlung 
hat  die  Bedingungen  zu  genehmigen,  unter  denen  der  leitende  Direktor 
angestellt  wird  (Art  82,  8)  und  die  Vergütung  für  die  Mitglieder  des 
Vorstandes  und  des  AuÄichtsrats  zu  bestimmen  (Art  82,  4).  Ob  für 
den  leitenden  Direktor  das  sog.  Konkurrenzverbot  gelten  soll,  hängt 
von  der  mit  ihm  zu  treffSenden  Vereinbarung  ab  (Art.  57). 

Nach  dem  Gesetz  ist  der  Vorstand  Bevollmächtigter  der  Gesell- 
schaft (Art,  2181),  der  sie  nach  aufsen  vertritt  Das  Statut  hat  eine 
Bestimmung  darttber  zu  enthalten,  bis  zu  welcher  Summe  der  Vorstand 
die  Gesellschaft  verpflichten  kann,  ohne  die  G^eralversammlung  hören 
zu  müssen  (Art  2178).  In  dringenden  Fällen  kann  der  Vorstand 
diese  Grenze  überschreiten  (Art  2179),  das  geschieht  jedoch  unter 
persönlicher  Verantwortlichkeit  seiner  Mitglieder  (Art  2179,  2181). 

Diese  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  mit  einzelnen  Abänderungen 
in  die  bestätigten  Statuten  ttbergc^gangen.  Als  wesentlichste  tritt  die 
Bestimmung  hervor,  dafs  der  leitende  Direktor  als  hervorragendster,  ja 
vielfach  als  ausschliefslicher  Vertreter  der  GreseUschaft  nach  aufsen  er- 
scheint Auch  nach  dem  Vorentwurf  lag  die  Vertretung  der  G^ell- 
schaft  nach  aufsen  ausschliefslich  in  den  Händen  des  leitenden  Direktors. 
Er  war  verpflichtet,  seine  Wahl  zum  Handelsregister  anzumelden, 
worauf  deren  Eintragung  zu  veröffentlichen  war. 

Der  Entwurf  von  1898  hat  diese  Bestimmungen  nicht  übernommen. 
Die  Eintragung  des  Vorstandes  ins  Aktienregister  ist  nicht  vorgesehen, 
wie  bereits  bei  Gelegenheit  der  Errichtung  von  Aktiengesellschaften 
bemerkt  wurde.  Der  Entwurf  bestimmt  nur,  dafs  der  Vorstand  das 
Zeichnungrecht  bat  (Art  62),  welches  er  dem  leitenden  Direktor  über- 
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tragen  kann  (Art  62).  Etwaige  Beechränknngen  des  Zeichnangsrechts 
sind  im  Statut  festzusetzen  (Art.  62).  Dritten  gegenüber  wird  die 
Gtesellschaft  durch  die  Handlungen  des  Vorstandes  berechtigt  und  yer- 
pflichtet  (Art  68);  die  Dritten  haben  jedoch  die  Art  der  ThKtigkeit 
des  Unternehmens  und  diejenigen  Beschränkungen  zu  beachten,  wdche 
im  Statut  vorgesehen  sind  (Art  64  u.  62).  —  Dafs  letzteres  mit  allen 
etwaigen  späteren  Abänderungen  in  St  Petersburg  in  den  Akten  der 
Abteilung  für  das  Aktienwesen  nicht  leicht  zugänglich  sein  wird, 
leachtet  ein.  Die  Eintragung  der  Änderungen  des  Vorstandes  und 
etwaiger  Vertretungsbeschränkungen  seiner  Mitglieder  in  das  Aktien- 
register  im  Sinne  von  §  284  des  neuen  deutschen  Handelsgesetzbuchs 
hittte  gewifs  im  Interesse  der  Verkehrssicherheit  gelegen. 

Nähere  Bestimmungen  über  die  Verteilung  der  Geschah  zwischen 
Vorstand  und  Au&ichtsrat  hat  der  neueste  Entwurf  nicht  Er  besagt 
nur,  dafs  die  Geschäftsverteilung  Gegenstand  des  Statuts  oder  einer 
besonderen  Geschäftsinstruktion  sei  (Art  68).  Erreichen  die  Verluste 
der  Gesellschaft  50  ^/o  des  Grundkapitals,  so  ist  hierüber  der  nächsten 
oder  einer  auberordentlichen  Generalversammlung  Vorlage  zu  machen 
(Art  66). 

Zur  Zeit  gilt  die  Haftung  der  Mitglieder  des  Vorstandes,  ebenso 
wie  die  der  Gründer  (Art  2166,  8)  für  solidarisch  1^),  obgleich  das 
im  Gesetz  direkt  nicht  gesagt  ist  Nach  dem  Vorgange  des  Vorentwurfs 
bestimmt  der  Entwurf  von  1898  ausdrücklich,  dafs  die  Haftung  der 
Verwaltungs-  und  Aufsichtsorgane  eine  solidarische  sei  (Art  69). 
Klagen  g^gen  diese  Oigane  und  deren  Mitglieder  können  sowohl  von 
diesen  selbst,  von  den  Liquidatoren  der  Gesellschaft  und  auch  direkt 
von  Aktionären  erhoben  werden,  sofern  diese  mindestens  ^/lo  des 
Grundkapitals  besitzen  (Art  20).  Die  Haftung  tritt  ein  bei  Arglist 
und  dem  Mangel  derjenigen  SorgfiJt,  welche  von  einem  Geschäftsmann 
in  Wahrnehmung  fremder  Interessen  verlangt  wird  (Art  69)>  Sie 
kann  durch  Vertrag  weder  ausgeschlossen  noch  verändert  werden 
(Art  18).  Die  Klage  verjährt  in  drei  Jahren  seit  der  Genehmigung 
des  Rechenschaftsberichts  und  der  Bilanz  für  dasjenige  Jahr,  in  welchem 
der  Klagegrund  entstand  (Art  70).  Kam  letzterer  in  der  General- 
venammlung  nicht  zur  Sprache  oder  ist  e;r  die  Folge  einer  Übertretung 
des  Strafgesetzes,  so  kommt  die  kurze  Verjährungsfrist  nicht  zur  An- 
wendung (Art  70). 

Nach  dem  Vorentwurf  sollte  die  Buch-  und  Kechnungsftihrung 
einem  Buchhalter  übertragen  werden,  welcher  gleich  dem  leitenden 
Direktor  von  der  Generalversammlung  gewählt,  neben  diesen  treten 
und  unabhängig  von  ihm  unter  eigener  Verantwortung  Kontrolle  üben 
sollte.     Der  neueste  Entwurf  bat  diese  Einrichtung  nicht  übernommen. 


11)  Borawikotoßki,  Die  bürgerlichen  Gesetze  mit  Erläaterungen  nach 
den  EntacheidaDgen  des  Kassationsdepartements  des  dirigierenden  Senats. 
8.  Aufl.    St  Petersburg  1895.    S.  798  zum  Art  2181. 

Z«iUclirift  f.  intern.  Prirat-  n.  Strafreoht  etc.,  Band  IX.  13 
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6.    Die  Generalversammlung'. 

Nach  Art.  2171  des  Gesetzes  hat  das  Statut  der  einzeben  Gesell- 
schaft festzusetzen,  unter  welchen  Bedingungen  die  AktionKre  Sitz  und 
Stimme  in  der  Generalversammlung  hahen  und  die  Stellvertretung  zu 
regeln.  Die  Bestimmungen  der  Statuten  sind  hier  aufserordentlich 
mannigfaltig. 

Nach  dem  Vorentwurf  konnte  zwar  jeder  ins  Aktienbuch  ein- 
getragene Aktionär  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  an 
der  Generalversammlung  teilnehmen;  er  konnte  auch  mindestens  eine 
Stimme  abgeben,  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dafs  seit  seiner 
Eintragung  ins  Aktienbuch  mindestens  sechs  Monate  verflossen  waren. 
Dadurch  waren  die  Besitzer  von  Inhaberaktien  von  der  Teilnahme  an 
der  Generalversammlung  thatsttchlich  ausgeschlossen. 

Der  Entwurf  von  1898  triflt  andere  Bestimmungen. 

Er  Itffst  zunächst  jeden  AJctionär  an  der  Generalversammlung  mit 
beratender  Stimme  teilnehmen  (Art.  72).  Dann  bestimmt  er,  dafs 
jede  Aktie  das  Stimmrecht  gewährt  (Art  83);  doch  mufs 
der  Aktionär  mindestens  einen  Monat  vor  der  Generalversammlung  ins 
Aktienbuch  eingetragen  sein  (Art.  78)-  Die  Aktien  brauchen  nicht  im 
Original  voi*gelegt  zu  werden,  um  die  Eintragung  zu  erwirken,  es 
genügt  die  Vorlegung  der  Quittung  desjenigen  Kreditinstituts,  das  die 
Aktien  in  Verwahrung  oder  in  Versatz  hat  (Art.  78).  Der  stimm- 
berechtigte Aktionär  kann  persönlich  oder  durch  einen  schriftlich  Bevoll- 
mächtigten sein  Stimmrecht  ausüben  (Art.  74).  Die  Vollmacht  kann 
auch  dem  Kreditinstitut  übertragen  werden,  das  die  Aktien  in  Versatz 
hat,  jedoch  hat  der  Pfandgeber  seine  Zustimmung  hierzu  in  notarieller 
Form  zu  erteilen  (Art  75).  Beamte  der  Gesellschaft  können  weder 
persönlich,  noch  durch  Bevollmächtigte  an  der  Abstimmung  teilnehmen, 
noch  auch  als  Bevollmächtigte  auftreten  (Art  74).  Die  Mitglieder  des 
Vorstandes  und  des  Aufsichtsrats  sind  von  der  Stimmabgabe  aus- 
geschlossen, sofern  es  sich  um  ihre  vorzeitige  Entlassung  oder  um  eine 
Klage  gegen  sie  handelt  (Art  84).  Dasselbe  gilt  von  Aktionären,  mit 
denen  ein  Vertrag  oder  Vergleich  zu  schlief sen  ist 

Das  Gesetz  hat  keine  Vorschriften  darüber,  wer  die  Generalver- 
sammlung zu  berufen  hat.  Es  sagt  aber  im  Art.  2188,  dafs  alle 
Sachen  nur  durch  Vermittelung  des  Vorstandes  an  die  Generalver- 
sammlung gelangen  können,  so  dafs  diese  mit  der  Sache  nur  befafst 
wird,  wenn  der  Vorstand  sie  beachtenswert  findet  —  Nach  dem 
Statutentypus  aber  haben  sowohl  der  Vorstand,  der  Au&ichtsrat  und 
die  Revisionskommission,  als  unter  bestimmten  Voraussetzungen  auch  die 
Aktionäre  das  Recht,  die  Berufung  einer  Generalversammlung  zu  ver- 
anlassen und  zu  verlangen,  dafs  die  ihr  vorgelegten  Sachen  verhandelt 
werden.  —  Der  Vorentwurf  überwies  die  Berufung  der  Generalver- 
sammlung in  erster  Reihe  dem  leitenden  Direktor,  doch  konnte  dieser 
unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  vom  Vorstande  oder  von  einer 
Anzahl  von  Aktionären  zur  Berufung  veranlafst  werden. 
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Nach  dem  neuen  Entwurf  werden  sowohl  die  ordentlichen  als  die 
aaTserordentlichen  Genendversammlnngen  vom  Vorstande  berufen  (Art.  76), 
die  ordentlichen  am  Schlufs  des  Betriehsjahres  (Art  71).  Der  Vorstand 
ist  zur  Berufung  in  14  Tagen  verpflichtet ,  wenn  sie  von  einem  der 
Yerwaltongs-  und  AnfBichtsorgane,  oder  von  Aktionliren  verlangt  wird, 
die  zusammen  mindestens  ^/lo  des  Grundkapitals  besitzsen  und  wenn 
der  Gegenstand  der  Vorlage  vorher  bezeichnet  wird  (Art.  76).  Die 
Berufung  erfolgt  durch  Publikation  und  es  müssen  zwischen  der  dritten 
Publikation  im  Regiemngsanzeiger  und  der  Generalversammlung  min- 
destens sedis  Wochen  liegen  (Art  77).  Die  Publikation  hat  zugleich 
die  Tagesordnung  der  Versammlung  anzugeben  (Art  78) ;  letztere  darf 
sieli  jedoch  nicht  auf  allgemeine  Ausdrücke,  wie  „laufende  Sachen" 
nnd  ähnliches  beschränken  (Art  79,  Anm.).  Zwei  Wochen  vor  der 
Generalversammlung  ist  ein  Verzeichnis  der  stimmberechtigten  Personen 
mit  Angabe  der  von  ihnen  vertretenen  Aktien  im  Geschäftslokal  ans- 
zuhängen  (Art  80).  In  der  Versammlung  darf  nichts  zur  Verhandlung 
kommen,  was  nicht  auf  der  Tagesordnung  steht  Erreichen  .jedoch  die 
Veiluste  der  Gesellschaft  50®/o  des  Grundkapitals  oder  liegt  Insolvenz 
▼or,  so  kann  hierüber  ohne  weiteres  verhandelt  werden.  Dasselbe  gUt 
Ton  dem  Antrage  auf  Berufimg  einer  zweiten  Generalversammlung 
(Art  79). 

Das  Gesetz  (Art  2182)  bestimmt  nicht,  welche  G^egenstände  not- 
wendig der  Entscheidung  der  Generalversammlung  unterliegen.  Dagegen 
setzt  es  in  Art  2184  fest,  dafs  ihre  Beschlüsse  nur  dann  verbindliche 
Eitft  haben,  wenn  mindestens  ^U  der  anwesenden  Aktionäre  ihnen 
sagestimmt  haben.  —  Eine  Ausnahme  macht  die  sog.  zweite  General- 
venammlung,  die  berufen  wird,  wenn  die  erste  wegen  Mangels  an  der 
im  Statut  vorgeschriebenen  Beteiligung  nicht  zu  stände  kam.  Sie  ent- 
8ch«det  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  (Art  2184,  Anm.).  —  In  den 
bestätigten  Statuten  sind  diese  Fragen  in  der  verschiedensten  Weise 
geregelt  Der  Vorentwurf  entnahm  ihnen  das  ihm  zweckmäfsig 
sebeniende,  vermied  aber  Bestimmungen,  die  eine  zweite  Generalver- 
sammlung nötig  machen  konnten. 

Der  Entwurf  von  1898  regelt  die  Zuständigkeit  der  Generalver- 
JMmmlnng  dahin,  dafs  er  ihr  die  Genehmigung  des  Rechenschaftsberichts 
uid  der  Bilanz,  die  Anstellung  und  Entiassung  der  Mitglieder  des 
Vontandes  und  Aufsichtsrats  und  der  Liquidatoren,  die  Remuneration 
dieser  Personen,  den  Abschlufs  des  Vertrages  mit  dem  leitenden  Direktor 
nnd  die  Entscheidung  von  Anträgen  zuweist,  welche  die  Revision  der 
Angelegenheiten  der  Gesellschaft  betre£Pen  (Art.  82,  1 — 4,  10).  Soll 
femer  der  Betrieb  erweitert,  Grundbesitz  mit  einmaliger  Ausgabe  von 
mehr  als  ^/lo  des  Grundkapitals  erworben,  das  Statut  abg^Uidert,  das 
Grandkapital  erhöht  oder  herabgesetzt,  die  Gesellschaft  aufgelöst,  ihr 
Vermögen  als  Ganzes  übertragen  oder  die  Gesellschaft  mit  einer  anderen 
▼ereinigt  werden,  soll  der  Finanzminister  um  die  Genehmigung  zur 
Aiiflgabe  von  Obligationen  angegangen  oder  soll  über  die  vorzeitige 
Entlassung    von  Mitgliedern   des  Au&ichtsrats   beschlossen   werden,   so 
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mufs  auTBeidem  die  Mehrheit  in  der  G^eralverBammlong  mindeBtens 
^/i  des  GrandkapitalB  vertreten  (Art.  82,  5—9  n.  88).  Beschlttflse, 
welche  den  Geg^enstand  des  Unternehmens  ändern  oder  die  Rechte  der 
VoiziigBaktien,  GründongsanteilBcheine  und  Dividendenseheine  verletzen, 
sind  unzoUissig  (Art  88).  Liegen  JEtechenschaftibericht  und  Bilanz  zur 
Genehmigung  vor,  so  können  AktionMre,  welche  mindestens  ^/4  der  an- 
gemeldeten Aktien  vertreten,  einen  Anfschnh  der  Genehmigung  auf 
höchstens  einen  Monat  and  die  Prttfnng  der  Vorlagen  dnrch  Sadiver- 
stttndige  fordern,  sofern  Unregelmäfsigkeiten  ersichtlich  sind  (Art  88). 
Soweit  es  sich  nicht  am  Gesellschaften  handelt,  deren  Betrieh  in  Erwerb 
and  Yerttafserang  von  Grondsttlcken  besteht  (Terraingesellschaften 
Art.  87,  Anm.),  hat  dem  £rwerb  am  Grandbesitz  ftir  mehr  als  '/lo 
des  Grandkapitals  «ne  AbschAtzung  durch  Saehventändige  voraosza- 
gehen,  entsprechend  derjenigen,  welche  bei  der  Übernahme  von  Sacfa- 
einlagen  vorgeschrieben  ist  (Art.  87,  Art  5).  Die  FftUe,  wo  eine  ver- 
stärkte Mehrheit  oder  wo  Qualifikationen  ftlr  das  Zustandekommen  der 
Beschlüsse  der  Generalversammlung  erforderlich  sind,  können  durch  das 
Statut  vermehrt  werden  (Art.  88).  Im  tlbrigen  und  insbesondere  t^ 
den  Beschlufs,  eine  Revision  der  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  an- 
zuordnen, genügt  einziehe  Mehrheit,  sofern  mindestens  ^/lo  des  Grund- 
kapitals in  der  Generalversammlung  vertreten  ist  (Art  89). 

Vor  Eintritt  in  die  Tagesordnung  wtthlt  die  Versammlung  einen 
Vorsitzenden  und  zwei  Stimmztthler  (Art  81);  die  Abstimmung  ist 
geheim,  sobald  ein  Mitstimmender  es  verlangt  (Art  88).  Personen- 
firagen  werden  durch  geheimes  Ballotement  entschieden  (Art  88)*  Di^ 
Fälle  geheimer  Abstimmung  können  im  Statut  vermehrt  werden  (Art.  88)* 
Das  Rt>tokoll  der  Versammlung  ist  von  einem  AktioniKr,  auf  schrift- 
lichen Wunsch  eines  AktionKrs  von  einem  Notar  zu  führen  (Art.  91)* 
Protokolle,  in  denen  Statutenänderungen  niedergelegt  sind,  sind  der 
Abteilung  ftlr  das  Aktienwesen  in  Abschrift  zu  überreichen  (Art  92)* 
Gehören  sie  (nach  Art  9)  ins  Aktienregister,  so  erfolgt  ihre  Eintragung, 
und  der  entsprechende  Beschlufs  wird  erst  mit  dieser  wirksam  (Art  92). 
Wird  die  Eintragung  abgelehnt,  so  kann  Beschwerde  an  den  Finanz- 
minister  gehen  (Art  8).  Die  Minderheit  kann  gegen  einen  Bescblafs 
der  Generalversammlung  protestieren ;  dann  ist  der  Protest  zu  Protokoll 
zu  nehmen.  Bei  geheimer  Abstimmung  hat  die  Minderheit  die  Protest- 
absieht  vorher  zu  verlautbaren  (Art.  85).  Eine  Klage  der  Minderheit 
auf  Ungültigkdtserklärung  eines  Beschlusses,  welche  im  Vorentwurf 
gegeben  war  und  auch  von  der  Kommission  gewünscht  wurde,  ist 
nicht  erwähnt  Dagegen  ist  bestimmt,  dafs  Beschlüsse,  welche  den 
Gesetzen  oder  Statuten  widersprechen,  nicht  zur  Ausführung  kommen 
und  für  die  Aktionäre  nicht  verbindlich  sind  (Art.  93).  Wie  das  aber 
festgestellt  werden  soll,  ist  nicht  gesagt. 

Alle  diese  Regeln  beziehen  sich  auch  auf  die  sog.  zweiten  General- 
versammlungen (Art  98). 

Wer  fremde  Aktien  ohne  Zustimmung  des  Eigentümers  zur  Generai- 
Versammlung  anmeldet  oder  wer  fremde  Aktien  Anderen  zur  Anmeidong 
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lieftrt,  nnterli^  einer  G^dsferafe  von  500  Kubel,  welehe  sieh  um 
25  Babel  air  jede  Aktie  erhöht,  sobald  mehr  ok  20  Aktieii  angemeldet 
sind  (Art  75). 

7.    Revision  der  Aktiengresellsohaften. 

Die  Revision  der  Angelegenheiten  einer  Aktiengesellschaft  ist  im 
Gesetz  von  1836  nicht  vorgesehen.  Wie  ber^ts  angeflihrt,  bestehen 
zwar  nach  den  Statuten  vielfiuih  Bevisionskommissionen.  Diese  haben 
aber  entweder  die  Stellang  des  An&ichtsrats  oder  sie  treten  nur  all- 
jihrlich  nur  Frttfiing  des  Bechenschaftsberichts  nnd  der  Bilanz  zosammen. 
Das  Finanzministerium  bat  dahör  Antrüge  auf  Anordnung  von  Bevisionen 
al^ehnt,  weil  eine  gesetaliche  oder  statutarische  Grundlage  ftlr  sie 
£ehlte.  AndererseitB  mangeln  wiederum  gesetzliche  Oarantien,  welehe 
einer  Schädigung  des  Kredits  der  zu  revidierenden  GreseUschaft  vor- 
beugen könnten. 

Der  Vorentwurf  übertrug  das  Bevisionsrecht  nicht  allein  der 
Generalversammlung ,  sondern  auch  dem  von  ihm  in  Aussicht  ge- 
nommenen Aktienkomitee«  Letzteres  sollte  nicht  allein  auf  Antrag 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Aktionaren,  sondern  auch  ans  eigener 
Entschlielsung  revisionsberechtigt  sein.  Es  sollte  auch  das  Becht  haben, 
die  Beamten  der  GreseUschaft  fftr  die  Zeit  der  Bevision  zu  suapendieren, 
erforderlichen&lls  die  Thätigkeit  der  Gesellschaft  aufhören  zu  lassen 
und  deren  Liquidation  anzuordnen.  Endlich  sollte  es  eventuell  Straf- 
aaaeige  bei  der  Staatsanwaltschaft  zu  erstatten  haben. 

Der  letzte  Entwurf  hat  diese  Bestimmungen  nicht  ttbemommen. 
£r  übertragt  vielmehr  in.  der  Bevisionsirage  wichtige  Beftignisse  dem 
Gerieht. 

Er  ordnet  an,  dafs  ein  Antrag  auf  Bevision  der  Angelegenheiten 
der  G^ellschaft  bei  der  Generalversammlung  zu  stellen  sei  (Art.  94). 
Diese  kann  eine  Bevisionskommission  ernennen  und  ihr  das  Becht  ein« 
räumen,  die  Beamten  der  Gesellschaft  zeitweilig  zu  suspendieren  (Art.  94) 
und  Sachverständige  aur  Bevision  heranzuziehen  (Art.  95).  Die  Be- 
amten der  GeseUachaft  sind  verpflichtet,  der  Bevisionskonunission  jede 
Art  .von  Aufklärung  zu  geben  (Art.  95).  Nach  durchgeftlhrter  Beviaion 
berichtet  die  Kommission  der  Grenendversammlung  und  stellt  die  ent- 
sprechenden Anträge  (Art  96)-  Ergiebt  die  Bevision  Übertretungen 
des  Strafgesetzes,  so  erfolgt  eine  Anzeige  bei  der  Staatsanwaltsehaft 
(Art.  101). 

Lehnt  die  Generalversammlung  den  Antrag  auf  Anordnung  einer 
Bevision  ab,  so  können  Aktionäre,  welche  mindestens  ^/lo  des  Grund- 
kapitala  vertreten,  sich  an  das  örtliche  Bezirksgericht  wenden  (Art  97). 
Dieses  ordnet  ein  summarisches  Verfahren  an,  in  welchem  die  Antrag- 
stdler  und  die  Vertreter  und  Beamten  der  G^esrtlsehaft  gehört  werden, 
nnd  besehliefet  sodann  ttber  den  Bevisionsantrag  (Art  98).  Giebt  das 
Gericht  dem  Antrage  statt,  so  ernennt  es  eine  Bevisionskommission  mit 
denselben  Befugnüsen,   wie  sie  ihr  von  der  G^eralversammlung  tlber- 
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tragen  werden  können  (Art.  99).  Der  BeBchlufs  des  Gerichts  unterliegt, 
auch  wenn  es  den  Antrag  auf  Anordnung  der  Revision  ablehnt,  keiner 
Beschwerde  (Art  98).  Nach  Beendigung  der  Revision  beschliefst  das 
Gericht  über  die  Kosten,  welche  den  Antragstellem  auferlegt  werden 
können  (Art.  100).  Ein  Bericht  ttber  den  Verlauf  der  Revision  geht 
zu  den  Akten  der  Abteilung  ftlr  das  Aktienwesen  (Art  101). 

8.    Rechenschaftsbericlit  und  Bilanz. 
Gewinnverteilung:. 

Nach  Art  2185  des  Gesetzes  hat  der  Vorstand  der  Generalver- 
sammlung Abrechnung  über  seine  Thätigkeit  zu  geben.  Im  Bericht 
sind  der  Bestand  des  Kapitals,  der  Anlagen  und  sonstigen  Vermögens- 
gegenstände,  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  die  Verwaltungskosten,  der 
Reingewinn  und  die  Höhe  des  Reservekapitals  anzugeben  (Art.  2186). 
Der  Rechenschaftsbericht  ist  mit  seinen  Anlagen  zur  Einsicht  der 
AktionKre  im  Geschttftslokal  rechtzeitig  auszuixen  (Art  2185).  Die 
Generalversammlung  kann  zur  Prtkfung  des  Rechenschaftsberichts  eine 
besondere  Kommission  einsetzen  (Art.  2185). 

Die  Bildung  eines  Reservekapitals  ist  im  Gesetz  nicht  vorgeschrieben. 
Ebensowenig  bestinmit  es,  wie  die  Dividende  zu  berechnen  sei;  es 
schreibt  nicht  einmal  vor,  dafs  sie  dem  Reingewinn  entnommen  w^en 
mttsse.  Es  erklSrt  lediglich,  dafs  die  Bildung  eines  Reservekapitals 
zulässig  und  dafs  die  Ari;  seiner  Bildung  durch  das  Statut  oder  die 
Generalversammlung  zu  bestimmen  sei  (Art  2169).  In  Bezug  auf  die 
Dividende  sagt  es  nur,  dafs  ihre  Festsetzung  von  der  Greneralversammlung 
abhänge  (Art  2169),  dafe  sie  ftlr  den  Empfangsberechtigten  10  Jahre 
lang  aufzubewahren  sei  und  dafs  sie  nachher  dem  Reservekapital  ver- 
fiüle  oder  unter  die  Aktionäre  zu  verteilen  sei  (Art  2170). 

Die  bestätigten  Statuten  haben  das  Fehlende  ergänzt.  Der  Vor- 
entwurf dagegen  besagte,  dafs  die  Art,  wie  der  Rechenschaftsbericht 
und  die  Bilanz  einer  Aktiengesellschaft  aufzustellen  sei,  vom  Aktien- 
komitee bestimmt  werde.  Dieses  sollte  auch  berechtigt  sein,  die  Bil- 
dung von  Reservekapitalien  und  deren  Unantastbarkeit  nach  Bedürfnis 
anzuordnen. 

Der  neue  Entwurf  schliefst  sich  in  seinen  Bestimmungen  ttber 
Rechenschaftsbericht  und  Bilanz  im  wesentlichen  an  das  neue  deutsche 
Handelsgesetzbuch  an.  —  Sie  suid  alljährlich  und  zwar  in  der  Regel  in 
den  ersten  vier,  spätestens  in  den  ersten  sechs  Monaten  des  neuen 
Betriebsjahres  aufzustellen  (Art  102).  Sie  sind  der  GkmeralverBammlung 
mindestens  zwei  Wochen  vor  ihrem  Zusammentritt  mit  einem  Vorschlag 
für  die  Gewinnverteilung  und  einem  Gutachten  des  Aufsichtsrats  vor- 
zulegen (Art.  103)  und  denjenigen  Aktionären  mitzuteilen,  die  ihre 
Aktien  zur  Generalversammlung  angemeldet  haben  (Art  104).  Diese 
haben  das  Recht,  jede  Art  Erläuterung  zu  fordern  (Art  104).  Die 
GMdbezeiclmungen  im  Rechenschaftsbericht  und  in  der  Bilanz  haben 
auf  Reichswähmng  zu  hauten;   die  Berechnungen   in  ihnen  erfolgen  zn 
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dem  Tage,  zu  welchem  beide  angestellt  sind  (Art.  105).  Zweifelhafte 
Fordeningen  sind  nach  ihrem  wahrscheinlichen  Wert  anzusetzen,  un- 
einbringliche abzuschreiben  (Art.  105). 

Abgesehen  hierron  kommen  für  die  Aufstellung  der  Bilanz  noch 
folgende  Vorschriften  in  Betracht  (Art  106): 

1.  Wertpapiere  mit  Börsenkurs  sind  zum  Tagesktirse,  jedoch  nicht 
hoher  als  zum  Anschafiungspreise  anzusetzen. 

2.  Waren  mit  Börsen-  oder  Marktpreis  sind  nicht  höher  als  zu 
diesem  Preise  anzusetzen;  übeisteigt  er  jedoch  den  Anschafiungs-  oder 
HeiBteUungspreis,  dann  höchstens  zu  letzterem. 

3.  Andere  Vermögensgegenstftnde,  die  dem  Vertriebe  unterliegen, 
aber  keinen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben,  sind  höchstens  zum  An- 
scba£Fungs-  oder  Herstellungspreise  anzusetzen. 

4.  Anlagen  und  sonstige  Vermögensgegenstände,  die  dem  Vertriebe 
nicht  unterliegen,  können  zu  demjenigen  Werte  angesetzt  werden,  den 
sie  für  die  Gesellschaft  erlangt  haben,  sofern  von  diesem  Wert  ein 
seiner  Verminderung  oder  der  allmählichen  Abnutzung  der  Gegenstände 
entsprechender  Betrag  abgeschrieben  wird. 

5.  Die  Kosten  der  Errichtung,  ersten  Einrichtung  und  Erweiterung 
des  Unternehmens  können  in  die  Bilanz  als  Aktivnm  eingestellt  werden, 
jedoch  höchstens  ^nf  Jahre  hindurch,  in  denen  die  Abschreibung  ent- 
sprechender Jahresbeträge  erfolgt  ist^'). 

6.  Das  Grundkapital,  das  Reservekapital  und  die  Emeuemngs- 
fonds  sind  unter  die  Passiva  anfzuaehmen. 

Der  aus  der  Vergleichung  der  Aktiva  und  Passiva  sich  ergebende 
Gewinn  oder  Verlust  des  ve^ossenen  Betriebsjahres  ist  am  Schlüsse 
der  Bilanz  besonders  anzugeben. 

Die  von  der  Generalversammlung  genehmigte  Bilanz  ist  im  Aus- 
zage zu  veröflentlichen  und  mit  dem  Rechenscha^bericht  und  der 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  der  Abteilung  für  das  Aktienwesen  ein- 
zusenden (Art  107).  Lfäfst  jemand  im  Rechenschaftsbericht  und  in  der 
BiUnz  Unrichtigkeiten  in  der  Absicht  zu,  die  Vermögenslage  der  Gesell- 
schaft zu  verschleiern,  so  unterliegt  er  der  Strafb,  wache  auf  die 
Fälschung  von  Handelsurkunden  gesetzt  ist  (Art  107)^^). 

Über  die  Verteilung  des  Gewinns  enthält  der  Entwiirf  detaillierte 
Vorschriften  (Art  108  u.  109).  Dabei  sind  Abzüge  zum  Reserve- 
kapital vorgesehen  (Art  108),  welches  zur  Deckung  aufserordentlicher 
Verluste  bestimmt  ist  (Art  110).  Sofern  nicht  das  Statut  gröfsere 
Abzöge  vorsiebt,  haben  sie  mindestens  5^/o  vom  Gewinn  zu  betragen 
and  werden  so  lange  fortgesetzt,  bis  ^/lo  des  Grundkapitals  erreicht  ist 
(Art  110).     Dann   können  sie   aufhören,   haben  aber  wieder  zu  be- 

12)  Nach  §  261  Nr.  4  des  neuen  deutschen  Handelsgesetzbuchs  dürfen 
die  Kosten  der  Errichtung  nicht  als  Aktivum  in  die  Bilanz  eingesetzt 
werden. 

18)  Art.  362  des  russischen  Str.G.B.  Letzteres  ist  ins  Deutsche  über- 
eetzt  von  G.  «.  Olaaenapp.    2.  Aufl.  1892.    Dorpat 
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gümeiiy  sobald  das  ReBervekapital  Ueiner  geworden  wt  (Art  110). 
Unter  der  penönlichen  Yenatwortong  Ton  Yontand  nnd  Anfinehtarat 
kann  auch  vor  der  Genehmigong  von  Beehenachaftsbericht  nnd  Bilans 
eine  Dividende  verteilt  werden.  Sie  darf  jedoch  5^/o  von  der  Aktie 
nicht  ttbenteigen  (Art  111).  Im  übrigen  erfolgt  die  Zahlung  der 
Dividende  nicht  spkter,  als  drei  Monate  nach  der  G^ehmignng  von 
Rechenschaftsbericht  nnd  Bilans  (Art  111).  Dividenden  betittge,  welche 
zehn  Jahre  laug  nicht  eriioben  sind,  worden  snm  Reservekapital  ge- 
schlagen  (Art  111).  Die  Zahlung  von  sog.  Banainsen  ist  nicht  vor- 
gesehen ;  dagegen  ist  die  Berechnung  von  Zinsen  fttr  Aktien  und  nicht 
abgehobene  Dividenden  verboten  (Art  85). 

9.    Auflösun^r  der  AkUengresellsohaft  und 
Liqtildation. 

Nach  dem  Geseta  erfolgt  die  Auflösung  von  AktiengeseUschaften 
entweder  durch  Zeitablauf  oder  auf  Grund  eines  Beschlusses  der 
Generalversammlung  (Art  2155).  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  wird 
auf  Antrag  des  zastiLndigen  Ministeriums  oder  der  zuständigen  Haupt- 
verwaltung durch  den  dirigierenden  Senat  publiziert  Auch  hat  die 
Gesellschaft  selbst  eine  entsprechende  Publikation  zu  erlassen,  damit 
die  Interessenten  ihre  Rechte  wahrnehmen  können  (Art  2157).  Im 
Falle  der  Auflösung  schreitet  der  Vorstand  in  der  im  aligemeinen  ftlr 
Handelsht&nser  bestehenden  Ordnung  zur  Liquidation  der  Oeschifte. 
Eine  Yermögensverteilung  an  die  Aktionäre  foidet  jedoch  nicht  irilher 
statt,  als  bis  der  Vorstand  einen  zur  Schuldendeckung  gentigenden 
Betrag  bei  einer  Kreditanstalt  hinterl^  hat  Nachher  werden  die 
Aktionäre  nach  Mafsgabe  der  vorhandenen  Mittel  befriedigt  (Art  2188). 

In  den  bestätigten  Statuten  sind  diese  Vorschrift^  weiter  aus- 
gebildet worden.  Aus  dem  Vorentwuxf  ist  die  bereits  erwähnte  Be- 
stimmung hervorzuheben,  da(s  das  Aktienkomitee  von  Amtsw^gen  die 
Liquidation  einer  Gesellschaft  anordnen  kann,  sobald  eine  Revision 
ihrer  Angelegenheiten  die  Notwendigkeit  einer  solchen  ergeben  hat 

Nach  dem  neuen  Entwurf  werden  Aktiengesellschaften  au%elöst: 
1)  durch  Zeitablauf,  2)  durch  Beschlufs  der  Generalversammlung, 
3)  wenn  ihre  Eintragung  ins  Aktienregister  ftLr  nichtig  erklärt  wird 
(Art.  14).  Tritt  Zahlungsunfähigkeit  ein,  so  findet  das  Konkursver- 
fahren nach  den  Regeln  ttber  die  Bbuidelsinsolvenz  statt  (Art  112)^^). 

Der  Vorstand  hat  Über  die  eintretende  Auflösung  eine  Publikation 
zu  erlassen  und  sie  der  Abteilung  ftlr  das  Aktienwesen  anzuzeigen 
(Art.  112).  Sodann  tritt  die  Liquidation  ein  und  der  Firma  der 
Gesellschaft  ist  der  Zusatz  beizuftlgen,  dafs  sie  sich  in  Liquidation  be- 
findet (Art  113).  Dafs  dieser  Zusatz  und  der  Beginn  der  Liquidation 
ins  Aktienregister  einzutragen  sei,  ist  nicht  vorgeschrieben.  Erst  die 
Auflösung  der  Gesellschaft  nach  Beendigung  der  Liquidation  und  nach 

14)  Siehe  S.  182,  Anm. 


Digitized  by 


Googl( 


Entwurf  dnes  neuen  AktiengeeetzeB  für  Rufaland.  201 

AbetattoDg  der  SchlufBrechnang  ist  ins  Aktienregister  einzutragen 
(Art  120). 

Liquidator  ist  der  VorBtand  (Art  113);  doch  ist  die  Generalver- 
lammlung  befugt^  andere  Liquidatoren  zu  ernennen,  die  aie  auch  wieder 
abeetEen  kann  (Art  114).  Wird  ein  Antrag  auf  Liquidation  von  der 
GeneralTersammlung  abgelehnt,  so  greifen  dieselben  Vorschriften  Plata, 
die  bei  der  Revision  von  Aktiengesellflchaften  gelten  (Art.  97 — 100). 
Auf  entsprechenden  Antrag  findet  ein  summarisches  Gerichtsverfiihren 
darüber  statt,  ob  die  Liquidation  geboten  sei  (Art  115).  Das  Gericht 
kann  sodann  die  Liquidation  anordnen,  es  kann  besondere  Liquida- 
toren ernennen  und  die  von  der  Greneralversammlung  eingesetaten 
Liquidatoren  entfernen  (Art  115).  Die  gerichtlich  bestellten  Liqui- 
datoren können  wiederum  von  der  Generalversammlung  nicht  abgesetzt 
werden  (Art  115). 

Die  Liquidatoren  haben  vor  allem  ein  Inventar  des  GesellschaAB- 
vermögens  au&unehmen  und  eine  Bilanz  au&ustellen  (Art  120).  So- 
dann haben  sie  das  Vermögen  in  Geld  umzusetzen ;  Grundstücke  dürfen 
in  der  Begel  nur  durch  Versteigerung  verwertet  werden,  doch  kann 
die  Generalversammlung  auch  ihren  freihändigen  Verkauf  beschliefsen 
(Art  117).  Die  Liquidatoren  haben  einen  Aufruf  zu  erlassen,  welcher 
die  Verwarnung  enthalten  mufs,  dafs  das  freie  Vermögen  der  Gesell- 
Bchaft  nach  Ablauf  eines  Jahres  seit  seiner  dritten  Publikation  im 
Regiemngsanzeiger  unter  die  GUtubiger  verteilt  werden  werde  (Art.  118). 
Für  die  bekannten  Glftubiger  wird  ein  ihren  Forderungen  entsprechender 
Betrag  hinterlegt,  bis  sie  sich  melden  (Art  119).  Nach  Befriedigung 
der  Gläubiger  oder  Hinterlegung  der  ihnen  zuzurechnenden  Beträge 
wird  der  Best  unter  die  Aktionäre  verteilt  (Art.  119).  Die  Liquida- 
toren haben  über  ihre  Thätigkeit  alljährlich  zu  berichten  und  der 
Generalversammlung  Schlufsredbnung  zu  legen  (Art  120).  Nach  Be- 
endigung der  Liquidation  werden  die  Bücher  nnd  Urkunden  der  Gesell- 
flcbaf):  der  Abt^ung  f^  das  Aktienwesen  zur  Aufbewahrung  über- 
geben (Art  121). 

Auf  Beschlufs  der  Generalversammlung  kann  die  Liquidation  auch 
durch  Übertragung  des  Gesellschaftsvermögens  als  Granzes  (Art.  122) 
oder  durch  Vereinigung  einer  Gesellschaft  mit  einer  anderen  erfolgen 
(Art  123).  Beides  hat  jedoch  unter  Wahrung  der  Interessen  der 
Glftnbiger  und  Aktionäre  der  aufisulösenden  Gesellschaft  stattzufinden. 
Es  ist  deshalb  ein  entsprechender  Aufruf  zu  erkssen  und  die  Über- 
tragung oder  Vereinigung  erfolgt  erst  nach  Ablauf  eines  Jahres  seit 
seiner  dritten  Publikation  im  Regierungsanzeiger  (Art.  122,  123).  Bei 
der  Vereinigung  zweier  Gesellschafton  findet  bis  dahin  getrennte  Ver- 
waltung statt  (Art  123,  2).  Sowohl  die  Übertragung  als  die  Ver- 
ein^ong  sind  der  Abteilung  für  das  Aktienwesen  zu  melden  (Art  124). 
Nach  ihrer  Durchftlhrung  wird  die  Auflösung  der  Gesellschaft  ins 
Aktienregister  eingetragen  (Art  124). 

Erst  mit  der  Eintragung  gilt  die  zur  Auflösung  bestimmte  Gesell- 
schaft als  au%elöst  (Art.  120). 
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lO.    Ausiandisclie  Aktiengresellschaften. 

Ausländische  Aktiengesellscbaften  werden  zur  Zeit  in  Raflsland  nur 
mit  Allerhöchster  Genehmigung  znm  Geschäftsbetriebe  zugelassen^'). 
Sie  haben  vorher  durch  ein  vom  russischen  Konsul  ihres  Ueimatsortes 
zu  erteilendes  Zeugnis  darznthun,  dafs  sie  daselbst  in  gesetzlicher  Form 
errichtet  und  nicht  insolvent  geworden  sind,  sowie  dafs  sie  sich  im 
Betriebe  befinden.  Diese  durch  die  Praxis  normierten  Bestimmungen 
brachte  der  Vorentwurf  zum  gesetzlichen  Ausdruck.  Dabei  sollte  jedoch 
die  G-enehmigung  nicht  mehr  an  Allerhöchster  Stelle,  sondern  durch 
den  Finanzminister  erteilt  werden,  in  Verbindung  mit  denjenigen 
Ministem,  in  deren  Gebiet  der  entsprechende  Betrieb  fallen  wttrde.  In 
der  Kommission  wurde  bemerkt,  dafs  zwar  viele  Ausländer  zum 
Geschäftsbetriebe  nach  Rufsland  kämen;  sie  errichteten  indessen  keine 
Aktiengesellschaften  in  Rufsland,  sondern  erwirkten  hier  nur  die 
Genehmigung  zum  Geschäftsbetriebe  für  bereits  im  Auslande  besteh«ide 
Gesellschaften.  Das  sei  bequemer,  sie  erfreuten  sich  dabei  zugleich  der 
Protektion  ihrer  Heimatsregierung  und  schliefslich  fliefse  der  Gewinn 
aus  ihren  Unternehmungen  ins  Ausland.  Diese  Gesichtspunkte  sind 
offenbar  dafür  mafsgebend,  dafs  neuerdings  in  die  Zulafsbedingnngen 
ausländischer  Aktiengesellschaften  die  Vorschrift  aufgenommen  wird,  sie 
hätten  sich  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraums  in  inländische  zu  ver- 
wandeln. Die  Kommission  beschränkte  sich  lediglich  auf  den  Vor- 
schhig,  dafs  die  von  der  Regierung  genehmigten  Filialen  und  Agenturen 
ausländischer  Aktiengesellschaften,  welche  ihre  Thätigkeit  auf  Rulkland 
ausdehnten,  ins  Handelsregister  einzutragen  s^en. 

Der  Entwurf  von  1898  überträgt  die  Genehmigung  des  Geschäfts- 
betriebes ausländischer  Gesellschaften  in  Rufsland  ebenflEdls  dem  Finanz- 
minister, nötigenfalls  nach  vorheriger  Verständigung  mit  anderen  Mini- 
sterien (§  1  des  Anhangs).  Spätestens  in  drei  Monaten  nach  erfolgter 
Genehmigung  hat  die  ausländische  Aktiengesellschaft  durch  ihre  Ver- 
tretung in  Rufsland  ihre  Eintragung  ins  Aktienr^gister  zu  beantragen 
(§  2).  Zu  diesem  Zweck  sind  der  Abteilung  ftir  das  Aktienwesen 
vorzulegen:  1)  der  Genehmigungsakt;  2)  eine  höchstens  einen  Monat 
alte  Bescheinigung  des  russischen  Konsulats  am  Heimatsort  der  Gesell- 
schaft, wonach  diese  dort  in  gesetzlicher  "Weise  errichtet  und  nicht  in- 
solvent geworden  ist;  8)  das  Statut  der  ausländischen  AktiengeseUschaft 
(§  3).  Die  Eintragung  erfolgt  analog  der  Eintragung  einer  russischen 
Aktiengesellschaft  und  wird  ebenso  publiziert  (Art  8 — 10  des  Entwuris). 
Eine  etwaige  Beschwerde  geht  an  den  Finanzmmister  (Art  8). 

Ebenso  wie  die  Eröffnung  der  Thätigkeit  einer  ausländischen 
Gesellschaft  in  Rufshind,  wird  auch  deren  Beendigung  ins  Aktien- 
register eingetragen.     Dies  geschieht  1)  auf  Anmeldung  der  Vertretong 


15)  Der  Typus  von  Zulafsbedingoiu^en  ist  vom  Verfasser  ins  Deutsche 
übersetzt  Zeitscbrift  für  mtemationsles  Privat-  und  Strafrecht  1897,  Bd.  VII 
8.  415  ff. 
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der  GeBellflcbaft,  2)  auf  Verfügung  des  Finanzministers,  3)  sobald  eine 
Bescheinigung  des  russischen  Konsulats  am  Heimatsorte  der  Gesellschaft 
darflber  vorgelegt  wird,  dafs  sie  dort  ihre  Thiltigkeit  eingestellt  habe 
oder  für  insolvent  erklärt  worden  sei  (§  5). 

Sobald  der  Greschttftsbetrieb  einer  aus^dischen  Aktiengesellschaft 
in  Rufsland  genehmigt  wurde,  werden  deren  vollbezahlte  Aktien  zur 
Notierung  an  der  Börse  zugelassen.  Wird  die  Genehmigung  entzogen, 
so  werden  auch  die  Aktien  im  BOrsenbnlletin  gestrichen  (§  6). 

Eine  Vorschrift  des  Vorentwur&,  wonach  die  Vertreter  einer  aus- 
Iftndisehen  Aktiengesellschaft  ins  Handelsregister  einzutragen  waren,  ist 
im  neuen  Entwurf  nicht  berücksichtigt  Das  entspricht  der  analogen 
Bestimmung  für  die  russischen  Aktiengesellschaften,  deren  Vertretung 
ebenf&lls  ins  Aktienr^ster  nicht  eingetragen  wird. 

Was  femer  den  Gerichtsschutz  ausländischer  Aktiengesellschaften 
in  Rufsland  anlangt,  so  geniefsen  sie  ihn  zur  Zeit  nur,  wenn  es  ihnen 
durch  Vertrüge  gewährleistet  ist.  Das  ist  z.  B.  mit  Deutschland  der 
Fall,  wo  §  4  des  am  10.  Februar/ 29.  Januar  1894  abgeschlossenen 
Handels-  und  Schiffiihrtsvertrages  die  entsprechende  Bestimmung  ent- 
hält Der  Vorentwurf  hatte  gesagt,  dafs  ausländische  Aktiengesell- 
schaften, welche  den  Gesetzen  ihrer  Heimat  entsprechend  errichtet  seien, 
auch  in  Rufsland  als  gesetzlich  errichtet  gelten  und  gleich  russischen 
GesellBchaften  den  Gerichtsschutz  hätten.  Der  neueste  Entwurf  da- 
gegen achreibt  vor,  dafs  ausländische  Aktiengesellschaften  des  Gerichts- 
schutzes  in  Rufsland  nur  dann  teilhaftig  wttrden,  wenn  er  russischen 
Gesellschaften  in  ihrer  Heimat  ebenfidls  gewährt  sei  (§  7).  Der  Ent- 
wurf von  1898  steht  also  auf  dem  Standpunkte  der  Reciprocität  und 
lüihert  sich  damit  dem  g^enwärtig  herrschenden  Rechtszustande,  den 
der  Vorentwurf  verlassen  hatte. 


Aus  den  Einführungsregeln  wurde  §  2  bereits  angeitthrt, 
in  dem  gesagt  ist,  dafs  das  bestehende  Aktienrecht  (das  Gesetz  von 
1886)  mit  allen  Nachträgen  durch  das  Inkrafttreten  des  neuesten  Ent- 
wurfes au%ehoben  werde.  Auf  Schwierigkeiten,  welche  diese  generelle 
Aufhebung  mit  sich  bringen  würde,  ist  gelegentlich  hingewiesen 
worden  *•). 

Diejenigen  gesetzlichen  Beschränkungen,  welche  für  einzelne  Ge- 
biete des  Reichs  in  Bezug  auf  die  Errichtung  von  Aktiengesellschaften, 
deren  Grundbesitz,  die  Freiheit  des  Aktienerwerbes,  die  Bestimmungen 
über  Inhaberaktien  und  das  Verwaltungspersonal  bestehen,  sollen  auch 
nach  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  in  Wirksamkeit  bleiben  (§  3). 
Hieraofl  folgt  z.  B.,  dafs  das  wichtige  Gesetz  vom  14.  März  1887, 
durch  welches  der  Erwerb  von  Grundbesitz  durch  Ausländer  und  aus- 
ländische Gesellschaften  im  sog.  Westgebiet  beschränkt  wird,  in  vollem 
Umfimge  bestehen  bleiben  wird.     Ob  aber  Statntenbestimmungen  russi- 


16)  8.  190,  191. 
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acher  Aktiengeeelkchafteii,  wie  die,  dafB  eine  gewisse  Anahl  Ton  Mit- 
gliedern des  Vorstandes  rassische  Unterthanen  sein  müssen,  doith 
obige  Vorschriften  bertthrt  werden,  ist  nicht  ersichtlich. 

Im  Übrigen  schreiben  die  BinfUhrongsrogehi  vor,  dab  die  be- 
stehenden Aktiengesellschaften,  sowohl  inllbidische  als  anslttndisGhe,  für 
ihre  Eintragung  ins  Aktienregister  Sorge  za  tragen  hätten,  und  regeb 
ihre  Verhftltnisse  für  die  Übergangszeit  Die  hierüber  erlassenen  EimMl- 
▼orschriften  entbehren  indessen  des  allgemeinen  Interesses, 


Der  Finanzminister  hatte  bei  der  ErOffhnng  der  Kommisaionsver- 
handlongen  gesagt,  es  gebe  in  Kulsland  kein  Aktiengesets  und  es 
müsse  daher  ein  solches  geschaffen  werden.  Die  obige  Daretellong 
bestätigt  die  Bichtigkeit  dieses  Anssprochs.  £s  giebt  in  der  That  in 
RufsUnd  zur  Zeit  kein  Aktienrecht;  das  vorhandene  ist  so  lückenhaft 
nnd  veraltet,  dafs  es  kaum  in  Frage  kommen  kann.  Die  Kommission 
hatte  also  den  Entwarf  eines  neaen  Aktiengesetzes  gewissermafsen  ans  * 
dem  Nichts  zu  schaffen  and  das  G^eschick,  mit  dem  sie  das  gethan  hat, 
verdient  gewifs  Anerkennung. 

Beide  Entwürfe  haben  dabei  das  deutsche  Aktienrecht  vielfach 
benutzt  Hierauf  wird  im  Bericht  an  den  Finanzminister  vom  8-  Juni 
1898  ausdrücklich  hingewiesen.  Das  neue  deutsche  Handebgesetsbach 
wird  dabei  als  das  „letzte  Werk  der  gesetzgeberischen  Erfahrung  und 
Technik"  auf  dem  Gebiete  des  Aktien wesens  bezeichnet  Gleichzdtig 
wird  bemerkt,  dafs  die  Strafbestimmungen  des  deutschen  Aktienrechts 
in  ihrem  gegenwärtigen  Umfange  durch  die  in  Deutschland  auf  dem 
Gebiete  des  Aktienweeens  zu  Tage  getretenen  Mifsbräuche  veranlafst 
seien.  Wenn  aber  dabei  gesagt  wird,  in  Rufsland  seien  bisher  derartige 
Mifsbräuche  nicht  hervorgetreten,  sie  seien  zur  Zeit  ein  „Spiel  der 
Phantasie*',  so  ist  dem  entgegenzuhalten,  dafs  das  Aktienwesen  in  Rufs- 
land weitaus  nicht  so  entwickelt  ist,  wie  in  Deutschland^^).  Wird 
aber  der  Entwurf  von  1898  Gesetz,  so  ist  mit  Sicherheit  vorauszusehen, 
dafs  das  Aktienwesen  in  Rufsland  einen  grolsen  Auftchwung  nehmen 
wird,  weil  die  Schranken,  welche  zur  Zeit  die  Errichtung  von  Aktien- 
gesellschaften umgeben,  gefallen  sein  werden.  Es  ist  nur  zu  hoffen,  dafs 
in  Rufsland  dann  nicht  noch  mehr  Mifsbräuche  hervortreten,  als  in 
Deutschland  jemals  hervorgetreten  sind.  Die  Nichtanfhahme  von  Straf- 
bestimmungen in  das  Aktiengesetz  stellt  sich  als  ein  Versuch  dar,  der 
sich  erst  bewähren  soll^^). 


17)  Ende  18907wnrden  in  DeutBchland  bd  rund  50  Millionen  Einwohnern 
2985  Aktiengesellschaften  gezählt  (EUter,  Wdrteibach  der  VoJkswirtnbaft, 
1898,  Bd.  I  S.  47),  in  Bolsland  (März  1897)  bei  etwa  130  MilH<men  Ein- 
wohnem  1802  Aktiengesellschaften.  Seit  1890  sind  in  Deutschland  sicherlich 
800  Akti^^esellschatlen  neu  eiricbtet  worden. 

18)  Über  die  Bestimmunffen  des  russischen  Stra&esetzbnchs,  welche 
das  Aktien wesen  betreffen,  cf.  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  and 
Strafrecht  1897,  Bd.  VII  S.  880  ff.    Hierzu  kommen  noch  di^enigen  Para- 
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Waa  das  VerhAltnis  des  Vorentwurfis  zum  Entwurf  von  1898  an- 
langt, so  bedeutet  letzterer  unzweifelhaft  einen  Fortschritt  Er  ist  aus 
einem  OuTs  gearbeitet  und  zeichnet  sich  durch  Ettrze  und  £in&chheit 
aus.  Auf  einzelne  Ltlcken  und  Mängel  ist  gelegentlich  hingewiesen 
worden.  Der  Entwurf  yon  1898  huldigt  aber  auch  in  erhöhtem  Mafse 
der  im  Bericht  an  den  Finanzmiuister  hervorgehobenen  „Kapitalistischen 
Idee^,  indem  er  die  letzten  Schranken  ttber  Bord  wirft,  welche  der 
Vorentwuif  der  Aktienfreiheit  zog.  Das  geschieht  namentlich,  indem 
er  das  mehrerwähnte  Aktienkomitee,  eine  Verwaltungsbehörde,  welche 
die  Aufeicht  über  sämtliche  Aktiengesellschaften  zu  ftlhren  hatte,  durch 
die  Abteilung  ftlr  das  Aktienwesen,  eine  reine  Registerbehörde,  ersetzt. 
Zugleich  i^hert  sich  der  neueste  Entwurf  westeuropäischen  Mustern 
mehr^  als  der  von  1896,  und  benutzt  dabei  in  erhöhtem  Mafse  deut- 
sches Recht  So  tritt  hier  wiederum  die  auch  sonst  gemachte  Erfkhrung 
m  Tage,  dafs  das  Verkehrsrecht  bei  weiterer  Ausbildung  immer  mehr 
einen  internationalen  Charakter  annimmt  und  dafs  die  Verschiedenheiten 
desselben  sich  allmählich  ausgleichen.  Auch  in  dieser  Richtung  be- 
deutet der  neueste  Entwurf  unleugbar  einen  Fortschritt. 

Im  Bericht  an  den  Finanzminister  wird  zum  Schlufs  bemerkt, 
dafs  auch  in  Rufsland  ein  G^etz  wünschenswert  wäre,  ähnlich  dem 
deutschen  Gesetz,  betreffend  die  Gresellschaft  mit  beschränkter  Haftung, 
welches  in  Deutschland  so  „genau**  ins  Ziel  getrofien  habe.  Wird  der 
Entwurf  Gesetz,  so  wird  mit  der  weiteren  Entwickelung  des  Aktien- 
wesens  diese  Lücke  sich  bald  fühlbar  machen. 

In  Rufsland  liegt  noch  Vieles  brach  und  der  Entwurf  wäre  wohl 
geeignet,  durch  Entwickelung  des  Aktienwesens  der  kommerziellen  und 
industriellen  Entwickelung  Rnfslands  einen  Auftchwung  zu  geben.  Da 
das  ohne  die  Beteiligung  fremden  Kapitals,  fremder  Intelligenz  und 
Arbeitskraft  nicht  möglich  sein  wird,  so  darf  auch  Deutschland  hierbei 
nicht  zurttckbleiben. 

Naohsolirlft. 

In  Nr.  1  des  Journals  des  (russischen)  Justizministeriums  (Januar 
1899)  ist  eine  Kritik  des  Entwurfes  von  1898  enthalten,  welche  ihm 
u.  a.  den  Vorwurf  macht,  dafs  er  die  Eintragung  von  Aktiengesellschaften 
nicht,  wie  in  Deutschland,  dem  Gericht  überwiesen  habe.  Dabei  scheint 
der  Kritiker  der  Ansicht,  dafs  d/is  Registergericht  in  Deutschland  ein 
Kollegialgericht  sei,  denn  er  hebt  als  besonderen  Vorzug  der  gerichtlichen 
Eintragung  hervor,  dafs  sie  bei  einer  Koll^gialbehörde  erfolge  (S.  190). 
Bekanntlich  trifft  das  indessen  ftlr  Deutschland  nur  in  beschränktem 
Mafse  zu,  da  im  größeren  Teil  Deutschlands,  namentlich  in  Preufsen, 
das  Amtsgericht  Registergericht  ist,  diesem  aber  Einzelrichter  vorstehen. 


graphen  des  russiseben  Strafgesetzbuchs,  welche  vom  Verletzen  der  über  den 
Kredit  bestehenden  Verordnungen  handeln  und  sich  teilweise  auf  Bankbeamte 
begeben  (§§  1U9-1168). 
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Das  Erfordernis  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  bei 
Voiistrecicung   ausiändischer  Urteiie   in  Deutschland'). 

Von  Oberiandesgerichtsrat  Hmx  KleiM  in  München. 

§  1.  Einleitung'. 

Die  Vollstreckung  aoslAndischer  Urteile  wird  nach  der  deatschen 
Civilprozefsordnung  (R.C.Pr.O.)  nicht  in  gleicher  Weise  wie  diejenige 
inländischer  Entscheidungen  behandelt.  Während  von  dem  im  Inlande 
erlassenen  Urteile  nach  Eintritt  der  Rechtskraft  die  zor  Zwangsvoll- 
streckung erforderliche  vollstreckbare  Ausfertigung  erteilt  werden  darf, 
mu(k  dem  in  Rechtskraft  erwachsenen  firemdriehterlichen  Erkenntnisse 
durch  die  in  dem  Vollstreckungsurteile  des  deutschen  Gerichtes  auszu- 
sprechende Zulässigkeit  der  Vollstreckung  erst  die  l^^higkeit  beigel^ 
werden,  als  Vollstreckungstitel  zu  dienen.  Der  Grund  hierf^  liegt 
darin,  dafs  völkerrechtlich  kein  Anspruch  auf  Vollstreckung  richter- 
licher Urteile  über  die  Grenzen  desjenigen  Staates  hinaus  besteht, 
dessen  Gerichte  dieselben  erlassen  haben  (Hahn,  Materialien  zur 
deutschen  CPr.O.,  ßd.  1  S.  481). 

Die  Erlassnng  des  Vollstreckungsurteiles  ist  nach  der  R.C.Pr.0. 
vom  30.  Januar  1877  sowohl  in  der  ursprünglichen  Fassung  dieses 
Gesetzes  (§  661),  als  auch  nach  dem  Wortlaute  des  Ges.  vom  17.  Mai 
1898,  betr.  Änderungen  der  CPr.O.  (§  293  f.)t  sowie  nach  der  mit 
gesetzlicher  Ermächtigung  ergangenen,  den  abgeänderten  vom  1.  Januar 
1900  an  geltenden  Gesetzestext  in  fortlaufender  neuer  Nnmmemfolge 
veröffentlichenden  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  20.  Mai  1898 
(§  328)  von  mehreren  Voraussetzungen  abhängig.  Eine  derselben  — 
und  wohl  die  wichtigste  —  besteht  darin,  dafs  die  Gegenseitigkeit 
verbürgt  sein  mufs. 

Da  die  hiermit  in  Zusammenhang  stehenden  Fragen  in  den 
Kommentaren  zur  Reichscivilprozefsordnung ,  sowie  bei  t?.  Bar, 
Böhm,  Leske   und  Löwenfeld  und   auch   bei  Wach^)  nur  ver- 


1)  Nachstehende  Ausführungen  bilden  eine  durch  das  Reichssesetz  vom 
17.  Mai  1898,  betr.  Äuderungen  der  Civilprozefsordnung,  veranlafste  Um- 
arbeitung des  unter  der  gleichen  Überschrift  in  Böhms  Zeitschrift  Bd.  VI 
S.  97  flg.  erschienenen  AiuiBatzes. 

2)  V,  Bar,  Theorie  u.  Praxis  des  intemation.  Privatrechts,  2.  Aufl., 
Bd.  II  S.  461  flg.  (1889);  Böhm,  Handbuch  des  Rechtshülfeverfahrens  im 
Deutschen  Reiche,  Bd.  I  S.  176  flg.  (1886h  Leske  u.  Löwcu/eld,  Rechts- 
verfolgung im  intemation.  Verkehr,  Bd.  I  S.  697  flg..  insbcs.  S.  817  flg. 
(1895);  W ach,  Handbuch  des  deutschen  Civilprozefsrechts,  Bd.  I  S.  223 flg. 
(1885).  Wenn  oben  von  verh&ltnismäfsiger  Kurze  die  Rede  ist,  so  beziefit 
sich  dies  vorzugsweise  auf  die  Darlegung  des  Begriffs  der  verbürgten 
Gregenseitigkeit.  Eingehender  ist  dagegen  bei  einigen  der  angeführten  Scluift- 
steiler  die  Frage  behandelt,  wie  sich  die  einzelnen  auswärtigen  Staaten  in 
Hinsicht  auf  verbürgte  Gegenseitigkeit  zum  Deutschen  Reiche  verhalten. 
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hftitniamäfsig  kurz,  in  dem  etwas  ausführlicher  gehaltenen  diesbezüg- 
lichen Abschnitte  einer  Abhandlung  von  Francke^)  aber  nicht  ein- 
wandfrei zur  Erörterung  gebracht  sind,  so  rechtfertigt  sich  vielleicht 
der  Versuch,  das  Erfordernis  der  verbürgten  Gegenseitigkeit,  welches 
nach  der  neuen  Fassung  der  Beichscivilprozefsordnung  in  einigen  Be- 
ziehungen anders  als  nach  der  ursprünglichen  geregelt  ist,  etwas  ein- 
gehender zu  besprechen. 

§  2.    BegrifT  der  Gesrenseltigrkeit  im  allgremeinen. 

Nach  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauche  bedeutet  „gegenseitig*' 
soviel  als  ,auf  die  andere  Seite  bezüglich **,  „der  Gegenseite  angehörig^. 
Auch  bringt  das  bezeichnete  Wort  eine  zwischen  beiden  Seiten  be- 
stehende Wechselbeziehung  zum  Ausdruck^).  Eine  solche  Wechsel- 
beziehung ist  in  Hinsicht  auf  Urteilsvollstreckung  zwischen  Deutschland 
und  einem  auslttndischen  Staate  vorhanden,  wenn  der  letztere  die  Ent- 
scheidungen unserer  Gerichte  zur  Vollstreckung  bringt  und  wir  die- 
jenigen des  auswärtigen  Staates  ebenfalls  in  Vollzug  setzen.  Ob  dies 
von  jedem  beteiligten  Lande  mit  Rücksicht  auf  das  Verhalten  des 
anderen  geschieht,  ist  für  den  Begriff  der  Gegenseitigkeit  gleichgültig. 
Vom  Standpunkte  der  Reichscivilprozefsordnung  kann  Vollstreckung 
allerdings  nur  dann  gewährt  werden,  wenn  der  Auslandsstaat  die  Ent- 
scheidungen deutscher  Gerichte  zum  Vollzuge  gelangen  läfst  In  ver- 
schiedenen anderen  Ländern^)  jedoch  wird  die  Vollstreckung  fremder 
Urteile  nicht  davon  abhängig  gemacht,  dafs  der  betreffende  AusUnds- 
staat  die  von  den  Gerichten  der  ersteren  erlassenen  Erkenntnisse  in 
Vollzug  bringt 

Mit  dem  im  Vorstehenden  erörterten  natürlichen  Begriffe  der 
Gegenseitigkeit  ist  aber  die  letztere  noch  nicht  genügend  zur  Dar- 
stellung gebracht;  es  ist  vielmehr  der  gesetzliche  Begriff  derselben 
Doch  in  Untersuchung  zu  ziehen.  ^ 

§  3.    BegrlS  der  Gegrenseitisrkeit  im  Sinne  der 

Reichscivilprozefsordnung:  (§  661  älterer,  §  328  neuerer 

Fassungr).  —  Negrative  Begriffsbestimmung'.  — 

1.  Die  Vorschrift  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5  der  R.C.Pr.O.  von 
1877,  welche  sich  auf  die  Verbürgung  der  Gegenseitigkeit  bezieht,  war 


3)  Frau  che.  Die  £ntBcheidunj^en  ausländischer  Gerichte  über  bürger- 
liche Kechtsstreitigkeiten  in  ihrer  Wirksamkeit  nach  deutschem  Reichsrechte 
(Zeitschrift  far  deutschen  Givilprozefs  Bd.  VIII  S.  1  flg.,  auch  im  Sepaiat- 
abdrucke  erschienen  1884). 

4)  Sanders,  Wörterbuch  der  deutschen  Sprache,  Bd.  II  8.  1072; 
Paul,  Deutsches  Wörterbuch  (1897)  8.  164. 

5)  Hierher  sind  zu  rechnen;  Dänemark,  England,  Schottland,  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  Frankreich,  Griechenland,  Italien,  Por- 
tugal, Rufsland,  Kanton  Genf  und  mehrere  andere  schweizerische  Kantone. 
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in  dem  Oesetzesentwnrfe  (§  611)  nicht  enthalten,  sondern  wurde  erst 
auf  den  in  der  Jnstizkommission  des  Reichstags  gestellten  Antrag  des 
Abgeordneten  Struckmann  in  das  Q«sets  eingeschaltet*).  Sie  war 
dem  letzteren  mehr  Anfserlich  angereiht,  als  innerlich  mit  demselben 
yerwoben.  Der  Widersprach,  weichen  der  Vertreter  des  Bundesrats, 
Direktor  im  Reichskanzleramte  v.  Arnsberg^  in  der  Kommissionssitsong 
▼cm  29.  Mai  1875  (Hahn,  Materialien  Bd.  I  S.  805)  dem  Antrage 
Struckmann  entgegensetzte,  wurde  von  demselben  in  der  Sitzung 
vom  8.  Juni  1875  (Hahn  Bd.  I  S.  888)  angegeben.  Dagegen  wurde 
in  der  letzteren  der  Vorschlag  Struckmanna^  weicher  sdiiiefslich 
die  Billigung  der  Mehrheit  fand,  gerade  von  zwei  Staatsrechtslehrem 
(OneistToid  Marquardsen)  bekttmpft  (Hahnhd.  1  S.  889).  Auch 
ein  anderer  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen,  nämlich  der  haje- 
rische  Appellationsgerichtsrat  Dr.  Hau 8 er,  machte  Bedenken  geltend, 
da  der  Antrag  nicht  zum  Ausdruck  bringe,  in  welchem  Sinne  die 
Gegenseitigkeit  zu  verstehen  sei  (Hahn  Bd.  I  S.  888). 

In  §  328  der  vom  1.  Januar  1900  an  geltenden  Gesetzesfassung 
ist  das  Erfordernis  der  Gegenseitigkeit  beibehalten,  obwohl  §  661  der 
CPr.O.  von  1877  im  übrigen  eine  nicht  unerhebliche  Änderung  er> 
&hren  hat  7). 


6)  Hahn,  MateriaUen,  Bd.  I  8.  77,  481-433,  804-^806,  887-890,  907 
und  Bd.  II  S.  985  und  1157.  Der  Abg.  Struckmann  wies  in  der  Be- 
gründune seines  Antnurs  darauf  hin,  dafs  das  Erfordernis  der  Gegenseitigkeit 
von  vi^en  Prosefsordnuneen  aufgestellt  werde.  Kommen  in  dieser  Be- 
ziehung, wie  die  übersichtlichen  Zusammenstellungen  von  Bar  a.  a.  0. 
Bd.  11^.  543—546  und  von  Wach  S.  239—246  enden  lassen,  jzegenw&rtig 
viele  Staaten  in  Betracht,  so  war  dies  insbesondere  vor  Einfthmng  der 
deutschen  Civilprozelsordnung  der  Fall,  als  noch  die  Prosefsordnungen  der 
einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  in  Berttcksichtiffong  zu  ziehen  waren. 
Fast  sfimtliche  dieser  Staaten  huldigten  nach  der  heiFoeliz,  Tr€uU  du 
droit  international  prive\  Bd.  11  S.  ^  (3.  Aufl.  1856)  entHaltenen  Aufirikhlnnc 
dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit  Allerdings  sind  in  der  Zeit  von  18-5o 
bis  1879  in  einigen  deradben  neue  Prozefsgesetze  erlassen  worden,  welche, 
wie  z.  B.  die  bayer.  Pr.O.  von  1869,  jenen  Grundsatz  nicht  anerkennten. 

7)  §  661  R.C.Pr.O.  ftlterer  Fassung  lautet: 

.Das  VoUstreckungsnrteil  ist  ohne  Prüfung  der  Gesetzm&Tsigkeit  der 
Entscheidung  zu  erlassen." 

„Dasselbe  ist  nicht  zu  erlassen: 

1.  wenn  das  Urteil  des  ausländischen  Gerichts  nach  dem  für  dieses 
Gericht  geltenden  Rechte  die  Rechtskraft  noch  nicht  erlangt  hat; 

2.  wenn  durch  die  Vollstreckung  eine  Handlung  erzwungen  werden 
würde,  welche  nach  dem  Rechte  des  über  die  Zulässigkeit  der  Zwaxigs- 
Vollstreckung  urteilenden  deutschen  Richters  nicht  erzwungen  werften 
darf; 

3.  wenn  nach  dem  Rechte  des  über  die  Zulässigkeit  der  Zwangsvoll- 
streckung urteilenden  deutschen  Richters  die  Gerichte  desjenigen 
Staates  nicht  zuständig  waren,  welchem  das  ausländische  Gericht  an- 
gehört; 

4.  wenn  der  verurteilte  Schuldner  ein  Deutscher  bt  und  sich  auf  den 
Prozefs  nicht  eingelassen  hat,  sofern  die  den  Prozefs  einleitende 
Ladung  oder  Verfügung  ihm  weder  in  dem  Staate  des  Prozefsgerichts 
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Die  ReichsdvilproBefsordniuig  enthält  in  ihrer  neueren  so  wenig 
als  in  ihrer  alteren  Fassung  eine  Begri&beetimmang  der  „G^enseitig- 
keit".  £b  mufs  deshalb  eine  solche  aus  den  einschlägigen  Vorschriften 
des  Gresetzes  im  Wege  der  Schlufsfolgerung  gewonnen  werden.  Die 
Nichtverbürgung  der  Gegenseitigkeit  bildet  nach  §  661  Abs.  2  Nr.  5 
des  Ges.  von  1877  einen  derjenigen  Fälle,  in  welchen  ein  Voll- 
streckungsurteil nicht  erlassen  werden  darf,  nach  §  828  Abs.  1  Nr.  5 
der  neueren  Geeetzesfassung  einen  der  Fälle,  in  denen  die  Aner- 
kennung des  Urteils  eines  ausländischen  Gerichtes  ausgeschlossen  ist. 
Es  steht  hiemach  die  Gegenseitigkeit  mit  der  Art  und  Weise,  in 
welcher  die  Urteile  im  auswärtigen  Staate  ergehen,  sowie  mit  den 
Formen,  in  denen  deutsche  Urteile  im  Ausknde  vollstreckt  werden, 
nicht  in  Zusammenhang.  Ob  dieselbe  sich  auf  die  Voraussetzungen 
bezieht,,  von  denen  die  Vollstreckbarkeit  der  ausländischen  Urteile  ab- 
hängig ist,  wird  die  weitere  Darstellung  erörtern. 

2.  Bezüglich  des  Vollstreckungsurteils  stellt  die  R.CPr.O.  in 
§661   Abs.  1    älterer  gleichwie  in   §  7  23  Abs.  1    neuerer  Fassung 


in  Pezson  noch  durch  Gewährong  der  Bechtshülfe  im  Deutschen  Reiche 
zugestellt  ist; 
5.   wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbüigt  ist." 
Der  diesem  Paragraphen  entsprechende  S  728  neuerer  Fassong,  welcher 
m  §  328  seine  Ergänzung  findet,  hat  nachstehenden  Inhalt: 

.Das  Vollstreckungsnrteil  ist  ohne  Prüfung  der  Gresetzm&lsigkeit  der 
Entwheidang  zu  erlassen." 

„Das  Vollstreckunfflsurteil  ist  erst  zu  erlassen,  wenn  das  Urteil  des  ans- 
l&ndischen  Gerichts  nach  dem  f&r  dieses  Gericht  geltenden  Rechte  die  Rechts- 
kraft erlangt  hat  Es  ist  nicht  zu  erlassen,  wenn  die  Anerkennung  des 
Urtcdls  nach  §  328  aosgeschlossen  ist" 

Der  Wortlaut  dieses  §  328  neuerer  Fassung  ist  folgender: 
.Die  Anerkennung  des  Urteils  eines   ausländischen  Gerichts  ist  aus- 
geschlossen: 

1.  wenn  die  Gerichte  des  Staates,  dem  das  ausländische  Gericht  angehört, 
nach  den  deutschen  Gesetzen  nicht  zuständig  sind; 

2.  wenn  der  unterlegene  Beklagte  ein  Deutscher  ist  und  sich  auf  den 
Prozels  nicht  eingelassen  hat,  sofern  die  den  Prozeis  einleitende 
Ladung  oder  Verfügung  ihm  weder  in  dem  Staate  des  Prozefsgerichts 
m  Person  noch  durch  Gewährung  deutscher  Rechtshülfe  zugestellt  ist; 

3.  wenn  in  dem  Urteile  zum  Nachteil  einer  deutschen  Partei  von  den 
Vorschiiften  der  Art  18  Abs.  1,  3  oder  der  Art  17,  18,  22  des  Einf.- 
Ges.  zum  Bürgerl.  G.B.  oder  von  der  Vorschrift  des  auf  den  Art.  13 
Abs.  1  bezüguchen  Teils  des  Art  27  desselben  Gesetzes  oder  im 
Falle  des  Art  9  Abs.  3  zum  Nachteile  der  Ehefrau  eines  für  tot  er- 
klärten Ausländers  von  der  Vorschrift  des  Art.  13  Abs.  2  ab- 
gewichen ist; 

4   wenn  die  Anerkennung  des  Urteils  gegen  die  guten  Sitten  oder  gegen 

den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstofsen  würde; 
5.   wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist 
£^  Vorschrift  der  Nr.  5  steht  der  Anerkennung  des  Urteils  nicht  ent- 
geeen,  wenn  das  Urteil  einen  nicht  vermö^ensrechtuchen  Anspruch  betri£Ft 
ona  nach  den  deutschen  Gesetzen  ein  Grenchtsstand  im  Inlande  nicht  be- 
gründet war." 

Zeitschrift  f.  intern.  Prirat-  u.  8trafrecht  etc.,  Band  IX.  14 
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den   Grandsatz  auf,    dafs   dasselbe  ohne  Prüfnng  der  Gesetz- 
mäfsigkeit  zu  erUssen  sei. 

Gesetzmäfsig  heifst  „mit  dem  G^esetze  in  Einklang  stehend ''.  Dies 
trifft  bei  einer  Entscheidong  dann  zu,  wenn  darin 

a)  die  mafsgebenden  Thatsachen  vollständig  und  richtig  festgesteUt 
sind  und 

b)  das  Recht   in  prozessualer  und  materieller  Hinsicht   richtig  an- 
gewendet ist. 

Eine  unzutreffende  oder  unvollständige  thatsächliche  Feststellung 
ist  wohl  nach  jedem  Gesetze  gesetzwidrig.  Die  deutsche  Civilprozels- 
ordnuDg  insbesondere  schliefst  das  Rechtsmittel  der  Berufung  bezüglich 
der  Thatfrage  nicht  aus  und  gebietet  in  §  259  älterer,  §  286  neuerer 
Fassung,  dafs  das  Gericht  den  gesamten  Inhalt  der  Verhandlungen 
und  das  Ergebnis  einer  etwa  stattfindenden  Beweisaufiiahme  zu  berück- 
sichtigen habe. 

Die  Beurteilung  der  oben  zu  lit  b  erwähnten  Rechtsanwendung 
kann  sich  darauf  beziehen,  ob 

aa)    die  gesetzlichen  Voraussetzungen  ftlr  die  Einleitung  eines  Rechts- 
streites (die  sog.  Prozefsvoraussetzungen),  d.  i.  Zulässigkeit  des 
Rechtsweges,   Zuständigkeit  des  angerufenen  Gerichtes,   Partei- 
und  Prozefsfähigkeit  u.  s.  w.  gegeben, 
bb)    die  f\^  das  Prozefsverfahren  geltenden  Vorschriften  gewahrt^ 
cc)    die   vom   Kläger  zur   Darlegung   seines   Anspruches    oder   vom 
Beklagten  zu  dessen  Bekämpfdng  geltend  gemachten  Thatsachen 
zum  angegebenen  Zwecke  rechtlich  geeignet  sind  und  im  Falle 
der  Bestreitung  auch  erwiesen  wurden  und 
dd)    die  auf  Grund  jener  Thatsachen  vom  Richter  gezogenen  Schlnfs- 
folgerungen,  sowie  die  in  der  Urteilsformel  erlassene  Entscheidung 
logisch  richtig  and  den  Bestimmungen   des  Rechtes  (Civil-  oder 
öffentlichen  Rechtes)  entsprechend  sind. 
Eine  Prüfung  der  Gesetzmäfsigkeit  steht   nicht  in  Frage,  wenn 
imtersucht  wird,    ob   nach  Erlassung   des  ausländischen  Urteiles  hin- 
sichtlich des  durch  dasselbe  festgestellten  Anspruches  Änderungen,  z.  B. 
infolge   von  Zahlung,   Vergleich  u.  s.  w. ,    eingetreten   sind.     Hierauf 
bezügliche  Einwendungen,   welche  die  zu  vollstreckende  Entscheidang 
selbstverständlich  nicht  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  vermochte,  lassen 
dieselbe  auch  nicht  als  eine  gesetzwidrige  erscheinen  und  dürfen  daher 
vor    dem    mit   Fällung   des  Vollstreckungsurteiles    befafsten    deutschen 
Gerichte   im  Hinblick   auf  §  686  älterer,   §  767  neuerer  Fassung  der 
R.C.Pr.0.  noch  vorgebracht  werden®). 

3.  Die  Vorschrift  des  §  661  Abs.  1  älterer  Fassung  er- 
leidet durch  Abs.  2  ebensowie  §  723  Abs.  1  neuerer  Fassung 


8)  Das  Gleiche  nehmen  an  das  Reichsgericht  (Entsch.  in  Civ.S. 
Bd.  Xni  S.  348  u.  a.  Urt),  Francke  a.  a.  0.  S.  6  u.  15,  sowie  die  Kom- 
mentare. Gegenteiliger  Ansicht  ist  Bintelen,  Zdtschr.  f.  deutschen 
CivUprozels,  Bd.  IX  S.  191  flg. 
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darch  Abs.  2  Satz  2  eine  Einschränkung.  §  661  Abs.  2 
stthlt  die  einzelnen  FMe  anf ,  in  denen  ein  Vollstreckangsurteil  nicht 
ergehen  darf;  §  728  Abs.  2  Satz  2  verbietet  die  Erlassang  eines  Voll» 
streckungsurteils  dann,  wenn  die  Anerkennung  des  zu  vollziehenden 
Urteils  nach  §  328  ausgeschlossen  ist  Wenn  auch  die  Anerkennung 
einer  fremdrichterlichen  Entscheidung  noch  nicht  von  selbst  die  6e- 
stattnng  der  Vollstreckung  derselben  zur  Folge  hat  gleichwie  die  Ver- 
weigerung der  in  dem  Urteilsvollzuge  liegenden  positiven  Hülfe  noch 
nicht  die  Anerkennung  des  Urteils  an  sich  ausschliefst^),  so  hat  dennoch 
die  RC.Pr.0.  in  den  in  §  828  neuerer  Fassung  angeführten  Fällen 
im  Zusammenhalte  mit  §  723  Abs.  2  nicht  blofs  die  Vollstreckung, 
sondern  auch  die  Anerkennung  des  ausländischen  Urteils  als  solchen 
verBagt. 

Im  engsten  Zusammenhange  mit  folgender  Bestimmung  des  §  728 
Abs.  2: 

„Das  Vollsreckungsurteil  ist  erst  zu  erlassen,    wenn  das  Urteil 
des  ausländischen  Gerichts   nach   dem   für   dieses  Gericht  geltenden 
Rechte  die  Rechtskraft  erlangt  hat     Es  ist  nicht  zu  erlassen,  wenn  die 
Anerkennung  des  Urteils  nach  §  828  ausgeschlossen  ist," 
aetzt  §  828  Nachstehendes  fest: 

„Die  Anerkennung  des  Urteils   eines  ausländischen  Gerichts  ist 
aoigeschlossen : 
1.    wenn  die  Gerichte  des  Staates  u.  s.  w." 
In  ihrer  verneinenden  Form  stellen  sich  die  in  §  828  angegebenen 
Fälle  in  Verbindung  mit  §  728  Abs.  2   als  Ausnahmen  dar.     Wenn 
jedoeh   statt  der  verneinenden  eine   bejahende  Fassung  gewählt  wird, 
so  lassen  dieselben  die  Voraussetzungen   erkennen,   von  welchen 
die  Erlassung  des  VoUstreckungsnrteiles  abhängig  gemadit  ist^^). 

Diese  Voraussetzungen  sind  teils  allgemeine,  welche  ftlr  alle 
Arten  von  kontradiktorischen  Urteilen  oder  von  Versäumnisurteilen  — 
ohne  Rücksicht  auf  den  Inhalt  derselben  —  gelten,  teils  besondere, 
welche  nur  für  Urteile  in  einzelnen  bestimmten  Arten  von  Streitsachen, 
z.  B.  in  den  die  Ehe,  die  eheliche  Abstammung  u.  s.  w.  betreffenden 
von  Belang  sind. 


9)  «.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  419  flg.;  Richard  m  Böhtna  Zeitschr. 
Bd.  m  S.  10  Ar.,  insbesondere  S.  25  flg. 

10)  £ine  Kegel  ereift  dann  Platz,    wenn  die   far  ne  mafsgebenden 
Vorauflsetzungen  eifüllt  sind.    Eine  Ausnahme  verhindert  die  Anwendbarkeit 


der  Regel,  gleichviel  ob  deren  sonstige  Erfordernisse  gegeben  sind  oder  nicht 
Beisniele  hierfür  aus  dem  bürgerlichen  Rechte  bieten  jene  Bestimmunsen, 
durcn  welche,  selbst  wenn  alle  sonstigen  Vorbedingungen  der  ordentUchen 
Ertttznng  zutreffen,  die  letztere  dennoch  wegen  der  Person,  in  deren  Eigen- 
tum die  zu  ersitzende  Sache  steht,  oder  aus  objektiven  Gründen  aus- 
geschlossen ist.  Femer  sei  auf  jene  besonderen  gesetzlichen  Vorschriften 
Dingewiesen,  durch  welche  die  nach  allgemeinen  Grundsätzen  für  zulässig 
zu  erachtende  Rechtsabtretung  (Cesdon)  oder  Aufirechnung  als  unstatthaft 
erklärt  wird. 


14* 
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Voranssetsiingen 

a)   allgemeiner  Natur 
bilden 

aa)  die  nach  deatschem  Hechte  vorhandene  Zuständigkeit  irgend 
eines  dem  auswärtigen  Staate  angehörenden  Gerichts  für  die 
durch  das  ausländische  Urteil  entschiedene  Streitsache^^), 

bb)  der  Umstand,  da(s  die  Anerkennung  des  Urteils  gegen  die 
guten  Sitten  oder  gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gresetaes 
verstofsen  würde, 

oc)  (für  den  Fall  eines  Vers&umnisurteils)  die  Thatsache,  dais  dem 
unterlegenen  deutschen  Beklagten,  welcher  sich  auf  den  Rechts- 
streit nicht  eingelr.jsen  hat,  die  den  Prooefs  einleitende  T*dnng 
oder  Verfügung  entweder  in  dem  Staate  des  Prozefsgerichta  in 
Person  oder  durch  Gewährung  deutscher  Rechtshülfe  zu- 
gestellt ist, 

dd)    die  Verbüigung  der  Gegenseitigkeit;  hierzu  kommt  noch 

ee)  das  Vorhandensein  eines  nach  den  Bestinmiimgen  des  auslän- 
dischen Rechtes  sich  bemessenden  rechtskräftigen  Urteils  (§  661 
Abs.  2  Nr.  1  älterer  Fassung  und  §  723  Abs.  2  neuerer  Fassung). 

b)    Besondere  Voraussetzungen 

dagegen  sind  in  §  828  Nr.  8  neuerer  Fassung  enthalten.  Die  dann 
angeführten,  dem  Abschnitte  des  internationalen  Privatrechts  angehtfrigen 
Bestimmungen  des  Einfdhrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche 
setzen  fest,  nach  welchem  örtlichen  Rechte  die  Eingehung  und  Schei- 
dung der  Ehe,  die  Form  der  in  Deutschland  geschlossenen  Ehe,  die 
eheliche  Abstammung  eines  Bandes,  die  Legitimation  eines  unehelichen 
Kindes,  sowie  die  Annahme  an  Rindesstatt  zu  beurteilen  sind. 

Die  in  lit.  aa)  bis  cc)  oben  erwähnten  aligemeinen  Voraussetsangen 
veranlassen  das  Gericht  zu  einer  Prüfung  der  prozessualen  oder  materiell- 
rechtlichen,  die  besonderen  zu  einer  Untersuchung  der  materiellrecht- 
lichen Gksetzmäfsigkeit 

Um  feststellen  zu  können,  ob  diese  Voraussetzungen  im  ge- 
gebenen Falle  vorhanden  sind,  ist  die  Prüfung  jedes  auslän- 
dischen Urteils,  wenn  auch  nur  nach  einzelnen  Richtungen  und 
zwar  von  Amtswegen  geboten^'). 


11)  §  661  Abs.  2  Nr.  8  älterer  Fassung  —  und  dasselbe  gilt  für  §  328 
Nr.  1  neuerer  Fassung  —  wird  diesseits  in  Überemstimmnng  mit  Böhm^ 
Handbuch  des  RechtBhülfeverfahrens  S.  178,  Francke  a.  a.  O.  S.  35  flg., 
Wach  a.  a.  0.  S.  231  flg.,  Seufferts  Kommentar  u.  a.  aus  den  von  den- 
selben, insbesondere  von  Seuffert  entwickelten  Gründen  dahin  verstanden, 
dafs  nicht  das  auswärtige  Prozefsgericht,  sondern  nur  irgend  ein  Gericht 
des  ausländischen  Staats  nach  Mafsgabe  der  Rdchscivilprozefsordnang  zu- 
ständig sein  müsse.  £?  ist  also  nicht  konkrete,  sondern  nur  abstrakte 
Zaständi^eit  zu  verlangen.  Anderer  Meinung  sind  allerdinss  das  Reichs- 
gericht (Entseh.  in  Civ.S.  Bd.  27  S.  409),  sowie  die  Kommentare  von 
Iraiu/pp^  Betncke^  Struckmanfi'Koch,  Petersen  u.  a. 

12)  Mehrere  Kommentare  zur  Reichscivilprozelsordnung,  sowie  BÖhm^ 
Handbuch  des  Rechtshülfeverfahrens  S.  171,  172,  Francke  S.  77,  Hell- 
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Werden  §  661  Abs.  1  mit  §  661  Abs.  2  Hlterer  Fassung  und 
§  728  Abs.  1  mit  §  728  Abs.  2  Satz  2,  sowie  mit  §  828  neuerer 
EuBong  in  Verbiodnng  gebracht,  so  ergeben  sich  zwei  Regeln,  nämlich 
dafs  das  Volktreekangsnrteil 

a)  nur   anter  den   in   §  661  Abs.  2  bezw.  §  328   ange- 
gebenen Voraussetzungen  und 

b)  —  vorbehaltlich  der  dort  erwähnten  Fälle  —  ohne 
Prtlfung    der  Gesetzmäfsigkeit  der   Entscheidung 

sa  erlassen  ist  Es  wird  daher  nicht  jede  Untersuchung  der  Gesetzmäfsigkeit 
ausgeschlossen,  wie  dies  etwa  aus  dem  Wortlaute  des  §  661  Abs.  1  bezw. 
§  728  Abs.  1  gefolgert  werden  könnte,  sondern  nur  eine  solche,  welche 
weiter  geht,  als  dies  nach  §  661  Abs.  2  bezw.  §  328  statthaft  ist 
Ja  die  PrtL^ng  der  Rechtmäfsigkeit  ist,  soweit  dieselbe  fUr  zulässig 
erklärt  ist,  auch  geradezu  geboten.  Zur  Vermeidung  von  Mifsverständ- 
nissen  hätte  §  661  Abs.  1  bezw.  §  723  Abs.  1  besser  etwa  folgende 
Fassung  erhalten: 

„Die  Gesetzmäfsigkeit  der  Entscheidung  ist  bei  Erlassung  des 
VoUstreckungsurteils  nur  insoweit  zu  prüfen,  als  zur  Feststellung  des 
Vorhandenseins  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  erforderlich  ist" 


mann,  Lehrbuch  S.  818  und  Rintelen,  Zeitsch.  f.  d.  Civ.Pr.  Bd.  IX 
S.  191  flg.  nehmen  gleichfiills  an,  dafs  die  erwähnte  Prüfung^  von  Amtswegen 
SQ  erfolgen  habe.  Seuf/ert  hingegen  nebt  in  der  7.  Auflage  seines  Kom- 
mentars der  Anmcht  Ausdruck,  da&  nur  das  nicht  zu  beseitigende  Hindernis 
des  §  661  Abs.  2  Nr.  2  C.Pr.O.  älterer  Faseung  und  das  niäit  im  Interesse 
der  einzelnen  Partei,  sondern  des  inländischen  Staats  aufgestellte  Erfordernis 
der  verbfirgten  Gkgenseitigkeit  von  Amtswegen  ins  Auge  zu  fassen  seien. 
Anders  vermdte  es  sich  dag^en  bei  den  lediglich  dem  Schutze  des  Einzelnen 
dienenden  Voranssetzungen  der  Nummern  1,  3  und  4  des  S  661  Abs.  2  älterer 
Fassung,  da  der  Beklagte  durch  den  Verzicht  auf  Becntsmittel  oder  £in- 

Spruch  die  Rechtskraft  der  ausländischen  Entscheidung  herbeifuhren,  sich 
er  ausländischen  Gerichtsbarkeit  unterwerfen  und  auch  bei  nicht  zuge- 
stellter Tjadnug  sich  auf  den  vor  dem  ansländischei:  Richter  anhängig  ge* 
wordenen  Rechtsstreit  einlassen  könne.  Aus  dem  Umstände,  dals  der  Be- 
klagte während  des  Prozesses  auf  Einwendungen,  sowie  auf  Rechts- 
mittel oder  Einspruch  verzichten  kann,  folgt  aber  noch  nicht,  dafs  die 
Bestimmungen  der  angeführten  Nummern  des  §  661  Abs.  2  bezw.  der  diesen 
entsprechenden  2iiffem  des  |  828  neuerer  Fassung  verzichtbar  sind.  Mag 
aach  der  gegen  die  Verzichtbarkeit  geltend  zu  machende  Wortlaut  des  G^ 
setzes  bei  der  nicht  immer  folgerichtig  durchgeführten  Ansdmcksweise  des- 
selben (man  vergl.  Ueilbut  im  Archiv  f.  civüist.  Praxis  Bd.  69  S.  883  flg.) 
nicht  unbedingt  entscheidend  sein,  so  handelt  es  sich  hier  —  ganz  abgesehen 
von  der  Frage,  ob  §  267  älterer  Fassung  bezw.  §  295  neuerer  Fassung  üb^ 
baupt  auf  das  Zwangsvollstreckun^erfahren  Anwendung  findet  —  gar  nicht 
um  einen  nach  §26Tbezw.  §295  der  Verzichtbarkeit  unterlieg^den  Mangel 
des  Verfahrens^  §  661  Abs.  2  bes.  §  828  enthält  zum  Teile  matenell- 
rechtliche,  zum  Teile  prozessuale  Voraussetzungen,  bei  deren  Vorhandensein 
das  Gericht  ein  Vollstreckungsurteil  zu  erlassen  hat. 

V.  Bar  geht  übrigens  in  sdner  Theorie  und  Praxis  Bd.  II  S.  585  noch 
weiter  als  Seuffertj  indem  er  die  Gerichte  in  der  hier  fraglichen  Be- 
ziehung zur  Prörang  von  Amtswegen  überhaupt  nicht  far  verpflichtet  er- 
aehtet 
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4.  Wird  hiemach  die  BeBttmmang  des  §  661  Abs.  1  beew.  §  728 
Abs.  1  auf  das  richtige  Mafs  eingeschränkt,  so  kann  man  vom  Stand- 
punkte der  Gegenseitigkeit  aus  nicht  die  Forderung  aufstellen,  dafs 
der  auswärtige  Staat  darauf  verzichte,  für  die  Vollstredtungsbewilligung 
einzelne  Voraussetzungen  zu  bestimmen  und  hierbei  für  seine  Gerichte 
eine  Prtifungsbeftignis  in  Anspruch  zu  nehmen.  Nicht  in  der  Prtlftmg 
als  solcher,  sondern  nur  in  deren  Umfange  kann  also  das  Hindernis 
gelogen  sein,  wenn  das  Vorhandensein  der  Gegenseitigkeit  zu  verneinen 
ist  Das  Wesen  der  letzteren  mufs  demzufolge  mit  den  Schranken, 
welche  ^  das  richterliche  Prttfongsrecht  bestehen,  mit  den  vom  aus- 
ländischen Staate  für  die  Zulassung  der  Vollstreckung  fremdrichterlicher 
Urteile  aufgesteUten  Voraussetzungen,  insoweit  dieselben  eine 
Untersuchung  der  Gesetzmäfsigkeit  erheischen,  in  Zusammenhang  ge- 
bracht werden. 

Eine  Prüfung  des  Urteils  in  Bezug  auf  seine  Gesetzmäfsigkeit 
findet  nicht  statt,  insofeme  dessen  Rechtskraft  und  die  Verbürgung 
der  Gegenseitigkeit  in  Frage  stehen,  wohl  aber,  insoweit  es  sich  um 
die  allgemeinen  Voraussetzungen  des  §  328  R.C.Pr.0.  neuerer  Fasgang 
handelt  Ob  für  den  Gegenseitigkeitsbegriff  neben  den  allgemeinen  Er- 
fordernissen auch  die  besonderen  Voraussetzungen  des  §  828  Nr.  3 
in  Berücksichtigung  kommen,  mufs  weiterer  Erörterung  vorbehalten 
werden. 

Das  bisher  erzielte  Ergebnis  soll  vorerst  negativ  dahin  fest- 
gestellt werden,  dafs  Gegenseitigkeit  dann  nicht  vorhanden  aein 
kann,  wenn  der  fremde  Staat  hinsichtlich  der  von  deutschen  G^richt^i 
erlassenen  Urteile  eine  mit  §  661  Abs.  2  Nr.  2—4  R.C.Pr.0. 
älterer  Fassung  bezw.  §  328  Nr.  1,  2  und  4  neuerer 
Fassung  nicht  im  Einklänge  stehende  Prüfung  der 
Gesetzmäfsigkeit  vorschreibt  oder  gestattet  Hieraus  ist 
zugleich  die  Folgerung  abzuleiten,  dafs  jedenfalls  die  in  den  vorer- 
wähnten Gesetzesstellen  enthaltenen  allgemeinen  Voraussetzungen  auch 
für  die  Gegenseitigkeitsfrage  mafsgebend  sind. 

§  4.    Beurteilungr  der  Gegrenseitlfirkeit  für  das 
firemde  Recht. 

Bevor  nun  eine  positive  Bestimmung  ftlr  denBegriff  der  Gegenseitigkeit 
versucht  werden  kann,  ist  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  das  Vorhandensein  der 
letzteren  für  den  einzelnen  gleichartigen  Fall  oder  für  das 
ausländische  Recht  als  Ganzes  zu  ermitteln  ist  Die  angeregte 
Frage  kann  auch  in  der  Weise  ausgedrückt  werden,  ob  es  hinreichend 
erscheint,  dafs  unsere  Urteile  für  den  einzelnen  gleichartigen  Fall  im 
Auslande  vollstreckt  werden,  oder  ob  verlangt  werden  mufs,  dafs  sie 
daselbst  ohne  Ausnahme  zum  Vollzuge  gelangen.  Der  Kommentar 
zur  C.Pr.0.    von  StrucJcmann-Koch  (§  661   Anm.  10)   fordert i«) 


13)  Der  nämlichen  Ansicht  waren  auch  das  Berufungsgericht  in  einer 
später  dem  Reichsgerichte  vorgelegenen  Sache  (Entsch.  des  R.6.  Bd.  VII 


Digitized  by 


Googl( 


Das  EifordenuB  der  Terbüigten  Gegenseitigkeit  bei  Vollstreckung  etc.    215 

für  jeden  einzelnen  Fall  die  Untersuchiing,  dafs  die  Gerichte  des 
firemden  Staates  unsere  Urteile  unter  den  gleichen  Voraussetzungen,  wie 
sie  die  deutschen  Grerichte  g^genttber  den  in  Vollzug  zu  setzenden  aus- 
ländischen Entscheidungen  beobachten,  zur  Vollstreckung  bringen. 
Wach  (S.  286),  Leske  (Leske  n.  LötDenfdd  Bd.  I  S.  818)  und 
Fr  an  che  (8.  51  u.  63)  vertreten  die  andere  Meinung. 

Bei  dem  Wortlaute  des  Gresetzes  ist  nach  beiden  Richtungen 
hin  eine  bejahende  Antwort  zulässig;  denn  die  Ausdrucksweise  „wenn 
die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist^  kann  bedeuten  sowohl 
,wenn  Überhaupt*'  ab  auch  „insoweit**,  d.  h.  „wenn  im  gegebenen 
einzelnen  Falle**.  Der  dem  Antrag  Struckmann  sowie  dem  Ge- 
setze zu  Grunde  liegende  Zweck  geht,  wie  Struckmann- 
Koch  (Anm.  9)  bemerkt,  dahin,  „im  Interesse  der  deutschen  Staats- 
angehörigen den  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  der  Rechtshülfe  allen 
anäändischen  Staaten  g^enüber  gesetzlich  festzustellen  und  dadurch  zu 
bewirken,  dafs  solche  Staaten  sich  zur  Gewährung  der  Rechtshttlfe 
gegenüber  deutschen  Urteilen  und  zum  Abschlüsse  desfallsiger  Staats- 
Terträge  yeianlafst  finden**.  Während  bei  einer  auf  den  einzelnen  Fall 
beschränkten  Würdigung  der  Vollzug  einer  ausländischen  Entscheidung 
als  eine  genaue  G^enleistung  dessen  bemessen  werden  kann,  was  der 
fremde  Staat  gegenüber  den  Erkenntnissen  unserer  Gerichte  bietet,  ist 
ftlr  eine  das  auswärtige  Recht  als  Ganzes  in  Betracht  ziehende  Unter- 
suchung die  Möglichkeit  gegeben,  dieses  Recht  besser  zu  überblicken 
und  einem  das  Deutsche  Reich  ungünstig  behandelnden  anderen  Lande 
leichter  ablehnend  entgegenzutreten. 

Grewährt  hiernach  auch  die  Absicht  des  Gesetzes  keinen  sicheren 
Anhaltspunkt,  so  erscheint  es  angezeigt,  die  Folgerungen  in  Erwttgung 
zu  ziehen,  welche  bei  Zugrundlage  der  einen  oder  anderen  Auffassung 
sieh  ergeben.  Jn  dieser  Beziehung  wird  nun  von  v.  Bar  (Bd.  11  S.  507 
und  508)  bemerkt,  dafs  diejenige  Anschauung,  welche  eine  in  allen 
Fällen  stattfindende  Vollstreckung  als  erforderlich  erachte,  zu  der  weitaus 
häufigsten  Versagung  des  UrteilsvoUzugs  und  zwar  besonders  dann  führe, 
wenn  die  Zuständigkeitsbestimmungen  der  in  Frage  stehenden  Länder 
sich  nicht  vollständig  decken.  £s  sei  deshalb  die  andere  Ansicht  die 
verbältnismäfsig  richtigere,  wenngleich  wegen  der  hierbei  notwendig 
werdenden  Berücksichtigung  der  Gerichtspraxis  sehr  leicht  eine  Un- 
sicherheit entstehen  könne.  Es  dürfte  die  Behauptung  nicht  ganz  zu- 
treffend sein,  dafs  die  von  v.  Bar  beanstandete  Aufässung  zu  so  oft- 
maliger Verweigerung  der  Urteilsvollstreckung  Veranlassung  giebt  Da 
der  deutsche  Richter  im  FaUe  einer  gemäfs  §  661  Abs.  2  Nr.  3  hezw. 
§  328  Nr.  1  auzunehmenden  Unzuständigkeit  des  fremden  Gerichtes 
ein  Vollstreckungsurteil  nicht  erlassen  darf,  so  erscheint  der  ausländische 
Staat,  welcher  den  in  Anwendung  kommenden  Gerichtsstand  in  seinem 
Gesetze  nicht  anerkennt,    bei   voller  Wahrung  des  Gegenseitigkeitsver- 


S.  406  flg.),  sowie  das  Kammeigericbt  Berlin  in  seinem  in  Böhms  Zeitschr. 
Bd.  in  S.  530  flg.  abgedruckten  Gutachten. 
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faKltnisBeB  dazu  beftigt,  die  VolLriehnng  der  durch  unsere  Grerichte  ge- 
Üdlten  diesbezttglichen  Erkenntniflse  aäsulehnen.  Eine  Verletzung  der 
Gegenseitigkeit  läge  nur  dann  vor,  wenn  das  Ausland  den  nach  seinem 
Rechte  anwendbaren  Gerichtsstand  des  Vertrags,  der  Erbschaft  oder  un- 
erlaubten Handlung  u.  s.  w.  ftlr  die  in  Deutschland  geftlhrten  Rechts- 
streite nicht  gelten  lassen  und  um  deswillen  die  Vollstreckung  versagen 
wttrde. 

Bei  einer  blofs  den  einzelnen  gleichartigen  Fall  in  Rechnung 
ziehenden  Prttfting  läfst  sich  —  und  dies  ist  der  ausschlaggebende 
Grund  —  der  Schlufs  nicht  abweisen,  dafs  einem  Staate,  welcher, 
wie  z.  B.  die  Niederlande  (nach  der  C.Pr.0.  vom  Jahre  1838 
Art  481),  fremdrichterliche  Entscheidungen  grundsätzlich  nicht, 
sondern  ausnahmsweise  nur  dann  vollstreckt,  wenn  sich  dieselben  auf 
Havarie  oder  Bergelohn  beziehen  (Francke  S.  54,  Kopp  er  8  S.  74)^*)i 
die  Gegenseitigkeit  zugestanden  werden  mttfste.  Im  Verhältnisse  za 
einem  Lande,  in  welchem  der  Vollzug  iremdrichterlicher  Urteile  nicht 
die  Regel,  sondern  nur  die  Ausnahme  bildet,  kann  aber  Gegen- 
seitigkeit in  keiner  Weise  angenommen  werden.  Ebenso  wäre 
im  Falle  einer  solchen  PrüAmg  die  Gegenseitigkeit  je  nach  der  Landes- 
angehörigkeit der  Parteien,  im  vollen  Widerspruche  mit  §  661  bezw. 
§  328  als  vorhanden  anzusehen,  wenngleich  das  in  Betracht  kommende 
Land  bei  Beteiligung  seiner  Staatsangehörigen  auf  einer  vollständigen 
SachprH^ng  besteht.  Da  derartige  Folgerungen,  wie  erwähnt,  der  Be- 
stimmung des  Gesetzes  durchaus  entgegenstehen,  so  mufs  der  anderen 
Meinung,  welche  das  ausländische  Recht  als  Ganzes  gewürdigt 
wissen  will,  derVorzug  gegeben  werden.  Allerdings  erhebt  sich  hier- 
bei gleich  ein  Bedenken,  wenn  man  ins  Auge  ftifst,  dafs  das  italie- 
nische Civilgesetzbuch  ein  auswärts  gefeites  Ehescheidungsurteü  nicht 
anerkennt  (Böhms  Zeitschrift  Bd.  I  8.  275)  und  dafs  demzufolge 
solche  Erkenntnisse  gemäfs  Art.  941  lit.  d  der  in  Italien  geltenden 
C.Pr.O.  von  1865  in  diesem  Reiche  nicht  zum  Vollzuge  gelangen 
können.  In  ähnlicher  Weise  werden  nach  Art  1217  der  im  Februnr 
1892  in  Krafl  getretenen  bulgarischen  C.Pr.O.  (Bd/ims  Zeitschrift 
Bd.  IV  S.  195)  —  ebenso  wie  dies  nach  Art.  1281  der  für  die  Gegen- 
seitigkeitsfrage  allerdings  hier  nicht  weiter  in  Betracht  kommenden 
russischen  C.Pr.O.  von  1864  der  Fall  ist  — ,  fremdrichterliche  Urteile 
dann  für  wertlos  erachtet  und  nicht  zur  Vollstreckung  gebracht,  wenn 
damit  Ansprüche  aus  Eigentums-  oder  anderen  Sachenrechten  auf  den  im . 
Ftlrstentum  gelegenen  Gütern  zuerkannt  werden.  Femer  wird,  obgleich 
die  Tragweite  von  Art.  48  des  eidgenössischen  Civilstandsgesetzes 
von  1874  eine  sehr  bestrittene  ist,  wenigstens  so  viel  angenommen 
werden  dürfen,    dafs  nach    einer  in   der  Schweiz  mehrfach  vertretenen 


14)  Kopp  er  8,  Zusanmienstellung  der  in  den  einzelnen  ausländischen 
Staaten  geltenden  Bestimmnneen  über  die  Verpflichtung  des  Klägers  zur 
Sicherheitsleistung  .  .  .  und  Vollstreckung  ausländischer  Civilurteile  (Berlin 
1891). 
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xecbtUchen  Aoschaumig  die  von  auswttitigen  Gerichten  erlaseenen  Ehe- 
scheidiiiigsiirteile  in  dem  bezeichneten  Lande  nicht  vollzogen  werden 
können  ^^).  Endlich  ist  hier  noch  auf  Argentinien,  Mexiko  nnd 
den  Kanton  T esain  hinzuweisen^^,  welche  ansUtndische  Versäumnis- 
urteile  nicht  vollstrecken,  sowie  auf  Österreich,  nach  dessen  Exek.0. 
vom  27«  Mai  1896  ausländische  Urteile  nicht  zum  Vollzüge  gelangen, 
wenn  der  Exekutionstitel  den  Personenstand  eines  österreichischen 
Staatsangehörigen  betrifit  und  g^en  letzteren  vollzogen  werden  soll 
(§  81  ZiSL  3). 

Man  könnte  nun  auf  den  ersten  Blick  der  Meinung  sein,  dafs  wegen 
der  in  den  oben  angegebenen  Fällen  erfolgenden  Verweigerung  der 
ürtmlavoUstieckung  auch  das  Bestehen  der  Gegenseitigkeit  überhaupt  zu 
verneinen  sei.  AUein  dieses  Ergebnis  wäre  für  eine  im  Einklänge  mit 
der  Entsch.  des  Reichsger.  Bd.  VII  S.  406  ff.,  insbes.  S.  413,  414 
mehr  den  praktischen  Inhalt  als  die  theoretische  Konstruktion  berttck- 
sicbtigende  Beurteilung  ein  unbefriedigendes,  zumal  dann,  wenn  ein 
fremder  Staat  nur  in  Ehescheidungs-  oder  dinglichen  ELlagsachen  den 
VoUzug  versagen,  im  übrigen  aber  den  letzteren  unbeanstandet  gewähren 
würde,  ohne  irgendwie  eine  Prüfung  der  Gesetzmäfsigkeit  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Ein  ablehnendes  Verhalten  gegenüber  einem  Lande,  dessen 
Recht  in  so  hohem  Grade  günstig  für  uns  wäre,  würde  unsere  eigenen 
Interessen  nur  nachteilig  berühren  und  hätte  sicherlich  die  Billigung 
des  dentschen  Gesetzgebers  nicht  gefunden,  wenn  derselbe  die  hier  er- 
örterte Frage  in  den  Kreis   seiner  Erwägungen  ge.':ogen  haben  würde. 

Auf  der  anderen  Seite  wäre  es  zu  weitgehend  und  mit  dem 
Zwecke  der  die  Gegenseitigkeit  betreffenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
nicht  za  vereinbaren,  wenn  wir  in  den  angegebenen  Fällen,  in  welchen 
den  bei  uns  ausgesprochenen  Verurteilungen  im  Auslände  keine  Folge 
gegeben  wird,  dessen  Erkenntnisse  in  Vollzag  setzen  würden. 

Eb  bleibt  daher,  um  zu  einem  entsprechenden  Ergebnisse  zu  ge- 
langen, nur  die  eine  Lösung  übrig,  dafs  bei  der  hier  für  richtig 
befundenen  Untersuchung  des  ausländischen  Rechts  als  eines  Ganzen 
im  Verhältnisse  zu  Italien,  Bulgarien  u.  s.  w.  die  Gegenseitigkeit 
unter  Berücksichtigung  der  die  Versäumnisurteile,  sowie  die 
Erkenntnisse  in  Ehescheidungs-  und  dinglichen  Klagsachen  u.  s.  w. 
betreffenden  Ausnahmen  (Beschränkungen)  anerkannt  und  demgemäfs 
die  Vollstreckung  in  den  Ausnahmef^len  abgelehnt,    im   übrigen  aber 


15)  Über  die  desfiRlUigen  Aussprüche  des  schweizeriscben  Bundesgerichts 
und  Bundesrats  vergl.  man  Böhms  Zeitschr.  Bd.  I  S.  93,  94,  246,  247  und 
Bd.  II  S.  428  und  429.  Es  dürfte  nicht  aufser  Zweifel  stehen,  ob  das  iu 
der  gekannten  Zeitschrift  Bd.  III  S.  580—534  zum  Abdruck  gebrachte  ein- 
8chl&iffe  Gntachten  des  Berliner  Kammergerichts  vom  Jahre  1891  die 
rechtBchen  Verhältnisse  der  Schweiz  in  zutr^ender  Weise  beurteilt. 

16)  Koppers  a.  a.  0.  S.  102,  93  a.  58.  Argentinien  und  Mexiko 
stehen  deshalb  in  keinem  Gegenseitigkeitsverhältnisse ,  weil  dieselben  nur 
die  auf  persönliche  Klagen  bezüglichen  fremdrichterlichen  Entscheidungen, 
also  nur  in  Ausnahmefallen  Urteile  vollstrecken.  Gegenüber  dem  Ranton 
Tessin  besteht  Gegenseitigkeit 
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gewährt  wird.  Bei  einer  derartigen  Sachbehandltmg  legt  der  deatsche 
Bichter  nicht  etwa  die  aosländischen  Flrozefsordnangen ,  was  allerdmgs 
unstatthaft  wäre,  seinem  Verfahren  za  Grunde.  Derselbe  entnimmt 
hier  ja  nicht  dem  fremden  Rechte  die  Voraussetzungen  des  zu  er- 
lassenden Vollstreckungsurteils,  sondern  schlägt,  weil  nach  Mafsgabe 
des  deutschen  Rechts  nicht  ftlr  alle  Arten  von  Urteilen  im  Auslande 
eine  Gegenseitigkeit  gegeben  ist,  nur  einen  Weg  ein,  welcher  un- 
gelMshtet  der  dort  teilweise  entgegentretenden  Vollstreckungsverweigerang 
es  dennoch  möglich  macht,  zur  Anerkennung  eines  Gegenseitigkeits* 
Verhältnisses  zu  gelangen. 

§  6.    Positive  Bestimmung:  des  Beirriffs  der 
Oegrenseltigrkelt. 

Nach  der  im  vorigen  Paragraphen  enthaltenen  Darleg^ung  kann 
nunmehr  zur  positiven  Bestimmung  des  Begriffs  der  Gegenseitigkeit 
übergegangen  werden.  Wenn  bei  Prüfung  der  letzteren  das  ansländiscbe 
Recht  nicht  für  den  gegebenen  einzelnen  Fall,  sondern  als  ein  Ganzes 
in  Betracht  zu  ziehen  ist  und  trotz  Anerkennung  der  im  allgememen 
vorhandenen  Cregenseitigkeit  wegen  Nichtbestehens  derselben  für  den 
jeweiligen  Ausnahmefall  die  Vollstreckung  verweigert  werden  darf,  so 
ergiebt  sich  daraus ,  dafs  f%lr  die  Gegenseitigkeitsfirage  —  insoweit  es 
sich  nicht  um  die  in  §  828  Nr.  8  R.C.Pr.0.  neuerer  Fassung  in 
Bezug  genommenen  besonderen  Rechtsgebiete  handelt  —  nur  die  all- 
gemeinen VoUstreckungsvoranssetzungen  mafsgebend  sind. 

Die  besonderen  Voraussetzungen  können  neben  den  allgemeinen 
der  Regel  nach  nur  dann  in  Berücksichtigung  kommen,  wenn  der  Vollzog 
von  Entscheidungen  in  Frage  steht,  welche  die  in  §  828  Nr.  8  angeführten 
Streitsachen,  also  Prozesse  wegen  Eingehung  oder  Scheidung  der  Ehe,  oder 
in  Bezug  auf  die  Form  der  in  Deutschland  geschlossenen  Ehe,  die  eheliche 
Abstammung  eines  Kindes,  die  Legitimation  eines  unehelichen  Kindes, 
sowie  die  Annahme  an  Kindesstatt  betreffen.  Und  zwar  würde  hier 
mit  Rücksicht  auf  den  Wortlaut  des  §  828  Nr.  8  für  den  einzelnen 
Fall  nicht  das  Vorhandensein  sämtlicher  besonderer  Voraussetzungen 
dieser  Gesetzesstelle,  sondern  nur  das  Vorliegen  der  auf  die  betreffende 
Streitsache,  z.  B.  Ehescheidungs-,  Legitimationsssache,  sich  beziehenden 
besonderen  Voraussetzungen  ins  Auge  zu  fassen  sein.  Der  Gesetzgeber 
hat  sich  nicht  verhehlt,  dafs  es  manchmal  zu  einer  Ablehnung  der 
Gegenseitigkeit  führen  müfste,  wenn  die  Anforderung  gestellt  würde, 
dafs  in  dem  zu  vollstreckenden  ausländischen  Urteile  zum  Nachteile 
einer  deutschen  Partei  von  den  Vorschriften  der  in  §  828  Nr.  3  «»" 
gezogenen  Artikel  des  Einf.Ges.  zum  Bürgerl.  G.B.  nicht  abgewichen 
werden  dürfe.  Er  hat  deshalb,  um  hier  Abhülfe  zu  schaffen,  im  letzten 
Absätze  des  §  828  folgende  Anordnung  getroffen: 

„Die  Vorschrift  der  Nr.  5   steht   der  Anerkennung  des  Urteils 
nicht  entgegen,  wenn  das  Urteil  einen  nicht  vermögensrechtlichen 
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Ansprach  betri£ft  und  nach  den  deutschen  Gesetzen  ein  Gerichtsstand 

im  Inlande  nicht  b^rttndet  war.^ 

Der  letztere  Beisatz  „and  nach  den  deutschen  Gesetzen  ein 
Gerichtsstand  u.  s.  w."  dient  dem  Zwecke,  die  Vollstreckung  ftlr  jene 
besonderen  Rechtssachen  leichter  zu  ermöglichen.  Zu  diesem  Behufe 
verzichtete  der  Gesetzgeber  hier  sogar  auf  die  Beobachtung  der 
allgemeinen  Voraussetzung  des  §  661  Abs.  2  Nr.  3  älterer  Fassung 
bezw.  §  328  Nr.  1  neuerer  Fassung.  Denn  wenn  für  solche  Fälle  nach 
dem  deutschen  Gesetze  im  Inlande  ein  Gerichtsstand  nicht  begründet 
war,  wenn  also  das  deutsche  Recht  einen  Gerichtsstand,  wie  ihn  das 
ausländische  Gericht  hatte,  überhaupt  nicht  kennt,  dann  kann  auch 
nicht  darauf  bestanden  werden,  dafs  nach  deutschem  Rechte  ein  dem 
auswärtigen  Staate  angehörendes  Gericht  ftlr  die  durch  das  ausländische 
ürteü  zur    Entscheidung  gebrachte  Streitsache   Zuständigkeit   besitzen 


Der  Begriff  der  Gegenseitigkeit  im  Sinne  der  Reichscivilprozefs- 
ordnung  kann  nunmehr  auch  positiv,  nämlich  dahin  entwickelt  werden, 
dafs  derselbe  ein  zwischen  Deutschland  und  dem  ausländischen  Staate 
bestehendes,  auf  unserer  Seite  durch  die  Rücksichtnahme  auf  das  Ver- 
halten des  letzteren  veranlafstes  Verhältnis  beiderseitiger  Vollstreckung 
reehtskiäftiger  Urteile  bildet,  vermöge  dessen  die  Gerichte  des  aus- 
wärtigen Staates  die  von  den  deutschen  Gichten  erlassenen  Entschei- 
dongen  nur  einer  mit  §  661  Abs.  2  Nr.  2  —  4  älterer 
Fassung  bezw.  §  328  Nr.  1,  2  und  4  neuerer  Fassung 
der  R.C.Pr.0.  im  Einklänge  stehenden  Prüfung  unter- 
ziehen dürfen. 

§  6«    Gegrenteiligre  Ansloliten  von  Francke  und  ^W^ach. 

1.  Mit  der  hier  vertretenen  Anschauung,  welche,  insoweit  §  661 
älterer  Fassung  in  Betracht  kommt,  dem  von  den  Kommentaren  zur 
Reicbscivilprozersordnung  von  Q-aupp^  Beincke,  Seuffert^ 
Struckmann  -  Koch  und  Wilmowski  -  Levy  eingenommenen 
Standpunkte  im  allgemeinen  entsprechen  dürfte,  stehen  die  Ausführungen 
von  Francke  a.  a.  0.  S.  56 — 59,  von  Leske  in  seinem  und  Löwen- 
fdäs  Handbuche  Bd.  I  S.  818,  von  Wach  a.  a.  0.  S.  235  und  236 
und  von  Hellmanns  Lehrbuch  des  deutschen  Civilprozesses  S.  812 
813^^  nicht  in  Übereinstimmung.  Es  sei  gestattet,  die  von  Wach 
und  Francke  vorgebrachten  Begründungen  etwas  näher  ins  Auge  zu 
fittsen. 

Francke^  welcher  die  Voraussetzungen  des  §  661  Abs.  2  Nr.  1 
bis  4  älterer  Fassung  als  belanglos  ftlr  die  Gegenseitigkeitsfrage  er- 
achtet, macht  geltend,  dafs  die  Thatsache  nicht  verbürgter  Gegenseitigkeit 


17)  Das  Reichsgericht  hat  zu  den  im  vorstehenden  berührten 
Fragen  weder  in  seinem  Urteile  vom  19.  Mai  1882  (Entsch.  in  Civ.S.  Bd.  VII 
S.  ^)6  u.  flg.)  noch  sonst  entschiedene  Stellung  genommen. 
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mit  dem  Inhalte  des  §  661  Ahs.  2  Nr.  1—4  ganz  gleichmftbin^  als 
Bedingung  für  die  NichterUssung  eines  VoUstreckongsorteiles  hingäteUt 
sei.  Also  sei  nach  den  Regeln,  welche  besEttgUcb  des  Satzbanes  gelten, 
für  den  Begriff  der  G^enseitigkeit  nicht  der  Inhalt  jener  Nrn.  1 — 4, 
sondern  das  ohne  Rücksicht  auf  diesen  Inhalt  festsostellende  Wesen 
desjenigen  Vorgangs  mafsgebend,  welcher  anter  der  Bedingung  der 
Nr.  1,  2,  3  oder  4  aasgeschlossen  sein  solle.  Bei  jeder  anderen 
Meinung  gelange  man,  wie  weiter  ausgeführt  wird,  m  dem  von  der 
Reichscivilprozefsordnung  nicht  gewollten  Ergebnisse,  dafs  zwischen 
Deutschland  und  einem  fremden  Staate,  wdcher  gleichj&Us  G^egen- 
seitigkeit  verlange,  eine  wechselseitige  Vollstreckung  von  Civilrechts- 
sprUchen  nur  dann  möglich  sei,  wenn  dieser  Staat  die  Entscheidungen 
deutscher  Gerichte  nur  unter  allen  Voraussetzungen  des  §  661  oder 
doch  unter  beiderseits  für  ganz  gleichwertig  erachteten  Bedingungen 
zum  Vollzuge  bringe.  Wenn  der  auswärtige  Staat  schwerere  Vonos- 
setzungen  bestimme,  werde  von  uns  die  Vollstreckung  verweigert;  stelle 
derselbe  aber  weniger  oder  leichtere  Voraussetzungen  auf,  so  sei  es 
uns  nicht  möglich,  einen  Urteilsvollzug  zu  bethätigen;  denn  in  einem 
solchen  Falle  vollstrecke  der  fremde  Staat  unsere  Urteile  nicht  im 
Hinblick  auf  unsere  schwereren  Voraussetzungen. 

Nach  der  Auffassung  von  Wach  ist  Gegenseitigkeit  dann  ge- 
geben, wenn  das  rechtskräftige  deutsche  Urteil  als  solches  unanfechtbar 
anerkannt,  wenn  demselben  also  die  Vollstreckbarkeit  ohne  PrOAmg 
der  GesetzmttTsigkeit,  ohne  Zurückgehen  auf  den  ursprtlnglichen  Klage- 
grund gewährt  sei.  Werde  dagegen  das  rechtskräftige  deutsche  Urteil 
als  materielle  Voraussetzung  der  Vollstreckbarkeit  nicht  anerkannt,  so 
ermangle  die  Gegenseitigkeit.  Es  seien  also  für  dieselbe  sowohl  die 
Zuständigkeitsbestimmungen  des  §  660  Abs.  2,  als  auch  die  Voraos- 
setzungen  des  §  661  Abs.  2  Nr.  1 — 4  bedeutungslos.  Weder  dadurch, 
dafs  der  ausländische  Staat  diese  Voraussetzungen  nicht  aufteile,  noch 
auch  dadurch,  dafs  derselbe  von  ihnen  abweiche,  noch  auch  dadurch, 
dafs  er  völlig  andere  festsetze,  werde  die  G^enseitigkeit  ausgeschlossen, 
wenngleich  daraus  die  Folge  erwachse,  dafs  der  Kreis  der  anerkannten 
Urteile  im  Verhältnisse  zu  unserer  Anerkennung  verengert  werde. 

2.  Zuerst  seien  Franckea  Erörterungen  besprochen.  Wenn 
auch  immerhin,  wie  Wach  S.  280  bemerkt,  der  einzelne  Gesetzes- 
paragraph im  Zusammenhange  mit  dem  Ganzen  seine  Bedeutung 
emp^ngt,  so  darf  dennoch  im  Hinblick  auf  die  mehrfachen  systema- 
tischen Fehler,  welche  in  der  Reichscivilprozefsordnung  zu  Tage  treten 
—  (Beispiele  hierfür  bei  Wach  S.  280  und  281)  — ,  aus  der  äufserea 
Stellung  einer  einzelnen  Gesetzesbestimmung*  nur  mit  Vorsicht  auf  deren 
Inhalt  geschlossen  werden. 

Ein  solches  Verhalten  empfiehlt  sich  insbesondere  im  vorliegenden 
Falle.  Die  in  Nr.  5  einerseits  und  den  übrigen  Nummern  des  §  661 
Abs.  2  andererseits  bezeichneten  Erfordernisse  stehen  nicht  auf  gleicher 
Linie.  Nr.  5  betrifft  eine  Vorschrifl,  welcher  nicht  das  zu  vollziehende 
Urteil,   sondern   nur  die  Gesetzgebung   oder  Rechtsprechung  des  ans- 
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wirtigen  Staates  GenUge  leisten  kann,  während  den  Anforderungen  der 
fibrigen  Nommem  die  zu  vollstreckende  Entscheidung  gerecht  zu  werden 
vermag.  Es  macht  sich  aber  auch  insofeme  ein  Unterschied  geltend, 
als  die  Bestimmung  der  Nr.  5  bei  Prüfung  fremdrichterHcher  Urteile 
der  Regel  nach  in  erster  Reihe  zu  berücksichtigen  ist.  Besteht  zwischen 
Deutschland  und  dem  Staate  des  ausländischen  Gerichts  eine  Gegen- 
seitigkeit nicht,  so  werden  die  deutschen  Gerichte,  wenn  dieselben  als- 
dann ttberhaupt^in  Anspruch  genommen  werden,  kaum  in  Würdigung 
ziehen,  ob  die  Fälle  des  §  661  Abs«  2  Nr.  1 — 4  zutreffen,  sondern 
sofort  zur  Abweisung  der  Vollstreckungsklage  schreiten.  Nur  hinsiciit- 
lich  der  Urteile  von  Staaten,  fUr  welche  die  Gegenseitigkeit  als  fest- 
stehend angenommen  wird,  werden  die  anderen  Voraussetzungen  des 
§  661  Abs.  2  noch  in  Untersuchung  gezogen  werden.  Diesen  Er- 
wägungen wird  durch  die  äufsere  Stellung  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5, 
welche  sich  aus  der  einfachen  Anreihung  der  durch  den  Struekmann' 
sehen  Antrag  veranlafsten  Ergänzungsbestimmuag  erklärt,  keine  Rech- 
nung getragen.  Bei  besserer  Fassung  würde  das  Erfordernis  der 
Ge^Bnseitigkeit  in  §  660  (nicht  661)  etwa  durch  Einschaltung  der 
Worte  ybei  verbürgter  Gegenseitigkeit^  zum  Ausdruck  gebracht  worden 
sein.  Wenn  femer  noch  berücksichtigt  wird,  dafs  nur  rechtskräftige 
Entscheidungen  für  die  Prüfong,  ob  die  Voraussetzungen  des  §  661 
Abs.  2  Nr.  2—4  gegeben  sind,  in  Betracht  kommen,  so  erscheint  auch 
bezüglich  der  Nr.  1  des  §  661  Abs.  2  eine  andere  äufsere  Stellung 
angemessen,  vne  dies  die  Gesetzgebung  durch  die  neuere  Fassung  von 
§  723  Abs.  2  Satz  1  selbst  anerkannt  hat  Hat  hiemach  das  Gesetz 
die  Bestimmungen  der  Nr.  1  und  5  (§  661  Abs.  2)  nicht  an  der 
richtigen  Stelle  unteigebracht,  so  dürfte  der  von  Fr  an  che  aus  den 
Hegeln  des  Satzbaues  gezogenen  Folgerung  ein  Gewicht  nicht  beizu- 
legen sein.  Fr  an  ehe  sagt  S.  58,  man  dürfe  von  dem  nicht  abweichen, 
worauf  der  Wortlaut  hinweise.  Allein  eine  das  Wesen  und  den 
Inhalt  der  Gegenseitigkeit  betreffende  Anordnung,  deren  Wortlaut  aller- 
dings bei  Ermittelung  des  dem  Gesetzgeber  innewohnenden  Willens 
von  hflchster  Bedeutung  wäre,  liegt  nicht  vor.  Francke  zieht  auch 
nur  aus  der  änfseren  Stellung  seinen  Schlufs. 

Was  die  praktischen  Folgerungen  J*r an cA; es  betrifft,  so  wird  an 
anderer  Stelle  besprochen  werden,  welches  Ergebnis  dem  Willen  der 
Reichscivilprozersordnang  entspricht  Hier  soll  nur  zwischen  rechtlichen 
und  thatsächlichen  Hindernissen  unterschieden  werden.  Es  besteht  nun 
jedeniklls  kein  begrtlndetes  rechtliches  Bedenken,  dafs  in  Deutsch- 
land  die  Urteile  solcher  Länder  zum  Vollzüge  gelangen,  deren  Gesetze 
weniger  oder  leichtere  Voraussetzungen  als  §  661  bezw.  §  828  auf- 
stellen. Insolange  der  firemde  Staat  aus  dem  Grunde,  dafs  er  leichtere 
Bedingungen  als  Deutschland  festgesetzt  hat,  keinen  Anlafs  nimmt,  die 
Vollstreckung  unserer  Urteile  zu  verweigern,  ist  auch  kein  that- 
sächlicher  Hinderangsgmnd  für  uns  gegeben,  die  Entscheidungen 
eines  solchen  Landes  in  Vollzug  setzen  zu  lassen. 

Die  über  das  Wesen  der  Gegenseitigkeit  von  Francke  (S.  46 — 64) 
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vorgetragenen  AuBftlhningen  fehlen  unsereB  Erachteos  darin,  dais  sie 
im  HinbUck  aof  §  661  Abs.  1  bezw.  §  723  Abs.  1  der  R.aPr.0. 
den  völligen  Ansschlnfs  einer  Prüfting  in  Bezug  auf  die  Becht- 
mäfsigkeit  der  Entscheidungen  verlangen,  ohne  zu  beachten,  daÜB  die 
Frage,  ob  die  Voraussetzungen  des  §  661  Abs.  2  bezw.  §  328  ge- 
geben sind,  eine  die  Gesetzmäfsigkeit  betreffende  Unteisuchung  er- 
heischt Es  ist  in  gewissem  Sinne  richtig,  wenn  v,  Bar  ßd.  II  S.  535 
Anm.  127  sagt,  dafs  der  Gresetzgeber  (in  Abs.  1)  erst  das  Prindp  der 
Anerkennung  (Nichtrevision)  der  auswärtigen  Urteile  gleichsam  als 
grofse  Errungenschafl  proklamiere,  dann  aber  dasselbe  mit  einer  ge- 
wissen Ängstlichkeit  (in  Abs.  2)  grofsenteils  wieder  zurticknehma 

3*  Nach  der  Anschauung  von  Wach  ist  die  Gegenseitigkeit  dann 
gegeben,  wenn  dem  recbtskrttftigen  Urteile  des  deutschen  Gerichtes 
als  solchem  die  Anerkennung  seiner  Unanfechtbarkeit  und  —  ohne 
Prüfung  seiner  Gesetzmäfsigkeit,  sowie  ohne  Zurückgehen  auf  den 
ursprünglichen  Kkg^grund  —  die  Vollstreckbarkeit  gewährt  werden. 
Es  ist  nun  zu  untersuchen,  ob  die  hier  angegebenen  Merkmale  zu- 
treffend sind  und  die  von  Wach  gezogene  Schlufsfolgerung  rechtfertigea, 
dafs  die  Voraussetzungen  des  §  661  Abs.  2  Nr.  1—4  lüterer  Fassung 
oder  die  im  auswärtigen  Rechte  an  dessen  Stelle  tretenden  ande^ 
weitigen  Voraussetzungen  ftlr  die  G^genseitigkeitsfrage  bedeutungslos 
erscheinen. 

Unter  dem  Zurückgehen  auf  den  ursprünglichen  Klagegrund  bt 
das  Zurückgreifen  auf  die  aus  der  zu  vollstreckenden  Entscheidung 
manchmal  nicht  sicher  zu  entnehmenden  prozessualen  Voraussetzungen 
der  Ladung  oder  prozefseinleitenden  Verftlgung  und  deren  ZusteUung 
(§  661  Abs.  2  Nr.  4  bezw.  §  828  Nr.  2)  nicht  zu  verstehen.  Femer 
gehört  nicht  dazu  und  unterliegt  auch  keiner  Beanstandung  die  behnfi 
Auslegung  der  Urteilsformel  unter  Umständen  veranlafste  HeranziehuDg 
des  im  Thatbestande  des  zu  vollziehenden  Erkenntnisses  erwähnten 
Ellaginbaltes.  Es  kann  daher  Wach  wohl  nur  ein  Zurückgehen  auf 
den  Inhalt  der  EUage  behufs  thatsächlicher  und  rechtlicher  Prüfung  im 
Auge  gehabt  haben.  Allein  die  rechtliche  Würdigung  kann  sowohl 
eine  materiellrechtliche  als  auch  eine  prozessuale  sein.  Zu  der  unter 
den  letzteren  Gesichtspunkt  fallenden  Untersuchung  der  Zuständigkeit 
des  ausländischen  Gerichts  ist  aber,  wie  die  Motive  zur  Reicfasdvil- 
prozefsordnung  (Hahn  Bd.  I  S.  432)  mit  Recht  bemerken,  ein  Ein- 
gehen auf  die  Sache  selbst  insoweit  erforderlich,  als  die  Zuständigkeit 
durch  die  dem  Rechtsstreite  selbst  angehörenden  Thatsachen  bestimmt 
wird.  So  ist  z.  B.  zur  Begründung  des  Gerichtsstandes  des  ErMlungs- 
ortes  der  Ort  der  Vertragserftlllung  zu  ermitteln.  Es  ist  daher  nur  das 
zum  Zwecke  thatsächlicher  und  materiell-rechtlicher  Prüfung  erfolgende 
Zurückgreifen  auf  den  ursprünglichen  Klagegrund,  welches  auch  fUr  die 
durch  §  661  Abs.  2  Nr.  2  bezw.  §  328  Nr.  4  angeordnete  materiell- 
rechtliche Untersuchung  nicht  geboten  erscheint,  als  unstatthafi  za  er- 
achten. 

Bei  der  von  Wach  verlangten  Anerkennung  der  Unanfechtbarkeit 
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hat  derselbe,  wie  seine  Darlegung  auf  S.  224  ersehen  Ittfst,  nicht  blofs 
die  formelle,  sondern  auch  die  materielle  Rechtskraft  im  Auge.  For- 
melle Rechtskraft  ist  wenigstens  nach  deutschem  Rechte  dann  vorhanden, 
wenn  das  Urteil  durch  ordentliche  Rechtsmittel  oder  Einspruch  nicht 
mehr  angefochten  werden  kann.  Materielle  Rechtskraft  ist,  wie  Wach 
a.  a.  0.  zutreffend  bemerkt,  die  für  alle  Gerichte  in  allen  Prozessen 
der  betreffenden  Parteien  bezüglich  des  nämlichen  Gegenstandes  bindende 
Kraft,  mit  anderen  Worten  die  unabänderliche  Feststellung  (Normierung) 
des  Rechtsverhältnisses.  Bestritten  ist  die  von  Wach  aufgestellte  Be- 
hauptung, dafs  in  §  661  bezw.  §  828  die  Frage  der  materiellen  Rechts- 
kraft geregelt  sei.  (Man  vergl.  Wach  S.  225  Anm.  18.)  Mit  Rück- 
sicht auf  §  328  der  R.C.Pt.0.  neuerer  Fassung  darf  wohl  kein  Zweifel 
bestehen,  dafs  ein  ausländisches  Urteil  blofs  bei  dem  Vorhandensein 
der  ebendaselbst  erwähnten  Voraussetzungen,  zu  welchen  auch  die  Ver- 
bttrgung  der  Gegenseitigkeit  gehört,  Anerkennung  finden  und  dafs  nur 
auf  Urteile,  welche  diesen  Voraussetzungen  Rechnung  tragen,  die  Ein- 
rede der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  in  wirksamer  Weise  gestützt 
werden  kann^®).  Läfst  sich  denmach  im  Hinblick  auf  die  neuere 
Fassung  der  Reichscivilprozefsordnung  allerdings  der  von  Wach  ver- 
tretene Satz  aufstellen,  dafs  bei  Anerkennung  der  materiellen  Urteils- 
rechtakraft  von  selbst  auch  die  Gegenseitigkeit  gegeben  sei,  so  kann 
dies  dennoch  für  eine  von  den  Voraussetzungen  des  §  661  Abs.  2 
bezw.  §  328  losgelöste  Anerkennung,  wie  Wach  sie  im  Auge  hat, 
nicht  der  Fall  sein.  Ebenso  ist  Wachs  Bemerkung  nicht  stichhaltig, 
die  Gegenseitigkeit  sei  dann  begründet,  wenn  dem  vom  deutschen 
Richter  erlassenen  rechtskräftigen  Urteile  ohne  Prüfung  seiner  Recht- 
mäfsigkeit  die  Vollstreckbarkeit  gewährt  werde.  Es  ist  hierbei  die 
Einschränkung,  welche  Abs.  2  des  §  661  für  dessen  Abs.  1  bildet, 
gänzlich  aufser  Betracht  gelassen.  Wäre  übrigens  der  letztere  Satz 
von  Wach  zutreffend,  so  könnte  dennoch  seine  Schlufsfolgerung  nicht 
gebilligt  werden,  daüs  es  mit  dem  Wesen  der  Gegenseitigkeit  nicht  im 
Widerspruch  stehe,  wenn  ein  ausländischer  Staat  eine  beliebige 
Anzahl  anderer  Vorausseteungen  als  die  Reichscivilprozefsordnung  auf- 
stelle. Denn  das  ausschliefsliche  Festhalten  an  dem  Grundsatze  des 
§  661  Abs.  1  bezw.  §  723  Abs.  1  müfste  folgerichtig  dazu  führen, 
der  Bestimmung  einer  jeden  Voraussetzung  entgegenzutreten,  welche 
zu  einer  Prüfung  der  Entscheidung  hinsichtlich  ihrer  Gesetzmäfsigkeit 
Veranlassung  geben  kann. 


18)  Auch  für  das  gegenwärtig  noch  geltende  Recht  wird  im  Anschlüsse 
an  die  Ausführungen  von  Wach  a.  a.  0.  S.  226  u.  227  und  Kohle  r,  Zeit- 
Bchrift  f.  deutsch.  Civiiprozefs  Bd.  X  S.  449  Eg.,  insbes.  466  u.  467  diesseits 
aaeenommen,  dafs  die  Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  nur 
uf  solche  rechtskräftige  ausländische  Urteile,  welche  den  Erfordernissen 
des  §  661  Abs.  2  Nr.  2—5  bezw.  §  328  Nr.  1,  2,  4  u.  5  genügen,  erfolgreich 
sich  stützen  könne.  Das  gleicher  Ansicht  huldigende,  von  v.  Bar^  Theorie 
imd  Praxis  Bd.  11  S.  421  u.  422,  sowie  von  Richard  in  Böhms  Zeitschrift 
Bd.  IIl  S.  10  flg.,  insbes.  S.  38—44  bekämpfte  Urteil  des  Reichsgerichts 
vom  29.  Januar  1883  (Entsch.  Bd.  VUI  S.  389)  ist  aUeidings  auch  bezügUch 
einiger  Sätze  nicht  einwandfrei 
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§  7.    VoUstreckungrsvoraussetzungren,  welche  fttr  die 
Gegrenseltlgrkelt  ohne  Belang  sind. 

Die  vom  ausländischen  Staate  für  die  Bewillig:ang  zur  Vollstreckimg 
unserer  Urteile  aufgestellten  Voraussetzungen  sind  nach  dem  Vorstehenden 
für  die  Gegenseitigkeitsfrage  unter  dem  Vorbehalte  von  Erheblichkeit, 
dafs  dieselben  eine  Prüfung  jener  Entscheidungen  hinsichtlich  deren 
Gesetzmäfsigkeit  erheischen. 

Anders  yerhält  es  sich  dagegen,  wenn  die  Voraussetzungen  des 
fremden  Staates  eine  Untersuchung  in  Bezug  auf  die  Bechtmäfsigkeit 
unserer  Urteile  nicht  erfordern.  Letzteres  war  z.  B.  der  Fall  an- 
gesichts des  §  2  der  früher  in  Geltung  gewesenen  bayerischen 
Verordnung  vom  2.  Juni  1811,  die  Vollstreckung  firemdrichterlicher 
Erkenntnisse  betr.  (Reg.Bl.  S.  745).  Hiemach  konnte  ein  ausländisches 
Urteil  an  den  in  Bayern  befindlichen  Gütern  des  „Sachfälligen"  nur 
dann  in  Vollzug  gesetzt  werden,  wenn  a)  durch  gerichtliche  Zeugnisse 
dargethan  war,  dafs  in  dem  auswärtigen  Staate  keine  tauglichen  oder 
hinreichenden  VoUstreckungsmittel  vorhanden  sind,  und  wenn  sich 
b)  keine  bayerischen  Unt^ilianen  mit  Forderungen  gemeldet  haben, 
rücksichtlich  welcher  ihnen  an  den  zur  Vollstreckung  angewiesenen 
Sachen  ein  gleiches  oder  vorzügliches  Recht  gesetzlich  zusteht.  In 
ähnlicher  Weise  verlangt  Monako,  wie  Francke  a.  a.  0.  S.  62 
hervorhebt,  dafs  in  dem  Staate,  in  welchem  das  zu  vollziehende  Urteil 
gesprochen,  die  Zwangsvollstreckung  vergeblich  versucht  wurde.  Hier- 
her sind  auch  die  von  den  rumänischen  Gerichten  gestellten  An- 
forderungen zu  rechnen,  dafs  den  Gesuchen  um  Vollstreckung  aus- 
ländischer Urteile  rumänische  Übersetzungen  der  letzteren  beizufügen 
sind  und  dafs  vom  Antragsteller  ein  in  Rumänien  wohnender  Anwalt 
als  Bevollmächtigter  aufzustellen  ist^^).  Nur  für  f^Ue  dieser  Art  trifit 
die  Bemerkung  von  Wach  und  Francke  zu,  dafs  die  Gegenseitigkeit 
durch  die  Bestimmung  anderer  als  der  in  §  661  Abs.  2  älterer  Fassung 
erwähnten  Voraussetzungen  nicht  beeinträchtigt  werde. 

§  8.    Erfordernis  wesentlicher  Übereinstimmung 

der  InlAndisohen  und  auslAndisohen  Vollstreckungs- 

voraussetzungren  als  Folgrerung:  aus  dem  BesTPiffe  der 

Gegrenseitigrkeit. 

1.  Nach  Mafsgabe  der  am  Schlüsse  des  §  5  oben  aufgestellten 
positiven  Begri£bbestimmung  kann  von  Gegenseitigkeit  im  Ver- 
bältnisse zu  einem  anderen  Staate  nicht  gesprochen  werden,  welcher 
fremdrichterliche  Urteile: 


19)  Böhms  Zeitschr.  Bd.  I  S.  121  und  Bd.  VE  S.  20;  Jettel,  Hand- 
buch des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  mit  Rücksicht  anf  die 
Gesetzgebungen  Österreich -Unganis,  Kroatiens  und  Bosniens  (1898)  S.  195. 
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a)  entweder  überhaupt  nicht  oder  nur  in  Ansnahmefiülen, 

oder 

b)  nnr  dann,  wenn  dieselben  nicht  eine  Verorteilnng  eines  seiner 
Angehörigen  aassprechen, 

oder 

c)  nnr  im  Falle  diesbezttglicher  besonderer  Staatsverträge 
vollstreckt,  wenn,  wie  zn  c)  noch  beiznAlgen  ist,  weder  das  Deutsche 
Reich  noch  auch  ein  hierzu  gehöriger  Bundesstaat  einen  solchen  Vertrag 
abgeschlossen  haben. 

Als  Beispiele  können  hier  genannt  werden  zu 

a)  Finnland,  Niederlande,  Schweden  und  Norwegen, 

b)  Türkei, 

e)    RuTsland  und  Kanton  Neuenbürg. 

Eine  Gegenseitigkeit  kann  femer  dann  nicht  anerkannt 
werden,  wenn  die  Bewilligung  zur  Vollstreckung  ausländischer  Ent- 
scheidungen in  einem  anderen  Staate  —  in  EIrmangelung  von  dies- 
besilgliehen  Staatsverträgen  —  entweder  überhaupt  oder  doch  im  Falle 
der  Beteiligung  von  Angehörigen  des  letzteren  Landes  dadurch  bedingt 
ist,  dafs  das  vom  fremden  Richter  erlassene  Urteil  seinem  vollen  Um- 
fiuoge  nach  hinsichtlich  seiner  Gesetzmäfsigkeit  (exameny  r^visian  au 
fond^^^)  geprüft  wird,  wie  z.  B.  in  Belgien,  Frankreich,  Luxemburg, 
sowie  in  den  Kantonen  Freiburg,  Genf,  Unterwaiden  o./W.  und  Waadt- 
land. 

Auch  das  widerspricht  dem  Wesen  der  Gegenseitig- 
keit, dafs  ein  fremder  Staat  wesentlich  strengere  Voraussetzungen 
als    die    Reichscivilprozefsordnung    aufstellt'^).     Da   eine    vollständige 


20)  Verschieden  von  diesem  System  des  sog.  exequaiur  ist  das  in 
Italien  übliche  System  des  sog.  pareatisy  nach  welchem  die  Prüfung  in 
einem,  wie  man  vor  Einführung  der  Ezekutionsordnung  vom  27.  Mai  1896 
auch  in  Osterreich  sagte,  sog.  De libations  verfahren  erfolgt  und  wonach 
dieselbe  ebenso,  wie  dies  bezüglich  der  zulässigen  fSnwendungen  der  Fall, 
auf  gesetzUch  bestimmte  Punkte  beschränkt  ist. 

21)  Der  Vertreter  der  verbündeten  Begiemngen,  Appellationsgerichtsrat 
Dr.  Ha  US  er,  sprach  sich  in  der  Sitzune  der  Justizkommission  des  Keichs- 
tagB  Tom  8.  Juni  1875  {Hahn  Bd.  I  B.  888)  dahm  aus,  dafs  die  Voll- 
streckung ohne  Bücksicht  auf  die  strengeren  Voraussetzuneen  des  anderen 
Staates  zu  bewUIigen  sei.  Aber  er  gab  {hierbei  nicht  an,  bis  zu  welchem 
Grade  ein  strengeres  MaTs  statthaft  erscheine,  sondern  le^,  wie  seine  Er- 
örterung entnelmien  läfst,  auf  die  Beschaffenheit  und  Zahl  der  vom  aus- 
ländischen Staate  auffi^estellten  Voraussetzungen  überhaupt  kein  Gewicht.  In 
seiner  oben  in  §  6  mcht  besprochenen  Begründung  hält  er  dafOr,  dafs  die 
WiederverffeltunjK  das  Ziel  überschreite,  wenn  mangels  vollständiger  Gregen- 
seitigkeit emem  fremden  Staate  die  Vollziehung  seiner  Urteile  nicht  gewahrt 
werae.  Auf  der  anderen  Seite  sei  es  aber  bedcnoklich,  wenn  gefordert  würde, 
dafs  die  Vollstreckung  in  Deutschland  in  demselben  Mafae  und  unter  den 
bleichen  Voranssetzmigen  wie  im  Auslände  stattfinden  solle,  weil  dann  das 
aeatsche  Gericht  immer  nach  der  ausländischen  Prozefsgesetzgebung  zu  ver- 
ehren hätte.  £b  bleibe  daher  nur  der  dritte  Weg  übng,  die  Vollstreckung 
ohne  Kficksicht  auf  die  strengeren  Voraussetzungen  des  anderen  Staats  zu 
gestatten.    Haue  er  übersah  oei  seiner  Darlegung  den  Bfittelweg,  welcher 

Zttitaohrift  f.  intern.  Frimxr  a.  Straftreoht  etc.,  Band  IX.  15 
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Übereinstunmang  der  in  den  verschiedenen  Staaten  in  Bezog  auf  die 
VollstreckongBvoraasBetzangen  geltenden  Gesetze,  welche  ja  in  Wirk- 
lichkeit nicht  besteht,  vernünftigerweise  auch  nicht  gefordert  werden 
darf,  so  kann  die  Annahme  der  Oegonseitigkeit  nicht  davon  abhängig 
gemacht  werden,  dafs  der  auswärtige  Staat  die  Prüfongsbefbgnis  seiner 
Gerichte  auf  eben  dieselben  für  den  Urteilsvollzog  maf^gebenden  Voraus- 
Setzungen  wie  die  Reichscivilprozefsordnung  beschränke.  Eb  darf  da- 
her nur  wesentliche  Übereinstimmung  der  Vollstrecknngs- 
voraussetzungen  des  auswärtigen  Staates  mit  den  bei  uns  geltenden 
Voraussetzungen  gefordert  werden.  Q-aupp^  Beineke^  Seuffert 
und  Wilmoivahi'Levff  stehen  in  ihren  Kommentaren  zur  Reichs- 
civilprozefsordnung, Böhm  in  seinem  Handbuche  des  Rechtshttlfever- 
fahrens  auf  dem  gleichen  Standpunkte'^. 

2.  Eine  derartige  wesentliche  Übereinstimmung  ist  nicht 
blofs  dann  gegeben,  wenn  nur  dem  Wortlaute  nach  ein  Unterschied, 
dem  Inhalte  der  Vorschriften  nach  aber  Gleichheit  vorhanden  ist,  son- 
dern kann  auch  bei  einer  jenen  Inhalt  betreflfenden  Verschiedenheit  der 
einzelnen  Gesetzgebungen  vorliegen.  So  wird  man  nicht  Gewicht 
darauf  legen  dttrfen,  ob  bei  einer  dem  §  661  Abs.  2  Nr.  4  bezw. 
§  828  Nr.  2  der  R.C.Pr.0.  entsprechenden  Bestimmung  der  auslän- 
dischen Prozefsordnung  ebenso  wie  in  jenen  Paragraphen  die  Staats- 
angehörigkeit des  Schuldners  in  Betracht  gezogen  ist.  Auch  wird  man 
—  zumal  über  die  Auslegung  des  deutschen  Rechtes  in  der  fraglichen 
Beziehung  selbst  Zweifel  obwalten   —   die  fremde  Geset^^bung  bei 


in  der  Bestimmung  bestanden  haben  wttrde,  inwieweit  eine  Abweichung  der 
ausländischen  von  der  inländischen  G^esetz^bunjor  mit  dem  Standimnkte  der 
Gegenseitigkeit  in  Einklang  zu  bringen  ist  FQr  die  Zulässigkeit  stren- 
ff  er  er  Voraussetzungen  haben  sich  auch  Waeh  und  Franeke  (s.  oben 
§  6)  ansgespiochen;  desgleichen  Leshe  (Leske  u.  LöwmfeLd  Bd.  l  S.  818), 
welcher  für  entscheidend  hält,  da(s  das  Ausland  deutsche  Urteile  über- 
haupt zur  Vollstreckung  bringe. 

22)  6^  aupp  bemerkt  in  der  3.  Auflage  sdnes  Konmientais  Bd.  II 
S.  829  Ziff.  Vll,  dafs  die  Bedingungen  der  Vollstreckung  der  diesseitigen 
Urteile  im  auswärtigen  Staate  im  wesentlichen  dieselben  sein  müssen 
wie  bei  uns.  Es  sei  nicht  erforderlich,  dafs  die  Vollstreckung  im  Ausiande 
genau  an  dieselben  Voraussetzungen,  wie  §  661  Abs.  2  Nr.  1—4  bestimme, 
gebunden  sei.  Beine ke  spricht  sich  in  Anm.  5  (S.  629  der  2.  Aufl.)  dahin 
ans,  die  Gegenseitigkeit  erheische  der  Natur  der  Sache  nach,  dafs  die  Urteile 
deutscher  (^chte  .  .  .  nach  wesentlich  entsprechenden  Grundsätzen, 
wie  sie  in  den  §§  660  u.  661  C.Pr.0.  „normiert"  seien.  Vollstreckung  finden. 
Seuf/eri,  Anm.  7a  S.  846  der  7.  Aufl.,  erachtet  die  Gregenseitigkeit  für 
▼erbürgt,  wenn  die  Urteile  der  inländischen  Gerichte  in  dem  ausländischen 
Staate  „ohne  Prüfung  der  Gesetzmäfsigkeit  der  Entscheidung*'  entweder  un- 
bedingt oder  doch  unter  nicht  wesentlich  anderen  oder  mehreren 
Vorbehalten  als  den  in  §  661  Abs.  2  gemachten  vollstreckt  werden. 
Ebenso  hält  Wilmotoeki-Levv,  Bd.  II  S.  905  der  6.  Aufl.,  dafür,  dafs 
die  Gegenseitigkeit  nicht  deshiub  verneint  werden  dürfe,  weil  die  Toll- 
Streckung  des  deutschen  Urteils  im  Auslande  in  einzelnen  Beziehungen  an 
andere  Voraussetzungen  geknüpft  sei,  sofeme  nur  im  wesentlichen 
Übereinstimmung  bestehe.  Böhm  endlich  verlangt  S.  117,  dafs  die 
Voraussetzungen  wesentlich  gleiche  seien. 
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sonst  vorliegender  Übereinstimmmig  als  mit  §  661  Abs.  2  Nr.  8  beow. 

§  328  Nr.  1  im  Einklänge  stehend  ansehen  müssen,    gleichviel  ob  im 

Auslände   auf  die   abstnükte    oder    konkrete    Znständigkeit    Betonung 

gelegt  wird. 

Nicht    unzweifelhaft    möchte    dagegen    sein,     ob     dasselbe    der 

FaUist 
besOglich  des  §  828  Nr.  4  neuerer  Fassung  der  R.C.Pr.0.   einer- 
seits und 

a)  des  italienischen  CPr.G.B.  Art  941  Ut  d, 

b)  des  ungarischen  Oes.  über  das  Exekutionsver&hren  vom  1.  Juni 
1881  §  8  Abs.  2  lit.  d  (Oes-Art  LX  von  1881), 

c)  des  §  81  Nr.  4  der  österreichischen  Exek.0.  (Ges.  vom  27.  Mai 
1896)  und 

d)  des  Art  1088  §  5  der  portugiesischen  G.Pr.0.  von  1867 
andererseits.     Hier  ist  angeordnet: 

wa  a)  dafo  das  Urteil   keine  Verftlgungen   enthalten  darf,   welche  der 
öffentlichen  Ordnung  oder  dem  inneren  öffentlichen  Bechte  des 
Königreichs    zuwider   sind   {Kopp er B   8.   64,    Leshe    und 
Löwenfeld  Bd.  I  8.  615). 
zu  b)  dafs  die  Leistung,  welche  im  Wege  der  Exekution  zu  erlangen 
beabsichtigt  ist,  mit  einem  vaterlltndischen  verbietenden  Gesetze 
nicht  kollidieren  darf  {Francke  8.  59,  60,  B^J^ms  Zeitschr, 
Bd.  IV  8.  418), 
zu  c)  dafs  die  Bewilligung  der  Exekution  oder  der  begehrten  Exekn- 
tionshandlnng  unter .  anderem  zu  versagen  ist,   wenn  vermittels 
derselben  ein  Bechtsverhttltnis  zur  Anerkennung  oder  ein  An- 
spruch zur  Verwirklichung  gelangen  soll,   welchem   durch  das 
inländische  Gesetz  im  Inlande  aus  Rücksicht  der  ö£bntliehen 
Ordnung  oder  der  8ittlichkeit  die  Gültigkeit  oder  Klagbarkeit 
versagt  ist  {Böhms  Zeitschr.  Bd.  VI  8.  864  u.  497), 
wihrend 
zu  d)  der  Widerspruch   des  Beklagten  unter  anderem  darauf  gestützt 
werden    kann,    dafs    das    auslilndische    Erkenntnis    gegen    die 
Grundsätze    des    portugiesischen    öffentlichen   Hechts   oder    der 
öffiBDtlichen  Ordnung  verstöfst  {Böhms  Zeitschr.  Bd.  11  8.  500, 
Kopp  er s  8.  69). 
Wenn  Art.  941  der  Italien.  C.Pr.0.  dahin  zu  verstehen  wäre,  daüi 
der   einheimische  Richter  zu  untersuchen   habe,    ob    das  ausländische 
Urteil  nicht  gegen  iigend  eine  Vorschrift   des  inländischen  öffentlichen 
Rechtes,  sei  es  des  Verfiassungs-,  sei  es  des  Verwaltungsrechts  verstofse, 
dann  würde,  wie  dies  Eccius  in  seiner  in  ffrucho ^8.  Beiträgen  zur 
Erläuterung   des   deutschen  Rechts  Bd.  XXX  8.  461    enthaltenen  Be- 
sprechung des  TFa ersehen  Handbuchs  des  deutschen  Civilprozefsrechts 
Unsichtlich   des  brasilianischen  Rechtes   angenommen   hat,   die  Gegen- 
seitigkeit allerdings  nicht  als  begründet  zu  erachten  sein;   denn   mit 
letzterer  ist  es  unvereinbar,  dafs  fremde  Entscheidungen  nach  Mafsgabe 
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des  Civil-  oder  des  (deutlichen  Rechts  beKttglidi  ihrer  Gesetzndirsigkett 
giaprttft  werden«  Allein  die  Worte  „welche  der  Öffentlichen  Ordnung 
oder  dem  inneren  Öffentlichen  Rechte  des  Königreichs  zuwider  sind^ 
geben,  wie  die  nachstehende  Erörterung  zeigen  wird,  zu  einer  solchen 
Auslegung  keine  zureichende  Veranlassung. 

Die  von  der  Wissenschaft  des  internationalen  Privatrechts  gebill^te 
Anwendung  ausländischen  Rechtes,  welche  mit  der  durch  Savigny 
angebahnten  Auffiuasung  einer  internationalen  Rechtsgemeinschaft  aller 
in  den  völkerrechtlichen  Verkehr  angenommenen  Staaten  in  Zusammen- 
halt steht,  findet  in  einigen  Füllen  im  einheimischen  Rechte  eine 
Schranke.  Es  ist  nicht  leicht,  diese  in  den  Gresetzgebungen  der  em- 
zelnen  LSnder  gewöhnlich  nicht  genau  bestimmten  Grenzen  mit  Sicher- 
heit anzugeben  oder  dieselben  mit  einer  allgemeinen  Formel  ausreichend 
zu  bezeichnen.  Während  Savigny  in  seinem  Systeme  des  heutigen 
römischen  Rechts  (Bd.  VIH  S.  38),  diese  FäUe  in  zwei  Klassen 
teilend, 

a)  von  Oeeetsen  von  streng  positiver  zwingender  Natur  und 

b)  von  Rechtsinstituten  eines  fremden  Staates  sprach,  deren  Dasein 
in  dem  unserigen  überhaupt  nicht  anerkannt  sei, 

haben  andere  SchriAsteller  gleichwie  auswärtige  Gesetzgebungen  auf  die 
Begriffe  des  öffentlichen  Rechts  oder  der  öffentlichen  Ordnung  Bezog 
genommen,  hierbei  manchmal  zwischen  ordre  pMic  internaiikondl  und 
ordre  puJbHc  interne  unterscheidend.  Von  wieder  anderer  Seite  wurde 
im  Gegensatze  zum  Privatrechte  das  Recht  der  G^esellschaft  oder  die 
Moral,  femer  auch  das  politische,  sociale  oder  nationalökononusche 
Interesse  hervorgehoben^).  In  offenbarer  Anlehnung  an  §  19  d« 
sächsischen  Bfligerl.  G.B.  kommt  Mommsen  im  Archiv  für  civilistische 
Praxis  Bd.  LXT  S.  202  zu  dem  Vorschlage,  dafs  ausländische  Gesetze 
nicht  anzuwenden  seien,  wenn  deren  Anwendung  durch  inländische 
Gesetze  nach  Vorschrift  oder  nach  dem  Zwecke  derselben  ausgeschlossen 
erscheinen'*).     Nach  Art  30  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B.,  welcher  dem 


28)  Näheres  in  dieser  Beziehung  bei  v.  JBar  a.  a.  O.  Bd.  I  S.  95  flg. 
und  S.  127  f.;  Niemeyer,  Vorschläge  und  Materialien  zur  Kodifikation  des 
internationalen  Privatrechts  (1896)  S.  5*  flg.,  S.  63.  Kahn  geht  in  seinen 
Abhandlungen  aus  dem  Internat.  Privatrecnt  {Gerber  u.  Jhering,  Jahrbttcher 
Bd.  XXXTX  [18981  S.  1  flg.)  soweit,  zu  behaupten,  dals  die  Lehre  von  ordre 
public  und  von  den  Prohibitivgesetsen  ani  unhaltbaren  VoranssetBongen 
berohe. 

24)  V.  Bar  (Theorie  und  Praxis  Bd.  I  S.  127  flg.)  ^langt  am  Schlosse 
seiner  Ausfahnrngen  über  sog.  zwingende  oder  Prohu>itivgesetze  (S.  132)  zn 
folgender  Fassung:  „Die  Anwendung  auswärtiger  Rechtsnormen  ist  insoweit 
au^geschloBsen,  als  sie  dazu  dienen  würde,  im  Gebiete  des  Staates  Rechts- 
verhältnisse  zu  verwirklichen  oder  Handlangen  und  Leistungen  zu  erzwingen, 
welche  nach  der  Gesetzgebone  des  Staates  daselbst  nicht  geduldet  herw, 
daselbst  nicht  erzwunjgen  weraen  sollen.'  Verwandt  hierzu  ist  der  aof  den 
Vollzug  fremdrichterbcher  Urtdie  sich  beziehende  Vorschlag  Bare  (Bd.  11 
S.  484),  die  Vollstreckung  sd  zu  versagen,  wenn  sie  entweder  als  un- 
mittelbare Verwirklichung  eines  Verhältnisses  betrachtet  werden  mfisse, 
welches    nach    den    im   Vollstreckungsstaate   herrschenden  Anschanmigen 
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§  328  Nr.  4  der  C.Pr.0.  neuerer  Faflsung  zum  Vorbilde  diente,  ist  die 
Anwendang  eines  anslfindischen  Gesetzes  aoBgesGhloBsen '') ,  wenn  die- 
selbe gegen  die  guten  Sitten  oder  gegen  den  Zweck  eines  deutschen 
Gesetzes  verstofsen  würde. 

Die  zu  allgemein  ge&bten  Worte  ^^öffiantliche  Ordnung**,  „öffantp 
liebes  Recht'',  oder  auch  „inneres  öffentliches  Becht^  stdlen  nur  einen 
Venneh  dar,  daqenige  zu  kennzeichnen,  was  von  anderer  Seite  durch 
die  Fassung  „verbietende  Gesetze**,  „vaterlftndiscbes  verbietendes  Gesetz^ 
und  „guten  Sitten**  zum  Ausdruck  gebracht  wird. 

Art  30  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  hat  in  der  That  dasselbe  im 
Auge.  Zum  Verstofte  g^gen  die  guten  Sitten  genügt,  wie  hier  noch 
beigefügt  werden  soll,  nicht  ein  Widerstreit  der  sittlichen  Anschauungen; 
der  fr^sde  Rechtssatz  oder,  besser  ausgedrückt,  das  Verhalten  (Handeln 
oder  Unterlassen),  welches  derselbe  unmittelbar  anbefiehlt,  gestattet  oder 
doch  mittelbar  vermöge  der  an  eine  bestimmte  Verhaltungsweise  ge- 
knüpften Rechtsfolgen  befördert,  mufs  ein  positiv  sittlich  verwerfliches 
flein  (Ziielmanny  Internationales  Privatrecht  Bd.  I  S.  336  u.  d38). 
Der  Zweck  eines  deutschen  Gresetzes  kann  in  dem  letzteren  entweder 
ausdrttcklich  ausgesprochen  oder  doch  sonst  deutlich  erkennbar  gemacht 
sein  '*).     Deutlich  erkennbar  ist  durch  den  Zweck  eines  deutschen  Ge- 


zweifellos den  guten  Sitten  zuwiderlaufe,  oder  wenn  durch  die  Vollstreckung 
eine  Handlung  erzwungen  weiden  würde,  welche  nach  den  Gesetzen  des 
Ortes  der  Zwangsvollstieckung  nicht  erzwnnjgen  werden  dürfe.  Die  K.CPr.0. 
von  1877  fand  es  für  ausreichend,  nur  die  im  Vorschlage  v,  Bars  erwähnte 
zweite  Alternative  in  §  661  Abs.  2  Nr.  2  auszusprechen.  Durch  diese  ihre 
Anordnung,  welche  wohl  in  erster  Linie  die  Verhlndenmg  des  nach  deut- 
schem Rechte  (§  774  älterer  Fassung  bezw.  §  888  neuerer  «"kssung  CPr.O.) 
nngnlftssigen  Zwangs  zur  £heschlieirang  im  Auge  hatte,  bot  sie  allerdings 
nur  ungenügenden  Schutz;  denn  sie  berechtigte,  da  Geldzahlung  eine  an 
sich  er&ubte  Handlung  ist,  den  deutschen  Eichter  nicht  dazu,  einer  &emd- 
richterUchen  Ebatscheidun^,  welche  aof  Grund  «nes  nach  inländischem  G^ 
setze  verbotenen,  nicht  k&gbaren  Rechta^eschäfts  auf  Verurteilung  erkannte, 
die  Vollstreckung  zu  versagen  Mit  Becht  hat  das  BQ^chsgesetz  vom  17.  Mai 
ISdS  durch  §  293  f.  (|  828  neuer  Fassung)  hier  eine  Änderung  bewirkt 

26)  Der  Art  80  spricht  von  AusschluTs  der  Anwendung  des  auslän- 
dischen Gesetzes.  Mit  Kecht  unterscheidet  iedoch  Niemeyer  Vorschläge 
nnd  Materialien  S.  7,  ob  das  einheimische  necht  positiv  absolute  Geltung 
beansprucht,  so  dals  die  Anwendung  ausländischen  JE^echts  gar  nicht  in  Frage 
kommt,  oder  ob  an  und  für  sich  die  Anwendung  des  fremden  Rechts  zuge- 
lassen ist  und  die  einheimische  Hechtsordnung  nur  gegenüber  dem  besonderen 
Inhalte  eines  bestinunten  ansländisohen  Rechts  sicn  negativ  verhält.  Dieser 
Unterschied  ist  auch  von  Zitelmann^  Internat  Privatrecht  (1897)  Bd.  I 
S.  329,  332,  372,  Barazetti,  Das  intemat  Privatr.  im  B.G.B.  (1897)  S.  6, 
sowie  in  dem  in  Böhme  Zeitschrift  Bd.  VII  S.  487  flg.  abgedruckten  Auf- 
sätze, insbes.  S.  491  fl^.  hervorgehoben.  Art.  30  Ein.Ges.  bekundet  kein 
podtives,  sondern  nur  em  negatives  Verhalten. 

26)  Ans  diesem  Grunde  dürfte  durch  die  Worte  .Zweck  des  Gesetses'^ 
auch  der  Begriff  „Vorschrift  des  Gesetzes"  zum  Ausdruclc  gebracht  sein.  Man 
kann  übrigens  auch  mit  Ziielmann  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  971  sagen,  es  habe 
als  selbstverständlich  keiner  besonderen  Hervorhebung  bedurft,  dafs  ein 
fremdes  Recht  dann  nicht  anzuwenden  sei,  wenn  das  inländische  Gesetz  dies 
besonders  vorschreibe. 
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eetzes  die  Anwendung  fremden  Rechtes  dann  auBgeschloflsen,  wenn  ein 
dieBbesaglichee  inländisches  Verbotsgesetz  besteht  Ein  OesetE 
dieser  Art  ist  nicht  schon  in  dem  Falle  gegeben,  wenn  die  Vornahme 
eines  Rechtsgeschttftes  nur  mit  Nachteilen  bedroht,  dessen  Wiilnmg 
aber  nicht  verneint  ist,  ja  nicht  einmal  immer  dann,  wenn  jenes  Bechts- 
geschKft  ftlr  nichtig  erkkrt  ist;  es  mufs  vielmehr  die  Absicht  des  G«- 
setses  dahin  geriditet  sem,  die  Eingehung  des  betreffenden  Reehts- 
geschäftes  möglichst  sa  verhindern  (Zitelmann  a.  a.  0.  8.  878). 
Von  einem  solchen  Bestreben  sind  z.  B.  das  Reichsstrafgesetzbnch  nnd 
andere  strafgesetzliche  Bestimmungen  des  Reiches,  sowie  das  Wucher- 
gesetz vom  24.  Mai  1880  und  zwar  nicht  blofs  in  seinem  strafrechtlichen, 
sondern  auch  in  seinem  civilrechtlichen  Teile  geleitet  Es  mögen  wohl 
wenig  ausländische  Rechtssfttze  vorhanden  sein,  welche  mit  derartigen 
strafrechtlichen  oder  civilrechtlichen  deutschen  Verbotsgesetzen  in  ent- 
schiedenem Widerspruche  stehen.  Aber  es  wird  leicht  zutreffen,  dafs 
dann,  wenn  wucherliche  Geschüfte  vorliegen  oder  wenn  es  sich  um 
einen  durch  Betrug  oder  Erpressung  erworbenen  Vermögensvortei) 
handelt,  das  an  sich  anwendbare  ausländische  Gesetz  der  rechtUehen 
Erlangung  und  Erhaltung  solcher  Vorteile  nicht  im  Wege  stOnde, 
während  das  deutsche  Recht  civilrechtliche  Wirkungen  jener  Straf- 
thaten  hemmt  und  damit  zugleich  auch  der  Anwendung  des  auswärtigen 
Rechts  entgegentritt 

Da  das  im  Vorstehenden  für  Art  80  des  Einf.Ges.  zum  B.6.B. 
Erörterte  bei  der  Gleichheit  der  in  beiden  Vorschriften  ausgesprochenen 
AusschHersungsgrttnde  auch  für  §  828  Nr.  4  der  R.C.Pr.0.  neuerer 
Fassung  gilt,  so  darf  unbedenklich  angenommen  werden,  dafs  die 
letztere  Gesetzesstelle  sowohl  mit  dem  oben  angezogenen  Art  941  Ut  d 
des  italien.  CPr.G.B.  als  auch  mit  den  weiter  angeHlhrten  Vorschriften 
der  österreichischen  und  der  ungarischen  Exekutionsordnung,  sowie  der 
portugiesischen  Civilprozefsordnung  im  wesentlichen  im  Ein- 
klänge steht 

8.  Bisher  wurden  zur  Beurteilung  dessen,  was  wesentliche  Übe^ 
einstimmung  ist,  nur  einzelne  Bestimmungen  der  §  661  Abs.  2 
älterer  Fassung  und  §  828  neuerer  Fassung  mit  diesbeztiglichen  Vor- 
schriften des  ausländischen  Rechtes  in  Vergleich  gezogen.  Ee  soU  nim- 
mehr der  Versuch  unternommen  werden,  diese  Paragraphen  in  der 
Gesamtheit  ihrer  Anordnungen  dem  ausländischen  Rechte 
gegenüberzustellen,  damit  auf  diese  Weise  die  Möglichkeit  geboten 
werde,  zu  einem  leitenden  Grundsatze  zu  gelangen.  Aus  §  661 
Abs.  2  bezw.  §  328  ist  zu  entnehmen,  dafs  der  Gesetzgeber  der 
Rechtskraft  ausländischer  Entscheidungen  eine  hohe  Achtung  entgegen- 
bringt und  deshalb  von  dem  Willen  beseelt  ist,  die  von  ihm  ftlr  not- 
wendig angesehene  PrUftmg  fremdrichterlicher  Urteile  auf  ein  be- 
scheidenes Mafs  einziischiänken.  Die  von  ihm  angeordnete  sachliche 
Untersuchung  betrifft  —  wenn  von  den  besonderen  gesetzlichen 
Vollstreckungsvoraussetzungen  hier  abgesehen  werden  darf  —  nur  einen 
einzigen  Fall  (§  661  Abs.  2  Nr.  2  bezw.  §  828  Nr.  4),  die  formelle 


Digitized  by 


Googl( 


Das  Erfordeniis  der  verbfirgten  Gegensdtigkeit  bei  VollBtreckuDg  etc.     281 

hingegen  zwei  Fälle  (§  661  Abs.  2  Nr.  3  und  4  bezw.  §  828  Nr.  1 
und  2).  Mit  diesen  beiden  Vorschriften  formeller  Natur  ist  keineswegs 
ein  Eingriff  in  die  Rechtsgebiete  auswärtiger  Staaten  beabsichtigt;  sie 
dienen  vielmehr  nur  dem  Zwecke ,  das  Inland  gegen  Übergriffe  einer 
auslBndischen  Oerichtsbarkeit  zu  sichern  und  den  Schuldner,  wie  Wa  chs 
Handbuch  S.  284  hinsichtlich  der  Bestimmung  in  §  661  Abs.  2  Nr.  4 
sich  ausdrtlckt,  gegen  die  im  Falle  einer  Ediktalladung  liegende  Oefidir 
oner  Überrumpelung  zu  schützen.  Die  im  Verhältnisse  zu  §  661  Abs.  2 
Nr.  2  älterer  Fassung  allerdings  etwas  weiteigehende  Vorschrift  des 
§  328  Nr.  4  neuerer  Fassung  macht  dem  Gerichte  im  Grunde  nur  die 
Prttfung  zur  Auflage,  ob  das  fremdrichterliche  Urteil  nicht  gegen  das 
verbietende  (prohibitive)  Recht  verstöfst 

Ist  nun  ein  ausländisches  Recht  von  dem  gleichen  Grund- 
gedanken wie  die  Reichscivilprozefsordnung  beherrscht, 
dann  ist  die  Gr^genseitigkeit  als  gegeben  zu  erachten,  selbst  wenn  jenes 
zum  Schutze  gegen  Übeigrifie  anderer  Staaten  es  ftlr  nötig  beftmden 
haben  sollte,  nicht  blofs  den  dem  deutschen  Gesetze  entsprechenden 
Bestimmungen  durch  eine  weitergehende  Fassung  eine  bessere  Wirk- 
samkeit zn  verleihen,  sondern  auch  einige  Voraussetzungen 
mehr  aufzustellen,  als  die  Reichscivilprozefsordnung  gethan  hat 
Ist  indes  die  Zahl  der  Voraussetzungen  im  ausländischen  Rechte  eme 
erbeblich  grOfsere,  so  mufs  das  Bestehen  der  (Gegenseitigkeit  verneint 
werden.  Dem  Grundgedanken  der  deutschen  Civilprozefsordnung  trägt 
femer  das  ausländische  Recht  vermöge  der  Beschaffenheit  seiner 
VoUstreckungsvoraussetznngen  nicht  Rechnung,  wenn  dasselbe  dem 
auswärtigen  Richter  eine  thatsächliche  oder  —  abgesehen  von  dem  in 
§  828  Nr.  4  neuerer  Fassung  vorgesehenen  Falle  —  eine  materieU- 
rechtliehe  Prttfung  der  durch  das  Urteil  des  deutschen  GMchtes  ent- 
schiedenen Rechtssache  vorschreibt  oder  doch  gestattet  und  folgerichtig 
auch  des&llsige  Einwendungen  des  Schuldners  fhr  zulässig  erachtet. 
Dies  tiifft  z.  B.  bei  Art  860  der  griechischen  C.Pr.0.  von  1884 
zu,  wonach,  sobald  eine  der  Parteien  ein  Inländer  ist,  der  Vollzug  des 
ausländischen  Urteiles  in  dem  Falle  verweigert  werden  kann,  wenn 
dasselbe  gegen  erwiesene  Thatsachen  verstöfst  (Z^opjpers  S.  91). 
Hierher  ist  auch  die  portugiesische  C.Pr.0.  vom  8.  November  1876 
zu  rechnen,  nach  deren  Art  1088  §  6  der  Widerspruch  des  Beklagten 
darauf  gesttltzt  werden  kann,  dafs  das  gegen  einen  portugiesischen 
Unterthan  erlassene  Urteil  mit  den  Grundsätzen  des  inländischen 
Civilrechts  nicht  Übereinstimmt,  insofeme  die  Streitsache  nach  por- 
tugiesischem Rechte  hätte  entschieden  werden  sollen  (Koppers  S.  69). 
Im  schweizerischen  E^antone  Wallis  wird  ferner  die  Vollstreckung 
al^elehnt,  wenn  das  fremdrichterliche  Erkenntnis  offenbar  un- 
gerecht ist  (Kopp er 8  S.  60). 

Eine  ähzüiche  Prüftmgsbeflignis  nimmt,  wie  das  Reichsgericht 
(Entsch.  in  Civ.S.  Bd.  VII  S.  406  flg.)  emgehend  darlegt,  auch  die 
neuere  englische  Rechtsprechung  für  sich  in  Anspruch.  Die  von 
derselben   angenommene  Statthaftigkeit  der  Einrede,    dafs  ein  Verstofs 
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gßgen  internationale  Rechtogrondflätze  yorli^ge,  dafs  insbesondere  diesen 
zuwider  die  Anwendung  des  englischen  Rechtes  unterlassen  wurde,  ist 
mit  dem  Standpunkte  der  ReichscivilprozeTsordnung  in  keiner  Weise  au 
▼ereinigen.  Ebenso  verhiüt  es  sich  mit  dem  für  snlMssig  erachteten 
weiteren  Einwände,  dais  das  zu  vollziehende  Urteil  durch  betrügerische 
Handlungen  des  Klägers  oder  des  Richters  zustandegebracht  worden 
sei,  und  mit  der  damit  in  Zusammenhang  stehenden,  in  der  Recht- 
sprechung vertretenen  Aufifiissnng,  dafs  die  Nichtanwendung  des  eng- 
lischen Rechtes  in  Fällen,  auf  welche  dasselbe  nach  der  Meinung  des 
britischen  Richters  offenbar  anzuwenden  gewesen  wäre,  als  absichtlich 
▼erweigert  zu  gelten  habe.  Das  Gleiche  trifft  zu  bei  den  Einwendungen 
(deren  Statthaftigkeit  allerdings  bestritten  ist),  dafs  das  fremdrichterliche 
Urteil  auf  einer  offisnsichtlichen  thatsächlichen  Irrung  beruhe  und  dafs 
bei  Anwendung  des  englischen  Rechtes  ein  Irrtum  unterlaufen  sei.  Mit 
gutem  Grunde  hat  das  angeführte  reichsgerichtliche  Urteil  in  dnem 
derartigen  Rechtszustande  —  und  dasselbe  gilt  fUr  die  mit  den  eng- 
lischen im  wesentlichen  tibereinstimmenden  Rechtsverhältnisse  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika^^)  —  das  Vorhandensein  der 
Gegenseitigkeit  nicht  anzuerkennen  vermocht  Der  Stand  des  englischen 
Rechtes  hat  seit  jenem  Urteile  des  Reichsgerichtes  keine  Änderung  er- 
fiihren,  wie  dies  gegenüber  den  in  Böhms  Zeitschrift  Bd.  VI  S.  138 
enthaltenen  Erörterungen  Inhülsens  in  derselben  Zeitschrift  Bd.  VI 
S.  398  flg.  näher  ausgeführt  ist 

§  9,    Verbürgrung  der  Oegrenseltifirkelt. 

Die  Gegenseitigkeit  erscheint  im  Sinne  der  Reichscivilprozefeordnung 
dann  als  verbürgt,  wenn  ausreichende  Sicherheit  dafür  gegeben  ist, 
dafs  die  Gerichte  des  fremden  Staates  rechtskräftige  Urteile  deutscher 
Gerichte  in  künftigen  Fällen  vollstrecken  und  hierbei  eine  mit  §  661 
Abs.  2  Nr.  2 — 4  älterer  Fassung  bezw.  §  328  Nr.  1,  2  und  4  neuerer 


21)  Das  in  den  Entsch.  des  Reichsoberhandelsgerichts  Bd.  XXI 
S.  11  aogedmckte  Erkenntnis  dieses  Gerichtshofes,  welchem  ü.  Bar  Bd.  n 
S.  509  gegenüber  dem  vorerwähnten  reichsgerichtlichen  Urteile  den  Vorzug 
einräumt,  nimmt  unter  B^ufi;Dahme  auf  die  darin  ange^benen  Schriftsteller 
an,  dafs  die  nordamerikaniecLen  Gerichte,  insbesondere  jene  des  Staates  New 
York,  die  Jadikatskiage  aus  einem  Urteile  deutscher  Gerichte  anerkennen 
und  dafs  deshalb  die  Gegenseitigkeit  wenigstens  im  allgemeinen  vorhanden 
seL  In  diesem  Erkenntnisse  ist  auch  die  von  anderer  ^te  vertretene  Mei- 
nung zustimmend  wiedergegeben,  dafs  nach  nordamerikanischem  Rechte  ein 
vom  zuständigen  auswärtigen  Richter  gefälltes  Urteil,  wenn  dasselbe  voll- 
streckt werden  soll  und  ein  Prozefs  darüber  entsteht,  der  Regel  nach  in 
erster  Instanz  prima  /acts- Beweis  für  die  Schuld  bilde  und  es  dem  Be- 
klagten obliege,  dessen  Gereohtififkeit  anzufechten  oder  den 
Nachweis  zu  liefern,  dafs  es  uure^elmäfsig  oder  gesetzwidrig 
erlangt  sei.  Die  durch  den  Druck  hier  hervorgehobenen  Worte  lassen 
entnehmen,  dafs  dieses  übrigens  schon  im  Jahre  1876,  also  vor  Einführung 
der  Civilprozefsordnung,  eruwsene  Urteil  bei  Zugrundlage  des  letzteren  Ge- 
setzes nicht  als  richtig  erachtet  werden  könnte. 
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Fassong  der  R.CPr.O.  nicht  za  vereinbarende  Prüfung  in  Bezog  auf 
deren  Gesetzmäfsigkeit  vermeiden.  Eine  derartige  Sicherheit  dax£  in 
dem  Bechte  des  anflwttrdgen  Landes  (Gresetz  oder  Gewohnheitsrecht), 
sowie  in  den  von  demselben  abgeschlossenen  Staatsvertrtfgen  bezw.  in 
den  in. minder  feierlicher  Form  abgegebenen  Erklttmngen  der  beteiligten 
Regierangen  erblickt  werden. 

Die  Gegenseitigkeit  ist  hiemach  —  wenn  von  der  bestrittenen 
Frage,  ob  blofs  thatsttchliche  Übong  hiexsa  genügt,  vorerst  noch  ab- 
gesehen wird  —  entweder  eine  gesetzlich  oder  eine  vertrags- 
mäfsig  verbürgte.  Ungeachtet  der  zwischen  Deutschland  und 
einem  auswärtigen  Staate  bestehenden  wesentlichen  Übereinstimmung  in 
Bezug  auf  die  Gesetzgebung  kann  dennoch  eine  Yerbtlrgung  der  Gegen- 
seitigkeit nicht  angenommen  werden,  wenn  in  einem  fremden  Lande 
Rechtsnormen,  welche  sich  in  anerkannter  Geltung  befinden,  nicht 
regelmäTsig  befolgt  werden,  wenn  also  keine  ausreichende  Sicherheit 
dafür  geboten  ist,  daTs  die  Gerichte  rechtskräftige  Entscheidungen  deut- 
flcher  Richter  zur  Yollstreckung  bringen.  Da  in  jedem  geordneten 
Staatswesen  die  Beobachtung  des  Gesetzes  als  etwas  selbstverständliches 
anzusehen  ist,  so  bedarf  es  dafür,  dafs  die  Gerichte  des  auswärtigen 
Staates  dessen  Recht  zur  Richtschnur  nehmen,  der  Regel  nach  keines 
Beweises  '^).  Erhebt  jedoch  der  Beklagte  den  Einwand ,  dafs  Gesetze 
oder  StaatBverträge  bei  den  Gerichten  des  ausländischen  Staates  keine 
Berücksichtigung  finden,  so  ist  demselben  in  dieser  Hinsicht  der  Beweis 
freizustellen. 

Jene  Verbürgung  ist  auch  dann  nicht  vorhanden,  wenn  die 
Gerichte  des  fremden  Staates  zum  Nachweise  der  Gegenseitigkeit  ver- 
langen, dafs  die  letztere,  sei  es  in  einem  Staatsvertrage,  sei  es  in  dies- 
bezüglichen von  den  Regierungen  der  beteiligten  Staaten  ausgetauschten 
ErUämngen,  anerkannt  worden  sei.     Dies  geschieht  in  Österreichs^) 


28)  Es  dürfte  nicht  zutreffend  erscheinen,  wenn  Leske  (Leske  vl 
Löwen/eld  Bd.  I  S.  776)  bemerkt,  die  Reciprocitat  sei  dann  verbürgt,  wenn 
dieselbe  that sächlich  gewährt  werde;  diese  thatsächliche  Grewähinng 
müsse  aber  auch  gesichert  sein  und  zwar  müsse  die  Sicherung  auf  einer 
Beehtsnorm  des  ausländischen  Staates  beruhen.  Wenn  zur  Verbürgung  neben 
der  rechtUchen  Sicherung  auch  noch  eine  thatsächliche  Gewährung  begri£&- 
mäCsie  erforderlich  wäre,  so  würde  ein  Land,  welches  mit  einem  anderen 
hinfflcbtlich  der  Urteilsvollstreckung  einen  Staatsvertrag  abgeschlossen  hat, 
dennoch  insolanee  zur  Verweigerung  des  Vollzugs  der  fremden  Urteile  be- 
rechtigt sein,  als  ihm  nicht  eme  die  Vollstreckung  seiner  eigenen  richter- 
lichen Entscheidungen  bekundende  thatsächliche  Glewährung  des  anderen 
Staates  bekannt  geworden  ist  Gaupp  in  der  3.  Auflage  seines  Kommen- 
tars zur  Reichscivil^rozefsordnung  Ba.  11  S.  330  drückt  sich  folgendermafsen 
ans:  „Die  G^enseitigkeit  ist  nur  dann  verbürgt,  wenn  sie  nidit  bloCs  auf 
Rechtniormen  beruht,  sondern  wenn  diese  Rechtsnormen  auch  in  anerkannter 
thatsächlicher  G^tun^  sich  befinden,  der  fremde  Staat  auch  wirklich  die 
deutschen  Urteile  vollstreckt.*' 

29)  Zwischen  Österreich  und  dem  Deutschen  Reiche  besteht  indes  eine 
durch  Regierungserklärungen  verbündte,  also  vertragsmäfsige  Gegen- 
seitigkeit (Böhms  Zeitschr.  Bd.  Vlü  S.  213  u.  flg.). 
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mit  Rücksicht  auf  §  79  der  am  1.  Jannar  1898  in  Wirkaamkeit  ge- 
tretenen Exek.0.  vom  27.  Mai  1896  (Böhms  Zeitscbr.  Bd.  VI  S.  364 
und  497),  sowie  in  Ungarn,  obgleich  der  Wortlaat  der  dort  in 
Geltnng  befindlichen  Exekntionsordnnng  (Ges.  vom  1.  Juni  1881)  zn 
einer  solchen  Forderung  keine  zareichende  Veranlassung  bietet  {Böhms 
Zeitschr.  Bd.  IV  8.  417  flg.)- 

Wenn  der  Urteilsvollzug  von  dem  dreien  Belieben  des  Regenten, 
wie  z.  B.  in  Monako  (Franche  S.  62  und  Koppers  S.  66), 
oder  einzelner  Oerichts-  bezw.  Verwaltungsbehörden,  wie  z.  B.  in  den 
Elantonen  Appenzell  a./Rh. ,  Thurgau  und  Zug  (Koppers  S.  51, 
59  und  60),  abhttngig  erscheint,  so  kann  gleichfalls  eine  solche  Ver- 
büzgung  nicht  als  bestehend  erachtet  werden. 

Verschiedene  Ansichten  sind  darüber  zu  Tage  getreten,  ob  eine 
ständige  thatsftchliche  Übung  der  G^chte  oder  der  mit  dem  Vollzöge 
auswärtiger  Urteile  gesetzlich  befafsten  Verwaltungsbehörden  als  eine 
derartige  Verbürgung  angesehen  werden,  ob  abo  die  Gegenseitigk^t 
auch  thatsächlich  verbürgt  sein  kann.  Es  handelt  sich  hier  um 
jene  thatsächliche  Vollstreckung,  bei  welcher  die  zur  Begründung  eines 
Gewohnheitsrechts  gehörigen  Erfordernisse  nicht  vorliegen. 

Während  Gawi?p,  Beincke^  Struckmann-Koch  xmäWil- 
fnotvsky-Levy  in  ihren  Kommentaren,  sowie  Böhm^  Handbach  des 
Rechtshiüfeverfahrens  S.  176,  eine  ständige  Grerichtsprazis  f^  genügend 
ansehen,  verlangen  Francke  8.  70,  Wach  S.  238,  Seuffert  und 
andere  Ausleger  der  Civilprozefsordnung  das  Bestehen  einer  Rechts- 
norm'®). 

Die  von  Qaupp  u.  s.  w.  vertretene  erstere  Ansicht  dürfte  den 
Vorzug  verdienen.  Abgesehen  davon,  dafs  sie,  was  allerdings  nicht 
entscheidend  ist,  in  der  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  eine  Stütze 
findet'^),  so  spricht  ftlr  sie  auch  der  Zweck  des  Gesetzes.  Dem- 
selben ist  dann  Rechnung  getragen,  wenn  Gewähr  dafür  gegeben  ist, 
dafs  die  Vollstreckung  unserer  Erkenntnisse  im  Auslande  in  einer  mit 
§  661  Abs.  2  bezw.  §  828  der  R.G.Pr.O.  übereinstimmenden  Weise 
in  künftigen  Fällen  werde  bethätigt  werden.  Eine  ständige  gleich- 
mäfsige  Übung  der  Gerichte  vermag  diese  Bürgschaft  zu  geben.  Die 
Schwankungen,  welchen  die  Rechtsprechung  im  Laufe  der  Zeit  aus^ 
gesetzt  sein  kann,  stehen  dieser  Behauptung  nicht  entgegen ;  denn  auch 


30)  Hellmann  in  semem  Kommentare  Bd.  III  S.  26  erklärt  es  für 
sehr  zweifelhaft,  ob  thatsächliche  Vollstreckung  ausreiche.  In  seinem  Lehx^ 
buche  S.  812  hingegen  bemerkt  er:  .Gegenseitigkeit  ist  verbürgt,  wenn  nach 
dem  Rechte  (sei  es  Gesetzesrecht,  Gewohnheitsrecht,  feststehende 
Gerichtspraxis,  internationales  Vertra^srecht)  des  ausländischen  Gerichts 
deutsche  Urteile  •  .  .  för  vollstreckbar  erklärt  werden"  u.  s.  w. 

81)  In  der  Sitzung  der  Jnstizkommission  des  Reichstags  vom  8.  Juni 
1875  (Hahn  Bd.  I  S.  ^  und  8891  sprachen  sich  sowohl  Direktor  v.  Arns- 
berg, als  auch  die  Abgg.  Miquel  rmd  Struckmann  dahin  aus,  dafs  die 
thatsächliche  Vollstreckung  unserer  Erkenntnisse  im  Auslände  als  Verbürgnng 
der  Gegenseitigkeit  zu  betrachten  sei.  Gegen  diese  Auffassung  wurde  damals 
ein  Widerspruch  nicht  erhoben. 
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die    Oeeetsgebiing    ist    niebt    in    alle    Zakimft    gegen    Abiindeningen 
gescbtltzt. 

Die  bier  in  Betracbt  kommende  (Jericbtsprazis  kann  sieb 
sttttsen  anf 

a)  ein  answftrtigeB  Gesetz,  welcbes  auch  nacb  Aoslegong  des  deat- 
seben  Gericbts  dem  §  661  bezw.  §  828  der  R.C.Pr.0.  ent- 
spricbt, 

b)  ein  Gesetz,  bezttglicb  dessen  nacb  Ansiebt  unserer  Ricbter  zum 
mindestens  zweifelbaft  erscbeint,  ob  die  Forderung  der  Gegen- 
seitigkeit erfüllt  ist,  und 

c)  gar  keine  gesetzlicbe  oder  sonstige  rechtlicbe  Vorscbrift,  indem 
sie  bier  blofs  auf  aUgemein  wissenscbaftlicben  oder  auf  prak- 
tiscben  Erwägungen  berubt 

In  dem  zweiten,  ja  aucb  im  ersten  Falle  ist  eine  feststebende 
gericbüicbe  Übung  fOr  uns  wertvoller  als  das  Gesetz  selbst.  Der  zu 
Gunsten  der  Urtdlsvollstreckung  sprecbende  klare  Wortlaut  emes  aus- 
wltrdgen  Gesetzes  gewftbrt  keinen  Vorteil,  wenn  die  Gericbte  des 
Auslands,  wie  dies  z.  B.  in  Ongam  gescbiebt,  Erfordernisse  aufteilen, 
welcbe  vom  Gesetze  nicbt  ausdrUcklicb  verlangt  sind.  Für  die  Frage 
der  VerbOigung  ist  ja,  wie  auf  S.  239  Wach  mit  Recbt  bervorbebt, 
diejenige  Auf&ssung  des  fremden  Recbts  mafsgebend,  welcbe  in  der 
anäxndiscben  Gericbtsprazis  zu  Tage  tritt,  nicbt  die  Anscbauung  des 
intendiscben  Ricbtexs. 

Eine  feststebende  gericbtliobe  Übung  ist  dann  anzuerkennen,  wenn 
mebrere  in  gleicbem  Sinne  ergangene  Entscbeidungen  emes  obersten 
Gerichtsbofes  vorbanden  sind,  da,  fiüls  nicbt  das  G^enteil  erwiesen 
oder  sonst  bekannt  ist,  im  allgemeinen  gefolgert  werden  dar^  dafs  das 
Ansehen  der  bOcbsten  Gericbte  auf  die  Recbtsprecbung  der  betreffenden 
Lttnder  einen,  wenn  aucb  nicbt  zwingenden,  so  docb  bestimmenden 
EinfluTs  austlbt.  Übrigens  dtlrfen  aucb  Erkenntnisse  von  Gericbten 
niederer  Ordnung,  wenn  sieb  dieselben  für  die  Gestattung  des  Urteils- 
voUzogs  aussprecben  und  g^enteilige  Entscbeidungen  der  oberen  oder 
obersten  Gericbte  nicbt  bekannt  sind,  mit  gutem  Grunde  für  die  An- 
xiahme  verwertet  werden,  dafs  ein  Gegenseitigkeitsverbältnis  zu  Deutscb- 
land  bestebt  Der  Mangel  an  solcben  gegenteiligen  Erkenntnissen  darf 
ab  Beweis  gelten,  dafs  die  btfberen  Gericbte  entweder  die  gleicbe  Auf- 
fiissung  sieb  angeeignet  oder  dafs  die  Parteien  bei  den  Aussprücben 
der  TJntergerichte  sieb  beruhigt  baben. 

Scbliefslicb  ist  bier  nocb  die  Bemerkung  anzureiben,  dafs  in  dem 
Falle,  wenn  mit  Rttcksicht  auf  eine  im  Auslande  bestehende  ständige 
Übung  die  Gegenseitigkeit  zweifellos  gegeben  erscheint,  der  deutsche 
Ricbter  sich  damit  begnügen  und  von  einer  selbständigen  Prüfung  des 
fremden  Rechtes  Umgang  nehmen  darf. 
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§  lO«    Verzeichnis  melirerer  Staatsgreblete  In  Besug 
auf  die  Frage,  ob  die  Gegrenseitierl^ elt  daselbst  verbürert 

erscheint**). 

I.     Die  Gegenseitigkeit  ist  verbürgt 

A.  vertragsmäfsig 

in  Österreich  (Böhfns  Zeitschr.  Bd.  VIII  S.  218  flg.)t  Bowie  in 
Serbien  (Böhms  Zeitschr.  Bd.  VI  S.  408). 

B.  gesetzlich 

1.  bei  Staaten,  welche  hinsichtlich  der  Vollstreckung  deutscher 
Urteile  leichtere  Voraussetzungen  als  die  deutsche 
ReichsciTilprozefsordnung   at^tellen;    hierher  gehören 

der  Kanton  Basel  Stadt  (Kappers  S.  52  und  LesJee  Bd.  I  8.  828), 
Bulgarien**)  (Böhms  Zeitschr.  Bd.  IV  8.  195),  Kanton  St  Gallen 
(Koppers  S.  54  und  Leske  Bd.  I  S.  829),  Kanton  Graubflnden 
(Koppers  S.  55,  XesA«  Bd.  I  S.  829),  Kroatien  (Leske  Bd.  I 
S.  101),  Lichtenstein  (Böhms  Zeitschr.  Bd.  II  S.  195),  Spanien 
(Koppers  S.  66,  Leske  Bd.  I  S.  648)  und  Kanton  Tessin  (Koppers 
S.  58  und  Leske  Bd.  I  S.  828); 

2.  bei  Liindem,  deren  Rechte  mit  den  Voraussetzungen 
der  ReichsciTilprozefsordnung  im  wesentlichen 
übereinstimmen,  so  bei 

Bosnien  und  Herzegowina  (Koppers  S.  49,  Ijsske  Bd.  I  S.  429) 
und  Italien  (Koppers  S.  64  und  Leske  Bd.  I  S.  615); 

C.  thatsächlich 

1.    bei    Staaten,    welche    hinsichtlich   der  Vollstreckung    deutscher 
Urteile   leichtere  Voraussetzungen   als   die   Reichs- 
civilprozefsordnung  aufteilen,  wie  bei 
Kanton  Aargau**)  (Koppers  S.  51,  Roguin  S.  127),  Kanton  Appen- 
zell i./Rh.  (Koppers  S.  51,    Roguin  S.  125),  Kanton  Basel  Land 


32)  Zum  Belege  ist  in  diesem  Paragraphen  —  abgesehen  von  Böhms 
Zeitschrift  —  nur  auf  das  Handbuch  vou  Leske  u.  Löwenfeld  (im  Nach- 
stehenden mit  Leske  bezeichnet)  und  auf  Koppers'  ZusammensteUnng 
Bezog  genommen,  da  diese  Schriftsteller  die  mafwebenden  rechtlichen  Voi^ 
schritten  gröfstenteils  ihrem  Wortlaute  nach  wieoeiveben.  Hinsichtlich  der 
schweizerischen  Kantone  ist  auch  auf  die  Abhan<flung  von  Roguin  im 
Journal  du  droit  international  prive  von  Cfunet  Bd.  X  (1883) 
S.  116  u.  flg.  hingewiesen. 

33)  In  der  Abhandlung  von  Schisckmanow  (Leske  n.  Löwenfeld 
Bd.  II  S.  289)  wird  bemerkt,   dafs  die  Urteile  deutscher  Gerichte  in  Bol- 

farien  insolange  nicht  vollstreckt  werden,  als  nicht  bulgarische  Entscheid 
un^en  in  Deutschland  zum  Vollzüge  gelangt  sind.  Es  mag  gestattet  sein, 
hinsichtlich  der  Frage,  ob  die  vorgän^ge  Vollstreckune  deutscher  Urteile  im 
Auslande  nach  der  Reichscivilprozeisordnung  eine  Vorbedingung  für  die 
Gegenseitigkeit  bildet,  auf  Böhms  Zeitschr.  n.  VII  S.  17  hmzuwdsen. 

34^  Zwischen  Aargau  und  dem  Grofsherzogtnm  Baden  ist  die  Gegen- 
seitigkeit auch  vertragsmfifsig  verbürgt  laut  Übereinkommens  vom 
Jahre  1867. 
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{Koppen  8.  5^),  Dänem  ark  (Böhms  Zeitschr.  Bd.  I  S.  58  and  106) 

und  Kanton  Schaffhansen  (Koppers  S.  57,  Roguin  S.  128)-, 

2.  bei  Staaten,  deren  VollstreckangSToraussetzungen 
mit  denjenigen  der  ReichscivilprozerBordnnng  im 
wesentlichen  tlbereinstimmen  wie  bei 

Kanton  Bern  (^e^^ms  Zeitschr.  Bd.  I  S.  60)  und  Romänien  (Bölms 

Zeitschr.  Bd.  VII  S.  17  u.  flg.). 

n.     Nicht  verbürgt  ist  dagegen  die  Gegenseitigkeit 

1.  bei  Lftndem,  welche  fremdrichterliche  Entscheidungen  über* 
haupt  nicht  oder  nur  im  Falle  diesbezüglicher  beson- 
derer Staatsvertrttge  vollstrecken,  wenn  solche  Ver- 
träge weder  mit  dem  Deutschen  Reiche,  noch  auch  mit  einem 
hierzu  gehörigen  Bundesstaate  abgeschlossen  wurden;  hierher 
sind  zu  rechnen: 

Chile  (Koppers  S.  100),  Ecuador  (LesTce  Bd.  I  S.  822),  Finn- 
land (Koppers  S.  86,  Leske  Bd.  I  S.  827  und  Bd.  II  S.  534),  Haiti 
(Koppers  S.  103,  Lesle  Bd.  I  S.  823),  Kanton  Neuenburg  (Koppers 
S.  56,  Leske  Bd.  I  S.  880),  Norwegen  (Koppers  S.  81),  Peru 
(Koppers  8.  100,  Leske  Bd.  I  S.  825),  Rufsland  (Koppers  S.  82, 
Leske  Bd.  U  S.  688)  und  Schweden  (Koppers  8.  81  und  Leske 
Bd.  n  8.  488)  w); 

2.  wenn  in  emem  auslttndischen  Staate  zum  Zwecke  der  Urteils- 
vollstreckung verlangt  wird,  dafs  die  Gegenseitigkeit 
durch  Staats  vertrag  oder  durch  Erklttrungsaustausch  der 
beteiligten  Regierungen  ausdrücklich  zugesichert,  insolange  diesem 
Verlangen  nicht  entsprochen  ist,  wie 

m  Ungarn  (Böhms  Zeitschr.  Bd.  IV  8.  417  u.  flg.); 

8.  in  Ländern,  welche  nur  ausnahmsweise  fremdrichterliche 
Urteile  in  Vollzug  setzen,  so  in 
Argentinien  und  Mexiko,  welche  blofs  die  auf  persönliche 
Klagen  ergangenen  Entscheidungen  (Koppers  8.  101  und  98,  sowie 
Leske  Bd.  18.  820  und  823),  femer  in  den  Niederlanden,  welche 
nur  Urteile  über  Havarie  und  Bergelohn  (Koppers  8.  74  und  Leske 
Bd.  I  8.  508)  vollstrecken; 

4.    in  Staaten,   welche  ausländische  Entcheidungen  nicht  voll- 
ziehen,    wenn    auf    Verurteilung    eines    ihrer    An- 
gehörigen  erkannt  ist, 
z.  B.  in  der  Türkei  (Koppers  8.  90,  Leske  Bd.  II  8.  408); 

5*  wenn  in  einem  Staate  gesetzliche  Bestimmungen  ent- 
weder   gar   nicht   oder    nicht   in  ausreichendem   Mafse   be- 


85)  Im  Kanton  Neuenburg  werden  nur  Urteile  von  schweizeriBchen 
Kantonen  und  von  solchen  Staaten  vollstreckt,  mit  welchen  die  Sehweis 
dtetsvertiige  atwesdUossen  hat;  in  Schweden  gelangen  keine  anderen  aus- 
wbt^en  UrteUe  als  dSnisehe  zum  Vollsaga 
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stehen  und   sich    eine  feste  Praxis  fbr  den  Vollsiig  ans- 
ländischer  Urteile  nicht  gebildet  hat, 
z.  B.  in  Andorra««)  (XesÄe  Bd.  I  S.  820); 

6.  wenn  der  Urteilsvollzug  von  dem  freien  Belieben  des 
Regenten, 

wie  z.  B.  in  Monako  (Kappen  S.  66  nnd  Leske  Bd.  I  S.  246) 

oder    von    demjenigen    der    zuständigen    GMchte    oder   Ver- 
waltungsbehörden abhängig  ist, 

wie   in    den   Kantonen    Appenzell   a./Rh.,    Thurgau    und    Zng 

(Boguin  8.  124,  125  n.  127); 

7.  in  Staaten,  welche  vor  Volbtreckong  auswärtiger  Entscheidungen 
eine  Prüfung  der  letzteren  in  vollem  Umfange  vomehmen 
oder  doch  alle  Einwendungen  des  Schuldners  zulassen, 
soweit  nicht  ein  Staatsvertrag  etwas  anderes  bestimmt;  hierher 
sind  zu  zählen: 

Belgien  (Koppers  S.  72,  Leske  Bd.  I  S.  585),  Frankreich  (Koppen 
S.  70,  Leske  Bd.  I  S.  568),  Kanton  Freiburg  (Koppers  S.  58,  Boguin 
8.  118,  Leske  Bd.  I  S.  827  und  829),  Kanton  Genf  (Koppers  S.  54 
Leske  Bd.  I  S.  827  und  829),  Luxemburg  (Kqppers  S.  72  und 
Xe8Ä:eBd.  I  S.  52),  Unterwaiden  o./W.  (Koppers  S.  59  und  Leske 
Bd.  I  S.  882),  Venezuela  (Koppers  S.  102  und  Leske  Bd.  I  S.  835), 
sowie  Kanton  Waadt  (Kqppers  S.  60,  Leske  Bd.  I  S.  827,  888  und 
Boguin  S.  128); 

8.  wenn  zwar  eine  Prüfung  des  ausländischen  Urteils  im 
▼  ollen  Umfange  nnd  eine  Zulassung  aUer  vom  Schuldner 
vorgebrachten  Einwendungen  nicht  stattfindet,  jedoch 
Prüfung  und  Verteidigung  in  einemmit  der  Reichs- 
civilprozefsordnung  nicht  zu  vereinbarenden 
Mafse  gestattet  sind,  wie  dies  der  Fall  ist 

in  Brasilien «7)   (Böhms  Zeitschr.   Bd.  VI  S.  478),   dem  Kantone 


36)  In  diese  Klasse  scheint  auch  der  Kanton  Uri  zu  gehören:  doch 
läTst  sich  dies  nach  den  Mitteilungen  Boguina  S.  125  nicht  mit  SicheiMt 
entnehmen.  Auch  der  Kanton  Unter wal den  n7W.  wird  hierher  gerechnet 
werden  dürfen,  da  dessen  Gesetz  über  das  Civilrechtsverfahren  vom  9.  April 
1890  (Ire  «A;e  Bd.  I  8.  832)  in  §  173  Abs.  2  nur  folgendes  bestimmt:  ,Fur  die 
Vollziehung  nichtschweizerischer  Urteile  sind  die  Staatsvertiilge  mauffebend. 
Im  weiteren  ist  darauf  zu  sehen,  ob  in  dem  betreffenden  Staate  mes&lls 
Gegenrecht  gehalten  ist**  AhnUch  lauten  §  307  Abs.  2  der  CPr.O.  fOr  den 
Kanton  Schwyz  vom  7.  Februar  1890  (Leske  Bd.  I  S.  832)  und  die  ein- 
schlfigiffen  Bestimmungen  des  Kantons  Luzern  in  dessen  G^  über  das 
avilrechtsverfahren vom 5. März  1895 (Böhms  Zeitechr.  Bd.  VI S. 368).  Jeden- 
falls  kann  bezüglich  der  erw&hnten  Kantone  von  verbüigter  O^enseitigkeit 
im  Verhältnis  zum  Deutschen  Reiche  insolange  nicht  die  Rede  sem,  ids  rncht 
eine  ständige  Obunff  dahin  sich  gebildet  hat,  dais  die  Urteile  deutscher  Qe- 
richte  künftighin  vollstreckt  werden  und  dafs  hierbei  eine  mit  §  661  Abs.  2 
Nr.  2—4  bezw.  §  328  Nr.  1,  2  u.  4  R.C.Pr.O.  nicht  ün  Einklänge  stehende 
Prüfung  dieser  Urteile  vermieden  wird.  

37)  Man  veigl.  hierzu  die  Bemerkungen  in  Böhms  Zeitschr.  Bd.  Vlil 
S.  316.    £s  wird  diesseits  angenommen,    dais  das  brasilian.  Ger.VeilGea 
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Glarns  (Kappers  S.  54),  Oriechenland  (Koppen  S.  90,  Leshe 
Bd.  n  S.  76),  Orofsbritannien  (Koppen  S.  74,  Leske  Bd.  I 
8.  822),  Lonisiana  (Koppen  S.  93),  Montenegro  (Leske  Bd.  II 
8.  339),  Portugal  (Böhfns  ZeitBchr.  Bd.  II  S.  500,  Koppen  S.  68 
und  Leske  Bd.  I  S.  658),  Uruguay  (Leske  Bd.  I  S.  834),  Vereinigte 
Staaten  von  Columbien  (Leske  Bd.  I  S.  835)  und  von  Nord- 
amerika (Koppen  S.  93  und  Leske  Bd.  I  S.  853),  endlich  die  Kan- 
tone Wallis  (Koppen  8.  60,  Bogum  8.  126)  und  Zürich^») 
(Kapp^  8.  60  und  Leske  Bd.  I  8.  833). 

§  !!•    SoUiiTsbemerkunffen. 

Schon  bei  Beratung  des  die  Einschaltung  der  Nummer  5  des  §  661 
Abs.  2  der  RC.Pr.O.  herbeiführenden  Antrages  Struckmann  wurden 
mehr&che  Bedenken  in  Bezug  auf  den  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit 
(Bedprocität)  ausgesprochen.  Es  wird  zwar  kein  stichhaltiger  Einwand 
zu  erheben  sein,  wenn  ein  Staat  von  dem  Wunsche  geleitet  ist,  dafs 
seine  Angehörigen  hinsichtlich  ihrer  Rechtsangelegenheiten  in  einem 
fremden  Lande  nicht  erheblich  ungünstiger  behandelt  werden  als  die 
einheimische  Bevölkerung,  und  wenn  in  dieser  Beziehung  in  Ermange- 
lung eines  Staatsvertiags  der  Weg  der  Selbsthttlfe  betreten  wird.  Es 
können  jedoch  begründete  Zweifel  darüber  bestehen,  ob  die  Forderung 
der  Gegenseitigkeit  ein  angemessenes  Mittel  zu  diesem  Zwecke  ist 
Nicht  mit  Unrecht  haben  der  Abgeordnete  Qneist  in  der  Justiz- 
kommission des  Reichstags  (Hahn,  Materialien  Bd.  I  8.  889),  sowie 
V,  Bar  in  seiner  Theorie  und  Praxis  (Bd.  II  S.  506—513)  und 
Eccius^^)  in  seiner  in  §  8   oben  erwähnten  Besprechung  des  Wach- 


vom  20.  Not.  1894  m  Tit  2  Kap.  I  Art.  12  §  4  nach  AafzShlnn^  der  dort 
erwähnten  Oppodtionsgrflnde  den  Satz  enthält:  „In  jedem  Falle  ist  es  zu- 
lässig, Beweise  über  den  Grund  der  entschiedenen  Rechtssache  anzu- 
bieten.*' 

88)  Bezüglich  des  Kantons  Zürich  wird  gewöhnlich  die  Ge^seitiffkeit 
als  gegeben  erachtet.  Das  Bestehen  derselben  ist  jedoch  mit  Rücksicht  auf 
den  Wortlaut  der  mafs^ebenden  {pesetziichen  Yorschrift  zu  verneinen.  Der 
Richter  kann  „nach  freier  Würdigung  aller  Verhältnisse*'  Vollziehung  ge- 
währen, wenn  mindestens  das  ausländische  Urteil  rechtskräftig  una  von 
einem  zuständigen  Gerichte  gefällt  ist  Demzufolge  darf  eine  materielle 
Prüfung  Torgenommen  und  die  Vollstreckung  aus  sachlichen  Gründen  ab- 
gelehnt werden.  In  diesem  Sinne  wird  das  Gesetz  auch  in  der  bei  Koppers 
S.  61  abgedruckten  Entscheidung  des  Handelsgerichts  Zürich  aufgefafst. 

89)  In  einer  etwas  zu  weit^henden  Weise  hat  Eccius  die  Bestimmung 
des  §  661  Abs.  2  Nr.  5  als  eine  von  der  Retorsion  yöllig  abweichende  neue 
und  unglückliche,  weil  den  Richter  mit  geradezu  unlösbaren  Aufj^ben  be- 
lastende, Erfindung  der  modernen  Gesetzgebung  bezeichnet.  „Reciprocität*' 
und  „Retorsion"  smd  indes  in  Wahrheit,  wie  v,  Bar  an  anderer  Stelle 
seines  intemat.  Privatrechts  (Bd.  I  S.  299)  zutreffend  bemerkt,  „ein  und  das- 
selbe Princip".  Nur  sei  bei  beiden  die  Präsumtion  verschieden  gewendet 
Derjenige  Staat,  welcher  Geffenseiti^keit  voraussetze,  wolle  den  Fremden 
nur  dann  mit  dem  Einheimisenen  gleich  behandeln,  wenn  ihm  der  positive 
Kachweis  geführt  werde,  oder  es  wenigstens  nicht  unwahrscheinlich  sei,  dafs 
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sehen  Handbuches  des  deutschen  Civilprozeisreehts  (Ofuchois  Beitrtige 
Bd.  XXX  S.  460)  dem  auch  in  §  4  der  deutschen  Konkursordnnng 
zum  Ausdruck  gelangten  Grundsatze  der  Vergeltung  (Retorsion) ^^) 
den  Vorzug  eingeräumt.  Derselbe  ist  auf  dem  Gebiete  der  Urteils- 
▼ollstreckuug  dem  internationalen  Rechte  entschieden  forderlicher  als 
der  in  seinem  praktischen  Werte  manchmal  überschätzte  Standpunkt 
der  Gegenseitigkeit  Denn  er  gewährt  dem  Richter  die  Möglichkeit, 
den  Vollzug  fremdrichterlicher  Entscheidungen  ohne  jede  Prttfong  in- 
solange  für  zulässig  zu  erklären ,  als  dies  nicht  in  Bezug  auf  die  Er- 
kenntnisse bestimmter  Staaten  ausdrücklich  verboten  oder  doch  nur 
unter  besonderen  Einschränkungen  gestattet  ist.  Da  FiHe  dieser  Art 
nicht  die  Regel,  sondern  nur  die  Ausnahme  bilden,  so  führt  der  Ver- 
geltungsgrundsatz femer  für  die  Rechtsanwendung  im  Vergleich  m 
dem  bisherigen  Zustande  ^^)  eine  grofse  Erleichterung  herbei  und  ge- 
stattet derselben,  bei  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  von  jeder 
rechtlichen  Würdigung  Umgang  zu  nehmen. 

Obgleich  nun  der  Grundsatz  der  Retorsion  vermöge  der  in  das 
EinftQirungsgesetz  zur  R.G.Pr.O.  neu  eingeschalteten  Bestimmung  des 
§  24  vom  1.  Januar  1900  an  auch  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten 
dem  geltenden  Rechte  angehören  wird,  so  ist  derselbe  dennoch  im 
Hinblick  auf  das  in  §  328  Nr.  5  der  R.C.Pr.0.  neuerer  Fassung  bei- 
behaltene Erfordernis  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  in  Bezog  auf  die 
Vollstreckung  ausländischer  Urteile  nicht  anwendbar;  die  letztere 
Gesetzesstelle  bildet  gegenüber  der  allgemeinen  Bestimmung  jenes  §  24 
eine  Ausnahmevorschrift*'). 

Die  Beanstandungen,  welche  hinsichtlich  des  Erfordernisses  der 
Gegenseitigkeit  vorgebracht  worden  sind,  stehen  gewöhnlich  mit  der 
Gestaltung  in  Zusammenhang,  welche  dasselbe  in  der  Reichscivil- 
prozefsordnung  erhalten  hat     Sie  betreffen  zum  Teile  die  dadurch  für 


seinen  Angehörigen  in  dem  auswärtigen  Staate  die  gleiche  Behandlung  zu- 
teil werde.  Hingegen  werde  in  dem  Staate,  welcher  Vergeltung  übe,  den 
Fremden  insolange  gleiches  Recht  wie  den  Einheimischen  gewährt,  bis  der 
positive  Beweis  geliefert  werde,  dafs  das  betreffende  andere  Land  ein  on- 
ffleiches  Ver&hren  eintreten  lasse.  Vielleicht  würde  den  letzten  Zeilen  besser 
folgende  Fassung  gegeben:  „bis  er  nach  Lieferang  des  positiven  Beweises, 
dais  das  betreffende  Land  ein  ungleiches  Verfahren  eintreten  l&Tst,  ebenfalls 
zu  einer  imgleichen  Behandlung  sich  entschliefst." 

40)  Auch  m  den  Bestimmungen  des  §  64  Abs.  3  der  Gewerbeordnung, 
des  §  22  des  Ges.  vom  12.  Mai  1894  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen 
^G.B1.  S.  441)  und  des  Art.  81  des  Emf.Ges.  zum  Bfirgerl.  a.B.  zeigt  sich 
der  Standpunkt  der  Retorsion. 

41)  Die  vom  Vertreter  des  Bundesrates,  Direktor  im  Reichskanzleramte 
V.  Arnsberg,  erteilte  Zusage  (Hahn,  Mat  Bd.  I  S.  889),  die  verbündeten 
Regierungen  würden  bestrebt  seui,  das  Verhftltnis  der  einzelnen  Staaten 
zum  Ausumde  in  Bezug  auf  die  gegenseitige  Vollstreckung  der  Erkenntnisse 
klar  zu  stellen  und  den  deutschen  Gerichten  das  zur  Anwendung  des  §  661 
Abs.  2  Nr.  5  erforderliche  Material  zuzufahren,  hat  bisher  noch  keine  Er- 
füllung gefunden. 

42)  Anderer  Meinung  scheint  allerdings  Fuld  zu  sem  in  Böhms  Zeit- 
schrift Bd.  Vm  S.  369  flg.,  insbes.  S.  381  und  382. 
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die  Rechtsprechung  bedingte  Geschäftsaufgabe.  Im  Interesse  der  Gerichte 
w8re  es  gelegen,  wenn  dieselben  der  Untersachang ,  ob  die  Gegen- 
seitigkeit Torbttrgt  erscheint,  überhoben  wären  und  in  ähnlicher  Weise, 
wie  dies  z.  B.  in  §  79  der  Österreich.  Exek.O.  vom  27.  Mai  1896 
geschah,  die  Anordnung  getrofien  wttrde,  dafs  die  Vollstreckung  aus- 
ländischer Urteile  nur  insoweit  stattfinden  dürfe,  als  die  Gegenseitigkeit 
durch  Staatsverträge  oder  durch  diesbezügliche  im  Reiche^etzblatte 
veröffentlichte  Regierungserklärungen  gewährleistet  sei.  Bei  aller  Zweck- 
mäfsigkeit  einer  solchen  Vorschrift  wird  sich  jedoch  nicht  in  Abrede 
stellen  lassen,  dafs  dieselbe,  wie  dies  auch  Walker^)  bezüglich  des 
§  79  der  Exek.0.  zugiebt,  einen  Rückschritt  im  internationalen  Rechte 
zu  begründen  geeignet  erscheint  Welche  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf 
die  Oegenseitigkeitsfrage  dem  Abschlüsse  von  Staatsverträgen  oder  dem 
Austausche  von  Regierungserklärungen  zuweilen  im  W^ge  stehen,  kann 
das  Beispiel  Ungarns  zur  Genüge  darlegen  (man  vergl.  in  dieser 
Hinsicht  Böhfns  Zeitschr.  Bd.  IV  S.  417  flg.).  Besser  wäre  wohl 
die  sicherlich  zur  Entlastung  der  Gerichte  beitragende  Bestimmung,  dafs 
die  GegOQseitigkeit  dann  als  verbürgt  gilt,  wenn  dieselbe  in  einer  im 
Reichsgesetzblatte  enthaltenen  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  An- 
erkennung geftmden  hat^^). 

Gegenüber  den  hier  erörterten  Bestimmungen  der  Reichscivilprozefs- 
ordnung  kann  aber  auch  noch  der  Vorwurf  erhoben  werden,  dafs  sie 
den  KreÜB  derjenigen  Länder,  im  Verhältnisse  zu  welchen  die  G^en- 
seitigkeit  als  gewährleistet  erscheint,  zu  sehr  begrenzen.  Um  den 
Rücksichten  des  internationalen  Rechtsverkehrs  besser  als  dies  bisher 
der  Fall  war  und  auch  nach  dem  1.  Januar  1900  möglich  sein  kann, 
Rechnung  zu  tragen,  dürfte  es  sich  empfehlen,  anstatt  der  in  §  828 
Nr.  5  der  R.C.Pr.O.  neuerer  Fassung  stehenden  Worte: 

„wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist** 
die  folgenden  einzusetzen: 

„wenn  die  von  deutschen  Richtern  erlassenen  Urteile  in  demjenigen 
Staate,  welchem  das  ausländische  Gericht  angehört,  abgesehen  von 
besonderen  Staatsverträgen  überhaupt  nicht  oder  nur  in  Ausnahme- 
Mlen  vollstreckt,  femer  wenn  dieselben  hinsichtlich  ihrer  Gesetz- 
mäfsigkeit  einer  vollständigen  Prüftmg  unterzogen  und  alle  in  dieser 
Beziehung  vom  Schuldner  erhobenen  Einwendungen  zugelassen 
werden." 


43)  Walker,    Streitfragen    aus    dem    intemation.   Civilprozefsrechte 
8.  232  (Wien  1897). 

44)  So  schreibt  z.  B.  §  16  des  Ges.  zur  Bekämpftmg  des  unlauteren 


Wettbewerbes  vom  27.  Mai  1896  p.G.BI.  S.  145)  folgendes  vor:  -Wer  im 
Inlande  eine  Hauptniederlassung  nicht  besitzt,  hat  auf  den  Schutz  oieseB  Ge- 
setzes nur  insoweit  Anspruch,  als  in  dem  Staate,  in  welchem  seine  Haupt- 
mederlassnng  sich  befindet,  nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen 
Bekanntmachung  deutsche  Gewerbetreibende  einen  entsprechenden  Schutz 
geniefiBen." 

Z«itaehrift  f.  intern.  PriTai.  u.  Strafrecht  etc.  Band  IX.  16 
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Auf  diese  Weise  wttrde  zwar  denjenigen  Lündern,  welche  dem 
französischen  Rechtsgebiete  angehören,  der  Vollzug  der  Ton  ihren 
Gerichten  erlassenen  Urteile  in  Deutschland  Tersagt,  di^egen  die  Voll« 
Streckung  für  die  richterlichen  Entscheidungen  jener  lünder  möglich 
gemacht,  welche,  wie  dies  z.  B.  in  England  der  Fall  ist,  die 
Prüfung  der  mit  der  Vollstrecknngsbewilligung  befieilsten  Gerichte  oder 
sonstigen  Behörden,  sowie  die  Einreden  des  Schuldners  zwar  nicht  auf 
das  dem  §  661  Abs.  2  älterer  Fassung  bezw.  §  328  neuerer  Fassung 
der  R.C.Pr.O.  entsprechende  Mafs  einschränken,  jedoch  auch  nicht  in 
vollem  Umfange  zulassen. 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    Bürererliohes  Recht,  einsolillellslioh  des  Handels-, 
TVeohsel-  und  Konkursreohts.  —  ClvUprozeft. 

Keine  StaatsangehörigJceit.  —  Staaisangehöru/keü  der  legitimierten 

unehelichen  Kinder.  —  örtliches  Recht  für  Beurteümg  der  Recht- 

mäfsigJceit  der  Legitimation  unehelicher  Kinder. 

Entsch.  des  bayer.  yerwaltung8gerichtBho&  vom  1.  April  1898  (Slg.  d.  Entach. 

m  XIX  S.  174> 

Eine  Person,  welche  keinem  Staate  angehört,  ist  im  Sinne  des 
Reichsgesetzes  tlber  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Bundes-  und 
Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870  als  Ausländer  zu  behandeb. 

Die  Vorschrül  des  §  13  Z.  4  a.  a.  0. ,  nach  welcher  die  Staats- 
angehörigkeit  unehelicher  Ejnder  durch  eine  den  gesetzlichen  Bestim- 
mungen gemftfs  erfolgte  Legitimation  verloren  geht,  wenn  der  Vater 
einem  anderen  Staate  angehört,  ab  die  Mutter,  ist  analog  auf  den 
Fall  anzuwenden,  wenn  der  Vater  keinem  Staate  angehört 

Die  Rechtmäfsigkeit  der  Legitimation  unehelicher  ELinder  bemifst 
sich  in  den  Landesteilen  rechts  des  Rheines  gemttfs  der  durch  Art  81 
des  bayer.  Ges.  vom  28.  Februar  1879  zur  Austdhnmg  der  Reichs- 
civilprozefsordnimg  und  Konkursordnung  aufrecht  erhaltenen  Bestimmung 
in  Kap.  XIV  §  7  Nr.  8  der  bayer.  Gerichtsordnung  vom  Jahre  1753 
nach  dem  Gesetze  des  Ortes,  an  welchem  der  legitimierende  Vater  im 
Zeitpunkte  der  Eheschliefsung  seinen  Wohnsitz  gehabt  hat 
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Zu  §  21  des  deutschen  Reichsgesetzes  über  die  Bundes-  und 
StaatsangehörigJceit 

1.  fintBch.  des  bayer.  Verwaltangsgericbtahoft  vom  25.  Febroar  1898  VSig* 
d.  EntBch.  Bd.  XIX  S.  138). 

Die  in  §  21  Abs.  1  des  R-Ges.  vom  1.  Juni  1870  über  die 
Bandes-  und  Staatsangebörigkeit  bestimmte  zebnjäbrige  Frist  wird 
nnterbrocben ,  wenn  der  im  Aaslande  befindliche  Staatsangehörige  vor 
dem  Verlaste  der  Staatsangehörigkeit  in  den  Besitz  eines  Reisepapieres 
oder  Heimatscheines  gelangt. 

9.   Entscb.  des  bayer.  Verwaltongsgerichtshofs  vom  15.  April  1898  (Slg.  d. 
Entsch.  Bd.  XIX  S.  201). 

Abgesehen  von  der  Rttckverlegang  des  Wohnutaes  in  das  Bandes- 
gebiet  ist  aoch  einer  blofsen  Reise  in  das  Inland  die  Rechtswirkang 
der  Ünterbrechang  des  Aafenthaltes  im  Aaslande  and  der  daran  sich 
knüpfenden  Verji&brang  des  Rechtes  der  Staatsangehörigkeit  (§  21  Abs.  1 
d.  R.6eB.  Yom  1.  Jani  1870)  dann  beizolegen,  wenn  nach  den  be- 
seitenden Umstanden  die  Reise  mit  der  Heimat-  and  Stttttsangehöng* 
kdt  im  Inlmnde  im  anmittelbaren  Zasammenhange  steht  and  die  Absicht 
erkennen  läfst,  sich  diese  Heimat-  and  Staatsangehörigkeit  sa  erhalten. 

3.  Entsch.  des  bayer.  Verwaltungsgerichtshofs  vom  24.  März  1898  (Slg.  d. 
Entsch.  Bd.  XIX  S.  169). 

Die  Bestimmang  des  §  21  Abs.  2  des  R.6es.  vom  1.  Jani  1870 
findet  nur  aaf  eheliche  Kinder  Anwendang. 

Zum  bayerischen  Heimatgesetz. 

Entsch.  des  bayer.  Verwaltangsgericbtshofs  vom  10.  Jonl  1898  (Slg.  d. 
Entsch.  M.  XIX  S.  299> 

So  lange  eine  nach  den  ttlteren  heimatgesetzlichen  Bestimmangen 
ohne  polizeiliche  Bewilligang  im  Aaslande  geschlossene  Ehe  oder  eine 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Heimatgesetzee  vom  16.  April  1868  von 
Angehörigen  des  rechtsrheinischen  Bayerns  ohne  distriktspolizeiliches 
VerehelidbnngBzeognis  geschlossene  Ehe  nicht  dnrch  Tod  oder  gericht- 
liche Scheidang  g^öst  ist,  kann  eine  zweite  Ehe  rechtsgültig  nicht  ein- 
gegangen werden.  Aas  einer  zweiten  Ehe  können  daher  Rechte, 
wache  der  Anwendang  des  Art  88  Abs.  8  des  Heimatgesetzes  in 
der  Fassnng  der  Novelle  vom  17.  März  1892  entgegenstehen,  nicht 
abgeleitet  werden. 

AutorisaUony    eheherrliehe.  —  Verlegung  des   Wohnsitees  m  ein 

anderes  Gebiet 

Entsch.  des  Oberlandesgerichts  in  Köhi  vom  5.  Dezember  1898  (Archiv  fttr 

das  Civil-  und  KriminiQiecht  der  k.  preals.  Sheinprovinz,  94.  Ea.,  N.  F. 

87.  Bd.,  I.  Abt.  S.  211). 

Die  Frage  der  Notwendigkeit  der  eheherrlichen  Aatorisation  and 
der  Folgen  des  Mangels  derselben  ist,  anch  wenn  Eheleate  ohne  Ehe- 

16* 
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▼ertrag  oder  unter  Stipuliemiig  der  Eirnngensehaftsgemeinschaft  im 
rheiniBchen  Rechtsgebiete  zur  Ehe  geschritten  und  in  ein  anderes 
Rechtsgebiet  yerzogen  sind,  nach  rheinischem  Rechte  asu  beurteilen. 

Ihigegen  ist  ftlr  die  Frage,  ob  die  Antorisation  in  rechtsverbind- 
licher Weise  erteilt  sei,  das  Recht  des  Wohnorts  der  Eheleate  mafs- 
gebend« 

Ans  den  Ortlnden: 

Da  dem  Ehemanne  gemäis  den  Bestimmungen  der  ArL  1428  und 
1499  des  B.G.B.  die  Verwaltung  und  Nutzniefsung  an  dem  Sonder- 
▼ermögen  der  Ehefrau  zusteht,  war  die  Ehefrau  W.  ohne  die  Genehmigung 
ihres  Ehemannes  zu  einer  Verfügung  tlber  die  beim  Vater  des  Be- 
klagten beruhenden  Wertpapiere  und  ihr  Baiguthaben  an  demselben 
nicht  berechtigt  und  auf  Orund  dieser  dem  Ottterrechte  der  Eheleate 
angehörigen  Bestimmungen  daher  dne  ohne  dessen  G^ehmigung  er- 
teilte Zustimmung  zu  dem  Vorschlage  des  Beklagten  für  sie  und  ihren 
Ehemann  nicht  yerbindlich.  Dagegen  kommt  fdr  die  Frage  der  Not- 
wendigkeit der  Genehmigung  des  Ehemannes  im  vorliegenden  Falle 
nicht  die  Bestimmung  des  Art  217  des  B.G.B.  in  Betracht,  dafs  eine 
Ehefrau  ohne  Mitwirkung  oder  Einwilligung  ihres  Ehemannes  weder 
schenken  noch  verttufsem,  noch  sich  durch  Vertiüge  verpflichten  kann, 
da  diese  Bestimmung  lediglich  die  persönliche  Handlungsfilhi^eit  der 
Ehefrau  betriflt  und  für  diese  das  Gesetz  des  Wohnsitzes  derselben,  also 
hier  das  preufsische  Landrecht,  mafsgebend  ist  Mit  Rücksicht  daraaf, 
dafs  es  sich  hier  nicht  um  die  persönliche  Handlungsfähigkeit  der  Ehe- 
frau W.  und  ihre  Vertragsflüiigkeit  im  allgemeinen,  sondern  um  die  im 
Güterrechte  der  Eheleute  W.  wurzelnden  Rechte  derselben  an  dem 
ihnen  zugehörigen  Vermögen  handelt,  ist  es  aber  verfehlt,  wenn  der 
Beklagte  unter  Bezugnahme  auf  die  Entscheidung  des  Reichsgerichts 
(Bd.  VI  S.  893)  aus  der  Nichtanwendbarkeit  des  Art.  217  des  B.O.B. 
bezüglich  der  ehemännlichen  Genehmigung  zu  der  EikUlrung  vom 
9.  Juli  1894  die  Bestimmungen  des  al^.  preufs.  Landrechts  zur  An- 
wendung gebracht  wissen  vdlL  Dieses  Urteil  behandelt  nttmlich  die 
Frage,  ob  hinsichtlich  der  Verpflichtungsfidiigkeit  einer  Ehefrau,  welche 
im  Gebiete  des  rheinischen  Rechts  ohne  Ehevertrag  geheiratet,  spllter 
ihren  Wohnsitz  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts  genommen  und  hier 
ohne  Genehmigung  des  Ehemannes  Schulden  durch  Börsengeschäfte 
gemacht  hat,  die  Bestimmungen  des  Art  217  des  rheinischen  B.Q.B. 
oder  die  des  gemeinen  Rechts  zur  Anwendung  kommen,  und  hat  diese 
Frage  in  letzterem  Sinne  entschieden,  weil  nur  die  EbindlungsfiKhigkeit 
der  Ehefrau  in  Frage  kam  und  diese  sich  regelmäfsig  nach  dem  Gesetze 
des  Wohnsitzes  richte.  Es  hat  sodann  aber  weiter  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, dafs,  soweit  die  Handlungsfllhigkeit  durch  das  Güteirecht 
modifiziert  werde,  ungeachtet  eines  DomizilwechselB  dasjenige  Statut 
zur  Anwendung  komme,  nach  welchem  das  güterrecbtliche  Verhültnis 
sich  ursprünglich  gestaltet  hat 

Letztere  Voraussetzung  tri£%  hier  zu  und  bedarf  es  daher,  soweit 
es   sich  um  die  Notwendigkeit  der  ehemännlichen  Genehmigung  und 
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£e  Folgen  deren  Mangels  handelt,  eines  weiteren  Eingehens  auf  die 
AasfÜhrongen  nnd  Beweiserbieten  der  Parteien  darüber  nicht,  ob  die 
Voianssetzungen  für  die  von  ihnen  angezogenen  Bestimmungen  des 
allg.  prenfs.  Landrechts  tlberhaupt  hier  gegeben  sind« 

Dagegen  ist  letzteres  Recht  wohl  mafsgebend  für  die  nun  weiter 
za  erörternde  Frage,  ob  der  Ehemann  W.  die  nach  vorstehenden  Aus- 
ffllimngen  erforderliche  Genehmigung  zu  dem  Abkommen  vom  9.  Juli 
1894  in  rechtsverbindlicher  Weise  erteilt  hat 

Feststellung  der  Befugnis  einer  ausländischen  Behörde  oder  Urkunds- 
fersen  eur  Ausstellung  öffentlicher  Urkunden  durch  den  Grund- 
hwhrichter.  —  Zuständigkeit  der  deutschen  Konsuln  eur  AussteUuna 
darauf  beeüglicher  Bescheinigungen  (Legalisation  im  weiteren  SinneJ. 
Grundbuchordnung  §  38.    B.  Ges.  vom  1.  Mai  1878  (B.  G.BI  S.  89). 

(BcBchlnfs  des  KanmieigeiichtB  in  Berlin  vom  6.  Dezember  1897  (PieaTs. 
Justifin.BL  1898  S.  263). 

In  der  Grundbuchsache  von  P.  hat  der  erste  Civilsenat  des  königl. 
Eammergerichts  in  der  Sitzung  vom  6.  Dezember  1897  auf  die  von 
dem  Maurer  L.  K.  zu  P.   eingeigte  weitere  Beschwerde  beschlossen: 

Unter  Aufhebung  des  Beschlusses  der  dritten  Civilkammer  des 
königL  Landgerichtes  zu  E.  vom  20.  Oktober  1897  und  der  Verfügung 
des  königL  Amtsgerichts  zu  S.  vom  9-  September/ 2.  Oktober  1897 
wird  die  Sache*  zur  anderweiten  Er(5rterung  und  Entscheidung  nach 
Mafsgabe  der  folgenden  Grttnde  an  das  vorgenannte  Amtsgericht  zurtlck- 
verwiesen.  Gebühren  der  weiteren  Beschwerde  bleiben  aufser  Ansatz, 
die  baren  Auslagen  hingegen  faXLea  dem  Beschwerdeführer  zur  Last 

Gründe:  Der  Beschwerdeführer  betreibt  als  Eigentümer  des 
Gnmdstttcks  Nr.  5  P.  die  Löschung  der  auf  dem  Blatte  desselben  in 
Abteilung  III  Nr.  4  für  die  Geschwister  T.  und  J.  N.  eingetragenen 
Post  von  138  Thlr.  10  Sgr.  Er  hat  zu  diesem  Zwecke  eine  die  Unter- 
schriften der  Gläubiger  tragende  Quittung  vom  29.  April  1897,  aus- 
gestellt zu  L.,  Staat  Indiana,  überreicht;  sie  ist  von  dem  Bezirks- 
gerichtsschreiber der  Gia&chaft  C,  Staat  Indiana,  beglaubigt  Mit 
diesen  Urkunden  ist  der  gehörig  untersiegelte  Legalisationsvermerk  des 
kaiserlich  deutschen  Konsuls  zu  C.,  Ohio,  vom  30.  April  1897  ver- 
bunden, der  dahin  lautet: 

Gesehen  im  kaiserlich  deutschen  Konsulate  zu  G. ,  Ohio ,  zur  Be- 
glaubigung umstehender  Unterschrift  des  Bezirksgerichtsschreibers  der 
Grafschaft  C,  Staat  Indiana. 

Die  Vorinstanzen  haben  die  Löschung  beanstandet,  weil  die 
Befugnis  des  Bezirksgerichtsschreibers,  die  zur  Löschung  erforderliche 
Quittung  zu  beglaubigen,  durch  das  Zeugnis  des  Konsuls  nicht  aus- 
reichend dargethan  sei ;  diese  Befugnis  sei  auf  gesandtschaftlichem  Wege 
nach  Einzahlung  eines  Auslagenvorschusses  von   15  Mk.   festzustellen. 

Die  weitere  Beschwerde  erscheint  begründet 

Der  §  38  der  G.B.O.  bestimmt: 
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Sind  die  zur  Eintragung  oder  Löschung  erforderlichen  Urkunden 
oder  Vollmachten  von  einer  aosländischen  Bdiörde  auflgeateUt  oder  be- 
glaubigt, und  iat  die  Befugnis  dieser  Behörde  zur  Ausstellung  öffent- 
licher Urkunden  nicht  durch  Staatsvertrüge  Terbttigt  oder  sonst  dem 
Gmndbuchamt  bekannt,  so  mufs  dio  Befugnis  der  ausländischen  Be- 
hörde zur  Aufnahme  des  Akts  und  deren  Unteijchrift  auf  gesandtschaft- 
lichem  W^ge  fiostgestellt  werden. 

Da  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  ein  Staats^eitrag 
im  Sinne  des  §  38  der  G.B.O.  nicht  besteht  und  für  die  Zustllndigkeit 
des  amerikanischen  Bezirksgerichtsschreibers  zur  Beglaubigung  nur  der 
Legaüsationsvermerk  des  Konsuls  vorliegt,  so  fragt  es  sich,  ob  dieser 
Vermerk  geeignet  ist,  die  Bekanntschaft  des  Orundbuehrichters  mit  den 
Normen  des  ausländischen  Rechts  tlber  die  Befähigung  zur  Herstellang 
öffentlicher  Urkunden  iujl  vermitteln.  Der  §  38  der  G.B.O.  ist  durch 
das  R-Ges.  vom  1.  Mai  1878  über  die  Beglaubigung  öffentlicher  Ur- 
kunden (R.G.B1.  S.  89)  abgeändert.  Der  §  1  betrifft  die  innerhalb 
des  Deu'xhen  Reiches  von  einer  Behörde  oder  von  einer  mit  öffent- 
lichem Glauben  versehenen  Person  ausgestellten  oder  beglaubigten  Ur- 
kunden; sie  bedürfen  zum  Gebrauch  im  Inlande  keiner  Beglaubignng 
(Legalisation),  so  daßi  der  preufsische  Grundbuchrichter  alle  deutschen, 
wenn  auch  aufserpreufsischen  öffentlichen  Urkunden  in  gleicher  Weise 
als  geeignete  Grundlagen  fdr  Eintragungen  und  Löschungen  zu  be- 
handeln hat,  wie  die  preufbischen  öffentlichen  Urkunden. (vergL  Jahrbuch 
Bd.  5  S.  99).     Der  §  2  des  R.Ges.  lautet: 

Zur  Annahme  der  Echtheit  einer  Urkunde,  welche  von  einer 
ausländischen  Behörde  oder  von  einer  mit  öffentlichem  Glauben  ver- 
sehenen Person  des  Auslandes  ausgestellt  oder  angenommen  sich 
darstellt,  genügt  die  Legalisation  durch  einen  Konsul  oder  Gesandten 
des  Reichs. 

Indem  das  Reichsgesetz  die  Legalisation  auf  die  Echtheit  der  U^ 
künde  bezieht,  ist  es  mit  dem  allgemein  anerkannten  Begriff  der  Legali- 
sation im  Einklänge.  Sie  soll  dem  Richter  die  Gewifsheit  davon  ver- 
schaffen, dafs  das,  was  nach  Form  und  Inhalt  den  Anschein  öffent- 
lichen Ursprungs  erweckt,  auch  in  Wirklichkeit  von  einer  Behörde  oder 
Urkundsperson  herrühre.  So  bezeichnen  schon  die  zum  Tarif  des 
Stempelsteueigesetzes  vom  7.  März  1822,  Position  „Legalisationen", 
ergangenen  Verfügungen  vom  7.  Oktober  1826  und  16.  Juli  1828 
(Kampiß,  Annalen  Bd.  10  S.  1006,  Bd.  12  S.  659)  als  Legalisationea 
Atteste  darüber,  dafs  eine  amtliche  Unterschrift  richtig  und  mit  amt- 
licher Beftignis  ausgestellt  sei.  Nach  der  Min.Instruktion  vom  22.  Häis 
1888  (Kamptej  Jahrbuch.  Bd.  41  S.  220,  auch  bei  MHHfUr^  Justizver- 
waltung 4.  Aufl.  S.  1186)  ist  der  Zweck  des  Legalisationsver&hrenSf 
gleich  dem  Zwecke  eines  jeden  Urkundenbeweises,  dem  Richter,  anf 
dessen  Prüfung  und  Entscheidung  es  ankommt,  die  Überzeugung  von 
der  Eiohtheit  der  Urkunden  zu  verschaffen.  Die  Befugnis  der  Bundes- 
(Reichs-)konsuln  zur  Legalisation  derjenigen  Urkunden,  welche  in  ihrem 
Amtsbezirke  ausgestellt  oder  beglaubigt  sind,  ist  in  §  14  des  Konsolar- 
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gesetaea  ▼om  8«  November  1867  (B.6.6.  S.  137)  aoBgesprochen.  Die 
ftUgememe  DienstiiiBtniktion  Tom  6.  Joni  1871  (abgedrnckt  in  Hirths 
Ammlen  S.  607  ff.)  sagt  zu  §  14,  dafs  die  LegaÜBalionBbefogniB  sich 
nur  auf  Urkunden  beziehe,  welche  von  Beamten  nnd  anderen  mit 
Öffentlichem  Glauben  TerBehenen  Personen  (z.  B.  Notaren)  innerhalb 
des  Amtsbezirks  der  Konsuln  ausgestellt  oder  beglaubigt  seien,  und 
daA  die  Legalisation  die  Bezeugung  bezwecke,  dafs  gegen  die  Echtheit 
der  Unterschrift  des  AussteUers  kein  Bedenken  obwalte«  König  in 
seinem  Handbuch  des  Eonsularrechts  (5.  Ausgabe  §  89  S.  156)  ftigt 
hinzu,  dafis  in  der  Legalisation  zugleich  das  Zeugnis  liege,  dafs  d^ 
Aussteller  der  Urinmde  wirklich  diejenige  Eigenschaft  habe  oder  zur 
Zeit  der  Ausstellung  gehabt  hat,  in  welcher  er  das  Schriflstttck  unter- 
schrieben habe,  und  dafs  sich  daher  der  Konsul  auch  nach  dieser 
Richtung  vor  der  Legalisation  die  erforderliche  Überzeugung  verschaffen 
müsse.  Den  Zeugnissen,  welche  die  Konsuln  kraft  der  sich  nur  auf 
Öffentliche  Urkunden  beziehenden  und  daher  von  dem  Notariat  wohl 
zu  unterscheidenden  Legalisationsbefugnis  —  vergl.  §§16,  17  des 
Kons. Ges. ,  Jahrb.  Bd.  15  S.  88  —  abgeben,  hat  das  R.Ges.  vom 
1.  Mai  1878,  nachdem  für  das  Gebiet  des  Civilprozesses  der  §  403 
Abs.  2  der  C.Pr.O.  vorangegangen  war,  auch  ftlr  alle  sonstigen  Rechts- 
angelegenheiten, insbesondere  den  Grundbuch^erkehr,  volle  Beweiskraft 
gesichert.  Hierdurch  wird  durch  die  Legalirtition  festgestellt,  dafs  die 
Uricunde  vom  Aussteller  unterschrieben  sei,  dafs  dieser  die  amtliche 
Eigenschaft  besitze,  die  er  sich  in  der  Urkunde  beilegt,  und  endlich, 
dafs  er  sie  in  dieser  amtlichen  Eigenschaft  unterschrieben  habe  (so 
auch  Läbandf  Staatsrecht,  2.  Aufl.  Bd.  2  S.  27;  Koch-Jasi^ow^ 
Formularbuch,  10.  Aufl.  S.  187 ;  WeifsUrj  Das  Notariat  der  Freufsischen 
Monarchie,  Kap.  45  S.  368).  Eine  Feststellung  der  Unterschrift  der 
ausländischen  Urknndsperson  lediglich  auf  gesandtschaftlichem  Wege  ist 
also  ausgeschlossen  und  insofern  der  §  38  der  G.B.O.  zweifellos  beseitigt. 
Nicht  das  Gleiche  ist  ohne  weiteres  von  der  Befugnis  der  Urkunds- 
person zur  Ausstellung  von  Urkunden  mit  öffentlichem  Glauben  zu 
sagen.  Der  §  2  des  Ges.  vom  1.  Mai  1878  regelt  ausdrücklich  nur 
die  Voraussetzungen,  unter  denen  die  Echtheit  einer  ausittndischen  Ur^ 
künde  ftlr  nachgewiesen  zu  erachten  ist.  Die  Frage  der  Echtheit  ist 
aber  von  der  Frage  der  Zustl&ndigkeit  des  Beamten  ftlr  die  vorliegende 
Art  der  Beurkundung  verschieden  und  die  Bejahung  der  ersteren  macht 
noch  nicht  die  Beantwortung  der  letzteren  ttbeifltlssig.  Vielmehr  ist 
die  Zuständigkeit  der  Behörde  oder  des  Beamten  Gegenstand  des 
Legalisationsverfiihrens  im  weiteren  Sinne,  wie  schon  aus  der  Instruk- 
tion vom  22.  Mtfiz  1883  hervorgeht,  welche  die  Ausdehnung  des 
L^alisationsattestes  auf  die  Kompetenz  des  Ausstellers  der  Urkunde,  ob- 
wohl eigentlich  nicht  zur  Legalisation  gehörig,  gestattet  (veigl.  auch 
Min.Verft)gung  vom  17.  Oktober  1891,  Min.Bl.  S.  264).  Dafs  auch 
nach  dem  Konsulargesetz  vom  8.  November  1867  die  Legalisation  des 
Konsuls  nicht  an  sich  die  Ausstellungsbeftignis  deckt,  erhellt  aus  der 
Bemerkung  zu  b  Pos.  2  des  der  Dienstinstruktion  angehängten  proviso- 
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Tischen  GebührentarifB.  Der  GebtthreoBatz  für  B^Uabigniig  Ton  Unter- 
schriften (Pos.  2)  soll  nur  fOx  Legalisationen  im  engeren  Sinne  erhoben 
werden,  nämlich  für  Beglaubigungen  der  Unterschriften  von  Beamten^ 
Notaren  u.  s.  w.  „Werden  —  so  heifst  es  weiter  —  den  L^galisations- 
vermerken  anderweite  Bescheinigungen  hinzugefügt  (s.  B.  itSa  der 
Beamte,  dessen  Unterschrift  beglaubigt  wird,  zur  Ausstellung  von  Ur- 
kunden der  vorliegenden  Art  nach  den  Gesetzen  des  Landes  befugt 
sei  .  .  .),  so  kommt  Pos.  3  zur  Anwendung."  Demgemäls  ist  die 
Geltendmachung  von  Bedenken,  ob  die  Beurkundung  zu  dem  Geschftfts- 
kreise  des  Beamten  gehöre,  auch  der  legalisierten  ausländischen  Urkunde 
gegenüber  zulässig.  Die  Instruktion  von  1888  schränkte  das  richter- 
liche Ermessen  in  diesem  Punkte  dahin  ein,  dafs  die  Bescheinigung 
der  Kompetenz  des  Ausstellers  einer  ausländischen  Urkunde  nur  ver- 
langt werden  kOnne,  wenn  die  Gesetee  selbst  eine  solche  Bescheinigung, 
wie  dies  bei  den  Kirchenatteeten  geschehen,  verlangten.  Die  Allgemeine 
Verfügung  vom  6.  September  1839  (JustMin.Bl.  S.  811,  auch  bei 
MüUer  a.  a.  0.)  beseitigte  diese  Beschränkung  und  auf  demselben 
Standpunkt  steht  der  §  38  der  G.B.O.  Die  Befdgnis  der  ausländischen 
Behörde  zur  Ausstellung  öffentlicher  Urkunden  mufs  dem  Grundbach- 
richter bekannt  oder  auf  diplomatischem  Wege  nachgewiesen  sein,  wenn 
nicht  Staatsvertiäge  die  Zuständigkeit  verhüllen.  Soweit  ist  der  §  38 
noch  in  Kraft.  Die  Freiheit  des  richterlichen  Ermessens  darf  indes 
nicht  zur  Willkür  werden;  es  mufs  die  Umstände  des  Falles  berflck- 
sicbtigen.  Sehr  häufig  wird  die  durch  die  Legalisation  nachgewiesene 
Amtseigenschaft  der  Urkundsperson  auch  ihre  BefiLhigung  zur  Fertigung 
des  betreffenden  Aktes  klarstellen,  wie  denn  die  Beftignis  eines  aus- 
ländischen NotaiB  zur  Beglaubigung  von  Unterschriften  kaum  in  Zweifel 
zu  ziehen  sein  wird.  Deshalb  wird  der  Nachweis  der  Zuständigkeit 
nur  unter  besonderen  Verhältnissen,  wenn  entweder  die  Uikundsperson 
oder  die  Art  der  von  ihr  entwickelten  Thätigkeit  dem  inländischen 
Hichter  Bedenken  err^en,  zu  erfordern  sein  und  nicht  die  R^gel  bilden 
(Weifsler  a.  a.  0.  Anm.  1,  Koch-Jastrow  S.  190). 

Nach  dem  Vorstehenden  ist  die  im  Eingange  angeworfene  Frage 
dahin  zu  beantworten,  dafs  der  Legalisationsvermerk  des  Konsuls  in 
der  vorliegenden,  der  Dienstinstruktion  entsprechenden  Fassung  die 
Beghiubigungsbefugnis  des  Bezirksgerichtsschreibers  nicht  beweist  Da 
über  die  amtlichen  Funktionen  des  letzteren  nichts  näheres  erhellt  und 
die  Gerichtsschreiber  in  Preufsen  zur  Beglaubigung  von  Urkunden  für 
den  Grundbuchverkehr  nicht  berufen  sind,  so  entbehrt  auch  der  Aus- 
spruch der  Vorinstanzen,  dafs  ihnen  die  Kompetenz  des  Beamten  un- 
bekannt sei,  nicht  der  erforderlichen  Begründung.  Sie  gehen  aber 
darin  zu  weit,  dafs  sie  eine  Feststellung  auf  gesandtschaftlidiem  Wege 
unter  Belastung  des  Beschwerdeführers  mit  den  Kosten  von  Amtswegen 
herbeiführen  wollen.  Indem  der  §  88  der  G.B.O.  davon  spricht,  dafs 
dem  Richter  die  Befähigung  der  Urkundsperson  auch  „sonst*^  bekannt 
sein  könne,  läfst  es  andere  Erkenntnisquellen  des  ausländischen  Rechts 
als  die  durch  die  Gesandtschaften  vermittelten,  unbeschränkt  zu«     Erst 
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wenn  diese  fehlen,  ist  der  gesandtschaftliche  Weg  zu  beschreiten.  Nun 
sind  aber  die  Konsuln  des  Deutschen  Reiches  auch  zur  Legalisation  im 
weiteren  Sinne  berufen,  wie  aus  der  bereits  mitgeteilten  Stelle  der 
Dienstinstruktion  hervorgeht  und  von  Kömg  in  seinem  Handbuch  (S.  157) 
mit  dem  Beiftlgen  bezeugt  wird,  dafs  sidi  eme  auf  die  Zuständigkeit 
des  Ausstellers  der  Urkunde  bezügliche,  zutittzliche  Bescheinigung  des 
Konsuls  empfehle.  Dafs  solche  Bescheinigungen  auch  in  der  Praxis, 
insbesondere  des  Konsuls  in  Cincinnati,  üblich  sind,  zeigt  der  im  Jahr- 
buch Bd.  15  S.  88  abgedruckte  Fall,  in  welchem  sogar  die  Beglaubigungs- 
befugnis eines  Notars  bescheinigt  war.  Die  Vorentscheidungen  waren 
daher  w^en  Verletzung  des  §  38  der  G.B.O.  aufisuheben.  Dem  Be- 
schwerdeführer wird  unter  Rückgabe  der  Urkunden  die  Herbeiführung 
der  Ergänzung  des  Legalisationsvermerks  dahin,  dafs  der  Bezirks- 
gerichtsschreiber F.  zu  Bieurkundungen  der  vorliegenden  Art  befiigt  sei, 
zu  überlassen  sein. 

Die  Kostenentscheidung  folgt  aus  den  §§  7,  9  des  6.K.O.      F. 

Eretpmgung  der  Herstellung  des  ehelichen  Lebens,  wenn  der  ver- 
urteilte Teil  sich  in  einem  Rechtsgebiete  aufhält,  in  welchem  diese 
Erewingung  für  nicht  zulässig  gilt  (C.Pr.O.  §  774  Abs.  2). 

Beschlufs  des  Oberlandesgerichts  Braunschweig  vom   11.  September  1898 
(Zeitschrift  fBr  Rechtspflege  un  Herzogtum  Braunschweig,  45.  Jahrg.  S.  161  ff.). 

Der  Beklagten  war  in  Vollstreckung  des  rechtskräftigen  Urteils 
des  H.  Landgerichts  zu  Braunschweig  vom  25.  Februar  1898  auf  den 
Antrag  des  ELlfigers  durch  die  Verfügung  der  2.  Ferienkammer  vom 
20.  August  1898  aufgegeben  (C.Pr.0.  §  774  Abs.  2),  bei  Vermeidung 
einer  Geldstrafe  von  200  Mk.  binnen  einer  Woche  zur  Fortsetzung  des 
ehelichen  Lebens  zum  Kittger  zurückzukehren.  Die  Beklagte  verfolgte 
gegen  diese  die  „sofortige  Beschwerde"  und  beantragte,  den  Beschlufs 
des  H.  Landgerichts  au&uheben  und  den  Antrag  des  Kittgers  kosten- 
pflichtig abzuweisen,  indem  sie  zu  deren  Begründung  ausführte,  dafs, 
da  sie  in  Burg  lebe,  das  Preufsische  Recht  anzuwenden  sei,  dieses  aber 
einen  Zwang  zur  Herstellung  des  ehelichen  Lebens,  wie  er  beantragt 
sei,  nicht  kenne,  also  sich  die  Vollstreckung  aus  dem  bez.  Urteil  v^- 
biete.  Die  Beschwerde  ist  mit  nachstehender  Begründung  zurück- 
gewiesen worden: 

„Die  Zulttssigkeit  des  Rechtsmittels  ist  nicht  zu  beanstanden  (cf. 
Reincke,  C.Pr.O.  Bem.  a  zu  §  701 ;  Entscb.  des  R.6er.  Bd.  18  S.  433 
unten). 

Richtig  ist  die  die  Bestimmungen  des  Preufsischen  Rechts  betreffende 
Angabe  der  Beklagten  (A.  L.R.  U  1  §  685  %.);  ebensowenig  ist  zu 
bezweifeln y  dafs  nach  dem  —  hier  geltenden  —  gemeinen  Eherecht 
ein  in  Rede  stehender  Zwang  zulttssig  ist  {RicfUery  Kirchenrecht,  8.  Aufl. 
S.  1160  £  Anm.  14;  Zeitschrift  f.  R.  Bd.  28  S.  151  ff.;  Busch,  Zeit- 
schrift f.  avilpr.  Bd.  12  S.  276).  Der  Beklagten  ist  aber  nicht  darin 
zuzustimmen,   dafs  ersteres  Recht  das  mafsgebende  sei.     Nach  §  774 
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der  C.Pr.0.  hat  —  zwecks  Einleitung  einer  Zwangsvollstreckung  zur 
Erwirkung  einer  nicht  vertretbaren  Handlung  —  das  Prozefsgericht 
1.  Instanz  zu  erkennen,  dafs  der  Schuldner  zur  Vornahme  der  Hand- 
lung durch  Geldstrafen  oder  Haft  anzuhalten  sei,  im  Fall  der  Her- 
stellung des  ehelichen  Lebens  jedoch  nur  dann,  wenn  die  Landesgesetze 
die  Erzwingung  dieser  Handlung  für  zulHssig  eiklären.  Die  „Landes- 
gesetze**  stehen  hier  im  Gegensatz  zu  dem  Reichsgesetz  der  Civilprozefs- 
Ordnung,  welches  den  Zwang  zur  Eingehung  der  Ehe  in  demselben 
g  774  durchweg  ausschliefst,  und  es  ist  nach  allgemeinen  GrunddUzen 
zu  entscheiden,  die  Gresetze  welches  Landes  rect.,  welches  Landes  ISeeht 
(cf.  Jurist  Wochenschrift  1888  S.  136  Nr.  7)  das  mafsgebende  ist 
In  Frage  ist  das  persönliche  Rechtsverhältnis  der  Ehegatten  zu  einander; 
soweit  eine  Entscheidung  in  Frage  steht,  hat  das  Reichsgericht  an- 
genommen, dafs  das  Gericht  stets  das  Recht  seines  Landes  anzuwenden 
habe,  weil  die  auf  der  sittlichen  Natur  der  Ehe  ruhenden  Rechtsnormen 
streng  positiven  Charakters  seien  (Entscheid,  des  R.G«r.  Bd.  9  Nr.  48). 

Eben  diese  Erwägung  pafst  auch  fdr  die  Klagen  auf  Rückkehr 
(cf.  daselbst  Bd.  15  Nr.  40).  Erscheint  dies  bedenklich,  so  kann  nur, 
nach  den  sonstigen  Grundsätzen  ttb^  Statutenkollision,  das  Recht  des 
Ehe-,  d.  h.  des  Domizils  des  Ehemannes  in  Betracht  kommen,  und 
dies  wird  in  der  Regel  —  wie  hier  zutrifft  —  angesichts  der  C.Pr.0. 
§  568  Abs.  1  mit  dem  Recht  des  Prozefsgerichts  identisch  sein 
(cf.  Seufferts  Archiv  Bd.  46  Nr.  147).  Mafsgebend  ist  demnach  im 
Fragefalle  das  hiesige  Recht.  Davon  abzusehen,  weil  ein  prozessua- 
lischer VoUstreckungsakt  beantragt  ist,  liegt  keine  Veranlassung  vor, 
weil  die  Fiage  nach  dessen  Zulässigkeit ,  wie  die  Civilprozefsordnong 
eben  durch  die  Verweisung  auf  die  Landesgesetze  anerkennt,  in  das 
Gebiet  des  materiellen  Rechts  fkllt  (die  abweichende  Meinung 
V.  Bars  in  Theorie  und  Praxis  des  intern.  Pr.R.  I  S.  480  ff.  ist  von 
der  letztcit  Entscheid,  des  R.Ger.  verworfen).  Die  entgegenstehende 
Meinung  von  Strukmcmn  u.  Koch,  C.Pr.0.  N.  7  zu  §  174,  ist  nicht 
begründet  und  nicht  zu  begründen  durch  das  dort  citierte  Urteil  des 
Oberlandesgerichts  Naumburg.  Übereinstimmend  sind  Qaupp,  C.Pr.O. 
§  774  bei  IHa;  v.  Wümowski  u.  Levy,  C.Pr.0.  §  774  Note  4; 
FrancJce  in  Busch,  Zeitschr.  f.  C.Pr.0.  Bd.  8  8.  16;  Obwlandesgericht 
Hamburg  in  Seufferts  Archiv  Bd.  50  Nr.  142;  Kammeigericht  Berlin 
in  Busch,  Zeitschr.  Bd.  21  S.  90;  cf.  Böhms  Zeitschr.  IV  S.  592. 

Die  Civilprozefsordnung  hat  sich  im  §  774  darauf  beschränkt,  zu 
bestimmen,  dafs  das  Prozefsgericht  die  erwähnte  Verfügung  qua  Voll- 
streckungsmafsregel  zu  treffen  habe;  wie  diese  Mafsregel,  die  selbst- 
verständlich nicht  als  leere  Drohung  gemeint  ist,  bei  fortdauernder 
Renitenz  des  Schuldners  zur  Ausftlhrung  gebracht  wird,  richtet  sich 
danach,  wie  überhaupt  G^ld-  und  Haftstrafen  zum  Vollzuge  gebracht 
werden  (vergl.  die  Geschäftsanweisung  ftlr  Gerichtsvollzieher  §§  104  bis 
106,  98,  108).  Meist  von  dieser  Seite  her  ist  die  Frage  einer  Er- 
örterung unterzogen,  und  die  Ansicht  vertreten,  dafs  in  einem  Gebiete, 
ftlr   welches  der  Vorbehalt  des  §  774  Abs.  2   cit  nicht  zutrifft,  die 
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▼om  Prozefsgerichte  angeordnete  Mafsregel  nicht  zur  Ansftlhrang 
gebracht  werlen  dürfe.  So  httlt  z.  B.  Falkmaim  (Zwangsvollstr.  §  2 
f»  f.)  die  Vollziehung  eines  Haftbefehls  unter  der  bezeichneten  Voraus- 
setzujog  fdr  unstatthaft  (vergl.  S.  25  Anm.  8  ibid.)^  anscheinend  in 
tjbereinstimmung  mit  dem  Oberlandesgericht  Naumburg  (Magazin  von 
Bödiker  Bd.  1  8.  114),  welches  ftlr  solchen  Fall  auf  die  Unstatthaftig- 
keit  der  Gewflhrnrg  von  Rechtshtllfe  sich  berufen  hat.  Diese 
Ansicht  hthit  zu  der  unannehmbaren  Konsequenz,  dafs  das  Gesetz  eine 
unter  Umständen  unausführbare  Vollstreckungsmafsregel  angeordnet  hätte. 
Das  zu  entscheiden,  wäre  nicht  Sache  des  Prozefsgerichts,  könnte 
also  hier  auf  sich  beruhen,  und  müfste  der  Prtliung  der  BehlSrden 
überlassen  bleiben,  in  deren  Gebiet  die  Strafe  zur  Einziehung  kommen 
würde.  Richtiger  würde,  wenn  überall  jener  Gesichtspunkt  der  Rechts- 
hülfe zuträfe,  die  Ansicht  sein,  dafs  der  Zwang  nach  §  774  nur  geübt 
werden  düifte,  wenn  in  dem  Gebiete  sowohl  des  Prozefs-  als  des  Voll- 
streckungsgerichts die  Mafsregel  geset7?ich  zulässig  sei.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  kommt  femer  in  Betracht:  das  Rechtshülfegesetz, 
au^  dessen  Bestimmungen  (§§  7,  37)  Naumburg  verweist,  ist  insoweit 
aufser  Kmü  3etreten,  als  die  Bestimmungen  des  Gerichtsverfistssungs- 
gesetzes  Tit.  XI IF  reichen;  es  ist  deshalb  zutreffend  in  dem  in  Böhms 
Zeitsehr.  1.  c.  mitgeteilten  Urteile  des  E.  /.mtsgerichts  Stuttgart  auf 
dieses  Gesetz  die  Entscheidung  gestützt,  n^-nlich  auf  §  159  Abs.  2, 
weleber  die  Ablehnung  des  Ersuchens  zur  Pflicht  macht,  wenn  die 
▼onnmehmende  Handlung  nach  dem  Recht  des  ersuchten  Gerichts  ver- 
boten ^'flt  Sachlich  kann  indes  diese  Erwägung  nicht  als  richtig  an- 
erkannt werden  y  wie  der  weitere  Gang  der  VoUstreckung  darthut 
Kommt  der  Schuldner  der  ihm  erteilten  Auflage  nicht  nach,  so  hat 
der  Gläubiger  die  Veruiieilung  jenen  zu  der  angedrohten  StiafiB  bei 
dem  Prozefsgericht  zu  betreiben,  und  ist  auf  Grund  dessen  in  der  Lage, 
mittelst  Selbstbetriebes  der  Exc!:ution  (Beauftragung  eines  Gerichts- 
yollziehers)  oder  auch  durch  die  Vermittelung  des  Vorsitzenden  des 
ProzefsgerlchtB,  welcher  med.  rej'  der  Gerichtsschreiberei  des  zuständigen 
Amtsgerichts  einen  Gerichtsvollzieher  beauftragt,  die  Strafen  zur  Voll- 
ziehung zu  bringen  (G.V.G.  §§  161,  162;  Gwpp,  C.Pr.O.  §  774  H 
Abs.  4;  Planck,  Lehrb.  §  191  II  B  §  188;  v.  WümofosU  u.  Levy 
ad  §§  cit  des  G.V.G. ;  Eauek,  G.V.G.  ihid,).  Nicht  steht  danach  in 
Frage,  das  Ersuchen  von  Gericht  an  Gericht  (cf.  Entscheid,  des  R.Ger. 
in  av.S.  Bd.  25  Nr.  82  und  in  Str.S.  Bd.  26  Nr.  180).  Der  an- 
gegangene Gerichtsvollzieher  aber  ist  nach  dem  Grundsatz,  dafs  Urteile 
eines  deutschen  Gerichts  im  ganzen  Reiche  vollstreckbar  sind,  und  da 
die  Zwangsmafsr^eln  des  §  774  cit  an  sich  Idr  das  Reich  ab  zu- 
lässige Vollstreckungsakte  anerkannt  sind,  nicht  in  der  Lage,  nachzu- 
prüfen, ob  nach  dem  Recht  seines  Landes  die  zu  erzwingende  Hand- 
lung exequierbar  ist  (so  die  cit.  Kommentatoren  der  Civilprozefsordnung, 
denen  auch  Pkmek  beizuzählen  ist,  insofern  er  die  Ausführbarkeit 
einrs  Urteils  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  einer  Prüfung  nur 
bei  Erlafs  eines  Vollstreckungsurteils  auf  Grund  eines  ausländischen 
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UrteÜB   einer  Prttftmg  nntentellt  (Lebrb.  11  8.  682);   Warner  die   dt. 
Urteile  des  Kammergerichts  und  des  Oberkndesgericbts  ELambmig).' 


England. 

Ändertmg  des  ehelichen  Crüterrechts. 

UrteU  des  obersten  Gerichtshofes  Tom  19.  Mai  1898  {aunet  1899  S.  170> 

Haben  sich  Ehegatten  in  ihrem  Lande  ohne  Ehevertrag  verheiratet, 
so  kann  durch  die  einfache  Thatsache  der  WohnsitzverUnderong  das 
Gttterrechtssystem,  anter  dem  sie  sich  verehelicht  haben,  eme  Änderung 
er&hren,  so  dafs  das  Vermögen,  das  der  Ehemann,  der  sich  in  Frank- 
reich nach  der  gesetzlichen  Gttteigemeinschaft  verheiratet  hat,  nachher 
in  England  erwirbt,  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  entzogen  ist 
Folglich  kann  der  Ehemann  letztwillig  darüber  verftlgen,  und  die  Ehe- 
fran  nicht  die  Httlfte  davon  als  gtttergemeine  Fran  beanspruchen. 

Bigamie. 

Urteil  des  Kriminalgerichtshofes  vom  25.  April  1898  (Clunet  1899  S.  165). 

Das  Verbrechen  der  Bigamie  setzt  wesentlich  voraus,  dafs  die 
erste  Ehe  rechtsgtlltig  und  zur  Zeit  der  Eingehung  der  zweiten 
Ehe  noch  nicht  au%elö8t  war.  Der  Umstand,  dafs  die  erste  Ehe  nach 
dem  Hitus  und  den  Vorschriften  religiöser  (besetze  (hier  israelitischer) 
abgeschlossen  war,  ändert  an  der  unbedingten  Voraussetzung  civilrecht- 
licher  Gültigkeit  nichts.  Ausländer  sind  in  dieser  Hinsicht  nach  den 
Civilgesetzen  ihres  Landes  zu  beurteilen. 

EechtswirJcung  ausländischer  Urteile. 

Urteil  des  obersten  Gerichtshofes  vom  24.  Februar  1897  {Cltmet  1899  S.  159). 

Die  von  ausländischen  Gerichten  in  dinglichen  Rechtsstreitigkeiteii 
ergangenen  Entscheidungen  haben  vor  den  englischen  Gichten  Rechts- 
kraft. 

Zu  dieser  Art  von  Urteilen  gehört  auch  eine  Entscheidung,  wo- 
durch die  Beschhignahme  und  der  Verkauf  eines  Schifies  angeordnet 
wurde,  sowie  dafs  der  Erlös  dem  pftüidenden  Gläubiger  gehört 

Veröffenüichtmg  von  Privatbriefen. 

Urteil  des  hohen  Gerichtshofes  vom  27.  November  1897  (Clunet  1899  S.  161). 

Privatbriefe  dürfen  nicht  ohne  Zustimmung  des  Briebchreibers  ver- 
öffsutlicht  werden,  ausgenommen,  wenn  es  sich  darum  handelt,  dafii 
der  Veröffentlichende  einen  rechtlichen  Grund  dafür  hat,  z.  B.  um  sich 
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gegen  öffentliche  Angriffs  des  Brie&chreiberB  zu  verteidigen,  üUa  der 
Inhalt  des  Briefias  in  dieser  Richtung  ein  Yerteidigungsmittel  bietet 
(Ebenso  nach  feststehender  Rechtsprechung  der  französischen  Gerichte.) 


Frankreich. 

Bechtspreclmiig  firanzBsischer  GerichtshSfe. 

SkuitsangehörigJceit. 

1.   Urteil  des  ZuchtpolizeigerichtB  der  Seine  vom  20.  Oktober  1898  {Clunet  18d9 

8.  156). 

Als  Franzose  gilt,  wer,  von  ausländischen  Eltern  stammend,  in 
Frankreich  geboren  ist,  sich  hier  zur  Zeit  seiner  Grofsjährigkeit  aufhält 
und  als  „Franzose**  in  eine  Fremdenlegion  aufiiehmen  liefs. 

2.  Urteil  des  Appellhofes  zu  Aix  vom  4.  Juni  1896  (Clunet  1899  S.  158). 

Ein  natürliches  Kind,  das  in  Frankreich  von  Eltern  stammt,  die 
es  nicht  anerkannt  haben,  wird,  selbst  wenn  der  Geburtsakt  es  als  von 
einer  anslündiachen  Mutter  geboren  bezeichnet,  fidls  dieselbe  es  nicht 
in  einer  authentischen  Urkunde  als  ihr  Kind  anerkannt  hat,  als  von 
unbekannten  Eltern  stammend  und  folglich  als  Franzose  angesehen, 
kann  deshalb  auch  nicht  des  Landes  verwiesen  werden. 

Personenstandsurhmden  des  Ätislandes, 

Urteil  des  Appellgerichts  zu  Algier  vom  7.  März  1898  (Clunet  1899  S.  10). 

Im  Jahre  1804  wurden  im  Grofsherzogtum  Baden  die  Personen- 
Btandeeurkunden  nach  dem  damals  dort  herrschenden  Gesetze  von  dem 
Eiiehenvorstand  der  Pfarrei  angenommen.  Erst  mit  Verktindung  des 
firanaöeischen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  im  Jahre  1809  und  der  dadurch 
bewirkten  Aufhebung  des  früheren  Gesetzes  traten  die  Vorschriften 
jenee  Gesetzbuchs  dort  in  Geltung.  Folglich  macht  ein  Civilstandsakt 
aus  dem  Jahre  1804  gemäfs  Art  47  Code  civü  in  Frankreich  vollen 
Öffentlichen  Glauben. 

Warenaeichenschutz. 

UiteQ  des  Appellhofes  zu  Paris  vom  10.  Bfärz  1898  (Clunet  1899  S.  148). 

Die  im  Auslande  wohnhaften  Franzosen,  welche  in  Frankreich 
eme  Niederlassung  haben,  sind  ermächtigt,  ihre  Warenzeichen  in  Frank- 
reich beim  Handelsgericht  ihrer  Niederlassung  zu  hinterlegen  und  zwar 
ohne  Unterschied,  ob  dieselbe  eine  Haupt-  oder  Zweigniederlassung  ist 
Durch  die  internationale  Übereinkunft  vom  20.  März  1883  wurde 
daran  nichts  geändert 
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Feaerversicheru/ifig. 
Urteil  dee  CivilgerichtB  der  Seine  vom  13.  Juni  1898  {aunei  1899  S.  106). 

Wenn  sich  in  einem  Versicherangsvertrage,  wonach  f^  die  im 
Aaslande  erlittenen  Brandschäden  Ersatz  geleistet  wird,  die  EHaosel 
findet,  dafs  der  Versicherte  sofort  nach  der  Feuersbrunst  seinen  Schaden 
vor  dem  Friedensrichter  seines  Kantons  erklären  mnfs,  so  zieht  die 
Unterlassang  dieser  Erklärang  nicht  den  Verfall  des  Ansprachs  aof  die 
Versicherangssamme  nach  sich,  wenn  in  dem  Aaslande,  wo  der  Brand 
war,  ein  Friedensrichter  nicht  vorhanden  ist. 

Seerecht. 
Urteil  des  Handelsgerichts  zu  Marseille  vom  15.  Jani  1898  (Clunet  1899  S.  101). 

1.  Das  Recht,  das  Schiff  mit  Fracht  gemäfs  Art  216  des  ELG.B. 
in  Stich  za  lassen,  steht  nicht  dem  Kapitän  eines  aasländischen  Schifies 
deshalb  za,  weil  er  vor  ein  französisches  Gericht  geladen  ist. 

2.  Die  Haftbarkeit  des  SchifieigentUmers  Air  die  Handlangen 
des  Kapitäns  bestimmt  sich  nach  dem  internationalen  Grandsatze  des 
sogenannten  Flaggenrechts  gemäfs  dem  Gesetze  des  Landes,  dem  das 
Schiff  angehört 

Prozefshostenkamtion. 
UrteU  des  AppellgeriohtB  za  Boaen  vom  16.  März  1898  {ClwMt  1899  S.  112). 

Hat  der  Beklagte  es  anterlassen,  in  der  ersten  Instanz  die  Prozefs- 
kostenkaation  za  fordern,  so  kann  er  dies  Verlangen  noch  in  der 
Berafangsinstanz  stellen,  foUs  dasselbe  vor  Geltendaiachnng  anderer 
Einreden  erhoben  wird. 

Zuständigkeitsfrage  in  Deliktsobligationen. 
Urteil  des  Appellgerichts  za  Qrenoble  vom  26.  Oktober  1897  {Clunei  1898  &  124). 

Die  französischen  Gerichte  sind  zaständig,  am  ttber  Streitigkeiten, 
die  zwischen  Aasländern  über  Delikts-  oder  Qaasi  •  Deliktsobligationen 
entstanden  sind,  zu  entscheiden. 

Revision  der  ausländischeu  Urteile. 
Urteil  des  Civilgerichts  za  Nizza  vom  16.  Mai  1898  {Ciunei  1899  S.  1dl). 

Die  französischen  Gerichte,  an  welche  der  Antrag  gestellt  wird, 
ein  aasländisches  gegen  einen  Franzosen  erlassenes  Urteil  fiir  vollstreckbar 
za  erklären,  können  and  sollen  das  Uiteil  in  Bezag  aaf  die  Frage  der 
Zaständigkeit ,  sowie  den  Rechtsgrand  der  Sache  selbst  einer  ementea 
rechtlichen  Prüfong  anterziehen. 

Versteigerung  von  Liegenschaften. 
Urteil  des  Civilgerichts  der  Seine  vom  30.  Jali  1898  (Ciunet  1899  S.  1S9> 

Die  Erben  eines  AaslSfnders,  der  in  Frankreich  gestorben  ist, 
können  beantragen,  dafs  die  vom  Erblasser  hinterlassenen,  im  Aaslande 
gelegenen  Liegenschaften  dort  zar  Versteigerang  gebracht  werden. 
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Italien. 

Litterartsches  Eigentum. 
Vital  des  AppellgerichtB  zu  Neapel  Tom  16.  Aagust  1892  {Clunet  1899  S.  192). 

Die  Umwandlung  eines  ausländischen  dramatischen  Weikes,  seine 
Anpassung  an  den  Geschmack,  Au£&s8ung  und  Gewohnheit  des  Inlandes 
begrOndet,  an  sich  selbst  betrachtet,  keinen  verbotenen  Nachdruck  oder 
ein  strafbares  Plagiat 

Nachbildung  eines  Geisteswerkes  kann  gesetzlich  mit  der  Fälschung 
einer  Privatschrift  verglichen  werden.  Eine  solche  Fälschung  ist  nur 
soweit  strafbar,  als  man  davon  Gebrauch  gemacht  hat  Ebenso  kann 
ein  Litterat  die  Gredanken  und  die  Phantasie,  welche  im  Werke  eines 
Anderen  Ausdruck  gefunden  haben,  straflos  nachbilden.  Solange  eine 
Nachbildung  nicht  herausgegeben  ist,  kann  sie  auch  nicht  verfolgt 
werden.  Die  YeröfiSantlichung  dramatischer  Werke  geschieht  auch  durch 
die  scenische  Aufführung.  Beide  Delikte,  Nachbildung  und  mifsbräuch- 
liehe  scenische  Auffilhrung,  fallen  nicht  zusammen. 

Ausländische  GeseUschafien. 

ürtdl  des  Kassationshofes  zu  Rom  vom  28.  Dezember  1893  (Clunet  1899 

8.  194)l 
Die   in  Italien  anerkannten   ausländischen   Gesellschaften  werden 
nur  soweit  als  nationale  angesehen,  als  sie  im  Königreich  ihren  Gesell- 
schäftssitz  und  ihre  Hauptwirksamkeit  haben. 


Österreich. 

Rechtsprechmig  der  Bsterreichischen  OerichtshSfe. 

Bei  Führung  einer  nach  §  183  des  Jcaiserl.  Patentes  vom  9.  August 
1854,  Nr.  208  R.G.BI.,  vorgesehenen  Vormundschaft  ist  (faUs  durch 
Staatsverträge  nichts  anderes  bestimmt  ist),  so  lange  von  der  isur 
ständigen  aasländischen  Behörde  eine  andere  Verfügung  nicht  ge- 
troffen unrd,  nach  den  österreichischen  Gesetzen  vorzugehen. 

£ntBch.  des  k.  k.  obersten  Gerichtshoft  vom  15.  Juni  1898,  Ziff.  8148    • 
(Zeltschrift  für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Österrdch,  Jahr- 
gang 1899  S.  47). 

Das  Bezirksgericht  B.  hat  nach  dem  am  26.  Februar  1895  er- 
folgten Ableben  des  in  B.  ansässigen,  nach  M.  im  schweizerischen 
Kanton  T.  zuständigen  A.  ftlr  dessen  ebenfalls  in  B.  domizilierende 
minderjährige  Kinder  der  Vorschrift  des  §  188  des  kaiserl.  Patentes 
vom  9.  August  1854,  Nr.  208  R.G.B1.,  entsprechend  die  Vormundschaft 
bestellt    und    hiervon   die    schweizerische    Pupillarbehörde    verständigt, 
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welch  letztere  hieranf  die  Erklänmg  abgab,  gegen  die  Er^ffiiong  obiger 
Yormandschaft  keinerlei  Einwendungen  zu  machen. 

Unter  Zustimmung  der  VoimundschaftsbehOrde  in  B.  und  des  über- 
geordneten Kreisgerichtes  wurde  hierauf  das  den  Pupillen  zugefallene 
vttterliche  Nachlafsvermögen  mit  Vertrag  vom  28.  Februar  1896  der 
B.  verkauft. 

Der  in  der  Folge  von  der  schweizerischen  Vormundschaft  der 
Pupillen  gegen  B.  auf  Unwirksamkeitserklltrung  dieses  Vertrages  über- 
reichten Klage  wurde  von  der  ersten  Instanz  in  der  Erwägung  statt- 
gegeben, dafs  die  österreichischen  Gerichte  als  Vormundschaftsbehörde 
ausländischer  Mündel  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  §  183  des 
citierten  Patentes  blofs  provisorische  Mafsr^^n  trefien  dürfen ;  dafs  die 
schweizerische  Pupillarbehdrde  durch  die  Erklärung,  gegen  die  Eröffiiang 
der  Vormundschaft  seitens  des  Bezirksgerichtes  B.  keine  Einwendungen 
zu  machen,  auf  ihre  vormundschaftsbehördlichen  Befugnisse  noch  nicht 
verzichtet  hat,  was  daraus  hervorgehe,  dafs  sie  nachher  das  Begehren 
um  Abtretung  der  Vormundschaft  über  die  minderjährigen  Kinder  des 
A.  stellte;  dafs  daher  die  österreichischen  Gerichte  durch  die  Erteilung 
der  Bewilligung  zu  jenem  Vertragsabschlüsse  ihre  Kompetenz  über- 
schritten haben,  und  dieser  Vertrag  mangels  Einwilligung  der  kom- 
petenten schweizerischen  Pupillarbehörde  rechtsunwirksam  sei. 

Dagegen  hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht  das  Klagebegehren  ab- 
gewiesen, welche  Reformatentscheidung  vom  k.  k.  obersten  Gerichtshöfe 
mit  Entscheidung  vom  15.  Juni  1898,  Z.  8148,  bestätigt  wurde  aus 
nachstehenden  Grtlnden: 

Nach  der  Vorschrift  des  §  183  des  kaiserL  Patentee  vom  9.  August 
1854,  Nr.  208  R.G.B1.,  und  der  JustMin.VO.  vom  10.  Oktober  1860, 
Z.  14989,  war  das  Bezirksgericht  B.  nicht  Uols  berechtigt,  sondern 
auch  verpflichtet,  die  fragliche  Vormundschaft  so  lange  fortzuftlhren,  bis 
von  Seite  der  kompetenten  ausländischen  Behörde  eine  andere  Verfügung 
getroffen  würde.  Bei  der  Führung  dieser  Vormundschaft  mufste  aber 
gemäfs  der  Bestimmungen  der  §§  33 — 87  a.  b.  G.B.  nach  den  öster- 
reichischen Gesetzen  voig^gangen  werden,  zumal  zwischen  Österreich 
und  der  Schweiz  ein  Staatsvertrag  nicht  besteht,  kraft  dessen  Pflege- 
befohlene des  einen  od^  des  anderen  Staates  nach  dnem  von  dem  am 
Orte  ihres  Domiziles  verschiedenen  Rechte  zu  behandeln  wären.  Nun 
kann  aber  nach  §  232  a.  b.  G.B.  ein  solcher  Vertrag  wie  der  vor- 
liegende für  Minderjährige  mit  Zustimmung  des  VormundschaftagerichteB 
und  des  demselben  überordneten  Grerichtshofes  erster  Instanz  gültig  ge- 
schlossen werden,  und  es  sind  auch  bei  Errichtung  jenes  Vertrages  alle 
vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Kautelen  thatsächlich  eingehalten  worden. 
Der  Vertrag  wurde  pupiUargerichtlich  genehmigt  und  verfacht  und  kann 
daher  aus  dem  Grunde,  weil,  wie  die  Klägerin  übrigens  nur  behauptet, 
aber  nicht  erwiesen  hat,  im  Kanton  T.  solche  Verträge  unzulässig 
seien,  nicht  angefochten  werden.  Wenn  aber  auch  solche  Verträge, 
wie  der  vorliegende,  dort  unstatthaft  sein  sollten,  so  kann  das  nach 
§  86  a.  b.  G.B.  auf  die  Gültigkeit  des  Vertrages  keinen  EinfluDi  üben, 
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iiAclidein  die  Klägerin  nicht  erwiesen,  ja  selbst  nicht  behauptet  hat, 
dals  beim  Abschlusse  des  Vertrages  auf  eki  anslllndisches ,  spedell  auf 
das  Recht  des  Kantons  T.  Bedacht  genommen  worden  wftre.  Wenn  die 
KligeriD  Termeiden  wollte,  dafs  die  Rechtsangelegenheiten  der  A.Bohen 
Kinder  nach  den  österreichischen  Gesetzen  behandelt  werden,  so  stand 
es  ihr  jederzeit  frei,  durch  die  kompetente  schweizerische  Behörde  die 
Abtretong  der  Vormundschaft  zu  verlangen;  so  aber  hat  sie  vor  Ab- 
sehlufs  des  erwähnten  Vertrages  ein  solches  Begehren  nicht  gestellt, 
und  ist  solches  an  das  Bezirksgericht  B.  erst  zu  einer  Zeit  gelangt, 
ab  der  nunmehr  angefochtene  Vertrag  längst  perfekt  war.  Das  auf 
Unwirksamkeitserklärung  dieses  Vertrages  gerichtete  Klagebegehren  stellt 
sieh  daher  als  hinftllig  dar. 

Die  Fandsgebühren  sind  von  den,  wenngleich  in  Niederösterreich 

vorkommenden,   Verlassenschaften  dann  nicht  eu  entrichten,  wenn 

der  Erblasser  seinen  Wohnsite  im  Auslande  gehabt  hat. 

Entsch.  des  k.  k.  obersten  Gerichtshoft  vom  13.  Dezember  1898,  Z.  16802 
(ZatBchxift  fttr  Notariat  u.  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Österreich  1899  S.  59). 

In  der  Verlassenschaftsabhandlung  über  das  durch  den  am  15.  Ok- 
tober 1895  in  Lissabon  eingetretenen  Tod  des  Marquis  A.  freigewordene 
gräflich  B.sche  Geldfideikonmiifs ,  welches  in  einer  im  Depositenamte 
des  k.  k.  Landgerichtee  in  Wien  erliegenden  vinkulierten  einheitlichen 
Notenrente  per  51  050  fl.  Nominale  im  Kurswerte  des  Todestages  von 
51  380  fl.  besteht,  hat  das  k.  k.  Landesgericht  in  Wien  mit  Beschlufs 
vom  21.  Juni  1898,  G.Z.  ^=^=^^,  die  frommen  Gebühren  be- 
mesaen  und  deren  Zahlung  den  Erben  aufgetragen. 

Dem  Rekurse  der  Fideikommifserben  Grafen  C.  gegen  diesen 
Beschlufs,  insofeme  mit  demselben  der  Schulbeitrag  und  der  Beitrag 
zum  Wiener  Versorgnngsfonds  bemessen  wurden,  und  deren  Zahlung 
den  Erben  aufgetragen  vmrde,  hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Wien 
als  Rekursgericht  mit  Beschlufs  vom  4.  Oktober  1898,  G.Z.  R.  V  1066—98 
Folge  groben,  den  Beschlufs  des  k.  k.  Landesgerichtes  in  Wien  in 
Bflinem  angefochtenen  Teile,  betreffend  die  Bemessung  des  Schulbeitrages 
ond  des  Beitrages  zum  allgemeinen  Versorgungsfonds  in  Wien,  sowie 
den  Auftrag  zur  Zahlung  dieser  Beitrüge  behoben,  im  Übrigen  aber 
unberlthrt  gelassen.  ^-  Begründung: 

Nach  §  1  des  niederösterreichischen  Landesgesetzes  vom  18.  De- 
zember 1871,  Nr.  1  L.G.B1.  ex  1872,  ist  der  Schulbeitrag  von  den 
in  Niederitoterreich  vorkommenden  Verlassenschaften  zu  entrichten.  Als 
daselbst  vorkommend  sind  die  Verlassenschaften  nur  jener  Personen 
anzuaehen,  welche  in  Niederösterreich  ihren  ordentlichen  Wohnsitz 
hatten,  weil  die  Heranziehung  eines  VerlassenschaftsvermOgens  zu  einem 
Beitrage  für  Schulzwecke  nicht  in  dem  Einschreiten  der  Abhandlungs- 
behOrde,  sondern  in  den  Lebensverhältnissen  des  Erblassers  ihren  Grund 
hat,   und  weil  der  Zweck  dieser  gesetzlichen  Bestimmung  wohl  dahin 

Z«itflehrift  f.  intern.  PriTat-  u.  Strftfnoht  ete.,  Band  IX.  17 
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geht,  mit  dieser  Abgabe  das  VenDÖgen  desjenigen  zu  belasten,  welcher 
in  der  Lage  war,  aus  den  Landeeanstalten  Vorteil  zu  sdehen;  das  war 
aber  hier  nicht  der  Fall,  weil  der  Erblasser,  wie  aus  den  Akten  her- 
yorgeht,  nicht  in  Niedertf sterreich ,  sondern  in  Lissabon,  alao  im  Aus- 
lände, seinen  Wohnsitz  gehabt  hat  Es  ist  somit  die  Bemeseong  emes 
Schalbeitrages  nicht  gerechtfertigt.  Aber  auch  der  Beitrag  zom  all- 
gemeinen Versorgungsfonds  in  Wien  ist  nach  dem  ausdrücklichen  Wort- 
laute des  Hofdekretes  vom  22.  Juni  1821,  Nr.  1770  J.G.S.,  nicht  za 
entrichten,  da  nach  diesem  Hofdekrete  die  in  Wien  abgehandelten 
Verlassenschaften  ftlr  den  Fall,  als  der  Erblasser  nicht  im  Wiener 
Armenbezirke  seinen  Wohnsitz  gehabt  hat,  yon  dieser  Gebühr  befreit  sind. 
Den  Revisionsrekurs  des  niederösterreichischen  LandesaasschasseB 
gegen  den  Keformatbeschlufs  des  k.  k.  Oberlandesgerichtes,  sofeme  mit 
demselben  ausgesprochen  wurde,  dafs  ein  Schulbeitrag  von  dem  er- 
wähnten Pekuniarfideikommifsnadilasse  nicht  zu  bemessen  ist,  hat  der 
k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  Entsch.  yom  13-  Dezember  1898, 
Z.  16  802 ,  ab  unbegründet  zurückzuweisen  und  diesen  angefochtenen 
Teil  des  Reformatbeschlusses  der  zweiten  Instanz  unter  UnberührtUssoDg 
des  nicht  in  Beschwerde  gezogenen,  die  Nichtbemessung  des  Beitrages 
zum  allgemeinen  Versorgungsfonds  betreffenden  Teiles  mit  Hinweis  auf 
die  der  Sachlage  und  dem  Gesetze  entsprechende  obergerichtliche  Be- 
gründung zu  bestätigen  befinden. 

Bewilligung  der  Exekution  auf  Onmd  eines  italienischen   Urteils. 
ObenstgerichtUche  Entoch.  yom  6.  Oktober  18d8,  Z.  13505. 

In  der  Exekutionssache  des  H.  A.,  als  Verwalters  der  Failite 
F.  &  Co.  in  B.  (Italien)  als  betreibenden  Gläubigers,  wider  Adolf  M. 
in  H.  (Böhmen)  als  Verpflichteten  wegen  Zahlung  von  611  Lire  95  cts. 
hat  die  erste  Instanz  das  Gesuch  um  Bewilligung  der  Exekution 
durch  PAlndung  der  Fahrnisse  des  Verpflichteten  mit  Einleitung  ihrer 
Verwahrung  abgewiesen.  Die  zweite  Instanz  hat  über  Rekurs  des 
betreibenden  Gläubigers  den  Beschlufs  der  ersten  Instanz  teilweise  ab- 
geändert, dem  betreibenden  Gläubiger  auf  Grund  des  Urteils  des 
Amtsgerichtes  in  B.  vom  20.  Februar  1894  in  Ansehung  des  Teil- 
betrages von  76  Lire  5  cts.  die  Exekution  mittelst  Pfkndung  der  in 
der  Gewahrsame  des  Verpflichteten  befindlichen  beweglichen  Sachen, 
sowie  die  Einleitung  der  Verwahrung  der  gepfändeten  G^enstände 
bewilligt,  mit  dem  Vollzuge  auf  Anmelden  des  betreibenden  Gläubigeis 
das  Bezirksgericht  in  H.,  das  als  Exekutionsgericht  einzuschreiten  hat, 
betraut,  —  im  übrigen  aber  unter  Abweisung  des  Rekurses  den  an- 
gefochtenen Beschlufs  bestätigt.  Denn  die  Zulässigkeit  der  Exekutions- 
führung erscheint  gegebenen  Falles  an  das  Zutreffen  der  Voraussetzungen 
der  §§  79  und  80  Exek.O.,  sowie  der  JnstMin.V.  vom  10.  Dezember 
1897,  R.G.BL  Nr.  288,  geknüpft.  Diese  Voraussetzungen  treffen 
lediglich  betreffs  des  ürteiles  des  Amtsgerichtes  in  B.  vom  20.  Februar  1894 
zu,  fehlen  aber  hinsichtlich  der  übrigen  Urteile.     Mittelst  "des  bezogenen 
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Uiteiles  wurde  über  den  vom  Beklagten  erhobenen  Anspruch  auf 
Nichtigerklärang  der  gegen  ihn  auf  drei  Kisten  Ware  geführten  Exe- 
kution von  dem  von  ihm  selbst  angerufenen  Gerichte  nach  voxgängigem, 
mit  seinem  Vertreter  Angelo  T.  durchgeführten  Verfahren  auf  Ab« 
Weisung   des  klagsweise  erhobenen  Anspruches  unter  VerfWung   des-  1 

selben    zum   Prozefskostenersatze    erkannt.      Eine    solche    Rechtssache  | 

konnte  nach  Mafsgabe  der  im  Inhinde  tlber  die  Zuständigkeit  geltenden  i 

Bestimmungen   anhängig    gemacht   werden,    der  Verpflichtete   war   im  | 

Ver&hren  entsprechend  vertreten,   die  Gegenseitigkeit  der  Rechtshttlfe-  I 

gewährung  ist  durch  die  obige  Justizministerialverordnung  als  verbttxgt  I 

ausgewiesen  anzusehen  und  die  Vollstreckbarkeit  des  Urteiles  dargethan.  I 

Betarefis  des  im  Hauptstreite  auf  Zahlung  von  31  Lire  80  cts.  geflQlten 
Urteiles  vom  25.  April  1892  liegt  eine  Erörterung  der  Gründe,  aus 
denen  das  angerufene  Amtsgericht  die  Zuständigkeit  zur  Entscheidung 
dieses  Rechtsstreites  für  sich  in  Anspruch  nahm,  nicht  vor;  es  kann 
also  in  eine  Prüfung  der  Frage,  ob  diese  Rechtssache  nach  Mafsgabe 
der  im  Inlande  über  die  Zuständigkeit  geltenden  Bestimmungen  im 
Königreiche  Italien  geltend  gemacht  werden  konnte,  nicht  eingegangen 
werden.  Zu  dem  kommt,  dafs  alle  übrigen  Urteile  nach  in  Abwesen- 
sdt  des  Verpflichteten  vorgenommener  Verhandlung  geschöpft  wurden 
und  demnach  ausgewiesen  nicht  vorliegt,  dafs  die  Ladung  gemäfs  §  80  ! 

Z.  2  Exek.O.  zu  eigenen  Händen   erfolgt  war.     Die  im  Urteile  | 

vom  25.  April  1892  vorkommende  Bemerkung  über  die  „in  gebührender  | 

Form  gemachte  Vorladung**  vermag  diesen  Mangel  nicht  zu  beheben,  j 

weil  unter  Umständen  auch  eine  Ersatzzustellung  als  eine  gehörig  et*  j 

folgte  Ladung  gewürdigt  werden  kann. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  infolge  Revisionsrekurses  des 
Klägers  beide  untergerichtlichen  Beschlüsse  in  den  hervoxgehobenen 
Punkten  abgeändert,  die  beehrte  Exekution  wegen  des  ganzen  Betrages 
von  611  Lire  95  cts.  mit  6^/o  Zinsen  von  31  Lire  80  cts.  seit 
20.  Februar  1894  bis  10.  Juli  1898  und  von  611  Lire  95  cts.  seit 
11.  Juli  1898  bis  zur  Zahlung  nebst  Kosten  des  Gesuches,  des  Re- 
kurses und  des  Revisionsrekurses  bewilligt,  weil  der  Beklagte  w^en 
eben  derselben  Forderung,  für  welche  der  Kläger  wider  ihn  das  Ver- 
säumnisurteil  vom  25.  April  1892  erwirkt  hatte,  mit  dem  Urteile  des 
Amtegerichtes  in  B.  vom  20.  Februar  1894  in  dem  von  ihm  an- 
gestrengten Nichtigkeitsprozesse,  in  welchem  er  durch  seinen  Bevoll- 
mächtigten vertreten  war,  unterlegen  ist,  wodurch  auch  der  Bedarf  ent- 
fällt, die  Zustellung  der  ersten  Klage  an  den  Beklagten  nachzuweisen, 
—  weil  femer  aus  dem  zweiten  Urteile  nicht  hervorgeht,  dafs  von 
dem  Beklagten  das  erste  Urteil  auch  wegen  Unzuständigkeit  angegrifien 
worden  wäre,  woraus  eine  Unterwer^ng  des  Beklagten  unter  diesen 
Gerichtsstand  zu  folgern  ist,  durch  welche  nach  §  48  des  kaiserl.  Pat 
vom  20.  November  1852,  R.G.B1.  Nr.  251,  auch  in  Österreich  ein 
solcher  Gerichtsstand  gültig  begründet  werden  konnte,  —  weil  die 
übrigen  Posten  teils  zur  zwangsweisen  Eintreibung  gehörten,  teils  durch 
erforderliche  Obersetzungen  der  italienischen  Urkunden  angelaufen  und 
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auch  ausgewiesen  sind,  —  weil  die  Kosten  dem  Bedarfe  nnd  der  Mfihe- 
waltong  entsprechend  zu  erhöhen  waren  nnd  weil  nach  §  74  EzeLO. 
dem  betreibenden  Glänbiger  anch  der  Ersatz  der  Kosten  der  ron  Erfolg 
begleiteten  Rekurse  gebtthrt 


Schweiz. 

Bechtsprecbiuig  sebwekeriseher  GerichtshSfe. 

Bas  Forum  rei  sitae   ist  mstandig  für  EigentumsTdaaen  ^   betr. 

bewegliche  Sachen  (Inhaherpcgpiere),  auch  wenn  die  Samen  infolge 

gerichtlicher  Verßgung  ohne  oder  gegen  den   WiUen  des  Eigenr 

tümers  an  ihren  jeteigen  Verwahrungsort  gebracht  sind. 

Urteil  des  AppeUatians-  und  Kassationshofes  in  Ben  vom  21.  Januar  ld98 
(ZeitBCbrift  des  Bemisehen  Joristenvereins  Bd.  XXXV  S.  75). 

Aus  den  Orttnden: 

Eventuell,  d.  h.  für  den  Fall  der  Annahme,  dafo  der  Gerichtsstand 
der  gelegenen  Sache  auch  für  bew^liehe  Sachen  gelte,  wenden  die 
Impetranten  weiter  ein,  im  vorliegenden  Falle  kitane  dieser  G^erichts- 
stand  deshalb  nicht  als  der  richtige  anerkannt  werden,  weil  die  Titel, 
deren  Eigentum  die  Impetmtin  beansprucht,  in  Bern  liegen  nicht 
mit  Willen  ihrer  Eigentümer,  Gebrüder  Kapferer,  sondern  kraft 
richterlichen  Gebots,  nämlich  kraft  der  provisorischen  VerfÜgmig 
des  Gerichtspräsidenten  von  Bern,  durch  welche  deren  vorUUifige  De- 
position auf  der  G^richtsschreiberei  Bern  angeordnet  worden  sei.  Allein 
auch  dieser  Einwand  ist  nicht  stichhaltig.  ZunJIchst  ist  festzastellen, 
dafs  die  Impetranten,  als  sie  die  beiden  Obligationen  dem  Richteramte 
einsandten,  laut  ihrer  eigenen  Anführung  in  der  Zwischengesuebsvorkehr 
■ugleich  das  letztere  „um  Einleitung  des  weiteren  Verfahrens"  er- 
suchten, worunter  sie  nur  das  Amortisationsverfahren  verstehen 
konnten,  zu  welchem  nach  schweizerischem  Obligationenrecht  (Art.  858) 
eben  auch  der  Erlafs  provisorischer  Vertagungen  im  Interesse  eines 
einzuleitenden  Vindikationsprozesses  oder  StrafVer&hrens  gehOrt,  so  dafs 
nicht  gesagt  werden  kann,  dafs  die  beiden  Titel  gegen  den  Willen 
der  Impetranten  in  Bern  liegen.  Und  zudem  wäre  dies  nicht  einmsl 
erheblich.  Denn  wenn  man  auch  den  §  14  P.  so  auslegen  wollte, 
dafs  der  Gerichtsstand  der  gelegenen  Sache  nicht  gegeben  sei,  wenn 
eine  bewegliche  Sache  ganz  zuftUlig  und  kurze  Zeit  an  einem  Orte 
sich  befindet,  so  müfste  doch  dieser  Gerichtsstand  dann  als  zutrefiend 
anerkannt  werden,  wenn  eine  solche  Sache  für  eine  gewisse 
Dauer  an  einen  gewissen  Ort  gebunden  ist,  sei  es  mit  dem 
Willen  des  Besitzers,  sei  es  infolge  berechtigter  Malknahmen  von  an- 
derer Seite,  und  letzteres  trifft  im  verübenden  Falle  zu,  da  Frau  B. 
nach  Art  858  O.R.  berechtigt  war,  vom  Richter  zu  verlangen,  dafs 
die  beiden  Titel  vorläufig  in  Bern  deponiert  bleiben,   und  der  Richter 
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diesem  Ansachen  enteprocben  hat  (s.  Bar^  laternat  Privatrecht  Bd.  II 
8.  432  der  zweiten  Auflage,  Wäed^  Syst  des  ordenü.  Civilprozesses, 
3.  Aufl.  S.  499  und  Renaud,  Lehrbach  des  gem.  Dentschen  Civil- 
prozesses S.  75  und  76  Note  5  and  6).  Übrigens  wttre,  wie  im  Falle 
Mayer  gegen  Witwe  Bossard,  so  anch  hier  bei  streng  wörtlicher  Ans- 
l^ong  des  §  14  P.  der  Gerichtsstand  von  Bern  schon  damit  gegeben, 
dals  sich  die  fraglichen  Titel  zur  Zeit  der  Einreichong  der  Klage 
faktisch  dort  befanden  haben. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 
Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Deutschland. 

PrevIteM. 

Allg.  VerfÜgong  des  Ministers  des  Innern  vom  11.  November 
1898,  betr.  geschäftliche  Behandlang  von  Ersachangs- 
schreiben,  die  im  Aaslande  za  erledigen  sind  (M.Bl.  f. 
innere  Verw.  S.  252). 

Keine  Aktenversendong.  Wenn  Urkunden  mitzuteilen  sind,  Bei- 
%;a]]g  in  beglaubigter  Abschrift. 

irttrnemlierr. 

Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  19.  Januar  1899, 
den  Jurisdiktionsvertrag  zwischen  Württemberg  und 
Baden  vom  30.  Dezember  1825  betr.  (WttrttReg.BL  1899  8. 18). 

Zwischen  der  württembeigischen  und  badischen  Regierung  ist  Ein- 
ventttndnis  dartlber  erzielt  worden,  dafs  mit  dem  Inkrafttreten  des 
Bttrgerlichen  Gesetzbuchs  und  des  Reichsgesetzes  über  die  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  die  allein  noch  in  Geltung  ge- 
bliebenen Bestimmungen  der  Art.  22  und  29  des  bezeichneten  Staats- 
vertrages,  welche  sich  auf  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
benehen,  aufser  Wirksamkeit  zu  treten  haben. 

Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Grofsherzogl.  Hauses  und 
der  answttrtigen  Angelegenheiten  vom  15.  Februar  1899,  den  Staats - 
vertrag  zwischen  Baden  und  Württemberg  von  1825 
wegen  Festsetzung  der  gegenseitigen  Jurisdiktions- 
verhältnisse betr.  (Bad.  G.  u.V.BL  1899  S.  87). 

Inhalt  wie  oben  bei  Württemberg. 

Bekanntmachung,  den  Erlafs  einer  Schiffahrts-Polizei- 
ordnung  für  den  kanalisierten  Main  betr.,  vom  15.  Januar 
1899  (Reg-BL  1899  S.  15). 
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Sehwarn«rr-R«doLit»dt. 

Mm.Bekanntmachang  vom  25.  November  1898,  betr.  die  Kün- 
digung der  Übereinkunft  zwischen  dem  Norddeutschen 
Bunde  und  der  Schweiz  wegen  gegenseitigen  Schutzes 
der  Rechte  an  litterarischen  Erzeugnissen  und  Werken 
der  Kunst  (Ges-Slg.  S.  111). 


n.    Answtrti/f^e  Staaten. 

Österreleli. 

1.  Für  den  Geschäftsverkehr  zwischen  den  k.  k.  österreichischen 
(Berichten  und  dem  kaiserl.  deutschen  Patentamte  ist  der  unmittelbare 
Weg  eröffnet  (Ost  J.M.y.Bl.  1899  S.  28). 

2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  10.  Januar  1899,  betr. 
die  Einführung  von  Zustellungsscheinen  für  Zustel- 
lungen im  Auslande  (Ost.  J.M.V.B1.  S.  86). 

8.  Verordnung  des  Justizministerums  vom  14.  Januar  1899,  betr. 
Anweisungen  über  die  Behandlung  ungarischer  Zu- 
stellungsakten (Ost  J.M.V.B1.  &  87). 

4.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  19.  Januar  1899,  über 
die  Regelung  des  Verfahrens  bei  der  Übergabe  und  Übernahme 
von  Verbrechern  an  der  österreichisch-schweizerischen 
Grenze  zum  Zwecke  einer  Auslieferung,  einer  vorübeigehendeo 
Übergabe  oder  einer  Durchliefemng  (Ost  J.M.V.BL  S.  58). 


Intsrnationale  Verträge. 

1.  Bd.  XXTTI  des  Nouveau  Becueil  General  de  Trai- 
t€$  etc.  von  P^fessorDr.  Felix  Sioerk  in  Grei&vrald  entfaftlt  u.  a. 
im  Wortlaute  folgende: 

A.     Freundschafts-,  Handels-  etc.  Verträge: 

1.  Meistbegünstigungsklausel  zwischen  Italien  und  Argentinien 
vom  1.  Juni  1894  (S.  15); 

2.  Deklaration  zwischen  den  Niederlanden  und  Griechen- 
land, betr.  den  Markenschutz,  vom  10.  Mai/28.  April  1895 
(8.  44); 

8.  Handels-  und  Schiffithrtsvertrag  zwischen  Japan  und  Rufsland 
vom  27.  Mai  1895  (S.  54); 

4.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiflbhrtsvertrag  zwischen  Bel- 
gien und  Mexiko  vom  7.  Juni  1895  (S.  69); 
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5.  Deklaration  zwischen  Belgien  and  Mexiko,  betr.  den  gegen- 
seitigen Markenschutz,  vom  7.  Juni  1895  (S.  74); 

6.  Übereinkommen  zwischen  Spanien  und  Mexiko  vom  10.  Juni 
1895,  betr.  das  geistige  Eigentum  (S.  76); 

7.  Handels-  und  Schiffahrtsyertrag  zwischen  Norwegen  und  Bel- 
gien vom  11.  Juni  1895  (S.  81); 

8.  Handels-  und  Schiffidurtsvertaig  zwischen  Schweden  und  Bel- 
gien vom  11.  Juni  1895  (S.  87); 

9.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Belgien  und  Or  i  echen  - 
Und  vom  25./ld.  Mai  1895  (S.  100); 

10.  Handels-  und  Schifiahrtsvertrag  zwischen  Portugal  und  Rufs- 
land vom  9.  Juli  1895  (S.  114); 

11.  Deklaration  zwischen  der  Schweiz  und  Griechenland,  betr. 
den  gegenseitigen  Markenschutz,  vom  3.  Dezember/21.  No- 
vember 1895  (S.  180); 

12.  Vereinbarung  zwischen  der  Schweiz  und  Brasilien,  betr. 
die  Behandlung  der  Verlassenschaften  von  Schweizerbttrgem  in 
Brasilien  und  von  brasilianischen  Angehörigen  in  der  Schweiz, 
vom  28.  Dezember  1895  (S.  187); 

18.  Handels-  und  Konsularvertrag  zwischen  Deutschland  und 
Nicaragua  vom  4.  Februar  1896  (S.  282); 

14.  Handeb-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Deutschland  und 
Japan  vom  4.  April  1896  (S.  269); 

15.  Handels-  und  Schifiahrtsvertrag  zwischen  Frankreich  und 
Italien  betreffend  Tunis  vom  28.  September  1896  (S.  382); 

16.  Freundschafts-,  Niederlassungs«  und  HandeLsn^ertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  Japan  vom  10'.  November  1896  (S.  886); 

17.  Vereinbarung  zwischen  der  Schweiz  und  Belgien  über 
Untersttitzung  und  Heimschaffung  der  beider- 
seitigen dürftigen  Angehörigen  vom  12*  November 
1896  (S.  394); 

18.  Vereinbarung  zwischen  Belgien,  Spanien,  Frankreich, 
Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Portugal 
und  der  Schweiz  über  Au&tellung  gemeinsamer  Regeln,  betr. 
mehrere  Materien  des  internationalen  Privatrechts 
und  Givilprozefsrechts,  vom  14.  November  1896  (Haag) 
(S.  898). 

B.     Auslieferungsverträge: 

1«    A.V.     zwischen     den    Niederlanden     und    Liberia    vom 
2.  Februar  1895  (S.  16); 

2.  Zusatzvertrag   zum    A.V.    zwischen    den    Niederlanden   und 
Belgien   vom  31.  Mai  1889,  vom  14.  Februar  1895  (S.  23); 

3.  A.V.    zwischen    den    Niederlanden    und    Schweden    vom 
26.  Juni  1895  (S.  105); 

4.  Zusatzvertrag    zum    A.V.    zwischen   den    Niederlanden   und 
Dänemark  vom  18.  Januar  1894,  vom  2.  Juli  1895  (S.  113); 
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5.  A.V.  zwischen  Belgien  und  Serbien  vom  4*  Januar  1896/ 
23.  Dezember  1895  (S.  195); 

6.  Znsatzakte  zum  A.V.  zwischen  Qrofsbritannien  und  Frank- 
reich vom  14.  AoguBt  1876,  vom  18.  Februar  1896  (S.  242); 

7.  A.V.  zwischen  Österreich-Ungarn  und  der  Schweiz  vom 
10.  März  1896  (S.  244); 

8*    Znsatzübereinkanft  zom  A.y.  zwischen  Grofsbritannien  tmd 

Belgien  vom  20.  Mai  1876,  vom  27.  Aogost  1896  (S.  361); 

9.    A.y.   zwischen  Frankreich  und  Italien  betr.  Tnnis  Tom 

28.  September  1896  (S.  375); 
10«    A.V.  zwischen  Deutschland   nnd  den  Niederlanden  vom 
31.  Dezember  1896  (S.  423). 

G.     Konsnlaryertrftge: 

1.  K.V.  zwischen  Frankreich  und  Italien  betr.  Tnnis  Tom 
28.  September  1896  (S.  363); 

2.  Handeis-  nnd  K.V.  zwischen  Deutschland  nnd  Nicaragua 
vom  4.  Februar  1896  (S.  232). 

D.     Gesetze  etc. 

1.  Italienisches  Reglement,  betr.  den  Markenschutz,  vom 
10.  Februar  1895  (S.  21); 

2.  Deutsches  Ges.  vom  9.  Jtmi  1895,  betr.  die  AusftLhrOng  des 
mit  Österreich- Ungarn  abgeschlossenen  Zollkartells  (S.  75); 

3.  Internationale  Union  zum  Schutze  von  Werken  der 
Litteratur  und  Kunst  Zusammenstellung  der  von  ver- 
schiedenen Kongressen  und  Versammlungen  seit  Gründung  der 
Union  geäufserten  Wtlnsche  vom  5.  August  1895  (S.  122); 

4.  Mitteilung  von  Givilstandsakten  der  Fremden  in  der 
Schweiz,  Vereinbarung  zwischen  der  Schweiz,  Baden,  Bayern, 
Belgien  und  Italien,  Cirkular  des  schweizerischen  Bundesrats  vom 
28.  Oktober  1895  (S.  159); 

5.  Dekret,  betr.  die  französische  Gerichtsbarkeit  auf  Madagaskar, 
vom  28.  Dezember  1895  (S.  181); 

6.  Konsularreglement  der  Republik  Peru  vom  30.  Dezember 
1895  (S.  192); 

7.  DeutschesR.  Ges.  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs 
vom  27.  Mai  1896  (S.  309); 

8.  Mexiko,  Ges.  betr.  Abänderung  des  G^s.  vom  7.  Juni  1890 
über  Erfindungspatente  und  Schutz  des  industriellen  Eigentums, 
vom  2.  Juni  1896  (S.  313); 

9.  Korrespondenzen  und  Berichte  der  englischen  Gesandtschaften 
über  die  Gesetze  und  Verordnungen,  betr.  die  Eheschlielsung, 
Ehescheidung  und  die  Gvilstandsakte  in  Deutschland,  Argentinien, 
Österreich,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Bayern,  Belgien, 
Brasilien,  Chile,  Spanien,  Dänemark,  Frankreich,  Griechenland, 
Ungarn,  Italien,  Luxemburg,  Mexiko,  den  Niederlanden,  Portugal, 
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Romttiiieii,  Rafsland,  Sachsen,  Serbien,  Schweden  und  Norwegen 

und  in  der  Schweiz,  vom   16.  September  1893  bis  14.  Febmar 

1894  (S.  480  ffl). 
10«    Gesetze   und  Verordnungen    der  englischen  Kolonien  über  Ehe- 

scblielsung,  Ehescheidung  und  Civilstandsakte  vom  16.  September 

1898  bis  18.  August  1895  (S.  635  £). 
2.  Nachtragskonvention  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
Japan  zum  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  4.  April 
1896,  vom  26.  Dezember  1898  (R.G.BL  1899  S.  137).  Der  dieser 
Konvention  beigeftigte  Tarif  tritt  an  die  Stelle  des  dem  Protokoll  vom 
4.  April  1896  beigefügten  Wertzolltarife  und  ist  vom  1.  Januar  1899 
ab  in  Kraft  getreten. 

8.  Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Chile  vom 
31.  Oktober  1897,  in  Kraft  seit  31.  Januar  1899  (Eidg.  amtl.  Slg. 
N.  F.  Bd.  XVn  S.  70  ff.). 

4.  Britisch-Indien  ist  vom  1.  April  1899  ab  dem  am 
15.  Juli  1897  am  WeltpostkongrefB  in  Washington  abgeschlossenen 
Übereinkommen,  betr.  den  Austausch  von  Briefen  und 
Schachteln  mit  Wertangabe  beigetreten  (Eidg.  Ges.Slg.  N.  F. 
Bd.  XVn  S.  53). 

5.  Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich,  betr. 
die  Auswechselung  von  Poststücken  (colis  postaux)  bis  zum  Gewichte 
von  10  kg,  vom  15.  November  1898,  in  Kraft  ab  1.  April  1899 
(Eidg.  Ge8.Slg.  N.  F.  Bd.  XVII  S.  54  ff). 

6.  Da  die  Schweiz,  Italien  und  Deutschland  dem  internationalen 
Verband  der  Bemer  Konvention  vom  9.  September  1886  angehören, 
hat  die  Schweiz  ihre  Separatvertrttge ,  betr.  den  Schutz  der 
litterarischen  und  künstlerischen  Werke  mit  Italien 
(vom  22.  Juli  1868)  und  mit  Deutschland  (vom  18.  Mai  1869) 
gekündigt  und  zwar  am  16.  November  1898,  so  dafs  sie  vom  17.  No- 
vember 1899  aufser  Kraft  sein  werden  (Schweizerisches  Bundesblatt 
1899  I  S.  433). 


Vermischte  Mitteilungen. 

1*  (Verehelichung  von  Schweizern  im  Königreiche 
Sachsen.)  Nach  Art  2  der  Übereinkunft  zwischen  der 
Schweiz  und  dem  Deutschen  Reiche  vom  4.  Juni  1886  sind 
die  bdderseitigen  Staatsangehörigen  verpflichtet,  falls  dies  in  ihrer 
Heimat  oder  an  dem  Orte  der  Eheschliefsung  gesetzlich  vorgeschrieben 
ist ,  eine  Bescheinigung  ihrer  zuständigen  Landesbehörde  darüber  vor- 
zulegen, dals  der  Abschliefsung  der  Ehe  nach  dem  bürgerlichen  Recht 
ihrer  Heimat  kein  bekanntes  Hindernis  entg^ensteht  In  welchem 
Zeitpunkte  aber  diese  Bescheinigung  vorgelegt  werden  mufs,  ist  in  der 
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Übereinkunft  nicht  festgesetzt.  Es  steht  daher  dem  betreffenden  I^mdes- 
recht  frei,  vorzoschreiben ,  ob  die  Bescheinigung  vor  Anordnung  des 
Aufgebots  oder  erst  nach  dessen  Vornahme  auszustellen  ist  Im  König- 
reich Sachsen  müssen  nun  Schweizer  wie  andere  männliche  Auslftnder 
vor  Einleitung  des  AufgebotverfSüirens  ein  sog.  UnbedenklichkeitB- 
zeugnis  vorlegen ;  dieses  von  der  Aufsichtsbehörde  des  die  Eheschliefsaiig 
vollziehenden  slichsischen  Standesbeamten  auszustellende  Zeugnis  wird 
ihnen  aber  nur  erteilt,  wenn  sie  zuvor  eine  Bescheinigung  ihrer  HeimatB- 
behOrde  über  das  Nichtvorhandensein  privatrechtlidier  EhehindemisBe 
beibringen  (sftchsische  Min.VO.  vom  2.  September  1886).  Bei  diesem 
RechtBzustand ,  der  nach  Mitteilung  des  deutschen  Auswibrtigen  Amtes 
insbesondere  mit  der  Vorschrift  des  §  45  Abs.  1  des  deutschen  R.6eB. 
vom  6.  Februar  1875  nicht  in  Widerspruch  ist,  stehen  Schweizern  im 
Königreich  Sachsen  bei  ihrer  Verehelichung  stets  zeitraubende  Schwierig- 
keiten entgegen;  denn  die  heimatlichen  Behörden  können  die  Be- 
scheinigung des  Nichtbekanutseins  von  Ehehindemissen  erst  nach  vor- 
ausgegangener Verktlndung  in  der  Schweiz  ausstellen  (Bericht  des 
Bundesrats  an  die  Bundesversammlung  pro  1898,  Schwetzerisches 
BundesblaU  1899  I  S.  361). 

2.  (Vornahme  civilstandsamtlicher  Funktionen 
durch  die  Konsuln  auswärtiger  Staaten  in  der  Schweis 
nicht  zulässig.)  Auf  die  Anfrage,  ob  die  zwischen  einem  Italiener 
und  einer  Schweizerin  beabsichtigte  Eheschliefsung  durch  einen 
italienischen  Konsul  in  der  Schweiz  vollzogen  werden  könne,  wurde 
Vota  Schweizerischen  Bundesrat  geantwortet,  dafs  das  schweizerische 
Recht  den  Konsuln  auswärtiger  Staaten  in  der  Schweiz  die  BefogniB 
zur  Vornahme  civilstandsamtlicher  Funktionen  nicht  einräume,  so  dafB 
eine  angebliche  Eheschliefsung  vor  einem  Konsul  in  der  Schweiz  nicht 
als  Ehe  anerkannt  werde  (Bericht  des  Bundesrats  etc.,  Schweiz.  Bundesbl 
1899  I  S.  861). 

3^  (Anerkennung  der  im  Ausland  abgeschlossenen 
Ehen  in  der  Schweiz.)  Auf  die  Anfrage  der  Zürcher  Jostis- 
direktion,  ob  der  Grundsatz  des  Art  54  Abs.  3  der  Schweizerischen 
Bundesverfassung,  wonach  die  im  Auslande  nach  der  dort  geltenden 
Gesetzgebung  abgeschlossene  Ehe  in  der  Schweiz  als  Ehe  anerkannt 
werden  soll,  ganz  allgemein  ftlr  jede  im  Auslande  abgeschlossene  Ehe 
oder  nur  für  die  von  Schweizern  im  Auslande  abgeschlossenen  Ehen 
gelte,  hat  das  Departement  am  22.  Februar  1898,  unter  Vorbehalt  der 
mafsgebenden  richterlichen  Entscheidung,  geantwortet,  dafs  der  genannte 
Grundsatz  jedenfalls  auf  die  vom  Ausländer  im  Ausland  mit  einer 
Ausländerin  abgeschlossene  Ehe  keine  Anwendung  finden  könne  (Berieht 
des  Bundesrats  etc.,  Schweiz.  Bundesbl.  1899  I  S.  368). 

4»  (Aufenthalt  ttlrkischer  Unterthanen  im  Aqb- 
lande.)      Qemäfs    dem     bestehenden     türkischen    Konsnlarreglement 
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mflflaen  alle  im  Auslände  sich  aufhaltenden  türkischen  Unterthanen  sich 
in  die  Register  der  türkischen  Gesandtschaft  oder  des  Konsulates  ein- 
tragen lassen,  in  dessen  Bezirk  sie  wohnen.  Sie  erhalten  alsdann  einen 
Ausweis  über  ihre  Nationalität  und  dieser  dient  als  Lßgitimationspapier. 
Wird  von  einem  türkischen  Angehörigen  di^  Vorschrift  nicht  beobachtet, 
so  verliert  er  zwar  hierdurch  seine  Staatsangehörigkeit  nicht,  dagegen 
kann  ihm  eine  Bufse  auferlegt  werden,  deren  Höhe  nach  der  Dauer 
des  Aufenthalts  des  Betreffenden  im  Auslande  bemessen  wird  (Schweiz. 
Bnndesbl.  1899  I  S.  407). 

5*  Über  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Deutschland  und 
der  Türkei  bezüglich  des  in  Deutschland  gelegenen  Nach- 
lasses von  Liegenschaften  eines  ebenda  gestorbenen 
Türken  hat  die  deutsche  Regierung  auf  Anfrage  des  ttlrkischen  Bot- 
schafters, der  auf  Grund  der  von  PreoTsen  mit  der  Türkei  im  Jahre 
1861  abgeschlossenen  Konvention  Art.  VI  und  VII  die  Überlassung 
der  Nachlafsbehandlung  an  die  ottomanischen  Behörden  beantragt 
hatte,  geantwortet,  dafs  nach  einer  neuen  Entscheidung  hierzu  die 
preufsischen  Gerichte  zuständig  seien,  da  der  Erblasser  in  Wies- 
baden verstorben  ist,  jedoch  könne  ein  Vertreter  des  ottomanischen 
Konsulats  den  Verhandlungen  beiwohnen  (Orientalischer  Moniteur  vom 
12.  Januar  1899). 

6«  (Erbschaftssteuer  in  England.)  Die  Frage  der  Erb- 
Bchaftreteuer  bezüglich  des  Nachlasses  der  verlebten  Kaiserin  von  Oster- 
reich beschäftigt  gegenwäilig  einerseits  die  österreichisch  -  ungarische 
Botschaft,  andererseits  das  auswärtige  Amt,  die  Domänenverwaltung  und 
den  obersten  Verwaltungsrat  der  Bank  Englands.  Die  Verlebte  hatte 
auf  dieser  Bank  10  Millionen  Franken  hinterlegt,  deren  Herausgabe 
von  ihren  Erben  gefordert  wird.  Hierauf  beanspracht  die  englische 
Domänenverwaltung  die  gesetzliche  Erbschaftssteuer  and  bezieht  sich 
anf  eine  ganz  neue  Entscheidung  der  Elammer  der  Lords,  wonach  von 
dem  Vermögen  der  Ausländer,  das  dieselben  in  England  hinterlassen, 
die  höchste  Erbschaftsgebühr  gefordert  werden  soll.  Die  Österreich- 
ungarische  Botschaft  beansprucht  gewisse  diplomatische  Vorzugsrechte, 
indem  sie  behauptet,  dafs,  nachdem  die  englische  Regierung  bisher  nie- 
mals eine  Erbschaftsgebuhr  von  dem  von  einem  in  England  verlebten 
auswärtigen  Gesandten  daselbst  hinterlassenen  Vermögen  erhoben  habe, 
solches  auch  ftlr  das  ausländischer  Souveräne  zu  gelten  habe.  Die 
LOsnng  dieser  Frage  ist  noch  nicht  erfolgt  Seitens  Englands  wird 
eine  beim  Tode  des  russischen  Kaisers  Alexander  III.  geschehene  Be- 
freiung des  von  demselben  in  England  hinterlegten  Vermögens,  das  er 
seiner  Schwägerin  vermacht  hatte,  ftlr  obigen  Fall  nicht  präjudiziell  sein 
(Journal  da  droit  intemaHonal  etc.,  26.  Atm^e  p,  214). 

?♦  (In  Italien  geltendes  Recht  hinsichtlich  der  Ver- 
pflichtung zur  Sicherheitsleistung  für  Prozefskosten.) 
Nach   den   italienischen  Gesetzen  sind  laut   einer  vom  k.  italienischen 
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Justizminister  erteilten  amtlichen  Bestätigung  Anslttnder,  die  vor  einem 
k.  italienischen  Gerichte,  sei  es  gegen  einen  Italiener,  sei  es  gegen 
einen  Ausländer,  als  Kläger  auftreten,  nicht  verpflichtet,  für  die 
Prozefskosten  oder  Gerichtsgebtthren  eine  Sicherheit  zu  leisten  (Ost 
J.M.B1.  1898  S.  217).         , 


Litteraturberichte. 

a.   Bfleheranxelreii« 

ZeitBchrift  für  Versicherungsrecht  und  -Wissenschaft,  Interna- 
tionales Organ  fär  das  gesamte  Verndierungswesen,  herausgegeben  von 
Eugen  Baumgartner,  V.  Bd.  Heft  1.  Stmfsburg,  Verlag  von  Karl  J. 
Trübner  1899. 

Diese  Zeitschrift  ist  mit  diesem  Hefte  aus  dem  Selbstverläge  des  Heraoa- 

§ebers  in  den  des  oben  genannten  Verlags  übergegangen  und  wird  unter 
er  bewährten  Leitung  des  Herausgebers  fortgeführt  Sie  bildet  dnen 
Sammelpunkt  für  alle  wissenschaftlichen  Forschungen  und  praktischen 
Arbeiten  auf  dem  Gebiete  des  gesamten  Versicherungswesens.  Von  grofser 
wirtschaftlicher  und  gesetzgeberischer  Bedeutung  ist  die  Beurteilung  des 
Entwurfs  des  Beichsverricherungsgesetzes  (S.  1—15,  Fortsetzung  folgt)  durch 
Baumgartner,  Zunächst  wird  die  bestrittene  Frage  der  Reichseesetzgebui^ 
für  Regelung  des  privaten  Versicherungsrechts  b^aht,  deren  JNotwendi^keit 
im  Hinblick  auf  die  unerträj^liche  Verschiedenartigkeit  des  eegenwärtigeii 
Rechtszustandes  dargethan,  £mer  der  vorlieä^ende  flntwurf  des  Reichsver- 
sicherun^sgesetzes  im  allgemeinen  sachgemäß  kritisiert,  dessen  zahlreiche 
Lücken  oemängelt,  sowie  im  einzelnen  zutrefiFend  beleuchtet,  endlich  werden 
die  Sätze  zusammenjgefafst,  welche  erfahrungsgemäfs  berücksichtigt  werden 
sollen.  Endlich  spricht  sich  der  Verfasser  über  die  Aufgaben  der  Stsats- 
aufsicht  aus.  —  I>aran  schliefst  sich  der  Bericht  über  den  intemationalea 
Kong^efs  für  Versicherungstechnik  in  London  an  (S.  16—22).  Über  die  deutsche 
Arbeiterversicherung,  ihre  Entwickelung  und  Wirkung  im  allffemeinen,  sowie 
im  besonderen  über  die  Krankenversicherung  und  deren  Ergebnisse  von 
1885—1895  verbreitet  sich  eine  Abhandlung  von  Heinrich  ünger  (S.  23—47). 
Wichtige  Entscheidunffen  der  höchsten  Gerichtshöfe  Deutschlanda  österreich- 
Un^ams,  Englands  über  allgemeine  Fragen,  Feuer-,  Lebens-,  Unfall-,  See- 
und  Rückversicherungen  werden  auf  S.  48—88  veröffentlicht  Den  Schlnfs 
bilden  eine  Bücherschau  und  Besprechungen  interessanter  Werke.  —  S&vnt- 
liche  Arbeiten  zeichnen  sich  durch  vortr&liche,  lichtvolle  und  leicht  fafs- 
liche  Darstellung^  aus. 

Die  Hefte  2  und  8  des  Bandes  V  enthalten  zunächst  eine  Fortsetzung 
der  Abhandlung  über  die  Rechtsstellung  des  Versicherungsagenten 
von  Baumgartner,  Sie  verbreitet  sich  über  die  Abwickelung  der  aus  dem 
Versicherungsverträge  ersehenden  Ansprüche  und  Verpflichtungen,  über 
seine  Funktionen  bei  Einkassierung  der  JPrämien,  kritisiert  die  hierüoer  er- 
gangenen höchstgerichtlichen  Entscheidungen,  erteilt  Ratschläge  zur  Aus- 
führung der  strengen  Versicherungsbedin^ungen  und  milden,  auf  Treu  und 
Glauben  ruhenden  Praxis  im  Verkehre  mit  dem  Publikum;  femer  wird  fest- 
gestellt, ob  und  inwiefeme  die  Prämienzahlung  als  Bring-  oder  Holschuld 
sich  darstellt;  erörtert  werden  die  rechtlichen  Beziehungen  der  zwei  Arten 
von  Anzeigen,  nämlich  der  über  die  nachher  eingetretenen  Veränderungen 
und  der  vom  Eintritt  der  Versicherungsftlle,  sowie  die  Mängel  ordnungs- 
m&fsiger  Anzeigen,  endlich  wird  die  Stälnng  des  Agenten  bei  der  Schadens- 
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Snidation  nnd  Anazahlnug  der  EntBdiAdigniigen  anseinandergesetzt  —  Von 
tinrieh  ünger  wird  die  Entwickelnng  und  Wirkung  der  deutschen 
Arbeiterversiche rangen,  sowohl  der  Unfall-,  als  auch  der  Invaliditäts- 
und  AltersveisicheTung  eingehend  und  belehrend  behandelt  —  Über  das 
Problem  vom  Risiko  in  der  Lebensversicherung  giebt  Dr.  Feck 
interessante  Aufschlüsse  mit  Wahrscheinlichkeitsberechnuneen,  Statistik  und 
Auseinandersetzungen  über  das  Ausgehen  von  einem  Umenschema  zur 
Lösung  dieser  Fn^e.  —  Zur  Abänderung  der  Invaliditäts-Versiche- 
Tunj^agesetz^ebung  erteilt  Dr.  Fuld  eme  Reihe  recht  zutreffender,  sach- 
dienficher  und  oeachtenswerter  Vorschläge.  —  Zwei  fOr  die  Unfallversiche- 
rung höchst  lehrreiche  ärztliche  Gutachten  mit  Beifagung  von  sechs 
photographischen  Bildern  über  die  Verletzungen,  ihre  HeUung  und  die  im 
ursacfiichen  Zusammenhange  des  Un&lls  mit  der  dadurch  herbeigeführten 
Mindemnff  der  £rwerbsfähigkeit  sind  von  Dr.  Blanua  kritisch  ausgeführt 
—  Endliäi  stellt  Dr.  Adler  die  Geschichte  der  Entwickdune  der  Zürcher 
Arbeitslosen- Versicherung,  ihre  Verfassung  und  Entsehädigungs- 
grundsätze  in  belehrender  Weise  dar.  Grunewald  (M^tz). 


1^.    Zeltselurlftteii. 

Kritische  VierteijahrMchrift  für  Oeäeizgebung  und  Hechts- 
wisaenaehaft 9  8.  Folge,  Bd.  v,  Heft  1,  enthält  Besprechungen  von 
Werken  aus  den  Gebieten  des  Verfassungsrechts  {Rotei^  Die  neuere 
Litteratur  des  Verfassungsrechts  bei  den  romanischen  Völkern,  A.  Frank- 
reich), der  Rechtsgeschichte  iv.  Wretaehko,  Das  österreichische 
BIsxschallamt  im  Mittelalter),  des  Civilprozefsrechts  {Omelin^  Die 
Vollstreekbarkeit  nach  Reichscivilprozefsrecht,  Reinhard,  Gesetz  über 
die  Zwangsversteigerung  und  Zwan^verwaltnng  vom  24.  März  1897, 
Ebert  u.  Dudekf  Gesetz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit),  Strafrecht87(?ro/*,  Archiv far Kriminalanthropolopie 
und  Kriminalstatistik,  Frank,  Das  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich 
nebst  dem  Einfllhmngsgesetze),  Strafprozesses  {Suejs,  Die  Stellung 
der  Parteien  im  modernen  Strafprozesse),  Staatsrechts  (v,  Kahn, 
Bayerische  Gemeindeordnung  für  die  Landesteile  diesseits  des  Rheins, 
Bin  ding,  Deutsche  Staatsgrundsätze  in  diplomatisch  genommenem  Ab- 
druck. N.  N,,  Die  in  den  europäischen  Staaten  geltenden  Gesetze  über 
Erwerbung  und  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  unter  Ausschlufs  des 
deutschen  Reichsgesetzes  vom  1.  Juni  1870,  Aachrott,  Die  Entwickelung 
des  Armenwesens  in  England  seit  1885,  Schmoller^mrisßQ  und  Unter- 
suchungen zur  Verfassungs-,  Verwaltung»-  und  Wirtschaftsgeschichte, 
Baehem,  Staatslezikon  von  Burder,  Hahn,  Das  KrankenversicherungSp 
eesetz  vom  15.  Juni  1888/10.  April  1892  etc),  Völkerrechts  {Pillet, 
Lies  lots  actueUes  de  la  Guerre). 

Friedreichs  Biätter  für  gerichUiche  Medizin  und  StmitätmoUaH, 

unter  fliitwirkung  von  Professor  Dr.  H.  von  Ranke  in  München,  Dr. 
Freih.  von  Krafft-Ehing,  Professor  in  Wien,  Dr.  Otto  Meseerer, 
Professor  und  Landgerichtsarzt  in  München,  herausgegeben  von  Dr.  Hana 
Gudden,  Privatdocent  in  München,  50.  Jahrganjg,  Heft  1  (Januar  und 
Februar  1899).  Die  Zeitschrift  tritt  mit  dem  vorhegenden  Hefte  in  den 
50.  Jahrgang  ein;  getreu  ihrem  bei  Begründung  derselben  durch  die  da- 
midigen  neuen  Reformen  wachgerufanen  Bestreoen,  die  Juristen  mit  den 
gericiitBärztlichen  und  die  GrerichtBärzte  mit  den  juristischen  Lehren  und 
Grundsätzen  mehr  vertraut  zu  machen,  will  die  Zeitschrift  auch  den  nun- 
mehr durch  die  bevorstehende  Einfuhrung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs, 
die  Revision  bisher  geltender  Gesetzbücher  und  den  weiteren  Ausbau  der 
socialen  Gresetzgebung  gestellten  neuen  Anforderungen  gerecht  werden. 
Inhalt  des  1.  Heftes:  Gra/al,  Die  i7afW0iMche  Lehre  vom  Bevölkemngs- 
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Strom  und  die  Emeuenmg  des  Gelehrtenstandes,  insbeBondere  in  Altbayem. 
Oudderij  Ein  Fall  von  traumatlBchem  Diabetes  mellitus.  Kaan^  Un- 
Encht  wider  die  Natur.  Behauptete  Amnesie.  Keine  geistige  StSnmg. 
Vanaelow,  Eine  Unterleibstypnas  -  Dorfepidemie.  Schmidt,  Der  Tod 
durch  Ertrinken  in  gerichtlich-medizinischer  Behandlong. 

Zeitschrift  für  deutsehen  (Hvilprazefs  und  das  Verfahren  in 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  GeriehtsbarkeU  ^   Bd.  XXY, 

3./4. Heft :  Walker,  Die  österreichischen Civilprozelsgesetze un  Vergleiche 
mit  ihren  Entwürfen.  Redlich^  Die  Rechtskraft  der  Entscheidung  über 
die  Gegenforderung  im  Falle  der  Aufrechnung.  Flechtheim^  Die  Struktur 
der  negativen  Feststellungsklage.  Jakohi^  Die  Rechte  des  Sondemach- 
folgers  in  die  Rechte  aus  dem  Urteil  auf  Herausgabe  der  yollstreckbaren 
Urteilsausfertigung. 

Zeitschrift  für  französisches  Civilrecht,  Bd.  XXIX,  Heft  4:  Dronke, 
Die  bestehenden  Vereine  und  das  neue  Gesetzbuch. 

Blätter  für  Reehtsanwendung 9  64.  Jahieang:  v.  Rutz,  Ober  die 
Änderuxiifl^  am  Reichshaftpflichtgesetze  (1  fiT).  Meyer,  (Skiszen  zum 
B.G.B.)  Das  gesetzliche  eheliche  Güterrecht  (1  ff.).  Levy  (Skizzen  zum 
B.G.B.)  Begriff  des  Wohnsitzes  (7  f.).  Stumpf  ,Dhb  Priyatklageyerfithren 
und  sdne  notwendige  Umgestaltung  (7  f.).  Keidel,  Die  NachlafiAiu- 
einandersetzung  nach  dem  Reichsgesetze  über  die  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  (9). 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Recht  und  Ftoxefa^  8.  Bd., 
12.  Heffc:  Otto,  Vorü%e:  Das  Recht  der  Schuldverhältnisse  des  B.G.B. 
Abschn.  1—6.  9.  Bd.,  1.  Heft:  Otto,  Vortrüge:  Ungerechtfertigte  Be- 
reicherung und  unerlaubte  Handlungen  nach  dem  B.G.B.,  Buch  II,  Abschn.  7, 
Titel  24  u.  25,  §§  812—853.    Frese,  Die  künftLro  Thätigkeit  des  Nachlafs- 

frichts.  2.  Heft:  Tränkner,  Vorträge:  Einzelne  SchuldverhältnisBe 
uch  n,  Abschn.  7,  Titel  1—23).  Lohe,  Die  Vorschrift  des  deutschen 
G.B.  §§  462  u.  465  über  die  Wandelung  und  ihre  praktische  Bedeutung. 

Zeitschrift  für  die  freiwiUige  Gerichtsbarkeit  etc.  (Württemberg), 
41.  Jahrgang  (1899):  N.  N,,  Die  Zukunft  der  statutarischen  Nutzniefsuns 
(1).  Burth,  Die  Schuldhaftnng  der  Erben  nach  dem  Bürger!.  Gesetzbuch 
Q  £).  V.  Wider,  Verstaatiichung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  oder 
Belassung  derselben  in  den  Händen  der  Gemeinden  (2).  Fleischmann, 
Karl  GK)tÜieb  Svarez  (2).  Schloz,  Gebühren  der  Notare  für  Nebenver- 
richtungen  (2).  Schellina,  Der  Art.  246  des  Entwürfe  eines  Ausf.Ge& 
zum  B.G.B.  und  dessen  Nebengesetzen  (3).  Pregizer,  Zu  derselben 
Frage  (3). 

Annalen  der  Grofsh.  Badischen  Gerichte,  Bd.  LXIV  (1898): 
Seng,  Bemerkungen  zu  dem  Entwurf  eines  badischen  Ausf.Ges.  zum  B.G.B. 
und  zu  den  Beschlüssen  der  Justizkommisston  der  zweiten  Kammer  (17  f.). 
Koch,  Der  „Rücktritt«  (§§  846—361  des  B.G.B.)  mit  Rücksicht  auf  das 
badisch-französische  Recht  (21  ff.). 

Allgemeine  österreichische  Gerichtszeitung  ^  L.  Jahrgang  (1899): 
Sperl,  Das  Hypothekengeschäft  der  Sparkassen  in  seinen  Beziehungen 
zu  einzelnen  Vorschriften  der  österreichischen  Exekutionsordnnng  (l  f.). 
Uli  mann.  Aus  der  Gerichtsprazis  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika (1).  Mayer,  Mäkler  und  Agenten  nach  österreichischem  Rechte 
(3  ffl).  Beck,  Über  die  Zulässigkeit  der  Geltendmachung  mehrerer  durch 
qualifizierte  Urkunden  des  §  M8  der  C.Pr.0.  bewiesener  Schuldforde- 
rungen etc.  in  einer  Klange  $).  v,  Czoernig,  Beitritt  und  Ausscheiden 
eines  betreibenden  Gläubigers  im  Versichemngsverfahren  hinsichtlich  einer 
mit   Dienstbarkeiten  etc.    belasteten    Liegenschaft  (4).     Ott,    Die   Fest- 
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steliungskla^  (5  f.).  Sperl,  Syatematiache  Übersicht  über  Ldtteratar  und 
Prazia  dea  öeterreichiacnen  Civiiprozefs-  und  Exekutionsrechts  (7  £F.)*  Sed- 
Iddek,  Die  Beweisfrage  nach  der  Gvilprozefsordnunj^  vor  dem  obersten 
Gerichtshofe  (8).  Lammaach^  Über  den  dolus  bei  der  bosha^n  Be- 
schädigung fremden  Eigentums  f9).  Klein ,  Die  BeweiswQrdigung  in  der 
Revisionsinstanz  (10).  Bloche  Zur  Anwendung  des  Ratengesetzes  (12  ff.). 
Schauer,  Über  den  Einflufs  der  Ezekutionsoranung  auf  die  Befriedigung 
der  Realglänbiger  im  Konkurse  (14). 

JurisUsche  BUUter  (^enX  28.  Jahrgans  (1899):  v,  Nimethy,  Über  den 
PfandrechtBerwerb  an  H&usem  auf  fremdem  Grunde  —  Snpeifidifikate  — 
(1  f.).  Sehwar iZj  Exkurse  über  umrarisches  Erbrecht  (3  ^  Bum,  Die 
Grenzen  des  Bernfungarechts  (6).  Kr  eis  ^  Die  Zwangsverwaltung  nach 
der  Exekutionsordnung  von  1896  (7  ff.).  Ofner,  Die  Zul&ssigkeit  von 
Beruiungsemeuerungen  im  österreichischen  Civilprozefs  (9  f.).  TiUch, 
Bedenken  gegen  den  Fortbestand  eines  besonderen  Verfahrens  in  Ehe- 
streitigkeiten (12).  Eisler,  Die  Prozefsvoraussetzungen  in  der  öster- 
reichischen Civilprozefsordnung  (13  ff.). 

ZeUBchrift  für  Notariat  und  freiwUUge  €t€riehtsbarkeU  in 
Österreich  (1899):  Ha  b  er  da ,  Beitragspflicht  der  Substitutionsnachlftrae 
zum  Wiener  Krankenanstaltsfond  (1).  iV.  N.,  Reform  der  vorbeugenden 
bfimrlichen  Rechtspfl^  in  Österreich  (2  ffA  F,  JT.,  Zur  Aktienreform 
(3  ff:).  Roztoiily  ötetnbachj  die  Moral  als  Schranke  des  Rechtserwerb^ 
und  der  Rechtsausübung  (5  ff.).  Walk  er  ^  Über  die  Zuständigkeit  der 
Gerichte  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  Bergwerksbesitzem 
und  Bergarbeitern  (8).  Hof  er  ^  Das  Heimfallsrecht  des  Kaducitätsärars 
in  Verlassenschaftssachen  (9  ff.).  Kraseel,  Der  Gerichtsstand  der  in  ge- 
schlossener Armenpflege  untergebrachten  Personen  (11).  N.  N»,  Aphorismen 
zun  Stiafgesetzentwurfe  (13  £). 

Zettechrift  für  echweizerisehea  MecM,  40.  Bd.,  N.  F.  18.  Bd.,  Heft  2: 
de  Biedmatten^  Rivision  du  eode  de  procidnre  du  Canton  du  Valaia; 
Motifs  de  V Avant-Projet,  Wieland^  Zur  Vereinheitlichung  des  ehelichen 
Gilterrechts.    Heueier,  Die  Statuten  von  BelUnzona  (erster  Teil). 

Zeitachrift  des  Bemisehen  Jurisienvereins  und  McnatsbUOt  für 
Bemische  Bechtsprechung,  Organ  fUr  Rechtspflege  und  Gesetzgebung 
dea  Bundes,  sowie  der  Kantone  Bern,  Aargau.  Luzem  und  Solothum. 
Die  seit  35  Jahren  bestehende  „Zeitschrift  des  Bemischen  Juristen- 
vereins'' und  das  im  Jahre  1884  ge^^ründete  „Monatsblatt  für  Bemische 
Rechtsprechung"  werden  vom  Jahre  1899  ab  unter  obigem  Titel  ein 
einziges  Organ  bilden  und  in  monatlichen  Heften  erscheinen  unter  der 
Redaktion  von  Prof.  Dr.  A.  Zeerleder  in  Bern  und  Obergerichtsschreiber 
Erw.  Rüegg  in  Bern.  Bd.  35  (Januar  1899X  Heft  1:  von  Waldkireh, 
Die  Revision  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1890  betrefiend 
das  gerichtliche  Verfahren  in  Streitigkeiten  über  geist^es  und  gewerb- 
liches Eigentum.  —  Beraische  Administrativjnstiz-Entscheide  aus  dem  Jahre 
1898.  —  Aus  der  Bern.  Strafrechtsprazis.  Heft  2:  Aus  der  Rechtsprechung 
des  bemisehen  Appellations-  und  Kassationshofes,  Jahrgang  1898. 

Kas9nodikef  Jahrgang  2  (1899),  Sujipl.  zu  Nr.  1:  Das  intemationale  Über- 
einkommen vom  Haag,  betr.  gewisse  Materien  des  CiTilprozefsverfahrens. 
Nr.  2:  In  hülsen^  Die  Vorbüdung  der  englischen  Advokaten,  Anwälte 
und  Notare.  Fuld,  Die  Verteidigung  nach  der  deutschen  Militärstraf- 
gerichtsordnung. Travers,  Geständnisse.  Suppl.  zu  Nr.  2:  Schnitzler^ 
Notare  in  den  vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Williame^  The  Law 
of  the  Book  of  Mormon,    Nr.  3:    H aller,  Englands  Tranksuchtsgesetz. 
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Bevue  de  droit  iniemaHonal  et  de  UgieUMon  comparie^  T(m, 
XSX  Nr*  5  u,  6:  Gilton,  Le  caracth*e  intemaiional  du  droit  romain. 
De  S.  O.j  La  guerre  de  1897.  Batp^  Les  hlocus  pacifiques,  Pantgo- 
V  itgy  Le  nouveau  code  phuil  de  la  pnncipaut^  de  Bulgarie,  Stocquart^ 
La  peraonnaliU  juridique  de  la  femme  marUe  en  Angleterre. 

Journal  du  droit  international  privS  et  de  ia  Jurisprudenee 
eoavparie^  «26.  Awnie  fl899J^  Nor  I— II:  Weiss ,  L'admission  ä 
domteile  des  Prangers  en  France  et  la  loi  du  2S.  juin  1889  sur  la 
nationalit^,  Keidel,  Le  droit  intematiofud  privS  dans  le  nouveau  Code 
civil  cUlemand  (suite).  Salem,  De  la  succession  immohüikre  en  Turguie, 
Busdugan,  Du  mariage  des  Roumains  ä  Vätranger  et  des  Prangers  en 
Roumanie,  Hubert,  De  la  Ugaliti  des  declarations  souscrites  en  wte 
d'acquMr  la  qualiti  de  Frangais  et  du  refus  d^enregistrement  pour  in- 
dignitd.  Fahre,  De  la  saisie  des  navires  expidUs,  pour  s^eti  des 
eriances  naissant  d'un  abordage,     Vesnitch,  Vextradition  en  Serbie. 

Bevue  internationale  du  droit  maritime,  U.  AnnSe,  Nr.  VII-^VIII: 
Bulletins  de  la  ßtrisprudence  Francaise,  Allemande  (Koch),  An- 
jlaise  (Koch),  Brisilienne  (Koch),  des  £tats^ünis  (Auiiran), 
Ttalienne  (Koch). 

AsMuHee  de  droit  eommerdiU  et  induetriel  fran/gaie^  itranger  ei 
international,  IB.  Annie,  Nr.  1:  Sumien,  Essai  sur  la  responsa- 
büüi  des  agenees  de  renseignements  commerciaux.  Pic  et  Mag n in, 
Chronique  de  ligislation  et  de  doctrine  en  matikre  de  droit  commercial 
et  industriel  (1897).    Fardxs,  De  tribunaiux  de  commerce  en  Russie. 

Archivio  Qiuridieo,  „Filippo  Serafini*",  N.  8.  Vol.  III,  Fase.  1: 
Fedozzi,  Saggio  sulV  üUervento  (eont.).  Morelli,  Che  cosa  eono  le 
libertä  civilif  Barassi,  SuÜa  responsabilitä  per  inadempimento  delle 
ohligazioni  (cont.).  Rocco,  Ancora  un  contrtbuto aUa  teorria  des  titoli 
dicredüo.    Solmi,  Per  lastoria  deUe  assoeicutioni  neW  atto  media  evo» 

B4vieia  pönale  di  dottrina,  legialaMene  e  gturieprudenea, 
Vol.  LIX,  Fase.  2:  Lugzatto,  Contributo  alV  interpreUudone  degli 
art.  36  e  47  dello  Statute.  Fase.  3:  Stoppato,  8ui  limiti  deüa  puböH- 
citä  nei  processi  per  diffamoMione  e  sutla  Ubertä.  Lanna,  La  prova 
tesümoniale  nel  gtudizio  pemale. 

Jiupolemento  alla  BtvUta  pönale.  Vol.  VII,  Fase.  4:  Roseiti,  H 
aolo  nei  delitti  coniro  Vonore  (cont.  e  fine).  Ouidi,  Abuso  ddC  aUrai 
credulitä.    Rocco,  Intomo  al  delitto  ^ahuso  di  foglio  in  bianco. 

Bevieia  del  foro.  Anno  IX  (1899),  Nr.  1:  Dole,  üna  neeesidad  apre- 
miante.  Av  er  hoff.  De  la  retribtteiön  del  Administrador  de  los  bänes 
de  un  ausente.  Herndndes,  El  testamento  olögrdfo.  Sus  qfeetas 
intemacionales. 

Mechtsgeleerd  Magaaiin,  18.  Jaargang,  Afleveringl:  Nolst  Treniti, 
Het  voorwerp  der  verzekering,  van  Drooge^  Is  onder  „wetten*  in  de 
eerste  en  tweede  zinsnede  van  art  126  der  Gemeentewet  ook  deze  wet  zelf 
begrepenf  van  Regieren  Altena^  Overzicht  der  Engeische  wetgeving 
gedurende  het  jaar  1897. 

Tidsskrift  for  Betsvidenekab ,  12  Aar^.  (1899),  1.  Heflei  Landt- 
mannson,  Till  fragan  om  testamentsinstttuteie  utvechlifM  i  svensk  rätL 
Morgenstierne,  Funktionsopregninfen  i  den  norske  Orundlovs  §  75 
og  dens  Betydning  for  Magtfordütnaen.  Huitfeldt^Kaas,  Mets- 
histcrike  Küdeskrifter  og  deres  üdgioetse. 


Digitized  by 


Googl( 


Staatsangehörigkeit  und  Strafrecht  nach  dem  deutschen 
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Von  Artlllir  Heyerowitly  GerichtsrefereDdar  in  Königsberg  i.  Pr. 

Li  tteratur. 

V.  Bar:   1.  Lehrbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts.    1892. 
2.   Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts.     1889. 

Berner:  1.  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  18.  Aufl.,  Leipzig  1898. 
2.   Wirkungskreis  des  Strafgesetzes.    1858. 

Bin  ding:  Handbuch  des  Strafrechts.    1885. 
^  Cahn:  Erwerb  und  Verlast  der  Staatsangehörigkeit    1896. 
^    Fuld:  .Die  Bestrafung  von  Verbrechen  im  Auslände^  in  „Der  Gerichtssaal^ 
Bd.  45.    Abkürz.  G.S. 

Geyer:  Der  Entwurf  des  allgemeinen  Teils  eines  Strafgesetzbuchs  für  Rufs- 
land in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft  Bd.  III. 
Abkürz.  Z.  UI. 

Hamm:  .Mufs  derjenige,  der  als  Deutscher  im  Auslande  eine  strafbare 
Handlung  begangen  hat,  um  gemäfs  §  4  N.  3  S.G.  in  Deutschland 
▼erfolgt  werden  zu  können,  noch  im  Augenblicke  der  Verfolgunff 
Deutscher  sein*',  in  Goltdammers  Archiv  mr  Strafrecht  Bd.  XaVI. 
Abkttrz.  G. 

H.  ^-Handbuch  des  deutschen  Strafrechts,  in  Einzelbeiträgen  herausgegeben 
von  V,  HolUendorff, 

Hälschner:  1.  Das  gemeine  deutsche  Strafrecht  Bd.  I  1881,  Bd.  U  1887. 
2.  Wer  ist  im  Sinne  des  §  4  Abs.  2  Nr.  3  ein  Deutscher.  Gerichtssaal 
Bd.  XXX. 

Heck  er:  Lehrbuch  des  Militärstrafrechts.    1887. 
^  Heinz e:  Staats-  und  strafrechtliche  Erörterungen. 
^  Hänel:  Lehrbuch  des  Staatsrechts.    1892. 

Hirth:  Annalen  Jahrgpang  1875.    1892. 

Janka:  Das  österreichische  Strafrecht.    1894. 

Jellinek:  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte. 

9.  Kriea:  1.  Bemerkungen  zu  den  Vorschriften  des  S.G.  und  M.S.G.  über 
das  Verbrechen  des  Landesverrats  in  Zeitschrift  fllr  die  gesamte  Straf- 
rechtswissenschaft, Bd.  VH,  Abküxz.  Z.  VH. 

2.  Das  persönliche  Herrschaftsgebiet  der  Stra^esetze  im  Archiv  für 
öffentliches  Recht  Bd.  V. 

Lab  and:  Lehrbuch  des  Staatsrechts.    1895. 

0.  Liszt:  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  8.  Aufl..    Berlin  1897. 

V.  Martitz:  Internationale  Rechtshülfe  in  Strafsachen.    1888. 
Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  n.  Strafrecht  etc..  Band  IX.  18 
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V.  Mohl:    Staaterecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I. 

Meyer:    Lehrbuch  des  Strafrechts.    1895. 

Meves:    Die  Strafgesetznoveile  in  .Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches', 

Teil  m,  Bd.  IL 
Niemeyer,  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts.     1895. 
Olßhausen:    Kommentar  zum    Strafia^etzbuch   fUr  das   Deutsche  Reich, 

5.  Aufl.    Berlin  1897. 
Oppenhoff:  Kommentar  zum  Strafgesetzbuch.    1896. 
Ronland:   Das  internationale  Strafrecht.    1877. 
Seitt:    „Die  intemationalrechtlichen  Bestimmungen  im  neuen  italienischen 

Strafgesetzbuch''  in  der  Zeitschrift  für  das  internationale  Privat-  und 

Strafrecht,  herausgegeben  von  Böhm  (Abkttrz.  Böhms  Zeitschrift)  Bd.  L 
Störk:    .Staatsunterthanen  und  Fremde^  in  Holtzenäorff,  Handbuch  des 

Völkerrechts,  Bd.  U. 
Schulae:   Lehrbuch  des  Staatsrechts.    1881. 
Schütze:    Lehrbuch  des  Strafrechts.    1871. 
Schwarte:    Kommentar  zum  Strafgesetzbuch.    1873. 
Strafrecht  etc.  «-  Strafgesetzgebung  der  Gegenwart,  Bd.  I.    Das 

Strafrecht  der  Staaten  Europas  1894. 
Zorn:    Lehrbuch  des  Staatsrechts.     1895. 


Überslolit  über  das  In  DeutscMand  greltende 
Internationale  Strafireoht. 

Die  Bedeutung  der  Staatsangehörigkeit  ftlr  das  Strafrecbt  hängt 
eng  zusammen  mit  der  Lehre  von  der  Herrschaft  der  Strafgesetze  rttck- 
sichtlich  des  Ortes,  dem  sogenannten  internationalen  Strafrecht. 

Für  Deutschland  sind  die  einschlägigen  Bestimmungen  in  den 
§§  8—9  des  R.Str.6.B.8  enthalten.  Als  zunächst  mafsgebendes  Princip 
stellt  §  8  das  Territorialittttsprincip  auf,  d.  h.  die  deutsche  Strafgesetz- 
gebung nimmt  die  Strafgewalt  gegenüber  allen  im  Gebiete  des  Deut- 
schen Reichs  verübten  strafbaren  Handlungen  in  Anspruch,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Person  und  Staatsangehörigkeit  des  Thäters  oder  des  Ver- 
letzten. Der  Ausländer  wird  durch  die  Stra^esetse  unseres  Staates 
ebenso  geschützt,  wie  verpflichtet 

Unabweisliche  Bedürfhisse  fordern  nun  aber,  dafa  das  Strafr«cht 
über  die  Heimatsgrenzen  hinausgreift.  Alle  Eulturstaaten  bestrafen 
beute  in  gröfserem  oder  geringerem  Umfange  auch  im  Auslände  be- 
gangene Ddikte.  Im  einzelnen  bestehen  in  Ansehung  der  im  Aaslande 
begangenen  strafbaren  Handlungen  wesentliche  Verschiedenheiten. 

Der  deutsche  Gesetzgeber  ist  bei  dieser  Ausdehnung  mit  grofser 
Vorsicht  vorgegangen.  Soweit  das  deutsche  Strafgesetzbuch  solche 
Handlungen  überhaupt  anter  Strafe  stellt,  steht  es  in  der  Haaptsacbe 
auf  dem  Standpunkte  des  aktiven  Personalittttsprincips  ^) ,  d.  h.  der 
Regel  nach  werden  wegen  der  im  Auslande  verübten  Delikte  nur 
Deutsche  bestraft  Nur  In  wenigen  Fällen  nimmt  das  Gesetz  den 
Standpunkt  des  Realprincips  ein,  d.  h.  es  wird  die  Verletzung  gewisser 
Rechtsgüter  bestraft,  gleichviel  wo  und  von  wem  sie  geschehen  ist    In 


1)  V.  Bar  S.  256. 
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allen  Fällen  ist  die  Bestraüing  der  im  Auslände  begangenen  Delikte 
nur  £ikaltatiy;  es  besteht  eine  Straf berechtigang ,  aber  keine  Straf^er- 
pflicfatong.  Die  Strafverfolgung  ist  in  das  freie  Ermessen  der  Staats- 
anwaltschaft gestellt     Vergl.  das  „kann''  in  S.G.  §  4  Abs.  2. 

Diese  an  sich  auf&llende  Regelung  mufs  mit  Rücksicht  auf  die 
praktischen  Schwierigkeiten  dieser  Fälle  als  durchaus  gerechtfertigt  er- 
scheinen. Mit  Unrecht  sieht  Bindmg  in  dem  „kann^  des  §  4  einen 
radikalen  Bruch  mit  dem  Geiste  aller  Strafgesetzgebung ').  Die  kate- 
gorische Pflicht  zum  Einschreiten  bei  Vorliegen  gentlgender  Verdachts- 
momente, wie  sie  bei  im  Inlande  verttbten  Delikten  fOr  die  Staatsanwalt- 
schaft besteht,  würde  eine  Menge  ärgerlicher  und  resnltatloser  Straf- 
prozesse, ganz  abgesehen  von  möglichen  Verwickelungen  mit  dem  Aus- 
lande, zur  Folge  haben  8). 

Das  sogenannte  passive  Personalitätsprincip,  nach  welchem  ein  ent- 
scheidendes Gewicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  des  Verletzten  zu  legen 
ist,  hat  in  das  deutsche  Strafgesetzbuch  keine  Aufnahme  gefunden. 

Die  Handhabung  der  Strafgewalt  ist  natürlich  stets  auf  das  Inland 
beschränkt.  Rein  Staat  kann  aufserhalb  seines  Gebietes  ohne  Erlaubnis 
des  fremden  Staates  Prozefshandlnngen  vornehmen.  Damit  soll  nattlr- 
lich  nicht  gesagt  sein,  dafs  die  Personen,  gegen  welche  Prozesse  geftlhrt 
werden  sollen,  sich  im  Inlande  befinden  müfsten.  Inwieweit  ein  Ron- 
tomacialverfahren  möglich  ist,  ist  eine  Frage,  die  dem  Strafprozefsrecht 
angehört  Vergl.  dazu:  Str.Pr.O.  §§  40,  208,  318  ff.,  837,  470  ff., 
sowie  bei  t?.  Kries  im  Archiv  ßd.  V  S.  389. 

Aus  den  genannten  Principien  des  deutschen  internationalen  Straf- 

rechts  ergiebt  sich  als  Grundlage  ftlr  die  Behandlung  unseres  Themas: 

Von  Bedeutung  ist  im  deutschen  Reichsstrafgesetzbuch  überhaupt 

nur  die  Staatsangehörigkeit  des  Thäters,  und  auch  diese  in  der  Regel 

nur  für  die  Bestraftmg  im  Auslande  verübter  Delikte. 

Die  Nationalität  des  Verletzten  ist  regelmäfsig  ohne  Bedeutung. 

Erster   Abschnitt 

Die  Staatsangehörigkeit  des  TliSters. 

Erstes  KapiteL 

Bedeutung:  derselben  bei  im   Inlande  verübten 

Delikten. 

§  1.    Im  Princip  ist  die  StaatsangehörigJceit  hei  im  Inlande 

verübten  Beliktm  gleichgültig.    Der  Unterschied,   ob  der   Thäter 

ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  ist,  Jcommt  nur  etwa  bei  der 

Strafzumessung  in  Betracht 

Wer  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  die  deutschen  Stra^esetze 
verletzt,  ist  ihnen  ohne  Widerrede  unterworfen.     Der  Unterschied  von 


2)  Binding  S.  402-405.  ^     ^^ 

3)  Heinze   bei    Goltdammer  Bd.    XXIV    S.  294.     v,   Bar   8.    266. 
».  Martitz  S.  78,  Anm.  11.    Meyer  S.  123. 

lo 
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In-  und  Ausländem  ist  principiell  gleichgültig.  Begeht  also  ein  Ans- 
Iftnder  innerhalb  unseres  Staates  eine  strafbare  Handlang,  so  wird  er 
genau  nach  den  Grundsätzen  des  territorialen  Strafgesetzes  beurteilt, 
das  Ver&hren  gegen  ihn  genau  nach  den  Vorschriften  des  staatUchen 
Strafprozefsrechts  geführt.  Ftlr  das  materielle  Strafirecht  spricht  dies 
§  3  S.G.  noch  ausdrücklich  aus.  Es  hatte  der  besonderen  Erw&hnuog 
aber  durchaus  nicht  bedurft.  Die  Worte  des  §  3:  „Die  Stra%e8etze 
des  Deutschen  Reichs  finden  Anwendung  auf  alle  im  ^Gebiete  desselben 
begangenen  strafbaren  Handlungen",  bringen  genügend  zum  Ausdruck, 
dafs  sie  auch  auf  die  vom  Ausländer  hier  begangenen  strafbaren 
Handlungen  Anwendung  finden,  natthrlich  nur,  soweit  das  Delikt  seiner 
Gestaltung  nach  überhaupt  von  einem  Ausländer  begangen  werden 
kann  und  soweit  nicht  der  Gesetzgeber  ausdrücklich  Delikte  in  subjek- 
tiver Beziehung  auf  den  Inländer  beschrtlnkt  hat  Aufserdem  bleiben 
natürlich  die  Staats-  und  völkerrechtlichen  Ezemptionen  unberührt. 

Das  im  §  3  ausgesprochene  Princip  findet  sich,  wie  in  der  deut- 
schen Gesetzgebung^),  auch  in  allen  anderen  modernen  Gesetzgebungen 
P^iiropas*^)  und  bedarf  wohl  kaum  einer  besonderen  Rechtfertigung. 
Der  auf  unserem  Staatsgebiete  weilende  Ausländer  geniefst  den  Schutz 
unserer  Gesetze,  und  der  Staat  ist  daher  auch  berechtigt,  von  ihm  za 
fordern,  dafs  er  sich  diesen  Gesetzen  unterordne,  und  soweit  er  etwa 
über  die  Pflichten,  die  sie  ihm  auferlegen,  im  Zweifel  ist,  sich  bemühe, 
über  sie  klar  zu  werden®).  Unkenntnis  der  Gesetze  kann  nur  bei 
denjenigen  Delikten  in  Betracht  kommen,  zu  deren  Thatbestand  die 
wissentliche  Verletzung  gehört  Dies  Verfiibren  bei  der  Anwendung 
der  Strafgesetze  erscheint  um  so  unbedenklicher,  „als  es  sich  in  den 
bei  weitem  meisten  Fällen  um  den  Angehörigen  eines  Volkes  handdn 
wird,  das  mit  dem  eigenen  durch  die  europäische  Eulturgemeinschaft 
verbunden  ist,  die  sich  unvermeidlich  auch  in  der  gleichartigen  Ge- 
staltung der  Strafgesetzgebungen  äufsert,  so  dafs  die  Verschiedenheiten 
derselben  einen  ix^end  bedenklichen  Konflikt  des  Gesetzes  und  der 
nationalen  Gesittung  des  zu  Strafenden  kaum  besorgen  läfst^  ^).  Was 
in  Deutschland  als  Verbrechen  angesehen  wird,  gilt  in  Osterreich  nicht 
als  eine  rahmbringende  Handlung.  Der  in  Deutschland  anwesende 
Österreicher  wird  es  daher  nicht  erst  nötig  haben,  einen  Kursus  im 
deutschen  Strafrecht  zu  nehmen,  um  zu  wissen,  dafs  ein  Dieb  kein 
ehrlicher  Mann  sei. 

Gehen  aber  die  Anschauungen  des  deutschen  Volkes  und  der  in 
Frage  kommenden  Nation  Über  die  Strafwürdigkeit  eines  bestimmten 
Deliktes  wesentlich  auseinander,  oder  handelt  es  sich  um  die  Bestrafung 
des  Angehörigen  eines  Volkes,  das  dem  europäischen  Kulturleben  fem- 


4)  Das  Strafirecht  der  Staaten  Europas:  Rufsland  §  5  S.  284,  Frankrdch 
2  S.  437,  Italien  S.  588. 

5)  Osterreich  §  6  S.  136. 

6)  HäUchner  Bd.  I  S.  143. 

7)  Hälse kner  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  143. 
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steht,  dann  wird  eine  yerständige  Strafzumessung  diesen  Konflikt  aus- 
zugleichen haben.  In  dieser  Beziehung  hat  die  Gesetzgebung  dem 
billigen  Ermessen  des  Richters  einen  weitgehenden  Spiebraum  gelassen. 

Für  die  StraBEumessung  also  kann  allerdings  der  Unterschied  der 
Nationalität  in  Betracht  kommen^). 

Davon  abgesehen,  ist  es  im  Priucip  durchaus  einerlei,  ob  der 
Thäter  ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  ist;  es  kann  demgemäfs  die 
Eigenschaft  als  Unterthan  eines  anderen  Landes  die  That  auch  nicht 
anders  qualifizieren^). 

Die  angeführten  Grundsätze  gelten  auch  für  die  politischen  Delikte. 
Bei  allen  politischen  Delikten,  in  deren  Begriflsbestimmung  der  Gesetz- 
geber eine  ausdrückliche  Beziehung  auf  den  Inländer  als  Subjekt  des 
Verbrechens  nicht  aufgenommen  hat,  ist  die  Qualität  des  Ausländers, 
wenn  er  im  Inlande  delinquiert,  rechtlich  gleichgültig.  Insbesondere 
gilt  dies  auch  vom  Hochverrat,  dem  diplomatischen  Landesverrat  und 
der  Majestätsbeleidigung  ^^).  Die  Begriffsbestimmungen  dieser  Delikte 
enthalten  grundsätzlich  keinerlei  Beschränkung  auf  den  Inländer.  Das 
wesentliche  Merkmal  aller  dieser  Delikte  liegt  nach  dem  Strafgesetzbuch 
in  dem  Gegenstande  der  Verletzung  ^^).  Die  Bedeutung  des  in  diesen 
Delikten  möglicherweise  enthaltenen  Treubruchs  ist  hinter  dem  all- 
gemeinen Gesichtspunkte,  dafs  der  Staat  in  seiner  Integrität  geschützt 
werden  müsse,  zurückgetreten,  und  unter  diesem  allgemeineren  Gesichts- 
punkte wird  jeder  bestraft,  der  gegen  den  Staat  und  seine  verfassungs- 
mäfsige  Ordnung  etwas  unternimmt.  Man  kann  die  Zweckmäfsigkeit 
einer  solchen  Behandlung  zugeben,  ohne,  wie  JelUnek  und  Ehrenherg  ^') 
dies  thun,  die  Treuverpflichtung  als  zur  juristischen  Gestaltung  un- 
geeignet zu  erklären.  Es  wird  noch  darauf  einzugehen  sein,  inwieweit 
die  Treuverpflichtung  im  deutschen  Strafgesetzbnche  zum  Ausdruck  ge- 
kommen ist  Bei  der  grofsen  Mehrzahl  der  politischen  Delikte  ist  das 
Schutzbedürfiiis  allein  für  die  strafrechtliche  Normierung  mafsgebend 
gewesen.  Die  Notwendigkeit  des  Schutzes  aber  besteht  in  gleicher 
Weise  gegen  den  Inländer  und  gegen  den  Ausländer,  und  der  Aus- 
länder kann  sich  nicht  beschweren,  wenn  der  von  ihm  angegriffene 
Staat  den  Rechtsschutz  gegen  ihn  unter  denselben  Formen  wie  gegen 
seine  Unterthanen  anwendet.  ^Wer  das  deutsche  Gebiet  betritt,  über- 
kommt damit  die  Rechtspflicht,  sich  den  Gesetzen  dieses  Gebietes  zu 
unterwerfen.  Diese  Rechtspflicht  ist  eine  um  so  stärkere,  je  wichtiger 
die  Gesetze  sind,  welche  Gehorsam  fordern.  Man  wird  uns  also  wohl 
nicht  überreden  können,  dafs  sie  gerade  bei  den  wichtigsten  Gesetzen, 
durch  die  der  Staat  seine  ganze  Existenz  schützt,  abnehme  oder  gänz- 


8)  Meyer  S.  120. 

9)  Scktoarze  S.  60. 

10)  Schwarze  S.  60. 

11)  Meyer  S.  688.    HäUchner  a.  a.  0.  Bd.  U  S.  721  ff. 

12)  Vergl.diebei  Zorn  S.378  angegebene  Litteratur,  imibes.JeUtnek 
S.  187.    Ehrenberg  S.  112. 
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lieh  verschwinde"  ^^).  Man  wird  diesen  Ausftlhrangen  Bemers  nur 
beipflichten  können.  Wir  haben  keine  Veranlassung  dazn,  den  Aus- 
länder für  diese  Delikte  mit  Gla^öhandschahen  anzu&ssen ;  auch  würde 
eine  wunderbare  Naivität  dazu  gehören,  wenn  er  dies  erwarten  wollte. 
Es  ist  gar  nicht  einmal  nötig,  das  Verfahren  der  deutschen  Stra%eBetE- 
gebung  mit  politischen  Bücksichten  zu  rechtfertigen.  Der  Greaetzgeber 
hat  sich  einfach  nicht  veranlafst  gesehen,  den  Ausländer  ttüc  diese 
Delikte  zu  privilegieren.  Konsequent  hätte  bei  dieser  Behandlung 
allerdings  die  Bezeichnung  als  Hoch-  resp.  Landesverrat  au%^ebeD 
und  durch  eine  andere  sinngemäfsere  ersetzt  werden  müssen.  ,Der 
Verrat  ^^)  setzt  nach  dem  Sinne  des  Worts  und  dem  Rechtsbewufstsein 
des  Volkes  die  Verletzung  eines  Treuverhältnisses,  der  Hoch-  und 
Landesverrat  den  Treubruch  des  Staatsgenossen  gegen  den  Staat  und 
das  Vaterland  voraus  ^^).''  Diese  irrige,  auf  einer  alten  feudalistischen 
Auffassung  des  Staates  beruhende  Auf&ssung,  wie  sie  Bemer^*)  zu 
benennen  beliebt,  entspricht  gleichwohl  dem  deutschen  Begriff  des 
Verrats  überhaupt,  der  Gresets^ebung  und  Doktrin  bis  in  die  neueste 
Zeit  und  —  was  mehr  gilt  —  dem  heutigen  Volksbewufstsein^^). 

Bei  der  Gestaltung,  die  der  Gesetzgeber  diesen  Delikten  gegeben 
hat,  und  die  Rlr  durchaus  zweckmäfsig  gehalten  werden  mufs,  wäre  die 
Bezeichnung  als  Verrat  besser  vermieden  worden.  Der  Gesetzgeber 
hätte  sich  nach  einer  treffenderen  Bezeichnung  umsehen  sollen.  Der 
Code  pSnal  und  das  Strafgesetzbuch  der  Niederlande  boten  dnen 
passenden  Anhalt  ^^). 

§  3.    Bei  manchen  Delikten  gehört  die  ausländische  resp, 
ifdändische  Nationalität  zum  Thathestarkde. 

Erstreckt  sich  nun  auch  die  Strafgewalt  des  Inlandes  unbedingt 
über  alle  im  InUnde,  gleichviel  ob  vom  Inländer  oder  vom  Ausländer 
begangenen  strafbaren  Handlungen,  so  darf  doch  nicht  aufser  Acht  ge- 
lassen werden,  dafs  bei  manchen  Delikten  die  inländische  resp.  aus- 
ländische Nationalität  zum  Thatbestande  gehört,  und  dafs  dementsprechend 
die  betreffenden  Handlungen  ihren  Charakter  als  strafbare,  oder  so  und 
nicht  anders  strafbare  erst  dadurch  erhalten,  dafs  sie  von  einem  Deut- 
schen resp.  von  einem  Ausländer  vorgenommen  werden. 

a)   Bestimmungen   der  deutschen  Strafgesetzgebung  bei 

im    Inlande  verübten  Delikten,   die  nur  auf  Ausländer 

Anwendung   finden. 

Ein  Delikt  gegen  §  361  Nr.  2,  wonach  mit  Haft  bestraft  wird, 
yWer,  nachdem  er  des  Bundesgebietes  oder  des  Gebietes  eines  Bundes- 


18)  Bern  er,  Wirkungskreis  S.  83. 

14)  Die  ältere  Entwickelang  bei  i^^^^m  in  Hiriha  Annalen  1892  S.  169. 

15)  Laban d  S.  124.     Schulze  S.  355.    Zorn  S.  375. 

16)  Berner,  Lehrb.  S.  356. 

17)  Schütze  S.  230  Anm.  5. 

18)  Strafrecht  der  Staaten  Europas  S.  197,  458. 
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Staats  verwiesen  ist,  ohne  Erlaubnis  zurückkehrt^,  kann  seiner  Natur 
nach  nur  vom  Ausländer  begangen  werden;  denn  ein  Deutscher  kann 
nach  dem  Ges.  vom  1.  November  1867  §  1  überhaupt  nicht  aus- 
gewiesen werden. 

Von  dem  Hechte,  die  Ausweisung  als  Strafe  gegen  Ausländer  zur 
Anwendung  zu  bringen,  hat  der  Gesetzgeber  in  einer  Anzahl  von 
Fällen  Gebrauch  gemacht  So  bestimmt  Str.G.B.  §  39  Abs.  2:  Ist 
auf  die  Zulässigkeit  von  Polizeiaufsicht  erkannt  worden,  so  ist  die 
höhere  Landespolizeibehörde  befugt,  den  Ausländer  aus  dem  Bundes- 
gebiete zu  verweisen.  Femer  bestimmt  §  284  Abs.  2 ,  dafs  nach  er- 
folgter Verurteilung  wegen  gewerbsmäfsigen  Glückspiels  die  Landes- 
polizeibehörde befugt  ist,  den  Ausländer  aus  dem  Bundesgebiete  zu 
verweisen. 

Zu  erwähnen  ist  hier  noch  aus  dem  Abschnitte  „Übertretungen^  der 
§  362,  wo  es  heifst:  „Ist  gegen  einen  Ausländer  auf  Überweisung  an 
die  Landespolizeibehörde  erkannt,  so  kann  an  die  Stelle  der  Unter- 
bringung in  ein  Arbeitshaus  Verweisung  aus  dem  Bundesgebiete  ein* 
treten." 

Gregen  Ausländer  gerichtet  ist  auch  der  §  8  des  Ges.  über  die 
Ktlstenfiachtfahrt  vom  22.  Mai  1881. 

b)    In  einer  Anzahl  von  Fällen  ist  die  Inländerqualität 
in   den   Thatbeptand  aufgenommen. 

Bei  einer  Anzahl  von  Delikten  haben  die  Begrifisbestimmungen 
die  Inländerqualität  als  wesentliches  Thatbestandsmoment  teils  unver- 
kennbar ihrer  Tendenz  nach,  teils  durch  ausdrückliche  Bestimmung 
angenommen. 

Ihrer  Natur  nach  kann  eine  Verletzung  der  Wehrpflicht^*)  nur 
von  einem  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  begangen  werden.  Es 
sind  dies  Verletzungen  besonderer  Pflichten  des  Deutschen.  Jedoch 
kann  der  Ausländer  in  diesen  Fällen  als  Teilnehmer,  Anstifter  oder 
Gebttlfe'^)  zur  Verantwortung  gezogen  werden.  Subjekt  des  §  141 
(Anwerben  zum  fremden  Heeresdienste,  auch  Falschwerbung  genannt) 
kann  ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  in  gleicher  Weise  sein. 

Besonders  als  Thatbestandsmoment  hervorgehoben  hat  das  deutsche 
Stra%esetzbuch  die  Eigenschaft  des  Thäiers  als  eines  Deutschen  bei 
dem  sogenannten  militärischen  Landesverrat  (dazu  gehören:  1.  Auf- 
reizung eines  fremden  Staates  zum  Kriege  gegen  das  Deutsche  Reich 
§  87.  2.  Das  Dienen  im  feindlichen  Heere  §  88.  3.  Die  Begünstigung 
und  Unterstützung  der  fremden  Kriegsmacht  §§  89,  90).  An  sich 
können  die  in  §§  87,  89,  90  gedachten  Handlungen  auch  von  einem 
Ausländer  begangen  werden.  Der  Gesetzgeber  hat  aber  bei  diesen 
Delikten  an  der  Grundidee  des  Verrats  ^^)    festgehalten  und   bestraft 


19)  S.G.  §§  140,  142,  148.    Meyer  S.  120  Anm.  28. 

20)  V.  Liszt  S.  97  fP. 

21)  Olshausen  S.  398. 
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danach  im  allgemeinen  wegen  solcher  Handlungen  nur  den  Deutschen. 
Die  specifische  Treuverpflichtung,  die  besonders  prfignant'^)  bei  dem 
strafvveisen  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  herrortritt, 
zeigt  sich  anch  hier'^). 

Da  die  Einzelstaaten  das  Recht  der  Kriegföhrung  nicht  haben, 
dieses  vielmehr  ausschliefslich  dem  Reiche  zusteht,  so  kann  sich  ein 
militärischer  Landesverrat  niemals  gegen  einen  Gliedstaat,  sondern 
immer  nur  gegen  den  Gesamtstaat  richten'^). 

Schon  deshalb  kommt  bei  diesen  Delikten  in  subjektiver  Beziehung 
lediglich  die  Reichsangehörigkeit  und  nicht  die  Zugehörigkeit  zum 
Einzelstaat  in  Betracht. 

Gegen  Ausländer  ist  wegen  der  im  §§  87 ,  89 ,  90  bezeichneten 
E[andlungen  nach  dem  Kriegsgebrauche  zu  ver&hren  (§91  Abs.  1). 
Ausländer  jedoch,  „welche  unter  dem  Schutze  des  Deutschen  Reichs 
oder  eines  Bundesstaats  sich  innerhalb  des  Bundesgebiets  aufhalten  und 
während  dieser  Zeit  einen  nach  §§87,  89,  90  strafbaren  Landesverrat 
begehen,  werden  ebenso  wie  Inländer  bestraft^  ^^)  (§91  Abs.  2). 

Der  Gedanke,  einen  Ausländer  wegen  einer  unter  den  Thatbestand 
des  §  88  fallenden  Handlung  strafen  zu  wollen,  ist  ausgeschlossen. 
Hier  ein  Delikt  des  Ausländers  herauszukonstruieren ,  ist  Haar- 
spalterei *®). 

John  stellt  ohne  Angabe  von  Gründen  die  Behauptung  auf,  auch 
für  die  Fälle  des  §  92  Nr.  1  (Verrat  von  Staatsgeheimnissen),  §  92 
Nr.  2  (Vernichtung  oder  Unterdrückung  von  Staatsurkunden)  sei  als 
Subjekt  des  Verbrechens  ein  Deutscher  vorausgesetzt'^). 

Der  §  92  sagt  aber  nicht:  „Ein  Deutscher,  der  vorsätzlich'',  son- 
dern: „Wer  vorsätzlich''  und  hat  damit  den  Zusammenhang  der  in 
diesem  Paragraphen  aufgeführten  Fälle  des  Landesverrats  mit  der  in 
der  Staatsangehörigkeit  begründeten  Treuverpflichtung  gelöst  Inläpder 
und  Ausländer  sind  einander  völlig  gleichgestellt'^). 

Es  kommt  beim  im  Inlande  verübten  diplomatischen  Landesverrat 
auf  die  Staatsangehörigkeit'^)  überhaupt  nichts  an.  Dadurch  war  es 
von  selbst  ausgeschlossen,  den  Landesverrat,  welchen  ein  Deatscher 
gegen  den  eigenen  Gliedstaat  begeht,  von  dem,  den  er  g^en  einen 
anderen  Einzelstaat  verübt,  zu  unterscheiden. 

Endlich  bleibt  zu  erwähnen,  dafs  bei  einigen  politischen  Delikten 
ein  Gewicht  auf  die  Zugehörigkeit  zum  Einzelstaat  gelegt  worden  ist 
Das  deutsche  Strafgesetzbuch  anerkennt  das  Treuverhältnis^^),  welches 


I  22)  Cahn  SS.  142,  145  Nr.  3  Abs.  6. 

23)  Zorn  S.  378.    Schulze  S.  355. 
I  24)  Lahand  Bd.  I  S.  130. 

25)  Zorn  S.  378. 

26)  Schulze  8.  355.    Olshansen  S.  404.    Dagegen  v.  Kries,  Z.  VII 
S.  608  ff. 

I  27)  John  in  H.  Bd.  HI  S.  53. 

I  28)  Vergl.  oben  S.  276. 

29)  Vergl.  oben  S.  277. 
I  30)  J'oÄti  in  H.  Bd.  III  S.  9 
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zwischen  dem  Landesherm  und  seinen  Unterthanen  existiert.  Infolge 
dessen  wird  dem  eigenen  Landesherm  ein  höher^er  Rechtsschutz  gewährt 
als  dem  Landesherm  jedes  anderen  Einzelstaates,  und  folgerichtig  wird 
dieser  höhere  Rechtsschutz  des  eigenen  Landesherrn  nicht  auf  den 
Hochverrat  beschränkt,  sondern  auch  auf  die  Majestätsbeleidigung  aus- 
gedehnt. Streng  genommen  liegt  in  diesen  Bestimmungen  eine  In- 
konsequenz. „Die  subjektive  Treuverpflichtung  besteht  im  Verhältnis 
zu  den  sämtlichen  Einzelstaaten  und  deren  Landesherren  grundsätzlich 
in  gleicher  Weise,  weil  dieselben  sämtlich  Beetandteile  des  Reiches 
bezw.  Träger  der  Reichsgewalt  sind.  Durch  „den  Anteil,  welchen  die 
Landesherren  aller  einzelnen  Staaten  an  der  Reichsgewalt  haben *^,  recht- 
fertigt sich  nicht  nur  der  „Wegfall  der  Bedingung  der  Reciprocität 
und  eine  höhere  Normierang  des  Strafmafses^,  als  gegenüber  aus- 
wärtigen Staatshäuptern  ^^),  sondern  jeder  Anteil  hat  zur  logisch  not- 
wendigen Konsequenz  den  Wegfall  jeder  Verschiedenheit  in  der  Nor- 
mierang des  Strafinafses.^  Dieser  Schlufs  mufs  auch  aus  Art.  3  der 
E.V.  gezogen  werden.  Durch  Art  3  wird  fllr  jeden  Deutschen, 
gleichviel,  welchem  £inzelstaat  er  angehört,  ein  allgemeines  deutsches 
Staatabtlrgerrecht  dergestalt  begrtlndet,  dafs  er  in  jedem  Einzelstaate 
als  Inländer  zu  behandeln  ist.  Es  erscheint  demnach  der  rechtliche 
Unterflchied,  ob  er  diesem  oder  einem  anderen  Bundesstaate  angehört, 
so  gut  wie  beseitigt,  und  mit  Recht  mufs  daraus  die  Verpflichtung 
abgeleitet  werden,  dafs  auch  jeder  Deutsche  die  Existenz  jedes  Einzel- 
staates derartig  zu  respektieren  habe,  dafs  auch  hier  der  Unterschied, 
ob  er  diesem  als  Staatsangehöriger  zugehört  oder  ob  dies  nicht  der 
Fall  ist,  nicht  in  Betracht  kommt 

Der  Ver&saer  des  Entwurfs  hatte  diesen  staatsrechtlichen  Gesichts- 
punkten auch  in  vollem  Umfinge  Rechnung  getragen.  „Die  Bundes- 
kommission pflichtete  diesen  Anschauungen  in  Bezug  auf  den  Hoch- 
ond  Landesverrat,  nicht  in  Bezug  auf  die  Majestätsbeleidigung  bei. 
Bei  diesen  Verbrechen  tritt  vielmehr  das  persönliche  Verhältnis  des 
Unterthanen  zu  seinem  LandesfÜrsten  in  den  Vordergrund.^  Der 
Reichstag  ging  noch  einen  Schritt  auf  dieser  Bahn  weiter.  Er  accep- 
tierte  zwar  die  Ausdehnung  des  Hochverrats  auf  die  sämtlichen  Bundes- 
staaten, deren  Fürsten,  Verfassung  und  Integrität,  machte  aber  in  der 
obigen  Richtung  einen  Unterschied  in  Bezt^  auf  die  Strafbarkeit  Die 
Angriffe  auf  das  Leben  des  Kaisers,  des  eigenen  Landesherm,  gleich- 
viel ob  der  Thäter  sich  in  dessen  Staate  befindet,  und  des  Landesherm 
des  Aufenthaltsortes  werden  besonders  behandelt  und  mit  erhöhter 
Strafe  bedroht«*).  Hier  tritt  die  Todesstrafe  ein."  Für  unser  Thema 
ist  von  Interesse  nur  die  besondere  Behandlung  der  Beleidigung  des 
eigenen  Landesherm  und  des  Mordversuchs  gegen  denselben,  indem 
nur  hierbei  die  Bedeutung  der  Staatsangehörigkeit  in  Frage  kommt. 
Unzweifelhaft  liegt  in  der  Hervorhebung  der  Zugehörigkeit  zum  Einzel- 


31)  Zorn  S.  376,  377. 

32)  Sehwarze  S.  310,  311. 
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Staat,  wie  sie  hier  geschehen  ist,  eine  logische  Inkonsequenz;  „doch 
ist  allerdings  zuzugeben,,  dafs  die  strenge  Logik  und  das  Gefühl  der 
besonderen  Verbindung  mit  dem  eigenen  Landesherm  hier  mit  einander 
in  Streit  liegen  mögen"  *®). 

Zweites  Kapitel. 

Bedeutung:  der  Staatsangreliörlgfkelt  des  Thäters  bei 
Im  Auslande  verübten  Delikten. 

§  1.    Das  Princip:  Soweit  überhaupt  im  Auslände  verübte  Deliläe 

im  Inlande  bestraft  werdest,  ist  die  Bestrafung  in  der  Regel  auf 

unsere  eigenen  Staatsangehörigen  beschränkt, 

Ftlr  die  Bestrafung  der  im  Auslande  verübten  Delikte,  soweit  eine 
solche  überhaupt  eintritt,  ist  die  Staatsangehörigkeit  des  Thäters  von 
hoher  Bedeutung.  Nur  in  wenigen  Fällen  nimmt  die  deutsche  Stnf- 
gewalt  ein  Strafrecht  über  im  Auslande  begangene  Verbrechen  ohne 
Berücksichtigung  der  Nationalität  in  Anspruch.  In  der  Regel  sind  nur 
Deutsche  für  Handlungen  im  Auslande  dem  inländischen  Strafrecht 
unterworfen« 

Die  Berechtigung  des  Inlandes,  die  vom  Inländer  im  Auslände 
begangenen  Verbrechen  zu  bestrafen,  kann  keinem  Zweifel  unter- 
liegen^^). Jeder  Staat  hat  das  Recht,  seinen  Angehörigen  auch  i)ir 
den  Fall  des  Aufenthaltes  ib  Auslande  Verpflichtungen  auftuerlegen, 
sie  an  seine  Strafgesetze  zu  binden.  Treffend  sagt  Zaduxriae,  dafis 
eine  Beschränkung  der  Strafgesetze  auf  das  Inland  die  widersinnige 
Voraussetzung  enthalte,  dafs  die  Gesetze  nur  fUr  das  Gebiet  und  nicht 
für  die  in  demselben  lebenden  Menschen  geschrieben  würden  ^^). 

Dazu  kommt  nocK  ein  zweites  Moment,  das  die  Strafgewalt  dem 
Inländer  gegenüber  unentbehrlich  macht.  „Ein  Deutscher  darf  einer 
ausländischen  Regierung  zur  Verfolgung  und  Bestraftmg  nicht  aus- 
geliefert werden.*'  §  9  S.G.  Ebenso  ist  eine  Ausweisung  unzulässig. 
Ges.  vom  1.  November  1867  §  1. 

Der  Staat  würde  daher  ohne  ein  wenigstens  subsidiäres  Strafreeht 
öfters  in  die  Lage  kommen,  notorisch  gef)lhrliche  Verbrecher  ungestisft 
und  unanfechtbar  in  seinem  Gebiete  dulden  zu  müssen.  Die  Engländer 
freilich  nehmen  es  in  dieser  Beziehung  nicht  so  genau,  wenigstens  hat 
der  englische  Gesetzgeber^®)  es  grundsätzlich  nicht  für  nötig  befundra, 
sich  um  die  im  Auslande  begangenen  Delikte  seiner  Angehörigen  sa 
bekümmern. 

Mit  Recht  bemerkt  t;.  MartUe^'')  dazu:  „Dafs  Engländer  angesichtB 


33)  Zorn  8.  876  Anm.  13. 

34)  Schwarze  S.  64. 

35)  Bern  er.  Wirkungskreis  S.  127^. 
86)  Meyer  S.  117. 

37)  v.  Martiiz  S.  200. 
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der  Dimensionen,  welche  der  internationale  Personenverkehr  angenommen 
hat,  von  ihrem  eigenen  Gesetzgeber  mit  dem  Freibrief  ausgestattet 
werden,  auf  dem  in  bequemster  Weise  zu  erreichenden  Kontinent  Ver- 
brechen —  mit  Ausnahme  der  Tötungsverbrechen  und  einiger  anderer 
—  zu  begehen,  vorausgesetzt,  dafs  sie  sich  nicht  erwischen  lassen,  ist 
eine  widerrechtliche  Barbarei.  Und  es  kann  nur  Wunder  nehmen,  wie 
dieselbe  von  den  Nachbarstaaten  noch  gegenwärtig  ertragen  wird/ 

Auf  gleichem  Standpunkt  stehen  die  Amerikaner^®). 

Den  Ausländer  dagegen  wegen  der  im  Auslande  verübten  Delikte 
znr  Strafe  zu  ziehen,  hat  seine  grofsen  Bedenken.  Man  kann  von 
niemand  verlangen,  dafs  er  sich  in  seiner  Handlungsweise,  wo  er  auch 
immer  verweilen  möge,  durch  alle  möglichen  Gesetze  solle  lenken  lassen. 
Es  würde  damit  jede  Rechtssicherheit  aufhören,  und  ^niemand  könnte 
sicher  sein,  ob  er  nicht  bei  Überschreitung  der  Grenzen  eines  anderen 
Staates  wegen  einer  früher  vorgenommenen  Handlung  nach  einem  ihm 
früher  unbekannten  Gesetze  vor  ausländischen  Richtern  verantwortlich 
gemaeht  werden  wird"  8*). 

Jede  Strafgesetzgebung  ist  notwendig  eine  nationale  und  darf  es 
um  des  Rechtes  und  der  Gerechtigkeit  willen  nicht  unternehmen ,  sich 
zu  einer  für  alle  Welt  geltenden  erheben  zu  wollen.  Eine  derartige 
rücksichtslose  Ausdehnung  unserer  Strafgesetze  auf  den  Ausländer  wegen 
der  im  Auslande  begangenen  Handlungen  wäre  als  Anmafsung  einer 
Universalherrscbaft  ein  Bruch  des  Völkerrechts^^). 

Aber  abgesehen  von  diesen  Gründen  liegt  auch  ein  Bedtlrfnis  ftlr 
ein  solches  Strafrecht  in  der  Regel  nicht  vor.  Der  Staat  bedarf  des- 
selben im  allgemeinen  nicht,  weil  er  berechtigt  ist,  den  verbrecherischen 
Ausländer  zum  Zwecke  der  Bestrafung  an  den  fremden  Staat  auszu- 
liefern oder  ihn,  wo  die  Auslieferung  schwierig  oder  unthunlich  sein 
sollte,  des  Landes  zu  verweisen.  In  letzterem  Falle,  d.  h.  sobald  die 
Auslieferung  an  die  Behörde  des  Thatortes  nicht  durchführbar  ist, 
strafen  das  österreichische  Gesetzbuch  und  neuerdings  auch  der  russische 
Entwarf  auch  den  Ausländer  wegen  der  im  Auslande  begangenen  Ver- 
brechen *^). 

Die  deutsche  Reichsstrafgesetzgebung  hat  den  Bedenken,  die  gegen 
eine  Verfolgung  von  Ausländem  für  im  Auslande  begangene  Delikte 
sich  ergeben,   im  weitesten  Umfange  Rechnung  getragen. 

§  2.     Nur  in  wenigen  Fällen  ist  die  Bestrafung  in  voller 
Unabhängigheit  von  Thatort  und  Nationalität  des  Thäters  zulässig. 

In  einigen  Fällen  hat  es  der  Gesetzgeber  trotz  aller  Bedenken  für 
unvermeidlich   erachtet,    die  Bestrafung   in   voller   Unabhängigkeit   von 


38)  V,  Bar  S.  209.    v.  Mohl  S.  645.     Fuld,  G.S.  45  S.  241. 

39)  t?.  Bar  S.  222. 

40)  V,  Mariitz  S.  52.    Hälschner,  Strafr.  Bd.  I  S.  145,  150. 

41)  Janka   S.   35.     Geyer,   Z.   HI  S.  620.     Strafrecht  der   Staaten 
Europas  S.  136. 
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Thatort  und  Nationalität  des  Tbätere  zuzulassen^').  Es  sind  dies  be- 
stimmte gegen  das  Inland  bezw.  gegen  allgemeine  Recbtsgttter  gerichtete 
Delikte. 

Das  Strafgesetzbach  selbst  nennt: 

1.  Jede  bochverrftterische  Handlung  gegen  das  Reich  oder  einen 
Bundesstaat  Unter  hocbverrttterischen  Handlungen  sind  die  gesamten 
in  §§  80 — 86  bedrohten  Delikte,  also  auch  die  mit  Strafe  bedrohten 
Vorbereitungshandlungen  zu  verstehen.  Denn  hochverräterisch  bedeutet 
mit  Hochverrat  in  Zusammenhang  stehend,  auf  denselben  abzielend. 
Dagegen  &llen  nicht  darunter  diejenigen  Handlungen  eines  Ausländers, 
die  durch  das  Völkerrecht  gedeckt  sind,  z.  B.  Unternehmungen  von 
Ausländem  im  Auslände,  welche  bezwecken,  einen  Staat  gegen  das 
Deutsche  Reich  zu  einem  Kriege  zu  bestimmen,  der  den  Zweck  hat, 
einen  Teil  des  Deutschen  Reichs  von  demselben  loszureifsen.  Inländer, 
welche  an  ausländischen  Vereinen  teilnehmen,  die  dergleichen  Zwecke 
verfolgen,   machen  sich  andererseits  nach  §  4  Nr.  1  strafbar**). 

Unbedenklich  ist  es  ohne  Zweifel,  dem  Inländer  die  Verpflichtung 
aufzuerlegen,  überall  und  unbedingt  jede  Handlung  zu  unterlassen,  die 
sich  unmittelbar  gegen  den  heimischen  Staat,  seine  berechtigten  Luter- 
essen,  seine  gesetzliche  Ordnung  richten.  Wenn  irgend  etwas,  so 
bleiben  doch  die  ehrwürdigen  Verpflichtungen  gegen  das  Vaterland 
auch  im  Auslande  verbindlich. 

Aber  auch  auf  der  Bestrafung  des  Ausländers,  der  diese  Delikte 
im  Auslande  begangen  hat,  mufs  bestanden  werden. 

Denn,  während  die  Gesetze  der  Kulturstaaten  in  betreff  der 
Normen  über  den  strafrechtlichen  Schutz  der  Privatpersonen,  sowie 
der  Interessen  und  Güter  der  bürgerlichen  Gesellschaft  im  wesentlichen 
übereinstimmen,  bestrafen  sie  diejenigen  Verbrechen,  die  sich  gegen 
auswärtige  Staaten  richten,  entweder  gar  nicht  oder  doch  nur  in  unzu- 
länglichem Mafse. 

Es  kann  daher  gar  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  der  Staat 
sich  hier  selbst  Recht  verschaffen  mufs.  Auch  die  Bedenken  gegen 
die  Gerechtigkeit  der  gleichen  Bestrafung,  die  von  mancher  Seite  er- 
hoben sind,  können  nicht  als  berechtigt  anerkannt  werden^). 

Das  Recht  der  Selbsterhaltung  gebietet  dem  Staate  wenigstens  bei 
Angriffen  gegen  seine  Existenz  und  seine  verfassungsmäfsige  Ordnung, 
mögen  sich  dieselben  vom  Inlande  oder  vom  Auslande  her  erheben,  mit 
den  schärfsten  Mitteln  vorzugehen.  Es  geschieht  dies  auch  überall^); 
die  deutsche  Gesetzgebung  nimmt  in  dieser  Beziehung  keine  Ausnahme- 
stellung ein. 

2.  Münzverbrechen.  Es  sind  dies  die  in  §§  146,  147,  149  S.G. 
bedrohten  Handlungen,  ohne  Rücksicht,  ob  in-  oder  ausländisches  Geld 


42)  Bindinq  S.  427  ff. 

43)  Entacheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen,  Bd.  XVI  S.  165  ff. 

44)  Hemer  S.  257.    v.  Kries,  Z.  VII  S.  609.    Heinxe  S.  102. 

45)  Das  Strafrecht  Europas  S.  186,  437. 
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nachgemacht  wird.  Die  Verfolgnng  von  Münzvergehen  kann,  sofern 
sie  im  Auslände  verübt  sind,  nur  gegen  den  Inländer  nach  Mafsgabe 
der  noch  zu  erörternden  §  4  Abs.  2  Nr.  3  und  §  5  S.G.  geschehen. 
Die  Bestimmung,  betreffend  die  im  Auslande  verübten  Münzver- 
brechen, ist  durch  die  kommerzielle  und  juristische  Bedeutung  des 
Geld  Verkehrs  und  des  Gcldgebrauchs  gereclitfertigt 

3.  Amtsdelikte.  Nach  §  4  Abs.  2  Nr.  1  kann  femer  bestraft 
werden  jeder  Beamte  des  Reichs  oder  eines  Bundesstaats,  sei  er  Deut- 
scher oder  Nicht -Deutscher,  der  im  Auslande  eine  Handlung  begangen 
hat,  die  nach  den  Gesetzen  des  Deutschen  Reichs  als  Verbrechen  oder 
Vergehen  im  Amte  anzusehen  ist.  Nach  dem  Staatsangehörigkeitsgesetz 
§  9  kann  einem  im  Dienst  des  Deutschen  Reichs  oder  eines  Bundes- 
staats als  Beamter  eintretenden  Ausländer  durch  einen  besonderen,  auch 
in  der  Bestallung  auszudrückenden,  Vorbehalt  seine  Eigenschaft  als 
Ausländer  gewahrt  werden,  so  dafs  demnach  auch  ein  Ausländer 
Subjekt  dieser  Delikte  im  Auslande  sein  kann. 

4.  Das  Entlaufen  eines  Schifi&mannes  mit  der  Heuer  S.G.  §  298  ^®)  ^^). 

5.  Dazu  kommen  noch  eine  Anzahl  Bestimmungen  in  Nebengesetzen. 
Vergl.: 

a)  Das  Gesetz,  betreffend  die  Bestrafting  des  Sklavenraubes  und 
des  Sklavenhandels  vom  28.  Juli  1895.  Nach  §  5  dieses  Gesetzes 
finden  die  Bestimmungen  im  §  4  Abs.  2  Nr.  1  des  S.G.  auch  auf  die 
in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  strafbaren  Handlungen  Anwendung. 

ß)  Das  Sprengstoffgesetz  vom  9.  Juni  1884,  dessen  §  12  hiutet: 
„Die  Bestimmungen  im  §  4  Abs.  2  Nr.  1  des  Str.G.B.s  ftlr  das 
Deutsche  Reich  finden  auch  auf  die  in  den  §§  5,  6,  7  dieses  Gesetzes 
vorgesehenen  Verbrechen  Anwendung." 

Y)  Die  Seemannsordnung  §  100  und  die  auf  die  Schiffahrt  bezüg- 
lichen Ges.  vom  25.  November  1867,  27.  Dezember  1872,  25.  März 
1880*0). 

d)    Militärstrafgesetzbuch  §§  155,  160,  161. 

Endlich  rechnen  einige  auch  in  diesen  Zusammenhang  jede  Ver- 
letzung des  Urheberrechts  aller  deutschen  Urheber  und  aller  in  Deutsch- 
land domizilierten  Verleger*^). 

In  allen  diesen  Fällen  tritt  die  Verfolgung,  sobald  die  Staats- 
anwaltschaft es  für  zweckmäfsig  hält,  in  voller  Unabhängigkeit  vom 
Thatort  und  von  der  Nationalität  des  Thäters  ein.  Die  Strafgewalt  ist 
hier  eine  durchaus  selbständige ;  es  kommt  nichts  darauf  an ,  ob  im 
Auslände  bereits  ein  rechtskräftiges  Urteil  über  das  betreffende  Delikt 


46)  Bin  ding  S.  248  ff. 

47)  Im  Falle  des  §  298  ist  jedoch  die  strafrechtliche  Verfolgung  obligato- 
risch.   Vergl.  Hat  sehn  er,  Straft.  Bd.  I  S.  177. 

48)  Meyer  S.  120,  Anm.  80.    Heck  er  S.  41. 

49)  Binding  S.  249.    Fuld,  G.  S.  45  S.  247,  jedoch  Meyer  S.  120 
Anm.  130. 
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geeilt  wurde  oder  Freisprechung,  Verjährung  oder  Begnadigung  er- 
folgte. Jedoch  soll  die  vollzogene  Strsife  auf  die  hier  zu  erkennende 
in  Anrechnung  gebraciit  werden.     S.6.  §  57. 

§  3.    Deutschen  gegenüber  ist  das  Strafrecht  wegen  der  im 
Auslande  hegangemn  Delikte  weiter  ausgedehnt. 

Abgesehen  von  den  bisher  genannten  Füllen,  in  denen  Deutsche 
und  Ausländer  völlig  gleich  behandelt  werden,  nimmt  das  deutsche 
Strafgesetzbach  noch  bei  einer  Reihe  von  im  Auslande  begangenen 
Delikten  nur  dem  Deutschen  gegenüber  ein  Strafrecht  in  Anspruch 
und  zwar: 

a)   Ohne  weitere   Bedingung. 

1.  Bei  landesverräterischen  Handlungen  gegen  das  Reich  oder 
einen  Bundesstaat  oder  Beleidigung  gegen  einen  BundesAirsten.  Es  tritt 
hier  die  besondere,  an  der  Person  des  Inländers  ohne  Rücksicht  auf 
den  Aufenthalt  haftende  staatsbürgerliche  Pflicht,  dem  Vaterlande  die 
Treue  zu  bewahren*^),  besonders  hervor.  Die  Strafverfolgung  ist  von 
den  Gesetzen  und  der  Strafgewalt  des  Auslandes  durchaus  unabhängig. 
Es  liegt  dies  auch  in  der  Natur  der  Sache.  Der  Staat  kann  die  Ahn- 
dung solcher  von  Unterthanen  begangenen  Verbrechen  nicht  von  der 
Achtung  abhängig  machen,  welche  jenen  Gütern  von  Seiten  des  fremden 
Staates  gezollt  wird. 

2.  Es  solP^)  ein  Deutscher,  der  gegen  einen  nicht  zum  Deutschen 
Reiche  gehörigen  Staat  oder  Landesherm  eine  der  in  den  §§  81 — 86 
bezeichneten  Handlungen  vornimmt,  nach  §  102  S.G.  bestraft  werden, 
sofern  in  dem  anderen  Staate  die  G^enseitigkeit  verbürgt  ist  Die 
Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  der  auswärtigen  Regierung  ein,  an 
eine  weitere  Bedingung  ist  sie  nicht  geknüpft. 

Aus  Nebengesetzen  sind  in  diesem  Zusammenhange  zu  erwähnen: 
a)  Der  §  7  M.8.G.  „Danach  werden  strafbare  Handlungen, 
welche  von  Militärpersonen  im  Auslande,  und  zwar  nicht  nur  in  Kriegs-, 
sondern  auch  in  Friedenszeiten,  wenn  sie  bei  der  Truppe  oder  sonst 
in  dienstlicher  Stellung  sind,  begangen  werden,  ebenso  bestraft,  als 
wenn  die  Handlungen  im  Bundesgebiete  begangen  wären,  womit  der 
Grundsatz  zum  Ausdruck  gebracht  ist,  dafs  der  Soldat  sein  Gesetzbuch 
mit  sich  führt««)." 

ß)  Das  Gesetz,  betreffend  den  Verrat  militärischer  Oeheimniflse 
vom  3.  Juli  1898  §  10. 


50)  Zorn  S.  375,  Anm.  12.    Schwarze  S.  65. 

51)  BäUchner  S.  177  nimmt  für  das  Delikt  des  §  102  an,  dafs  die 
Staatsanwaltschaft  auf  Antrat  der  ausländischen  Regierung  dnschreiten 
müsse.  Es  gelte  für  diesen  ^1  das  Legalitätsprincip.  Es  ist  aber  nicht 
ersichtlich,  warum  das  „kann"  des  §  4  üch  nicht  auch  auf  §  102  beziehen  soll 
Meyer  S.  123  u.  Anm.  40.    v.  Bar  S.  270. 

52)  Hecker  S.  40.    Meves  S.  94. 
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b)    Bedingt  bei   allen   sonstigen  Verbrechen   und 
Vergehen. 

Femer  können  Deutsche  verfolgt  werden  wegen  jeder  im  Auslande 
begangenen  Handlung,  die  nach  den  Gesetzen  des  Deutschen  Reichs 
als  Verbrechen  oder  Vergehen  ^®)  anzusehen  ist,  jedoch  nur  unter  einer 
doppelten  Bedingung: 

1.  Die  betreffende  Handlung  mufs  durch  die  Gesetze  des  Ortes, 
an  welchem  sie  begangen  wurde,  mit  Strafe  bedroht  sein^^).  Bei 
dieser  Vergleichung  des  in-  und  ausländischen  Gesetzes  kommt  es  aber 
lediglich  darauf  an,  dafs  rticksichtlich  der  Strafbarkeit  Übereinstimmung 
stattfindet.  Es  genügt,  dafs  auf  die  That  irgend  eine,  wenn  auch  ganz 
andere  und  auf  ganz  anderen  Gesichtspunkten  beruhende  Strafe  gesetzt 
ist  Der  Grundgedanke  liegt  nahe  genug.  Möglicherweise  ist  eine 
von  der  inländischen  Norm  verbotene  Handlung  in  dem  Lande,  wo 
unser  Staatsangehöriger  sich  aufhält,  erlaubt  oder  vielleicht  gar  gesetz- 
lich oder  durch  die  Sitte  gefordf^rt  Der  Gesetzgeber  sieht  in  der 
Straflosigkeit  der  Handlung  nach  dem  Rechte  des  Begehungsortes  einen 
Grund  der  Straflosigkeit  auch  nach  inländischem  Rechte.  Jedoch  sollte 
eine  solche  Einschränkung  keineswegs  in  dieser  Allgemeinheit  gemacht 
seixL  Binding  fordert  hier  eine  Unterscheidung  zwischen  inländischen 
und  ausländischen  Rechtsgiltern.  Ob  eine  solche  Scheidung  berechtigt 
wäre,  erscheint  sehr  zweifelhaft.  Jedenfalls  durfte  aber  verlangt  werden, 
dafs  auf  die  sittlichen  Anschauungen  des  deutschen  Volkes  eine  gröfsere 
Rtlcksicht  genommen  worden  wäre.  Dafs  eine  nochmalige  Eheschliefsung 
eines  Deutschen,  der  verheiratet  ins  Ausland  geht  (abgesehen  von  den 
Konsular-Jurisdiktionsbezirken),  an  dem  in  das  Deutsche  Reich  zurtlck- 
kehrenden  Deutschen  nicht  soll  bestraft  werden  können,  weil  an  dem 
Begehungsorte  die  Vielweiberei  erlaubt  ist,  verletzt  entschieden  unser 
RechtsgefÜhl. 

Keine  besondere  Bestimmung  hat  das  Gesetz  fttr  den  Fall,  dafs 
die  Handlung  in  einem  Gebiete  vertlbt  wnrde,  in  welchem  keine  ge- 
ordnete oder  gar  keine  staatliche  Organisation  vorhanden  ist 

In  dieser  Richtung  kommt  zunächst  in  Betracht,  dafs  in  den  deut- 
schen   Konsular-Jurisdiktionsbezirken    die    deutschen    Strafgesetze    auf 


53)  Die  im  Auslände  begangenen  Übertretungen  sind  im  Inlande  nicht 
strafbar,  soweit  nicht  durch  Gesetz  oder  durch' Vertrilf^e  besondere  Ausnahmen 
gemacht  sind.  S.G.  §6.  Der  Grund  ist  einmal  die  nur  lokale  Bedeutung 
oieser  Vorschriften.  Dann  aber  ist  die  Verfolgung  solcher  kleinen  Rechts- 
yerletznng^i  von  keiner  Erheblichkeit  für  die  Erhiutang  der  Rechtsordnung 
im  grofsen  und  ganzen,  und  der  für  die  Untersuchung  und  Bestrafung 
solcher  im  Auslande  beean^nen  Delikte  erforderliche  Aufwand  von  Kosten 
und  Arbeitskräften  würde  in  keinem  Verhältnisse  mit  den  dadurch  zu  ei^ 
reichenden  Vorteilen  stehen. 

Ausnahmen  können  durch  Gesetz  oder  Verträge  geschaffen  werden. 
Es  kommen  hier  in  Betracht  Verträge,  die  das  Reich  und  in  Beziehung  auf 
landesgesetzlich  unter  Strafe  gestellte  Übertretungen  auch  solche,  die  der 
^nzelstaat  mit  dem  Auslande  abgeschlossen  hat    Meyer  S.  122. 

54)  S.a  §  4  Abs.  2  N.  8. 
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Handlangen  von  Inländern  ebenso  ¥rie  im  Iniande^^)  Anwendimg 
finden. 

Demgemftfs  bedarf  es  in  Ansehung  der  Bezirke  der  deutschen 
Konsulargerichtsbarkeit  auch  nicht  der  Feststellung,  dafs  die  im  Aus- 
lande begangene  Handlung  eines  Deutschen  auch  durch  die  Gesetze 
des  Thatortes  mit  Strafe  bedroht  ist*^»). 

Ist  die  Handlung  auf  einem  Gebiete  begangen,  welches  gar  keiner 
staatlichen  Beherrschung  unterliegt  und  in  welchem  deshalb  gar  keine 
einheimischen  Gesetze  gelten,  so  ist  zunächst  an  den  völkerrechtlichen 
Grundsatz  zu  erinnern,  dafs  Schiffe  auf  offener  See  (Staatsschifie  überall) 
als  Teile  desjenigen  Staatsgebiets  gelten,  dem  sie  nach  seerechtlichen 
Grundsätzen  angehören  ^^). 

Was  die  auf  festländischem  staatslosem  Gebiete  begangenen  Delikte 
anlangt,  so  wird  der  richtigen  Ansicht ^^)  nach  anzunehmen  sein,  dafs 
die  Bedingung  mit  der  Unmöglichkeit  ihres  Eintritts  entfallt  ^^).  §  4 
Abs.  2  Nr.  3  will  nicht  sagen,  eine  Handlung  des  Inländers  im  Aus- 
lande müsse,  um  strafbar  zu  sein,  zugleich  unter  zwei  StrafgesetzeD 
stehen.  Die  Bestimmung  zielt  vielmehr  dahin,  dafs,  wenn  die  Hand- 
lung in  einem  ft>emden  Staate  vorgenommen,  dort  straflos  sei,  sie  auch 
in  Deutschland  straflos  sein  solle.  Somit  hätte  korrekt  gesagt  sein 
müssen:  „Eine  Handlung,  welche  nicht  durch  die  Gesetze  des  Ortes, 
wo  sie  begangen  wurde,  mit  Strafe  verschont  ist^,  und  in  diesem  Sinne 
ist  berichtigend  auszulegen®^).  Somit  kann  der  Deutsche,  der  in 
einem  staatenlosen  Gebiete  einen  Menschen  ermordet,  allerdings  nach 
§  211  verfolgt  werden,  und  es  ist  von  höchster  Wichtigkeit,  dafs  der 
Deutsche  aufserhalb  der  Staatenwelt  den  inländischen  Gesetzen  verant- 
wortlich bleibe. 

2.  Eine  ebenso  am  Orte  der  That  wie  hier  im  Inlande  strafbare 
Handlung  kann  gleichwohl  im  Inlande  nicht  verfolgt  werden,  wenn  sie 
im  Auslande  bereits  ihre  prozessuale  Erledigung  gefunden  hat,  oder 
eine  solche  bezw.  die  Strafvollstreckung  nach  den  Gesetzen  des  Aus- 
landes wegen  vorhandener  Strafausschliefsungsgründe  (Verjährung,  Be- 
gnadigung, Mangel  des  Antrages)  nicht  möglich  ist  (S.G.  §  5).  Dabei 
soll  als  prozessuale  Erledigung  nur  einerseits  Freisprechung  und  anderer- 
seits vollständiger  Vollzug  der  Strafe  gelten.  Doch  ist  auch  in  letzterem 
Falle  ein  besonderes  Nachverfahren  zum  Zwecke  der  Aberkennung  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  zulässig  (S.G.  §  37).  „Ob  im  Auslande  auf 
Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  wurde,  ist  dabei 
ganz  gleichgültig,  da  naturgemäfs  die  inländische  Aberkennung  der 
btlrgeriichen  Ehrenrechte  nicht  für  das  Ausland,  die  ausländische  nicht 


55)  Meyer  S.  119. 

56)  Entsch.  des  B.G.  in  Strafsachen  Bd.  XXVI  S.  97.    Böhm,  Zeit- 
schrift Bd.  VI  S.  66. 

57)  Böhmy  Zeitschrift  Bd.  UI  SS.  173,  249.    Harburger  S.  105 ff. 

58)  Fuld,  G.  S.  45,  249. 

59)  Meves  S.  92. 

60)  Binding  S.  436.    Fuld  S.  249. 
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für  das  Inland  gelten  kann.  Die  Anerkennung  der  im  AuBlande  ans- 
gesprochenen  Entziehung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  wäre  nichts 
anderes  als  der  Vollzug  einer  im  Auslände  anerkannten  Strafe®^). 

Blofs  teilweise  Vollziehung  der  Strafe  im  Auslande  schliefst  eine 
neue  Verfolgung  im  Inlande  nicht  aus,  soll  vielmehr  nur  nach  §  7  S.O. 
Anrechnung  des  im  Auslande  verbtlfsten  Strafteils  bewirken.  Abgesehen 
hiervon  aber  und  dem  Falle  des  §  37  soll  der  Thäter  einem  doppelten 
Strafverfahren  nicht  unterworfen  werden. 

§  4.     In  welchem  Zeitpunkte  mufs  in  den  nach  §  3  genannten 
Fällen  der  Thäter  ein  Deutscher  ^^)  sein. 

Sofern  der  Deutsche  dem  Ausländer  gegenübergestellt  wird,  kann 
dieser  Gegensatz  zunächst  nur  auf  die  Zeit  der  That  bezogen  werden. 
Es  ist  dies  in  Theorie  und  Praxis  durchaus  anerkannt  ^^). 

HäHschner  legte  den  Nachdruck  früher  ausschliefslich  auf  den 
Zeitpunkt  der  Aburteilung®*). 

Jetzt  giebt  er  zu,  dafs  der  Thäter  auch  zur  Zeit  der  That  ein 
Deutscher  gewesen  sein  mtlsse,  da  anderenfalls  nach  dem  Schlufssatz 
des  §  4  die  Verfolgung  nur  bedingungsweise  zulässig  ist  Dagegen 
verwirft  er  entschieden  die  Möglichkeit  der  Verfolgung  desjenigen,  der 
zwar  im  Augenblicke  der  That  ein  Deutscher  war,  es  aber  nicht  mehr 
im  Augenblicke  der  Aburteilung  ist®^).  Der  Standpunkt  Hälschners 
ruht  auf  der  Auffassung,  dafs  die  Bestimmungen  des  §  4  Abs.  2  Nr.  2 
und  3  nur  eine  Konsequenz  aus  §  9  seien.  Dies  trifft  aber  in  der 
That  nur  auf  den  Schlufssatz  des  §  4  zu.  Wir  strafen  den  deutschen 
Thäter  in  erster  Reihe  deshalb,  weil  ftlr  ihn  die  deutschen  Strafgesetze 
personal  sind.  Es  ist  nicht  denkbar,  dafs  ein  dem  inländischen  Staate 
erwachsener  Stra&nspruch  durch  den  Wechsel  der  Nationalität  verloren 
gehen  soll.  „Ein  so  ganz  ezceptioneller  Satz  ist  nicht  auf  die  schlechte 
prozessualische  Fassung  des  §  4  zu  gründen:  ,Es  kann  verfolgt  werden. ^^ 
Indessen  ist,  wie  der  Zusammenhang  mit  §  3  ergiebt,  das  Hauptgewicht 
auf  die  Worte:  „nach  den  Strafgesetzen  des  Reiches^  zu  legen,  und 
hat  man  statt,  wie  im  §  3  zu  sagen:  „Die  Strafgesetze  des  Reichs 
finden  Anwendung  auf  Deutsche,  welche  u.  s.  w.^,  die  vorliegende, 
den  Art  5  und  7  Code  dinstr,  Crim.  entsprechende  Fassung  augen- 
scheinlich blofs  deshalb  gewählt,  weil  man  zugleich  ausdrücken  wollte, 
dafs  in  diesem  FaUe  die  Verfolgung  f^  die  Staatsanwaltschaft  nicht 
geboten,  sondern  ihrem  Ermessen  überlassen  sei,  W98  freilich,  streng 
genommen,  in  die  Stra^rozefsordnung  gehört^*). 


61)  Heinze  S.  184,   185.    Niemeyer  S.  159.    v.  Bar,  Theorie  etc. 
Bd.  I  S.  410,  411. 

62)  F&r  §  2  ist  die  Frage  ohne  praktisches  Interesse. 

68)  ßinding  S.  414.    Meyer  S.  119.    Hamm  hei  GoUdammer  XXVI 
S.  422.    Obertribnnal  Bd.  81.    Urteil  vom  20.  September  1877. 

64)  HäUehner,  G.S.  Bd.  XXX  S.  161  ff. 

65)  HälBchner,  Strafrecht  Bd.  I  S.  171. 

66)  Hamm  in  GoUdammer  XXVI  S.  423. 
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In  der  Hauptsache  will  §  4  Abs.  2  keine  prozessuale  Frage  er- 
ledigen, sondern  die  Frage  des  materiellen  Rechts,  ob  und  wann  auf 
im  Auslande  begangene  Handlungen  die  deutschen  Strafgesetze  an- 
wendbar seien;  für  diese  materielle  Frage  ist  aber,  was  Nr.  2  und  3 
des  Abs.  2  §  4  anbetriflPt,  nur  von  Wichtigkeit,  ob  der  Tbäter  znr 
Zeit  der  Begehung  ein  Deutscher  war  ®^).  Es  ist  daher  durchaus  gleich- 
gültig, ob  der  deutsche  Thttter  noch  zur  Zeit  der  Verfolgung  ein  Deut- 
scher ist,  wesentlich  ist  nur  seine  Zugehörigkeit  zum  Deutschen  Reiche 
im  Augenblicke  der  That  Ein  Deutscher  also,  der  in  New  York  den 
deutschen  Kaiser  beschimpft  und  dann  nach  Erlangung  des  amerika- 
nischen Staatsbürgerrechtes  unsere  Hauptstadt  oder  eine  andere  schöne 
Stadt  Deutschlands  mit  seinem  Besuche  beehrt,  kann  ohne  weiteres 
hier  abgefafst  werden,  und  sein  Anwalt  würde  wenig  Glück  haben, 
wenn  er,  gestützt  auf  die  Autorität  Hälschners,  geltend  machen  würde : 
,,Mein  Klient  war  zwar  im  Augenblicke  der  That  Deutscher,  jetzt  aber 
ist  er  Amerikaner  und  seine  Verfolgung  unzulässig. " 

Nach  dem  Schlufssatz  des  §  4  ist  ,,die  Verfolgung  eines  Deutschen 
auch  zulässig,  wenn  der  Thäter  bei  der  Begehung  der  Handlung  noch 
nicht  Deutscher  war.  In  diesem  Falle  bedarf  es  jedoch  eines  Antrages 
der  zuständigen  Behörde  des  Landes,  in  welchem  die  strafbare  Hand- 
lung begangen  worden,  und  das  ausländische  Gesetz  ist  anzuwenden, 
soweit  dieses  milder  ist". 

Zwischen  dem  Deutschen  in  §  4  Abs.  2  Nr.  2  und  3  und  dem 
Deutschen  im  Schlufssatze  des  §  4  besteht  der  Gegensatz:  letzterer  ist 
Deutscher  zur  Zeit  der  Strafverfolgung,  ersterer  zur  Zeit  der  Handlung ; 
nicht,  wie  Eälschner  will,  zur  Zeit  der  That  und  ihrer  Verfolgung. 
Der  Schlufssatz  des  §  4  war  die  notwendige  Konsequenz  des  §  9. 

Man  konnte  denjenigen,  der  zur  Zeit  der  That  Ausländer  war,  aber 
mittlerweile  Inländer  geworden  war,  auf  der  einen  Seite  nicht  aus- 
liefern, auf  der  anderen  nicht  straflos  lassen.  Man  konnte  sich  aber 
ihm  gegenüber  auch  nicht  ohne  weiteres  auf  den  Standpunkt  des 
Personalitätsprincips  stellen.  Die  deutschen  Gesetze  waren  im  Augen- 
blicke der  That  noch  nicht  die  Gesetze  seiner  Heimat,  konnten  also 
auch  für  ihn  nicht  personal  sein.  So  erscheint  auch  die  Berück- 
sichtigung des  ausländischen  Hechts  gerechtfertigt 

Zweiter  Abschnitt. 

Die  StaatsangehSrlgkelt  des  Yerletzten. 

i.    Die  Rücksicht    darauf,    ob  der  Verletsste    oder  in  seinem 
'chie    Gefährdete    Inländer   oder  Ausländer   ist,    ist   für    die 
Begrenmng  der  deutschen  Straf gewalt  principiell  durchaus  gleich- 
gültig gehlieben. 

Gewisse  Delikte  können  ihrer  Natur  nach  nur  gegen  Deutsche 
begangen  werden.     §§  105,  106,  107  S.G. 

67)  OppenhoffS.  BS  Nr.  16.    Olskausen  S.  66  Anm.  8. 
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Davon  abgesehen,  hat  das  Strafgesetzbuch  ein  Gewicht  auf  die 
Staatsangehörigkeit  des  Verletzten  tiberall  nicht  gelegt.  Soweit  der 
Thatbestand  einer  strafbaren  Handlung  die  Verletzung  oder  Gref^hrdung 
des  Rechtes  einer  Privatperson  erfordert  oder  doch  als  möglich  erscheinen 
Iftfst,  ist  es  ganz  gleichgültig,  welcher  Nationalität  diese  Privatperson 
ist.  Die  Rücksicht  darauf,  ob  der  Verletzte  oder  in  seinem  Rechte 
Gref^hrdete  ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  ist,  ist  ftbr  die  Begrenzung 
der  deutschen  Strafgewalt  völlig  indifferent  geblieben.  Das  im  InUnde 
oder  im  AusUnde  verübte  Verbrechen,  soweit  es  in  letzterem  Falle  in 
Rücksicht  auf  die  Person  des  Tliäters  strafbar  ist,  wird  dadurch 
nicht  straflos,  dals  der  Verletzte  oder  in  seinem  Rechte  Gef^rdete 
ein  Ausländer  war,  wie  umgekehrt  das  im  Auslande  verübte,  im  Inlande 
in  Rücksicht  auf  die  Person  des  Thäters  straflose  dadurch  nicht 
strafbar  wird,  dafs  der  Verletzte  oder  Gefährdete  ein  Inländer  war*^). 

§  2,    Bei  den  im  Inlande  verübten  Delikten  ist  eine  Unterscheidung 

mit  Bemg  auf  die  Nationalität  der  verletzten  Person  nach  modernen 

Rechtsanschauungen  gar  nicht  denkbar. 

Für  die  im  Inlande  begangenen  Delikte  ist  nach  den  Bestimmungen 
des  deutschen  Str.G.B.s  §  3  lediglicli  der  Ort  der  That  und  deren 
Strafgesetzwidrigkeit  mafsgebend. 

Es  ist  demnach  auch  unerheblich,  ob  ein  Inländer  oder  ein  Aus- 
länder verletzt  wird*®).  Unsere  Gesetze  verpflichten  den  Ausländer, 
sie  müssen  ihn  auch  schützen.  Dies  ist  eine  Forderung  der  Gerechtig- 
keit, aber  auch  der  Notwendigkeit.  Die  wesentliche  Bedeutung  des 
Deliktes  liegt  nicht  in  der  Verletzung  eines  bestimmten  Objektes  oder 
einer  bestimmten  Person,  sondern  in  der  grundsätzlichen  Bedeutung  der 
Handlung.  Die  Handlung  ist  es,  die  der  Staat  auf  seinem  Territorium 
nicht  dulden  kann. 

Insoweit  stimmt  die  deutsche  Strafgesetzgebnng  mit  der  aller 
anderen  Kulturstaaten  überein. 

§  3.  Für  die  Bestrafung  der  im  Auslande  begangenen  straf- 
baren Handlungen  wird  vielftzch  eine  Berücksichtigung  der  Staats- 
angehörigkeit des  Verletzten  gefordert.  Darstellung  und  Kritik 
der  Anschauungen  für  und  gegen  den  Standpunkt  des  deutschen 

Strafgesetzbuchs. 

Auch  die  Bestrafung  der  im  Auslande  gegen  Privatpersonen  ver- 
übten Delikte  hat  der  Gesetzgeber  in  keiner  Weise  davon  abhängig 
gemacht,  dafs  der  Verletzte  ein  Inländer  sei.  Nirgends  findet  sich  im 
Stra%e8etzbuch  eine  Bestimmung,  welche  eine  solche  Beschränkung 
rechtfertigen    liefse.     Der  §  4   Abs.  2   Nr.  3   spricht  schlechthin  von 


68)  HäUchner,  Strafr.  Bd.  I  S.  159. 

69)  HäUchner   £d.   I    S.    157.     Heinne   bei    GoUdammer   XVHI 
S.  558. 
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Vorbrechen  und  Vergeben,  nicht  blofs  von  solchen  gegen  InISnder. 
Ebensowenig  ist  eine  Bestimmung  vorhanden,  welche  berechtigte,  den 
Ausländer  wegen  eines  im  AusUnde  gegen  einen  Inländer  begangenen 
Deliktes  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Dieser  Standpunkt  ist  in  der 
Theorie  auf  einen  lebhaften  Widerspruch  gestolken  und  weicht  auch 
von  dem  anderer  Gesetzgebungen  erheblich  ab.  Von  hervorragenden 
Juristen  wird  hier  eine  Erweiterung  des  Schutzprindps  ftir  nnbedmgt 
notwendig  gehalten.  Ja,  man  ging  zum  Teil  soweit,  zu  fordern,  es 
solle  bei  den  im  Auslande  gegen  Privatpersonen  gerichteten  Delikten 
das  allein  entscheidende  Gewicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  der  ver- 
letzten Person  gelegt  werden  und  nur  dann  eine  Verfolgung  eintreten, 
wenn  ein  Inländer  verletzt  sei.  Ist  also  die  verletzte  Person  ein  Aus- 
länder gewesen,  so  soll  eine  Untersuchung  nicht  eingeleitet  werden, 
selbst  der  Inländer  straf&ei  bleiben.  In  dieser  strengen  einseitigen 
Fassung  ist  das  Schutzprincip  unbedingt  zu  verwerfen.  Eine  derartige 
Strafrechtspflege  würde  zu  geradezu  widersinnigen  Konsequenzen  führen. 
„Sie  würde  einer  gerichtlichen  Privilegierung  der  Nationalen  als  solcher 
Personen,  denen  der  Staat  Duldung  und  Aufenthalt  zu  gewähren  ver- 
pflichtet ist,  hinsichtlich  eztraterritorialer  Delikte,  wenn  sie  nur  klug 
genug  sind,  solche  nur  gegen  das  Ausland  und  Ausländer  zu  richten, 
gleichkommen  ^^).*' 

Bei  der  Strafbarkeit  des  Inländers  kann  zweifellos  nichts  daiaof 
ankommen,  ob  der  Verletzte  ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  war.  Der 
Verbrecher  wird  durch  unsere  Gesetze  vorzugsweise  deshalb  getroffen, 
weU  er  Inländer  ist,  weil  ihn  unsere  Gesetze  persönlich  binden.  „Ob 
der  Gegenstand  der  Verletzung  ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  ist, 
ist  schon  etwas  nur  Sekundäres.  Wir  könnten  den  Deutschen,  der  in 
Frankreich  einen  Mord,  einen  Raub  u.  deigl.  verübt  hat,  selbst  dann 
in  unserem  Lande  nicht  ungestraft  lassen,  wenn  der  Beraubte  oder 
Ermordete  ein  Franzose  wäre.  Die  Anwesenheit  eines  straflosen 
Mörders  oder  Räubers  auf  unserem  Gebiete  wäre  nicht  nur  eine  aller 
Moral  hohnsprechende  Erscheinung,  sondern  bei  uns  selbst  eine  erheb- 
liche Störung  des  öffentlichen  Friedens  und  eine  nicht  unbedeutende 
Gefahr").« 

Keine  einzige  Gesetzgebung  hat  daher  heute,  dem  Schutzprincip 
isoliert  d.  h.  in  der  Gestaltung  Raum  gegeben,  dafs  nur  solche 
Handlungen  im  Auslande  der  inländischen  Stra%ewalt  unterworfen  sind, 
die  einen  Angehörigen  des  Inlandes  gefährden  oder  verletzen.  Die 
Bestimmungen  des  Code  pincA  von  1810,  welche  die  Strafbarkeit  «if 
die  Verletzung  eines  Inländers  beschränken,  sind  verständig  durch  ein 
Gesetz  von  1866  aufgehoben  ^^). 

Dagegen  haben  viele  moderne  Gesetzgebungen,  so  insbesondere  die 
neue  italienische  ^^),  das  Schutzprincip  in  Verbindung  mit  der  Personsl- 


70)  V.  Mar  atz  S.  88  Anm.  9. 

71)  /?6rn er,  Wirkungskreis  8.  185. 

72)  Meyer  S.  120  Anm.  29. 

73)  Ebenso  Rufsiand;  veigl.  Strafrecht  Europas  S.  284. 
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mazime  aufgenommen.  Zumal  praktische  Gesichtspunkte  haben  sie  be- 
stimmt, den  Ausländer,  der  sich  an  einem  Nationalen  veigriffen,  nicht 
besser  zu  stellen,  als  den  in  dem  gleichen  Verhältnisse  befindlichen 
Nationalen  ^^),  der  sich  einen  Ausländer  zum  Objekt  seines  Verbrechens 
wählte^*). 

Audi  in  Deutschland  sind  hervorragende  Juristen  in  sehr  ent- 
schiedener Sprache  daför  eingetreten,  dafs  illr  den  Inländer  der  Straf- 
unterworfenheit auch  der  Strafschutz  seiner  Gesetze  entsprechen  mtlfste^^). 
Insbesondere  will  Binding  der  deutschen  Strafgewalt  nicht  nur  jede 
straf  bare  Handlung  des  Inländers,  sondern  auch  jede  strafbare  Hand- 
lung gegen  einen  Inländer  unterworfen  sehen  ^^).  Die  deutsche  Re- 
gierung entsprach  diesen  Forderungen  und  der  Reichskanzler  legte 
unter  dem  17.  Mai  1889^^)  dem  Deutschen  Reichstage  einen  Entwurf 
vor,  der  einerseits  die  Bestraftmg  des  Deutschen  wegen  der  im  Auslande 
b^;angenen  Verbrechen  und  Vergehen,  gleichviel  gegen  wen  sie  ge- 
richtet waren,  in  verschärfter  Form  feststellte  und  auf  der  anderen 
Seite  die  Möglichkeit  schuf,  den  Ausländer,  der  im  Auslande  ein  Ver- 
brechen oder  Vergehen  gegen  einen  Deutschen  begangen  hatte,  im 
Inlande  zur  Verantwortung  zu  ziehen. 

Eine  ähnliche  Bestimmung  war  auch  schon  in  dem  Entwürfe  zur 
Stra^esetznovelle  enthalten,  fand  aber  nicht  die  Zustimmung  des  Reichs- 
tags'»). 

Auch  das  Gesotzesprojekt  von  1889  scheiterte,  und  man  wird  das 
nicht  zu  beklagen  haben.  „Wir  haben  kein  Recht,  dem  Ausländer  im 
Auslande  über  sein  Verhalten  Vorschriften  zu  machen,  auch  dann  nicht, 
wenn  Angehörige  unseres  Staates  wirklich  oder  vermeintlich  (nach 
Ansicht  unseres  Staates,  die  hier  völkerrechtlich  nicht  unbedingt  mafs- 
gebend  sein  kann)  die  Verletzten  sind;  Angehörige  unseres  Staates 
haben  im  Auslande  keine  Privilegien  zu  beanspruchen;  ihnen  wird 
vollkommenes  Recht,  wenn  sie  ebenso  behandelt  werden  (auch  von 
Privatpersonen),  wie  Angehörige  des  auswärtigen  Staates  selbst  ^^).'' 

Allerdings  hat  der  Inländer  einen  Anspruch  darauf,  dafs  der 
Heimatsstaat  seine  schtltzende  Hand  auch  im  Auslande  über  ihm  hält 
Aber  der  Schutz  kann  notwendig  nur  ein  diplomatischer  sein.  „Auf 
die  Schutzpflicht  fttr  den  Inländer  kann  ein  Recht  zur  nachträglichen 
Bestrafung  der  Verletzungen  des  Inländers  nicht  gestützt  werden. 
Straft  das  Ausland  seinen  (Jntertban  wegen  einer  Verletzung  des 
Fremden  nicht,  so  mufs  das  Inland  auf  andere  Weise  f\Xr  seine  Inter- 


74)  V.  Martitz  S.  88. 

75)  Art  5  und  6  des  itaL  Ges.B.  von  1889  in  B9hm$  Zettschrift  Bd.  I 
24  ff. 

76)  So  Schütze  S.  55.    o.  Martitz  S.  91  Anm.  17. 

77)  Binding  S.  894. 

78)  Fuld,  G.S.  45  S.  251. 

79)  HäUchner,  Strafir.  Bd.  I  S.  157  Anm.  2. 

80)  V.  Bar  8.  222. 
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essen  besorgt  sein,  z.  B.  dorcb  Abbrach  freandschaftiicher  Beziehungen, 
Warnung  seiner  Unterthanen.  Aber  es  liegt  immer  kein  Rechtsgroad 
vor,  den  Ausländer  deshalb  vor  das  inländische  forum  zu  stellen,  weil 
seine  eigene  Behörde,  welche  zur  Aburteilung  berufen  war,  keine  Ver- 
folgung eingeleitet  hat,  vielmehr  würde  eine  solche  Berechtigung  als 
ein  Eingriff  in  die  fremde  Souveränität  zu  bezeichnen  sein^^).^ 


Die  Bedeutung  der  Konkurrenzklausel  Im  internationalen 

Rechtsverkehr. 

Von  Dr.  BUierftld  in  Berlin. 


Unter  Eonkurrenzklausel  versteht  man  bekanntlich  eine  Verein- 
barung, durch  welche  der  eine  Teil  zu  Gunsten  des  anderen  sich  ge- 
wissen Beschränkungen  in  seiner  gewerblichen  Thfttigkeit  unterwiift 
Eine  solche  Abrede  pflegt  gewöhnlich  getroffen  zu  werden  im  Zusammen- 
hange mit  einem  Gesellschafts-  oder  Dienstmietevertrag  mit  der  Mafs- 
gabe,  dafs  dieselbe  nach  Auflösung  dieses  Verhältnisses  in  Kraft  treten 
soll;  an  die  Verletzung  der  für  den  verpflichteten  Teil  hieraus  sich 
ergebenden  Verbindlichkeiten  knüpft  sich  als  vertragsmäfsig  festgesetzte 
Folge  in  der  Regel  eine  zu  Gunsten  des  Berechtigten  verwirkte  Kon- 
ventionalstrafe. Die  Beurteilung  eines  derartigen  Abkommens  bietet  an 
sich  schon  nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten,  wenn  selbst  nur  das 
Recht  eines  einzelnen  Staates  als  das  den  Fall  ausschliefslich  be- 
herrschende in  Frage  kommt.  Was  speciell  Deutschland  anlangt ,  so 
hatte  zwar  schon  das  Reichsgesetz  vom  14.  November  1867,  betr.  die 
vertragsmäfsigen  Zinsen,  in  §  1  alle  diejenigen  landesgesetzlichen  Be- 
stimmungen aufgehoben,  nach  denen  die  Konventionalstrafe  überhaupt, 
also  auch  die  ftlr  Nichtbeachtung  der  Konkurrenzklausel,  der  Höhe 
nach  an  gewisse  Grenzen  gebunden  war,  nachdem  schon  vorher  Art  284 
Abs.  1  des  H.G.B.  dasselbe  für  das  Gebiet  des  Handelsrechts  ans- 
gesprochen  hatte.  Allein  damit  war  nur  gesagt,  dafs  eine  derartige 
Vertragsstrafe,  selbst  wenn  sie  das  ätterum  tanium  des  ftir  den 
Gläubiger  an  der  Erfüllung  vorhandenen  Interesses  überstiege,  dennoch 
verbindlich  sein  solle;  es  war  aber  das  Verhältnis  einer  solchen  Ab- 
rede zu  dem  anerkannten  Grundsatze  der  Gewerbeft^iheit  noch  nicht 
festgestellt.  Soll  eine  derartige  Beschränkung  in  der  Entfaltung  der 
Erwerbsthätigkeit    unter    allen    Umständen    rechtswirksam    sein,    auch 


81)  Schwarze,  H.  II  8.  45.    Vergl.  dazu  femer:  Störk  m  flandb. 
des  Völkerrechts  II  S.  633.    Hälschner,  Strafr.  I  S.  150,  151,  175. 
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wenn  sie  Tereinbart  ist  ohne  jegliche  räumliche  oder  zeitliche  Be- 
grenzung? Diese  Frage  ist,  wie  man  weifs,  von  den  höchsten  Ge- 
richten sehr  verschiedenartig  beantwortet  worden,  indem  man  bald  mehr 
den  Standpunkt  der  unbedingten  Vertragsfreiheit,  bald  den  der  grund- 
sätzlichen Gewerbefreiheit,  die  zum  Nachteile  einer  Person  nicht  ganz 
aufgehoben  werden  dürfe,  betonte.  Allmählich  aber  brach  sich  doch 
die  Anschauung  Bahn,  dafs  eine  derartige  Klausel,  wenn  sie  alle  ört- 
lichen und  zeitlichen  Schranken  aufser  Acht  lasse,  einen  Verstofs  gegen 
die  guten  Sitten  darstelle,  so  dafs  zu  ihrer  Gültigkeit  erforderlich  sei 
eine  Begrenzung  auf  ein  bestimmtes  Gebiet  oder  auf  einen  bestimmten 
Zeitraum,  eine  Festsetzung,  bei  deren  Innehaltung  dem  Verpflichteten 
immer  noch  die  Möglichkeit  verbliebe,  seine  Fähigkeiten  und  seine 
Arbeitskraft  zur  Erhaltung  der  eigenen  wirtschaftlichen  Existenz  zu 
bethAtigen.  Ganz  neuerdings  hat  das  Oberhindesgericht  zu  Colmar  in 
einem  Erkenntnisse  vom  20.  Mai  1898  (vergl.  Juristische  Zeitschrift 
für  Klsafs- Lotliringen,  Bd.  23  S.  493  ff.)  es  ausgesprochen,  dafs  die 
Gültigkeit  einer  solchen  Klausel  eine  Begrenzung  nach  einer  Seite 
hin,  entweder  in  Bezug  auf  die  räumliche  oder  zeitliche  Wirksamkeit, 
erfordere,  dafs  es  aber  andererseits  geniige,  wenn  ein  solcher  Vorbehalt 
zu  Gunsten  des  Schuldners  auch  nur  nach  einer  Seite  hin  getrofien 
worden  ist.  Ebenso  soll  es  genügen,  wenn  gewisse  Arten  der 
Erwerbsthätigkeit ,  in  denen  der  Verpflichtete  ausreichende  Er&hrung 
besitzt,  ihm  offen  gehalten  werden:  ein  vielseitiger  Mann  kann  unbe- 
schadet der  Möglichkeit  seines  Fortkommens  fiXr  alle  Zeit  und  für  alle 
Länder  der  Erde  auf  die  Ausübung  einer  bestimmten  Art  von  Thätig- 
keit  verzichten. 

Die  neue  Reichsgesetzgebung  ist  in  dieser  Richtung,  welche  den 
Schutz  des  wirtschaftlich  Schwachen  oder  Unerfahrenen  gegen  uner- 
trägliche Härte  bezweckt,  systematisch  und  zugleich  auch  erheblich 
weiter  vorgegangen.  Sie  hat  zunächst  die  Frage  für  die  grofsen 
Gruppen  der  kaufmännischen  und  gewerblichen  Arbeitnehmer  in  den 
§§  74  und  75  des  neuen  H.G.B.  und  in  Art  9  II  des  Einf.Ges.  zu 
demselben  geregelt.  Eine  solche  Vereinbarung  soll  für  den  durch  sie 
behisteten  Handlungsgehttlfen  —  so  schreibt  §  74  Abs.  1  vor  —  nur 
insoweit  verbindlich  sein, 

„als  die  Beschränkung  nach  Zeit,  Ort  und  Gegenstand  nicht  die 
Grenzen  überschreitet,  durch  welche  eine  unbillige  Erschwerung  des 
Fortkommens  des  Handlnngsgehülfen  ausgeschlossen  wird.*' 

Eine  solche  Erschwerung  findet  aber  Abs.  2  unter  allen  Umständen» 
ohne  Rücksicht  auf  den  sonstigen  Inhalt  des  Übereinkommens  darin» 
dafs  die  Beschränkung  auf  einen  Zeitraum  von  mehr  als  drei  Jahren 
erstreckt  wird,  und  endlich  spricht  der  Abs.  3  der  Vereinbarung  jede 
Recbtsbeständigkeit  ab,  wenn  der  Handlungsgehülfe  zur  Zeit  des  Ab- 
schlusses minderjährig  ist. 

Wörtlich  dasselbe,  wie  Abs.  1  und  3  dieser  Gesetzesstelle,  ordnet 
Art  9  Ziff.  2  des  Einf.Ges.  an  bezüglich  der  in  §  133  a  der  Gewerbe- 
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Ordnung  erwähnten,  von  Grewerbeuntemebmem  gegen  feste  Beettge  be- 
schttfUgten  Personen;  die  entweder  die  Leitong  oder  Beaafsicbtigimg 
des  Betriebes  zu  führen  haben  oder  mit  höheren  technischen  Dienst- 
leistangen betraut  sind.  Ohne  ersichtlichen  inneren  Grund  ist  für  diese 
Kategorien  indes  eine  dem  §  74  Abs.  2  cit  analoge  Bestimmung  nicht 
in  das  Gesetz  aufgenommen  worden,  so  dafs  eine  weitere  Ausdehnung 
der  Pflicht  zur  Konkurrenzenthaltung  über  den  Zeitraum  von  drei 
Jahren  nach  erfolgter  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  hinaus  hier 
noch  nicht  ohne  weiteres  als  eine  „unbillige  Erschwerung  des  Fort- 
kommens" im  Sinne  des  Gesetzes  angesehen  werden  solL 

Ganz  allgemein  aber,  und  ohne  Anwendungsbeschränkung  auf  be- 
stimmte Stellungen  oder  Berufskl&ssen ,  schreibt  das  B.G.B.  in  §  348 
Abs.  1  vor: 

„Ist  eme  verwirkte  Strafe  unverhältnismäfsig  hoch,  so  kann  sie  auf 
Antrag  des  Schuldners  durch  Urteil  auf  den  angemessenen  Betrag 
herabgesetzt  werden.  Bei  der  Beurteilung  der  Ungemessenheit  ist 
jedes  berechtigte  Interesse  des  Gläubigers,  nicht  blofs  das  Vermögens- 
interesse, in  Betracht  zu  ziehen.  Nach  der  Entrichtung  der  Strafe 
ist  die  Herabsetzung  ausgeschlossen." 

In  Abs.  2  wird  dann  noch  ausdrücklich  bemerkt,  dafs  das  Gleiche 
auch  gelten  soll, 

„wenn  Jenyand  eine  Strafe  ftir  den  Fall  verspricht,  dafs  er  eine 
Handlung  vornimmt  oder  unterläfst". 

Im  Anschlüsse  hieran  sagt  sodann  das  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  in 
Art.  39,  dafs  das  eingangs  besprochene  Gesetz,  betr.  die  vertrags- 
mäfsigen  Zinsen,  vom  14.  November  1867  aufgehoben  sei.  ISs  ist  hier 
nicht  der  Ort  und  die  Absicht,  in  eine  Erörterung  dieser  Bestimmungen 
einzutreten,  es  soll  hier  nur  festgesteUt  werden,  dafs  sie  alle  erlassen 
sind  im  Interesse  der  guten  Sitten ,  denen  es  widerspricht ,  dafs  der 
Eine  zu  Gunsten  des  Anderen  allzu  stark  gebunden  werde. 

II. 
Hält  man  aber  an  diesem  Satze  fest,  dafs  eine  ttbermäfsige  Er- 
schwerung des  Fortkommens,  die  im  Vertrage  der  eine  Teil  dem  an- 
deren durch  die  Vereinbarung  einer  solchen  Konkurrenzenthaltung  auf- 
erlegt, gegen  die  guten  Sitten  verstofse,  so  ergiebt  sich  daraus  zugleich 
folgendes:  Ist  ein  derartiger  Vertrag  im  Auslande  geschlossen  worden, 
in  einem  Bechtsgebiete,  das  in  der  in  Rede  stehenden  Beziehung  die  un- 
beschränkte Vertragsfreiheit  anerkennt,  so  ist  der  deutsche  Richter  nicht 
in  der  Lage,  einen  solchen  Vertrag  ohne  weiteres  als  gültig  zu  be- 
handeln, er  mufs  vielmehr  prüfen,  ob  der  Inhalt  desselben  auch  vereinbar 
ist  mit  den  sittlichen  Anschauungen,  von  denen  das  deutsche  G^etz 
getragen  ist  Auf  diesem  Standpunkte  steht  auch  die  französische 
Rechtsprechung,  wie  aus  einem  Urteil  der  Cour  d'appel  de  Paris  vom 
12.  Januar  1896  (vergl.  Journal  du  Droit  International  Priv^  etc., 
XXV,  hme  a/nn4e  pag,   740 — 745)   hervorgeht.     Da  dieses  sehr  ein- 
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gehend  begründete  Urteil  nach  mehr  als  einer  Beziehung  hin  von 
hI5herem  Interesse  sein  dürfte,  so  ist  eine  nähere  Betrachtang  desselben 
vielleicht  nicht  überflüssig.  Zwischen  dem  Beklagten,  Nordenfeldt,  und 
der  klägerischen,  in  England  ansässigen  Gesdlschaft  „T%6  Maxim 
Norden feldt  4t  GieJ^  war  in  London  ein  Vertrag  abgeschlossen,  wo- 
nach Beklagter  eine  Reihe  von  Erfindungen,  deren  Urheber  er  war, 
und  die  darauf  in  verschiedenen  Staaten  erteilten  Patente  zur  alleinigen 
Ausnutzung  an  die  Klägerin  übertrug  gegen  einen  Überlassungspreis 
von  5  Millionen  Frcs.  und  zugleich  ge^en  Einrtlumung  einer  mit  er- 
heblichen Bezügen  ausgestatteten  Stellung  als  Direktor  im  Betriebe  der 
Klägerin.  Zugleich  hatte  der  Beklagte  sich  verpflichtet,  für  die  Dauer 
von  fünfundzwanzig  Jahren  nach  bestimmter  Richtung  sich  jeder  Kon- 
knrrenztbätigkeit  zum  Nachteile  der  Klägerin  ohne  örtliche  Beschribikung 
zu  enthalten.  Für  den  Fall  der  Zuwiderhandlung  war  eine  Vertrags- 
strafe von  1  Million  Frcs.  vereinbart  worden.  Dieses  Abkommen,  dem 
späterhin  nicht  unerhebliche  Zusätze  folgten,  datiert  vom  12.  September 
1888'  Im  Januar  1890  geriet  der  Beklagte  in  Konkurs  und  wurde 
infolge  dessen,  den  Statuten  der  klägerischen  Gesellschaft  entsprechend, 
am  15.  desselben  Monats  seiner  Funktionen  als  Direktor  enthoben. 
Nach  Beendigung  des  Konkursverfiihrens  hatte  die  Klägerin  sich  nun 
sogleich  erboten,  dem  Beklagten  denselben  Posten,  den  er  früher  be- 
kleidet, unter  unveränderten  Bedingungen  von  neuem  zu  übertragen; 
allein  er  hatte  dies  abgelehnt  und  in  Frankreich,  dem  Abkommen  zu- 
wider, ein  Unternehmen  ins  Leben  gerufen,  welches  in  allen  Stücken 
als  ein  Konkurrenzgeschäft  im  Verhältnisse  zur  Gesellschaft  der  Klägerin 
anzusehen  war.  Hierauf  stützte  sich  der  in  England  angebrachte  und 
in  letzter  Instanz  zu  Gunsten  der  Klägerin  entschiedene  Klageanspruch 
auf  Zahlung  einer  Konventionalstrafe  von  1  Million  Frcs.  In  fVank- 
reich  jedoch,  wo  Klägerin  nun  die  Erteilung  des  Vollstreckungsurteils 
gegen  den  in  Paris  ansässig  gewordenen  Beklagten  nachsuchte,  verhielt 
sich  die  Cotir  de  la  Seine  als  erste  Instanz  ablehnend,  da  sie  schon 
in  der  weiten  zeitlichen  Ausdehnung  der  dem  Beklagten  in  dem  Ver- 
trage zur  Pflicht  gemachten  Konkurrenzenthaltung  eine  den  guten  Sitten 
und  dem  Principe  der  Freiheit  in  der  Erwerbsthätigkeit  (Gewerbe- 
fteiheit)  zuwiderlaufende  Beschränkung  erblicken  zu  sollen  meinte.  Diese 
Entscheidung  hat  jedoch  die  Cour  d^appel  zu  Paris  durch  Erkenntnis 
vom  12.  Januar  1898  aufgehoben  und  das  englische  Urteil  fOr  voll- 
streckbar erklärt  Zuzugeben  ist,  dafs  eine  Konventionalstrafe  von 
1  Million  Frcs.  unter  allen  Umständen  eine  sehr  hohe  ist  und  in  den 
weitaus  meisten  Fällen  eine  zu  hohe  sein  dürfte;  auch  dafs  ein  Verbot 
der  Bereitung  von  Wettbewerb,  welches  für  die  Dauer  von  25  Jahren 
wirksam  sein  soll,  aufserordentlich  weit  erstreckt  ist  Demgegenüber 
hat  aber  das  G^cht  auch  folgende  Umstände  gewürdigt  Selbst  eine 
Bindung  auf  ftinfundzwanzig  Jahre  kann  einer  solchen  für  immer  (eine 
solche  allein  würde  den  guten  Sitten  und  den  vom  Rechte  befolgten 
Grundsätzen  widersprechen)  nicht  gleich  geachtet  werden,  da  der  Be- 
klagte zur  Zeit  des  Vertragsschlusses   erst   46  Jahre  alt  war,   mithin 
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immer  nocb  das  Erlöschen  seiner  Verpflichtung  sehr  wohl  um  10  bis 
15  Jahre  überleben  könnte  ^).  Sodann  berücksichtigte  das  Gericht,  dafs 
nicht  jede  Art  der  Konkorrenzthätigkeit  dem  Beklagten  verboten  war, 
sondern  dafs  ihm  nar  gewisse,  wenn  auch  nicht  enge  Grenzen  gezogen 
waren ;  jenseits  derselben  aber  blieb  ihm  noch  immer  die  Freiheit  and 
die  thatsächliche  Möglichkeit,  seine  Ftthigkeiten  und  Er&hmngen  mit 
gutem  Erfolge  auszunutzen.  Vor  allen  Dingen  aber  mufste  entscheidend 
ins  Gewicht  fallen,  dafs  Beklagter  f\lr  die  von  ihm  eingegangene  Ver- 
bindlichkeit sehr  bedeutende  Gegenleistungen  zugesichert  und  bereits 
empfangen  hatte,  indem,  abgesehen  von  der  an  ihn  geschehenen  ein- 
maligen Zahlung  von  5  Millionen  Frcs. ;  ihm  eine  dauernde  Stellung 
als  Direktor  mit  sehr  grofsen  Einnahmen  gewährt  worden  war.  Wenn 
er  derselben  verlustig  ging,  so  konnten  damit,  da  sein  eigenes  Ver- 
schulden oder  doch  mindestens  Umstände,  die  allein  in  seiner  Person 
lagen,  hierzu  geführt  hatten,  nicht  auch  seine  Verpflichtungen  erlöschen. 
Diese  letzteren  aber  aufser  Acht  zu  lassen,  war  für  ihn  eine  zwingende 
Notwendigkeit  um  so  weniger  vorbanden,  als  ihm  ja  die  Klägerin  ihre 
Bereitwilligkeit  erklärt  hatte,  ihn  wieder,  nachdem  seine  Verhältnisse 
wieder  arrangiert  waren,  bei  sich  unter  den  früheren,  so  vorteilhaften 
Bedingungen  anzustellen. 

III. 
Es  dürfte  nun  nicht  uninteressant  sein,  zu  untersuchen,  wie  sich 
die  Rechtslage  vom  Standpunkte  des  deutschen  Richters  aus  nach  dem 
neuen  Reichsrecht  gestalten  würde,  wenn  er  materiell  mit  der  Sache 
befafst  werden  würde,  d.  b.  wenn  aus  einem  solchen  Vertrage  bei 
einem  deutschen  Gerichte  geklagt  werden  würde  ^).  Wäre  der  Be- 
klagte in  seiner  früheren  Stellung  bei  der  Klägerin,  also  zur  Zeit  der 
Vertragserrichtung,  als  Handlungsgehülfe  anzusehen  gewesen,  so  hätte 
auf  Klageabweisung  erkannt  werden  müssen  nach  Mafsgabe  des  §  74 
Abs.  2  des  neuen  H.G.B.  vom  10.  Mai  1897,  wonach  eine  Be- 
schränkung der  hier  in  Rede  stehenden  Art  nicht  auf  einen  Zeitraom 
von  mehr  als  drei  Jahren  von  der  Beendigung  des  Dienstverhältnisses 
an  erstreckt  werden  kann.  Da  es  sich  hier  um  eine  Bindung  von 
fünfrindzwanzig  Jahren  handelt,  so  wäre  die  ganze  Abmachung,  ohne 
dafs  es  einer  weiteren  Prüfung   bedurft    hätte  ^   ftlr   unwirksam   zu  er- 


1)  Ob  freilich  die  Ausfahrung  zutrifft,  dafs  Beklagter  nicht  für  sein 
sanzes  Leben  in  seiner  Erwerbsthätigkeit  beschränkt  wurde,  weil  er,  dei 
Deim  Abschlüsse  46  Jahre  alt  war,  nur  auf  25  Jahre  gebunden  wurde,  kann 
dahingestellt  bleiben.  Ein  Greis  von  71  Jahren  kann  wohl  noch  10—15 
Jahre  leben,  in  der  Regel  aber  nicht  mehr  technisch  arbeiten. 

2)  Wenn  es  sich  um  das  Vollstreckun^surteil  allein  handeln  würde,  so 
wäre  die  Sache  zweifellos,  da  nach  §  661  Abs.  1  der  C.Pr.O.  die  Gesetx- 
mäfsigkeit  des  ausländischen  Urteils  nicht  zu  prüfen  ist  im  Gegensatze  zam 
französischen  Richter,  wo  die  Partei  ein  nochmaliges  Eindrehen  auf  des 
Streit  selbst  und  eine  wiederholte  materielle  Pi^fung  verlangen  ka&o 
(Cod.  de  Proc.  Art.  546). 
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klären  gewesen.  Nimmt  man  jedoch  an,  dafs  die  Klägerin  eine  Aktien- 
geBellschafb  gewesen  sei  (aus  dem  der  Betrachtung  zu  Grunde  gelegten 
firanztfsiscben  Urteil  ist  nicht  erkennbar,  welcher  Art  diese  Societät  war ; 
es  ist  dies  auch  für  den  französischen  Richter  unerheblich),  so  kann 
man  die  Bestimmungen  des  §§  74  ff.  a.  a.  0.  auf  den  BeUagten  nicht 
anwenden,  da,  wie  das  Reichsgericht  unter  Bezugnahme  auf  die  ältere 
Judikatur  des  Reichsoberhandelsgerichts  zutreffend  ausgeführt  hat,  der 
Vorstand  einer  Aktiengesellschaft  zu  dieser  selbst  nicht  in  dem  Ver- 
hältnisse eines  EUndlungsgeh Ulfen  steht  ^).  Die  Entscheidung  wäre  also 
abhängig  zu  machen  von  den  Vorschriften  des  gemeinen  bürgerlichen 
Rechts,  insbesondere  des  §  343  des  B.G.B.  ^).  Dort  wird  gesagt,  dafs 
eine  verwirkte  Strafe,  wenn  sie  unvcrhältnismäfsig  hoch  ist,  auf  Antrag 
des  Schuldners  durch  Urteil  auf  den  angemessenen  Betrag  herabgesetzt 
werden  kann.  „Bei  der  Beurteilung  der  Angemessenheit  ist  jedes 
berechtigte  Interesse  des  Gläubigers,  nicht  blofs  das  Vermögensinteresse, 
in  Betracht  zu  ziehen.  ^  Von  dieser  Norm  ausgehend  dürfte  man  wohl 
zu  einer  konformen  Entscheidung  mit  der  des  französischen  Gerichts 
kommen.  Dafs  eine  Beschränkung  auf  die  Dauer  von  fünfundzwanzig 
Jahren  an  und  für  sich  eine  sehr  hohe  ist,  wird  zuzugeben  sein;  allein 
während  das  Handelsgesetzbuch  (vergl.  die  oben  angeführte  Stelle  §  74 
Abs.  2)  an  die  Dauer  der  auferlegten  Beschränkung,  im  Gegensatze 
zu  den  sonstigen  Momenten,  keinen  relativen  Mafsstab  anlegt,  sondern 
einei\  absoluten  und  jede  Bindung  auf  länger  als  drei  Jahre  für  null 
und  nichtig  erklärt,  will  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  sie  nur  dann  so 
behandelt  wissen,  wenn  sie  „unverhältnismäfsig^  hoch  ist,  d.  h.  die 
Schwere  der  auferlegten  Verpflichtung  ist  abzuwHgen  und  zu  bestimmen 
nach  allen  sonstigen  mitwirkenden  Umständen,  und  zwar  sollen  hier 
auch  zu  Gunsten  der  Berechtigten  alle  anerkennenswerten  Interessen, 
selbst  wenn  sie  keinen  Vermögenswert  darstellen,  Berücksichtigung 
fiuden.  Dennoch  wird  gegenüber  der  langen  Dauer  der  dem  Ver- 
pflichteten auferlegten  Enthaltung  von  Konkurrenzthätigkeit  in  weitem 
Umfange,  gegenüber  der  Thatsache,  dafs  ihm  dieser  Verzicht  für  die 
ganze  bewohnte  Erde  zugemutet  worden  war  und  gegenüber  endlich 
der  für  die  meisten  Menschen  überhaupt  nicht  erreichbaren  Höhe  der 
für  den  Fall  der  Vertragsverletzung  verwirkten  Strafsumme  geltend  zu 
machen  sein,  dafs  ihm  hierfür  ein  ganz  enormes  Vermögen,  fünf 
Millionen,  gewährt  worden  waren,  eine  Summe,  die  ihn  von  der  Not- 
wendigkeit, auf  Erwerb  auszugehen,  überhaupt  befreite.  Wollte  er 
einer  solchen  gewinnbringenden  Thätigkeit  nicht  entsagen,  so  war  ihm 
eine  nicht  minder  gut  dotierte  Stelle  gesichert,  die  ihm  selbst  dann, 
als  er  sie  aus  eigenem  Verschulden  verscherzt  hatte,    n^vch  Beseitigung 


3)  Vergl.  Entacheid.  in  Civilsachen  Bd.  7  S.  77.  Vergl.  auch  Kosack, 
Lehrbuch  des  Handelsrechts  S.  618,  Stuttgart  1898,  wo  auch  die  ältere 
Rechtsprechung  angeführt  ist. 

4)  Die  Obergangsbestimmungen  des  Einftthrungsgesetzes  können  hier 
füglich  aufser  Acht  bleiben. 
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der  entgegenstehenden  Hindemisse  wieder  zugänglich  gemacht  wnrde. 
Man  darf  sagen,  dafs  angesichts  dieser  Momente  die  Klägerin  seht 
grofse  Anstrengungen  gemacht  hat,  um  sich  die  Dienste  des  Beklagten 
zu  erhalten.  Gegentther  diesen  von  ihr  aufgebrachten  ganz  auTser- 
gewöhnlichen  Leistungen  sind  die  dem  Beklagten  auferlegten  Ver- 
pflichtungen keine  unverhältnismäfsig  schweren  zu  nennen. 


Die  Wiederverehelichung  der  reichsangehörigen  und  der 
ausländischen,  bis  zu  ilirer  Verehelichung  reichsange- 
hörigen Ehefrau  eines  von  den  Gerichten  seines  Heimat- 
staates für  tot  ericiärten  Ausländers. 

Von  A.  HarloUe. 

Über  die  Eingehung  der  Ehe  der  reichsangehörigen  wie  der  ans- 
Iftndischen,  bis  zu  ihrer  Verehelichung  reichsangehörigen  Ehefrau  «nes 
von  den  Gerichten  seines  Heimatstaates  f^r  tot  erklärten  Auslttnden 
hat  das  Einfuhrungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gresetzbuch  keine  beson- 
deren Vorschriften  getroffen ;  es  finden  daher  die  allgemeinen  Vorschriften 
des  Art.  13  Abs.  1  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  Anwendung  mit  der  Mafs- 
gäbe,  dafs  die  Eingebung  einer  zweiten  Ehe  seitens  der  Inländerin  nach 
deutschem  Rechte,  seitens  der  Ausländerin  nach  dem  Rechte  ihres 
Heiraatstaates  beurteilt  wird. 

Nach  deutschem  Rechte  (§§  1340  ff.  des  B.G.B.)  wird  im  ersten 
Falle  auch  die  Frage  entschieden,  ob  die  Frau  auf  Grund  der  Todes- 
erklärung ihres  Ehemannes  eine  neue  Ehe  eingehen  kann  und  welche 
Wirkung  die  Eheschliefsung  hat,  wenn  der  Air  tot  erklärte  Ehegatte 
noch  lebt  Ob  der  Ehemann  filr  tot  gilt,  dafUr  ist  allein  die  Ent- 
scheidung des  ausländischen  Gerichtes  mafsgebend,  wobei  allerdings 
vorausgesetzt  ist,  dafs  die  Entscheidung  auch  im  Inlande  anerkannt 
wird.  Bei  Prüfung  dieser  Frage  wird  §  328  der  R.C.Pr.0.,  insbesondere 
dessen  Abs.  1  Ziff.  1  und  5  und  Abs.  2  in  Betracht  zu  ziehen  sein. 
Die  Zuständigkeit  der  Gerichte  des  Heimatstaates  des  für  tot  erkläiten 
Ehemannes  wird  dabei  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden  können,  dt 
aus  Art  9  Abs.  1  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  geschlossen  werden  darf, 
dafs  der  deutsche  Gesetzgeber  die  Gerichte  des  Heimatstaates  einer 
Person  für  zuständig  zur  Todeserklärung  erachtet  Dagegen  wird  der 
Mangel  verbürgter  Gegenseitigkeit  nicht  selten  der  Anerkennung  der 
durch  das  ausländische  Gericht  ausgesprochenen  Todeserklärung  ent- 
gegenstehen. Die  Vorschrift  des  §  328  Abs.  2,  wonach  die  Ane^ 
kennung  eines  ausländischen  Urteils  trotz  des  Mangels  verbürgter  G^n- 


Digitized  by 


Googl( 


D,  Wiederverehelichung  der  etc.  Ehefrau  eines  für  tot  erklärten  AufiländerB.  301 

seitigkeit  nicht  aasgeschlossen  ist,  wenn  das  Urteil  einen  nicht  vermögens- 
rechtlichen Ansprach  betrifit  and  nach  den  deutschen  Gesetzen  ein 
Gerichtsstand  im  Inlande  nicht  begründet  war,  findet  nur  dann  An- 
wendung, wenn  der  Ehemann  zuletzt  seinen  Wohnsitz  im  Auslande 
hatte  oder  wenn  die  Frau  zur  Zeit  der  Todeserklärung  ihres  Ehemannes 
im  Auslande  wohnte.  War  sie  zu  jener  Zeit  bereits  im  lulande,  so 
war  für  die  Todeserklttrung  ihres  zuletzt  im  Inlande  wohnhaften  Ehe- 
manns nach  Art  9  Abs.  3  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  ein  Gerichtsstand 
im  Inhinde  begründet  und  bleibt  daher  die  Anwendung  des  §  328 
Abs.  2  ausgeschlossen.  Die  Fähigkeit  zum  Abschlüsse  einer  neuen 
Ehe  erlangt  die  Frau,  wenn  die  Todeserklärung  des  ausllbidischen 
Gerichts  im  Inlande  nicht  anerkannt  wird,  durch  Herbeiführung  einer 
Todeserklärung  seitens  der  deutschen  Gerichte  auf  Grund  des  Art  9 
Abs.  3. 

Ist  die  bis  zu  ihrer  Verheiratung  reichsangehörige  Ehefrau  eines 
im  Auslande  füi  tot  erklärten  Ausländers  ebenfiedls  Ausländerin,  so  ist 
für  die  Eingehung  einer  Ehe  seitens  derselben,  wie  bereits  gesagt,  das 
Recht  ihres  Heimatstaates  mafsgebend.  Die  eben  dargelegten  Sätze 
über  die  Anerkennung  der  von  dem  ausländischen  Gerichte  aus- 
gesprochenen Todeserklärung  gelten  vollinhaltlich  auch  in  diesem  Falle, 
weü  nach  Art  9  Abs.  3  die  Todeserklärung  des  ausländischen  Ehe- 
mannes auch  von  seiner  ebenfalls  ausländischen  Ehefrau  beantragt 
werden  kann,  die  bis  zu  ihrer  Verheiratung  Deutsche  war. 

Eine  abweichende  Ansicht,  —  die  auch  zu  den  gegenwärtigen 
Ausführungen  angeregt  hat  —  findet  sich  in  einem  in  dieser  Zeitschrift 
Bd  Vni  S.  219  veröffentlichten  Aufsatze  von  Biberfdd  vertreten. 
Dort  wird  die  Behauptung  angestellt,  dafs  die  Ausländerin,  die  bis  zu 
ihrer  Verheiratung  Deutsche  war,  aus  eben  diesem  Grunde  nach  ihrer 
Etttckkehr  nach  Deutschland  den  deutschen  Gesetzen  insofern  unterworfen 
werde,  als  sie  eine  nochmalige  Todeserklärung  nach  diesen  Gesetzen 
herbeiführen  mufs,  um  auf  diese  Weise  die  Fähigkeit  zur  Wiederver- 
heiratung  zu  erlansren.  Was  nach  den  bisherigen  Ausführungen  aus 
prozefsrechtlichen  Gründen  sich  unter  Umständen  als  unbeweisbare 
Notwendigkeit  zur  Erhingung  der  Fähigkeit  zum  Abschlufs  einer  Ehe 
im  Inlande  darstellt,  die  Herbeiführung  einer  wiederholten  Todes- 
erklärung des  Ehemannes  durch  die  deutschen  Gerichte,  das  scheint 
Biberfdd  aus  materiellrechtlichen  Gründen  allgemein  zur  Voraussetzung 
der  Eingehung  einer  neuen  Ehe  im  Inlande  zu  machen.  Da  seine 
Ausführungen  übrigens  nicht  klar  ersehen  lassen,  inwiefern  die  That- 
sache,  dafs  die  Ehefrau  eines  verschollenen  Ausländers  bis  zu  ihrer 
Verheiratung  Deutsche  war,  im  Falle  ihrer  Rückkehr  nach  Deutsch- 
land ihre  Unterwerfung  unter  die  deutschen  Gesetze  wenigstens  in 
Bezug  auf  das  Verfahren  wegen  Todeserklärung  ihres  Ehemannes  recht- 
fertigen soll  und  insbesondere,  ob  diese  Annahme  auf  Art  9  Abs.  3 
gerundet  werden  will,  so  mag  hier  zur  Widerlegung  seiner  Ansicht 
bis  auf  weiteres  der  Hinweis  auf  unsere  eigenen  Ausführungen  genügen. 
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Zur  Verlassenschaftsabhandlung  nach  in  Österreich 
verstorbenen  Ausländern. 

Von  Dr.  GnstaT  Walker»  Privatdocenten  der  Gechte  an  der  Wiener 

Universität 

Im  IX.  Bande  dieser  Zeitschrift  ist  auf  S.  107  ff.  unter  diesem 
Titel  ein  Au&atz  von  Dr.  CA.  Kochmann  in  Dobranzen  enthalten, 
welcher  leicht  zu  einer  irrigen  Auffassung  Über  den  Staatsvertrsg 
zwischei^  Osterreich  und  Frankreich  vom  11.  Dezember  1866  Nr.  168 
K.G.B1.  über  die  Behandlung  der  Verlassenschaften  der  gegenseitigen 
Staatsangehörigen  Anlafs  geben  könnte. 

In  diesem  Aufsatze  wird  zunächst  ein  Rechtsfall  erzählt,  in  welchem 
die  Verlassenschaftsabhandlung  über  das  im  Inlande  befindliche  Ver- 
mögen einer  Amerikanerin  von  den  österreichischen  Gerichten  gepflogen 
wurde.     Dieser  Fall  giebt  zu  keinen  Bemerkungen  Anlafs. 

Es  wird  dann  weiters  ein  Fall  erzählt,  in  welchem  die  Abhandlung 
nach  einem  in  Wien  verstorbenen  Franzosen  in  Frage  stand.  Der 
P^rblasser,  der  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  in  österreirh  hatte,  ver- 
fügte in  seinem  Testamente,  dafs  nach  seinem  Tode  über  sein  Ver- 
mögen die  Verlassenschaftsabbandlung  gleich  wie  nach  einem  Österreicher 
von  dem  berufenen  österreichischen  Gerichte  nach  österreichischem  Rechte 
gepflogen  und  von  diesem  Gerichte  auch  die  Vormundschaft  über  seine 
minderjährigen  Kinder  gefUhrt  werden  und  zu  diesem  Zwecke  sein 
Nachlafs  in  Österreich  verbleiben  sollte.  Nun  enthält  der  genannte 
Staatsvertrag  zwischen  Österreich  und  Frankreich  die  Bestimmung,  dafs 
das  in  Österreich  befindliche  Nachlafsvermögen  eines  daselbst  verstorbenen 
Franzosen  von  den  österreichischen  Gerichten  an  die  französischen  Be- 
hörden auszuliefern  ist.  Das  österreichische  Gericht  fafste  nun,  wie 
Kockma/fm  mitteilt,  diese  Bestimmung  als  eine  Anordnung  stridi  jwis 
auf  und  lehnte,  dem  ausdrücklichen  Willen  des  Erblassers  entgegen, 
sowohl  die  Abhandlung  seines  Nachlasses  als  auch  die  Führung  der 
Vormundschaft  über  seine  minderjährigen  Kinder  ab  und  beschränkte 
seine  Thätigkeit  lediglich  auf  die  Sicherstellung  des  Nachlasses  und 
Ernennung  eines  provisorischen  Vormundes.  Das  gesamte  in  Österreich 
befindliche  bewegliche  Vermögen  wurde  dann  der  französischen  Bot- 
schaft in  Wien  zum  Zwecke  der  Ansfolgung  an  die  zuständigen  Be- 
hörden in  Frankreich  übergeben  und  derselben  auch  die  weiteren  Ve^ 
fügungen  betrefis  der  Vormundschaft  über  die  minderjährigen  Erben 
überlassen.  Die  Erben  mufsten  in  diesem  Falle  die  in  Österreich  be- 
messene staatliche  Vermögensübertragungsgebühr  mortis  cau$a  und  die 
in  Frankreich  bemessenen  Gebühren  zahlen. 

Die  Ablehnung  der  Verlassenschaftsabbandlung  dürfte  nun  im  vor- 
liegenden Falle  keineswegs,  wie  Kodcmann  meint,  in  den  österreichischen 
Gesetzen  begründet  sein.  Wenn  ein  Gericht  die  Bestimmung  des  an- 
geführten Staatsvertrages  als   eine  Anordnung  stricti  juris  auffafst,  so 
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ist  diese  Auffassung  durchaus  nicht  allgemein  und  mindestens  nicht  un- 
anfechtbar. 

Nach  §  23  des  kaiserl.  Patentes  vom  9.  August  1854^  R.G.B1. 
Nr.  208i  haben  die  Gerichte  in  Ansehung  des  beweglichen  Vermögens 
der  in  dem  österreichischen  Staate  oder  im  Auslande  verstorbenen  Aus- 
länder, wenn  der  Verstorbene  einem  Staate  angehört,  welcher  sich  nach 
gleichen  Grundsätzen  benimmt,  der  zuständigen  ausländischen  Behörde 
des  Erblassers  sowohl  die  Erbschafbverhandlung  als  die  Entscheidung 
aller  streitigen  Erbansprtlche  zu  tiberlassen  und  sich  auf  die  Sicherung 
des  Nachlasses  und  der  Ansprüche  österreichischer  Erben  und  Legatare 
und  der  österreichischen  Gläubiger  zu  beschränken. 

Wenn  aber  der  ausländische  Staat  die  Zuständigkeit  der  öster- 
reichischen Gerichte  über  den  dort  befindlichen  Nachlafs  österreichischer 
Unterthanen  nicht  in  gleichem  Mafse  anerkennt ,  so  ist  der  Grundsatz 
der  Gegenseitigkeit  zu  beobachten. 

Über  die  Behandlung  der  Nachlässe  in  den  einzelnen  auswärtigen 
Staaten  giebt  nun  eine  Reihe  von  Staatsverträgen,  Ministerialerklärungen, 
Erlässen  und  Verordnungen  Aufschlufs  ^).  Alle  diese  Staatsverträge 
und  Deklarationen  bringen  eine  Feststellung  darüber,  ob  der  ausländische 
Staat  „sich  nach  den  gleichen  Grundsätzen  benimmt";  sie  bilden  die 
Verbüigung  der  Gegenseitigkeit  in  der  Frage,  ob  dem  ausländischen 
Staate  die  Erbschaftsverhandlung  und  die  Entscheidung  aller  streitigen 
Erbansprüche  zu  überlassen  sei.  In  gewissem  Sinne  geben  also  diese 
Staatsverträge  und  Deklarationen  eine  Erläuterung  und  nähere  Aus- 
ftlhmng  des  §  23  des  kaiserl.  Patents  vom  9.  August  1854.  Nach 
dem  ganzen  Inhalte  der  Staatsverträge  aber  und  dem  Sinne  des  §  28 
angeführten  Gesetzes  wurde  keineswegs  durch  die  Staatsverträge 
§  24  desselben  Gesetzes  aufser  Kraft  gesetzt. 

Der  Inhalt  dieser  GesetzessteUe  ist  folgender:  Der  Nachlafs  eines 
Ausländers,  welcher  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  in  Osterreich  ge- 
nommen hatte,  soll  nach  §  23  von  der  ausländischen  Behörde  abgehandelt 
werden.  Nun  suchen  aber  die  in  Österreich  befindlichen  Erben  um 
die  Abhandlungspflege  durch  die  österreichische  Gerichtsbehörde  an. 
In  diesem  Falle  hat  das  österreichische  Gericht  die  Erbverhandlung 
nach  den  österreichischen  Gesetzen  vorzunehmen,  sofeme  über  voraus- 
gegangene Ediktalvorladung  auch  die  auswärtigen  Beteiligten,  von 
welchen  etwa  Erbrechtsansprüche  angemeldet  wurden,  sich  dieser  Ver- 
handlung unterwerfen. 

Meldet  sich  infolge  dieses  Edikts,  welches  auch  in  den  auswärtigen 
Zeitungsblättem  einzuschalten  ist,  niemand  oder  sind  die  sich  Meldenden 
mit  der  Verhandlung  vor  dem  österreichischen  Gerichte  einverstanden, 
so  ist  diese  nach  den  österreichischen  Gesetzen  zu  pflegen.  Wird  aber 
von  den  Beteiligten,  welche  sich  gemeldet  haben  oder  von  der  zu- 
ständigen ausw^tigen   Behörde    selbst   auf  die  Verhandlung  vor   dem 


1)  Vergl.  darüber  Starr^  Die  Rechtshülfe  in  Österreich  gegenüber  dem 
Auslände,  S.  107  ff.    Friedländer,  Verfohren  aufser  Streitsachen  §  23  S.  26  ff. 
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auswärtigen  Richter  gedrungen,  so  ist  diesem  Begebren  zu  will&hren 
(§  140  des  kaiseri.  Patents  vom  8.  August  1854). 

In  dem  von  Kockmann  erzählten  Falle  hätte  wohl  ein  Rekurs  des 
Erbenvertreters  gegen  den  Beschlufs  des  Gerichtes  erster  Instanz, 
welches  die  Abhandlung  ablehnte,  Aussicht  auf  £rfolg  gehabt 

In  der  Entscheidung  vom  23.  September  1874  Z.  9814  (01a8e^ 
Unger  Nr.  5475)  hat  der  oberste  Gerichtshof  die  Rechtsanschauung, 
dafs  §  24  des  kaiseri.  Patents  vom  8.  August  1854  trotz  des  mit 
Frankreich  abgeschlossenen  Staatsvertrages  vom  11.  Dezember  1866 
auch  für  französische  StaatsbtLrger  unverändert  fortbesteht,  gebilligt 
Der  oberste  Gerichtshof  hat  in  diesem  Falle  die  Ablehnung  der  Kom- 
petenz der  österreichischen  Behörden  nur  deshalb  ausgesprochen,  weil 
sich  in  Österreich  keine  Beteiligten  im  Sinne  des  §  140  des  kaiseri. 
Patents  vom  9.  August  1854,  nämUch  keine  Erben  im  eigentlichen 
Sinne,  sondern  nur  Vermächtnisnehmer  befanden. 

Dafs  das  österreichische  Gericht  die  Führung  der  Vormundschaft 
ttber  die  minderjährigen  Kinder  des  in  Wien  verstorbenen  Franzosen 
abgelehnt  und  nur  einen  provisorischen  Vormund  bestellt  hat,  ist  wohl 
in  §  183  des  mehrerwähnten  Gesetzes  begründet,  da  nach  dieser 
Gesetzesstelle  das  Gericht  einen  Vormund  für  den  minderjährigen  Aus- 
länder nur  für  so  lange  zu  bestellen  hat,  bis  von  der  zuständigen  aoB- 
ländischen  Behörde  eine  andere  Verfolgung  getroffen  wird.  Indessen 
fehlt  es  hier  nicht  an  Entscheidungen  des  obersten  Gerichtshofes, 
welche  die  volle  Pflegschafbgerichtsbarkeit  den  österreichischen  Gerichten 
zuweisen,  wenn  der  Vater  sein  Domizil  im  Inlande  hatte'). 


Einige  Bestimmungen  des  Vorentwurfs  zum  ersten  und 
zweiten  Teil  des  schweizerischen  Civiigesetzbuchs  (Per- 
sonen- und  Familienrecht),  die  für  das  internationale 
Privatrecht  Interesse  bieten. 

Von  Professor  Dr.  Caesar  Baraieftl» 

vormals  Rechtsanwalt  (Genf). 

Der  oben  angegebene  Vorentwurf  des  schweizerischen  Ciyilgesets- 
buchs,  den  ich  in  einem  gröfseren  Werke,  das  im  Jahre  1898  im 
Verlag  von  K.  J.  Wyfs  in  Bern  erschienen  ist,  besprochen  habe,  ent- 
hält verschiedene  Bestimmungen,  die  auf  dem  Gebiete  des  Personen-  und 
Familienrechts  Verhältnisse  regeln,    die  zum  Teil  in  das  internationale 


2)  Vexgl.  £ntsch.  vom  28.  Jänner  1890,  Z.  899  Now.  in,  133. 


Digitized  by 


Googl( 


Einige  Bestimmungen  des  Vorentwurfs  zum  schweizerisch.  Civilgesetzbuch.  S05 

Privatrecht  eingreifen.  Ich  glaube  nun,  dafs  es,  da  das  Volk  der  Schweiz  im 
verflossenen  November  sich  durch  Abstimmung  f^  die  Vereinheitlichung 
seines  Civilrechts  ausgesprochen  und  damit  die  Civilrechtsgeeetzgebnng 
als  Bundesangelegenheit  erklärt  hat,  und  da  der  vorliegende  Vorentwurf 
wegen  seiner  Gediegenheit  wenigstens  zum  gröfsten  Teil  in  seiner 
jetzigen  Gestaltung  zum  Gesetz  erhoben  werden  dürfte ,  fUr  die  Leser 
dieser  Zeitschrift  nicht  ohne  Interesse  sein  wird,  die  Bestimmungen  des 
Vorentwurfs  in  der  oben  angedeuteten  Richtung  kennen  zu  lernen. 

Es  ist  im  Abschnitt  des  Vorentwurfs,  der  von  der  Verkündung 
und  Trauung  handelt,  in  absoluter  Weise  vorgeschrieben,  dafs  die  Ver- 
lobten, um  sich  trauen  zu  lassen,  die  Verkündung  ihres  Ehevor- 
habens beim  Civilstandsbeamten  erwirken  müssen. 

Art  121.  Das  Gesuch  um  Verkündung  ist  beim  Civilstands- 
beamten des  Wohnsitzes  des  Bräutigams  anzubringen.  Art.  122  Abs.  1. 
Wenn  jedoch  der  Bräutigam  ein  im  A u s  1  a n d  wohnender  Schweizer 
ist,  dann  kann  das  Gesuch  beim  Civilstandsbeamten  seines  Heimats- 
orts  angebracht  werden.  Art.  122  Abs.  2.  Und  ist  der  Bräutigam 
ein  Ausländer,  d.  h.  NichtSchweizer,  dann  kann  das  Verkündungs- 
gesuch  an  seinem  Wohnsitz  in  der  Schweiz  angebracht  werden, 
wenn  er  von  der  Regierung  des  Wohnsitzkantons  die  Einwilligung  zur 
Eheschliefsung  erhalten  hat,  die  nicht  verweigert  werden  darf,  wenn 
die  Heimatsbehörden  eine  Erklärung  dahin  abgeben,  dafs  sie  die  Ehe 
ihres  Angehörigen  mit  allen  ihren  Folgen  anerkennen.  Es  bleiben 
jedoch  Vereinbarungen  mit  d£m  Ausland  vorbehalten.     Art.  123. 

Anlangend  die  Trauung  eines  Ausländers,  der  in  der  Schweiz 
keinen  Wohnsitz  hat,  in  der  Schweiz,  so  kann  dieselbe, 
unter  Vorbehalt  der  Vereinbarungen  mit  dem  Ausland,  durch  die 
Aufsichtsbehörde  nur  bewilligt  werden,  wenn  die 
üeimatbehörden  die  bereits  oben  hervorgehobene  Er- 
klärung abgeben.     Art.  138. 

Was  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  bei  der  Scheidungs- 
klage betrifft,  so  unterscheidet  der  Vorentwurf  in  recht  zutreffender 
Weise  den  Fall,  wo  ein  schweizerischer  Ehegatte  als  Kläger 
aufb'itt,  von  dem,  wo  ein  ausländischer  in  der  Schweiz 
wohnender  Ehegatte  klagt 

Während  im  Falle  der  Klageerhebung  durch  einen  Schweizer  die 
^^0,  je  nachdem  er  in  der  Schweiz  oder  im  Ausland  wohnt,  beim 
Richter  seines  Wohnsitzes  oder  beim  Richter  seines  Heimatsorts  anzu- 
bringen ist  (in  welch  letzterem  Fall  jedoch  noch  eine  besondere  Voraus- 
setzung statuiert  wird),'  hat  der  in  der  Schweiz  wohnende  aus- 
ländische Ehegatte,  wenn  er  die  Klage  erhebt,  sie  am  Gerichte 
seines  Wohnsitzes  anzubringen.  Dieses  nimmt  sie  jedoch  nur  dann 
entgegen,  wenn  er  den  Nachweis  erbringt,  dafs  er  beim  Gericht  seiner 
Heimat  nicht  klagen  kann,  und  dafs  zudem  nach  Gesetz  oder  Gerichts- 
gebrauch der  geltend  gemachte  Scheidungsgrund  und  der  schweizerische 
Gerichtsstand   im  Heimatstaate  anerkannt  werden.     Art.  162   u.   168. 
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Damit  ist  in  dorcbaus  zutreffender  Weise  eine  sich  mtfglicherwöse  anf- 
werfende  privatintemationale  Frage  gelöst,  and  zwar  in  Übereinstimmung 
mit  Art  17  Abs.  4  des  Einf-Ges.  z.  B.G.H.  f.  d.  Deutsche  Reich,  die 
ich  in  Baraeetti^  Das  Internationale  Privatrecht  f.  d.  Deutsche 
Reich,  S.  64  u.  ff.,  des  nähern  erläutert  habe. 

Bei  den  Vaterschaft sklagen  unterscheidet  der  Vorentwurf  in 
durchaus  zu  billigender  Weise  zwischen  zwei  Arten  der  Klage.  Es 
giebt  nämlich  eine  Vaterschaftsklage  mit  dem  Begehren  auf  Vermögens- 
leistungen  und  eine  solche  mit  dem  Begehren  auf  Vermögensleistungen 
und  zugleich  auf  Zusprechung  des  Kindes  mit  Standesfolge.  Art  335 
und  348.  Die  letztere  Klage  ist  nur  unter  der  Voraussetzung  be- 
grtlndet,  dafs  der  Beklagte  der  Mutter  die  Ehe  versprochen,  oder  sich 
mit  der  Beiwohnung  eines  Verbrechens  gegen  die  schuldlose  Mutter 
oder  eines  Mifsbrauchs  seiner  häuslichen  oder  dienstlichen  Gewalt  — 
Art  352  ff.  —  schuldig  gemacht  hat  Der  Eid  als  Beweismittel  ist 
in  Vaterschaflssachen  überhaupt  ausgeschlossen.     Art  336. 

Die  Vaterschaftsklage  kann  bei  einem  schweizerischen 
Richter  in  der  Regel  nur  dann  erhoben  werden,  wenn  die  Mutter  oder 
das  Kind  oder  der  Beklagte  in  der  Schweiz  wohnt  (d.  h. 
Wohnsitz  hat),  und  ist  sie  dann  beim  Richter  des  Wohnsitzes 
des  Klägers  oder  des  Beklagten  zu  erheben.  Art.  837.  Bei 
der  Stand  es  klage,  d.  h.  bei  der  Vaterschaftsklage,  die  auf  Ver- 
mögensleistungen und  zugleich  auf  Zusprechung  des  Kindes  mit  Standes- 
folge geht  (Art  335  u.  343),  ist  aucli  noch  nach  Art  838  der  Heimats- 
gemeinde des  Vaters  von  dem  Klagesuchen  Mitteilung  zu  machen  und 
zugleich  die  Gemeinde  wegen  Wahrung  ihrer  Interessen  vor  Gericht  za 
laden.  In  betreff  der  Zuständigkeit  bei  der  einfachen 
Vaterschaftsklage  (ohne  Standesfolge)  besteht  die  Vorschri^ 
dafs  dieselbe,  wenn  der  Beklagte  in  der  Schweiz  wohnt, 
nur  beim  Gericht  seines  Wohnsitzes  angebracht  werden  kann. 
Art  339. 

In  zutreffender,  durchaus  zu  billigender  Anerkennung  des  privat- 
internationalen Grundsatzes,  dafs  die  Landesangehörigkeit  sich 
auch  dann  dem  Inländer  gegenüber  äufsert,  wenn  er  im  Auslande  ist, 
Und  dafs  daher  auch  in  diesem  Falle  die  Gesetze  seines  Landes  auf 
ihn  Anwendung  zu  finden  haben,  weil  dieses  geboten  erscheint,  um 
die  Landesverbindung  zu  bewahren,  die  durch  vorübergehende  Ab- 
wesenheit im  AusUnd  nicht  aufgehoben  wird  (vergl.  hierüber  Bara- 
0etti,  Ein^hrung  in  das  finanzösische  Civilrecht,  §  17  S.  155),  hat 
der  Vorentwurf  in  Art  340  die  Bestimmung  getroffen,  dafs,  im  Falle 
die  Mutter  und  der  Beklagte  Schweizer  sind  und  weder  die 
Mutter,  noch  das  Kind,  noch  der  Beklagte  Wohnsitz  in 
der  Schweiz  haben,  die  Klage,  unter  der  Voraussetzung, 
dafs  sie  im  Ausland  nicht  erhoben  werden  kann,  beim 
Richter  des  Heimatsorts  des  Beklagten  angebracht  werden 
kann. 
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Besondere  Herrorhebong  verdient  die  BeBtimmnng  imVormand- 
schaftsrecht,  wonach  auch  eine  Bevormundung  von  Aus- 
ländern, die  in  der  Schweiz  wohnen,  voigesehen  ist.  Sie  erfolgt 
an  ihrem  Wohnsitz,  wird  jedoch,  wenn  die  Heimatbehörde  die  Vor- 
mundschaft beansprucht,  an  diese  abgegeben,  vorausgesetzt,  dafs  der 
Heimatstaat  Gegenrecht,  sei  es  in  thatsttchlicher,  sei  es  in  Staatsvertrags- 
mäfsiger  Weise,  gewährt  Art  402.  Vergl.  Art.  33  des  Bundesgesetzes 
über  die  civihrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufent- 
halter vom  25.  Juni  1891. 

Diese  Bestimmung  ist  mit  Geschick  und  Takt  getroffen,  sie  zeichnet 
sich  durch  ihre  ELlarheit  vorteilhaft  aus  vor  jener  der  Art  23  und  9 
des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.,  die  gleichfalls  die  Bestellung  eines  Vormunds 
fOr  Ausländer  in  Deutschland  zulassen ,  jedoch  derart  unklar  redigiert 
sind,  dafs  sie  der  Auslegung  grofse  Schwierigkeiten  bereiten. 

Die  Bevormundung  ftlr  Schweizer,  die  im  Ausland  wohnen, 
erfolgt  nur  dann  in  der  Schweiz  und  zwar  in  ihrer  Heimat- 
gemeinde, wenn  nach  schweizerischem  Recht  ein  Bevor- 
mundungsgrund vorliegt  (siehe  Art  390  ff.)  und  entweder  das 
Ausland  die  heimatliche  Vormundschaft  anerkennt  oder 
sich  Vermögen  in  der  Schweiz  befindet  (vorbehalten  bleiben 
Vereinbarungen  mit  dem  Ausland)  Art  402.  Sonst  erfolgt  fUr 
Schweizer  die  Bevormundung,  wenn  sie  in  der  Schweiz  wohnen, 
an  ihrem  Wohnsitz.     Art  401. 

Vorstehende  Beetimmungen  finden  zum  Teil  ihre  Ergänzung  durch 
das  oben  angefohrte  Bundesgesetz  vom  25.  Juni  1891. 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    Bürgrerllches  Reoht,  einsolillerslioli  des  Handels-, 
Wechsel-  und  Konkursreohts.  —  ClvllprozeliB. 

Nachprüfung  der  Gerichte^  ob  ein  Ausländer  von  der  Polizei  mit 
Recht  ausgewiesen  ist  —  Durch  Staatsverträge  werden  nur  öffent- 
liche Rechte  geregelt,  der  einzelne  ünterthan  gewinnt  kern  Pirivat- 
recht  auf  ein  diesen  Verträgen  entsprechendes  Verhalten  der 
Behörden  des  anderen  Staates. 

Urteil  des  OberlandesgerichtB  in  Hamburg  vom  5.  April  1898  (Hans.  GrerichtB- 
Zeitung  1899,  Beiblatt  S.  72)1 

Der  Klttger  ist  türkischer  Ünterthan.  Nachdem  er  mehrere  Jahre 
hier  in  Hamburg  gewohnt  hat,  ist  ihm  durch  Verfügung  der  Polizei- 
behörde vom  2.  Juni  1897  erOfinet  worden,  dafs  ihm  auf  Grund  §  23 
des  Ges.,  betreffend  das  Verhältnis  der  Verwaltung  zur  Rechtspflege, 
vom  23.  April  1879  der  fernere  Aufenthalt  im  hamburgischen  Staats- 
gebiet versagt  worden  sei  und  dafs  er  infolge  dessen  binnen  einer  Frist 
von  vier  Wochen  Hamburg  und  dessen  Grebiet  zu  verlassen  habe  bei 
Vermeidung  zwangsweiser  Fortschafiung.  Da  das  Gesuch  des  KlSgeis 
um  Aufhebung  der  AusweisungsverfUgung  durch  Verftlgung  der  PoHzd- 
behörde  vom  16.  Juni  1897  zurtlckgewiesen  wurde,  erhob  er  Klage 
mit  dem  Antrage: 

festzustellen,  dafs  eine  rechtsgültige  Ausweisung  aus  dem  hamburgischen 
Staatsgebiete  nicht  erfolgt  sei  und  die  Beklagte  zu  verurteilen,  die 
Verfolgungen  vom  2.  und  16.  Juni  1897  zurückzunehmen,  dem 
Kläger   den    durch    sie    erwachsenen    Schaden    gemäfs    richterlicher 

Wertschätzung zu  erstatten   und  dem  Aufenthalt  des  Klägers 

im  hamburgischen  Staatsgebiete  Hindemisse  nicht  in  den  Weg  zu 
legen. 

Zur  Begründung  führte  Kläger  aus:  die  Verfügung  sei  schon  aas 
dem  formellen  Grunde  unwirksam ,  weil  sie  der  Polizeidirektor  und 
zwar  nicht  etwa  im  Namen  des  Polizeiherm,  sondern  selbständig  er- 
lassen habe.  Materiell  sei  sie  ungültig,  weil  nach  den  zwischen  dem 
Deutschen  Reiche  und  der  Türkei  bestehenden  Verträgen  die  Nieder- 
lassung der  beiderseitigen  Unterthanen  gegenseitig  gestattet  werde.  Die 
Beklagte  beantragte  Klagabweisung.  Sie  schützte  zunächst  unter  Hin- 
weis auf  §§  28 ,  1 ,  24  des  Verhältnisgesetzes  die  Einrede  der  Unzu- 
lässigkeit  des  Rechtsweges  vor  und  führte  aus,  dafs  die  betreffenden 
Verfolgungen  formell  wie  materiell  rechtskräftig  ergangen  seien. 
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Das  Landgericht  O.K.  V  hat  durch  Urteil  vom  17.  Dezember  1897 
die  Klage  wegen  Unzalässigkeit  des  Rechtsweges  abgewiesen. 
Das  Oberlandesgericht  IV  verwarf  am  5.  April  1898  die  Bemfdng  des 


Entscheidungsgründe: 

Die  Klage  ist  gegen  die  Polizeibehörde  gerichtet  und  bezielt  Auf- 
hebung der  die  Ausweisung  des  Kittgers  betreffenden  Verßlgungen 
teils  aus  dem  formellen  Grunde,  weil  sie  nicht  von  einem  für  diesen 
Akt  zuständigen  Vertreter  der  Polizeibehörde  erlassen  seien,  teils  aus 
dem  materiellen  Grunde,  weil  die  Ausweisung  nicht  statthaft  gewesen 
sei.  Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  fllr  diese  Klage  der  Rechtsweg 
zollssig  und  ob  nicht  vielmehr  die  Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
behörden ausschliefslich  begründet  sei,  kann  gegentlber  der  Klag- 
begrtlndung  nur  als  eine  einheitliche  erfolgen  und  zwar  nach  Mafsgabe 
des  materiellen  Inhalts  der  Ver^gungen.  Denn  es  ist  nicht  denkbar, 
dafs  die  Nachprtliung  ein  und  derselben  behördlichen  Verfügung  auf 
ihre  formelle  Gtütigkeit  einerseits  und  auf  ihre  materielle  Berechtigung 
andererseits  von  verschiedenartigen  Behörden  erfolgen  könnte,  es  ist 
daher  auch  im  Verhttltnisgesetz  die  Zuständigkeit  der  Justiz  und  der 
Verwaltung  lediglich  nach  materiellen  Gesichtspunkten  von  einander 
abgegrenzt  worden. 

Die  fraglichen  Verfügungen  nun  stellen  sich  als  Verfügungen  der 
Polizeibehörde  dar,  wie  denn  auch  die  Klage  gegen  diese  sich 
richtet.  Es  ist  daher  hier  zunächst  zu  entscheiden,  ob  mit  Rücksicht 
auf  den  Inhalt  der  Verfügungen  die  Givilklage  gogen  die  Polizeibehörde 
zulässig  ist     Dies  ist  zu  verneinen. 

Nach  §  1  des  Verhältnisgesetzes  gehören  Streitigkeiten,-  die  nach 
staatsrechtlichen  Grundsätzen  zu  beurteilende  öffentliche  Verhältnisse 
betreffen,  nicht  zur  Zuständigkeit  der  Gerichte,  insbesondere  gilt  dies 
auch  für  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  Jemandem  staatsbürgerliche 
Rechte  zustehen. 

Dagegen  kann  nach  §  24  desselben  Gesetzes  wegen  Verletzung 
von  Privatrechten  durch  Verfügungen  oder  Mafsregeln  von  Ver- 
waltungsbehörden, die  nicht  unter  die  Bestimmungen  des  ersten  oder 
zweiten  Abschnittes  des  Gesetzes  fallen,  gegen  die  betreffende  Ver- 
waltungsbehörde Klage  vor  den  Gerichten  erhoben  werden.  Es  kann 
nan  aber  die  Frage,  ob  das  Recht  zum  Aufenthalt  in  einem  bestimmten 
Staatsgebiete  ein  Privatrecht  und  ob  es  nicht  vielmehr  als  ein  dem 
öffentlichen  Recht  angehöriges,  nach  staatsrechtlichen  Grundsätzen  zu 
beurteilendes  Recht  (§  1  des  Ges.)  zu  charakterisieren  ist,  hier  dahin- 
gestellt bleiben.  Denn  fUr  den  Kläger  ist  jedenfalls  ein  eigenes 
Recht  zum  Aufenthalt  im  hiesigen  Staatsgebiete  nicht  anzuerkennen. 

Es  ist  davon  auszugehen,  dafs  Ausländer  an  sich  überhaupt  kein 
Recht  zum  Aufenthalt  und  zur  Niederlassung  besitzen  und  dafs  es  an 
sich  im  Ermessen  jedes  einzelnen  Staates  steht,  ob  er  Ausländem  den 
Eintritt  in  sein  Gebiet  verwehren  bezw.  ihnen  den  ferneren  Aufenthalt 
daselbst  verweigern  will.     Demgemäfs  befugt  denn  auch  das  Verhältnis- 
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gesetz  in  §  23  die  Polizeibehörden,  Anslttnder,  falls  sie  dies  im  öffent- 
lichen Interesse  fUr  erforderlich  halten,  ans  dem  hambnrgischen  Staate 
zn  verweisen,  soweit  nicht  Gesetze  und  Staatsyertrftge  entgegenstehen. 
Der  Kläger  meint  nnn  allerdings,  dafs  letzteres  der  Fall  sei,  da  dmch 
die  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  TUrkei  bestehenden  Ver- 
trttge  den  Unterthanen  beider  Länder  der  Aufenthalt  in  beiden  Staaten 
gegenseitig  gestattet  werde.  Es  braucht  jedoch  auch  hierauf  nicht  näher 
eingegangen  zu  werden.  Denn  ans  Staatsverträgen  erwachsen  Rechte 
und  Verpflichtungen  immer  nur  ^r  die  yertragschliefsenden  Staaten 
selber,  nicht  auch  f^  deren  Unterthanen.  Letztere  erwerben  durch 
den  Staatsvertrag  insbesondere  auch  gegen  den  fremden  Staat  keine 
eigenen  Rechte  und  es  kann  daher  auch  der  Kläger  aus  den  Yon 
der  Türkei  mit  dem  Deutschen  Reiche  etwa  geschlossenen  Vertrügen 
gegen  das  Reich  und  dessen  Einzelstaaten  einen  privatrechtlichen  An- 
spruch nicht  herleiten.  (Vergl.  6r.  Meyer^  Verwaltungsrecht  Bd.  1  §  45. 
Labandy  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  2.  Aufl.  Bd.  1  §§  16,  62. 
Hans.  Ger.Ztg.  1884  Nr.  137  S.  216  [R.G.].  SmffeHs  Archiv  Bd.  42 
No.  144  [O.L.G.  Darmstadt]). 

Es  konnten  danach  die  fraglichen  Mafsregeln  der  Polizeibehörde 
vor  den  Gerichten  nicht  angefochten  werden. 

Handlungsfähigkeit  der  Ehefrau. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  in  Köln  vom  23.  Januar  1899  (Archiv  fnr  das 
Gvil-  und  Kriminahrecht  der  PreuTs.  Rheinprovinz,  N.  F.  8a  Bd.  1.  Abt  S.  17). 

Fttr  die  nicht  im  ehelichen  Gtlterrechte  wurzelnde  Handlungs- 
Aihigkeit  einer  Ehefrau  ist  das  Gesetz  des  Wohnsitzes  mafsgebend. 

Aus  den  Grtlnden:  Da  es  sich  um  eine  Beschränkung  der 
Handlungs^higkeit  der  Beklagten  handelt,  kommt  nicht  der  Art  1427, 
sondern  der  Art.  217  des  B.G.B.  in  Betracht.  Dieser  aber  ist  kein 
Ausflufs  des  ehelichen  Güterrechts,  sondern  stellt  sich  dar  als  eine  aas 
der  alten  Geschlechtsvormundscbaft  fliefsende  Beschränkung  der  Hand- 
lungsfähigkeit der  Ehefrauen,  mithin  als  eine  den  Personenstand  he- 
rtthrende  Vorschrift,  so  dafs,  da  nach  der  herrschenden  Meinung  all- 
gemein anerkannt  ist,  dafs  die  Rechts-  und  Handlungstähigkett  einer 
Person  sich  regelmäfsig  nach  dem  Gesetze  des  Wohnsitzes  richtet,  in 
Ansehung  des  zur  Entscheidung  stehenden,  von  der  beklagten  Ehefrau 
eingegangenen  Rechtsgeschäfles  nur  das  an  dem  damaligen  Domizil  der 
Eheleute  K.  geltende  Personenrecht  zur  Anwendung  kommen  kann 
(vergl.  Entsch.  d.  R.G.  Bd.  4  S.  893). 

Testamentserbrecht 

urteil  des  Oberlandes^chts  Karlsruhe  vom  17.  November  1898  (Deutsche 

Juristenzeitung  IV.  Jahrgang  S.  160). 

Das  mit  Anerkennung  (probate  der  high  Court  of  justice)  versehene, 
vom  Testierer  in  Gegenwart  von  zwei  mitunterschriebenen  Zeugen  unter- 
zeichnete Testament  des  in  London  wohnhaft  gewesenen  und  dort  ver- 
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storbenen  Erblassers  ist  nicht  darauf  zu  prüfen,  ob  es  auch,  der  in- 
läadiscfaen  Vorschrift  gemäfs,  dorchaos  von  der  Hand  des  Erblassers 
geschrieben  und  datiert  ist;  denn  es  entspricht  den  Vorschriften  des 
englischen  Rechts.  In  materieller  Hinsicht  ist  aber  weder  aus  dem 
Gebranch  der  englischen  Rechtsform,  noch  aus  dem  Ort  der  Eirichtung 
und  dem  Domizil  des  Erblassers  darauf  zu  schliefsen,  dafs  der  Erblasser 
sieh  auch  inhaltlich  dem  englischen  Erb-  und  Testamentsrecht  unter- 
werfen wollte  und  konnte,  zumal  ein  erheblicher  Teil  des  Nachlasses 
sich  im  Inlande  befindet,  auch  die  im  Testament  bedachten  gesetzlichen 
Erben  im  Inlande  wohnen  und  bezflglich  der  Rechtsbeständigkeit  des 
Testaments  in  seinen  wichtigsten  Bestimmungen  zwingende  Rechtssätze 
des  inländischen  Rechts  eingreifen.  Es  ist  vielmehr  nach  badischem 
Rechte  davon  auszugehen,  dafs  hier,  wo  es  sich  um  die  Beorbung  eines 
im  Auslande  verstorbenen  badischen  Staatsangehörigen  handelt,  sowohl 
was  die  gesetzliche  Erbfolge,  als  was  den  Inhalt  und  die  Wirksamkeit 
letztwilliger  Verfügungen  betrifft,  badisches  Recht  zur  Anwendung  zu 
JLommen  habe. 

Statutenkollision  im  Erbrecht.  Äusschlufs  des  Princips  der  Rück- 
verweisung, insbesondere  gegenüber  der  Bestimmung  des  §  496 
Tl.  II  Tit.  1  des  Allg.  Preufs.  Landrechts.  Gesichtspmücte  für 
die  Anwendung  eines  der  mehreren  im  Heimatsstaate  des  Ausländers 
geltenden  Hechte. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Karlsruhe  vom  6.  Mai  1898  (Annaien  der 
Grofsh.  Badischen  Gerichte  Bd.  LXIV  S.  387  ff.,  353  ff.). 

Am  29.  Dezember  1895  verstarb  in  Mannheim  die  Ehefrau  des 
Bordellbesitzers  Adolf  Seh.  Lucio  geb.  Schm.  In  Ermangelung  von 
Kindern  oder  Testamentserben  wurde  ihr  Nachlafs  von  ihren  Ge- 
schwistern Thomas  und  Margarethe  Schm.  beansprucht  Der  Sohn 
emes  vorverstorbenen  Bruders  Gregor  Schm.  beteiligte  sich  nicht  am 
Prozesse.  Die  beiden  Kläger  beantragten  gegen  den  Witwer  Adolf  Seh. 
die  Versteigerung  der  Häuser  und  Fabmisse  der  Verstorbenen  und  die 
Feststellung,  dafs  ihnen  je  ein  Drittel  der  Hälfte  des  vorhandenen 
Gesamtvermögens,  eventuell  des  reinen  Nachlasses  zuzuschreiben  sei. 
Dieser  Antrag  war  damit  begründet,  dafs  Adolf  Seh.  in  Rathenow  in 
Brandenburg  heimatberechtigt  sei  und  nach  brandenburger  Pro- 
viozialrecht  die  Hälfte  der  Erbsehaft  dem  ttberlebenden  Manne,  die 
andere  den  Geschwistern  gehöre.  Fürsorglich  wurde  die  Feststellung 
beantragt,  dafs  das  voreheliche  Vermögen  der  Erblasserin  auszusondern 
und  hieran  die  Kläger  zu  zwei  Dritteilen  aussehliefslich  erbberechtigt 
seien.  Dieser  Antrag  war  für  den  Fall  gestellt,  dafs  das  am  Geburts- 
orte des  Adolf  Seh.,  in  Clötze  bei  Stendal  geltende  Allgemeine 
Preufs.  Landrecht  Anwendung  finden  würde.  Der  Beklagte  Adolf 
Seh.  hat  Abweisung  der  Klage  beantragt.  Er  bestritt,  in  Rathenow 
heimatberechtigt  zu  sein.  Nach  dem  in  Clötze  geltenden  Allg.  Preufs. 
Landrecht  habe  der  überlebende  Ehegatte  bei  kinderloser  Ehe  die  Wahl, 
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ob  er  nach  dem  Rechte  des  ersten  oder  des  letzten  ehelichen  Wohn- 
sitzes erben  wolle.  Der  erste  sei  in  Bamberg,  der  letzte  in  Mannheim 
gewesen.  Er  wähle  das  Bamberger  Recht.  Nach  diesem  werde 
eine  Gtltergemeinschaft  unter  den  Ehegatten  „stillschweigender  Weis*' 
eingegangen,  wenn  sie  Jahr  und  Tag,  ohne  dieselbe  auszuschliefsen, 
im  Geltungsbereich  des  Bamberger  Landrechts  wohnen,  und  der  Über- 
lebende erhalte  bei  kinderloser  Ehe  den  ganzen  Nachlafs  zu  seinem 
Eigentum. 

Das  Landgericht  Mannheim  hat  den  Beklagten  durch  Urteil 
vom  28.  September  1897  verurteilt,  anzuerkennen,  dafs  die  zwischen 
ihm  und  seiner  verstorbenen  Frau  bestandenen  ehelichen  Güterrechts- 
Verhältnisse  und  die  erbrechtlichen  Ansprüche  der  Kläger  und  des  Be- 
klagten an  dem  darnach  sich  ergebenden  Nachlafs  nach  Mafsgabe  des 
in  Clötze  geltenden  Rechtes  auseinanderzusetzen  seien.  Mit  der  Mehr- 
forderung hat  es  die  Kläger  abgewiesen,  die  Kosten  hat  es  dem  Be- 
klagten auferlegt. 

Auf  die  Berufung  des  Beklagten  hat  das  Oberlandesgericht 
durch  Urteil  vom  6.  Mai  1898  unter  Aufhebung  der  angefochtenen 
Entscheidung  erkannt,  dafs  das  Vermögen  der  verstorbenen  Ehefrau 
des  Beklagten  nach  den  im  Allg.  Preufs.  Landrecht  bei  getrenntem 
Güterstande  der  Ehegatten  gegebenen  Vorschriften  auszusondern  und 
zu  vererben  ist,  und  dafs  daher  die  beiden  Kläger  je  zu  '/9  an  diesem 
Vermögen  erbberechtigt  sind,  wogegen  sie  mit  ihren  weiteigebenden 
Ansprüchen  abgewiesen  werden.  Im  übrigen  wurde  die  Bemfung  als 
unbegründet  zurückgewiesen.  Von  den  Kosten  beider  RechtszUge 
wurden  den  KlHgem  zusammen  ^/s,  dem  Beklagten  ^/s  auferlegt. 

Aus  den  Gründen: 

Das  Landgericht  steht  auf  dem  Standpunkt,  dafs  es  nur  die  Frage, 
welches  Recht  für  das  Streitverhältnis  anzuwenden  sei, 
zu  entscheiden  habe,  und  dafs  es,  indem  es  die  Anwendung  des  in 
Clötze  geltenden  Rechtes  ausspricht,  nach  dem  Eventualantrag  erkannt 
habe. 

Das  Landgericht  verkennt  dabei,  dafs  eine  blofse  Rechtsfrage  nicht 
Gegenstand  der  Entscheidung  sein  kann.  Das  Landgericht  mnfste  die 
von  ihm  verlaugte  Feststellung  des  zwischen  den  Parteien  streitigen 
Rechtsverhältnisses  treffen;  es  mufste  auch  formell  über  den 
klägerischen  Anspruch  erkennen  und  durfte  sich  nicht  darauf  be- 
schränken, anstatt  dieser  Entscheidung  ein  Element  derselben  zum 
Gegenstand  des  Urteilstenors  zu  machen. 

Vergl.  BoUe^  Praxis  des  Reichsgerichts  Bd.  XIII  Nr.  646. 

Das  Oberlandesgericht  glaubte  gleichwohl  über  diesen  Mangel  des 
Urteils  Verfahrens 

vei^l.  Reichsgericht,  Entsch.  in  Civilsachen  Bd.  XVII  S.  361 
hinwegsehen  zu  können,  ohne  zu  einer  Zurückverweisung  der  Sache 
gemäfs  §  501  C.Pr.O.  genötigt  zu  sein, 

vergl.  Entscheid,  des  Reichsgerichts  Bd.  XX  S.  895, 
weil  sich  aus  dem  landgerichtlichen  Urteil  in  Verbindung  mit  der  ihm 
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beigeftigten  BegrttnduDg  trotz  einzelner  Widersprüche  doch  klar  ergiebt, 
in  welcher  Weise  das  Landgericht  das  ihm  unterbreitete  Streitverbttltnis 
entscheiden  wollte. 

Veigl.  Gruchot,  BeitrUge  zur  Erläaterong  des  deutschen  Rechts, 
Bd.  XXXVI  S.  442. 

In  materieller  Hinsicht  geht   das  Landgericht  mit  Recht   von  der 

ErwMgnng  aus,  dafs  die  verstorbene  Seh.  durch  Verheiratung  mit  dem 

Beklagten  gemäfs  §§  2  und  5  des  Reichsgesetzes   über  die  Erwerbung 

und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870 

die  Staatsangehörigkeit   des  Beklagten,    welcher  preufsischer  Unterthan 

ist,   erworben   habe,    und    dafs   die    ehelichen  Güterrechtsverhältnisse, 

sowie  die  Rechte  am  NachUfs  der  Seh.  zufolge  der  Bestimmungen  des 

VI.  bad.  Konstitutionsedikts  vom  4.  Januar  1808i  die  Grundverfiissung 

der  Stände  betr.  (Reg.Bl.  1808  Nr.  18,  19),  insbes.  §  2  lit  e  nach 

den  Gesetzen  des  Heimatsstandes  der  Seh.  zu  beurteilen  sind. 

Vergl.  Urteil  des  Oberhofgerichts  Mannheim  vom  12.  Oktober 

1868  in  den  Annalen  der  Badischen  Gerichte  Bd.  XXXVII 

S.  8  fg.  und  die  dort  citierte  Litteratur. 

Zwar  spricht  das  cit.  VT.  Konstitutionsedikt  die  Anwendung  der 
Rechte  des  Heimatsstaats  des  Ausländers  (Gastes)  nur  für  die  Erbfolge 
in  den  Nachlafs  desselben  direkt  ans.  Da  es  sich  aber  auch  bei  der 
Regelung  des  ehelichen  Güterrechts  um  die  Zusammenfassung  von  Ver- 
mögen als  Einheit  handelt,  so  ist  der  Wille  des  Gesetzgebers  dahin  zu 
interpretieren,  dafs  auch  für  diese  Regelung  das  Recht  des  Heimats- 
staates des  in  Baden  wohnhaften  Ausländers  angewendet  werden  soll. 
Diese  Auffassung  ist  in  oberstrichterlichen  Entscheidungen  wiederholt 
anerkannt. 

Vergl.  Urteil  des  Reichsgerichts  II.  Civilsenat  vom  18.  Februar 
1890,  Entscheidungen  in  Civilsachen  Bd.  XXV  S.  841  fg. 
und  die  dort  auf  S.  846  citierten  Erkenntnisse. 

Das  Landgericht  steht  auf  dem  Standpunkte,  dafs  der  badische 
Bichter,  indem  er  für  die  güterrechtlichen  Verhältnisse  und  die  Erb- 
folge in  den  Nachlafs  des  in  Baden  wohnhaften  Ausländers  das  Personal- 
Statut  des  letzteren  anwendet,  dabei  nicht  zu  berücksichtigen  hat,  in 
welcher  Weise  das  hiemach  mafsgebende  ausländische  Recht  seinerseits 
die  räumlichen  Grenzen  seiner  Anwendbarkeit  bestimmt,  in  welcher 
Weise  es  insbesondere  die  sogen.  Statutenkollision,  die  Konkurrenz  der 
mehreren  eventuell  in  Betracht  kommenden  Rechte  geregelt  hat. 

In  dieser  Beziehung  entscheidet  das  badische  Recht  (die  cit  Be- 
stimmung des  VI.  Konstitutionsedikts)  —  direkt  und  unter  Aus- 
Bchlnfs  entgegenstehender  Bestimmungen  einer  aus- 
Undischen  Gesetzgebung  —  für  das  Recht  der  Staats- 
angehörigkeit. Es  schliefst  dadurch  die  Möglichkeit  aus,  dafs  der 
badiache  Richter  infolge  einer  Verweisung  des  von  ihm  angewendeten 
Personalstatuts  des  AuslKnders  auf  ein  anderes  Recht,  z.  B.  das  Recht 
des  letzten  Wohnsitzes  des  Erblassers,   ein  vom  nationalen  Rechte  des 
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Ausländers  abweichendes  eheliches  Güter-  und  Erbrecht  zur  Anwendung 
bringe. 

Vergl.  tlber  den  sogen.  Ausschlufs  des  Princips  der  Rtlckver- 
Weisung  die  Urteile  des  Oberlandesgerichts  Karlsruhe  vom 
3.  November  1893  in  den  Annalen  der  Badischen  Gerichte 
Bd.  LX  S.  213  fg,,  230  fg.,  245  fg.  und  des  Reichsgerichts 
U.  Civilsenat  vom  24.  April  1894,  ebenda  S.  250  %.  und 
Juristische  Wochenschrift  1894  8.  290*®. 
Unanwendbar  ist  daher  für  den  badischen  Richter  insbesondere 
die  Vorschrift  des  §  496  IT.  Tl.  1.  Tit  A.Pr.L.R. : 

„Haben  die  Eheleute  während  der  Ehe  ihren  Wohnsitz  ver- 
ändert, so  hat  der  Überlebende  die  Wahl,  ob  er  nach  den  Gesetzen 
des  letzten  persönlichen  Gerichtsstandes  des  Verstorbenen  oder  nach 
den  Gesetzen  desjenigen  Ortes,  wo  die  Eheleute  zur  Zeit  der  voll- 
zogenen Heirat  ihren  ersten  Wohnsitz  genommen  haben,  erben 
wolle.** 

Diese  Vorschrift  ist  nur  verständlich  vom  Standpunkte  des  preufsischen 
Gesetzgebers,  welcher  für  die  örtliche  Begrenzung  der  Anwendung  der 
Gesetze  das  sogen.  Territorialitätsprincip  adoptiert  und  in  dem  Wohn- 
sitz der  Person  das  Band  findet,  „welches  sie  mit  einem  bestimmten 
Rechtsgebiete  verknüpft  und  den  dauernden  Mittelpunkt  £\Xr  ihre  Lebens- 
verhältnisse und  Rechtshandlungen  fixiert. '^ 

Vergl.  Einl.  §§  23  fg.  des  A.Pr.L.R.  rorster-Eccius,  Preufsische« 
Privatrecht  Bd.  I  §  11. 
Speciell  die  Bestimmung  des  §  496  a.  a.  0.  hat  den  Zweck,  die 
Unbilligkeiten  (namentlich  gegentlber  der  Frau)  auszuschliefsen,  welche 
sich  daraus  ergeben,  dafs  durch  eine  Veränderung  des  Wohnsitzes 
Successionsrechte  verloren  gehen,  auf  welche  bei  Eingehung  der  Ehe 
der  nunmehr  überlebende  Eheteil  reflektiert  hatte,  so  dafs  er  gerade 
mit  Rücksicht  auf  das  Recht  seines  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  die 
Errichtung  eines  Ehevertrags  für  überflüssig  hielt. 

Vergl.  Förster 'Eccius  a.  a.  0.  Bd.  IV  §  262;  Koch^  AUg. 
Landrecht  ftir  die  Preufs.  Staaten,  V.  Ausgabe  Bd.  III 
S.  134  u.  44  zu  §  496. 
So  ist  also  die  Verknüpfung  des  anzuwendenden  Rechts  mit  dem 
Wohnsitz  die  innere  und  notwendige  Voraussetzung  des  in  §  496  a.  a.  0. 
dem  Überlebenden  eingeräumten  Beneficiums.  Dasselbe  bringt  aber 
hiemach  nicht  eine  Norm  des  materiellen  Erbrechts  zum  Aus- 
druck, sondern  enthält  eine  Regelung  des  sogen,  internationalen 
Privatrechts,  der  örtlichen  Anwendbarkeit  der  Rechte  vom  Stand- 
punkt des  preufsischen  Gesetzgebers  aus.  Das  dem  Überlebenden  hier 
eingeräumte  private  Wahlrecht  mufs  daher  notwendig  zurücktreten 
gegenüber  dem  bestimmten  Ausspruch  des  badischen  Gesetzgebers, 
wdcher  bei  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der  im  badischen  Staats- 
gebiet wohnenden  Ausländer  deren  heimatliches,  nationales  Recht  in 
den  hier  in  Frage  stehenden  Beziehungen  für  unmittelbar  an- 
wendbar erklärt  hat. 
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Auch  vom  Standpunkt  des  badischen  Gesetzgebers  aus,  welcher 
das  germanische  Princip  der  Stammesrechte  in  der  angegebenen  Weise 
konserviert  hat,  konnte  der  Wohnsitz  der  Erblasserin  aber  doch  in- 
sofeme  ^on  Bedeutung  werden,  als  derselbe  für  die  Anwendung  eines 
bestimmten  der  mehreren  in  ihrem  Reimatsstaate  Preufsen 
geltenden  Rechte  mafsgebend  sein  konnte. 

Vergl.    die     oben     citierte    Entscheidung     des    Reichsgerichts 
Bd.  XXV  S.  345. 

Allein  die  Eheleute  Seh.  haben  in  Preufsen  niemals  einen  Wohnsitz 
gehabt.  Sie  domizilierten  nach  ihrer  Eheschliefsung  nacheinander  in 
Bamberg,  Augsburg,  München?,  Mannheim.  Aus  dem  thatsächlichen 
Vorbringen  der  Parteien  konnte  auch  nicht  mit  Bestimmtheit  festgestellt 
werden,  wo  der  Beklagte,  dessen  Staatsangehörigkeit  für  die  der  Erb- 
lasserin mafsgebend  ist,  in  seinem  Heimatsstaate  Preufsen  zuletzt  den 
Wohnsitz  hatte.  Zu  der  Zeit,  da  seine  Eltern  nach  Rathenow  über- 
siedelten (Frühjahr  1883),  war  er  bereits  volljährig. 

Auch  in  der  Berufungsverhandlung  wurde  in  dieser  Beziehung 
nichts  neues  vorgebracht.  Mit  Recht  hat  daher  das  Landgericht  an- 
genommen, dafs  Clötze  bei  Stendal  als  der  Ort  der  Geburt  des  Be- 
klagten und  als  Wohnsitz  seiner  Eltern  zur  Zeit  seiner  Geburt,  fOx  die 
Frage  mafsgeblich  wird,  welches  der  mehreren  in  Preufsen  geltenden 
Rechte  als  Heimatrecht  der  Erblasserin  anzuwenden  sei. 

In   Glotze    gilt    (unter   Ausschlufs    besonderer   Statutarrechte)    für 

R^elung  der  ehelichen  Gttterverhältnisse   das  Allg.  Preufs.  Landrecht; 

es  tritt  daher,  wenn,  wie  im  vorliegenden  Falle,  ein  Ehevertrag  nicht 

abgeschlossen  wurde,  das  landrechtliche  System  der  Gütertrennung  ein. 

Vergl.  §§  205,  345  II.  Tl.  L  Tit  A.Pr.L.R. 

Einen  förmlichen  Ehevertrag  haben  die  Eheleute  Seh.  nicht  er- 
richtet. Mit  Recht  nimmt  das  Landgericht  an,  dafs  auch  die  Annahme 
eines  stillschweigend  durch  konkludente  Handlungen 
eingegangenen  Ehepakts  ausgeschlossen  ist.  Weder  nach 
badischem,  noch  nach  preufsischem  Landrecht  (vergl.  II  1  §§  208  %., 
251),  noch  endlich  nach  bayerischem  Rechte  sind  formlose  Ehevertrttge 
möglich.  Für  das  rechtsrheinische  Bayern  war  insbesondere  seit  Ein- 
führung des  Notariats  vom  Jahre  1862  bis  zum  Jahre  1890  für  Ehe- 
vertrSge  schriftliche  Abfassung  mit  zwei  Zeugen  oder  notarielle  Verlaut- 
barung vorgeschrieben. 

Der  Beklagte  hat  denn  auch  in  zweiter  Instanz  nicht  eine  vertrags- 
mäfsige  Annahme  des  Bamberger  Güterrechts  behauptet,  vielmehr  geltend 
gemacht,  dafs  das  Bamberger  Recht  der  Allgemeinen  Gütergemeinschaft 
als  gesetzliches   Güterrecht  auf   seine  ehelichen  Güterverhältnisse 
anzuwenden  sei  kraft   der  Bestimmung  in  Tl.  II  Kap.  2  Tit.  2  §  1: 
„Stillschweigender  Weis  wird  die  Gütergemeinschaft  eingeführt, 
wenn  die  Eheleute  nach  der  priesterlichen  Kopulation  Jahr  und  Tag 
verstreichen  lassen,   ohne  dieselbe  ausdrücklich  mit  einander  zu  ver- 
abreden  oder  auch   ausdrücklich   auszuschliefsen    und  einen  anderen 
Güterstand  anzunehmen.** 
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Allein  diese  Auffassung  tritt  mit  der  oben  dargelegten  Vorschrift 
des  badischen  Gesetzgebers  in  Widerspruch.  Derselbe  gestattet  dem 
badischen  Richter  eben  gerade  nicht,  den  Wohnsitz  im  allgemeinen 
oder  den  ersten  ehelichen  Wohnsitz  im  besonderen  über  die  Anwendung 
des  mafsgebenden  Rechtes  entscheiden  zu  lassen.  Es  mag  daher  zu- 
treffend sein,  wenn  in  dem  Schreiben  des  Landger ichtsprttsidenten  in 
Bamberg  vom  11.  Dezember  1896  ausgeführt  wird,  „wäre  der  frag- 
liche Prozefs  von  dem  Landgericht  Bamberg  zu  entscheiden,  so  würde 
zweifellos  angenommen  werden,  dafs  die  Sch.schen  Eheleute  nach 
Bamberger  Landrecht  in  allgemeiner  Gütergemeinschaft  lebten  und  dafs 
nach  Ableben  der  Ehefrau  bei  kinderloser  Ehe  der  überlebende  Ehe- 
mann Alleineigentümer  des  gesamten  Vermögens  ist." 

Da  der  Prozefs  aber  von  den  badischen  Gerichten  zu  entscheiden 
ist  und  der  badische  Richter  das  Recht  seines  Landes  anzuwenden  hat, 
welches  ihm  die  Anwendung  des  Rechtes  des  Heimatsstaates  der  Erb- 
lasserin zur  Pflicht  macht,  so  kann  die  Anwendung  des  Bamberger 
Rechtes,  als  des  Rechtes  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes,  nicht  in 
Frage  kommen. 

Inwieweit  ist  mr  Auslegung  eines  zwischen  Deutschen  in  Deutsch- 
land in  englischer  Sprache  abgefafsten  Konnossements  auf  englische 
Rechtsanschauungen  zurückßugreifen? 

Urteil  des  Landgerichts  Hamburg  vom  9.  November  1898  (Hans.  Gerichts- 
zeitnng,  Hauptblatt  8.  72). 

Ohne  allen  Zweifel,  und  darüber  sind  die  Parteien  auch  im 
Grunde  nicht  uneinig,  ist  das  Vertragsverhttltnis  der  Parteien  an  sich 
(vergl.  auch  Art  19  des  Konnossements)  nach  deutschem  Recht  zu 
beurteilen.  Das  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung;  wohl  aber  hat 
man  sich  zu  fragen,  inwieweit  bei  der  Interpretation  des  in  englischen 
Konnossementsklauseln  niedergelegten  Vertragswillens  auf  englischen 
Sprachgebrauch  und  auf  englische  Rechtsanschauungen  zurückgegrifien 
werden  mufs,  denn  auch  darüber  kann  kein  Streit  bestehen,  da(b,  wenn 
und  insoweit  gewisse  der  englischen  Terminologie  eigentümliche  Aus- 
drücke und  gewisse,  nach  englischen  Rechtsanschauungen  mit  emem 
bestimmten  hergebrachten  Sinne  verknüpften  Wendungen  in  einem 
solchen  Konnossemente  im  Einverständnisse  der  Parteien  zur  Anwendung 
gelangt  sind,  die  Kontrahenten  denselben  auch  den  Sinn  beigel^  zu 
sehen  wünschen,  den  sie  nach  diesen  englischen  thatsächlicben  und 
rechtliehen  Anschauungen  haben. 

In  dieser  Beziehung  würde  es  also  nicht  unbedenklich  sein,  wenn 
man  bei  ihrer  Beurteilung  —  auch  wo  lediglich  deutsches  Recht  in 
Frage  kommt  —  ausschliefslich  wörtlich  übersetzen  und  danach  den 
Willen  der  Parteien  ermitteln  wollte,  denn  vor  allem  kommt  es  auf 
die  Erforschung  des  Willens  der  Parteien  an  und  hierzu  dient  die 
Prüfung  gebrauchter  Ausdrucksweisen  nach  dem  speciellen  ihnen  an- 
haftenden Sinne. 
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Mit  Recht  yerweist  daher  auch  das  A.G.  auf  die  Vorschrift  des 
§  278  des  H.G.B.  und  nimmt  Bezog  auf  die  Ausführungen  des  reichs- 
gerichtlichen Urteils  vom  22-  Mai  1897  (Hans.  Ger.Ztg.  Hpthl.  1897 
Nr.  88  und  Entsch.  Bd.  89  Nr.  19),  welches  ausspricht,  dafs  gerade 
die  Anwendung  jener  Bestimmung  dazu  nötigt ,  in  solchen  Fällen,  in 
denen  englisch  abgefafste  Vertragsdokumente  in  Frage  kommen,  fllr  die 
Ermittelung  der  Bedeutung  und  Tragweite  der  einzelnen  Klauseln  des- 
selben auf  englische  Rechtsanschauungen  zurückzugehen. 

Dem  widerspricht  aber  auch  nicht,  was  in  einem  ähnlichen  Falle 
in  dem  reichsgerichtlichen  Urteile  vom  16.  Juni  1888  (Entscheid.  Bd.  11, 
insbesondere  S.  104)  ausgeführt  ist,  denn  dort  standen  lediglich  Aus- 
drücke in  Frage,  welche  „nicht  zwingend  auf  in  Deutschland  fremde, 
specifischen  anderen  Verkehrs-  und  Rechtsbegriffen  angehörige  Auf- 
fiissungen^  hinwiesen  und  ward  ausgesprochen,  dafs  „bei  Zugrunde- 
legung des  deutschen  Rechts  und  deutscher  Begriffe  zu  einem  durchaus 
naheliegenden  und  angemessenen  Verständnis  des  Inhalts  des  vorliegenden 
Konnossements  zu  gelangen**  war. 

Im  Auslande  geschlossene  Börsengeschäfte, 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  7.  Februar  1899  (Jar.  Wochenschrift  1899  S.  187). 

Der  in  Stuttgart  wohnende  Kläger  hat  im  Auftrage  und  für  Rechnung 
des  ebenfedls  in  Stuttgart  wohnenden  Beklagten  in  New  York  in  Rio- 
Kaffee  durch  Gebrüder  L.  in  New  York  Geschäfle  nach  den  Bedingungen 
der  New  Yorker  Kaffeebörse  gemacht,  die  nach  Lösung  des  Engagements 
durch  Verkauf  zu  einem  Verluste  für  den  Beklagten  gefUhrt  haben.  Er 
verlangt  jetzt  vom  Beklagten  den  Betrag  von  6604,65  Mk.,  den  er  ftlr 
den  Beklagten  an  Gebrüder  L.  bezalilt  haben  will  und  stützt  diesen 
Anspruch  auf  das  Recht  des  Kommissionärs  gegen  den  Kommittenten 
und  auf  angebliche  ausdrückliche  Zusagen  und  Versprechungen  des 
Beklagten.  Keine  der  Parteien  ist  in  einem  Börsenregister  eingetragen. 
Unstreitig  sind  die  zur  Frage  stehenden  Geschäfle  Börsentermingeschäfle 
im  Sinne  der  New  Yorker  Kaffeebörse.  Die  Klage  ist  abgewiesen  und 
die  Berufung  des  Klägers  ist  zurückgewiesen.  Es  handelt  sich  um  die 
Frage,  ob  die  Vorschrift  in  §  68  des  Börsengesetzes  vom  22.  Juni  1896, 
nach  welcher  die  Bestimmungen  des  §  66  auch  dann  Anv/endung  finden, 
wenn  das  „Geschäft  im  Auslände  geschlossen  —  oder  zu  er- 
füllen —  ist^,  auch  fllr  Termingeschäfte  gilt,  die  von  Nichteingetragenen 
im  Auslande  nach  den  Geschäftsbedingungen  auswärtiger  Börsen  ab- 
geschlossen werden.  Dafs  bei  der  Vorschrift  des  §  68  im  Rahmen  des 
ganzen  Gesetzes  zunächst  an  Börsentermingeschäfte  zu  denken  ist,  die 
im  Auslande  nach  den  von  einem  deutschen  Börsenvorstande  fest- 
gesetzten Geschäflsbedingungen  abgeschlossen  werden,  ist  nicht  zu  ver- 
kennen. Der  erkennende  Senat  ist  aber  der  Ansicht,  dafs  eine  Be- 
schränkung der  Vorschrift  auf  die  in  dieser  Art  im  Auslande  abgeschlossenen 
Geschäfte  dem  Willen  des  Gesetzgebers  nicht  gerecht  werden  würde. 
Mit  Recht  hat  schon  das  Berufungsgericht  darauf  hingewiesen,  dafs  der 
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Zweck  des  Registerzwangs  nur  sehr  nnyoUkommen  erreicht  werden 
würde ,  wenn  die  von  Nichteingetmgenen  im  Auslande  an  auswärtigen 
Börsen  oder  nach  den  Geschäftsbedingungen  auswärtiger  Börsen  ab- 
geschlossenen Termingeschäfte  für  gültig  erachtet  werden  müfsten,  und 
nach  der  Begründung  des  Entwurfs  zu  §  65  will  der  jetzige  §  68  auch 
gerade  dafür  Vorkehr  treffen,  dafs  nicht  der  Inländer  unter  Umgehung 
der  Eintragung  seine  Bötsentermingeschäfte  nach  dem  Auslande  verlege. 
Der  Zweck  der  Vorschrift  des  §  68  wird  daher  nur  erreicht,  wenn 
man  unter  „den  im  Auslande  geschlossenen  Geschäften"  nicht  blolB 
etwaige  im  Auslande  nach  den  von  einem  deutschen  Börsenvorstande 
ftlr  den  Terminhandel  festgesetzten  Bedingungen  geschlossenen  Geschäfte, 
sondern  überhaupt  die  im  Auslande  geschlossenen  Börsentermingeschäfle 
versteht,  mögen  sie  nun  nach  den  Geschäftsbedingungen  deutscher  oder 
auswärtiger  Börsen  abgeschlossen  sein.  Für  die  verhältnismftlsig  jeden- 
falls seltenen  Fälle,  dafs  im  Auslande  Börsen termingeschäfte  nach  den 
Geschäftsbedingungen  deutscher  Börsen  abgeschlossen  werden,  wäre  auch 
kaum  eine  besondere  gesetzliche  Vorschrift  geboten  gewesen,  während 
§  68  in  dem  eben  angenommenen  Sinn  sich  als  eine  zur  Durchführung 
des  Registerzwangs  nicht  zu  entbehrende  Vorschrift  darstellt  Unter 
den  „im  Auslande  geschlossenen  Geschäften^  des  §  68  sind  daher 
auch  die  im  Auslande  nach  den  Geschäftsbedingungen  auswärtiger 
Börsen  geschlossenen  Termingeschäfte  zu  verstehen.  Dafs  unter  die  in 
§  68  Abs.  3  genannten  „Schuldanerkenntnisse''  auch  die  vom  Kläger 
behaupteten  Schuld-  oder  Zahlungsversprechen  des  Beklagten  fallen,  ist 
vom  Berufungsgericht  mit  Hecht  angenommen. 

Zur  Auslegung  der  §§  48  und  68  des  Börsengesetzes,  Ist  ein 
zwischen  einem  Ausländer  und  einem  nicht  in  das  Börsenregister 
eingetragenen  Deutschen  im  Auslande  nach  den  dortigen  Usancen 
abgeschlossenes  Börsentermingeschäft  gültig?    —    Setzt  §  68  des 

Börsengesetzes  voraus,  dafs  beide  Parteien  Inländer  sind? 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  in  Hamburg  vom  81.  Januar  1898  (Hanseatiflche 

Gerichtszeitung,  Hauptblatt  1899,  S.  81  ff.). 

Der  Beklagte,  ein  in  Hamburg  ansässiger  Schlachtermeister,  welcher 
in  das  Börsenregister  nicht  eingetragen  ist,  hat  die  Klägerin,  welche  in 
Deutschland  eine  Niederlassung  nicht  besitzt,  durch  Vermittelung  ihres 
hamburgischen  Vertreters  beauftragt,  für  ihn  100  Union-Pacific-Eisenbahn- 
Aktien  per  Ende  Oktober  1897  zu  kaufen.  Die  Klägerin  will  diesen 
Auftrag  nach  Mafsgabe  der  Usancen  der  Londoner  Effektenbörse  aus- 
geführt haben.  Da  der  Beklagte  auf  die  Mitteilungen  der  Klägerin 
über  die  Ausführung  des  Auftrages  nicht  reagiert  hat,  so  will  die 
Klägerin,  nachdem  sie  telegraphisch  den  Schlufs  des  beklagtiscben 
Kontos  angedroht  hatte,  am  2.  November  1897  an  der  Londoner  Börse 
die  Aktien  haben  verkaufen  lassen.  Aus  diesen  Transaktionen  be- 
ansprucht die  Klägerin  £  133.  12.  8. 

Der  Beklagte  hat  die  Nichtigkeit  dieses  Geschäftes  auf  Grund  des 
deutschen  Börsengesetzes  geltend  gemacht 
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Die  Klage  ist  abgewiesen  vom  Oberlandesgericht  am  31-  Januar 
1898  ans  folgenden  Gründen: 

Der  Beklagte  beruft  sich  fbr  seine  Verteidigung,  dafs  ein  Schuld- 
Verhältnis  zwischen  ihm  und  der  Klägerin  nicht  b^ründet  sei,  mit 
Recht  auf  die  §§  66,  68  des  Heichsbörsengesetzes  vom  22.  Juni  1896. 
Das  Geschäft,  welches  die  Parteien  mit  einander  geschlossen  haben,  ist 
unstreitig  ein  Zeitgeschäft  nach  den  Usancen  der  Londoner  Börse,  also 
ein  Börsentermingeschäft.  Das  Geschäft  war  zwar  im  Ausland 
geschlossen  resp.  zu  erfüllen.  Nach  §  68  Abs.  1  finden  aber  auch 
dann  die  Vorschriften  des  §  66  Anwendung,  d.  h.  durch  das  Geschäft 
wird  ein  Schuldverhältnis  nicht  begründet,  wenn  die  Parteien  zur  Zeit 
des  Geschäftsabschlusses  nicht  in  einem  (deutschen)  Börsenregister  ein- 
getragen sind.  Allerdings  schränkt  der  §  68  Abs.  2  dies  Erfordernis 
fär  den  hier  vorli^enden  Fall  des  §  68  Abs.  1  dahin  ein,  dafs  in 
Ansehung  von  Personen,  welche  im  Inlande  weder  einen  Wohnsitz 
noch  eine  gewerbliche  Niederlassung  haben,  die  Eintragung  zur  Wirk- 
samkeit des  Geschäftes  nicht  erforderlich  ist  Allein  mag  dies  auch 
ftlr  die  Klägerin  zutreffen,  so  steht  doch  fest,  dafs  der  Beklagte  seinen 
Wohnsitz  und  seine  gewerbliche  Niederlassung  in  Deutschland  hat  und 
nicht  eingetragen  ist. 

Die  Klägerin  hat  gegen  diese  Auslegung  der  §§  66,  68  des 
Börsengesetzes  einmal  darauf  hingewiesen,  dafs  nach  der  Ausgabe  dieses 
Gesetzes  von  Dr.  Kunreuther  (Berlin,  Siemenroth  &  Troschel,  1896) 
der  §  68  Abs.  1  voraussetze,  dafs  beide  Parteien  Inländer  seien, 
und  vor  allem  hat  die  Klägerin  geltend  gemacht,  dafs  man  doch  nicht 
einem  Ausländer,  welcher  im  Auslande  ein  nach  dessen  Recht  gültiges 
Geschäft  schliefse,  in  Deutschland  entgegenhalten  könne,  dafs  solche 
Geschäfte  vom  deutschen  Richter  als  nichtig  behandelt  werden  müfsten, 
weil  die  in  Deutschland  ansässige  Gegenpartei  nicht  in  ein  Börsen- 
register  eingetragen  sei.  Solche  einschränkende  Auslegung  der  in 
ihrem  Wortlaut  klaren  Gesetzesbestimmungen  würde  nur  dann  zulässig 
erscheinen,  wenn  das  Börsengesetz  erkennbar  die  Tendenz  hätte,  nicht 
in  ausländische  Beziehungen  hinüberzugreifen.  Das  Gegenteil  ist  aber 
der  Fall,  wie  nicht  nur  der  §  68  selbst  zeigt,  sondern  namentlich  auch 
durch  seine  Entstehungsgeschichte  belegt  wird. 

Der  §  68  des  Gesetzes  entspricht  wörtlicli  dem  §  65  der  Regierungs- 
vorlage. Der  §  65  hatte  jedoch  noch  einen  Abs.  3,  welcher  so  lautet 
(s.  Verhandlungen  des  Reichstages,  IV.  Session  1895 — 1897,  Anlage- 
band I,  S.  10): 

„Hat  nur  eine  der  Parteien  im  Inlande  einen  Wohnsitz  oder 
eine  gewerbliche  Niederlassung,  so  ist  auch  die  Eintragung  dieser 
Partei  in  das  Börsenregister  nicht  erforderlich,  sofern  das  Geschäft 
zu  ihrem  Gewerbebetriebe  gehört." 

Die  Regierungsvorlage  wollte  also  das  Börsentermingeschäft  im 
Aaslande  zwischen  Ausländem  und  Inländern  wenigstens  insoweit  zu 
Gunsten  des  Auslandes  schützen,  dafs  hier  die  Eintragung  des  Inländers 
dann  nicht   zur  Gültigkeit   des  Börsentermingeschäftes   erforderlich  sein 
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sollte,  wenn  der  Inländer  in  seinem  Gewerbebetriebe  das  Oescfaftft 
mache,  z.  6.  als  Bankier  oder  als  Zuckerhändler.  In  den  Motiven  zu 
§  65  (a.  a.  0.  S.  30)  wird  ausgeführt:  es  müsse  Vorkehrung  getroffen 
werden,  dafs  einerseits  nicht  der  Inländer  unter  Umgehung  der  Ein- 
tragung seine  Börsentermingeschäfte  nach  dem  Auslande  verlebe,  dafs 
andererseits  aber  auch  der  Ausländer  nicht  durch  das  Erfordernis  der 
Eintragung  dem  deutschen  Börsenverkehr  ferngehalten  werde.  Deshalb 
sei  als  Regel  aufgestellt,  dafs  jeder  Vertragschliefsende ,  welcher  im 
Deutschen  Reich  einen  Wohnsitz  oder  eine  Niederlassung  habe,  ein- 
getragen sein  mtlsse,  ^ohne  Rücksicht  darauf,  welchem  ört- 
lichen Recht  ein  Börsentermingeschäft  unterworfen 
ist*',  während  nur  für  im  Ausland  Angesessene  von  solcher  Be- 
schränkung abgesehen  sei.  Über  die  Ausnahme  des  Abs.  3  von 
dieser  Regel  heifst  es  in  den  Motiven:  „Es  erscheint  namentlich  im 
Interesse  des  Ein-  und  Ausfuhrhandels  erwünscht,  dafs  die  inländischoi 
Beteiligten  bei  Ausübung  ihres  Gewerbebetriebes  nicht  im  Ausland 
auf  Schwierigkeiten  stofsen,  wie  dies  der  Fall  sein  würde,  wenn  ihre 
Fähigkeit  zum  Abschlüsse  von  Termingeschäften  von  den  ausländischen 
Firmen ,  mit  welchen  sie  in  Geschäftsverbindung  treten ,  besonders 
geprüft  und  jährlich  kontrolliert  werden  müfste.  üiemach  hat  du 
Gesetz  gerade  Fälle  treffen  wollen,  wo,  wie  hier,  ein  Inländer  im 
Auslande  mit  einem  Ausländer  Börsentermingeschäfte  macht,  und  hat 
es  für  angemessen  erachtet,  den  absoluten  Schutz  des  Inländers  gegen 
das  Börsentermingeschäft  über  das  Interesse  des  Ausländers  zu  stellen, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  letzterem  das  ausländische  Recht  zur  Seite 
steht.  Das  findet  seine  Bestätigung  durch  den  Gang  der  Beratungen 
über  diesen  Paragraphen  in  der  Reichstagskommission  (a.  a.  O.  Anlage- 
band  II  S.  1489).  Es  wurden  gegen  die  Durchführbarkeit  des  §  65 
des  Entwurfes  —  nicht  gegen  seine  Tendenz  —  zweierlei  Bedenken 
erhoben:  1.  Der  Grundsatz  locus  regit  actum  könne  die  deutschen 
Gerichte  nötigen,  Inländer,  welche  im  Auslande  Termingeschäfte  ab- 
geschlossen hätten  (ohne  nämlich  eingetragen  zu  sein),  für  die  sich  aus 
denselben  ergebenden  Differenzen  zu  verurteilen.  2.  Wenn  in  solchem 
Fall  ein  ausländisches  Gericht  (nach  seinem  Rechte)  einen  Deutscijen 
verurteilt  hätte,  so  könne  das  deutsche  Gericht  in  die  Lage  kommen, 
ein  solches  Urteil  f^r  vollstreckbar  zu  erklären.  Hiergegen  ist  zum 
ersten  Punkte  von  den  Regierungsvertretem  mit  Recht  bemerkt  worden, 
dafs  durch  den  §  65  (jetzt  §  68)  der  Grundsatz  locus  regit  adum  für 
im  Ausland  geschlossene  Börsentermingeschäfte  aufs  er  Kraft  gesetit 
sei  und  deshalb  von  deutschen  Gerichten  nicht  zur  Anwendung  gebracht 
werden  dürfe.  Zum  zweiten  Punkte  wurde  darauf  hingewiesen,  dafs 
mit  den  in  Betracht  kommenden  Staaten  Frankreich,  England  nod 
Österreich  keine  Verträge  beständen ,  wonach  in  diesen  Staaten  e^ 
gangene  Urteile  in  Deutschland  fUr  vollstreckbar  erklärt  werden  müfsten, 
was  jedoch  im  Plenum  des  Reichstages  klarer  gestellt  worden  ist 
(s.  Verhandlungen  a.  a.  0.  Bd.  4  S.  2452).  In  Konsequenz  dieser 
scharfen  Richtung  hat  dann  die  Reichstagskommission  in  zweiter  Lesung 
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sogar  noch  den  Abs.  3  des  §  65  gestrichen,  weil  dadurch  inländische 
Hftoser,  welche  wegen  Nicbteintragong  Vertrauen  genössen,  in  die 
Lage  gesetzt  seien,  im  Auslande  zu  spekulieren I  (s.  Anlagenband  IT 
S.  1490). 

Hiemach  ist  für  eine  einschränkende  Auslegung  des  §  68  Abs.  1, 
wie  sie  der  Vertreter  der  Klägerin  versucht  hat,  kein  Raum.  Der 
deutsche  Richter  ist  durch  das  absolute  Gebot  des  Börsen- 
^^esetzes  gezwungen,  den  Ausländer,  welcher  mit  einem  in  Deutsch- 
land Ansässigen,  der  nicht  in  ein  Börsenregister  eingetragen  ist,  ein 
Börsentermingeschäft,  wenn  auch  im  Auslande  gemacht  hat,  mit  seinen 
Ansprtlchen  aus  solchem  Geschäft  abzuweisen,  weil  dadurch  nach 
deutschem  Recht  ein  Schuldverhältnis  nicht  begründet  war,  mag 
selbst  nach  dem  ausländischen  Recht  ein  vollgültiges  Rechtsgeschäft 
vorliegen. 

Die  Klägerin  hat  dieses  Ergebnis  aber  noch  mit  weiteren  Rechts- 
ausftlbrungen  zu  bekämpfen  gesucht.  Der  Vorderrichter  hat  seine  Ent- 
scheidungsgründe mit  dem  Satze  eingeleitet,  dafs  es  sich  hier  um  ein 
Börsentermingeschäft  im  Sinne  des  §  48  des  Börsengesetzes 
handelt  Das  hat  der  Vertreter  der  Klägerin  sich  zu  eigen  gemacht, 
indem  er  argumentiert:  Der  §  66  beziehe  sich  nur  auf  Börsentermin- 
geschäfte im  Sinne  des  §  48;  der  §  48  treflFe  aber  nur  Geschäfte  in 
„zugelassenen"  Objekten.  Eine  Zulassung  im  Sinne  des  Börsengesetzes 
sei  aber  bei  ausländischen  Börsen  nicht  denkbar,  wie  sich  das  nament- 
lich aus  dem  Schlufssatze  des  §  49  ergebe,  wonach  der  Reichskanzler 
ein  Vetorecht  gegen  die  Zulassung  habe.  Übe  der  Reichskanzler  dieses 
Recht  nicht,  so  würden  solche  Objekte  geradezu  flir  sicher  erklärt. 
Um  dem  entgegenzutreten,  sei  die  Vorschrift  des  §  66  aufgestellt, 
welcher  ein  Korrelat  des  §  49  sei. 

Von  dieser  Argumentation  ist  zunächst  unrichtig,  dafs  die  Autorität 
dea  Reichskanzlers  hinter  einem  Börsenterming(»schäfte  im  Sinne  der 
§§48,  66  stehe  resp.  stehen  müsse.  Nach  §  49  sind  es  die  Börsen- 
organe, welche  über  die  Zulassung  von  Waren  und  Wertpapieren  zum 
Börsenterminhandel  entscheiden.  Nur  dann,  wenn  es  sich  um  die  Zu- 
lassung von  Waren  handelt,  sind  die  Börsenorgane  nach  Abs.  2  des 
§  49  verpflichtet,  vorgängig  Vertreter  der  beteiligten  Erwerbszweige 
gutachtlich  zu  hören  und  das  Ergebnis  dem  Reichskanzler  mitzuteilen, 
und  die  Zulassung  darf  erst  erfolgen,  nachdem  der  Reichskanzler  erklärt 
hat,  dafs  er  zu  weiteren  Ermittelungen  keine  Veranlassung  finde.  Durch 
solche  Gutachten  sind  aber  die  Börsenorgane  nicht  gebunden  (vergl. 
Anlagenband  I  S.  26  Sp.  2).  Vielmehr  ist  ein  in  der  Reichstags- 
kommission gestellter  Antrag,  den  §  49  so  zu  fassen:  „Die  Börsen- 
organe sind  verpflichtet,  vor  der  Zulassung  zum  Börsenterminhandel  in 
Waren  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Genehmigung  des  Reichskanzlers 
einzuholen  .  .  .",  abgelehnt . worden,  indem  man  unter  anderem  erwog, 
dafs  es  bedenklich  sei,   „dem  Reichskanzler  die  Verantwortung  ftlr  die 
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Einführung  einer  jeden  Ware  in  den  Börsentenninhandel  aufimeriegOD* 
(a.  a.  0.  Bd.  2  S.  1486). 

Dagegen  könnte  man  geneigt  sein,  dem  klägerischen  Angriff  insofem 
eine  gewisse  Berechtigung  beizumessen,  als  geltend  gemacht  wird,  dafs, 
wenn  der  §  68  Abs.  1  unter  „Geschfift**  genau  das  verstehe,  was  der 
§  48  besage,  der  §  68  an  ausländischen  Börsen  geschlossene 
TermingeschäftiB  nicht  treffen  könne,  weil  die  Begri£kbestimmung  des 
Börsentermingeschftfles  im  §  48  nur  für  deutsche  Börsen  zutreffe. 
Im  §  48  wird  ausdrücklich  auf  die  §§  29,  35  verwiesen,  in  denen 
von  der  Mitwirkung  deutscher  Organe  gehandelt  wird.  Weiter  wird 
aber  auch  die  im  §  48  erwähnte  Festsetzung  der  Geschäftsbestimmungen 
für  den  Terminhandel  durch  den  Börsenvorstand  in  den  §§  49  ff.  näher 
umgrenzt.  Gerade  mit  diesen  nur  für  Deutschland  zugeschnittenen 
Vorschriften  über  die  Zulassung  von  Waren  und  Wertpapieren  zum 
Bötsenhandel  hat  der  Gesetzgeber  dem  Erfordernis  der  Eintragung  ein 
zweites  Mittel  beigesellen  wollen,  um  dem  Mifsbrauch  des  Börsen- 
terminhandels  entgegenzutreten  (vergl.  Motive  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  26 
Sp.  1). 

Sollte  nun  ein  solcher  Widerspruch  zwischen  den  §§  68  und  48 
anzuerkennen  sein,  so  würde  er  aber  doch  nicht  im  Sinne  der  Klägerin 
gelöst  werden  können !  Da  der  §  48  eine  allgemeine  Begriftbestimmang 
giebt,  der  §  68  Abs.  1  aber  eine  Sondervorschrift  für  Geschäfte  an 
ausländischen  Börsen  enthält,  so  würde  vielmehr  nach  allgemeinen  Ans- 
legungsregeln  anzunehmen  sein,  dafs  der  Gesetzgeber  —  da  er  doch 
den  §  68  Abs.  1  nicht  gegenstandslos  machen  wollte,  sondern  auf  ihn, 
wie  die  obigen  Ausführungen  zeigen,  ein  grofses  Gewicht  gel^  hat  — 
im  §  68  insofern  von  dem  Begriff  des  §  48  abgewichen  sein  mufs, 
dafs  es,  soweit  specifisch  deutsche  Einrichtungen  den  Begriff  des  Börsen- 
termingeschäftes  im  Sinne  des  §  48  bedingen  sollten,  von  diesen  hier 
abgesehen  haben  wird.  Diese  Auslegung  findet  nicht  nur  in  der  Ent- 
stehungsgeschichte des  §  68  eine  volle  Stütze,  sondern  auch  im  Wort- 
laut des  §  66,  wo  es  einfach  heifst  „das  Geschäft**,  während  es  sonst 
stets  (§§  48,  66,  69)  „Börsentermingeschäft**  heifst 

Damit  erledigen  sicli  die  den  §§  48  ff.  entnommenen  Bedenken 
der  Klägerin  gegen  die  hier  vertretene  Tragweite  des  §  68  Abs.  1. 
Es  mag  ergänzend  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  das  Reichsgericht 
neuerdings  in  seinem  Urteil  vom  12.  Oktober  1898  in  Sachen  Petersen 
c.  Moritz  dem  §  66,  auf  den  der  Beklagte  sich  hier  berufen  hat, 
generell  eine  über  die  Grenzen  des  §  48  hinausgreifende  Bedeutung 
beigemessen  hat,  so  dafs  es  darnach  nicht  einmal  der  obigen  aus  dem 
besonderen  Inhalt  des  §  68  für  im  Ausland  gemachte  Börsentermin- 
geschäfte entnommene  Einschränkung  des  §  48  bedürfte,  um  zur  Ab- 
weisung der  Klage  zu  gelangen. 

Wenn  endlich  die  Klägerin  noch  geltend  gemacht  hat,  dafs  sie 
die  gekauften  Stücke  in  natura  besessen  habe  und  sie  auch  habe 
liefern  wollen,  so  ändert  diese  auf  den  hier  nicht  in  Frage  stehenden 
Einwand  des  reinen  Differenzgeschäftes  hinzielende  Verteidigung  nichts 
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an  der  Vorschrift  des  §  66,  wonach  schon  lediglich  wegen  XichterftÜlung 
des  formellen  Erfordernisses  der  Eintragung  ein  Schuld  Verhältnis  unter 
den  Parteien  nicht  begründet  ist. 

Sind   Kosten  j    die   für   die    Übersetzung  von   Schriftsätzen  und 

Urteilen  für  die  ausländische  Prozefspartei  entstehen,  vom  unter- 

liegenden  Gegner  zu  erstatten? 

Beschlofs  des  10.  Civilaenats  des  Kammergerichts  Tom  8.  Februar  1899  in 

Sachen  0.  S.  c.  Seh.   —  X.  127.  99.  X.  (Amtsblätter  für  Rechtspflege  im 

Bezirke  des  Kammergerichts  1899  Nr.  4). 

„Die  rechtzeitig  eingelegte  sofortige  Beschwerde  richtet  sich  gegen 
diejenige  Entscheidung  des  Kostonfestsetzungsbeschlusses  vom  9.  Januar 
1899,  durch  welche  die  von  der  Klägerin  liquidierten  Auslagen  iUr  die 
Übersetzung  der  Klagebeantwortung  und  des  Urteils  für  nicht  erstattungs- 
f^hig  erklärt  sind.  Die  Beschwerde  mufste  als  begründet  anerkannt 
werden« 

Nach  §  87  C.Pr.O.  hat  die  unterliegende  Partei  die  dem  Gegner 
erwachsenden  Kosten  zu  erstatten,  soweit  diese  nach  freiem  Ermessen 
des  Gerichts  zur  zweckentsprechenden  Rechts  Verfolgung  notwendig 
waren.  Für  die  Entscheidung,  ob  die  obsiegende  Partei  bestimmte, 
zur  Erstattung  liquidierte  aufsergerichtliche  Kosten  aufzuwenden  genötigt 
war,  ist  die  konkrete  Sachlage  des  einzelnen  Falles  mafsgebend.  Im 
vorliegenden  liechtsstreite  ist  die  Klägerin  eine  in  London  domizilierende 
Gesellschaft.  Um  zu  der  ihr  gegen  den  Beklagen  zustehenden  Geld- 
forderung zu  kommen,  war  sie  gezwungen,  in  Berlin  dit5  Klage  zu  er- 
heben und  einen  beim  hiesigen  Gericht  zugelassenen  Anwalt  mit  ihrer 
Vertretung  zu  beauftragen.  Auch  die  Kosten,  welche  ihr  aufserhalb 
des  eigentlichen  Verfahrens  vor  Gericht  durch  den  Verkehr  mit  dem 
von  ihr  bestellten  Anwalt  erwuchsen,  sind  erstattungsfähig,  sofern  die 
Klägerin  sie  in  sachgemäfser  Weise  zur  Kechtsverfolgung  aufwenden 
mufste.  Hierzu  müssen  auch  Übersetzungskosten  gerechnet  werden, 
soweit  sie  sich  auf  den  durch  die  Lage  des  Rechtsstreites  gebotenen 
Verkehr  des  Sachwalters  mit  seinem  auswärtigen  Mandanten  beziehen. 
Zu  diesen  im  Interesse  der  ordentlichen  Prozefsftlhrung  nötigen  Kosten 
gehören  auch  die  für  die  Übersetzung  der  Klage beantwortung  und  des 
Urteils.  Dem  Sachwalter  liegt  es  ob,  zum  Zweck  der  Einziehung 
sachdienlicher  Information  die  Gegenerklärung  des  Prozefsgegners  seinem 
Mandanten  zugänglich  zu  machen.  Dies  war  auch  bei  der  Lage  des 
vorliegenden  Prozesses  geboten.  Die  Kosten  also,  die  aufgewendet 
werden  mufsten,  um  hier  der  Ellägerin  Kenntnis  von  dem  Antrage  und 
den  Einwendungen  des  Beklagten  zu  geben,  sind  durchaus  zur  ordent- 
lichen ProzefsfÜhrung  nötig.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  den  Kosten 
für  die  Übersetzung  des  Urteils.  Jede  Partei  hat  einen  begrtlndeten 
Anspruch  darauf,  Kenntnis  von  dem  in  ihrem  Prozesse  ergangenen 
Urteile  zu  erlangen;  denn  die  Ausarbeitung  des  Urteilsthatbestandes 
und  der  Entscheidungsgrttnde  ist  im  Interesse  der  Prozefsparteien  und 
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für  diese  gesetzlich  angeordnet  Deshalb  müssen  die  Kosten,  welche 
dadurch  erwachsen,  dafs  das  Urteil  in  sachgemäfser  Weise  der  Partei 
zugänglich  gemacht  wird,  zu  den  durch  die  ProzefsfUbrung  unmittelbar 
veranlafsten  notwendigen  Kosten  der  Rechtsverfolgung  gerechnet  werden. 
Dazu  kommt,  dafs  hier  die  klSgerischen  Sachwalter  mit  Rücksicht  auf 
das  dem  Beklagten  offenstehende  Rechtsmittel  der  Berufung  geglaubt 
haben,  das  erstinstanzliche  Urteil  unverzüglich  ihrer  Mandantin  mitteilen 
zu  müssen,  um  für  den  Fall  der  Anfechtung  des  Urteils  sogleich 
Informationen  erhalten  zu  können.  Auch  dieses  Verhalten  gehört  zu 
den  Mafsnahmen,  die  damals  zur  zweckentsprechenden  Rechtsverfolgung 
notwendig  erscheinen  konnten. 

Dafs  die  klagende  Gesellschaft  der  deutschen  Sprache  nicht  kundig 
war,  ergiebt  sich  aus  ihrer  Korrespondenz  in  den  Handakten  der 
klägerischen  Sachwalter.  Sie  war  deshalb  gezwungen,  die  Kosten  Air 
die  Übersetzung  der  beiden  vorbezeichneten  Prozefsschriften  aufzuwenden. 
Dafs  sie  diese  Übersetzung  auf  billigerem  Wege  beschaffen  konnte,  als 
durch  die  Zuziehung  des  hiesigen  gerichtlich  bestellten  Translators, 
kann  nicht  angenommen  werden,  wenn  man  berücksichtigt,  dafs  die 
Klägerin  Anspruch  auf  eine  zuverlässige  und  durch  die  Person  des 
Translators  Gewähr  bietende  Übertragung  hatte.  Gegen  die  Höhe  der 
vom  Translator  liquidierten  und  von  der  Klägerin  gezahlten  Gebühren 
ist  nichts  erinnert.'' 

Zum  Gesetz  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli  1879. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  17.  Oktober  1898  (Jur.  Wochenschrift  1898  S.  674). 

Die  Berufung  ist  in  der  gesetzlichen  Form  und  Frist  eingelegt 
Ges.  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli  1879  §  20.  Nach 
§  474  Abs.  2,  §  310  der  CPr.O.  kann  sie  nur  darauf  gestützt  werden, 
dafs  der  Fall  der  Versäumung  nicht  vorgelegen  habe.  Was  die  Be- 
klagte in  dieser  Beziehung  vorgetragen  hat,  lyar  dahin  zu  verstehen, 
dafs  sie  durch  C. ,  durch  den  sie  sich  nach  §  15  des  Ges.  über  die 
Konsulargerichtsbarkeit  und  §  75  der  C.Pr.O.  vertreten  lassen  konnte, 
zur  Wahrnehmung  des  Termins  erschienen,  dafs  dieser  aber,  ohne  dafs 
das  Konsulargericht  von  seinem  Auftreten  Kenntnis  erhalten,  durch  den 
Kavassen  zurückgewiesen  und  in  den  Sitzungsraum  nicht  zugelassen  sei. 
Dann  würde  Versäumung  nicht  vorgelegen  haben.  Die  Behauptung 
der  Beklagten  entspricht  aber  nach  der  amtlichen  Auskunft  des  Kon- 
suls dem  wahren  Sachverhalt  nicht.  Danach  hat  sich  C.  etwa  eine 
halbe  Stunde  vor  dem  Termine  durch  den  Dragoraan  M.  bei  dem 
Konsul  als  Bevollmächtigter  der  Beklagten  melden  und  anfragen  lassen, 
ob  der  Termin  nicht  verlegt  werden  könne,  da  er  das  Mandat  soeben 
erst  erhalten  habe  und  deshalb  ganz  unvorbereitet  sei.  M.  ist  darauf 
beauftragt,  ihm  mitzuteilen,  dafs  über  den  Vertagungsantrag  das  Kon- 
sulargericht, nicht  der  Konsul  zu  entscheiden  habe,  dafs  der  Konsul 
für  seine  Person  einer  erneuten  Vertagung  sich  widersetzen  werde,  da 
flir   die  Beklagte   zu   einer  Vertretung  durch   den   Anwalt    keine  Ver- 
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anlasgung  yorliege,  die  Bestellong  eines  solchen  im  letzten  Augenblick 
Dur  auf  erneute  Vertagung  und  Verschleppung  der  Sache  abziele,  dem 
Anwalt  werde  daher  voraussichtlich  keine  andere  Wahl  bleiben,  als  zu 
plädieren  oder  sich  kontumazieren  zu  lassen.  Beim  Aufrufe  der  Sache, 
die  mehr  als  eine  halbe  Stunde  hinausgeschoben  worden,  um  dem  C. 
und  der  Beklagten  Zeit  zu  lassen,  ist  dann  nach  der  Auskunft  des 
Konsuls,  dem  Inhalt  des  Protokolls  und  dem  Thatbestande  des  Urteils 
niemand  erschienen.  Danach  ist  weder  der  nach  §  150  der  C.Pr.0. 
erforderliche  Beweis  gegen  den  Inhalt  des  Protokolls  zu  erbringen, 
noch  davon  zu  reden,  dafs  die  Beklagte  an  der  Wahrnehmung  des 
Termins  durch  Umstände  verhindert  worden  ist ,  welche  die  Annahme 
der  Versäumung  ausschliefsen.  Davon  könnte  selbst  dann  nicht  die 
Bede  sein,  wenn,  wie  in  der  mündlichen  Verhandlung  behauptet  ist, 
M.  den  ihm  vom  Konsul  erteilten  Auftrag  nicht  ausgeführt,  sondern  dem 
C  die  Mitteilung  gemacht  hätte,  er  werde  nicht  zugelassen  werden. 
Dadurch  wurde  C.  nicht  gehindert,  sich  beim  Aufrufe  der  Sache  zu 
melden  und  abzuwarten,   was   das  Konsulargericht   beschliefsen  würde. 


B.    Rechtshülfe. 

Ersuchen  um  Veröffentlichung  eines  Ehevertrages.    Ablehnung  mit 
Berufung  auf  Art,  1395  Code  civil.    Auslegung  des  §  159  G.  V.  G. 

Beschlufs  des  Oberlandesgerichts  Coknar  vom  16.  August  1898  (Jur.  Zeitschrift 
für  JStsafs-Lothringen,  24.  Bd.  S.  56). 

Die  gegen  die  Ablehnung  eingelegte  Beschwerde  wurde  für  be- 
gründet erklärt  und  das  angegangene  Amtsgericht  angewiesen,  dem 
Ersuchen  zu  entsprechen. 

Aus  den  Gründen: 

Obgleich  das  fragliche  Ersuchen  um  Rechtshülfe  in  einer  Sache 
gestellt  ist,  welche  weder  eine  bürgerliche  Rechtsstreitigkeit  noch  eine 
Stra&ache  ist  (vergl.  §  157  6.V.G.),  so  smd  doch  nach  §  32  des 
elsafs-lothringischen  Ausf.Ges.  zum  G.V.G.  die  einschlägigen  Vorschriften 
des  letzteren  Gesetzes  in  dieser  Sache  entsprechend  anzuwenden. 

Hiemach  fragt  es  sich,  ob  der  Ablehnungsgrund,  welcher  von  dem 
am  die  fragliche  Rechtshülfe  ersuchten  Amtsgericht  geltend  gemacht 
wird,  zutriÄ:,  wonach  die  vorzunehmende  Handlung,  nämlich  die  Ver- 
öffentlichung des  von  den  zur  Zeit  im  Gebiete  des  preufsischen  Land- 
rechts  wohnenden  Eheleuten  während  bestehender  Ehe  im 
dortigen  Bechtsgebiet  abgeschlossenen  Ehevertrags,   verboten  sein   soll. 

Es  ist  dabei  davon  auszugehen,  dafs  dieses  in  §  159  Abs.  2  G.V.G. 
enthaltene  ausnahmsweise  Verbot  der  beantragten  Rechtshülfehandlung 
nur  dann  Platz  greift,  wenn  die  vorzunehmende  Handlung 
seiht  nach  dem  Rechte  des  ersuchten  Gerichtes  verboten  ist,  nicht 
aber  auch  dann,  wenn  die  Grundlage,  aus  welcher  das  Ersuchen  um 
RechtshtÜfe  hervorgegangen  ist,  also  namentlich  das  gesamte  Verfahren, 
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in  dcBBen  Lauf  das  Ersacheii  um  Bechtshtdfe  gestellt  wird,  dem  Rechte 
dos  ersuchten  Gerichts  nicht  entspricht 

Diese  auf  dem  Gnmdsatz  der  gegenseitigen  UnabhAngigkeit  koor- 
dinierter Gerichte  beruhende  Auslegung  ergiebt  sich  sowohl  aus  der 
Entstehungsgeschichte,  wie  aus  dem  Zweck  und  Wortlaut  der  be- 
treffenden Vorschrift  (vergl.  hierüber  namentlich  Endenumn  zu  dem  im 
wesentlichen  gleichlautenden  §  87  des  Rechtshttlfegesetzes  von  1869 
Nr.  2,  KdUr  zu  §  159  G.V.G.  Nr.  8^,  Wümotoski- Lev^  zu  §  159 
cit  Nr.  8,  JBöhmy  Rechtshtilfe  §  1  S.  11 ,  Jur.  Zeitschrift  für  Elsab- 
Lothriogen  Bd.  V  8.  109  und  Bd.  XVIU  S.  364,  Rhein.  Archiv 
Bd.  LXXXll  S.  124).  Eine  ausdehnende  Auslegung  des  betreffeoden 
Verbots  des  §  159  ist  hiemach  unzulässig. 

Im  g^ebenen  Falle  aber  widerspricht  die  Veröffentlichung 
des.  von  den  Eheleuten  nachträglich  abgeschlossenen  Ehevertrags  in 
einer  an  dem  frttheren  Wohnort  derselben,  Strafsburg,  erscheinenden 
Zeitung  keinem  inländischen  Gesetze. 

Der  vom  Amtsgerichte  angezogene  Art  1395  Code  civU  verbietet 
nur  den  Abschlufs  von  Eheverträgen  nach  vollzogener  Eheschliefsang, 
nicht  aber  die  Veröffentlichung  solcher  Eheverträge,  namentlich  nicht 
in  Fällen,  in  welchen  dieselben  aufserhalb  Elsafs- Lothringens  von  Ehe- 
leuten geschlossen  sind,  welche  zur  Zeit  des  Abschlusses  bezüglich 
ihrer  persönlichen  Verhältnisse  im  allgemeinen  dem  elsafs-lothringischeo 
Rechte  nicht  mehr  unterworfen  waren,  wie  dies  hier  zutrifft. 


Unzulässigkeit   der   Ablehnung  der   Rechtshülfe    auf   Grund  des 
Art.  340  Code  civil. 

Beschlulfi  des  Oberlandeagerichta  Colmar  vom  21.  Juli  1898  (Jur.  Zeitschrift 
für  Elsars-Lothringen  Bd.  24  S.  54). 

Aus  den  Gründen: 

Die  Ablehnung  des  Elrsuchens  um  Rechtshülfe  auf  Grand  des 
Art  840  Code  civü  ist  schon  deshalb  ungerechtfertigt,  weil  die  aosza- 
führende  Beweisanordnung  nicht  die  Feststellung  der  unehelichen 
Vaterschaft,  sondern  die  Bekämpfung  der  darauf  gerichteten  Klsge 
bezweckt 

Sodann  steht  aber  auch  der  vorbezeiehnete  Artikel,  wie  das 
Oberlandesgericht  wiederholt  entschieden  hat,  der  Erledigung  des  Er- 
suchens um  Vernehmung  von  Zeugen  in  einem  die  Eiforsohnng  der 
unehelichen  Vaterschaft  betreffonden  Rechtsstreite,  der  an  einem  Gerichte 
eines  Bundesstaats  anhängig  ist,  in  dessen  Gebiete  eine  solche  Klage 
zulässig  ist,  überhaupt  nicht  entgegen,  da  der  Ausdruck  ^recken^  de 
la  patermUd^  lediglich  von  der  Beweiserhebung,  welche  seitens  eines 
reichsländischen  Prozefsgericbts  zum  Zwecke  der  eigenen  Entscheidung 
bethätigt  oder  veranlafst  werden  soll,  sowie  von  dieser  EntscheiduDg 
selbst  zu  verstehen  ist 
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Ein  ZeugmsBWcmg  nach  Maßgabe  der  Reichscivüprozefsordnwng 
besteht  auch  gegenüber  demjenigen  Zeugen,  der  auf  Ersuchen 
eines  ausländischen  Gerichts  vom  inländischen  Gericht  vernommen 

werden  soll. 

BeschlnlB  des  Königl.  Landgerichts  Berlin  I,  Civilkammer  22,  vom  8.  Februar 

1899.  —  T.  7.  99.  C.  K.  22  (Amtsblätter  für  Rechtspfl^e  im  Bezirke  des 

Kammergerichts  1899  Nr.  4). 

„Der  Beschwerdeführer  ist  aai*  ein  durch  den  Herrn  Jnstizminister 
an  das  Ktfnigl.  Amtsgericht  I  abg^ebenes  Ersuchen  des  Civilgerichts 
erster  Instanz  des  Seinedepartements  zu  Paris  vor  dem  Amtsgericht  I 
zm-  Vernehmung  als  Zeuge  in  der  £hescheidungssache  der  £.  und  A. 
Cschen  Eheleute  auf  den  12.  Januar  1899  vorgeladen  worden.  Er 
hat  in  dem  Schreiben  vom  10.  Januar  1899  erklärt,  dafs  er  in  dem 
Termin  nicht  erscheinen  werde  und  die  Abgabe  des  Zeugnisses  ver- 
weigere, da  eine  Verpflichtung  hierzu  nur  für  im  Inlande  schwebende 
Prozesse  bestehe.  Nachdem  der  Beschwerdeführer  unterm  11.  Januar 
seitens  des  Gerichts  dahin  beschieden  worden  war,  dafs  es  nicht  seine 
Sache y  sondern  des  Gerichts  Sache  sei,  über  die  Anwendbarkeit  der 
Prozefsordnung  zu  befinden,  und  dafs  im  Falle  nicht  ptlnktlichen  Er- 
scheinens mit  der  Strenge  des  Gesetzes  gegen  ihn  verfahren  würde,  ist 
er  im  Termin  am  12.  Januar  ausgeblieben. 

Das  Königl.  Amtsgericht  I  hier  hat  ihn  nunmehr  durch  Beschluß 
vom  13.  Januar  auf  Grund  der  §§  345 ,  365  C.Pr.0.  in  die  durch 
sein  Ausbleiben  verursachten  Kosten,  sowie  zu  einer  Geldstrafe  von 
30  Mk. ,  im  Falle  von  deren  Uneinzieh  barkeit  zu  einer  Haf^trafe  von 
sechs  Tagen  verurteilt  Gegen  diesen  Beschlufs  richtet  sich  die  Be- 
schwerde, welche  ausführt,  dafs  die  Vorschriften  der  Civilprozefsordnung 
in  Bezug  auf  die  Zeugenpflicht  nicht  in  Prozessen  zur  Anwendung 
kommen  könnten,  welche  nach  ausländischen  Gesetzen  verhandelt  würden, 
da  sonst  das  ausländische  Gericht  über  das  Recht  des  Inländers  zur 
Zengnisverweigerung  zu  entscheiden  haben  würde,  und  dafs  nach 
§§  352,  354  CPr.O.  tlber  die  Weigerung  nicht  der  ersuchte  Richter, 
Bondem  das  Proeefsgericht  zu  entscheiden  habe,  das  Königl.  Amts- 
gericht I  also  zur  Verhängnng  der  Strafe  nicht  befugt  gewesen  sei. 

Die  an  sich  zulässige  Beschwerde  ist  auch  begründet. 

Sie  geht  zwar  insoweit  fehl,  als  sie  die  Verpflichtung  des  Be- 
schwerdeführers, auf  die  Ladung  des  ersuchten  Gerichts  Zeugnis  abzu- 
legen, in  Abrede  stellt,  da  hier  das  etsuchende  Gericht  ein  ausländisches 
Boi.  Denn  indem  das  ersuchte  Gericht  in  Ausführung  dieses  Ersuchens 
den  Zeugen  vorladet,  übt  es  einen  Akt  eigener  Gerichtsgewalt  aus, 
und  der  Zeuge  ist  verpflichtet,  die  Gerichtsgewalt  der  Behörde  des 
eigenen  Staates  zu  achten ;  er  hat  der  an  ihn  ergangenen  Aufforderang, 
Zeugnis  abzulegen,  an  sich  Folge  zu  leisten  (cf.  auch  Abegg^  Zeugnis- 
pflicht und  Zeugniszwang  S.  13),  zur  Vermeidung  der  nach  dem  Rechte 
des  vorladenden  Gerichts  zulässigen  Zwangsmafsregeln.  Die  entgegen- 
gesetzte Ansicht  von  WiVmoufsTd  und  Levy   (Kommentar  zur   CPr.G, 
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7.  Aufl.  §  345  Anm.  1),  dafs  ein  Zeagniszwang  auf  Ersuchen  nicht- 
deutscher  Gerichte  gegen  Personen,  welche  sich  im  Deutschen  Reich 
aufhalten  und  nicht  dem  Staate  des  ersuchenden  Gerichts  angehöreQ, 
nicht  auszuüben  sei,  erscheint  nicht  zutreffend;  sie  berücksichtigt  nicht 
hinreichend,  dafs  die  Nichtbefolgung  der  erfolgten  Vorladung  oder  die 
grundlose  Weigerung  des  Zeugnisses  einen  Ungehorsam  gegen  die  eigene 
Behörde  des  Zeugen,  eine  Negierung  der  Gerichtsgewalt  der  eigenen 
Behörde  darstellt.  Trotzdem  war  der  Straf beschlufs  vom  13.  Januar 
1899  anzuheben ,,  weil  er  auf  irrtümlicher  Grundlage  beruht.  Er  ist 
erlassen  in  G^mäfsheit  des  §  345  C.Pr.0.,  weil  Beschwerdei^hrer  trotz 
ordnungsmäfsiger  Vorladung  im  Termin  zur  Zeugenvernehmung  nicht 
erschienen  ist.  Ein  blofses  Ausbleiben  des  Zeugen  im  Termin  li^ 
jedoch  nicht  vor,  derselbe  hat  vielmehr  in  dem  vor  dem  Termin  ein- 
gereichten SchriHstücke  vom  10.  Januar  1899  ausdrücklich  erklArt, 
dafs  er  sein  Zeugnis  verweigere,  und  hat  diese  Erklärung  begründet 
Das  Amtsgericht  hatte  deshalb  gemäfs  §§  365,  355  CPr.O.  darüber 
zu  befinden,  ob  diese  Weigerung  es  zur  Verhängung  einer  Strafe  aus 
§  345  cit.  berechtigte.  Diese  Prüfung  wird  insbesondere  dahin  auszu- 
üben sein,  ob  die  Angabe  jedes  beliebigen  Grundes  für  die  Zeugnis- 
Verweigerung  genügt,  um  die  Entscheidung  über  die  Rechtmäfsigkeit 
der  Weigerung  dem  Prozefsgerichte  zuzuschieben,  oder  ob  nach  Stellung 
und  Zweck  des  §  355  cit.  die  Angabe  eines  in  der  Civilprozefsordnung 
vorgesehenen  Grundes  der  Zeugnisverweigerung  erfordert  werden  mufs. 
Die  angefochtene  Entscheidung  aber  war,  weil  auf  unzutreffeader 
Würdigung  des  Falles  beruhend,  aufzuheben." 


Österreich. 
Rechtsprechung  der  österreichischen  Gerichtshöfe. 

Eröffnung   des   Konkurses  über   das    Vermögen   ei/nes   türkischen 

Unterthanen,  welcher  in  Österreich  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hat. 

Oberetgerichtliche  Entscheidung  vom  7.  M&rz  1899,  Z.  3671. 

Über  Einschreiten  der  registrierten  Firma  L.  P.  in  Danzig  wurde 
vom  Handelsgerichte  in  Wien  über  das  gesamte,  wo  immer  befindliche 
bewegliche  Vermögen,  dann  über  das  in  den  lündem,  für  welche  die 
Konk.O.  vom  25.  Dezember  1868,  R.G.B1.  Nr,  1,  vom  Jahre  1869 
gilt,  gelegene  unbewegliche  Vermögen  des  unter  der  gleichnamigen 
Firma  registrierten  türkischen  Grofsh&ndlers  L.  E.  in  Wien  der  Konkurs 
eröffnet 

Das  Oberlandesgericfat  in  Wien  gab  dem  Rekurse  des  L.  E.  keine 
Folge  und  bestätigte  den  Beschlufs  des  Handelsgerichtes. 
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Begründung:  Der  Umstand,  dafs  Rekurrent  der  türkischen 
Botmäfsigkeit  unterworfen  ist  und  auch  bei  einem  lungeren  Aufenthalte 
im  k.  k.  Staate  niemals  als  eigentlich  ansässig  angesehen  werden 
kann,  hat  mit  dem  Gerichtsstände  des  ordentlichen  Wohnsitzes  nichts 
zu  schaffen.  Dafs  aber  Rekurrent  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  in 
Wien  nicht  habe,  wird  yon  ihm  selbst  nicht  behauptet.  Es  ist  richtig, 
dafs  gemäfs  §§1,2  und  32  der  Verordnung  yom  31.  März  1855, 
R.6.B1.  Nr.  58,  die  Civilgerichtsbarkeit  über  die  Osterreichischen  Unter- 
thanen  und  Schutzgenossen  im  osmanischen  Reiche  auch  in  Konkurs- 
angelegenheiten  von  den  im  §  1  genannten  Konsularämtem  im  vollen 
Umfange  ausgetlbt  wird ;  ebenso  richtig  ist  es  aber  auch ,  dafs  sich 
Rekurrent  auf  eine  thatsächliche  Reciprocität  diesfalls  nicht  berufen 
kann,  weil  eine  analoge  türkische  Konsulai^erichtsbarkeit  über  in 
Osterreich  lebende  türkische  Unterthanen  nicht  besteht,  —  demnach, 
wenn  die  Anschauung  des  Rekurrenten  richtig  wäre,  hierländische 
Gläubiger  gegen  in  Osterreich  lebende  türkische  Unterthanen  überhaupt 
in  Österreich  keinen  Gerichtsstand  hätten.  Obiger  Anschauung  scheint 
aber  Rekurrent  nicht  immer  gewesen  zu  sein,  weil  er  sich,  wie  das 
vorliegende  £xekutionsprotokoll  erweist,  in  Osterreich  von  Osterreichischen 
Behörden  mit  Exekutionen  verfolgen  liefs,  die  Konkurseröfinung  sich 
aber  als  eine  Generalexekution  darstellt.  Die  Lage  des  beweglichen 
Vermögens  ist  im  Falle  der  Gegenseitigkeit  völlig  belanglos,  wie  sich 
ans  §  61  der  Konk.O.  klar  ergiebt,  daher  die  Berufung  auf  §  66  der 
Konk.O.  ganz  unzutreffend  erscheint 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  der  Beschwerde  des  L.  E.  keine  Folge 
groben,  weil  die  Gesetzmäfsigkeit  der  Konkurseröfinung  sich  aus  den 
Bestimmungen  der  §§  58«  61  a,  193  und  198  der  Konk.O.,  wonach  es 
mangeb  eines  entgegenstehenden  Staatsvertrages  keinesw^  auf  die 
Staatsangehörigkeit,  sondern  lediglich  auf  den  ordentlichen  Wohnsitz 
des  Gemeinschuldners  ankommt,  und  aus  der  Thatsache,  dafs  L.  £., 
wie  aus  dem  Registrierungsakte,  dem  PfilndungsprotokoUe  und  selbst 
aus  der  Rubrizierung  seiner  Eingaben  erhellt,  seinen  ordentlichen 
Wohnsitz  in  Wien  hat  —  klar  ergiebt.  Da  somit  in  den  gleich- 
lautenden unteigerichtlichen  Beschlüssen  weder  eine  offenbare  Gresetz- 
oder  Aktenwidrigkeit,  noch  eine  Nullität  zu  erblicken  ist,  mufste  die 
Beschwerde  mangels  der  Voraussetzungen  des  §  16  des  kaiserl.  Fat. 
vom   9.  August  1854,  R.G.B1.  Nr.  208,  zurückgewiesen  werden. 

Zur  Frage  der  ProzefsfahigJceit  eines  Ausländers. 
Oberatgerichtliche  Entschddung  yom  28.  Februar  1899,  Z.  8250. 

In  der  Rechtssache  der  Margot  A.  in  Genf,  Klägerin,  gegen  Georg 
S.,  Beklagten,  auf  Anerkennung  der  Vaterschaft  und  Erftülung  der 
Vaterpfiichten  zu  der  m.  Jeanette  A.  stellte  das  Bezirksgericht  das 
weitere  Verfahren  unter  Aufhebung  des  bisherigen  Verfahrens  wegen 
Mangels  der  ProzefsfUhigkeit  der  Klägerin  und  der  gesetzlichen  Ver- 
tretung derselben  ein. 
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Das  Kreis-  «Is  Rekorsgericht  hob  über  den  Rekurs  der  ElXgerin 
den  Beschlnfs  des  Bezirksgerichtes  «uf  und  yerordnete  die  Fortsetzung 
des  Verfahrens,  weil  in  dem  von  dem  klägerischen  Vertreter  yor- 
gelegten  Zeugnisse  der  Mairie  von  Nancy,  dessen  Echtheit  nicht  be- 
stritten und  das  auch  vom  k.  und  k.  Konsul  in  Paris  legalisiert  ist, 
der  Maire,  welcher  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  (iber  die  Zugehörig- 
keit von  in  seiner  Gemeinde  geborenen  Personen  unzweifelhaft  berechtigt 
erseheint,  bestätigt,  dafs  Margot  A.  Französin,  d.  i.  französische  Staats- 
angehörige ist,  diese  demnach  nach  französischem  Gesetze,  da  sie  zur 
Zeit  der  Einbringung  der  Klage  unbestrittenermafsen  das  20.  Lebens- 
jahr überschritten  hatte,  grofsjäbrig  und  auch  gesetzliche  Vertreterin 
ihres  m.  Kindes  ist,  mithin  in  jeder  Richtung  die  Prozefsfkhigkeit 
besitzt,  welche  auch  fUr  die  inländischen  Gerichte  Geltung  hat 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  den  Revisionsrekurs  des  Beklagten 
wider  den  Beschlnfs  des  Rekursgerichtes  nach  §  527  C.Pr.0.  Abs«  2 
zurückgewiesen,  weil  in  der  Entscheidung  des  Rekursgerichtes  nicht 
bestimmt  wurde,  dafs  erst  nach  dem  Eintritte  ihrer  Rechtskraft  das 
Verfahren  fortzusetzen  sei. 

Beweis   des    Todes   eines    Ausländers  vor  einem    österreichischen 

Gerichte. 
Oberstgerichtliche  Entscheidung  vom  7.  April  1899,  Z.  5121. 

Das  Kreisgericht  wies  das  Gesuch  des  Wilhelm  Z. ,  Schiffi- 
eigentttmers  zu  M.  (Preufsen),  um  Zulassung  der  BeweisfÜhmng  des 
Todes  seiner  Gattin  Albertine  Z.  wegen  Unzuständigkeit  des  Gerichtes  ab. 

Das  Oberlandesgericht  bestätigte  über  den  Rekurs  des  Rechts- 
anwaltes und  Notars  W.  in  G.  in  Vertretung  des  Wilhehn  Z.  den 
abweislichen  Beschlnfs  des  Kreisgerichtes  unter  Hinweisung  auf  dessen 
Begründung  und  insbesondere  darum,  weil  Wilhelm  Z.  selbst  angiebt, 
er  habe  sich  mit  seiner  Göttin  hierlands  nur  vorübergehend  in  seiner 
Zuständigkeit<sgemeiude  M.,  aber  meist  über  den  (ganzen)  Winter  auf- 
gehalten und  daselbst  als  dem  ständigen  Mittelpunkte  seines  Schifev 
gewerbes  Steuern  entrichtet,  daher  die  genannte  Gemeinde  mit  Recht 
ab  der  —  letzte  —  Wohnsitz  der  Albertine  Z.  anzusehen,  —  hiermit 
aber  auch  die  Zuständigkeit  des  angerufenen  Gerichtes  ausgeschlossen  ist 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  über  den  Revisionsrekurs  des 
Wilhelm  Z.  beide  angefochtenen  Bescblilsse  aufgehoben  und  dem  Kreis- 
gerichte verordnet,  über  das  Einschreiten  des  Wilhelm  Z.  mit  Absehen 
von  dem  Abweisungsgrunde  der  Unzuständigkeit  des  Gerichtes  in  der 
Sache  weiter  vorzugehen.  Denn  der  vom  Kreisgerichte  aus  der  Eigen- 
schaft der  Albertine  Z.  als  Ausländerin  und  den  §§  1  und  10  des 
Ges.  vom  16.  Februar  1888,  R.G.B1.  Nr.  20,  abgeleitete  Abweisungs- 
grund trifft  nicht  zu,  weil  dieses  Gesetz  in  den  citierten  Paragraphen 
lediglich  die  Zuständigkeit  des  zur  Todeserklärung  bezw.  zur  Aufnahme 
des  Beweises  des  Todes  berufenen  Gerichtes  statuiert,  über  die  Frage 
aber,  ob  auch  rücksichtlich  eines  Ausländers  die  bezeichneten  Akte  von 
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eiaem  österreiclÜBcheii  Gerichte  voigenommen  werden  können,  nichts 
enthttlt  Diese  Frage  murs  daher  ans  anderen  Gesetzesbestimmangen 
entschieden  werden.  Wenn  nun  erwogen  wird,  dafs  es  keine  gesete- 
liehe  Bestimmung  giebt,  welche  Ausländer  von  jenen  Akten  der  aufser- 
strittigea  Gerichtsbarkeit  ausschliefst,  die  sich  auf  die  Bekundung  und 
Feststellung  von  Thatsachen  beziehen ;  —  dafs  das  Gesetz  rücksichtlich 
des  Nachlasses  von  Ausländem  in  den  bezüglichen  Bestimmungen  des 
kaiserl.  Fat.  vom  9.  August  1854,  R.G.B1.  Nr.  208,  eine  bestimmte 
Thätigkeit  der  österreichischen  Gerichte  nicht  nur  zuläfst,  sondern 
dirdLt  vorschreibt;  —  dafs  endlich  nach  §  83  a.  b.  G.B.  den  Fremden 
überhaupt  gleiche  Rechte  und  Verbindlichkeiten  mit  den  Eingeborenen 
zukommen,  wenn  nicht  zu  dem  Genüsse  dieser  Rechte  ausdrücklich  die 
Eigenschaft  eines  Staatsangehörigen  erfordert  wird,  —  was  in  Ansehung 
der  hier  in  Rede  stehenden  Frage  nicht  der  Fall  ist,  —  so  mufs  zu 
dem  Schlüsse  gelangt  werden,  dafs  auch  rücksichtlich  eines  Ausländers 
der  Beweis  des  Todes  vor  einem  österreichischen  Gerichte  geführt 
werden  kann ,  sobald  behauptet  wird ,  dafs  der  Tod  innerhalb  des 
Osterreichischen  Staatsgebietes  erfolgt  ist,  —  zumal  es  sich  um  eine,  an 
eine  besondere  gesetzliche  Form  geknüpfte  Bekundung  einer  Thatsache 
handelt,  zu  deren  Vornahme  der  ausländische  Richter  in  der  Regel 
gar  nicht  in  der  Lage  ist  und  es  sich  von  selbst  versteht,  dafs  der 
Frage,  inwieweit  das  dies^lige  Erkenntnis  des  österreichischen  Richters 
im  Auslande  rechtliche  Wirkung  äufsert,  nicht  vorgegrÜFen  werden 
kann.  Aber  auch  der  Abweisungsgrund  des  zweiten  Richters  ist  nicht 
stichhaltig;  denn  die  dtierten  §§  1  und  10  lassen  aufser  dem  Wohn- 
sitze auch  den  letzten  Aufenthalt  als  Eompetenzgrund  zu  und  unter- 
scheiden durchaus  nicht,  wie  lange  der  letzte  Aufenthalt  gedauert  hat; 
es  genügt  vielmehr  auch  ein  vorübergehender  Aufenthalt,  um  die  Kom- 
petenz des  Gerichtshofes,  in  dessen  Sprengel  der  Aufenthalt  stattfindet, 
zu  begründen,  und  ist  es  unentscheidend,  dafs  Albertine  Z.  sich  hier- 
lands  nur  vorübexgehend  au%ehalten  hat  und  als  ihr  letzter  Wohnsitz 
M.  anzusehen  ist  Hiernach  kann  aber  die  Zuständigkeit  des  Ereis- 
gerichtes  L.  im  gegebenen  Falle  nicht  angezweifelt  werden  und  ver- 
stolsen  die  angefochtenen  Beschltlsse,  welche  die  Unzuständigkeit  des 
genannten  Gerichtes  aussprechen,  gegen  das  Gesetz,  weshalb  dieselben 
nach  Zulafs  des  §  16  des  oben  citierten  kaiserl.  Patentes  aufzuheben 
und  unter  Anerkennung  der  Kompetenz  des  Kreisgerichtes  L.  diesem 
Gerichte  das  weitere  Vorgehen  in  der  Sache  zu  verordnen  war. 

2kfr  Anwendung  des  §  396  Exek  0.  auf  aitsländische  ExeJcutionsakte. 

Entsch.  des  obersten  Gerichtshofs  vom  6.  Juli  1898,  Z.  9275  (Zeitschrift  für 
Notariat  u.  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Österreich  1899  S.  8). 

In  der  Rechtssache  des  August  N.  in  Venedig  wider  seine  Gattin 
Anna  N.  in  Wien  wegen  Erzwingung  der  Herausgabe  des  minder- 
jährigen Sohnes  Viktor  N.  hat  das  k.  k.  Landesgericht  in  Wien  mit 
Beschlufs  vom  14.  Mai  1898,  G.Z.  ^  '•  7^"^,   den   am  12-  Mai  1898 
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gestellten  Antrag  des  Angust  N.  anf  Bewilligung  der  Exekution  wider 
seine  genannte  Gattin  zur  Erzwingung  der  Herausgabe  des  minder- 
jährigen Viktor  N.  an  ihn  oder  an  seinen  Vertreter  behufs  dessen 
Unterbringung  in  dem  Konviktsinstitut  C.  zu  Florenz  und  den  hiermit 
verbundenen  Antrag  betreffii  der  Durch^hrung  dieser  Exekution  ab- 
gewiesen. 

Den  Rekurs  des  August  N.  hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht  in 
Wien  mit  Beschlufs  vom  1.  Juni  1898,  G.Z.  ?il^?r??^  zurückgewiesen, 
weil,  abgesehen  davon,  dafs  nach  der  JustMin.V.  vom  10.  Dezember 
1897,  Nr.  288  R.G.BL,  die  Gegenseitigkeit  im  Königreiche  Italien  nur 
in  Ansehung  des  Exekutionsvollzuges  auf  Grund  lüerlttndiger  Exekutions- 
titel  (§  1  £xek.O.)  verbürgt  ist,  die  vom  Präsidenten  des  königlichen 
Civil-  und  Strafgerichtes  in  Venedig  in  dem  Beschlüsse  B  vom  22.  Jänna 
1898  getroffene  einstweilige  Verfügung  in  Ansehung  des  Sohnes  Viktor 
N.  der  Eheleute  August  und  Anna  N.  keinen  Titel  zur  zwangsweisen 
Verhaltung  der  Anna  N.  zur  Herausgabe  dieses  ihres  Sohnes  und  zur 
Angabe  jeder  Veränderung  seines  Aufenthaltes  gewährt«  und  nach  §  396 
Exek.O.  auch  deshalb  nicht  vollzogen  werden  könnte,  weil  seit  dem 
Tage  deren  Vollstreckbarkeit  (23.  Jänner  1898)  weit  mehr  als  ein 
Monat  bereits  verflossen  ist 

Dem  Revisiousrekurse  des  August  N.  hat  der  k.  k.  oberste  Gerichts- 
hof mit  Entsch.  vom  6.  Juli  1898,  Z.  9275,  keine  Folge  zu  geben 
befinden,  weil  die  vom  Obergerichte  bestätigte  gänzliche  Ab¥reisung 
des  vom  Rekurrenten  am  12.  Mai  1898,  G.Z.  »-  «♦  ^  »-»  ^  gestelltesi 
Exekutionsantrages  im  §  896  Exek.O.  seine  gesetzliche  Rechtfertigung 
findet,  indem  diese  Gesetzesbestimmung  auch  auf  von  ausländischen 
Gerichten  getroffene  einstweilige  Verfügungen  anzuwenden  ist,  da  der 
die  Unstattbaf^igkeit  der  Vollziehung  einer  einstweiligen  Verfügung  nach 
einer  bestimmten  Zeit  normierende  §  396  Exek.O.  zwischen  inländischen 
und  ausländischen  einstweiligen  Verfolgungen  nicht  unterscheidet,  und 
die  Meinung  des  Rekurrenten,  dafs  die  Bestimmung  des  §  396  Exek.O. 
immer  nur  flir  inländische  Exekutionstitel  in  Betracht  kommen  und 
niemals  aber  auf  ausländische  Akte  angewendet  werden  könne,  nicht 
nur  im  Gesetze  keine  Stütze  findet,  sondern  dem  für  die  Rechtshülfe- 
gewährung  mafsgebenden  Principe  der  formellen  Reciprocität  wider- 
streitet 

Der  Schulfondsheitrag  ist  nur  von  den  in  Niederösterreich  vor- 
kommenden Nachlässen  derjenigen  Erblasser  zu  entrichten,  welche 
mr  Zeit  des  Todes  den  ordenUiclhen  Wohnsitz  in  Niederösterreich 

hatten. 

Entsch.  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofs  vom  11.  Oktober  1898,  Z.  18408 
(Zeitschrift  für  Notariat  u.  freiwillige  G^erichtsbarkeit  in  Österreich  1899  S.  53). 

In  der  Verlassenschaftsabhandlungssache  nach  der  am  8.  März  1898 
zu  Hyöres  in  Frankreich  verstorbenen  österreichischen  Staatsangehörigen 
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Elisabeüi  Gräfin  A. ,  deren  Vermögen  sich  in  der  n.  ö.  Eskompte- 
gesellschaft  in  Wien  in  Depot  befand,  hat  das  k.  k.  Bezirksgericht 
Innere  Stadt  Wien  I  mit  Beschlufs  vom  9.  April  1898,  G.Z.  ^-IL*?z:?? 
aasgesprochen,  dafs  von  dieser  Verlassenschaft  ein  Beitrag  zum  n.  ö. 
LandesBcholfonds  nicht  za  bemessen  sei. 

Dem  Rekurse  des  n.  ö.  Landesausschusses  hat  das  k.  k.  Landes- 
gericht  in  Wien  als  Rekursgericht  in  Wien  mit  Beschlufs  vom  31.  August 
1898,  G.Z.  ^'  ^"3^"—,  Folge  gegeben  und  in  Abänderung  des  an- 
gefochtenen  Beschlusses  verordnet,  dafs  in  dieser  Verlassenschaft  mit 
Rücksicht  auf  die  300  fl.  ö.  W.  tibersteigende  Höhe  des  reinen  Nach- 
lasses ein  Beitrag  zum  n.  ö.  Landesschulfonds  zu  bemessen  ist. 

Dem  Revisionsrekurse  der  Universalerbin  Marianne  Gräfin  A.  hat 
der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  Entsch.  vom  11.  Oktober  1898, 
Z.  13  408,  stattzugeben  und  in  Abänderung  des  Beschlusses  des  k.  k. 
Landes-  als  Rekursgerichtes  in  Wien  den  erstrichterlichen  Ausspruch, 
dahin  gehend,  dafs  von  dem  eingangs  erwähnten  Nachlasse  ein  Schul- 
fondsbeitrag nicht  zu  bemessen  ist,  wiederherzustellen  befunden,  und 
zwar  in  der  Erwägung,  dafs  nach  §  1  des  Ges.  vom  18.  Dezember  1871 
der  Schulbeitrag  von  den  in  Niederösterreich  vorkommenden  Verlassen- 
Bchaften  wohl  zu  entrichten  ist,  jedoch  als  in  Niederösterreich  vor- 
kommend nur  die  Verlassenschaften  jener  Personen  verstanden  werden 
können,  welche  zur  Zeit  ihres  Todes  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  in 
Niederösterreich  hatten,  zumal  .der  Grund  der  Abnahme  eines  Beitrages 
für  Schulzwecke  von  einem  Nachlafsvermögen  nicht  in  dem  durch  juris- 
diktionelle  Rücksichten  normierten,  oft  zufälligen  Einschreiten  einer  oder 
der  anderen  Abhandlungsbehörde,  sondern  darin  liegt,  dafs  anzunehmen 
ist,  der  Erblasser  sei  in  der  Lage  gewesen,  von  den  Schuleinrichtungen 
des  betreffenden  Landes  Gebrauch  zu  machen,  was  bei  jenen,  welche, 
wie  die  eingangs  erwähnte  Erblasserin,  ihren  Wohnsitz  aufserhalb 
dieses  Landes  hatten,  nicht  zutrifil.  Dieser  Auffassung  entspricht 
übrigens  auch  §  4  des  eingangs  citierten  Landesgesetzes,  wonach  un- 
bewegliches, nicht  in  Niederösterreich  liegendes  Vermögen  bei  der 
Berechnung  des  Schulbeitrages  nicht  in  Anschlag  zu  bringen  ist,  ob- 
wohl auch  dieses  Vermögen  der  Verlassenschaftsabhandlnng  unterzogen 
wird,  soferne  es  sich  nicht  im  Auslande  befindet.  Endlich  spricht  für 
diese  Auffassung  auch  das  Ges.  vom  31.  Dezember  1891,  Nr.  72  L.G.Bl., 
wonach  eine  Gebühr  zum  Wiener  Krankenanstaltenfonds  nur  von  Ver- 
lassenschaften jener  Personen  einzuheben  ist,  welche  zur  Zeit  ihres 
Todes  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  in  Wien  hatten,  und  ist  im  vor- 
liegenden Falle  auch  thatsächlich  wegen  dieses  Mangels  seitens  des 
k.  k.  Centraltaxamtes  eine  Gebühr  zum  Wiener  Krankenanstaltenfonds 
nicht  bemessen  worden. 
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Die  Fondsgebühren  sind  nur  van  den  Nachlässen  jener  Erblasser 
tsu  bemessen,  welche  mr  Zeit  des  Ablebens  ihr  ordentliches  Dotnisü 

in  Wien  hatten. 

Entsch.  des  k.  k.  obersten  GerichtshoÜB  Tom  3.  Januar  1899,  Z..  17  872  ex  1896 
(Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Österreich  1899 

S.  137). 

In  der  Abbandlungssache  des  Fideikommifsnachlasses  nach  dem 
am  31.  Dezember  1890  verstorbenen  A.  hat  das  k.  k.  Landesgbricht 
in  Wien  mit  Beschlufs  vom  24.  Juni  1898,   G.Z.    ^~^~^ ,  von  dem 

'  47*— 238' 

abgehandelten  reinen  Fideikommifsnachlasse  Beiträge  zum  Wiener  Ver- 
sorgungsfonds,  zum  n.  ö.  LandesBchulfonds  und  zum  Wiener  k.  k. 
Krankenanstaltenfonds  bemessen. 

Dem  Rekurse  des  B.  als  Erben  nach  A.  hat  das  k.  k.  Ober- 
landesgericht in  Wien  mit  Beschlufs  vom  27.  September  1898,  G.Z. 
^^ ,  >'olge  gegeben  und  ausgesprochen,  dafs  von  diesem  Nach- 
lasse keine  Beiträge  zum  Wiener  Versorgungsfonds,  zum  n.  0.  Landes- 
schulfonds  und  zum  Wiener  k.  k.  Krankenanstaltenfonds  zu  be- 
messen seien. 

Die  obergerichtliche  Entscheidung  gründet  sich  auf  folgende  Er- 
wägungen : 

Nach  dem  Ges.  vom  18.  Februar  1871,  Nr.  1  L.G.BL  für  Nieder- 
österreich ex  1872,  und  der  bezüglichen  Judikatur  ist  der  Schnlfonds- 
beitrag  nur  von  dem  Nachlasse  solcher  Personen  zu  bemessen,  welche 
in  Niederösterreich  ihren  letzten  ordentlichen  Wohnsitz  hatten.  Nach 
dem  Hofdekrete  vom  80.  August  1806,  Nr.  782  J.G.S. ,  und  vom 
22.  Juni  1821,  Nr.  1770  J.G.S. ,  und  der  bezüglichen  oberstgericht- 
lichen  Judikatur  ist  die  Gebühr  zum  Versorgungsfonds  nur  dann  m 
bemessen,  wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  des  Todes  das  ordentliche 
Domizil  in  Wien  hatte.  Nach  dem  Dekrete  der  Centralfinanzhof- 
kommission  vom  21.  September  1811,  Nr.  959  J.G.S.,  und  der  bezüg- 
lichen oberstgerichtlichen  Judikatur  ist  für  die  Beitragspfiicht  zum 
Wiener  k.  k.  Krankenanstaltenfonds  nur  das  Domizil  des  Erblassen 
und  nicht  das  Gericht  entscheidend,  wo  die  Verlassenschaft  abgehandeh 
wird.  Das  den  Beitrag  zum  Wiener  k.  k.  Krankenanstaltenfonds 
regelnde  Ges.  vom  31.  Dezember  1891,  Nr.  72  L.G.B1.  für  Nieder- 
österreich, welches  die  Bemessung  der  bezüglichen  Fondsgebühr  im  §  6 
jener  Behörde  überträgt,  welche  die  staatliche  Vermögensübcrtragnngs- 
gebühr  zu  bemessen  hat,  ist  nach  §  10  nur  auf  jene  Verlassenschaften 
anzuwenden,  bei  welchen  der  Erbanfall  vom  1.  Jänner  1892  ab  erfolgt 
Die  in  Frage  stehende  Fideikommifserbschaft  fiel  schon  am  31.  De- 
zember 1890  an.  Schon  vor  der  Verhängung  der  Blödsinnskuratel 
über  den  Erblasser  wurde  im  landesgerichtlichen  Bescheide  vom  6.  3vxl\ 
1882,  Z.  32  818,  konstatiert,  dafs  der  vor  der  KuratelsverhSngnng  in 
der  Pflegeanstalt  für  Schwachsinnige  und  Geisteskranke  in  X.  in 
Württemberg  befindliche  A.  vor  seiner  Abgabe  in  jene  Heilanstalt  im 
väterlichen    Hause   wohnte  und    bis   zu   dem   am    29.  Mai  1878   voll- 
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streckten  24.  Lebensjahre  ak  Minderjähriger  dem  Gerichtsstände  seines 
Vaters  folgte,  und  dafs  sein  am  25.  April  1882  in  Wien  verstorbener 
Vater  zu  Z.  in  Böhmen  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hatte.  Beim 
Beginne  der  vorliegenden  Fideikommifsabhandlnng  wurde  im  landes- 
gerichtlichen Protokolle  vom  19.  Jänner  1891,  Z.  5790,  konstatiert, 
da(8  als  Wohnort  des  verstorbenen  A.  Z.  in  Böhmen  anzusehen  sei,  da 
er  dort  seinen  regelmäfsigen  Aufenthalt  hatte  und  nur  im  Winter  zu 
vorfibergehendem  Aufenthalte,  insbesondere  zur  ärztlichen  Behandlung, 
nach  Wien  gekommen  ist,  wo  er  im  Hause  seiner  Schwester  ein  mit 
den  Mobilien  derselben  eingerichtetes  Absteigequartier  inne  hatte.  Ans 
allen  diesen  rechtlichen  und  thatsächlichen  Feststellungen  ergiebt  sich, 
dafs  von  dem  in  Frage  stehenden,  bei  dem  Wiener  Landesgerichte  ab- 
gehandelten Fideikommifsnachlasse  die  mit  dem  landesgerichtlichen  Be- 
schlüsse vom  24.  März  1898,  G.Z.  ^"^^^^ »  bemessenen  Beiträge  zum 
Schnlfonds,  zum  allgemeinen  Versorgungsfonds  und  zum  Krankenhaus- 
fonds nicht  zu  bemessen  waren. 

Über  den  Revisionsrekurs  des  n.  ö.  Landesausschusses  gegen  den 
Beechlufs  des  k.  k.  Oberlandesgerichtes  in  Wien,  insofeme  mit  dem- 
selben in  Abänderung  des  Beschlusses  der  ersten  Instanz  ausgesprochen 
wurde,  dafs  von  dem  Nachlasse  des  A.  kein  Scbulbeitrag  zu  bemessen 
sei,  hat  der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  3.  Jänner 
1899,  Z.  17  872  ex  1898,  den  Beschlufs  des  k.  k.  Oberlandesgerichtes 
unter  Hinweisung  auf  dessen  Begründung  zu  bestätigen  befunden. 

Einwohnern  fremder  Staaten  soll  in  der  Regel  keine  Vormundschaft 

aufgetragen  werden. 

Oberstgerichtliche  Entscheidung  vom  81.  Jänner  1899,  Z.  1404. 

Den  Antrag  der  mütterlichen  Vormünderin,  fUr  die  m.  Felix 
und  Oskar  S.  ans  W.  (Böhmen)  den  Ernst  B.  in  Dresden  als  Mit- 
Vormund  zu  bestellen,  wies  das  Bezirksgericht  mit  der  Begründung  ab, 
dafs  der  Vorgeschlagene  Ausländer  und  im  Auslande  wohnhaft  ist, 
solche  Personen  aber  nach  §  194  a.  b.  G.B.  in  der  Regel  nicht  zu 
bestellen  sind. 

Über  den  Rekurs  der  mütterlichen  Vormünderin  bestellte  das 
Kreis-  als  Rekürsgericht  in  Ablinderung  des  abweislichen  bezirksgericht- 
lichen Beschlusses  den  Ernst  B.  zum  Mitvormunde  der  genannten 
Minderjährigen. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  des  bisherigen 
Mitvormundes  gegen  den  kreisgerichtlichen  Beschlufs  stattgegeben  und 
mit  Abänderung  dieses  Beschlusses  den  erstrichterlichen  Beschlufs 
wieder  hergestellt,  —  weil  nach  der  auch  f\lr  den  Mitvormund  mafs- 
gehenden  Bestimmung  des  §  192  a.  b.  G.B.  Einwohnern  fremder 
Staaten  in  der  Regel  (§  198)  keine  Vormundschaft  aufgetragen  werden 
soll,  —  einer  der  AusnahmsMe  des  §  198  a.  b.  G.B.  im  vorliegenden 
Falle  nicht  zntrifit  und  der  mütterlichen  Vormünderin  keiujBSwegs  zu- 
steht, durch  ihre  Wahl  die  im  §  192  a.  b.  G.B.  aufgestellte  Regel 
absenwenden. 


Digitized  by 


Googl( 


S36  Kechtsprechung. 

Bestimmung  eines  österreichischen  Gerichtes  zur  Äbhandlmig  des 

beweglichen  Nachlasses  eines  in  Serbien  gestorbenen  österreichischen 

Staatsangehörigen  und  zur  Führung   der  obervormundschaftlichen 

Geschäfte  über  dessen  minderjährige  Kinder. 

Oberstgerichtliche  Entsch.  vom  28.  September  1898,  Z.  12924. 

Der  nach  V.,  Bezirk  H.  (Böhmen) ,  zuständig  gewesene  Franz  C 
ist  am  5.  April  1897  in  M.  (Serbien)  gestorben.  Da  derselbe  beweg- 
liches Gut  und  minderjährige  Kinder  hinterlassen  hat  und  diesemnach 
zur  Verlafsabhandlung  und  zur  Führung  der  Vormundschaft  inländische 
Gerichte  zuständig  erscheinen  (Art.  VIII,  Staats  vertrag  vom  6.  Mai  1881, 
R.G.B1.  Nr.  89) ,  so  hat  der  serbische  k.  und  k.  Vicekonsul  das  Be- 
gehren gestellt,  die  Akten  zur  Abhandlungspflege  der  heimatszoständigen 
Gerichtsbehörde  zuzuweisen.  Das  Bezirksgericht  in  H.  hat  sich  fllr 
inkompetent  erklärt,  weil  Franz  C.  in  V.  nie  gewohnt  hat.  Nachdem 
der  Wohnsitz  des  Franz  C.  vor  seiner  Auswanderung  nach  Serbien 
nicht  eruiert  werden  konnte,  wurde  der  Akt  gemäfs  §§  69,  111  J-N. 
dem  obersten  Gerichtshofe  zur  Schlufsfassung  vorgelegt,  welcher  in 
Erwägung:  dafs  der  Erblasser  als  ein  österreichischer  Staatsangehöriger 
anzusehen  ist;  dafs  in  Gemäfsheit  der  mit  Serbien  abgeschlossenen 
Verlassenschaüs- Konvention  vom  6.  Mai  1881,  R.G.B1.  Nr.  89,  die 
serbischen  Gerichte  nur  zur  Abhandlung  des  unbeweglichen,  nicht  aber 
des  beweglichen  Nachlasses  und  ebensowenig  zur  Regelung  der  Vor- 
mundschaftsangelegenheiten zuständig  sind;  dafs  diesem  zufolge  die  in- 
ländische Gerichtsbarkeit  zur  Abhandlung  des  beweglichen  Nachlasses 
des  Franz  C. ,  wie  auch  zur  Regelung  der  Vormundschaftsangelegen- 
heiten nach  demselben  sachlich  begründet  ist;  —  dafs  der  Erblasser 
nicht  zu  jenen  österreichischen  Staatsangehörigen  zu  zählen  ist,  bezüglich 
welcher  §  69  J.N.  vom  1.  August  1895,  R.G.B1.  Nr.  111,  besondere 
Bestimmungen  enthält;  —  dafs  über  den  letzten  Wohnort  des  Franz  C. 
im  Inlande  keine  Anhaltspunkte  vorliegen,  somit  die  Voraussetzungen 
für  die  örtliche  Zuständigkeit  eines  inländischen  Gerichtes  im  Sinne  der 
citierten  Jurisdiktionsorm  fehlen  und  auch  nicht  zu  ermitteln  sind,  — 
im  Grunde  des  §  28  J.N.  das  Bezirksgericht  in  H.  als  jenes  Gericht 
zu  bestimmen  befanden  hat,  welches  fUr  die  Abhandlung  des  beweg- 
lichen Nachlasses  des  Franz  C.  und  zur  Ftlhrung  der  obervormundschaft- 
lichen Geschäfte  über  dessen  minderjährige  Kinder  als  örtlich  zuständig 
zu  gelten  hat. 

Übertragung  der  Vormundschaft  von  einefu  österreichischen  Gerichte 
an  ein  säcJisisches  Gericht. 
1.    Oberstgerichtliche  Entscheidung  vom  15.  März  1898,  Z.  3182. 
Den   vom   Oberlandesgerichte   befilrworteten   Antrag   des    Bezirks- 
gerichtes in  P.  auf  Übertragung   der  Vormündschaft   über  den  minder- 
jährigen   Ferdinand  K.   von   diesem  Bezirksgerichte  an   das   sächsische 
Amtsgericht  in  D.  hat  der  oberste  Gerichtshof  aus  folgenden  Erwägungen 
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dermal  nicht  genehmigt :  Die  Genehmigong  der  beantragten  Übertragong 
der  Vonnondscbaftsgescbäfte  ist  an  die  VoratusetsEung  geknüpft,  dafs 
genügende  Kautelen  nicht  nur  für  die  Übertragung,  sondern  auch  für 
die  entsprechende  Filhning  der  betreffenden  pflegscbafbbebördlichen 
Geschäfte  gegeben  sind.  Diese  Voraussetzungen  treffen  jedoch  — 
wenigstens  derzeit  —  im  vorliegenden  Falle  nicht  zu.  Gemäfs  §  111 
Jor.N.  kann  aus  den  daselbst  angegebenen  Grtlnden  die  Aufsicht  und 
Fürsorge  tlber  die  Person  des  Pflegebefohlenen  oder  die  Austlbung  der 
dem  Gerichte  in  Ansehung  der  Vermögensangelegenheiten  des  l^ege- 
befohlenen  zukommen,  den  Obliegenheiten  von  dem  zuständigen  in- 
ländischen Gerichte  ganz  oder  zum  Teile  auch  an  ein  ausländisches 
Gericht  tibertragen  werden.  Das  Bezirksgericht  in  P.  beantragt  zwar 
die  Genehmigung  der  hier  in  Rede  stehenden  Vormundschaftstlbertragung, 
spricht  sich  jedoch  darüber  nicht  aus,  ob  diese  Übertragung  ganz 
oder  nur  zum  Teile  zu  geschehen  habe.  Das  sächsische  Amtsgericht 
in  D.  erklttrt  in  seiner  an  das  Bezirksgericht  in  P.  gerichteten  Zuschrift, 
dafs  es  zur  Übernahme  der  Vormundschaft  bereit  ist,  wenn  das  Rind 
Ferdinand  R.  dauernd  in  Sachsen  erzogen  wird  imd  das  sächsische 
Justizministerium  zur  Vormundschailsttbemahme  die  Genehmigung  erteilt 
Abgesehen  von  der  noch  nicht  gelösten  Frage  über  die  fortdauernde 
librziehnng  des  Rindes  m  Sachsen  macht  also  das  Amtsgericht  in  D. 
die  Übernahme  der  Vormundschaftsgeschäfte  von  der  Genehmigang  des 
sächaiBchen  Justizministeriums  abhibigig,  woraus  gefolgert  werden  mufs, 
dafii  diese  Genehmigung  dem  Ersuchen  um  eventuelle  Übernahme  der 
Vormundschaft  vorauszugehen  habe.  Insolange  daher  der  legale  Nach- 
weis über  diese  Genehmigung  aktenmäfsig  nicht  vorliegt,  kann  auch 
von  einer  Ermächtigung  des  sächsischen  Amtsgerichtes  in  D.  zur  Über* 
nähme  dieser  Vormundschaft  keine  Rede  sein.  Auch  fehlt  in  den  Akten 
eine  jede  Auseinandersetzung  darüber,  was  für  den  eventuellen  Fall 
vorgekehrt  sein  wird,  wenn  der  minderjährige  Ferdinand  R.  im  Aus- 
lände in  den  Besitz  eines  Vermögens  gelangen  sollte. 

2.    Oberstgerichtliche  Entscheidung  vom  18.  Oktober  1898,  Z.  13897. 

Dem  Antrage  auf  Übertragung  der  Vormundschaft  über  die  minder- 
jährige Maria  und  ELarl  S.  von  dem  zustandigen  Bezirksgerichte  in  S« 
an  das  sächsische  Amtsgericht  in  D.  hat  der  oberste  Gerichtshof  die 
Genehmigung  zu  erteilen  nicht  befunden,  weil  bei  dem  Umstände,  als 
Maria  S.  am  27.  Dezember  1877  und  Rarl  S.  am  3.  August  1879 
geboren  ist,  in  Sachsen  aber  die  Grofsjährigkeit  bereits  mit  dem  voll- 
endeten 21.  Lebensjahre  eintritt,  ftlr  die  beantragte  Vormnndschafts- 
Übertragung  keine  Zweckmäfsigkeitsgrilnde  vorliegen. 

8.     Obers^richtliehe  Entscheidung  vom  14.  Dezember  1898,  Z.  16888. 

Den  Beschlufs  des  Bezirksgerichtes  in  R.  auf  Übertragung  der 
koratelsbehördlicben  Geschäfte  in  Ansehung  der  VermÖgensangelegen- 
heiten  der  minderjährigen  Ida  und  Marie  H.  an  das  sächsische  Amts- 
gericht in  D.  hat  der  oberste  Gerichtshof  nur  insoweit  zu  genehmigen 
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be^mden,  dafs  diese  Üb«iTagang  der  karatelBbehördlichen  Oesch&fte 
auf  das  21.  Lebensjahr  eines  jeden  der  beiden  Euranden  eingeschränkt 
zu  bleiben  hat,  weil  nach  österreichischem  Rechte  abweichend  von 
dem  sächsischen  Rechte  die  Grofsjährigkeit  erst  nach  dem  erreichten 
24.  Lebensjahre  eintritt. 


Schweiz. 

Rechtsprechung  schweizerischer  GerichtshSfe. 

Gerichtsstandsvertrag  mit  Frankreich  vorn  15.  Juni  1869,  Art,  15 

und  17;  Bundesverfassu/ng  Art.  59. 

Der  in  der  Schweiß  domizilierte  Schuldner  franeösischer  Nationcdität 

Jcann   auf  Grund  eines  in  Frankreich  ergangenen  Urteils  wegen 

persönlicher  Ansprachen  nicht  belangt  (betrieben)  werden. 

Urtdl  des  Bandesgerichts  vom  9.  Februar  1899  (Zeitschxift  des  Benusehen 
Juristenvereins  etc.  Bd.  XXXV  S.  226). 

^A.  Der  seit  dem  Jahre  1895  in  Biei  domizilierte  Franzose 
Alfred  Sive  wurde  auf  Klage  des  in  Marseille  wohnhaften  Franzosen 
J.  Epanet  aine  durch  Säumnisurteil  des  Tribunal  de  Commerce  de 
Marseülej  vom  29.  Dezember  1896,  zu  Bezahlung  einer  ELaufpreisschoid 
von  Frcs.  278,50  nebst  Zins  und  Kosten  an  den  Kläger  verurteilt 
Gestutzt  auf  dieses  Urteil  liefs  J.  Espanet  den  Alfred  S&ve  mit  Zahlungs- 
befehl vom  28./30.  Juni  1897  in  Biel  betreiben.  Diese  Betreibung  fiel 
jedoch,  da  der  Schuldner  Recht  vorgeschlagen  und  der  Olttnbiger  nicht 
innert  Frist  dessen  Beseitigung  erwirkt  hatte,  dahin.  Am  80.  Joni/ 
1.  Juli  1898  erliefs  das  Betreibungsamt  Biel  auf  Begehren  des  Espanet 
an  Sive  einen  neuen  Zahlungsbefehl,  gegen  den  wiederum  Recht  vor- 
geschlagen wurde.  Espanet  verlangte  hierauf  vom  Grerichtspräsidenten 
von  Biel  unter  Vorlage  des  Urteils  des  Tribunal  de  Commerce  de  Mar- 
seille und  der  nach  Art.  16  des  französisch  -  schweizerischen  Gerichts- 
standsvertrages erforderlichen  formalen  Ausweise  die  Erteilung  der 
Rechtsöffiiung.  S^ve  widersetzte  sich  dem  Begehren  in  erster  Linie 
deshalb,  weil  das  Urteil  von  einem  inkompetenten  Richter  geflült 
worden  sei,  da  er,  Sive,  nach  Art  59  B.V.  vor  dem  Richter  seines 
Wohnorts  habe  gesucht  werden  müssen.  Mit  Entscheid  vom  6.  De- 
zember 1898  wies  der  Gerichtspräsident  von  Biel  das  Rechtsbegehren  ab. 

^B.  Gegen  diesen  Entscheid  hat  namens  des  J.  Espanet  Fttisprech 
Dr.  Courvoisier  in  Biel  den  Rekurs  an  das  Bundesgericht  eigrifien. 
Derselbe  wird  im  wesentlichen  folgendermafsen  begründet:  Der  fran- 
zösisch-schweizerische Gerichtsstandsvertrag  beziehe  sich  nur  auf  Streitig- 
keiten zwischen  Schweizern  und  Franzosen,  nicht  auch  auf  Streitigkeiten 
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sEwiscben  Penonen  gleicher  Nationalitttt  S^ve  könne  sich  daher  nicht 
auf  den  Vertrag  bemfen,  wenn  er  die  Inkompetenz  des  Tribunal  de 
Commerce  de  Marseille  behaupte.  Frankreich  habe  in  demselben 
keineswegs  seine  Sonveränitätsrechte  gegenüber  seinen  eigenen  Bttrgern 
aafg^eben,  und  die  Schweiz  habe  nirgends  die  Verpflichtung  über- 
nommen, Franzosen  gegen  Akte  der  Staatsgewalt  zu  schützen,  die  von 
Frankreich  ausgehen  und  französische  Unterthanen  betreffen.  So  könne 
auch  ein  Franzose  sich  auf  die  Garantie  des  persönlichen  Gerichts- 
standes in  der  Schweiz  nicht  berufen,  wenn  Frankreich  selbst  darauf 
verzichte,  wie  das  hinsichtlich  der  Streitigkeiten  zwischen  Franzosen 
über  von  ihnen  im  Ausland  geschlossene  Verträge  zutreffe  (Art  15 
c,  civ.).  Andernfalls  Ittge  eine  Beschränkung  des  Rechts  eines  Fran- 
zosen, seinen  in  der  Schweiz  domizilierten  Mitbürger  nach  Art  15 
c  cw.  vor  dem  heimatlichen  Forum  zu  belangen  und  ein  Eingriff  in 
die  Souveränitfitsrechte  des  französischen  Staates  vor.  ELraft  eigener 
Souveränität  könne  allerdings  die  Schweiz  die  Exequierbarkeit  von  aus* 
ländischen  Urteilen  einer  Prüfung  unterziehen.  Allein  gegenüber  fran- 
zIJsischen  Urteilen  sei  diese  Prüfungsbefugnis  auf  das  Vorhandensein 
der  formellen  Erfordernisse  des  Art  16  des  Vertrages  beschränkt,  und 
es  könne,  sobald  diese  Erfordernisse  erfüllt  seien,  die  Exekution  nur 
noch  verweigert  werden  in  den  in  Art.  1 7  daselbst  vorgesehenen  Fällen. 
Von  diesen  &lle  einzig  der  in  Ziff.  1  vorgesehene  in  Betracht,  wonach 
die  Vollziehung  eines  von  einer  inkompetenten  Behörde  ausgehenden 
Urteils  verweigert  werden  könne.  Allein  diese  Bestimmung  habe  blofs 
den  Sinn,  dafs  die  Vollziehung  eines  zwischen  einem  Schweizer  und 
einem  Franzosen  von  einem  andern  als  dem  Wohnortsgericht  ausgefüllten 
Urteils  über  eine  persönliche  Forderung  abgelehnt  werden  dürfe,  be- 
ziehe sich  dagegen  nicht  auf  Urteile  zwischen  Parteien  gleicher  Natio- 
nalität, von  denen  die  eine  in  Frankreich,  die  andere  in  der  Schweiz 
wohne.  Zur  Unterstützung  dieser  Ansicht  wird  auf  verschiedene  bundes- 
gerichtliche Entscheide,  femer  auf  12 o^uift,  Conflits  de  lois,  S.  796  ff., 
nnd  Dalloz^  Code  civil  annoie  ad  Art.  14  und  15,  verwiesen.  Der 
Antrag  geht  auf  Auf  hebuDg  eventuell  Abänderung  der  angefochtenen 
Entscheidung  und  Zuspruch  des  vom  Rekurrenten  gestellten  Rechts- 
öffirnngsbegehrens,  unter  Kostenfolge. 

^C.  Der  Gerichtspräsident  von  Biel  schliefst  auf  Abweisung  des 
Rekurses.  Er  stützt  sich  dabei  in  der  Hauptsache  auf  die  Erwägungen, 
die  er  den  Parteien  zur  Begründung  seines  Entscheides  über  das  Rechts- 
öffiiungsbegehren  des  Rekurrenten  eröffnet  hatte  und  die  im  wesentlichen 
dahin  gehen:  Der  Kanton  Bern  nehme  nach  Art.  49  al.  1  und  Art.  61 
al.  1  der  Staatsverfassung  und  §  11  des  Civilprozefsverfahrens  die 
Gerichtsbarkeit  in  der  Regel  für  alle  persönlichen  Klagen  in  Anspruch, 
die  sich  gegen  die  in  seinem  Gebiete  domizilierten  Personen  richteten, 
and  er  mache  diesbezüglich  keinen  Unterschied  nach  der  Nationalität 
der  Parteien.  Auch  Art.  59  B.V.  garantiere  für  persönliche  Forderungen 
den  aufrechtstehenden  Schuldnern  den  Gerichtsstand  des  Wohnortes, 
and  diese  Garantie  müsse  auch  gegenüber  auswärtigen  Staaten  gelten, 
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nicht  nur  zwischen  den  Kantonen  unter  sich.  Die  Behauptong  des 
Rekurrenten,  die  Schweiz  habe  kein  Interesse  daran,  die  in  ihrem 
Gebiete  niedergelassenen  Franzosen  des  Schutzes  des  Art  59  B.V. 
teilhaftig  werden  zu  lassen,  sei  unrichtig;  denn  der  niedergelassene 
Ausländer  sei  rechtlich  und  wirtschaftlich  ein  ftlr  die  Schweiz  raleranter 
Faktor,  so  dais  es  ihr  nicht  gleichgtlltig  sein  könne,  wer  über  ihn  und 
sein  Vermögen  zu  Gericht  sitze.  Ebenso  unrichtig  sei  die  Behauptung, 
der  Staatsrertrag  mit  Frankreich  habe  die  Gkrantie  des  Gerichtsstandes 
des  Wohnsitzes  fllr  alle  andern  Fftlle,  als  fUr  die  Streitigkeiten  zwischen 
Parteien  verschiedener  Nationalität,  ausschliefsen  wollen.  Die  Nicht- 
berttcksichtigung  der  übrigen  fWe  habe  nur  die  Konsequenz,  dafs  es 
jedem  Teile  frei  stehe,  zu  legiferieren,  wie  es  ihm  beliebe.  Soweit 
aber  der  Staatsvertrag  nicht  Regel  mache,  sei  keiner  der  vertrags- 
schliefsenden  Staaten  gebunden,  die  Gesetzgebung  des  andern  als  auch 
für  ihn  mafsgebend  anzuerkennen.  Eine  solche  Wirkung  könne  mit 
dem  Titel  2  des  Vertrages  unmöglich  gemeint  gewesen  sein,  sonst  Id&tte 
es  ausdrücklich  gesagt  werden  müssen.  Dazu  komme,  dafs  Art  15 
c.  ck>,  eine  Singularität  enthalte,  die  sonst  nirgends  bestehe.  Der 
Gerichtspräsident  verweist  zur  Unterstützung  seiner  Auflassung  auf 
Curtiy  Staatsvertrag  S.  156. 

„D.  Der  Rekursbeklagte  S&ve  trägt  durch  Fürsprech  C.  B.  Hoff- 
mann  in  Biel  ebenfalls  auf  Abweisung  des  Rekurses  an,  unter  Kostenfolge. 

„Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

„1.  Würde  es  sich  um  die  Vollziehung  eines  in  einem  andern 
Kanton  gegen  S^ve  ausgeflülten  Urteils  handeki,  so  müflite  nach  der 
bundesgericbtlichen  Praxis,  betreffend  die  Art.  59  und  61  der  Bundes- 
ver&ssung,  zweifellos  die  Weigerung  des  Gerichtspräsidenten  von  Biel, 
das  Urteil  vollziehen  zu  lassen,  geschützt  werden.  Denn  da  der  in 
Frage  stehende  Anspruch  persönlicher  Natur  und  der  Schuldner  auf- 
rechtstehend ist,  so  brauchte  er  sich  vor  einem  andern  schweizerischen 
Gerichte  als  dem  seines  Wohnortes  nicht  einzulassen,  und  konnte  er 
nach  der  erwähnten  Praxis  auch  dann  noch  die  Gkirantie  des  Art  59 
Abs.  1  anrufen,  wenn  ein  in  Mifsatihtung  dieser  Bestimmung  in  einem 
andern  Kanton  gegen  ihn  erlassenes  Urteil  im  Kanton  Bern  zun  Voll- 
zug gebracht  werden  wollte.  Der  Umstand,  dafs  Sive  Ausländer  ist, 
vermöchte  hieran  nichts  zu  ändern,  da  seit  der  Verfiusung  von  1874 
der  Richter  des  Wohnortes  nicht  nur  dem  Schweizer,  sondern  jedem 
in  der  Schweiz  domizilierten  Schuldner  unter  den  daselbst  angegebenen 
Voraussetzungen  garantiert  ist  Nun  geht  aber  das  Urteil,  dessen 
Vollziehung  Espanet  verlangt,  von  einem  fremden  Gerichte,  dem  Tri- 
bunal de  Commerce  de  MarseiUet  aus.  Es  mufs  sich  deshalb  fragen, 
ob  Art  59  Abs.  1  B.V.  auch  in  internationalen  Verhält- 
nissen seine  Wirksamkeit  ausübe,  und  ob  diese  nicht  wenig* 
stens  gegenüber  Urteilen  französischer  Gerichte,  die  in  der 
Schweiz  vollzogen  werden  wollen,  cessiere,  wegen  der  zwischen  der 
Schweiz   und   Frankreich   bestehenden   staatsvertraglichen  Beziehungen. 
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2.  Was  die  erste  dieser  Fragen  betrifft,  so  ist  zu  berücksichtigen, 
dafis  nach  der  herrschenden  staatsrechtlichen  Auffassung 
Art  59  Abs.  1  B.V.  nicht  nur  als  eine  objektivrecht- 
liehe  Gerichtsstandsnorm  sich  darstellt,  sondern  ein  subjek- 
tives verfassungsmKfsiges  Recht  der  Btirger  ßegrOndet,  wie 
denn  auch  der  Rechtsschutz  gegen  Verletzung  der  Bestimmung  durch 
den  zur  Wahrung  der  individuellen  yerfiMsungsmäfsigen  Rechte  der 
Bttiger  eingesetzten  staatsrechtlichen  Rekurs  an  das  Bundesgericht  ge- 
währt wird.  Warum  nun  dieses  Recht  nur  soll  zur  Geltung  gebracht 
werden  können  gegenüber  Urteilen,  die  von  schweizerischen  Gerichten 
in  Mifsachtung  derselben  erlassen  worden  sind,  und  nicht  auch  gegen- 
über Urteilen  fremder  Gerichte,  die  nach  der  Verfassungsbestimmung 
nicht  zustttndig  sind,  ist  unerfindlich.  Es  würden  ja  auf  diese  Weise 
die  in  der  Schweiz  wohnenden  Schuldner  auslKndischen  Urteilen  gegen- 
über ungünstiger  gestellt,  als  gegenüber  aufserkantonalen  schweizerischen 
Urteilen ,  und  es  würde  ersteren  eine  grOfsere  ezekutorische  Kraft  bei- 
gemessen als  letzteren.  Wohl  ist  es  richtig,  dafs  die  Herrschaft  des 
Art.  59  nicht  über  das  Gebiet  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
binausreicht .  und  dafs  die  Schweiz  der  Ausübung  einer  mit  jenem 
Grundsätze  in  Widerspruch  stehenden  Gerichtsbarkeit  durch  einen 
fremden  Staat  nicht  entgegentreten  kann.  Allein  daraus  folgt  noch 
nicht,  dafs  sie  diese  Gerichtsbarkeit  selbst  anerkennen  müsse,  wenn  sie 
in  der  Form  eines  Vollziehungsbegehrens  in  die  Hoheitssphftre  des 
eigenen  Staates  hinübergreif  will.  Vielmehr  ist  es  Pflicht  des  letz- 
teren, seine  verfassungsmäfsigen  Grundsätze  auch  derartigen  Ausflüssen 
einer  fremden,  nach  hiesigem  Rechte  nicht  anerkannten  Jurisdiktion 
gegenüber  zur  Anwendung  zu  bringen.  Aus  diesen  Gründen  ist  an 
der  im  bundesgerichtlichen  Entscheid  in  Sachen  Robelt  (Amt!.  Sammig. 
Bd.  rv  S.  227)  entwickelten  Ansicht  nicht  festzuhalten  und  im 
Gegenteil  auszusprechen,  dafs  sich  der  in  der  Schweiz  domizilierte  aufrecht- 
stehende Schuldner  auch  gegenüber  der  Vollziehung  von  Urteilen  fremder 
Staaten  auf  Art.  59  Abs.  1  B.V.  berufen  kann  (s,  Sdioch,  Art.  59  der 
Schweiz.  Bundesverfassung  8b  18;  BoguiHj  LarHde  59  de  la  Con- 
stitution fSMraU,  S.  88  ff.)- 

„8-  Sonach  kann  nur  noch  fraglich  sein,  ob  mit  dem 
Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich 
über  den  Gerichtsstand  und  die  Vollziehung  von  Urteilen  in  Civilsachen, 
▼om  15.  Juni  1869,  die  Schweiz  die  Verpflichtung  über- 
nommen habe,  auch  solche  Urteile  französischer  Gerichte 
auf  ihrem  Territorium  zur  Exekution  zu  bringen,  deren  Voll- 
ziehung an  sich,  abgesehen  von  dem  Vertrag,  mit  Rücksicht 
auf  Art  59  Abs.  1  B.V.  verweigert  werden  könnte.  Eine 
derartige  staatsvertraglicbe  Einschrünkung  des  in  Art  59  Abs.  1  auf- 
gestellten Grundsatzes  wKre  wohl  zulässig,  wie  denn  in  Abs.  2  des 
Verfiissungsartikels  ausdrücklich  mit  Bezug  auf  AuslMnder  die  Bestim- 
mungen bezüglicher  Staatsvertrüge  vorbehalten  sind.  Bei  der  Beant- 
wortung der  entscheidenden  Frage  nun  ist  davon  auszugehen,  dafs  eine 
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dem  öffentlich-rechtlichen,  in  der  VerfiBissang  niedergelegten  Grandsatze 
des  Art.  59  Ahs.  1  derogierende  internationale  Verpflichtung  der  Schweiz 
gegenüber  Frankreich  nur  dann  angenommen  werden  dürfte,  wenn  der 
Vertrag  selbst  hinreichende  Anhaltspunkte  dafür  böte.  Jener  Grundsatz 
ist  in  dem  sc&weizerischen  Rechtsbewafstsein  so  fest  gewurzelt,  dafs  er 
gewifs  nicht  leichthin  preisgegeben  werden  durfte,  und  es  müfste  dafür, 
dafs  er  wirklich  Frankreich  gegenüber  preisgegeben  und  dafs  auf  diese 
Weise  mit  einem  fremden  Lande  bezüglich  der  Rechtshülfe  in  Civil- 
sachen  eine  engere  Gemeinschaft  geschaffen  worden  sei,  als  sie  zwischen 
den  einzelnen  Kantonen  besteht,  eine  unzweideutige  Vertragsbestimmung 
angerufen  werden  können.  Nun  ist  richtig,  dafe  Art  15  des 
Gerichtsstandsvertrages  alle  Civilurteile,  die  von  einem  Gerichte 
des  einen  der  vertragschliefsenden  Staaten  erlassen  worden  sind,  unter 
den  —  nicht  in  Frage  stehenden  —  formalen  Voraussetzungen  des 
Art.  16  im  andern  ftir  vollziehbar  erklärt  Allein  Art  15  erleidet 
wesentliche  Beschränkungen  durch  Art  17  des  Vertrages,  wo  u.  a. 
bestimmt  ist,  dafs  die  Vollziehung  dann  verweigert  werden  kann, 
wenn  der  Entscheid  von  einer  inkompetenten  Behörde 
gefällt  worden  ist  (Ziff.  1);  und  es  wird  sich  £ragen  müssen, 
welches  der  Sinn  und  die  Tragweite  dieser  Einschränkung  seL  Die 
Bestimmung  kann  dahin  ausgelegt  werden,  dafs  nur  dann  einem  in 
dem  einen  Vertragsstaate  ausgefüllten  Urteile  im  andern  die  Vollzieh- 
barkeit  abgesprochen  werden  dürfe,  wenn  dasselbe  in  Mifsachtung  der 
im  ersten  Abschnitt  des  Übereinkommens  enthaltenen 
Gerichtsstandsnormen  zu  stände  gekommen  ist,  während  sich 
auf  eine  weitere  Prtlfung  der  Kompetenz  des  urteilenden  Gerichts  die 
re<][uirierte  Behörde  nicht  einzulassen  habe.  Und  es  würde  diese  Aus- 
legung im  vorliegenden  Falle  dazu  führen,  dafs  dem  Urteil  des  IVibunal 
de  Commerce  de  MarseiUe  die  Vollziehung  in  der  Schweiz  gewährt 
werden  müfste.  Denn  zweifellos  wurde  durch  Art  1  des  Vertrages 
für  die  darin  genannten  Streitigkeiten  der  Gerichtsstand  des  Wohnortes 
des  Beklagten  nur  mit  Bezug  auf  Anstände  zwischen 
Schweizern  und  Franzosen  ^stgestellt,  während  mit  Bezug  auf 
Anstände  zwischen  Angehörigen  des  nämlichen  Vertragsstaates  die 
nationalen  Gerichtsstandsnormen  nicht  beschränkt  worden  sind,  somit 
insbesondere  Art.  15  des  Code  civü:  „Un  Frangais  pourra  itre 
traduit  devant  un  Tribunal  de  France  pour  des  ohliga- 
tions  par  lui  contracties  en  pays  äiranger^  mime  avec 
un  etranger*^ ^  unberührt  blieb.  Es  kann  gesagt  werden,  da(s 
zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Abschnitt  des  Vertrages,  von  denen 
der  eine  „Klage  und  Gerichtsstand*',  der  andere  „VoUziebung  der 
Urteile**  überschrieben  ist,  eine  gewisse  Wechselbeziehung  bestehe,  die 
zu  der  erwähnten  Auslegung  führe.  Es  kann  femer  für  letztere  auf 
die  Botschaft  des  Bundesrates  zum  Gerichtsstandsvertrag,  vom 
28.  Juni  1869,  verwiesen  werden,  die  den  Fall  erwähnt,  dafs  die 
Exekution  eines  in  der  Schweiz  in  Sachen  eines  schweizerischen  Klägers 
gegen  einen  in  Frankreich   wohnhaften  Schweizer  in  Frankreich  nach- 
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gesacht  wird  und  die  vertragsinttrsige  Lösung  des  Falles  in  der  Pflicht 
des  französischen  Richters,  die  Exekution  zu  gewähren,  findet  In  der 
That  haben  der  Bundesrat  und  auf  Rekurs  hin  die  eidgenössischen 
Räte  im  Falle  Millot  in  diesem  Sinne  entschieden  (s.  B.£.  v.  1874 
I  445,  II  495).  Dagegen  kann  der  durch  das  Bundesgericht  beurteilte 
Fall  Lemasson  (Amtl.  Sammig.  Bd.  IV  S.  260)  nicht  als  Präjudiz 
angeführt  werden,  weil  damals  die  Frage,  die  sich  übrigens  nicht  in 
gleicher  Weise  stellte  wie  heute,  nicht  erörtert  wurde,  wie  denn  auch 
in  einem  späteren  Entscheide  in  Sachen  Ragon  &  Cie.  (Amtl.  Sammig. 
Bd.  XV  S.  561)  das  Bundesgericht  die  Frage  noch  als  bestrittene 
bezeichnete.  Anderseits  kann  gerade  die  zeitliche  Koincidenz  der  Ent- 
scheidung des  Falls  Millot  durch  die  eidgenössischen  Räte  mit  der  Auf- 
nahme des  Vorbehaltes  in  Art.  59  Abs.  2  des  damals  zur  Beratxmg  vor- 
liegenden Entwurfes  der  Bundesverfassung  von  1874  zur  Unterstützung 
der  in  jenem  Entscheid  niedergelegten  Auflassung  angeführt  werden. 
Allein  alle  diese  Argumente  sind  nicht  durchschlagend, 
weil  sie  im  Vertrage  selbst  keine  hinreichende  Stütze  finden.  Es  ist 
darin  nicht  ausgesprochen,  dafs  fllr  die  Frage  der  Kompetenz  des 
urteilenden  Gerichts,  die  die  requirierte  Behörde  zu  prüfen  das  vertrags- 
mftfsige  Recht  hat,  einzig  die  vertraglich  vereinbarten  Oerichtsstands- 
normen,  zu  denen  übrigens  wohl  auch  die  durch  den  Vertrag  nicht  be- 
rtlhrten  Gerichtsstandsbestimmungen  des  requirierenden  Staates  hinzu- 
gefügt werden  müfsten,  mafsgebend  seien.  Überhaupt  fehlt  eine  zwin- 
gende Anweisung  darüber,  nach  welchen  Rechtsnormen  die  Kompetenz 
des  urteilenden  Gerichts  geprüft  werden  soll,  wenn,  gestützt  auf  den 
Gerichtsstandsvertrag,  in  einem  Vertragsstaate  die  Exekution  eines  in 
einem  anderen  erlassenen  Urteils  nachgesucht  wird  (dies  giebt  der 
Berichterstatter  der  ständerätlichen  Kommission  in  Sachen  Millot  selbst 
zu,  ebenso  Roguin,  Confiits  de  Lois^  S.  797,  der  im  übrigen  hier, 
wie  in  der  Schrift  VAriide  59  de  la  Constitution  fSd^ale^  den  Ent- 
scheid in  Sachen  Millot  billigt).  Bei  dieser  Sachlage  kann  es  aber 
nach  dem  Gesagten  den  schweizerischen  Behörden  nicht  verwehrt  wer- 
den, die  Komp)etenz  auch  an  Hand  der  in  ihrem  Staate  an- 
erkannten Grundsätze  über  Gerichtsbarkeit  und  Ge* 
richtsstand  zu  prüfen  und  die  Vollziehung  eines  französischen  Urteils 
zu  verweigern,  wenn  nach  schweizerischem  öffentlichem 
Rechte  nicht  die  französischen,  sondern  einzig  die  schweizerischen 
Gerichte  war  Beurteilung  des  Anstandes  zusttfndig  waren.  Da  nun 
Art  59  Abs.  1  der  B.V.  den  Anstand  zwischen  Espanet  und  S&ve  der 
Gerichtsbarkeit  des  Kantons  Bern,  in  dem  der  Beklagte  wohnt,  zuwies, 
so  war  der  bemische  Richter,  mag  immerhin  nach  französischem  Rechte 
für  die  dortigen  Gerichte  die  Zuständigkeit  ebenfalls  begründet  gewesen 
sein,  nicht  gehalten,  das  in  Frankreich  eigangene  Urteil  zum  Vollzug 
zu  bringen  (vergl.  Curtif  Staatsvertrag  S.  156  f.;  Morel  in  Blumer  und 
Morel,  Bundesstaatsrecht  Bd.  HI  8.  537  f.)«  An  dieser  Lösung  ist  um 
so  mehr  festzuhalten,  als  die  Ansicht,  dafs  es  genüge,  wenn  die  Kom- 
petenz des  erkennenden  Gerichts  nach  seinem  Rechte  begründet  war, 
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von  der  neueren  Theorie  des  intemAtionalen  Privatrechts  mit  zatrefienden 
Gründen  verworfen  wird  (vergl.  v,  Bar,  Internationales  Privatrecfat. 
2.  Anfl.  Bd.  II  S.  425,  nnd  Lammasch  in  HoUgendorffs  Handbnch 
des  Völkerrechts,  Bd.  III  S.  413  £). 

„4.  Übrigens  ist  das  Urteil,  dessen  VoUziehnng  in  der  Schweiz 
verlangt  wird,  in  Frankreich  selbst  nicht  mehr  vollziehbar.  Es  handelt 
sich  um  ein  Säumnisurteil,  das  dahinfiel,  wenn  es  nicht  innert  6  Monaten 
nach  seiner  Zustellung  vollzogen  wurde  (Art.  156  des  code  de  proce'dure 
civtle).  Innert  der  Frist  hat  nun  freilich  der  Gläubiger  die  Exekution 
durch  Anhebung  der  Betreibung  gegen  den  Schuldner  eingeleitet  Aber 
diese  Betreibung  ist  nach  Art  88  des  eidg.  Betreibungsgesetzes  dahin- 
gefallen,  und  die  zweite  Betreibung  wurde  erst  nach  Abflufs  der  sechs- 
monatlichen Exekutionsfrist  angehoben. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Der  Rekurs  wird  abgewiesen.  ** 

Französisch -schweizerischer    Gerichtsstandsvertrag.     Einheit   der 

Verlassenschaft 

Urteil  des  Bundesgerichts  vom  14.  April  1898  (Zeitschrift  des  Bemiachen 
Juristenvereins  etc..  Bd.  XXXV  S.  234,  amti.  Slg.  Bd.  XXIV  Tl.  1  S.  302> 

Der  Grundsatz  der  Einheit  der  Verlassenschaft,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Frage,  ob  der  Erbhisser  seinen  Wohnsitz  in  seinem 
Heimatstaate  oder  im  andern  Vertragsstaate  hatte  und  ob  zu  der  Ver- 
lassenschaft Immobilien  gehören,  die  im  andern  Vertragsstaate  liegen, 
ist  aufrechtzuerhalten,  soweit  es  den  Gerichtsstand  der  Erbschafts-  und 
Erbteilungsklage  betrifft,  —  die  Verlassenschaft  eines  Franzosen  oder 
eines  Schweizers,  in  ihrer  Gesamtheit,  gilt  also,  selbst  wenn  der  Erb- 
lasser in  seinem  Heimatlande  verstorben  ist  und  kein  Domizil  im  andern 
Staate  besafs,  auch  in  Bezug  auf  die  im  andern  Staate  befindlicboi 
Liegenschaften,  als  im  Heimatstaate,  bezw.  beim  Gericht  des  Wohnortes 
eröfihet 

Die  Argumentation  des  Bundeegerichts  ist  im  wesentlichen  folgende: 
Art  5  des  Staatsvertrages  setzt  in  Abs.  1  zunächst  fest,  dafs  die 
Erbschaftsklagen  und  Teilungsstreitigkeiten  vor  das  Gericht  des  Ortee 
gebracht  werden  sollen,  wo  die  Erbschaft  eröffnet  worden  ist  (le  juge 
du  Heu  de  V Ouvertüre  de  la  succession).  Dieses  an  der 
Spitze  des  Artikels  stehende  allgemeine  Princip  beherrscht  alle  übrigen 
Bestimmungen  desselben.  Die  folgende,  mit  „und  zwar^  (c'esi'h- 
dire)  eingeleitete  Erläuterung  „wenn  es  sich  um  die  Veriassenscbtft 
eines  Franzosen  handelt,  der  in  der  Schweiz  verstorben  ist,  vor  dem 
Gerichte  seines  letzten  Wohnorts  in  Frankreich,  und  wenn  es  sich  um 
die  Verlassenschaft  eines  Schweizers  handelt,  vor  dem  Gerichte  seines 
Heimatortes^,  bringt  einerseits  die  in  Frankreich  von  Alters  her  herr* 
sehende  Tendenz  (vergl.  Art.  8  und  15  Cod.  dv.)  zum  Ausdruck,  die 
im  Auslande  lebenden  Franzosen   der  einheimischen  Gerichtsbarkeit  zd 
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outerwerfen,  entspricht  andererseits  einem  von  der  Mehrheit  der 
schweizerischen  Kantone  durch  das  Konkordat  ttber  TestierfUhigkeit 
nnd  Erbrechtsrerh&ltnisse  vom  15.  Joli  1822  zum  Ausdrack  gebrachten 
Grundsätze  (vergl.  Curti^  Staatsvertr.,  S.  74  ff.,  Demolombe,  Ccurs 
de  Code  Nap,y  I,  Nr.  250).  Durch  diesen  Zusatz  soll  aber  nicht  die 
Anwendbariceit  des  Artikels  Überhaupt  auf  die  Falle  eingeschränkt 
werden,  wo  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  nicht  in  semem 
Heimatlande  wohnhaft  war,  sondern  es  soll  dadurch  nur  die  G^eriehts- 
stelle  des  Landes  näher  bezeichnet  werden,  welche  als  diejenige  der 
ErOffiiung  der  Erbschaft  gelten  soll.  Der  allgememe  Grundsatz  des 
Art.  5  mufs  daher,  dem  von  den  vertragschliefsenden  Regierungen  ver- 
folgten Zwecke  entsprechend,  auch  dann  gelten,  wenn  der  Erblasser  in 
seinem  Heimatland  wohnte  und  starb;  der  andere  Fall  ist  nur  deshalb 
ausdrücklich  hervorgehoben,  weil  er  den  Unterhändlern  bei  der  Re- 
daktion des  Artikels  in  erster  Linie  vorschwebte  und  als  der  wichtigste 
und  schwierigste  erschien.  Auch  aus  dem  Schlufssatze  des  ersten  Ab- 
satzes des  Art.  5  ergiebt  sich  das  nämliche  Resultat;  denn  hier  ist  die 
Gerichtsbarkeit  des  heimatlichen  Richters  allgemein  anerkannt,  und  nur 
hineichtlieh  der  anzuwendenden  Rechtsnormen  eine  Ausnahme  in  betreff 
der  im  andern  Staate  belegenen  Immobilien  statuiert.  Auch  hier  greift 
somit  das  argumentum  a  fortiori  Platz. 

Die  erbrechtlichen  Klagen  sind  also,  selbst  wenn  es  sich  um 
Liegenschaften  handelt,  nicht  dem  Art  4  (der  die  dinglichen 
Klagen  auf  Immobilien  dem  Gericht  der  gelegenen  Sache  zuweist), 
sondern  dem  Art.  5  des  Staatsvertrages  unterworfen,  und  sollen  ohne 
Ausnahme  beim  Richter  des  Ortes  der  Erbschaftseröfiiiung  angebracht 
werden;  dieser  Richter  ist  aber  derjenige  der  Heimat  des  Erblassers 
(Curti  a.  a.  0.  S.  93). 

Dies  ist  auch  der  Standpunkt  des  Bundesrates  in  seiner  Botschaft 
zum  Staatsvertrage  (BundesbL  1869,  Bd.  II  S.  506 — 507)  und  nach 
dem  erläuternden  Protokoll  bestand  die  einzige  Differenz  zwischen  den 
beidseitigen  Bevollmächtigten  darin,  dafs  die  französischen  Unterhändler 
nicht  zugeben  wollten,  dafs  das  materielle  Recht  des  Heimatortes  auch 
auf  die  im  andern  Staat  belegenen  Immobilien  Anwendung  finde,  eine 
Differenz,  die  dann  durch  den  Schlufssatz  des  ersten  Absatzes  von 
Art.  5  beliehen  wurde. 

Die  vom  Rekurrenten  angerufenen  gerichtlichen  Entscheidungen, 
welche  beweisen  sollen,  dafs  die  französische  Rechtsprechung  die  Zu- 
ständigkeit der  schweizerischen  Gerichte  zur  Beurteilung  von  Streitig- 
keiten ttber  in  Frankreich  gel^ene  Erbschaftsimmobilien  nicht  an- 
erkennt, scheinen  nicht  die  erwähnte  Tragweite  zu  besitzen.  Sie 
beziehen  sich  der  Mehrzahl  nach  nicht  auf  die  französisch  -  schweize- 
rischen Verhältnisse  und  behandeln  nicht  die  Frage  des  Gerichtsstandes, 
sondern  die  der  materiellen  Rechtsanwendung.  Durch  den  in  der 
Streitsache  Rave  (Bundesgericht,  Amtl.  Sammig.  XIV  598  ff.)  er- 
gangenen Entscheid  des  Appellationshofes  von  Ljon  ist  erkannt  worden, 
dab  das  Gericht  des  Wohnortes  des  in  Frankreich  verstorbenen  franztt* 
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Bischen  Erblassers  auch  für  die  Beorteilnng  einer  Streitigkeit  ttber  ein 
in  der  Schweiz  gelegenes  Grondsttick  zuständig  sei.  — 

Hierza  bemerkt  die  Redaktion  der  Zeitschrift  des  Bemischea 
Juristenvereins : 

Die  Frage,  ob  das  Urteil  eines  schweizerischen  Gerichts  in  betreff 
des  erbrechtlichen  Schicksals  eines  in  Frankreich  belegenen  Immobile) 
dessen  Eigenttlmer  ein  in  der  Schweiz  wohnhafter  Schweizer  war,  in 
Frankreich  auf  Anerkennung  rechneu  darf,  wenn  es  dem  ftanzfisischen 
Erbrecht  widerspricht,  scheint  uns  durch  diese  bundesgerichtliche  Ent- 
scheidung noch  nicht  erledigt;  denn  die  Vollziehung  eines  solchen 
Urteils  dürfte  gemttfs  Art  3  Cod.  civ,  und  der  sich  daran  knüpfenden 
Praxis  und  Doktrin  höchst  wahrscheinlich  verweigert  werden. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 
Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Deutschland. 

1.     Reichsgesetze,   Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  17.  April  1899,  die 
Anwendung  der  Internationalen  Pariser  Sanitfttskon- 
vention  von  1894  (R.G.B1.  1898  S.  978)  auf  britische  Kolo- 
nien betreffend  (R.6.B1.  S.  266). 

Nach  Mafsgabe  einer  von  den  K.  Grofsbritannischen  Delegierten 
auf  der  Pariser  Sanitätskonferenz  im  Jahre  1894  abgegebenen  nod 
nachmals  von  der  K.  Grofsbritannischen  Regierung  wiederholten  Er- 
klärung findet  die  Pariser  Sanitätskonvention  auf  alle  Kolonien  und 
Besitzungen  Ihrer  Britischen  Majestät  mit  Ausnahme  von  Kanada,  Nea- 
fundland,  Kap  der  guten  Hoffnung,  Natal,  Neu  -  Süd -Wales ,  Viktori», 
Queensland,  Tasmanien,  Süd  -  Australien ,  West -Australien  und  Neu- 
seeland Anwendung. 

2.     Gesetze,   Verordnungen   etc.    der  einzelnen 
Bundesstaaten. 

Elsafli  -  liOthrinflren. 

Ges.  vom  17.  April  1899,  betr.  die  Ausführung  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  in  Elsafs-Lothringen  (Ge8.Bl.  f.  Elsafs- 
Lothringen  S.  43). 

Sachsen. 

Generalverordnung  an  sämtliche  Erbschaftssteuerverwaltungeo,  die 
Behandlung  der  in  Sachsen  befindlichen  Mobiliarnacb- 
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lasse  Sachsen-Altenburgischer  Erblasser  betr.,  vom  4.  April 
1899  (S.  Ji]8tMin.Bl.  S.  25). 

Hessen. 

1.  Ges.,  das  Notariat  betr.,  vom  15.  März  1899  (H.  Beg.BL 
S.  47). 

2.  Oes.  vom  16.  Ml&rz  1899,  die  Anlegung  des  Grand- 
bachs betr.  (Ibid.  S.  65). 

Oldenlmrflr. 

1.  Ges.  des  Herzogtums  Oldenbarg  yom  15.  Mai  1899  zar 
Aasftthrang  des  Bürgerlichen  Gesetzbachs  und  des 
Handelsgesetzbnchs  (Ges.BL  f.  d.  Hzgt  Old.  S.  405). 

2.  Ges.  für  daa  Herzogtum  Oldenburg  vom  15.  Mai  1899  zur 
Ausführung  der  Civilprozefsordnung  and  des  Gesetzes 
über  die  ZwangHversteigerung  (Ibid.  S.  427). 

8.  Gres.  für  das  Grofsherzogtam  Oldenburg  vom  15.  Mai  1899 
zur  Ausführung  des  Gesetzes  über  die  freiwillige  Ge- 
richtsbarkeit (Ibid.  S.  487). 

SaeMsen  -Welmmr-Eisenaeh. 

1.  Ausführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
vom  5.  April  1899  (RegBl.  S.  123). 

2.  Ausführungsgesetz  zur  Ciyilprozefsordnung  und 
Konkursordnung  vom  8.  April  1899  (Reg.Bl.  S.  198). 

8.  Ausführungsgesetz  zum  Handelsgesetzbuch  vom 
10.  April  1899  (Ibid.  S.  204). 

4.  (res.  vom  12.  April  1899,  die  Ausführung  des  Reichs- 
gesetzes über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  vom  17.  Mai  1898  (Ibid.  S.  207). 


II     Auswärtige  Staaten. 

Österreich. 

1.  Eaiserl.  Verordnung  vom  28.  Jänner  1 899,  die  Einschrän- 
kung der  Gerichtsbarkeit  der  österreichisch-ungari- 
Bchen  Konsulargerichte  in  Ägypten  etc.  betr.  (R-G.Bl. 
8.  22). 

2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  18.  Mai  1899,  betr. 
die  vorläufige  Verhaftung  flüchtiger  Verbrecher  in 
England  und  in  den  britischen  Kolonien  (JustMin.V.Bl. 
8.  157). 

Das  vom  königl.  ungarischen  Justizministerium  herausgegebene 
Verordnungsblatt   (IgazsÄgügyi  Közlönj)    brachte   in   der  Nr.  12   vom 
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27.  Dezember  1898  die  nachstehend  in  getreuer  Übersetzang  folgende 
Verordnung  des  genannten  Ministeriums  an  sämtliche  ktfnigl.  Gerichte, 
ausgenommen  den  Gerichtshof  und  das  Bezirksgericht  in  Strafsacheo  in 
Budapest,  ddo.  12.  Dezember  1898,  Z.  24274/1898,  betr.  die  an 
österreichische  Gerichte  zu  erlassenden  oder  von  diesen 
einlangenden  Requisitionen  um  Exekutionsvollzug: 

„Ein  k.  k.  österreichisches  Gericht  hat  die  Vornahme  der  Requisi- 
tion eines  königl.  ungarischen  Gerichtes  um  E^ekutionsvolkug  daron 
abhängig  gemacht,  dafs  das  königl.  ungarische  Gericht  den  Exekutions- 
bescheid nicht  blofs  in  einem,  sondern  in  mehreren  Parien  ttbersende. 
Aus  Anlafs  dieses  Falles  hat  das  Präsidium  des  k.  k.  Oberlandeagerichtes 
in  Graz  das  betreffende  Gericht  mittelst  Erlasses  darauf  aufineiksam 
gemacht,  dafs  es  nicht  angehe,  zu  verlangen,  dafs  auch  die  Requisi- 
tionen ausländischer  Gerichte  sich  in  jeder  Hinsicht  den  Formvor- 
schriften anpassen  sollen,  vrelche  in  erster  Linie  ftlr  den  Verkehr  der 
inländischen  Gerichte  unter  einander  festgesetzt  sind,  und  dafs  daher 
dort,  wo  ein  inländisches  Gesetz  oder  sonstige  besondere  Verfügung 
für  ausländische  Requisitionen  wesentliche  Formerfordernisse  nicht  auf- 
stellt, ein  blofser  Formfehler  nicht  als  Abweisungsgrund  dienen  kann, 
wenn  der  requirierte  gerichtliche  Akt  sonst  zulässig  und  trotz  des 
Formfehlers  vollziehbar  wäre. 

Das  k.  k.  österreichische  Justizministerium  hat  verfügt,  dafs  dieser 
Erlafs  des  k.  k.  OberUndesgerichts  -  Präsidiums  in  Graz  sämtlichen 
österreichischen  Gerichten  zur  Kenntnis  gebracht  werde. 

Indem  ich  hievon  die  königl.  Gerichte  verständige,  mache  ich  die- 
selben zugleich  auf  folgendes  aufmerksam.  Da  im  Sinne  des  §  4  des 
LX.  Gesetzartikels  vom  Jahre  1881  die  ungarischen  Gerichte  ttber  die  ans 
Österreich  kommenden  Requisitionen  in  Exekutionssachen  nicht  ein&ch 
nur  deren  Vornahme  verfügen,  sondern  vorher  die  Exekution  anordnen 
müssen,  da  weiters  in  solchen  Fällen  die  Grundlage  des  die  Exekution 
anordnenden  ungarischen  Gerichtsbescheides  nicht  das  bei  dem  öster- 
reichischen Gerichte  überreichte  Exekutionsgesuch,  noch  auch  der  die 
Exekution  bewilligende  oder  anordnende  Bescheid  des  österreichischen 
Gerichtes,  sondern  das  Urteil  oder  der  Vergleich  und  das  Ersuch- 
schreiben des  österreichischen  Gerichtes  bildet:  demzufolge  ist  es  auch 
nicht  notwendig,  dafs  ein  oder  mehrere  EiXemplare  des  beim  öster- 
reichischen Gerichte  überreichten  Exekutionsgesuches  oder  der  die 
Exekution  bewilligende  oder  anordnende  österreichische  Gerichtsbescheid 
übersendet  werden,  daher  die  Exekution  auch  ohne  Übermittelung  dieser 
Akten  auf  Requisition  des  österreichischen  Gerichtes  und  auf  Grand 
des  übersendeten  Urteils  oder  Vergleichs  anzuordnen  ist,  vorausgesetzt, 
dafs  sonst  kein  gesetzliches  Hindernis  vorliegt  und  die  in  der  Requisi- 
tion enthaltenen  Angaben  genügende  Anhaltspunkte  dafür  bieten,  dafs 
die  Exekution  vollzogen  werden  kann.  Wenn  diese  letzteren  Angaben 
mangelhaft  sind,  kann  deren  Ergänzung  gefordert  werden. 

Zugleich  fordere  ich  die  königl.  Gerichte  auf,  dafs  sie  in  ihren  an 
österreichische  Gerichte   erlassenen   Requisitionen,   betreffend   die  Exe- 


Digitized  by 


Googl( 


Internationale  Verträge.  349 

kntion  der  von  ihnen  in  Civilsachen  gebrachten  Bescheide  stets  nun 
Ausdruck  bringen,  dafs  die  als  Grandlage  der  Exekntion  dienende 
Entscheidung  in  Rechtskraft  erwachsen  ist,  oder  dafs  dieselbe  im  Sinne 
der  ungarischen  Gesetze  ohne  Rücksicht  auf  allfUlige  Rechtsmittel  toU- 
streckbar  ist 


Internationale  Verträge. 

1.  Die  vom  Schweizerischen  Bundesrat  und  den  Staatsregierungen 
von  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden 
und  Portugal  am  14.  November  1896  und  22.  Mai  1897  im  Haag 
abgeschlossene  Übereinkunft  zur  Regelung  einiger  auf  den 
Ci^ilprozefs  beztiglichen  Fragen  des  internationalen 
Privatrechts,  welcher  Übereinkunft  Schweden  und  Norw^en  am 
1.  Februar  1897,  das  Deutsche  Reich  und  Österreich  -  Ungarn  am 
9.  November  1897,  Dilnemark  am  18.  Dezember  1897  und  Rumänien 
und  RuTsland  am  19./81.  Dezember  1897  beigetreten  sind,  sind,  nachdem 
die  Ratifikationsurkunde  Österreichs  am  1.  Mai  1899,  jene  der  übrigen 
Staaten  am  27.  April  1899  hinterlegt  worden,  vier  Wochen  nach  der 
Hinterlegung  in  Kraft  getreten  (Eidg.  6e6.Slg.  N.  F.  Bd.  XVII 
8.   179  ff.;  D.  R.G.B1.  1899  8.  285). 

2.  Auf  den  15.  Juli  1899  ist  die  japanische  Regierung  der 
Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  vom 
20.  Mttrz  1888  (jedoch  mit  Ausschlufs  der  beiden  Madrider  Überein- 
ktlnfte  vom  14.  April  1891,  betr.  die  falschen  Herkunftsbezeichnungen 
und  betr.  die  internationale  Eintragung  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken), sowie  der  Union  zum  Schutze  des  litterarischen  und  kttnslle- 
risefaen  Eigentums  vom  6.  September  1886  nebst  dem  Zusatzartikel 
und  der  interpretierenden  Erklftrung  vom  4.  Mai  1896  beigetreten 
(Eidg.  Ges.Slg.  Bd.  XVII  S.  206  t  vergl.  auch  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  vom  16.  Mai  189b  [R.G.B1.  S.  810]). 

Der  Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums 
gehören  nun  folgende  Staaten  zu :  Belgien,  Brasilien,  Dänemark,  Domini- 
kanische Republik,  Frankreich,  Grofsbritannien,  Italien,  Japan,  Nieder- 
lande, Portugal,  Schweden  und  Norwegen,  Schweiz,  Serbien,  Spanien, 
Tunis  und  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  (16  Staaten). 

Zur  Union  zum  Schutze  des  litterarischen  und  künstle- 
rischen Eigentums  gehören  jetzt  folgende  Staaten:  Belgien, 
Deatschland,  Frankreich,  Grofsbritannien,  Haiti,  Italien,  Japan,  Luxem- 
burg, Monaco,  Montenegro,  Norwegen,  Schweiz,  Spanien  und  Tunis 
(14  Staaten). 

3.  Die  britische  Kolonie  Ceylon  ist  mit  1.  April  1899 
dem  Washingtoner  Übereinkommen    vom    15.   Juni   1897,    betr.    den 
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Austausch    von    Wertbriefen    and  Wertschachteln,     bei- 
getreten (Eidg.  Ge8.Slg.  Bd.  XVn  S.  208). 

4.  Übereinkunft  zwischen  Deutschland  und  den  Nieder- 
landen, betr.  die  Ausdehnung  der  über  die  gegenseitige  Zulassung 
der  in  den  Grenzgemeinden  wohnhaften  Ärzte,  Wund- 
ärzte und  Hebammen  zur  Austlbung  der  Praxis  unter  dem 
11.  Dezember  1878  getroffenen  Übereinkunft  auf  die  Tierärzte, 
vom  23.  Februar  1898  (R.G.B1.  1899  8.  221). 

5.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  17.  April  1899,  die 
Anwendung  der  Internationalen  Pariser  Sanitätskon- 
vention von  1894  auf  britische  Kolonien  (R.G.B1.  S.  266). 

S.  oben  „Gesetzgebung  etc."  8.  346. 

'6.  Übereinkunft  zwischen  Deutschland,  Belgien,  Frank- 
reich, den  Niederlanden,  vom  4.  Februar  1898,  betr.  die 
Aichung  der  Binnenschiffe  (R.G.B1.  1899  8.  299). 


Litteraturberichte. 

a.    BAeheranxeireii. 

Gesetz,  betreffend  die  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches in  Elsafs-Lothringen,  vom  17.  April  1899,  mit  Erläute- 
rungen herausgegeben  von  Landrichter  Erich  Äron  in  Strafsbnrg  (Ver- 
lag von  W.  Heinrich  ebenda,   1899). 

Zur  Begründung  der  Bechtssicherheit  und  zur  Erzielung  der  Über- 
sichtlichkeit und  Klarheit  enthält  dies  Gesetz  nicht  blofs  die  ÄusfUhrnngs- 
Vorschriften  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  sondern  auch  das  aufrecht  erhaltene 
bisherige  Landesprivatrecht  und  bringt  dasselbe  teils  in  neuer  Zusammen- 
fassung, teils  durch  Ergänzungen  mit  den  Vorschriften  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  in  Einklang.  Aus  Zweckmäfsigkeits^rttnden  sind  ausgeschieden : 
die  Vorschriften  über  das  Versicherungswesen,  die  Lagerscheine  und  Checks, 
sowie  die  mit  der  Zwangsenteignung  zusammenhängenden  Bestimmungen, 
endlich  solche  privatrechtlicher  Natur,  die  in  Gesetzen  von  vorwiegend 
öffentlichem  Interesse  verstreut  sind.  Der  Herausgeber  dieses  Gesetzes  nnter- 
zieht  in  der  Einleitung  die  einzelnen  landes^esetziichen  Vorbehalte  und  die 
damit  in  Zusammenhang  stehenden  Vorschnffcen  des  bisherigen  Rechtes,  so- 
wie Übergangsbestimmungen  des  Einfuhrungsgesetzes,  soweit  beide  für 
Elsafs-Lothringen  rechtliche  Bedeutung  haben,  einer  sachdienlichen  juristi- 
schen Würdigung.  Bei  den  Erläuterungen  der  Einzelvorschriften  des  Gresetzes 
selbst  ist  derselbe  Zusammenhang  in  Ali t Würdigung  der  über  das  bisherige 
Becht  bestehenden  französischen  und  deutschen  Litteratur,  Rechtswissen- 
schaft und  Bechtsnrechune  festgestellt  Noch  ist  hervorzuheben,  dafs  der 
Rechtszustand  in  betreff  aer  Rechte  an  Grundstücken,  für  die  das  Grund- 
buch noch  nicht  als  angelegt  zu  ^Iten  hat,  mithin  das  bisherige  Recht 
beschränkt  weiter  gilt,  ebenso  das  verfahren  hierbei  mit  den  mafsgebenden 
Grundsätzen  im  wesentlichen  dargelegt  ist  Im  Anhange  sind  beigefügt  die 
Bestimmungen  des   Co€ie  civil  über  das  eheliche  Güterrecht,  temer  das 


Digitized  by 


Googl( 


Zeitschriften.  351 

Böigerliche  Gesetzbuch  über  die  allgerndneii  Vorschriften  über  Rechte  an 
Grondstücken,  endlich  die  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  der  Reichs- 
grondbuchordnung.  Den  Schlafs  bildet  ein  zuverlässiges  Sacnrerister.  Die 
Ausfiihrang  des  Werkes  zeigt  von  voller  Beherrschung  der  Bechtsstoffe, 
sro£aeT  Sorgfolt  und  Gewissenhaftigkeit,  Geschicklichkeit  und  bester  Sach- 
kenntnis in  Bezug  auf  das  Bedürfnis  der  Praxis.  Grunewald, 


h.    Zeltsehrlfteii. 

KriHitche  Viertelfiihrsschrift  für  GeseizgebufM  und  Hechts- 
fvissensciMift,  3.  Folge,  Bd.  v,  Heft  2,  enthält  Besprechungen  von 
Werken  aus  den  Gebieten  des  Verfassunj^srechts  (Rossi,  Die  neuere 
Litteratur  etc.  A.  Frankreich.  Monographien  und  Abhandlungen  XIII — 
XVllI),  Civilrechts  (Zur  Litteratur  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  für 
das  Deutsche  Reich,  Hackenburg,  Das  Bürgerliche  G^etzbuch  für  das 
Deutsche  Reich,  VorträgeX  Civilprozefs rechts  (Jäger  ^  Der  Eonkurs 
der  offenen  Handelsgesellschaft),  Strafrechts  (Korn,  Strafrechtsreform 
oder  Sittenpolizei?),^ nternationalen  Rechtes  (Zitelmannn^  Inter- 
nationales Privatrecht  Bd.  I,  femer  Zeitschriften -Übersicht 

Kasmodikef  2.  Jahrgang  Nr.  8:  Hall  er  ^  Englands  Tronksuchtsgesetz. 
Cour  doBsues,  Mole  du  President  (Journal  c£»  Tribunaux),  Aus  dem 
neaen  japanischen  Handelsgesetzbuche  („Ost -Asien*').  Strang,  The  law 
as  to  sunday  amusementx,  Supplement  zu  Nr.  2:  Leroy^  Le  droit  du 
mendiant.  StraufSy  Die  ledige  Mutter  nach  österreichischem  Rechte. 
Nr.  4  (April  1899):  Rechtsschutz  deutscher  Grundeigentümer  in  China 
(D.  Ostasiatische  Lloyd).  Weifs,  Vadmission  d  domicüe  des  itrangers 
en  France  et  la  loi  du  26»  juin  1899  snr  la  nationalit^  (Clunet).  Supple- 
ment zu  Nr.  4:  Sehnitzler,  Die  rechtliche  Anerkennung  ausländischer 
Urteile  in  den  Vereinigten  Staaten  (D.  Jur.Ztg.). 

ZeUadiriftfür  franzäaiscJies  CivilrechU  Bd.  XXX,  Heftl:  Dronke, 
AuBSchlufsfnsten  und  Verjährungsfristen  in  ihrer  Wechsel ^virkung  während 
der  Übergangszeit.  Goldenring^  Der  Geist  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs für  das  Deutsche  Reich. 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Hecht  und  rrozefs.  9.  Bd., 
3.  und  4.  Heft:  Tränkner,  Einzelne  Schuldverhältnisse.  Staffel,  Er- 
örterungen über  die  Grundbuchberichtigung  im  künftigen  Recht 

Zeitschrift  des  Bemischen  Juristenvereins  und  ManatsbUUt  für 
Bemische  Bechtsprechung,  Bd.  XXXV,  Heft  8:  Rüegg ,  Zum  Begriff 
der  kriminalistischen  Schuld. 

Bevue  de  droit  intemationcU  et  de  Ugislatian  comparSCf  Deuxihne 
S&ief  Tome  I  (1899),  Nr.  1 :  Ey sehen,  La  posüion  du  Luxemburg  seien 
le  droit  des  gens.  Rolin,  Le  Statut  personnel  en  matihre  de  droit  pdnaL 
Speyer,  Le  Criminal  evidence  act  de  1898. 

Jcunmal  du  droit  international  nrivS  et  de  la  jurisprudence 
eonhparSe^  26.  Annie,  JSo.  III— -IV:  Bontiris,  De  Vivolution  de 
Tid6e  de  blocus  pacifique.  Keidel,  Le  droit  international  privi  dans 
le  nouveau  Code  civil  allem  and  (fin,).  Bonnet,  Du  droit  des  itrangers 
en  Turquie  en  rnatih'e  des  margues  de  fabrique  et  de  commerce.  Gian^ 
nini,  La  B6publique  de  San  Marino,  Lehr,  Quelques  mois  sur  le  droit 
fiscal  international  et  les  immunüis  des  souverains.  Craies,  Notes  sur 
Vextradition    en    Angleterre   pendant   les    annies   1896,    1897  et    1898. 
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Diena,   Quelques  mots  encare  ntr  Um  jeux  de  bourte  en  droü  iiUer' 
national, 

Bevue  intemaHomüe  du  droit  marititne.  14.  Annde^  iVr.  Zf— X: 
Bulletins  de  la  jurisprudence  Frangoiae,  Ällemande  (Koch)^  An- 
glaise  fGovare,  Bultheel  et  Morel- Spiere J,  Beige  fMaeterlinckJ ,  du 
Etats^ünis  (AutranJ^  Roumaine  (Benderli), 

Annales  de  droit  eomniercial  et  industriel  frangaie,  itranger  et 
intemaHcnal f  13.  Annie^  Nr,  2:  Bumien^  Ensai  eur  la  reeponsa- 
bilüi  des  agences  de  renseignements  commerciaux  f Suite J.  BenitOy 
(Espagne)  Chronique  de  Ugislation^  de  juHsprttdenee  et  de  doctrine  eh 
matüre  commereicUe,  M agnin,  La  lai  du  18.  Juillet  1898  ew  Us 
Warrants  agricoles.  —  BuUetin  judiciaire. 

Archivio  Giuridicoj  „Filivpo  Serafini'',  Vol.LXII,  N.  Ä  Vol. 
II I^  Fase.  1:  Salvioli^  SuUa  distribuMÜme  della  proprietä  /ontUaria 
in  Italia  al  tempo  deW  impero  romano,  Studi  di  storia  eeonomiea 
(Studio  I).  Fedozzi^  Saggio  sulV  intervento  (cont.  e  fine).  Besta^ 
Intomo  ad  alcuni  frammenti  di  un  antieo  statuto  di  Castelsardo,  Ba- 
rassi,  Sulla  responsabilith  per  inadempimento  delle  obligaaumi  (eont). 

Bivieta   penale    di  dottritutf    legieUaeUme    e    giurieprudenea, 

Vol.  JCLlJCj  Fase.  4:  Lanza,  La  prova  testimoniale  nel  giudieio  penale. 
Moscatellij  I  deUtti  politici  e  gli  attentaii  anarchiei  in  materia  di 
estradizüme.  Fase.  5:  Lucchini^  Liberia  personale  ddV  imputato. 
Felicij  Se  il  magistrato  penale  abbia  givrisäiziane  per  la  concessione 
dei  benefizi  di  legge  el  fallito.  Fase.  6:  Bertola,  Della  Ubertä  prov- 
visoria  secondo  la  legge  Italiana. 

Supplemente  aUa  Bivieta  penale  etc*n  Vol.  VII,  Fase.  5:  Campo- 
longo,  Velitti  contra  la  liöertä  dei  culti.  Bocco,  Intomo  al  daitto 
d^abuso  difoglio  in  bianco. 

Bechtegeleerd  MaatMZ^fn,  18.  Jaargang,  Aflevering  SiiB:  Röell  en 
Oppenheim^  Bijdrage  tot  regeling  der  Administratieve  Reehtspraak. 

Bevieta  dei  forOf  Anno  IX  (1899),  Nr.  2  y  3:  Dihigo,  Laveleye  y  sm 
doctrin<u  econ6micas  sobre  la  propiedad  territorial.  Acosta,  Una  sen- 
tencia  de  desahucio,  Pe^a,  Historia  dei  libro.  Buzzati,  II  Rimoio. 
Tora,  El  Derecho  intemacional  americano. 
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übersetzt  von  Geh.  Legationsrat  Dr.  Calm  in  Berlin. 

Mit  der  Vorlage  des  Btligerlichen  Gesetzbuchs,  das  zuerst  nach 
französischem  Muster  entworfen,  aber  später  durchweg  nach  dem 
neuen  deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuch  umgemodelt  worden  ist,  wurde 
auch  ein  Entwurf  über  die  Erwerbung  imd  den  Verlust  der  Staats- 
angehörigkeit den  japanischen  Kammern  eingereicht  Letzterer  Entwurf 
ist  mit  einigen  unwesentlichen  Abänderungen  am  15.  März  dieses 
Jahres  Gesetz  geworden. 

In  der  Annahme,  dafs  die  Kenntnis  dieses  Gesetzes  vielen  will- 
kommen sein  dürfte,  lasse  ich  die  Übersetzung  hier  folgen: 

Staatsanireliörl^keitsiresetz 

vom  15.  März  1899  Nr.  66, 
veröffentlicht  im  japanischen  Reichsanzeiger  vom  16.  März  1899  Nr.  4709. 

1. 
Japaner  ist  das  Kind  eines  japanischen  Vaters,  auch  wenn  seine 
Geburt  nach  dem  Tode  des  Vaters  erfolgt. 

2. 

Wenn  vor  der  Geburt  des  Kindes  der  Vater  die  japanische  Staats- 
angehörigkeit durch  Ehescheidung*)  oder  Auflösung  der  Adoption^) 
verloren  hat,  so  finden  die  Bestimmungen  des  vorausgehenden  Artikel» 
bis  zum  Beginne  der  Schwangerschaft^)  Anwendung. 

Die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Absatzes  finden  aber  nicht 
Anwendung,    wenn   beide  Eltern   das  Stammhaus^)   verlassen,    es  sei 

1)  8.  Art.  5  Nr.  2  und  Art.  19. 

2)  8.  Art  5  Nr.  4  und  Art.  19. 

3)  Schwangerschaft  Diese  Bestimmung  ist  dem  französischen  Ge- 
setze entnommen :  „//  wffil  pour  qu*un  enfant  naisse  Frangats  que  la  per» 
sonne  dont  ü  doü  suivre  la  condilion,  ait  iU  Frangaüe,  sott  au  moment  de  »a 
coneMion,  aoü  au  moment  de  aa  naiesance^  sott  mime  dans  VintervaUe  de 
ces  deux  ipoques.*^    (Follevilley  TraiUi  etc.  dela  naturalisation  p,  262.J 

4)  Haus.    Es  wurd  hier  nur  der  Fall  in  Betracht  kommen,  dafs  der 
Vater  durch  Auflösung  der  Adoption  die  japanische  Staatsangehörigkeit  ver- 
Zeitschrift f.  intern.  Priyai-  u.  Strafrecht  etc.,  Band  IX.  23 
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denn,    dafs  die  Matter  vor  der  Gebart   des  Kindes  in  das  Stammliaiu 
zarttckkehrt^). 

8. 
Ist  der  Vater  anbekannt  oder  ist  er  heioiatlos  *) ,  so  ist  das  Kind 
Japaner,  wenn  die  Matter  Japanerin  ist 

4. 
Sind   beide  Eltern  eines   in  Japan   geborenen   Kindes  nnbekaant 
oder  heimatlos,  so  ist  das  Kind  Japaner. 

5. 

Die  japanische  Staatsangehörigkeit  wird  anter  folgenden  Bedingongen 
erworben : 

1.  durch  Verehelicbiing  mit  einem  Japaner; 

2.  darch  Verehelichung  mit   einer  Japanerin,   wenn  der  Ehemann 
in  ihr  Haus^)  eintritt*, 

3.  darch  Anerkennang^)   seitens   des  japanischen  Vaters  oder  der 
japanischen  Matter; 

4.  darch  Adoption  seitens  eines  Japaners; 

5.  darch  Nataralisation. 

6. 
Darch   Anerkennung    wird    die  japanische  Staatsangehörigkeit  in 
folgenden  Fällen  erworben: 

1.  wenn  das  Kind  nach  seinem  Heimatgesetze  mindeijährlg  ist; 

2.  wenn  es  nicht  die  Fraa  eines  Aaslttnders  ist; 

3.  wenn  derjenige  Eltemteil,   der  zaexst  das  Kind  anerkennt,  die 
japanische  Staatsangehörigkeit  besitzt; 

4.  wenn   der  Vater  Japaner  ist  im  Falle,   dafs   beide  Eltern  das 
Kind  anerkennen. 

7. 
Aasländer   können  mit  Erlaubnis   des   Ministers    des    Innern  nur 
unter  folgenden  Bedingungen  naturalisiert  werden: 

1.    wenn  sie   fünf  Jahre   ununterbrochen  in  Japan   wohnhaft  sind; 


loren  bat  nnd  die  Ehefrau  dem  Manne,  der  eine  andere  Staatsangehörigkeit 
erworben  bat  (Art  19),  folgt,  indem  sie  mit  ihm  das  Stammhans  verlälst;  in 
diesem  Falle  erwirbt  das  Kind  natürlich  nicht  die  japanische  Staats- 
angehörigkeit 

5)  Zurückkehrt  Kehrt  die  Mutter  in  das  Stammhaus,  dessen  Ober- 
haupt sie  ist,  wieder  zurück,  dann  kommt  wieder  der  Abs.  1  des  Art  2  in 
Anwendung.  Diese  Bestimmungen  hindern  jedoch  nicht,  daXs  Ton  dem 
Heimatstaate  des  Vaters  das  Kind  als  Angehöriger  betrachtet  werden  wird. 

6)  Heimatlos.  Die  in  Japan  geborenen  Kinder  von  AusUindem,  die 
nach  den  Gesetzen  ihres  Heimatstaates  ihrer  Staatsangehörigkeit  Terluatig 
gegangen  und  heimatlos  sind,  werden  also  als  Japaner  erachtet. 

7)  Stammhaus.  Diese  Bestimmung  ist  dem  japanischen  Gewohnheits- 
rechte entnommen. 

8)  Anerkennunff.  Französisches  System;  nach  deutschem  Bechta 
bedarf  es  der  Legitimation« 
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2.  wenn  sie  mindestens  zwanzig  Jahre  alt  und  nach  ihrem  Heimat- 
gesetze dispositionsfkhig  sind; 

8.    wenn  sie  ein  gutes  Leamondzengnis  besitzen; 

4.  wenn  sie  Vermögen  haben  oder  sich  durch  ihre  Arbeit  genügend 
ernähren  können; 

5'  wenn  sie  keine  andere  Staatsangehörigkeit  besitzen  oder  ihre 
bisherige  durch  den  Erwerb  der  japanischen  verlieren.  — 

8. 
Die  Frau   eines  Ausländers  kann  nur  gemeinschaftlich  mit  ihrem 
Oemanne  naturalisiert  werden. 

9. 
Ein   in  Japan  wohnhafter  Ausländer  kann   naturalisiert  werden, 
auch   wenn   er   die  in  Nr.  1    des  Art  7   aufgeführte  Bedingung  nicht 
erfüllt: 

1.  wenn  einer  seiner  Eltern  Japaner  gewesen  ist; 

2.  wenn  seine  Frau  Japanerin  gewesen  ist; 
8«    wenn  er  in  Japan  geboren  ist; 

4.    wenn   er  sich   in  Japan   während   zehn  Jahre   ununterbrochen 
aufgehalten*)  hat. 
Die   in  Nr.  1 — 3   aufgeführten  Personen   können   nur   nach   drei- 
jährigem  ununterbrochenem  Aufenthalt  in  Japan   naturalisiert  werden; 
letzteres  ist  nicht  notwendig,   wenn   einer  der  Eltern  der  unter  3  an- 
geführten Person  auch  in  Japan  geboren  ist 

10. 

Wenn  einer  der  Eltern  des  Ausländers  Japaner,  und  der  Aus- 
ttnder  in  Japan  wohnhaft  ist,  so  kann  er  auch  ohne  Erfüllung  der 
unter  Nr.  1,  2  und  4  des  Art  7  aufgeftlhrten  Bedingungen  naturalisiert 
werden. 

11. 

Der  Minister  des  Innern  kann  mit  Kaiserlicher  Genehmigung  einem 
Ausländer  die  Naturalisation  verleihen,  auch  ohne  Erfüllung  der  im 
Art  7  aufgestellten  Bedingungen,  wenn  dieser  Ausländer  dem  japanischen 
Staate  wichtige  Dienste  geleistet  hat  ^o). 

12. 
Vor  jeder  Naturalisation  mufs  eine  ö£fentliche  Bekanntmachung  im 
japanischen  Reichsanzeiger  erfolgen;  erst  nach  der  VeröfiPentlichung  er- 
logt sie  Dritten  gegenüber  Rechtswirksamkeit 

13. 
Die  Naturalisation  erstreckt  sich  auch  auf  die  Ehefrau  des  Natura- 
lisierten, sobald  deren  Heimatsgesetz  nicht  dagegen  ist 


9)  Aufgehalten,  ohne  sich  ansässig  gemacht  zu  haben. 
10)  FranaöflischeB  Gesetz. 

23* 
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14. 
In  letzterem  Falle  kann  die  Ehefrau  die  Natoralisation  nachtiüglick 
erwerben ,   ohne  dafe  sie  die  Bedingungen  des  Art  7  zu  erfilUen  hat 

15. 

Die  Naturalisation  erstreckt  sich  auch  auf  das  minderjährige  Kind 
des  Naturalisierten,  wenn  das  Heimatsgesetz  des  Kindes  nicht  da- 
gegen ist 

16. 

Diejenigen,  welche  die  japanische  Staatsangehörigkeit  erUngt  haben 
durch  Naturalisation,  Abstammung  von  einem  naturalisierten  Vater^ 
Adoption  oder  Verehelichung  mit  einer  Japanerin  unter  E^intritt  in 
deren  Haus,  sind  von  der  Bekleidung  folgender  Ämter  ausgeschlossen: 

1.  eines  Staatsministers; 

2.  eines  Präsidenten,  Viceprttsidenten  oder  Mitgliedes   des  Staats- 
rats; 

8.    eines  höheren  Beamten  des  Kaiserlichen  Hauses; 

4.  eines  aufserordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten  Ministers ; 

5.  eines  Generals  oder  Admirals; 

6.  eines  Präsidenten   des   obersten   Gerichtshofes,    des   Rechnungs* 
hofes  oder  des  Verwaltungsgerichtshofes; 

7.  eines    Mitgliedes    des    Herrenhauses    oder    des    Abgeordneten- 
hauses. — 

17. 
Der  Minister  des  Innern  kann  mit  Genehmigung  des  Kaisers  Aus- 
nahmen hinsichtlich  des  vorausgehenden  Artikels  gestatten  fUr  diejenigen, 
die  auf  Grund  des  Art  11  naturalisiert  worden  sind  und  seit  fUnf 
Jahren  in  Japan  wohnen,  sowie  für  jede  andere  seit  zehn  Jahren  in 
Japan  ansässige  Person. 

18. 
Eine  Japanerin,  die  einen  Ausländer  heiratet,  verliert  die  japanische 
Staatsangehörigkeit 

19. 
Eine  Person,  die  durch  Verehelichung  oder  Adoption  die  japaniache 
Staatsangehörigkeit  erworben  hat,  verliert  sie  durch  Ehescheidung  oder 
Auflösung  der  Adoption,  aber  nur  in  dem  Falle,  wenn  sie  eine  fremde 
Staatsangehörigkeit  erlangt  hat. 

20. 
Ein   Japaner,    der   aus   freien  Stücken    eine  ausländische  Staats- 
angehörigkeit erwirbt,  verliert  die  japanische. 

21. 
Der  Verlust   der  japanischen  Staatsangehörigkeit   erstreckt  sich  in 
dem  Falle   des  Art.  20   auch   auf  die  Ehefrau   und  das  Kind,   wenn 
beide  gleichfiEills  die  ausländische  Staatsangehörigkeit  erwerben. 
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22. 

Die  Bestiminangen  des  vorausgehenden  Artikels  finden  keine  An- 
wendung auf  die  Frau  und  das  Kind  einer  Person,  die  durch  Ehe- 
scheidung oder  Auflösung  der  Adoption  die  japanische  Staatsangehörigkeit 
yerloren  hat,  es  sei  denn,  dafs,  im  Falle  der  Auflösung  der  Adoption, 
die  Frau  nicht  die  Ehescheidung  erwirkt,  oder  dafs  das  Kind  das  an- 
gestammte Haus  yerläfst  und  dem  Vater  folgt 

23. 

Ein  japanisches  Kind,  das  durch  Anerkennung  eine  ausländische 
Staatsangehörigkeit  erwirbt,  verliert  die  japanische,  ausgenommen  wenn 
das  Kind  entweder  die  Ehefrau  eines  Japaners  ist,  oder  der  Ehemann 
einer  Japanerin,  oder  das  von  einem  Japaner  adoptierte  Kind. 

24. 

Ungeachtet  der  Bestimmungen  der  fünf  vorausgehenden  Artikel 
kann  vom  17.  Lebensjahre  an  und  weiter  ein  Japaner  aus  seiner 
Staatsangehörigkeit  nicht  entlassen  werden,  so  lange  er  nicht  seiner 
Militärpflicht  im  Heere  oder  in  der  Marine  genügt  hat,  es  sei  denn, 
dafs  er  vom  Militärdienst  befreit  ist^^). 

25. 

Eine  Person,  die  durch  Verehelichung  ihre  japanische  Staats- 
angehörigkeit verloren  hat,  kann  dieselbe  mit  Genehmigung  des  Ministers 
des  Innern  nach  Auflösung  der  Ehe  wieder  erlangen,  wenn  sie  in 
Japan  wohnhaft  ist 

26. 

Eine  Person,  die  in  Oemäfsheit  der  Art.  20  und  21  ihre  japanische 
Staatsangehörigkeit  verloren  hat,  kann  sie  mit  Genehmigung  des  Ministers 
des  Innern  wieder  erlangen,  wenn  sie  in  Japan  wohnhaft  ist 

Diese  Bestimmung  findet  jedoch  keine  Anwendung  auf  die  im 
Eingang  des  Art.  16  angeführten  Personen. 

27. 
Die  Bestimmungen   der  Art.    13 — 15    finden  auch   entsprechende 
Anwendung  auf  die  in  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln  angeführten 

28. 
Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  April  1899  in  Elraft. 

ggz.  Marquis  Y.  Saigo,  gez.  Marquis  Ä.  Tamagata^ 

Minister  des  Iimem,  Ministerpräsident. 


11)  Deutsches,  und  auch  neuerdings  französisches  System. 
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Das  deutsche  Reichsgericht  und  die  österreichische 
ExeicutionsordMing. 

Von  OberlandesgerichtBrat  Hax  Klein  in  München. 

Am  1.  Januar  1898  ist  die  österreichische  Exekationsordniing 
(Oes.  vom  27.  Mai  1896)  in  Wirksamkeit  getreten  and  schon  drei 
Tage  spftter  ergah  sich  für  das  im  zweiten  Bechtszoge  mit  Erlassang 
eines  VoUstreckongsorteiles  befafste  Kammergericht  in  Berlin  die  Aof- 
gäbe,  in  £rwägang  zu  ziehen,  ob  im  Hinblick  auf  das  erwfthnte  Öster- 
reichische Gresetz  die  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5 
G.Pr.0.  in  Deutschland  als  verbürgt  anzusehen  sei. 

Das  geniuinte  Berufdngsgericht  hat  die  bezeichnete  Frage  bejaht, 
das  Reichsgericht  hat  hingegen  dieselbe  in  dem  Urteile  des  I.  Cäyil- 
senates  vom  15.  Juni  1898  (Entsch.  des  R.6er.  Bd.  41  S.  424) 
wenigstens  nach  einer  bestimmten  Richtung  hin  verneinend  ent- 
schieden. Letzteres  geschah  aus  dem  Grunde,  weil  in  dem  damals  cur 
Beurteilung  vorgelegenen  Falle  dem  in  den  Jahren  1883  und  1884, 
sowie  auch  in  der  jüngsten  Zeit  in  Berlin  wohnhaften  und  durch  Ur- 
teile des  Handelsgerichts  zu  Prag,  um  deren  Vollstreckung  es  sich 
handelte,  rechtskräftig  ftlr  schuldig  erkannten  Beklagten  die  betreffenden 
Klagion  zwar  im  Wege  der  Rechtshtilfe,  aber  nicht,  wie  die  hier  in 
Betracht  kommende  Ebcek.O.  in  §  80  Ziff.  2  dies  vorschreibe,  zu 
eigenen  Händen,  sondern  mittels  Ersatzzustellung  za- 
gegangen seien. 

Eis  sei  gestattet,  das  reichsgerichtllche  Urteil  einer  kurzen  Be- 
sprechung zu  unterziehen. 

I. 

Der  I.  reichsgerichtliche  CSvilsenat,  welcher,  wie  es  im  Eingange 
der  Grttnde  zu  seiner  Entscheidung  heifst,  in  der  Beurteilung  des  unter 
Ziff.  5  des  §  661  C.Pr.0.  aufgestellten  Erfordernisses  der  verborgten 
Gegenseitigkeit  dem  Berufungsrichter  nicht  beizutreten  vermochte,  hat 
die  rechtliche  Beschaffenheit  dieses  Erfordernisses  nicht  näher  entwickelt 
Auch  ist  derselbe  in  eine  Untersuchung  darüber  nicht  eingetreten,  ob 
die  Gegenseitigkeit  für  das  fremde  Recht  als  Ganzes  oder  nur  be- 
züglich des   einzelnen  gleichartigen  Falles  zu  prüfen  sei. 

Diese  vom  III.  Civilsenate  des  Reichsgerichts  im  Urteile  vom 
19.  Mai  1882  (Entsch.  des  R.6er.  Bd.  7  S.  406  flg.,  insbes.  S.  410) 
unbeantwortet  gelassene  Frage  hat  indes  der  I.  Civilsenat  in  seinem 
oben  angeführten  Erkenntnisse  vom  15.  Juni  1898,  wenn  auch  nicht 
ausdrücklich,  so  doch  stillschweigend  im  Sinne  der  zweiten  Alternative 
zur  Entscheidung  gebracht  Denn  er  bemerkt,  dafs  §  80  der  Osterr. 
Exek.O.  neben  der  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Gerichtes  und  der 
Rechtskraft  des  Urteiles  unter  Ziff.  2  noch  erfordere, 
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„dafB  die  Ladung,   durch   die  das  Verfiihren  Tor  dem  ausfertigen 
Gerichte  eingeleitet  worden,  der  Person,  gegen  die  in  Österreich  ans 
dem   auswärtigen  Urteile   die  Exekution  geführt   werden   soll,   ent- 
weder  in   dem    auswärtigen  Gebiete   oder   mittels    Gewährung   der 
Rechtshttlfe   in   einem    anderen   Staatsgebiete    oder   im    Inlande    zu 
eigenen  Händen  zugestellt  worden  ist" 
und  dafs  demnach  Ladung  durch  Ersatzzustellung  —  im  Unterschiede 
zu  §  661  Abs.  2  Zi£  4  der  deutschen  G.Pr.0.  —  nicht  zugelassen  sei. 
Im  unmittelbaren  Anschlüsse  hieran  äufsert  er  sich  sodann  in  folgender 
Weise: 

„Danach  kann  seit  dem  1.  Januar  1898  das  Urteil  eines  deut- 
schen Gerichtes  in  Österreich  nur  dann  vollstreckt  werden,  wenn 
dem  Exequenden  die  Ladung  in  Person  zugestellt  ist.  Die  not- 
wendige Folge  ist,  dafs  seit  dem  1.  Januar  1898  auch  ein  in  Öster- 
reich gegen  einen  Deutschen  ergangenes  Urteil  im  Deutschen  Reiche 
nur  vollstreckt,  das  Vollstreckungsurteil  für  ein  solches  Urteil  nur 
dann  erlassen  werden  darf,  wenn  die  Ladung  dem  verklagten  Deut- 
schen in  Person  zugestellt  ist.'' 

Der  Satz,  dafs  sich  aus  §  80  Ziff.  2  der  Osterr.  Exek.O.  und  aus 
der  auf  Grund  desselben  bezüglich  der  österreichischen  Gerichte  abzu- 
leitenden VoUstreckungszulfissigkeit  auch  für  die  Vollziehung  öster- 
reichischer Urteile  in  Deutschland  eine  „notwendige  Folge"  ergebe,  ist 
blofs  dann  richtig,  wenn  das  fremde  Recht  einer  Prüfung  hinsichtlich 
der  verbtti^n  Gegenseitigkeit  nur  für  den  einzelnen  gleichartigen  Fall 
zu  unterstellen  ist  Dafs  dies  aus  logischen  Rücksichten  oder  durch 
unzweideutige  gesetzliche  Vorschriften  geboten  sei,  läfst  sich  keineswegs 
behaupten.  Im  Gegenteile  sprechen  erhebliche  Gründe  —  man  v^l. 
diese  Zeitschrift  Bd.  IX  S.  214—218  —  für  die  Annahme,  dafs  das 
auswärtige  Recht  als  ein  Ganzes  in  Vergleicbung  zu  ziehen  ist^). 

Bei  einem  derartigen  Mafsstabe  der  Beurteilung  aber  kommen  die 
sämtlichen  VoUstreckungsvoraussetzungen,  welche  die  deutsche  C.Pr.0. 
in  §  661  Abs.  2  einerseits  und  die  österr.  Exek.O.  in  ihren  §§  79 — 81 
andererseits  aufgestellt  haben,  in  Betracht  und  ist  die  Erwägung  ver- 
anlafst,  ob  die  im  Urteile  des  I.  Civilsenates  unter  ausschliefslicher 
Berücksichtigung  des  §  80  Ziff.  2  der  österr.  Exek.O.  hervorgehobene 
Verschiedenheit  zwischen  dem  deutschen  und  österreichischen  Rechte  so 
bedeutend  erscheint,   dafs  schon   aus   diesem  Grunde  eine  wesentliche 


1)  Alle  jene  Schriftsteller,  welche  sich  darüber  auflsprechen,  ob  zwischen 
Deutschland  und  einem  auswibrtagen  Staate  in  Bezug  auf  Urteilsvollstreckung 
die  Gegenseitigkeit  verbtlrgt  ist,  müssen  das  fremde  Recht  als  ein  Ganzes  in 
Würdigung  ziäen.  Wird  eine  derartige  Untersuchung  stets  nur  far  den  ein- 
zehien  FaU  angestellt,  so  ist  das  Vergleichungsgebiet  ein  so  beschränktes, 
dals  die  Gegenseitigkeitsfrage  im  Verhältnisse  zu  dem  nämlichen  ausländischen 
Staate  das  eine  Mu  zu  bejahen,  ein  anderes  Mal  vielleicht  zu  verneinen  ist. 
Von  einer  gldehmäfsigen  Beantwortung  der  für  jeden  gegebenen  Fall  auf 
das  Neue  zu  prüfenden  Frage  kann  dium  allerdings  keine  Rede  mehr  sein. 
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Übereinstinunung  der  beiderseitigen  Geset^ebungen  in  Besag  auf  die 
Vollstrecknngsvoraossetzangen  nicht  für  gegeben  erachtet  werden  kann. 
Wenn  die  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  YII  8.  97  und  218  niedergelegten 
Aosfllhrangen ')  als  zatre£fend  anzuerkennen  sind ,  wird  man  die  er- 
wähnte nur  formelle  und  tlberdies  geringf)lgige  Verschiedenheit  nicht 
für  geeignet  erachten  dllr^,  jene  wesentliche  Übereinstimmung  und 
damit  auch  die  Annahme  der  verbttigten  Gegenseitigkeit  irgendwie  aus- 
zuschliefsen. 

IL 
Ob  der  reichsgerichtliche  I.  Civilsenat  zu  einem  anderen  Ergebnisse 
gelangt  sein  würde,  wenn  die  durch  die  Urteile  des  Handel^ricfats 
Prag  in  den  Jahren  1883  und  1884  verbeschiedenen  Klagen  dem 
damals  gleichwie  jetzt  in  Berlin  wohnenden  Beklagten  in  Person  zu- 
gestellt worden  wären,  läfst  sich  nicht  mit  Sicherheit  behaupten. 
So  viel  steht  aber  fest,  dafs  jener  Senat  nur  die  Frage  zur  Ent- 
scheidung gebracht  hat,  ob  nach  dem  1.  Januar  1898  ein  in  Osterreich 
auf  eine  dem  beklagten  Deutschen  nicht  persönlich  zugestellte  Klage 
ergangenes  Urteil  vom  Gesichtspunkte  der  verbürgten  Gegenseitigkeit 
aus  im  Deutschen  Reiche  zur  Vollstreckung  gelangen  könne.  Denn 
der  oben  zum  Abdruck  gebrachten  Stelle  des  reichsgerichtiichen  Urteilee 
folgen  unmittelbar  nachstehende  Sätze: 

„Die  Urteile  der  österreichischen  Gerichte,  für  welche  der 
Eüäger  das  VoUstreckungsurteil  verlangt,  sind  aber  auf  Klagen  er- 
gangen, die  dem  Beklagten,  wie  festgestellt,  nicht  in  Person  zu- 
gestellt sind.  Für  diese  Urteile  kann  deshalb  nach  dem  Grundsatae 
der  Gegenseitigkeit  die  Vollstreckung  in  Deutschland  nicht  gefordert 
werden," 

Die  mit  letzterem  Satze  der  praktischen  Bedeutung  des  reichs- 
gerichtlichen Urteiles  gegebene  Einschränkung  ist  gegenüber  der  viel 
zu  allgemein  gehaltenen,  zu  einer  irrtümlichen  Auffassung  leicht  ver- 
leitenden Überschrift^),  welche  dasselbe  in  der  amtlich  hcrauf^egebenen 
Sammlung  der  Entscheidungen  erhalten  hat,  mit  aller  Schärfe  zu  be- 
tonen. Wird  diese  eng  begrenzte  Tragweite  im  Auge  behalten,  dann 
ist  das  reichsgerichtliche  Urteil  für  die  intemationalrechtlichen  Beziehungen 
zwischen  Deutschland  und  Osterreich  ohne  Bedenken.  Bleibt  dieselbe 
jedoch  aufser  Betracht,  so  besteht  die  Gefahr,  dafs  die  deutsche  Recht- 
sprechung die  Gegenseitigkeitsfrage  in  allgemeinerem  Umfange  verneint 
und  dafs  alsdann  mit  Rücksicht  auf  die  erste  Gelegenheit,   bei  welcher 


2)  Was  hier  bei  Zugrnndlage  von  §  661  Abs.  2  C.Pr.O.  erörtert  ist, 
gilt  auch  dann,  wenn  dieser  Paragraph  in  der  neueren  Fassung  des  ROes. 
vom  17.  Mai  1898,  betr.  Änderungen  der  Gvilproze&ordnung  (§§723  mit 
828)  in  Berücksichtigung  gezogen  wird.  —  Man  vergl.  diese  Zeitschrift 
Bd.  IX  S.  213,  214,  218,  219,  2ä4  u.  flg. 

3)  Das  Urteil  des  I.  Civilsenats  trtigt  die  Überschrift: 

„Ist  nach  der  österreichischen  Exek.O.  vom  27.  Mai  1896  die  Gegen- 
seitigkeit im  Sinne  des  §  661  Ziff.  5  C.Pr.0.  verbürgt?** 
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das  Reichsgericht  mit  der  öeterreichischen  Exekntionsordnung  sich  amt- 
lich za  befassen  hatte,  auch  dem  österreichischen  Jnstizminister  zur 
Znrttcknahme  seiner  in  internationalrechtlicber  Hinsicht  erfreulichen 
Verordnung  vom  10.  Dezember  1897  (vei^l.  diese  Zeitsehriflt  Bd.  VIII 
S.  80)  berechtigte  Veranlassung  geboten  wäre.  — 


Die  Tragweite  der  MeistbegQnstigungsIcIausei. 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Fuld  in  Mamz. 

In  den  völkerrechtlichen  Verträgen  der  neueren  und  neuesten  Zeit 
ist  von  der  Aufnahme  der  Meistbegünstigungsklausel  ein  sehr  um- 
fassender Gebrauch  gemacht  worden,  insbesondere  gilt  dies  von  den 
Zoll-,  Schiffahrts-  und  Handelsverträgen,  weiter  aber  auch  von  den 
Friedensverträgen,  durch  welche  dem  zwischen  zwei  Staaten  bestehenden 
Kriegsznstande  unter  gleichzeitiger  Regelung  der  zwischen  ihnen  be- 
stehenden wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Beziehungen  ein  £nde  bereitet 
wird.  Schon  die  Redaktion  dieser  Klausel  ist  in  den  verschiedenen 
Fällen  eine  verschiedene ;  teilweise  wird  sie  ausdrücklich  auf  das  Gebiet 
der  wirtschaftlichen  Beziehungen,  also  auf  Zoll  und  Handel  beschränkt, 
teilweise  hat  sie  eine  allgemeine,  weit  hierüber  hinausgehende  Formu- 
lierung erhalten.  Dementsprechend  ist  auch  ihre  rechtliche  Tragweite 
und  Bedeutung  eine  sehr  verschiedene ;  entweder  äufsert  sie  ihre  Wirk- 
samkeit nur  auf  dem  Gebiete  des  Zoll-  und  Handelswesens  oder  darüber 
hinaus  auch  auf  dem  Gebiete  der  rechtlichen  und  insbesondere  der  inter- 
nationalrechtlichen Beziehungen.  Aus  dem  Folgenden  wird  sich  er- 
geben, dafs  die  herrschende  Auf&ssung  die  Meistbegünstigungsklausel 
dazu  benutzt,  um  Fragen  zu  beantworten,  welche  teils  dem  Prozefs- 
recbt,  teils  dem  bürgerlichen  Recht,  teils  endlich  dem  modernen 
Rechtszweig  angehören,  welcher  sich  mit  dem  geistigen  und  gewerblichen 
Eigentum  im  weitesten  Sinne  befafst. 

Eine  Meistbegtlnstigungsklausel  mit  engbegrenztem  Inhalt  findet 
sich,  um  einige  typische  Beispiele  anzuführen,  in  dem  Zoll-  und  Handels- 
vertrag zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweiz,  abgeschlossen 
am  10.  Dezember  1891  (R.G.BL  S.  195).  Art  1  desselben  bestimmt: 
„Die  beiden  vertragschliefsenden  Teile  geben  sich  die  Zusicherung  in 
Beadehung  auf  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben  sich  wechselseitig  auf 
dem  Fufse  der  meistbegünstigten  Nation  zu  behandeln.  Jeder  der 
beiden  Teile  verpflichtet  sich  demgemäfs,  jede  Begünstigung,  jedes 
Vorrecht  und  jede  Ermäfsigung,  welche  er  in  den  gedachten  Be- 
ziehungen einer  dritten  Macht  bereits  zugestanden  hat,  oder  in  der 
Folge  zugestehen  möchte,  gleichmäfsig  auch  dem  andern  vertrag- 
schliefsenden Teile  gegenüber  ohne  irgendwelche  Gegenleistung  in 
Kraft  treten  zu  lassen.^ 
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Viel  weiter  geht  die  MeistbegUnstigangsklaiiBel  im  deatBch-mssiachen 
Handelsvertrag  vom  10.  Februar  1894  (R.G.B1.  8.  154).  In  Art.  1 
heifsteB:  ,  Die  Angehörigen  eines  der  beiden  Tertragschliefsenden  Teile 
sollen  in  dem  Grebiete  des  andern  Teils  in  jeder  Hinsicht  dieselben 
Rechte,  Privilegien,  Begünstigungen  und  Befreiangen  haben,  wie  die 
Angehörigen  des  roeistbegttnstigten  Landes.**  In  Art  2  findet  sich 
sodann  die  Meistb^fflnstigangsklansel  nochmals  and  zwar  in  Ansehnng 
der  Einräumung  des  Rechts  an  die  Angehörigen  eines  jeden  der  beiden 
Länder,  jede  Art  von  beweglichem  oder  unbeweglichem  Vermögen  zu 
besitzen  oder  zu  erwerben  und  darüber  durch  Verkauf,  Tausch,  Ehe- 
schliefsung ,  letzten  Willen  oder  auf  andere  Weise  zu  verfügen ,  sowie 
Vermögen  durch  Erbschaften  zu  erwerben. 

Fast  noch  weitergehend  ist  die  allgemeine  Fassung  der  Klausel  in 
der  Erklärung  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Frankreich  bezttg- 
lieh  der  Vertragsbeziehungen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Tunis 
vom  18.  November  1896  (R.G.B1.  1897  S.  7);  es  heifst  daselbst: 
„Hiemach  werden  die  Rechte,  Privilegien  und  Vorteile  jeder  Art, 
welche  irgend  einer  dritten  Macht,  ausgenommen  Frankreich,  in  Tunis 
zugestanden  sind  oder  in  Zukunft  zugestanden  werden,  von  Rechts- 
wegen ohne  weiteres  auch  Deutschland  zukommen  und  keine  dritte 
Macht,  immer  Frankreich  ausgenommen,  wird  in  dem  Schutzgebiet  in 
irgend  einer  Beziehung  gtlnstiger  behandelt  werden  als  Deutschland. 
Es  besteht  Einverständnis  darüber,  dafs  hingegen  DeutschUnd  in  den 
vorbezeichneten  Beziehungen  Tunis  das  Meistbegünstigimgrecht  zu- 
gestehen wird." 

Diese  Beispiele  verschiedener  Formulierung  der  Meistb^günstignngs- 
klausel  genügen,  um  den  bedeutsamen  Unterschied  erkennen  zu  lasseo, 
der  zwischen  ihrer  Wirksamkeit  in  den  einzelnen  Ländern  besteht,  ein 
Unterschied,  auf  welchen  nunmehr  im  folgenden  mit  Rücksichtnahme 
auf  die  civilrechtliche  und  prozessuale  Bedeutung  einzugehen  ist. 

Ist  die  Meistbegttnstigungsklausel  ausdrücklich  nur  auf  die  Em- 
länmung  aller  Vorrechte  und  Be^iungen  in  Ansehung  der  Eingangs- 
und Ausgangszölle  und  der  Durchfuhr  beschränkt,  so  kann  ihre  Trag- 
weite nicht  zweifelhaft  sein;  sie  bezieht  sich  dann  lediglich  auf  dieses 
genau  abgegrenzte  wirtschaftliche  Gebiet,  allerdings  auf  dasselbe  in 
vollem  Umfange  und  ohne  jede  Einschränkung,  so  dafs  beispielsweise, 
fklls  der  betrefiPende  Staat  den  Angehörigen  eines  andern  Staates  das 
Recht  der  Bezahlung  der  Eingangszölle  in  Papierwährung  einräumt 
oder  es  f\lr  statthaft  erklärt,  dafs  denselben  Zollkredite  seitens  der  mit 
Erhebung  der  Eingangszölle  betrauten  Behörden  bewilligt  werden,  die 
Angehörigen  des  Staates,  dem  die  Meistbegünstigung  zusteht,  ohne 
weiteres  dieselben  Vergünstigungen  beanspruchen  können.  Auf  die 
Benutzung  der  f)ir  den  wirtschaftlichen  Verkehr  geschaffenen  Einrich- 
tungen, insbesondere  der  Häfen,  Lagerhäuser,  Landungsbrttcken  u.  s.  w. 
haben  die  letzteren  schlechthin  ein  Recht  und  zwar,  ohne  dafs  ihnen 
hierbei  lästigere  Bedingungen  auferlegt  werden  könnten  wie  den  An- 
gehörigen irgend  eines  andern  Staates. 
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Aas  der  konseqnenten  Darchftihning  des  an  sich  hOchst  klaren 
und  einfachen  Gedankens  ergeben  sich  die  Lösungen  praktischer  Fragen, 
die  znweilen  den  völkerrechtlichen  Schriftstellern  nicht  minder  Schwierig- 
keiten yerarsacht  haben  wie  der  Diplomatie ;  die  Angehörigen  der  meist- 
begtlnstigten  Nation  dürfen  anf  dem  Zoll-  und  Handelsgebiete  weder 
wirtschaftlich  noch  rechtlich  schlechter  gestellt  sein,  als  die  Angehörigen 
irgend  einer  andern  Nation ,  welche  anf  dem  Gebiete  des  betreffenden 
Staates  Handel  treiben;  anter  dem  Gesichtspunkte,  dafs  alle  Vorteile, 
die  einem  dritten  Staat  bewilligt  werden,  auch  ihnen  ohne  weiteres 
gebühren,  müssen  die  Einzelfragen^  soweit  sie  zu  Zweifeln  Anlafs  geben 
können,  ihre  Entscheidung  finden.  Fraglich  ist  es,  ob  die  Meist- 
begünstigungsklausel, welche  ohne  Specialisierung  den  Angehörigen 
einer  bestimmten  Nation  die  Rechte  der  meistbegünstigten  zusichert, 
sich  nur  auf  Handels-  und  Zollverhflltnisse  oder  auch  auf  andere  recht- 
liclie  und  wirtschaftliche  Beziehungen  erstreckt?  Solcher  Art  ist  die 
oben  angefahrte  Klausel  in  dem  Übereinkommen  zwischen  dem  Deut- 
schen Reich  und  Frankreich  bezüglich  der  Tunesischen  VerhXltnisse;  der 
berühmte  Art.  11  des  Frankfurter  Friedensvertrages,  im  Lianfe  der 
letzten  Jahrzehnte  in  Frankreich  und  Deutschland  so  oft  erörtert  und 
so  häufig  in  gerichtlichen  Erkenntnissen  angezogen  und  erläutert,  ist 
dag^en  nur  teilweise  dahin  zu  rechnen.  Zwei  einander  ziemlich 
schroff  und  unvermittelt  gegenüberstehende  Ansichten  sind  hierbei 
vertreten  worden;  einerseits  wird  behauptet,  dafs  mit  dieser  all- 
gemeinen Klausel  nur  von  der  Meistbegünstigung  auf  dem  Zoll-  und 
Handelsgebiete  gesprochen  werden  solle,  dafs  man  aber  nicht  daran 
gedacht  habe,  derselben  auch  die  Wirksamkeit  beizulegen,  auch  die 
rechtliche  Stellung  der  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation  in 
dem  betreffenden  Staate  regeln  zu  wollen;  von  der  andern  Seite  wird 
das  G^enteil  behauptet  und  zwar  hauptsächlich  im  Hinblick  darauf, 
dafs  es  bei  dieser  Fassung  der  Klausel  an  der  ausdrückliehen  Be- 
schränkung auf  Zoll-  und  Handelsfragen  fehle;  ohne  eine  ausdrückliche 
Formulierung  dürfe  aber  nicht  angenommen  werden,  dafs  die  Be- 
schränkung von  den  vertragschliefsenden  Parteien  gewollt  sei.  Die 
Frage  ist  mit  besonderer  Lebhaftigkeit  in  Frankreich  erörtert  worden 
und  zwar  im  Anschlufs  daran,  ob  auf  Grund  des  Art.  11  des  Frank- 
furter Friedens  deutsche  Aktiengesellschaften  in  Frankreich  die  Prozefs- 
ftlhigkeit  besitzen? 

Nach  dem  französischen  Gesetz  vom  SO.  Mai  1857  können  aus- 
ländische Aktiengesellschaften  vor  den  französischen  Gerichten  nur  dann 
auftreten  und  nur  dann  ihre  Rechte  geltend  machen,  wenn  sie  hierzu 
durch  ein  Dekret  der  französischen  Regierung  ermächtigt  worden  sind. 
Es  ist  unbestritten  in  der  französischen  Rechtsprechung,  dafs  Staats- 
verträge zwischen  Frankreich  und  andern  Staaten  dieselbe  Wirksamkeit 
haben  wie  die  Ermächtigungsdekrete. 

Nunmehr  hat  Frankreich  mit  andern  Staaten  Verträge  abgeschlossen, 
in  welchen  den  in  diesen  domizilierten  Aktiengesellschaften  die  Befugnis 
zur  Wahrnehmung  ihrer  Rechte  vor  den  französischen  Gerichten  unter 
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denselben  Voraosaetzongen  und  in  demselben  Umfiinge  eingeribimt 
worden  ist,  wie  den  franz^tsischen  Gesellschaften.  Dies  ist  beispiels- 
weise geschehen  in  dem  Vertrag  mit  England  vom  30.  April  1862. 
Giebt  man  dem  Art.  11  des  Frankfurter  Friedensvertrags  die  Anslegong, 
dafs  er  sich  lediglich  auf  die  Zoll-  und  Handelsyerhältnisse  bezieht,  so 
können  sich  die  deutschen  Aktiengesellschaften  nicht  darauf  berufen, 
um  vor  den  französischen  Gerichten  klagend  und  als  Beklagte  aus- 
treten, während  im  Falle  der  entgegengesetzten  Auffitssung  ihr  Hecht 
hierzu  nicht  bestritten  werden  kann.  Die  Stellung  der  französischen 
Appellhöfe  war  in  den  siebziger  und  achtziger  Jahren  eine  geteilte,  die 
Mehrheit  derselben  schien  geneigt,  der  restriktiven  Auf&ssung  den 
Vorzug  zu  geben.  Der  Kassationshof  stellte  sich  dagegen  in  seinem 
Urteil  vom  14.  März  1895  auf  den  Boden  der  weitergehenden  Auf- 
fassung, ftir  die  sich  auch  einer  der  ersten  völkerrechtlichen  Schrift- 
steller Frankreichs,  Weiss  in  seinem  grofsen  Werke  über  internationales 
Privatrecht,  ausgesprochen  hat  und  seitdem  kann  die  Streitfrage  als 
beseitigt  gelten,  da  der  Widerstand  der  unteren  Gerichte  gegen  diese 
Rechtsauslegung  nur  vereinzelt  noch  sich  geltend  macht  Die  Erörterung 
der  Frage  hat  in  der  bezüglichen  Litteratur  einen  breiten  Umfang  an- 
genommen, aus  welchem  das  praktische  Interesse,  das  derselben  eigen 
ist,  mit  Deutlichkeit  entnommen  werden  kann  ^).  Der  Kassationshof 
geht  in  seinem  ange^hrteu  Erkenntnis  davon  aus,  dafs  laut  Art  11 
die  den  beiden  Staaten  zugestandene  Berechtigung,  alle  der  meist- 
begünstigten Nation  gewährleisteten  Vorteile  zu  geniefsen,  weder  hin- 
sichtlich  der  Personen,  noch  hinsichtlich  der  Sachen,  welche  den  Gegen- 
stand des  Staatsvertrags  bildeten,  eine  Einschränkung  erleide  und  somit 
jeder  Angehörige  des  Deutschen  Keichs  berechtigt  sei,  seine  Rechte  vor 
den  französischen  Gerichten  geltend  zu  machen,  sei  es  als  Kläger,  sei 
es  ab  Beklagter.  Mafsgebend  fUr  diese  Entscheidung  war  auch  folgendes: 
Art.  11  motiviert  die  Einräumung  der  Meistbegünstigungsklausel 
damit,  dafs  die  Handelsverträge  mit  den  verschiedenen  Staaten  Deutsch- 
lands durch  den  Krieg  aufgehoben  worden  seien;  nunmehr  bestanden 
aber  vor  Ausbruch  des  Krieges  zwischen  verschiedenen  Staaten  des 
Deutschen  Bundes  und  Frankreich  Staatsverträge,  denen  zufolge  den 
Aktiengesellschaften  der  betreffenden  Staaten  die  Befugnis  des  Auf- 
tretens vor  den  französischen  Gerichten  gewährt  worden  war.  Dieser 
Zustand  sollte  durch  Art.  11  wieder  hergestellt  und  zugleich  auf  die 
Aktiengesellschaften  in  Deutschland  überhaupt  ausgedehnt  werden,  wie 
dies  den  veränderten  staatsrechtlichen  Verhältnissen  in  Deutschland 
entsprach.  Abs.  2  des  Art  11  besagt  weiter:  „Diese  Regel  umftfst 
die  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben,  den  Durchgangsverkehr,  die  Zoll- 


1)  Weissy  Traiti  ^lementaire  de  droit  intemaiiofuU  privi  (2  ed) 
p.  167;  Journal  du  droü  intemationcU  privi  1893  p.  1205;  Zeitscnrift  f. 
französisches  Civibecht  Bd.  XXIV  S.  385,  Bd.  XXV  S.  221,  Bd.  XXVII 
8.  412;  Lefort^  Tratte  du  Contrat  eVassurance  9ur  la  vie,  tome  III  (Paris 
1897)  p.  129  Anm.  1;  Holdheim,  Monatsschrift  für  Aktienrecht  Bd.  I\' 
8.  109;  Leske-Löioenfeldy  Rechtsverfolgung  im  mtemationalen  Verkehr 
Bd.  I  S.  536,  537,  Bd.  U  &  1055. 
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fbrmlicbkeiten ,  die  Ztüassnng  und  Behandlung  der  Angehörigen  beider 
Nationen  und  der  Vertreter  derselben.  * 

Hieraus  ist  zu  ersehen,  dafs  die  Auslegung  des  Kassationshofii  voll- 
kommen  mit  dem  Wortlaut  sowohl  wie  mit  dem  Sinne  der  Meist- 
begünstigungsklausel im  Einklang  steht,  denn  die  Zulassung  der  An- 
gehörigen beider  Staaten  in  gleichem  Umfiinge  wie  die  der  meistbegünstigten 
Nation  kann  keine  andere  Bedeutung  haben  als  die,  dafs,  falls  den 
Angehörigen  irgend  einer  Nation  das  Klagerecht  vor  den  französischen 
Gerichten  eingeräumt  ist,  dies  auch  den  Angehörigen  Deutschlands 
zusteht,  gleichviel  ob  es  sich  um  natürliche  oder  um  juristische  Per- 
sonen handelt  Was  die  Gleichstellung  der  letzteren  mit  den  ersteren 
in  Ansehung  der  Meistbegünstigungsklausel  betrifft,  so  ist  allerdings 
aach  insoweit  die  Praxis  geteilter  Ansicht ;  für  die  Gleichstellung  spricht 
aber  der  Umstand,  dafs  nach  einem  ziemlich  feststehenden  Sprach- 
gebrauch unter  dem  Ausdrucke  „Angehörige^  ebensowohl  wie  unter  | 
dem  entsprechenden  französischen  ^sujets^  juristische  und  natürliche  | 
Personen  verstanden  werden  und  in  Anbetracht  der  Bedeutung  der  I 
joristiecben  Personen  im  heutigen  Handels-  und  Wirtschaftsleben  ein 
Grund  zu  der  BeschrHnkung  der  durch  die  Klausel  eingeräumten  Be- 
fugnisse auf  natürliche  Personen  ganz  gewifs  nicht  vorlag.  Ein- 
schränkend ist  zu  dem  Gesagten  zu  bemerken,  dafs  die  Meist- 
begünstigung des  Art.  11  sich  keineswegs,  wie  zumeist  angenommen 
wird,  auf  die  irgend  einer  Nation  von  einem  der  kontrahierenden 
Staaten  eingeräumten  Vergünstigungen  bezieht,  sondern  lediglich  auf 
solche,  welche  an  Belgien,  England,  Rufsland,  die  Schweiz,  Österreich- 
Ungarn  und  die  Niederlande  gewährt  werden.  In  Ansehung  aller 
übrigen  europäischen  und  aufsereuropäischen  Staaten  haben  beide  Länder 
freie  Hand.  Daraus  folgt  beispielsweise,  dafs  Frankreich  auf  die  Ver- 
günstigungen, welche  Deutschland  in  dem  Vertrage  mit  Italien  diesem 
Lande  bewilligt  hat,  ebensowenig  Anspruch  machen  kann  wie  Deutsch- 
land auf  die  Tarife,  zu  welchen  Frankreich  die  Einfuhr  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  gestattet.  Ob  der  Artikel  die  Bedeutung 
hat,  dafs  auch  die  einem  der  obengenannten  Länder  gewährten  direkten 
Zollermäfsigüngen  dem  meistbegünstigten  Staate  zu  gnte  kommen,  ist 
zwar  ahs  zweifelhaft  bezeichnet  worden,  jedoch  der  richtigen  Auslegung 
nach  sicherlich  zu  bejahen;  denn  die  Absicht  der  kontrahierenden 
Staaten  ging  zweifellos  dahin,  dafs  die  Erzeugnisse  des  einen  in  dem 
andern  keinesfalls  schlechter  behandelt  werden  dürfen,  als  die  Erzeug- 
nisse eines  andern  dritten  Landes.  Für  die  intemationalrechtlichen 
Verhältnisse ,  welche  auf  Grund  der  Meistbegünstigungsklausel  beurteilt 
werden  sollen,  ist  dies  ebenfalls  von  Bedeutung,  da  auch  die  rechtliche 
Begünstigung  der  Angehörigen  eines  dritten  Staates  sowohl  eine  in- 
direkte als  auch  eine  direkte  sein  kann.  Indirekt  ist  z.  B.  die  darin 
zu  erblickende  Begünstigung,  dafs  den  Angehörigen  eines  bestimmten 
Staates  ein  Schutz  gegen  die  Übersetzung  ihrer  Werke  auch  ohne  die 
Eintragung  des  Originals  in  die  Liste  einer  bestimmten  Landesstelle 
zusteht,  während  im  übrigen  ausländische  Staatsangehörige  hierauf  nur 
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unter  der  Voraossetzong  der  erfolgten  Eintragung  innerhalb  bestimmter 
Frist  Anspruch  haben. 

Auf  Grund  der  Meistbegttnstigungsklausel  können  unter  Umstftnden 
die  Angehörigen  der  betrefifonden  Nation  Befreiung  von  der  Verpflichtung 
zur  Sicherheitsleistung  beanspruchen,  welche  nach  den  Prozefsgesetsea 
verschiedener  Staaten,  insbesondere  auch  nach  §  110  der  deutschen 
G.Pr.0.  dem  klagenden  Ausländer  in  Civilprozefssachen  oblieigt.  Will 
der  Angehörige  der  meistbegünstigten  Nation,  dafs  diese  Befireiung  im 
konkreten  Fcdle  ihm  zugute  komme,  so  mufs  er  den  Nachweis  führen, 
dafs  bezüglich  seiner  die  Voraussetzungen  gegeben  sind,  unter  welchen 
in  Deutschland  Angehörige  irgend  eines  dritten  Staates  die  Sicherheit 
nicht  zu  hinterlegen  haben.  Nunmehr  bestimmt  aber  §  110  der  C.Pr.O., 
dafs  der  Ausländer  nur  dann  zur  Leistung  der  Sicherheit  nicht  ver- 
pflichtet ist,  wenn  in  dem  Staate,  welchem  er  angehört,  die  Gegen- 
seitigkeit verbürgt  ist;  der  Nachweis  mufs  also  geliefert  werden,  dafs 
auch  der  Staat,  welchem  die  Meistbegünstigung  zusteht,  Deutsche  zar 
Hinterlegung  einer  Sicherheit  um  ihrer  Eigenschaft  als  Ausländer  willen 
nicht  heranzieht,  die  Meistbegünstigungsklausel  genügt  somit  an  sich 
hierfür  noch  nicht  Demgemäfs  kann  beispielsweise  auf  Grand  des 
Art.  11  des  Frankfurter  Friedensvertrags  der  in  Deutschland  klagende 
Franzose  Befreiung  von  der  Hinterlegung  einer  Prozefssicherheit  nicht 
um  deswillen  begehren,  weil  russÜKhe  Staatsangehörige  auch  kdne 
Sicherheit  zu  leisten  haben,  oder  well  die  österreichischen  Unterthanen 
ebenfalls  hierzu  nicht  verpflichtet  sind ;  vergl.  in  Ansehung  der  russischen 
Unterthanen  die  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  80.  September 
1897  (R.G.BL  S.  775)  und  bezüglich  der  Osten*.  Bekanntmachung  vom 
28.  Dezember  1897  (R.G.B1.  1897  S.  792).  In  allen  Fällen,  in  welchen  für 
die  Gleichstellung  des  Auslttnders  mit  dem  Inländer  noch  eine  Special  Voraus- 
setzung angestellt  ist,  giebt  die  Thatsache,  dafs  die  Angehörigen  eines 
bestimmten  dritten  Staates  die  aus  dieser  Gleichstellung  sich  ergebenden 
Befugnisse  besitzen,  den  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation  noch 
nicht  das  Recht,  ihrerseits  auch  den  Genufs  dieser  Rechte  zu  verlangen, 
sondern  sie  gewährt  ihnen  diesen  Anspruch  nur  nach  Mafsgabe  und  in 
Verbindung  mit  dieser  Voraussetzung.  Nach  dem  französischen  Gesetze 
vom  5.  März  1895  ist  die  bis  dahin  bestandene  Freiheit  der  Ausländer 
von  der  Sicherheitsleistung  ^r  die  Prozefskosten  in  Handelssachen  auf- 
gehoben worden,  so  dafs  auch  in  diesen  die  allgemeine  Vorschrift  des 
Art.  16  Code  civil  Platz  griff,  wonach  der  klagende  AuAländer  in  allen 
Fällen  zur  Leistung  einer  Sicherheit  verbunden  ist,  es  sei  denn,  dafs 
er  in  Frankreich  beflndliches  Grundeigentum  in  einem  für  die  entr 
stehenden  Kosten  genügenden  Wert  besitzt  Die  Voraussetzung  der 
Gegenseitigkeit  war  ako  nicht  vorhanden  und  demgemäfs  mufste,  un* 
beschadet  des  Art.  11  des  Frankfurter  Friedens  und  der  den  Franzosen 
gewährten  Meistbegünstigung,  die  Sicherheitsleistung  nach  §  110  der 
C.Pr.0.  von  dem  in  Deutschland  als  Kläger  auftretenden  Franzosen 
verlangt  werden  ^).     Die  Meistbegünstigung  soll  ja,  wie  schon  ihr  Name 


2)  Jetzt  kommt  das  Abkommen  vom  U.  November  1896,  RG.BL  1899 
S.  285  (8.  unten  S.  422)  in  Betracht. 
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besagt,  nur  die  Oleichstellnng  mit  den  Angehörigen  eines  dritten  Staates 
gewähren,  welche  sich  der  besten  Bechte  erfreuen,  sie  soll  hingegen 
mit  Nichten  eine  Besserstellang  einittnmen;  eine  solche  wtlrde  aber 
thatsftchlich  dann  vorhanden  sein,  wenn  lediglich  die  MeistbegOnstigang 
2or  Inanspmchnahme  irgend  welcher  Befugnisse  berechtigte.  Die  Klausel 
setzt  sich  nicht  über  die  etwa  noch  vorhandenen  Sondervoraussetzungen 
für  den  Genufs  bestimmter  Rechte,  die  den  Angehörigen  aller  Staaten 
gegenüber  gelten,  hinweg,  sondern  sie  begreift  dieselben  vielmehr  in 
sich.  Es  bedarf  keiner  Ausführung,  dafs  für  die  Klausel  überhaupt 
nur  vermöge  dieser  Verbindung  mit  den  besonderen  Voraussetaungen 
der  Ezistenzboden  vorhanden  ist;  würde  jemals  die  Ansicht  sich  Geltung 
verschaffen,  dafs  es  bei  ihr  auf  letztere  nicht  mehr  ankomme,  so  wäre 
für  alle  Staaten  ihre  fernere  Vereinbarung  ganz  unmöglich.  Die  letztere 
Bemerkung  bietet  schon  den  Anhaltspunkt  zu  einer  Klarstellung  der 
rechtlichen  Beziehungen,  welche  zwischen  der  Meistbegünstigungsklausel 
und  dem  Genuls  derjenigen  Civilrechte  bestehen,  die  das  Landesgesetz 
dem  Ausländer  nicht  ohne  weiteres  einräumt;  es  kommen  hierbd  vor 
allem  in  Betracht  litterarische  und  artistische  Urheberrechte,  gewerb- 
liches Eigentumsrecht  (Patent -Waren -Zeichenrecht,  Musterschutzrecht, 
Schutzrecbt  gegenüber  unkiuterem  Wettbewerb).  Dieselben  können  auf 
Grund  der  Kkusel  noch  nicht  in  Anspruch  genommen  werden,  weil 
die  inländische  Gesetzgebung  sowohl  ^  ihren  Erwerb  als  auch  für 
ihre  Ausübung  eigene  Voraussetzungen  aufteilt;  demgemäfs  haben 
4iuch  die  Staaten,  wenn  sie  neben  der  Behandlung  als  meistbegünstigter 
Nation  ihren  Angehörigen  auch  noch  in  Ansehung  dieser  Materie  die 
rechtliche  Gleichstellung  mit  den  eigenen  Staatsangehörigen  eines  dritten 
Staates  sichern  wollen,  den  Abschlufs  besonderer  Verträge  und  Ab* 
machungen  hierüber  für  notwendig  erachtet;  dies  ist  beispiebweise  der 
Fall  gewesen  schon  bei  Abschlufs  des  Vertrags  zwischen  Preufsen  und 
Frankreich  vom  29.  Mätz  1862,  welcher  das  typische  Muster  für  die 
zumeist  angewendete  Redaktion  der  Meistbegünstigungsklausel  enthält; 
demselben  wi^r  u.  a.  beigegeben  ein  Vertrag  über  den  Schutz  des 
l^eistigen  Eigentums. 

Bei  Abschlufs  der  neueren  Handelsverträge  hat  man  über  einen 
Teil  dieser  Materien  ebenfalls  gesonderte  Vereinbarungen  getroffen. 
Dämlich  über  Patent-,  Marken-  und  Musterschutz,  da  die  besondere 
Berücksichtigung  der  litterarischen  und  artistischen  Urheberrechte  in- 
folge des  Bestehens  zahlreicher  Litterarkonventionen  und  vor  allem  in- 
folge des  Bestehens  der  Bemer  Konvention  nicht  mehr  nötig  war.  Die 
neueste  deutsche  Gesetzgebung  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums hat  sich  mehrfiich  auf  den  Standpunkt  gestellt,  dafs  der  Genufs 
dieser  fiechte  allen  Personen,  deren  Hauptniederlassung  sich  nicht 
innerhalb  des  Deutschen  Beiches  befindet,  nur  unter  der  Voraussetzung 
zustehen  soll,  dafs  eine  Bekanntmachung  im  Reichsgesetzblatt  ergangen 
ist,  wonach  in  dem  Staate,  in  welchem  sich  die  HauptniederUssung 
befindet,  Deutschen  ein  entsprechender  Schutz  zusteht.  Dies  ist  ins- 
besondere geschehen  in  dem  Gesetze  zum  Schutze  der  Warenbezeichnung 
und  in  dem  Gesetze  betreffend  den  unlautem  Wettbewerb.     Natürlich 
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wird  diese  Regelung  der  Gleichstellung  durch  die  Meistbegttnstigimgs- 
klausel  in  keiner  Weise  bertthrt  Selbst  die  Gewährung  der  Gleidi- 
Stellung  bezüglich  des  einen  Gegenstandes  bewirkt  noch  nicht  die 
Gleichstellung  für  den  andern;  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dafs 
Personen,  welche  in  einem  Staate  ihre  Hauptniederlassung  haben,  be- 
züglich dessen  zufolge  der  voi'gesehenen  Bekanntmachung  im  Beicfas- 
gesetzblatt  die  Gegenseitigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Markenschutzes 
▼erbürgt  ist ,  trotzdem  noch  nicht  den  Schutz  nach  Mafsgabe  der  Be- 
stimmungen des  Gresetzes  über  den  unlautem  Wettbewerb  beanspruchen 
können,  weil  dieser  an  eine  besondere  Voraussetzung  geknüpft  ist,  die 
Gewährung  der  Gegenseitigkeit  auf  dem  engeren  Gebiete,  mit  dessen 
Regelung  sich  das  genannte  Gesetz  beschäftigt.  Vereinzelt  ist  bei  An- 
wendung des  Gesetzes  vom  27.  Mai  1896  das  Gegenteil  behauptet 
worden,  heute  besteht  aber  kein  Zweifel  darüber,  dafs  die  erstgenannte 
Ansicht  allein  die  zutreffende  ist.  Auch  in  der  Praxis  der  andern 
Staaten  scheint  dieselbe  überwiegend  vertreten  zu  werden;  die  franzö- 
sische Doktrin  und  Praxis  sieht  in  dem  Schutze  gegen  unlautem  Wett- 
bewerb eines  der  Rechte,  welche  dem  Ausländer  in  Frankreich  nicht 
ohne  weiteres  zustehen;  das  Bestehen  eines  Vertrags  über  den  gegen- 
seitigen Markenschutz  wird  seitens  der  französischen  Grerichte  noch 
nicht  schlechthin  als  genügend  betrachtet,  um  den  Ausländer,  welcher 
sich  auf  diesen  Vertrag  berufen  kann,  auch  in  Ansehung  des  Schutzes 
gegen  unlautem  Wettbewerb  dem  französischen  Staatsangehörigen  gleich- 
zustellen. Allerdings  ist  zu  bemerken,  dafs  in  dieser  Frage  die  fran- 
zösische Rechtspraxis  keine  durchaus  einheitliche  oder  übereinstimmende 
ist  und  dafs  nach  Ansicht  des  Kassationshofs  die  verbüigte  Gegen- 
seitigkeit auf  dem  Gebiete  des  Markenschutzes  den  Ausländer  berechtigt, 
den  Schutz  gegen  Concurrence  deloyale  insoweit  anzurafen,  als  es  sich 
um  eine  unlautere  Konkurrenz  in  Bezug  auf  die  Handelsfirma  oder  die 
Handelsbezeichnung  handelt.  Die  französischen  Appellhöfe  haben  sich 
dieser  liberaleren  Auffassung  nur  zum  kleineren  Teile  angeschlossen, 
wie  insbesondere  aus  dem  Urteil  des  Appellhofs  zu  Paris  vom  18*  Msi 
1892  hervorgeht,  das  sich  auf  den  Standpunkt  stellt,  dafs  die  Staats- 
verträge zum  Schutze  der  Warenzeichen  nicht  auf  den  Schutz  der 
Namen  ausgedehnt  werden  könnten. 

Auf  die  Meistbegünstigungsklausel  wird  bei  der  Entscheidung  dieser 
Frage  von  den  französischen  Gerichten  im  allgemeinen  wenig  Rücksicht 
genommen  entsprechend  der  in  Frankreich  trotz  der  erwähnten  Recht- 
sprechung des  Kassationshofe  noch  als  vorherrschend  zu  bezeichnenden 
Auffassung,  die  Klausel  nur  als  bedeutsam  für  die  Einfuhr,  Ausfohr 
und  die  Durchfuhr  von  Waren  und  landwirtschaftlichen  Produkten  an- 
zuerkennen. Die  Klausel  kann  bei  ihrer  praktischen  Anwendung  mit 
der  Handhabung  des  Vergeltungsrechts  kollidieren,  da,  wie  aus  dem 
Vorstehenden  sich  ergiebt,  ihr  Inhalt  mit  Nichten  schlechthin  in  der 
Gleichstellung  des  Inländers  mit  dem  Angehörigen  der  meistbegünstigten 
Nation  besteht.  Wenn  nach  der  Gesetzgebung  eines  Staates  Ausländer 
von  dem  £rwerb  von  Grandeigentum  ausgeschlossen  oder  dabei  in  der 
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Weise  beBchrSnkt  sind,  dafs  ihnen  derselbe  nur  mit  Genehmigung  der 
Begiemng  zosteht,  so  kann,  trotzdem  den  Angehörigen  dieses  Staates 
die  Meistbegtlnstigang  eingeräumt  ist,  ein  Vergeltungsrecht  ihnen  gegen- 
über angewendet  werden,  ohne  dafs  die  SJansel  dadurch  verlelzt  würde; 

In  dem  Handelsvertnige  Deutschlands  mit  Rufsland  ist  den  An- 
gehörigen beider  Staaten,  wie  oben  schon  bemerkt  wurde,  das  Recht 
des  Erwerbs  von  Grmndeigentum  insoweit  zugesichert  worden,  als  nach 
den  Landesgesetzen  dieses  Recht  den  Angehörigen  irgend  einer  fremden 
Nation  jetzt  oder  künftig  zusteht  Falb  Rufsland  den  Grundeigentums- 
erwerb durch  Auslander  in  seinen  westlichen  Grenzprovinzen  verbieten 
würde,  so  könnte  sich  Deutschland,  trotzdem  die  Ma(sregel  zun&chst 
gegen  seine  Angehörigen  gerichtet  wSre,  nicht  über  eine  Verletzung  der 
Meistbegünstigung  beklagen;  dagegen  könnte  auf  Grund  des  Art.  81 
des  Einf.Ges.  zum  Bürgerl.  Gesetzbuch  bestunmt  werden,  dafs  nunmehr 
auch  die  rassischen  Staatsangehörigen  in  Deutschland  von  dem  Immobiliar- 
eigentumserwerb  in  gleichem  Mafse  ausgeschlossen  sein  sollten. 

Die  thatsächliche  Bedeutung  der  Meistbegünstigungsklausel  erstreckt 
sich  nach  dem  Gesagten  auf  weite  Gebiete  der  rechtlichen  Beziehungen 
and  es  ist  jedenfalls  heute  nicht  mehr  zutreffend,  sie  ab  eine  Verein- 
barung zu  charakterisieren,  welche  lediglich  g^enUber  der  Einftüir, 
Aasfuhr  and  Durchfuhr  wirksam  erscheint  Allerdings  ist  nicht  zu 
leugnen,  da(s  ursprünglich  ihre  Tragweite  eine  wesentlich  engere  war 
and  nicht  über  die  Grenzen  hinausreichte,  welche  durch  den  Export-, 
Import-  und  Transithandel  der  Völker  gegeben  sind.  Es  ist  zutr^end, 
wenn  Lotg  in  seinem  Buche  über  die  Ideen  der  deutschen  Ebmdeb- 
politik^)  bezüglich  der  Meistbegünstigungsklausel  in  dem  preufsisch- 
französischen  Ebindebvertrag  von  1862  bemerkt,  dafs  man  bei  Ab- 
fassung derselben  zunächst  an  den  Fall  dachte,  dais  einer  der  kontra- 
hierenden Staaten  Fortschritte  auf  der  Bahn  freihändlerischer  Reform 
mache;  weiter  aber  wollte  man  damit  zum  Ausdruck  bringen,  dafs, 
Ms  der  eine  oder  andere  Staat  bezüglich  der  durch  den  Vertrag  nicht 
gebundenen  Gegenstände  Zollerhöhungen  eintreten  lasse,  beide  Kontra- 
henten einander  nicht  ungünstiger  behandeln  dürften  als  dritte  Nationen. 
Mit  der  Zeit  aber  ist  die  Klausel  über  diesen  ihren  Inhalt  hinaus- 
gewachsen und  hat  in  das  Gebiet  des  internationalen  Privatrechts  ein- 
gegriffen, so  dafs  nunmehr  in  einer  ganzen  Reihe  von  Staaten  zahl- 
reiche Fragen,  welche  die  rechtliche  Stellung  und  Befognisse  der  Aus- 
länder berühren,  unter  dem  Gesichtspunkte  folgerichtiger  Entwickelung 
des  in  ihr  enthaltenen  Grundgedankens  zu  entscheiden  sind. 


8)  Leipzig,  Duncker  S  Humblat  18d2  S.  42. 


Zeitschrin  f.  intern.  Privat-  n.  Stnfreeht  etc.,  Band  IX.  24 
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Die  räumliche  Herrscliaft  der  Überleitungsvorscliriften 
für  den  GQterstand  bestellender  Ehen  in  dem  Entwurf 
des  Preursischen  Ausführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen 

Gesetzbuche. 

Von  Landgerichtsrat  Ericll  Aron  in  StraiBbnig  L  ELbbSb, 

Nach  Art.  200  Einf.Ges.  zum  6.G.B.  bleiben  für  den  Güteretand 
der  ZOT  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  bestehen- 
den Ehen  die  bisherigen  Gesetze  mafsgebend  und  gilt,  solange  der 
alte  Gttterstand  besteht,  die  bisher  an  denselben  oder  die  Ehe  ge- 
knüpfte Beschränkung  der  Geschäftsfähigkeit  der  Ehefrau.  Nur  kann 
eine  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  zulässige  Regelung  des  Güter- 
Standes  durch  Ehevertrag  auch  dann  getroffen  werden,  wenn  nach  dem 
bisherigen  Recht  (vergl.  Art.  1894,  1895  Code  ävü)  ein  Ehevertrag 
während  Bestehens  der  Ehe  unzulässig  sein  würde.  Wenn  auch  im 
Princip  das  bisherige  Recht  reichsgesetzlich  f^  mafsgebend  erklärt  ist, 
so  steht  doch  nach  Art  218  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  der  Landesgesetz- 
gebung frei,  soweit  sie  es  zur  Überleitung  in  das  neue  Recht  fllr  not- 
wendig erachtet,  besondere  Vorschriften  zu  erlassen,  insbesondere  in 
Grebieten,  wo  der  bisherige  Güterstand  mit  demjenigen  des  Büigerlichen 
Gesetzbuchs  in  wesentlichen  Punkten  übereinstimmt,  dürfte  es  im  Inter- 
esse einer  schnelleren,  einheitlichen  Durchführung  des  Büi^rlichen 
Gesetzbuchs  liegen,  dafs  auf  solche  Ehen  die  Vorschriften  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  über  den  gleichen  Gilterstand  unter  Aufbahme  von 
Überleitungsbestimmungen  für  anwendbar  erklärt  werden.  Das  Neben- 
einanderstehen des  alten  und  des  neuen  Rechtes  würde  Verwirrung  nn 
Rechtsbewufstsein  und  Rechtsverkehr  hervorrufen  und  einer  richtigen 
Anwendung  des  alten  wie  dem  notwendigen  Einleben  in  das  neue 
Recht  gleich  hinderlich  sein  (vergl.  Mot  zum  Preufs.  Ausf.Ges.  S.  69)- 

In  Übereinstimmung  mit  den  meisten  deutschen  Staaten  (Sachsen, 
Bayern ,  Hessen ,  Elsafs-Lothringen)  hat  Preufsen  in  dem  Entwurf  des 
Ausftlhrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  die  bestehenden  Ehen 
unmittelbar  derart  den  güterrechtlichen  Vorschriften  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  unterworfen,  dafs  mit  dessen  Inkrafttreten  an  die  Stelle 
der  bis  dahin  mafsgebenden  Vorschriften  die  auf  den  entsprechenden 
Güterstand  des  neuen  Rechtes  bezüglichen  Bestimmungen  treten.  Die 
Überleitungsbestimmungen  sind  in  Art  48 — 66  des  Entwurfs  enthalten. 
Für  unsere  Frage  interessieren  nur  die  Art.  48,  56,  57  Abs.  1,  60,  64. 
Dieselben  lauten: 

Art.  43.  Für  den  Güterstand  der  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  bestehenden  Ehen  treten,  wenn  die  Ehegatten 
zu  der  bezeichneten  Zeit  in  Preufsen  ihren  Wohnsitz  haben,  von  dieser 


Digitized  by 


Googl( 


Die  räomliche  Hemcfaaft  der  ÜberleitiiiigsTOTSchriften  etc.        371 

Zeit  an  nach  Mafsgabe  der  Art.  44 — ^3  an  die  Stelle  der  bisberigen 
Gesetze  die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs. 

Art  56.  Besteht  für  eine  Ehe  der  gesetzliche  Güterstand  nach 
dem  Allgemeinen  Landrechte  Tl.  II  Tit  1  Abschn.  5,  dem  gemeinen 
Dotalrechte,  dem  gemeinen  Sachsenrechte,  der  Schanmburgischen  Polizei- 
ordnnng  von  1615,  dem  Landrechte  der  oberen  Grafschaft  Katzeneln- 
bogen  oder  dem  Französischen  Civilgesetzbnche,  so  finden  die  ftlr  diese 
Gttterstande  mafsgebenden  Vorschriften  der  Art.  44,  48,  49,  51,  52,  55 
auch  Anwendung,  wenn  die  Ehegatten  den  ersten  ehelichen  Wohnsitz 
in  Preufsen  gehabt  haben. 

Dem  Französischen  Civilgesetzbuche  wird  das  Badische  Landrecht 
gleic){  geachtet 

Art  57.  Auf  eine  Ehe,  fUr  die  einer  der  in  den  Art  44—56 
bezeichneten  Güterstände  kraft  Ehevertrags  gilt,  finden  die  Vorschriften 
dieser  Artikel  ohne  Rücksicht  auf  den  ersten  ehelichen  Wohnsitz  der 
Ehegatten  Anwendung. 

Art  60.  §  1.  Bestimmt  sich  der  Güterstand  einer  Ehe  nach 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  ftlr  das  Königreich  Sachsen,  so  treten 
an  die  Stelle  der  bisherigen  Vorschriften: 

1.  wenn  die  Ehegatten  nach  dem  gesetzlichen  Güterrechte  leben, 
die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  GesetzbucJis  über  das  gesetz- 
liche Güterrecht; 

2.  wenn  der  Frau  die  freie  Verftigung  über  ihr  Vermögen  dm-ch 
Ehevertrag  vorbehalten  ist,  die  fUr  die  Gütertrennung  geltenden 
Vorschriften  der  §§  1427—1480  des  B.G.B.; 

3.  wenn  zwischen  den  Ehegatten  allgemeine  Gütergemeinschaft 
vereinbart  ist,  die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
über  die  allgemeine  Gütergemeinschaft;  fortgesetzte  Gütergemein- 
schaft tritt  nur  ein ,  wenn  sie  durch  Ehevertrag  vereinbart 
wird. 

§  2.  Für  Ehen,  deren  Güterstand  sich  aufser  den  Fällen  des  §  1 
kraft  Gesetzes  oder  Ehevertrages  nach  einem  in  einem  anderen  Bundes- 
staate geltenden  Güterrechte  bestimmt,  kann,  wenn  nach  den  Gesetzen 
des  anderen  Bundesstaats  an  die  Stelle  des  bisherigen  Güterrechts  ein 
im  Bürgerlichen  Gesetzbuche  geregelter  Güterstand  tritt,  dieser  Güter- 
«tand,  unbeschadet  der  Vorschriften  der  Art  56,  57,  von  dem  Inkraft- 
treten des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  oder  einem  späteren  Zeitpunkt  an 
durch  Königliche  Verordnung  eingeftihrt  werden. 

§  3.  Auf  die  nach  Mafsgabe  der  §§1,2  eintretende  Änderung 
des  Güterstandes  finden  die  Vorschriften  der  Art.  58,  59  entsprechende 
Anwendung. 

Art  64.  Begründen  Ehegatten  nach  dem  Inkrafttreten  des  Btti^er- 
liehen  Gesetzbuchs  in  Preufsen  einen  Wohnsitz,  so  gelten  die  Vor- 
schriften der  Art.  44—59,  61  —  63  von  der  Zeit  der  Begründung  des 
Wohnsitzes  an ;  diese  Zeit  tritt  an  die  Stelle  der  Zeit  des  Inkrafttretens 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs. 
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Igt  jodoch  der  Gttterstaad  der  Ehe  durch  die  Gesetze  eines  andere» 
Bundesstaates  geändert  worden,  so  finden  nur  die  Vorschriften  der 
Art  62,  68  Anwendung. 

Das  Bttrgerliche  Gesetzbuch  geht  in  Bezug  auf  die  räumliche 
Herrschaft  der  Rechtsnormen  hinsichtlich  des  Gttterstandes  von  anderen 
Principien  aus,  als  das  Preufsische  Recht.  Nach  letzterem  wurden  die 
Vermögensverhältnisse  der  Ehegatten  durch  das  an  ihrem  ersten  Ehe- 
domizil geltende  Recht  geregelt.  Mafsgebend  war  der  Wohnsits  des 
Ehemannes  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Ehe.  Nach  Reiehsrecht  da- 
gegen ist  in  Art  15  Einf-Ges.  zum  B.G.B.  bestimmt,  dafs  das  eheliche 
Güterrecht  nach  den  deutschen  Gesetzen  beurteilt  wird,  wenn  der 
Ehemann  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  ein  Deutscher  war.  Ana  dem 
Abs.  2  des  Art.  15,  welcher  vorschreibt,  dafs  für  das  eheliche  Gflter- 
recht  die  Gesetze  des  Staates  mafsgebend  sind,  dem  der  Mann  zur 
Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  angehört,  wenn  der  Ehemann  nach  Ein- 
gehung der  Ehe  die  Reichsangehörigkeit  erwirbt  oder  auslKodiscbe 
Ehegatten  ihren  Wobnsitz  im  Inlande  haben,  folgt  aber  allgemein,  da(& 
das  eheliche  Güterrecht  überhaupt  nach  dem  Recht  des  Staates  beurteilt 
wird,  dem  der  Mann  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  abgehörte.  Also 
nach  Preufsischem  Recht  ist  der  erste  Wohnsitz,  nach  Reiehsrecht  die 
erste  Staatsangehörigkeit  entscheidend. 

Der  Landesgesetzgebung  ist  nach  dem  in  Art.  55  Einf.Ges.  zum 
B.G.B.  ausgesprochenen  Kodifikationsprincip  nicht  gestattet,  die  reichs- 
rechtlichen Grundsätze  über  das  internationale  Privatrecht  in  ab- 
weichendem Sinne  zu  regeln  oder  Lücken  desselben  zu  ergttnzen. 
Andererseits  steht  der  Landesgesetzgebung  die  Befugnis  zu,  ftlr  die  in 
ihr  vorbehaltenen  Rechtsmaterien  besondere  Grundsätze  aufeustellen, 
denn  den  im  Einf^lhrungsgesetz  aufgenommenen  Vorbehalten,  dafs  die 
Landesgesetze  in  bestimmten  Materien  unberührt  bleiben  sollen,  ist  die 
Bedeutung  beizulegen,  auch  über  die  örtliche  Anwendimg  der  landes- 
rechtlichen Normen  Bestimmungen  zu  treffen.  Auf  Qrund  des  Art  218 
Einf.Ges.  ist  die  Landesgesetzgebung  daher  auch  berechtigt,  f\^i  die 
Überleitungsbestimmungen  hinsichtlich  des  Güterstandes  besondere  Grund- 
sätze aufzustellen  und  abweichend  von  dem  Staatsangehörigkeitsprincip 
hier  das  Princip  des  Wohnsitzes  zu  Grunde  zu  legen.  Von  diesem 
Grundsatz  geben  auch  die  in  dem  preufsischen  Gesetzentwurf  ent- 
haltenen Üerleitungsvorschriften  in  Übereinstimmung  mit  dem  bishengen 
Rechtszustande  aus. 

I.  Für  den  gesetzlichen  Güterstand  bestimmt  der  Art  43,  dafs 
die  entsprechenden  Vorschriften,  wie  sie  in  Art.  44 — 63  vorgesehen 
sind,  mafsgebend  sein  und  an  Stelle  der  bisherigen  Gesetze  treten 
sollen,  vorausgesetzt,  dafs  die  Ehegatten  zur  Zeit  des  Inkrafhretens  des 
Bfti|2:erlichen  Gesetzbuchs  in  Prenfsen  ihren  Wohnsitz  haben  und,  was 
im  Gesetzentwurf  selbst  nicht  zum  Ausdruck  gebracht  ist,  ihren  ersten 
Wohnsitz  in  Prenfsen  gehabt  haben,  denn  sonst  würde  ftlr  eine  Über- 
leitung der  Güterstände  der  bestehenden  Ehen  kein  Anlafs  bestehen,, 
sie  müssen   einem   in  Prenfsen  geltenden  Rechte  unterstanden   haben. 
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Eb  mftcht  keinen  Untenchied,  ob  die  Eh^atten  die  preaflnsche  Staats- 
angehffrigkeit  besitaen  oder  nicht  Kraft  des  Territorialprincips  regelt 
das  Preafsiflche  Recht  die  OUterstände  derjenigen  Ehen,  welche  in 
seinem  Beairk  vorhanden  sind.  Der  Überleitung  sind  demnach  unter- 
worfen: 

1.  Ehen,  deren  Ehegatten  die  preafsische  Staatsangehörigkeit  haben, 

2.  Ehen,  deren  Eh^atten  Angehörige  eines  andern  Bundesstaates 
sind  und 

3.  Ehen  yon  Ausländem. 

Voraussetzung  ist  jedoch  in  dies^i  drei  Fftllen,  da(s  die  Ehegatten 
sowohl  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Ehe  als  zur  Zeit  des  Inkrafttretens 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ihren  Wohnsitz  in  P^ufsen  haben. 

II.  ELraft  des  Territorialprincips  erstreckt  aber  der  preuTsische 
Entwurf  auch  die  Oberleitungsbestimmungen  auf  diejenigen  Ehen,  für 
die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  der  Wohn- 
sitz in  Preufsen  begründet  ist,  der  erste  ebelicbe  Wohnsitz  dagegen 
aofserhaib  Preufsens  war.  Die  Motive  bemerken,  „es  würden  die 
Zwecke  der  Überleitung  nur  sehr  unvollständig  erreicht  werden,  wenn 
diese  Ehen  von  der  Überleitung  ganz  ausgeschlossen  blieben.  Besonders 
mifslich  und  innerlich  ungerechtfertigt  wäre  eine  solche  Regelung  in 
Ansehung  derjenigen  Ehen,  für  welche  auf  Grund  des  in  einem  andern 
Bondesstaate  belegenen  ersten  Efaewobnsitzes  ein  auch  in  Preufsen 
geltendes  gesetzliches  Güterrecht  besteht." 

Es  ist  daher  in  Art.  56  vorgeschrieben,  dafs  für  Ehen,  für  welche 
ein  dem  Preufsischen  Recht  entsprechender  gesetzlicher  Güterstand 
besteht  und  bei  denen  die  Ehegatten  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ihren  Wohnsitz  in  Preufsen  haben,  die  Über- 
leitongsvorschriften  Anwendung  finden  sollen,  welche  für  Ehegatten 
bestehen,  die  ihr  erstes  Ehedomizil  in  Preufsen  hatten. 

Der  preuftfische  Gesetzgeber  kann  diese  seinem  Machtbereich  unter- 
liegenden Ehen  einer  Regelung  hinsichtlich  des  Güterstandes  unterziehen. 
Die  Ehen  von  Preufsen  und  von  Angehörigen  anderer  Bundesstaaten 
sind  diesen  Überleitungsvorschriften  unterworfen,  vorausgesetzt,  dafs 
einer  der  in  Art  56  voigesehenen  gesetzlichen  Güterstände  vorliegt, 
selbst  wenn  der  erste  Ehewohnsitz  nicht  in  Preufsen  war. 

Es  unterstehen  dieser  Vorschrift  auch  die  Ehen  von  Ausländem, 
wenn  der  erste  Ehewohnsitz  in  einem  andern  Bundesstaate  war;  nur 
für  Eben  mit  ausländischem  Güterrecht,  bei  denen  also  der  erste 
Ehewohnsitz  im  Auslande  war,  trifit  der  Gksetzgeber  keine  Über- 
leitungsvorschriften. 

ni.  In  Art.  57  dehnt  der  Entwurf  die  Überleitungsvorschriften 
auf  die  Ehen  aus,  für  die  einer  der  überzuleitenden  gesetzlichen  Güter- 
stilnde  kraft  Ehevertrages  gilt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  erste  ehe- 
liche Wohnsitz  in  Preufsen  war  oder  nicht;  mag  der  Güterstand  infolge 
vertragsmäfsiger  Ausschliefsung  eines  principalen  gesetzlichen  Güterrechts 
als  der  subsidiär  gesetzliche  Güterstand  eingetreten  oder  unmittelbar 
durch  Vertrag  eingeführt  sein.     Im  ersten  Falle,  bemerken  die  Motive 
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B.  72,  schafft  der  Vertrag  nur  eine  Voraosfletzang  für  den  Eintritt  des 
gesetzlichen  Güterstandes.  Im  zweiten  Falle  kommt  dem  Vertrage, 
sofern  durch  ihn  lediglich  das  ftlr  die  Ehe  ohnehin  mafsgebende  gesetz- 
liche Gtlterrecbt  bestätigt  wird,  nur  deklarative  Bedeutung  zu;  aber 
auch  wenn  das  vertragsmäfsig  angenommene  Güterrecht  nicht  das  kraft 
Gesetzes  eintretende  ist,  kann  es  für  die  gesetzgeberische  Behandlung 
keinen  Unterschied  machen,  ob  das  gleiche  Güterrecht  lediglich  von 
Gesetzes  wegen  oder  auf  Grund  eines  auf  die  gesetzliche  Regelung 
Bezug  nehmenden  Vertrags  gilt.  Ohne  die  Ausdehnung  auf  die  hier 
fraglichen  Ehen  würde  die  Überleitung  erheblich  an  praktischem  Werte 
verlieren.  Bezüglich  der  Ehen  mit  einem  durch  Vertrag  eingeführten 
Guterotande  kommt  es  nicht  auf  den  ersten  Ehewohnsitz  an,  da  das 
Güterrecht  nicht  vermöge  des  an  diesen  anknüpfenden  Grundsatzes  des 
internationalen  Privatrechts,  sondern  vermOge  der  vertragsroäfsigen  An- 
nahme seitens  der  Ehegatten  gilt 

Voraussetzung  für  die  Anwendung  der  Vorschrift  ist,  dafs  der 
Wohnsitz  dieser  Ehen  am  1.  Januar  1900  in  Preufsen  ist,  denn  der 
preufsische  Gesetzgeber  will  kraft  des  Territorialprincips  nur  die  inner- 
halb seines  Machtbereichs  bestehenden  Ehen  überleiten.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  unterstehen  die  Ehen  von  Preufsen  und  von  An- 
gehörigen anderer  Bundesstaaten  der  Überleitung,  auch  Ehen  von  Aus- 
ländem, die  ihr  erstes  Domizil  in  einem  Bundesstaat  gehabt  haben, 
welcher  einen  der  in  Art  44 — 56  bezeichneten  Güterstände  hat  Für 
Ehen  von  Ausländem,  deren  erstes  Domizil  im  Auslande  war,  demnach 
ein  ausländisches  Güterrecht  besteht,  greift  diese  Vorschrift  nicht  Platz, 
denn  der  Gesetzgeber  will  für  die  bestehenden  Ehen  mit  einem  aus- 
ländischen Güterrecht  eine  gesetzliche  Überleitung  nicht  treffen,  mag 
auch  im  Auslande  ein  entsprecii  ender  Güterstand  bestehen  (z.  B.  nach 
französischem  Recht). 

IV.  Der  Entwurf  berücksichtigt  dann  die  Fälle,  in  denen  die 
Ehegatten  ihren  Wohnsitz  nach  dem  Inkrafttreten  des  Bflrgerhchen 
Gesetzbuchs  nach  Preufsen  verlegen.  Nach  Art.  64  werden  diese 
Ehen  von  der  Zeit  der  Begründung  eines  preufsischen  Wohnsitzes  an 
den  gleichen  Überleitungsvorschriften  unterworfen,  wie  die  Ehen  mit 
einem  schon  bei  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  in 
Preufsen  begründeten  Wohnsitze.  Wie  die  Motive  bemerken,  eigaben 
sich  für  die  preufsische  Gesetzgebung  von  dieser  späteren  Zeit  ab  das- 
selbe Bedürfnis  und  dieselbe  Berechtigung  zum  Eingreifen,  wie  g^en- 
über  den  von  vornherein  ihrem  Machtbereich  angehörenden  Ehen.  Eine 
Ausnahme  von  dieser  Regel  wird  nur  für  den  Fall  gemacht,  dafs  der 
Güterstand  der  Ehe  schon  durch  die  Gesetze  eines  andern  Bundes- 
staates eine  Anpassung  an  die  reichsrechtlichen  Vorschriften  erfahren 
hat  Der  Entwurf  geht  auch  hier  davon  aus,  dafs  die  bestehenden 
Ehen,  für  die  ein  ausländisches  Güterrecht  mafsgebend  ist,  der  gesefci- 
liehen  Überleitung  nicht  unterworfen  werden  können.  Die  Vorschrift 
des  Art  64  bezieht  sich  demnach  auf  Ehen  von  Personen,  deren  erstes 
Domizil  in  einem  andern  deutschen  Bundesstaat  war,   gleichgültig,  ob 
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diese  Personen  Angehörige  eines  deutschen  oder  eines  ausländischen 
Staates  sind. 

y.  Schliefslich  ist  dann  in  Art  60  des  Entwurfs  das  Tenri- 
torialitätsprincip  durchbrochen,  indem  auch  Ehen,  die  zwar  sRir  Zeit 
des  Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ihr  Domizil  in  Preufsen 
haben»  deren  Gtlterstand  aber  nach  dem  Güterrecht  eines  andern 
Bandesstaates  beurteilt  werden  mnfs,  herangezogen  werden.  Die  Motive 
ftlfaren  in  dieser  Beziehung  aus: 

^Wenn  nach  den  Grundstttzen  des  internationalen  P^ivatrechts  das 
am  Orte  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  geltende  Recht  auch  im  Falle 
der  Verlegung  des  Wohnsitzes  in  ein  anderes  Rechtsgebiet  für  das 
eheliche  Güterrecht  mafsgebend  bleibt,  so  folgt  hieraus  doch  nicht,  dafs 
ein  dieses  Recht  abänderndes  Gesetz  seine  Wirksamkeit  auch  auf  die 
Ehen  erstreckt,  die  infolge  der  Verlegung  des  Wohnsitzes  dem  Macht- 
bereiche des  Gresetzes  nicht  mehr  angeht(ren.  So  wenig  die  im  Ent- 
würfe vorgesehenen  Überleitungsvorschriften  die  Ehen  mit  einem  der 
Überleitung  unterworfenen  Güterstande  dann  ergreifen,  wenn  die  Ehe- 
gatten zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  nicht 
in  Preufsen  ihren  Wohnsitz  haben,  ebensowenig  finden  die  Überleitungs- 
vorschriften  anderer  Bundesstaaten  auf  Ehen  mit  einem  zu  der  be- 
zeichneten Zeit  in  Preufsen  begründeten  Wohnsitze  von  selbst  An- 
wendung. Die  Rücksicht  ftlr  die  Verkehrssicherheit  und  die  Rechts- 
anwendung lassen  es  erwünscht  erscheinen,  dafs  auch  diesen  Ehen 
gegenüber  die  Vorschriften  des  Reichsrechts  zur  Durchführung  gelangen. 
Indessen  kann  nicht  daran  gedacht  werden,  ftlr  die  mannig&chen  in 
anderen  Bundesstaaten  geltenden  Güterrechte  selbständige  Überleitungs- 
vorschriften aufzustellen.  Vielmehr  mufs  die  Entscheidung  der  Frage, 
inwieweit  gegenüber  jenen  Güterrechten  eine  Überleitung  an^gig  er- 
scheint, der  Gesetzgebung  der  anderen  Bundesstaaten  überlassen  bleiben. 
Die  prenfsische  Gesetzgebung  vermag  nur  zu  bestimmen,  ob  ftir  sie  das 
Bedürfnis  und  im  Hinblick  auf  die  in  den  Überleitungsvorschriften  der 
anderen  Bundesstaaten  befolgten  Grundsätze  die  Möglichkeit  bestehen« 
jene  Überleitungsvorschriften  auch  ftlr  die  ihrem  Machtbereich  an- 
gehörenden Ehen  mit  dem  betreffenden  Güterrecht  einzuftlhren.** 

Der  Entwurf  hat  die  Entscheidung  hierüber  einer  Königlichen 
Verordnung  vorbehalten,  da  die  Ausftlhrungsgesetze  der  anderen  Bundes- 
staaten noch  nicht  vorlagen,  nur  ftlr  das  sächsische  Recht  sind  sofort 
Bestimmungen  im  Ausftlhrungsgesetz  getroffen.  — 

Die  prenfsische  Gesetzgebung  ist  jedenfalls  bei  der  Regelung  dieser 
ganzen  Materie  von  dem  Bestreben  geleitet  worden,  ein  möglichst  ein- 
heitliches Recht  ftlr  alle  in  dem  preufsischen  Staat  bestehenden  Ehen 
za  schaffen  und  dem  Richter  seine  Aufgabe  zu  erleichtem.  Man  wird 
sich  jedoch  nicht  der  AufPassung  verschliefsen  können,  als  ob  der 
Gesetzgeber  in  diesem  Bestreben  hinsichtlich  der  räumlichen  Grenzen 
der  Vorschriften  ein  wenig  zu  weit  gegangen  ist  und  den  in  den 
andern  Bundesstaaten  bestehenden  Grundsätzen  nicht  genflgend  Rechnung 
getragen  hat 
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Wenn  die  andern  deatsehen  Staaten  die  gttterrechtlicben  Verhilt- 
nifise  nach  dem  Recht  des  Wohnsitzes  der  Ehegatten  zur  Zeit  des 
Eheabschlosses  beurteilen  und  ebenfalls  ÜberleitnngsvoTSchriften  in  An- 
passnng  an  das  ReichBreebt  treffen,  so  weiden  die  preafsiBchen  Vor- 
schriften nicht  so  tief  einwirken,  als  in  den  Fällen,  in  denen  in  einem 
Staate  für  den  Gttterstand  das  Staatsangehörigkeitsprincip  za  Grande 
gel^  wird  bezw.  keine  Überleitongsvorschriften ,  wie  in  Baden,  ei^ 
lassen  werden.  Aber  auch,  wenn  das  Princip  des  ersten  EbewohnsitawB 
in  allen  deutschen  Bundesstaaten  fUr  den  Gttterstand  mafsgebend  ist, 
schneiden  die  prenfsischen  Bestimmungen  in  die  bestehenden  Verhält- 
nisse tief  ein  und  können  zu  grofsen  Härten  und  Kollisionen  ftlhren, 
wenn  die  Vorschriften  der  Art  56,  60,  64  bestehen  bleiben. 

Ehegatten,  die  ihr  erstes  Domizil  in  einem  andern  Bundesstaate 
als  Preufsen  hatten,  ziehen  nach  Prenfsen.  Nach  Art.  60  des  preufs. 
Gres.  werden  die  in  dem  betreffenden  Bundesstaat  erlassenen  Über- 
leitungsvorschriften durch  Königliche  Verordnung  eingeführt,  aber  nicht 
in  vollem  Umfange.  Der  preufsische  Richter  wird  infolge  dessen  die- 
selben yermögensrecbtlichen  Verhältnisse  der  Ehegatten  anders  beurteilen, 
ais  der  Richter  des  andern  Bundesstaates,  der  in  die  Lage  kommt, 
dieselbe  Frage  dir  die  Ehegatten  zu  entscheiden. 

Fttr  Elsafs- Lothringen  sind  in  dessen  Aus.Ges.  §  144  ff.  Über- 
leitungsvorscbriften  in  Anpassung  an  das  Bttrgerhche  Gesetzbuch  ge- 
troffen. Dieselben  können,  da  sie  im  wesentlichen  mit  dem  preufsischen 
Gesetz  übereinstimmen,  nach  Art  60  durch  Königliche  Verordnung 
eingeführt  werden.  Der  Art.  60  bestimmt  aber  unbeschadet  der  Vor- 
schriften des  Art  56.  Nach  Art  56  treten  die  Überleitungsvorschriften 
des  preufsischen  Gesetzentwurfs  ohne  weiteres  hier  ein,  wenn  die  Ehe- 
gatten zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ihren 
Wohnsitz  in  Preufsen  haben,  weil  der  gesetzliche  GUterstand  für  Ehe- 
gatten mit  erstem  Ehewohnsitz  in  Elsafs  -  Lothringen  nach  dem  franiö- 
sischen  Recht  besteht  Für  die  gUterrechtlichen  Verhältnisse  wäre 
demnach  Art  55  mafsgebend,  der,  wenn  auch,  wie  oben  berichtet  ist, 
im  wesentlichen  mit  den  elsafs-bthringischen  Vorschriften  übereinstinmit, 
doch  Abweichungen  enthält  Z.  B.  sind  nach  §  7  daselbst  für  die 
Befugnis  der  Frau  zur  Annahme  oder  Ausschlagung  einer  Erbschaft, 
die  vor  dem  Inkrafttreten  des  Büi^erlichen  Gesetzbuchs  angefallen  ist, 
die  bisherigen  Vorschriften  mafsgebend.  Der  §  150  des  elsafs- lothrin- 
gischen Gesetzes  geht  aber  weiter,  indem  die  Frau  eine  ihr  nach  dem 
1.  Januar  1900  angefallene  Erbschaft  im  Gegensatz  zu  den  Bestim- 
mungen des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  wirksam  nur  ausschlagen,  sowie 
auf  ihr  gesetzliches  Erbrecht  wirksam  nur  verzichten  kann,  wenn  der 
Mann  hierzu  die  Einwilligung  erteilt  hat 

Der  elsafs-lothringische  Richter  wird  demnach  diese  Frage  anders 
ais  der  preufsische  Richter  prüfen  müssen. 

Wichtiger  ist  die  Frage,  wenn  ein  Staat,  wie  Baden,  gar  keine 
Überleitungsvorschriften  in  Anpassung  an  das  Reichsrecht  getroffen  hat 
Nach  Art  56  des  preufsischen  Entwurfs  werden  Ehegatten,   die  ihren 
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enten  Wohnsitz  in  Baden  hatten,  ihren  jetzigen  dagegen  in  Preafsen 
haben,  hinBichtlich  ihrer  gUterrechtlichen  Verhältnisse  nach  den  Über- 
Idtongsvorschriften  des  preursischen  Rechts  beurteilt  Der  badische 
Richter  wird  diese  Vorschriften,  wenn  er  eine  vermögensrechtliche 
Frage  dieser  Ehegatten  zu  entscheiden  hat,  nicht  zu  Grunde  legen. 

Noch  bedenklicher  ist  die  Sache,  wenn  die  Ehegatten  ihren  Wohn- 
sitz erst  nach  dem  Inkrafttreten  des  Bttigerlichen  Qesetzbuchs  nach 
Preafsen  verlegen.  Nach  Art.  64  soll  ihr  Gttterstand  dann  nach  den 
Überleitnngsvorschriften  des  prenfsischen  Gesetzes  beurteilt  werden, 
wenn  nicht  schon  der  Gttterstand  der  Ehe  durch  die  Gesetze  eines 
andern  Bundesstaates  geändert  worden  ist.  Wir  wollen  folgenden  Fall 
annehmen. 

Ein  Offizier,  gleichgültig  ob  er  die  preufsische  oder  die  badische 
Staatsangehörigkeit  besafs,  hat  sich  in  Karlsruhe,  ohne  einen  Ehevertrag 
zu  machen,  im  Jahre  1897  verheiratet  Nach  Einftibrung  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  macht  er  von  der  im  badischen  Ausführungsgesetz 
vorgesehenen  Bestimmung  der  Eintragung  in  das  Güterrechtsregister 
Gebrauch  und  hat  damit  das  bestehende  Recht  gewahrt  Im  Jahre 
1901  wird  der  Offizier  nach  Preufsen  versetzt  Nach  Art.  64  des 
prenfsischen  Entwurfs  mufs  man  annehmen,  wenigstens  läfst  der  Wort- 
laut diese  Ausl^ung  zu,  dafs  die  preufsischen  Überleitungsbestimmungen 
auf  den  Güterstand  dieses  Offiziers  Anwendung  finden,  da  der  Güter- 
stand durch  die  badischen  Gesetze  nicht  geändert,  einer  Anpassung  an 
das  Reichsrecht  nicht  unterzogen  worden  ist.  Zwei  Jahre  später  wird 
er  wieder  nach  Karlsruhe  versetzt  und  hat  dort  nach  §  9  B.G.B.  seinen 
Wohnsitz.  Der  badische  Richter  wird  die  preufsischen  Bestimmungen 
nicht  anwenden. 

Welche  Zweifel  und  Ungewifsheiten  entstehen  aber  in  den  Ver- 
hältnissen der  Ehegatten  zu  einander  und  zu  Dritten,  wenn  diese  Be- 
stimmungen in  Kraft  treten.  Es  wäre  ausreichend  gewesen,  wenn  der 
preufsische  Gesetzgeber  sich  auf  die  Ehen  beschränkt  hätte,  deren 
erstes  Domizil  in  Preufsen  bestand,  und  im  übrigen  die  Frage  der 
Wissenschaft  und  Praxis  überlassen  hätte. 

Der  preufsische  Entwurf  selbst  tri£Pt  keine  Bestimmungen  hinsicht- 
lieh derjenigen  Ehen,  bei  denen  die  Ehegatten  zwar  ihren  ersten 
Wohnsitz  in  Preufsen  genommen,  denselben  aber  vor  dem  Inkrafttreten 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  in  einen  andern  Bundesstaat  verlegt 
haben.  Die  Motive  (S.  150)  scheinen  von  der  Auflassung  auszugehen, 
dafs  der  Gkset^eber  nicht  berechtigt  sei,  auf  derartige  Ehen  diese 
Dberleitungsvorschriften  auszudehnen,  und  dafs  die  Überleitungsvor- 
schriften  ohne  weiteres  diese  Ehen  mit  einem  der  Überleitung  unter- 
worfenen Gegenstände  nicht  ergreifen.  Kraft  seiner  Souveränität  dürfte 
jedoch  der  preufsische  Gesetzgeber  auch  hier  beftigt  sein,  wenigstens 
ftir  Ehen  von  preufsischen  Angehörigen,  die  ihr  erstes  Domizil  in 
P^afsen  hatten,  solche  Vorschriften  zu  treffen. 

SOindl  hält  in  dieser  Zeitschrift  (Bd.  VIII  S.  292  ff.)  eine  gesetzliche 
Vorschrift  des  Bundesstaates  des  Wohnsitzes  für  gerechtfertigt,  wonach 
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anf  den  Gtttentand  der  Ehegatten ,  ftlr  deren  gtlterrechtliche  Verhlh- 
niflse  ein  in  einem  andern  deutschen  Bundesstaate  geltendes  Recht  mals- 
gebend  ist,  die  Überleitungsvorschriften  Anwendung  finden,  die  in  diesem 
Staate  für  das  mafsgebende  Recht  erlassen  wordea  sind.  Aber  auch 
ohne  ansdrtlckliche  Vorschrift  spricht  derselbe  sich  für  die  Ausdehnung 
der  Wirksamkeit  aus,  indem  die  Gesetzgebung  des  Bundesstaates  durch 
ihr  Stillschweigen  diese  fremden  Vorschriften  zuläfst,  und  diese  gelten 
in  dem  Bundesstaat,  wohin  die  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  verlegt  haben, 
kraft  stillschweigender  Zulassung  durch  die  Gewalt  des  Staates  des 
Wohnsitzes. 

Man  mufs  jedoch  allgemein  annehmen,  dafs  die  in  Preufsen  ge- 
troffenen Überleitungsvorschriften  auch  ohne  weitere  Bestimmung  anf 
die  Ehen  anzuwenden  sind,  bei  denen  die  Ehegatten  ihr  erstes  Domizil 
in  Preufsen  hatten,  das  jetzige  in  einem  andern  Bundesstaate  haben, 
denn  die  Überleitungsvorschriften  ändern  das  einmal  bestehende  Güter- 
recht nicht  ab,  es  bleibt  das  einmal  begründete  Güterrecht,  wie  es  war, 
bestehen,  nur  die  Einzelheiten  der  rechtlichen  Ausgestaltung  werden 
geändert  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  des  Güterrechts  greifen  aber 
nicht  infolge  eines  stillschweigenden  Vertrages  ein,  sondern  weil  kein 
Vertrag  abgeschlossen  ist,  weil  die  Ehegatten  von  ihrer  Befugnis,  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  durch  ihre  Disposition  auszuschliefsen,  keinen 
Gebrauch  gemacht  haben.  Sie  müssen  sich  daher  auch  diese  gesetz- 
lichen Änderungen  ohne  weiteres  gefallen  lassen.  Es  ist  deshalb  nicht 
nötig,  dafs  ein  Bundesstaat  besondere  Bestimmungen  fUr  den  Fall  trifft, 
wenn  die  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  verlegen.  Diese  Ehen  sind  den 
Überleitungsvorschriften  des  Staates  ohne  weiteres  unterworfen,  in 
welchen  der  erste  Wohnsitz  bestand.  Dadurch  werden  KoUisionen 
zwischen  den  Rechten  der  einzelnen  Bundesstaaten  vermieden. 

Wenn  wir  das  Princip  des  ersten  Ebewohnsitzes  ftkr  die  Beurteilung 
der  güterrechtlichen  Verhältnisse  zu  Grunde  legen  und  die  im  preulk. 
Entwurf  in  Art.  56,  60,  64  vorgesehenen  Vorschriften  hinsichtlich  der 
Ehen,  bei  denen  der  erste  Wohnsitz  in  Preufsen  nicht  war,  streichen, 
so  kommen  wir  zu  folgendem  Resultat: 

1.  Ftlr  den  Güterstand  von  Ehen,  deren  erster  Wohnsitz  in  Preufsen 
war,  gleichgültig  ob  die  Ehegatten  Preufsen,  Angehörige  eines 
andern  Bundesstaates  oder  Ausländer  sind,  mögen  sie  ihren 
Wohnsitz  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetz 
buchs  in  Preufsen  oder  in  einem  andern  Bundesstaat  haben, 
gelten  die  im  preufsischen  Gesetzentwurf  getroffenen  Überleitungs- 
bestimmungen ,  denn  nach  den  obigen  Ausführungen  eigreiftn 
die  Vorschriften  ohne  weiteres  auch  die  Ehen,  bei  denen  der 
erste  Wohnsitz  verlegt  ist 

2.  Für  den  Güterstand  von  Ehen,  deren  erster  Wohnsitz  in  einem 
andern  Bundesstaat  war,  gleichgültig  welche  Staatsangehörigkeit 
die  Ehegatten  besitzen,  bleiben  das  Recht  des  betreffenden 
Bundesstaates  und  die  eventuell  von  demselben  getroffenen  Ober 
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leitnngsvorschriften   mafsgebend ,    auch    wenn  der  Wohnsitz  znr 
Zeit  des  Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetzbachs  oder  später 
in  Preufsen  ist. 
3.    Für  den  Güterstand  von  Eben,  deren  erster  Wohnsitz  im  Aus- 
lande war,    bleibt  das  ausländische  Recht  entscheidend,   mögen 
die  Ehegatten  auch  später  ihren  Wohnsitz  nach  Preufsen  verlegt 
haben. 
Es  soll  nicht  verkannt  werden,  dafs  die  Vorschriften  des  preufsischen 
Entwurf}  für  den  Richter  bequem  sind,  indem  er  ein  einheitliches  Recht 
anzuwenden  hat  und  sich  um  andere  Rechte  nicht  zu  kümmern  braucht, 
aUein    im  Interesse   der  Ehegatten   und   ihren  Beziehungen   zu  Dritten 
liegt  es  auch,    wenn  stets  dasselbe  Recht  zur  Anwendung  kommt  und 
nicht  der   zuf^lige  Umstand   entscheidet,    dafs  Ehegatten   zur  Zeit  des 
Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  oder  später  ihren  Wohnsitz 
nach   Preufsen   verlegen.     Es    bietet  auch   für   den  Richter   keine   be- 
sondere Schwierigkeit,    sich    die    Kenntnis    von    den    güterrechtlichen 
Vorschriften  der  andern  Bundesstaaten  zu  verschaffen,  zumal  die  meisten 
Staaten  Überleitungsvorschriften    in  Anpassung   an   das  Reichsrecht  ge- 
troffen  haben.     Schliefslich    wird   sich   die  Frage  auch  wesentlich  da- 
durch  vereinfachen,    dafs   die  Ehegatten   nach   dem    Inkrafttreten   des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  durch  Vertrag   ihre   güterrechtlichen  Verhält- 
nisse  im  Sinne   des  Btlrgerlichen  Gesetzbuchs  werden   regeln   können, 
da  in  den  meisten  Staaten  für   eine  Übergangszeit   die  Errichtung  von 
Eheverträgen   in    bestehenden  Ehen    durch  Gewährung   von  Gebübren- 
und  Stempelfreiheit  erleichtert  werden  wird. 

Nadisobrift. 

Der  Aufsatz  wurde  fertiggestellt,  als  der  Entwurf  des  Preufsischen 
Ausftihrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  von  dem  Hause  der 
Abgeordneten  beraten  wurde,  inzwischen  sind  die  obengenanaten  Artikel 
ohne  sachliche  Änderung  angenommen  worden.  Die  oben  erhobenen 
Bedenken  bleiben  daher  bestehen,  wenn  nicht  in  den  andern  Bundes- 
staaten übereinstimmende  Vorschriften  über  die  räumliche  Herrschaft 
der  Überleitungsvorschriften  getroffen  werden.  Dem  Landesausschufs 
von  Elsafs- Lothringen  liegt  zur  Zeit  ein  mit  den  preufsischen  Be- 
stimmungen im  wesentlichen  übereinstimmender  Entwurf  vot,  es 
ist  hier  jedoch  ausdrücklich  in  Satz  2  des  §  162<^  vorgesehen,  dafs  die 
Überleitungsvorschriften  keine  Anwendung  finden  sollen  auf  Ehen, 
deren  Güterstand  sich  nach  dem  Badischen  Landrechte  oder  dem  Code 
civü  als  dem  Rechte  eines  ausländischen  Staates  richtet  (vergl.  dagegen 
Art.  56  oben  im  preufs.  Entwürfe). 
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Deutschland. 

A.    Bürgrerllclies  Heclit,  einscMlerslicii  des  Handels^ 
"Weclisel-  und  Konkursreclits.  —  Civllprozefs. 

Anwendung  des  fremden  Rechts.    Feststellung  bestimmter  örtlicher 
Rechtsnormen.    AlimentcUionsanspruch. 

urteil  des  Reichsgerichts  vom  15.  Mü  1899  (Jor.  Wochenschrift  1899  8.  447  ff.). 

Aus  den  Gründen: 

Das  Bemfungsgericht   hftlt   eine  Beweisaufnahme   über  die 

von  dem  Kläger  bestrittenen  Angaben  des  Beklagten  sor  Gewinnung 
einer  thatsttcblicben  Grundlage  für  die  Beurteilung  der  Frage  des  von 
ihm  anzuwendenden  Rechtes  nicht  für  erforderlich.  Es  erachtet  den 
Vertrag  von  1889,  als  wider  die  guten  Sitten  verstofsend,  gemftfs  §§  7, 
137  Tit.  4  und  §§  227,  228  Tit  5  Tl.  I  des  A.L.R.  für  nichtig  und 
begnügt  sich  im  übrigen,  um  den  Klageanspruch  gerechtfertigt  zu  finden, 
mit  der  Erwägung,  a)  dafs  der  Beklagte  einen  ^Gegenbeweis  Über  den 
Inhalt  des  etwa  anzuwendenden  fremden  Rechts"  nicht  angetreten  und 
nur  bestritten  habe,  dafs  ihm  dasselbe  die  nämlichen  Pflichten  wie  das 
Preufsische  Recht  auferlege,  und  b)  dafs  „ohne  weiteres  angenommen 
werden *^  dürfe,  „ dafs  die  Rechte  aller  civilisierten  Nationen  dieselben 
einfachen  Rechti^grundsätze  enthalten,  auf  Grund  deren  dieser  Rechts- 
streit zu  entscheiden  ist,  nämlich  erstens,  dafs  der  Vater  seine  Kinder, 
so  lange  sie  dessen  bedürfen,  standesgemäfs  unterhalten  mufs,  zweitens, 
dafs  Verträge  gegen  die  guten  Sitten  unerlaubt  sind  und  nicht  gehalten 
zu  werden  brauchen''.  Es  ist  dem  Bosch werdeftihrer  beizupflichten, 
dafs  diese  Begründung  rechtsirrtümlich  ist.  Eine  allgemein  verbindliche 
internationale  Rechtsnorm  des  Inhalts,  wie  das  Berufungsgericht  sie 
vorstehend  in  zwiefacher  Richtung  aufstellt,  besteht  nicht  Im  übrigen 
aber  ist  es  die  amtliche  Au%abe  des  Richters,  in  jedem  Einzelfalle 
besonders  zu  prüfen  und  festzustellen,  von  welchem  Inbegriffe  objektiver 
Rechtsnormen  ein  seiner  Beurteilung  und  Entscheidung  unterstelltes 
Rechtsverhältnis  nach  den  allgemeinen  Regeln  über  die  Anwendung  des 
Rechts  in  örtlicher  Hinsicht  beherrscht  wird  (Entsch.  des  R.O.H.G. 
Bd.  25  S.  68).  Auch  in  der  gegenwärtigen  Sache  durfte  der  Richter 
sich  dieser  Verpflichtung  nicht  entziehen.  Seine  ganz  allgemeine  Aus- 
führung, dafs  schon  die  vorgedachten  einfachen,  bei  allen  civilisierten 
Nationen  geltenden  Rechtsgmndsätze  ihn  in  den  Stand  setzten,  den 
Rechtsstreit  zu  entscheiden,  kann  in  dieser  Beziehung  nicht  für  genügend 
erachtet  werden,    da  sie  weder  erkennen  läfst,  welches  Recht  einer 
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ciTÜiBlerten  Nation  angewendet,  noch  auch  welche  beBtimmteNorm 
desselben  es  für  die  Streitfrage  mit  allen  ihren  Modalitäten  für  mafs- 
gebend  angesehen  hat,  so  dafs  eine  Naehprttfang  hierüber  in  der 
Bevisionsinstanz  gamicht  möglich  ist  Die  Frage,  nach  welchem  Hechte 
der  ans  dem  Familienverbande  hergeleitete  Alimentationsansprach  nach 
Inhalt,  Art,  Um&ng  and  Dauer  vom  Klflger  za  begründen  ist,  ent- 
sehddet  sich,  wenn  der  Beidagte  elsafii-Iothringischer  Staatsangehöriger 
nnd  im  Aaslande  wohnhaft  ist,  nach  den  OrandsHtzen  des  internatio- 
nalen Privatrechts.  Hierbei  ist  aber  anerkanntermafsen  davon  auszu- 
gehen, dafs  der  Richter,  soweit  das  an  seinem  Sitze  geltende  Recht, 
d.  i.  in  dem  vorli^enden  Falle  das  Deutsche  Reiclis-  und  bezw.  das 
Preufsische  Landesrecht,  hierüber  Bestimmungen  enthltlt,  zunächst  diese 
zu  erforschen  und  anzuwenden  sind.  (Vergl.  Entsch.  des  R.O.H.G. 
Bd.  17  S.  292,  Entsch.  des  aGer.  in  Civilsachen  Bd.  29  S.  290.) 
Ob  der  gesetzliche  Alimentationsansprach  der  Kinder  gegen  den  ehe- 
lichen Vater  nach  dem  Rechte  des  Wohnortes  des  Berechtigten  oder 
des  verpflichteten  Teiles  sich  richtet,  war  in  dem  Gebiete  des  Preufs. 
allg.  Landrechts  bestritten  (Entsch.  des  Obertribunals  Bd.  87  S.  9  und 
Bd.  56  S.  8)*  Entscheidet  sich,  wie  es  scheint,  das  Berufongsgericht 
für  die  letztere  Alternative,  was  mit  den  von  dem  Reichsgericht  in  den 
urteilen  dieses  Senates  vom  4.  Januar  1887  (Entsch.  des  R.Ger.  in 
Civilsachen  Bd.  17  S.  223)  und  vom  19.  November  1896  (ebenda 
Bd.  88  S.  273)  angenommenen  Grundsätzen  nicht  in  Widerspruch 
treten  würde,  so  bedarf  es  zunächst  noch  einer  Erhebung  der  von  den 
Parteien  angebotenen  Beweise  darüber,  w  o  der  Beklagte  bei  Erhebung 
der  Klage  seinen  Wohnsitz  hatte.  Je  nachdem  diese  Beweisaufiiahme 
ergiebt,  da(s  der  für  den  Anspruch  des  Klflgers  mafsgebende  Ort  im 
Inlande  oder  im  Auslande  belegen  ist,  wird  darauf  das  betreffende  ein- 
heimische oder  fremde  Recht  Anwendung  leiden  müssen.  Auch  für 
die  Beurteilung,  ob  und  inwieweit  diesem  Ansprüche  des  Klagen  die 
unter  seinem  Widerspruch  von  dem  Beklagten  behauptete  Thatsache 
entgegensteht,  dafs  er  imstande  sei,  sich  seinen  Unterhalt  selbst  zu  er- 
werboi,  wird  diese  Feststellung  präjudiziell  und  daher  unter  Umständen 
hierüber  noch  in  eine  Ermittelung  einzutreten  sein.  Anlangend  sodann 
die  in  dem  Vertrage  von  1889  enthaltene  Klausel,  aus  welcher  das 
Berufongsgericht  unter  Berufung  auf  preufsische  Rechtsnormen  dessen 
Nichtigkeit  folgert,  so  könnte  gezweifelt  werden,  ob  nicht  auch  in 
dieser  Beziehung  das  möglicherweise  zur  Anwendung  kommende  fremde 
Recht  mafsgebend  sein  mufs.  Die  Frage  ist  jedoch  zu  verneinen. 
Ob  der  von  den  Vertragschliefsenden  gewollte  Sitz  der  Vertrags- 
obligation  in  Preufsen  oder  im  Auslande  zu  suchen  ist,  erscheint  hier- 
bei von  keiner  Bedeutung.  Die  Regel,  dafs  nach  diesem  Sitze  die 
rechtliche  Wirksamkeit  der  Verträge  beurteilt  werden  mufs,  erleidet 
eine  Ausnahme,  wenn  der  eine  Teil  sich  darin  zu  einer  Handlung  oder 
Unterlassung  verpflichtet  hat,  welcher  in  dem  Staate,  dem  er  angehört, 
ein  streng  positives,  die  Privatwillkür  ausschliefsendes  Gesetz  entgegen- 
tritt    Jeder  Staat  darf  von  seinen  Angehörigen  fordern  und  erwarten, 
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dafs  sie  auch  aufserhalb  seiner  Grenzen  sich  nicht  za  solchen  Hand- 
langen oder  Unterlassungen  verbindlich  machen,  die  er  im  Hinblick 
auf  sittliche  Grundsätze,  wie  sie  der  jeweiligen  Bildungsstufe  und 
Bildungsrichtung  entsprechen,  ihrer  Privatwillkür  entzogen  hat  Ein 
Vertrag,  der  von  einem  Preufsen  Unterwerfung  unter  eine  dem  Gebote 
der  Ehrbarkeit  und  der  guten  Sitte  zuwiderlaufende  Bedingung  fordert, 
würde  dahW  gemäfs  §§  6  flg.,  137  Tit.  4,  §§  227,  228  Tit  5  TL  I 
des  A.L.R.  allerdings  rechtsunwirksam  sein,  auch  wenn  er  ihn  im 
Auslande  geschlossen  und  sich  ausdrücklich  oder  stillschweigend  solchen 
Gesetzen  unterworfen  hätte,  welche  der  Gültigkeit  derartiger  Abreden 
nicht  widersprechen.  (Vergl.  Striethorst,  Archiv  Bd.  49  S.  40.)  Ab- 
gesehen hiervon  irrt  jedoch  das  Berufungsgericht,  was  die  etwa  not- 
wendige Anwendung  eines  fremden  Rechtes  betritt,  auch  insofern,  als 
es  ersichtlich  von  der  Ansicht  ausgeht,  dafs  die  Feststellung  des  Inhalts 
dieses  Rechtes  lediglich  oder  doch  wesentlich  an  die  Behauptungen  und 
den  Beweisantritt  der  Parteien  geknüpft  ist  Es  verstöfst  hiermit 
gegen  den  §  265  der  C.Pr.0.  Hiemach  liegt  dem  Prozefsrichter  die 
Pflicht  ob,  auch  die  in  Anwendung  zu  bringenden  Normen  des  in 
einem  anderen  Staate  geltenden  Rechtes  selbständig  zu  ermitteln. 
Selbst  übereinstimmende  Erklärungen  der  Parteien  können  ihn  in  dieser 
Hinsicht  weder  binden  und  beschränken,  noch  auch  der  eigenen  Prüfung 
überheben.  Auch  von  einer  Beweislast  des  einen  oder  andern 
streitenden  Teiles  kann  hierbei  keine  Rede  sein.  Das  Gericht  hat 
überall  und  grundsätzlich  stets  diejenigen  Rechtsnormen  anzuwenden, 
welche  das  mafsgebende  Rechtsverhältnis  örtlich  beherrschen.  Gehören 
dieselben  einem  andern  Staate  an,  und  sind  sie  in  diesem  Falle  dem 
erkennenden  Richter  fremd,  so  mufs  er  auch  diese  Normen  unter  Be- 
achtung der  Parteianträge  und  ohne  Rücksicht  auf  eine  Beweislast  von 
Amtswegen  erforschen,  soweit  es  ihm  möglich  ist  Den  Parteien 
fällt  hierbei  nur  die  Aufgabe  zu,  den  Richter  zu  unterstützen.  (VergL 
Entsch.  des  R.Ger.  in  Givilsachen  Bd.  21  S.  177,  Bd.  30  S.  366; 
Blande,  Lehrbuch  des  Deutschen  Civilprozefsrechts  TL  I  S.  444  ff-; 
Struckmann  und  Kochj  Kommentar  zu  §^65;  Wilmotoski  und  Levff, 
Kommentar  zu  §  265  Anm.  4.) 

Welches  örtliche  Recht  ist  für  die  sog.  privatrechtlichen  Ehe- 

scheidungsstrafen  mafsgehend? 

% 
Beechlufs  der  verdnigten  Civilsenate  des  Reichsgerichts  vom  25.  Juni  1898 
(Entsch.  des  K.Ger.  in  Civils.  Bd.  41  S.  175  ff.). 

Auf  Klage  der  Ehefrau  wurde  die  Ehe  der  Parteien  durch  ein 
Urteil  des  Landgerichtes  I  Berlin  getrennt,  und  der  Beklagte  unter 
Abweisung  seiner  Widerklage  fUr  den  allein  schuldigen  Teil  erklärt.  Der 
Beklagte  erhob  Beru^ng.  Das  Karomergericht  wies  die  Berufung  hin- 
sichtlich der  Widerklage  zurück,  änderte  aber  zur  Klage  das  land- 
gerichtliche Urteil  dahin  ab,  dafs  es  für  die  Klägerin  einen  Eid  mit 
der  Folge   normierte,   dafs  im  Schwörungsfalle   die  Ehe  getrennt  und 


Digitized  by 


Googl( 


Büigerliches  Becht  etc.  —  GivüprozelÄ.  388 

der  Beklagte  für  den  allein  schuldigen  Teil  erklttrt,  im  Nichtschwörongs* 
falle  auch  die  Klage  abgewiesen  werde.  Nachdem  Klägerin  den  Eid 
geleistet,  wurde  durch  Läuterungsnrteil  des  Kammergerichtes  jene  fllr 
den  Schwörnngsfall  festgesetzte  Folge  ausgesprochen.  Dieses  Urteil  er- 
langte am  14.  November  1893  Rechtskraft.  Der  Beklagte,  der  zur 
Zeit  der  Verkflndigung  des  Urteils  erster  Instanz  seinen  Wohnsitz  noch 
in  Berlin  gehabt  hatte,  hatte  ihn  gegen  Ende  des  Jahres  1892  nach 
Stralsund  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechtes  verlegt  Mit  der  sodann 
vor  dem  Landgerichte  Greifswald  erhobenen  Klage  verlangte  die 
Klfi^rin  die  Verurteilung  ihres  geschiedenen  Ehemannes  zur  B^hlung 
von  Alimenten  vom  1.  Januar  1896  ab  auf  Grund  der  §§  798  flg.  des 
preafs.  A.L.R.  II,  1.  Die  EJage  wurde  abgewiesen  und  die  Berufung 
der  EUttgerin  zurückgewiesen. 

Das  Beruftmgsurteil  beruhte  auf  der  Erwfigung:  Die  nach  der 
Sachlage  erhebliche  Frage,  nach  welchem  Rechte  die  vermögensrecht- 
lichen Wirkungen  der  Ehescheidungen  zu  bestimmen  seien,  ob  nach 
dem  Preufsischen  allgemeinen  Landrechte,  unter  dessen  Herrschaft  die 
Ehe  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Scheidungsklage  und  des  erstinstanz- 
hchen  Scheidungsurteiles  gestanden,  oder  aber  nach  gemeinem  Rechte, 
in  deesen  Geltungsbereiche  der  durch  den  Wohnsitz  des  verklagten 
Ehemanns  bestimmte  Ehewohnsitz  zur  Zeit  der  rechtskräftigen  Auf- 
lösiing  der  Ehe  sich  befand,  sei  nach  den  gemeinrechtlichen  Grund- 
sätzen tlber  das  örtliche  Geltungsgebiet  der  Rechtsnormen  dahin  zu 
beantworten,  dafs  mafsgebend  sei  das  Recht  desjenigen  Ortes,  an  dem 
ZOT  Zeit,  da  das  Scheidungsurteil  die  Rechtskrsit  beschritt,  der  Ehe- 
wohnsitz,  d.  h.  des  Ehemannes,  sich  befunden  habe,  im  vorliegenden 
Falle  also  das  gemeine  Recht  Diesem  aber  sei  ein  Anspruch  der 
geschiedenen  unschuldigen  Ehefrau  auf  Alimentation  seitens  des  schuldigen 
Ehemannes  nicht  bekannt  (Entsch.  des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  8  S.  184  flg., 
Bd.    12  S.  193,  Bd.  26  S.  193). 

Der  ni.  Civilsenat  beabsichtigte,  die  von  der  Klägerin  eingelegte 
Bevialon  zurtlckzuweisen ,  sah  sich  aber  daran  verhindert  durch  das 
Urteil  des  VI.  Civilsenates  vom  26.  November  1896  (abgedruckt  in 
den  Entsch.  des  R.Ger.  m  Civils.  Bd.  38  S.  196  flg.),  durch  welches 
in  einem  thatsttchlich  gleichgelagerten  Falle  ausgesprochen  ist,  nach  den 
gemeinrechtlichen  Grundstttzen  über  das  örtliche  Greltungsgebiet  der 
Rechtsnormen  sei  für  die  besonderen  vermögensrechtlichen  Folgen  der 
Ehescheidung  (die  sog.  Ehescheidungsstrafen)  mafsgebend  dasjenige 
Recht,  welches  die  Grundlage  fUr  die  auf  Grund  der  Schuld  eines 
Ehegatten  ausgesprochene  Ehescheidung  bildete. 

Die  zwischen  dem  IIL  und  VL  Civilsenate  somit  streitig  gewordene 
Rechtsfrage  ist  durch  Beschlufs  der  vereinigten  Civilsenate  im  Sinne 
des  VI.  Civilsenates  dahin  entschieden  worden: 

,Nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechtes  über  das  örtliche 
Greltungsgebiet  der  Rechtsnormen  ist,  wenn  in  dem  Scheidungsurteil 
ein   Gatte  für  den  schuldigen  Teil  erklilrt  ist,    für  die  sog.  Ehe- 
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BoheidungBBtrafen  das  Hecht  mafsgebend,  nach  welchem  die  Ehe  ge- 
schieden woxden  ist** 

Gründe: 

Der  Gerichtsstand  für  die  Ehescheidungsklage  wird  nach  §  568 
Abs.  1  C.Pr.O«,  sofern  die  Klage  nicht  gegen  den  Ehemann  zn  erheben 
ist,  der  seine  Frau  verlassen  und  seinen  Wohnsitz  nur  im  Aaslande 
hat  (Abs.  2  daselbst),  durch  den  allgemeinen  Gerichtsstand  des  Ehe- 
mannes bestimmt,  also  durch  den  Wohnsitz  des  Ehemannes  zur  Zeit 
der  Klageerhebung,  eventuell  durch  seinen  Aufenthaltsort  im  Deutschen 
Reiche,  und  wenn  ein  solcher  nicht  bekannt  ist,  durch  den  letzten 
Wohnsitz.  Gemttfs  des  ^r  das  gemeine  Recht  geltenden  Grundsatzes 
ist  aber  für  die  Ehescheidung  selbst  vermöge  der  zwingenden,  streng 
positiven  Natur  des  Eheecheidungsrechtes  das  Recht  des  Prozefsrichters 
(lex  fori)  mafsgebend.  Dies  wird  auch  ftlr  das  Preufsische  allgemeine 
Landrecht  als  Grundsatz  und  Regel  anerkannt. 

Vergl.  Entsch.  des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  9  S.  192,  Bd.  16 
S.  188;  veigL  auch  Bd.  28  S.  382;  Blätter  fUr  Rechts- 
anwendung  in  Bayern  Bd.  51  S.  385;  Qruchot^  Beiträge 
Bd.  31  S.  869. 

Ein  während  des  Ehescheidungsprozesses  erfolgter  Domizilwechsel 
ist  in  dieser  Hinsicht  ohne  Bedeutung. 

Nach  der  Vorschrift  des  §  575  Abs.  2  C.Pr.0.  kann  mit  der  Ehe« 
Scheidungsklage  die  Klage  auf  die  sog.  Ehescheidungsstrafen  nicht  ver- 
bunden werden.  Diese  Klage  ist  hierdurch  jetzt  in  einen  Nachprozefs 
verwiesen,  ßlr  welchen  die  allgemeinen  Grerichtsstandsbestimmungen 
gelten.  Wie  anerkannt  ist,  werden  aber  durch  jene  Vorschrift  die- 
jenigen Vorschriften  der  Landesgesetze  nicht  berührt,  nach  welchen  in 
dem  Scheidungsurteile  selbst  die  Schuld  des  einen  oder  anderen  Ehe- 
gatten an  der  Scheidung  festgestellt  werden  soll,  oder  ein  solcher 
Ausspruch  in  dem  Scheidungsurteile  zulässig  ist  In  Betracht  kommt 
in  dieser  Beziehung  vor  allem  das  preufsischo  Landrecht  §§  745  %• 
Tl.  n  Tit  1 ,  wonach  im  Ehescheidungsprozesse  die  Frage ,  ob  und 
welcher  von  den  Ehegatten  fUr  den  schuldigen  Teil  zu  achten  sei,  mit 
zur  Untersuchung  gezogen,  und  das  Erforderliche  hierüber  in  dem 
Scheidungsurteile  festgesetzt  werden  mufs  (vergl.  das  preufs.  Gres.  vom 
1.  März  1869,  betr.  die  Gerichtsbarkeit  und  das  gerichtliche  Ver&hren 
in  Ehe-  und  Verläbtissachen  in  der  Provinz  Hannover,  g  27).  GWche 
Bestimmungen  finden  sich  auch  in  anderen  deutschen  Gesetzen,  betr. 
die  Ehescheidung,  und  in  fremden  Rechten.  Im  Gebiete  des  gemeinen 
Rechts  kann  diese  Festsetzung  im  Scheidungsurteile  auf  Parteiantrag 
erfolgen;  es  ist  aber  auch  die  Auf&ssung  vertreten,  dadi  nach  dem 
gemeinen  protestantischen  Eherechte  der  Ausspruch  über  Schuld  oder 
Unschuld  der  streitenden  Teile  in  dem  Scheidungsurteüe  selbst  er- 
gehen müsse. 

Veigl.   Seuffert,   Archiv  Bd.  28  Nr.  220,   Bd.  45  Nr.  104, 
Bd.  50  Nr.  175. 


Digitized  by 


Googl( 


BfirgirliolMt  Reeht  ete«  —  CRvaprosefa.  38& 

ZweiMlos  wMider  im  ScbeickuigBiurteile  gegebene  AuaBpraeb  über 
die'  SdMddiMge  rechtsktl&ftig. 

In  den  beiden  den  *  Konflikte»  zwischen  dem  IIL  and  YL  CHtü- 
Senate  an  Ghnnde  liegenden  Fällen  ist  die  £be'  doieh  ein  prenfiiisohee 
Qertoht  nn^  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  Prenftiscben  aUgemeinen 
Laadrecbtes '  geschieden  und  der  Ebemaan  ftlr  den  schuldigen  I>m1 
erklXrt,  und  hat  derselbe  während  des  Seheidungsprosesses  den  Wohn- 
sits  an  einen  Ort  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts  verlegt  Bei  dem 
Greriehte  dieses  Wohnsitses  hat  ^e  Ehefran  g^gen  den  geschiedenen 
Ehemann  Klage  -  anf  Alimentation  (Verpflegung)  erhoben.  Dieser  An« 
sprueh  ist  allerdings  gemeintechtHeh  nicht  au  begittnden,  wohl  aber 
naeh  dem  prenfiiischen  Laadreehte*,  welches  der  Frau  gestattet,  statt 
der  Abfindung  ans  dem  Vermögen  des  schuldigen  Mannes  Standes- 
milfirige  Verpflegung  aus  dessen  Mitteb  zu  fordern,  und  deshalb  hatte 
md  hat  das  mit  dem  Ansprache  befi^fste  Gericht*  nach  den  Gründe 
stttaen  des  gemeinen  Rechtes  über  das  örtliche  Gehungsgebiet  der 
Rechtsnormen  zu  entscheiden,  welches'  Reeht  fUr  die  sogenannten  Ehe- 
scheidungsstrafen mafsgebend  ist 

Was  unter  den  besonderen  vermlSgeBBrechtlichen  Folgen  der  Ehe- 
scheidung, die  mit  dem  Namen  Ehescheidungsstrafen  auch  heutzutage 
noch  bezeichnet  werden,  zu  verstehen  ist,  nrafs' je  aus  den  betteflfonden 
Rechte  oder  Gesetze  entnommen  werden.  Hiernach  beantwortet  sich 
insbesondere  die  Frage,  ob  gewisse  besondere  Bestimmungen,  welche 
die  Auseimndersetzung  der  ehelichen  Gttterrechtsverhttltnisse  für  den 
Fall  der  auf  Schuld  eines  Gatten-  beruhenden  Scheidung  der  Ehe  be^ 
treffms  ak  Bestimmungen  ttber'  Ehescheidungsstrafen  aufzufassen  sind 
oder  nicht 

Aufser  demjenigen  Rechte,  nach  welchem  die  Ehe  gesdiiedön* 
worden  ist,  könnte  jedenfklls  nur  etwa  das  Recht  des  Ortes  in  Frage 
kommen,  wo- der  Ehemann  zu  der  Zeit,  als>daa  Ehescfaeidungsurteil 
reehtskrtCftig  wurde,  seinen  Wohnsitz  hatte, 

vergl.  Entscfa.  des  R.Ger.  in  Givite.  Bd.  88  S.  197  flg., 
also  daa  Personalstatut  des  Ehemannes  zu  dieser  Zeit,  insofern  darunter 
vesvtanden*  wird    das   Recht   desjenigen   Staates   oder   Reohtsgebietes, 
welehem   der  Ehemann   thatsächlkh   durch  seinen  Wohnsitz   angehört 
Vergl.  Eatsch.  des  RiGer.  in  Civils.  Bd.  8^ ».  146. 

Hierbei  ist  d4»aQf  hinzuwetsen ,  dafs  auch,  wenn  man  dasjenige 
Reeht'  für  mafsgebend  erachtet,  nach  welchem»  die  Ehe  geschieden 
wurde,  vermöge  der  Kompetenzbestimmung  des<  §  568  Absj  1  CPr.O. 
und  des  vom  Ehescbeidtmgsrichter  anzuwendenden  materiellen  -  Rechtes 
letzteres,  soweit  es  sich  um  die  Ehesehevdungsstrsfen  handelt,  in  der 
Regel  mit  dem  Persoaalstatut  des*  Ehemannes  zusammenflült  Denn  die 
fUlle,  in  denen  die  ELlage  auf*  Scheidung'  nicht  im  allgememen  Gerichte« 
Stande* dee  Wohnsitzes  (§'  IB  CPr.O.)  erhoben  wird,  bilden  doch  nur 
die  Ausnahme.  Für  die  R^gel  besteht  also  die  Differenz  darin,  dafs 
bei   d9f  Mafsgeblichkeit   dee  angewendeten    Ehescheidangsreohtes  das 

ZMtMhMftf.  intorti.  FttnX*  u,  Strafi^ht  «t«.,  Band  IX.  25 
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zur  Zeit  der  Erhebtmg  der  Scbeidungsklage  begründete  PeiBonaktatut 
des  Ebemaxmes  auch  für  die  Ehescbeidungsstrafen  ohne  Bttcksicht  auf 
eÜQien  späteren  Wechsel  des  Wohnsitzes  entscheidend  bleiben  soll, 
während,  falls  das  Kecht  des  Wohnsitzes  zur  Zeit  der  Rechtskraft  des 
Scheidungsarteiles  anzuwenden  wäre ,  der  in  der  R^el  zwischen  der 
Klagerhebung  und  jener  Zeit  von  dem  Ehemann  vorgenommene 
Wohnsitzwechsel  von  ausschlagender  Bedeutung  wäre. 

Der  IV.  Civilsenat  des  Reichsgerichtes  hat  in  dem  Urteile  vom 
17.  Oktober  1887  (abgedruckt  in  den  Entsch.  des  R.6er.  in  Civib. 
Bd.  19  S.  309)  fUr  das  preufsische  Recht  allerdings  ausgesprochen,  die 
besonderen  Vermögensfolgen  der  Ehescheidung  seien  nach  dem  Rechte 
desjenigen  Ortes  zu  bestimmen,  an  welchem  die  Eheleute  bis  zur 
Scheidung  ihren  Wohnsitz  gehabt  haben  (s.  Bekbein,  Entsch.  des 
Obertrib.,  2.  Aufl.  Bd.  4  S.  356).  Die  nähere  B^grtUidung  dieses 
Satzes  findet  sich  in  dem  Urteile  desselben  Givilsenates  vom  27.  Mai 
1881  (abgedruckt  in  den  Entsch.  des  R.Oer.  in  Qvils.  Bd.  5  S.  193  flg.). 
Hier  wird  aber  mit  der  Vorschrift  des  §  23  Einl.  zum  A.  L.R. 
argumentiert,  wo  gesagt  ist: 

„Die  perönlichen  Eigenschaften  und  Befugnisse  eines  Menschen 
werden  nach  den  Gesetzen  der  Grerichtsbarkeit  beurteilt,  unter 
welchen  derselbe  seinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat** 

Im  Anschlüsse  an  diese  Bestimmung  ist  dort  ausgeftlhrt,  die  Ehe- 
scheidung, d.  h.  das  rechtskräftige  Scheidungsurteil,  habe  eine  Ver- 
änderung in  den  Zustandsverhältnissen  der  Parteien  hervorgebracht 
Fttr  die  Mehrzahl  der  Fälle  wird  diese  Erwägung  allerdings  auch  das 
Recht  des  Wohnsitzes  der  Eheleute  zur  Zeit  des  Scheidungsurteiles 
ftlhren,  weil  nämlich  die  Ehefrau,  obzwar  das  Ehedomizil  als  solches 
durch  das  Scheidungsurteil  beendigt  wird,  meist  thatsächlich  bis  dahin 
denselben  Wohnsitz  mit  dem  Ehemanne  inne  hat  und  ihn  noch  bei- 
behält. Aber  es  kann  gewifs,  wie  nach  dem  gemeinen,  so  auch  nach 
dem  preufsischen  Rechte  vorkommen,  dafs  die  Eheftau  zur  2Mt  des 
Scheidungsurteiles  einen  anderen  selbständigen  Wohnsitz  mit  Rechts- 
wirksamkeit  begrtlndet  hat,  oder  auch  dafs,  während  der  Ehemann 
seinen  Wohnsitz  aufgegeben  hat,  ohne  einen  neuen  gewählt  zu  haben, 
die  Frau  einen  solchen  hat  Ob  solchenfalls  gemäfs  §  23  der  Einleitung 
immer  der  Wohnsitz  des  Ehemannes  zur  Zeit  des  Scheidungsurteiles 
mafsgebend  wäre,  ist  doch  sehr  zweifelhaft;  ftlr  Fälle  der  letzteren 
Art  versagt  die  Vorschrift  des  §  28  a.  a.  0.  geradezu,  und  könnte 
etwa  die  Anwendung  der  §§  25  flg.  a.  a.  0.  in  Frage  kommen.  Der 
IV.  Civilsenat  hatte  sich  in  beiden  Entscheidungen  hiermit  nicht  zu 
be&ssen;  nach  der  ihm  gelegenen  Sachlage  war  der  Ehemann  als  der 
schuldige  Teil  auf  die  Ehescheidungsstrafe  in  Anspruch  genommen, 
und  in  dem  Urteile  vom  17.  Oktober  1887  ist  überdies  festgestellt 
dafs  beide  Eheleute  zur  Zeit  der  Rechtskraft  des  Scheidungsurteiles  an 
einem  und  demselben  Orte  wohnten. 

Unter  Berufhng  auf  diese  ftlr  das  preufsische  Recht  auf  Grund 
einer    positiven    Vorschrift    dieses    Rechtes    ergangenen    Entscheidung 


Digitized  by 


Googl( 


Bürgerliches  Recht  etc.  —  Civilprozefs.  387 

stellen  neaeidings  t;.  Bar  (Theorie  und  Praxis  des  internationalen 
Privatrechts,  2.  Anfl.  S.  52d  flg.,  insbesondere  Anm.  88,  Lehrbuch  des 
internationalen  Privat-  und  Strafrechts  §  28  S.  84  flgOi  Stohhe 
(DentBches  Privatrecht,  3.  Anfl.  Bd.  1  §  34  S.  272)  und  Böhm 
(Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  S.  47)  auch  für  das  ge- 
meine Recht  den  allgemeinen  Satz  auf,  dafs  fllr  die  Folgen  der  Ehe- 
scheidung, über  welche  das  Scheidungsurteil  nicht  erkennen  konnte, 
oder  nach  Mafsgabe  der  Partikularrecbte  nicht  erkannt  habe,  ins- 
besondere für  die  Ehescheidungsstrafen,  dasjenige  Personalstatut  mafs- 
gebend  sein  müsse,  das  die  geschiedenen  Ehegatten  zur  Zeit  der 
Rechtskraft  des  Urteiles  hatten  (das  Recht  des  Domiziles,  welches  die 
Ehegatten  zu  dieser  Zeit  hatten).  Über  den  Fall,  wenn  die  Ehegatten 
einen  verschiedenen  Wohnsitz  haben,  sprechen  sich  die  Schriftsteller 
nicht  aus.  Schmid  (Die  Herrschaft  der  Gesetze  nach  ihren  räum- 
lichen und  zeitlichen  Grenzen  S.  83)  dagegen  sagt,  die  Trennung  der 
Ehe  könne  der  Richter  nur  nach  seinem  Gresetze  erkennen;  aber  selbst 
die  rechtlichen  Wirkungen  einer  unter  der  Herrschaft  einer  fremden 
Gesetzgebung  erkannten  Scheidung  dürfen  in  Beziehung  auf  die  persön- 
lichen Verhältnisse  der  Geschiedenen,  wenn  sie  sich  im  Inlande  nieder- 
gelassen haben  oder  sie  sonst  da  rechtlich  geltend  machen  wollen,  nur 
nach  dem  Landesgeeetze  beurteilt  werden.  Wenn  hiermit  Schmid  auch 
die  Ehescheidungsstrafen  meinen  sollte  (beispielsweise  ist  nur  das  Recht 
der  Wiederverheiratung  genannt),  so  würde  dies  auf  der  nicht  zu 
billigenden  Ansicht  beruhen,  dafs,  wie  hinsichtlich  der  Ehescheidung, 
so  auch  der  Ehescheidungsstrafen  ftlr  den  mit  diesen  befafsten  Richter 
dessen  Recht  zwingender  Natur  sei.  Andere  Schriftsteller  sprechen 
eich  aber  daflür  aus,  dafs  ftir  die  Ehescheidung  und  die  Ehescheidungs- 
strafen ein  und  dasselbe  Recht  mafsgebend  sei  wegen  des  Zusammen- 
hanges der  letzteren  mit  der  Scheidung.  So  Haus  er  (Zeitschrift  ftlr 
Reichs-  und  Landesrecht,  Bd.  2  S.  316);  Both  (Bayerisches  Civilrecht, 
2-  Aufl.  Bd.  1  §  17  S.  160  Anm.  43  S.  161;  vergl.  System  des 
deutschen  Privatrechts  Bd.  1  §  51  S.  288  Anm.  56):  „mafsgebend 
eind  die  Gesetze,  welche  an  dem  zur  Zeit  der  Anstellung  der  Scheidungs- 
klage begründeten  Domizil  des  Ehemannes  gelten**  (Citat  von  Seufferts 
Archiv  Bd.  33  Nr.  97).  Begelsherger  (Pandekten  Bd.  1  §  45 
S.  178)  vertritt  zunttchst  die  Ansicht,  dafs  die  Frage,  welche  That- 
eachen  den  Anspruch  auf  Scheidung  begründen,  für  Nichtdeutsche  nach 
den  Gesetzen  ihrer  Heimat,  für  Deutsche  nach  den  Gesetzen  des  Wohn- 
ortes der  Ehegatten,  und  zwar  nach  dem  Gesetze  zur  Zeit,  als  die  für 
die  Scheidung  geltend  gemachten  Thatsachen  eingetreten,  zu  beurteilen 
sei,  und  fügt  (unter  Berufung  tMfSeufferts  Archiv  Bd.  32  Nr.  203, 
Bd.  88  Nr.  97,  Bd.  38  Nr.  1,  Bd.  40  Nr.  293,  und  mit  dem  Beisatze 
„anders  Reichsgericht  s.  S.  194'')  bei,  nach  diesen  Gesetzen  bestimmen 
eich  auch  die  rechtlichen  Folgen  der  Scheidung.  Oierke  (Deutsches 
Privatrecht  §  26  S.  236)  sagt,  gleichfalls  unter  Berufung  auf  Seufferts 
Archiv  a.  a.  0. ,  über  die  ZulKssigkeit  und  die  Wirkungen  der  Ehe- 
rscheidung   entscheide    das   Personabtatnt    des    Mannes    zur   Zeit    der 
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Sehetdungsklage.  Endlich  hKlt  J eitel  (Handbuch,  des  internationalen 
Prlyat-  and  Strafrechts  §  16  8.  55)  dafür,  dafii  die  Wirkongen  der 
Sefaeidnng  oder  Trennang  einer  Ehe  natorgemttC«  nach  demaelbeii  Rechte 
zu.  beurteilen  seien,  nach  welchem  über  die  Znlflssigkeit  der  Scheidni^ 
oder  Trennang  entschieden  worden  sei.  Unerheblich  ist  der  Umstand, 
dafs  diese  Schriftsteller  zam  Teil  bezüglich  des  fttr  die  Ehescheidung^ 
mafiigebenden  Rechtes  principiell  von  dem  durch  das  Reichsgericht  be> 
folgten  Ornndsatze  abweichen.  Jedenfiüls  gehen  sie  sämtlich  von  dem 
inneren  Zusammenhange  und  der  Zusanunengehtfrigkeit  der  die  Ehe- 
scheidung and  der  die  vermögensrechtlichen  Folgen  der  Scheidung  be- 
treffenden Normen  aus.  In  diesem  Sinne  haben  auch  verschiedene 
deutsche  Gerichtshöfe  entschieden  t  das  Oberappellatk>nsgericht  Berlin, 
der .  oberste  Gerichtshof  fllr  Bayern ,  die  Oberlandesgerichte  von  Gelle 
und  Braunschweig  (s.  Seufferts  Arohiv  Bd.  29  Nr.  2,  Bd.  32 
Nr.  203,  vergl.  mit  Bd.  50  Nr.  17,  Bd.  33  Nr.  97,  Bd.  40  Nr.  293), 
sowie  das  Oberlandesgericht  zu  Hamburg  (Entsoh.  des  R.Ger.  in  Civils« 
Bd.  38  S.  196).  Auch  die  in  Seufferts  Archiv  Bd.  38  Nr.  1  mit- 
geteilto  Entscheidung  des  obersten  Gerichtehofes  in  Wien  gehört  hfer*^ 
her;  wenn  daselbst  nebenbei  Gewicht  darauf  gelegt  ist,  da&  die  Par- 
teien bayerische  Staatsangehörige  seien  und  sich  zur  Zeit  d^  Trennung^ 
der  Ehe  durch  das  bayerische  Gericht  in  Bayern  befanden,  so  wird 
doch  in  erster  Linie  betont,  dafs  die  ans  der  in  Bayern  gesetzten 
Thatsache  der  Lösung  des  Ehebandes  resultierenden  rechtlichen  Folgen 
und  Wirkungen  eben  nur  nach  bayerischem  Rechte,  nach  welchem  die 
Lösung  der  Ehe  erfolgte,  benrteilt  werden  können.  Im  Sinne  der 
Ansicht,  dafs  ftir  die  vermögensrechtlichen  Folgen  der  verschuldeten 
Trennung  mafsgebend  sei  das  Recht  des  Wohnsitzes  des  Ehemannea 
zur  Zeit,  da  das  Scheidangsurteil  rechtskräftig  geworden,  hat  sich,  soviel 
ersichtlich,  nur  das  OberUndesgericht  zu  Jena  ausgesprochen,  und  zwar 
im  Anschlüsse  an  die  erwähnten  Entscheidungen  des  IV.  CSivilsenatea 
des  Reichsgerichtes. 

Bei  diesem  Stande  der  (gemeinrechtlichen)  Litteratur  und  Prazia 
kann  von  einem  feststehenden  Rechtssatze  des  letztem^nten  Inhaltes, 
nicht  die  Rede  sein.  Höchstens  kann  man,  da  die  Mehrzahl  der 
Schriftsteller  und  die  Praxi»  fast  durchweg  swh  ftlr  die  Zosammen« 
gehörigkeit  der  die  Ehescheidung  und  der  die  vermögensrechtlichen- 
Wirkungen  derselben  betreffenden  Normen  ausgesprochen  haben,  im 
Hinblick  auf  die  aaf  der  anderen  Seite  stehenden  Autoritäten  sagen^ 
die  Frage,  welches  Recht  nach  dem  gemeinen  internationalen  Privat» 
rechte  fUr  die  Ehesoheidungsstrafen  in  Anwendung  zu  kommen  habe^ 
sei  eine  offene.  Es  handelt  sich  hiemach  eigentlich  um  die  Findung 
des  entscheidenden  Rechtssatzen  an  der  Hand  anzuerkennender  Ornnd- 
satze, wobei  die  Rücksichtnahme  auf  die  Zweckmäfsigkeit  in  Ansehung 
der  Folgen  gewifs  nicht  ausgeschlossen  ist 

Die  Ansicht^  dafs  als  mafsgebend  zu  erachten  sei  daa  Personal« 
Statut  des  Ehemannes  zu  der  Zeit,  da  daa  Scheidangsurteil  reehtskiäftig' 
wird,    knüpft  au   den  gemeinrechtlichen  Satz  an,   dafs  Familienrechts^ 
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▼exbiltniflse  in  der  Regel  zu  beurteilen  seien  nach  dem  PerBoodetaint 
des  .EhemanneB.  Zn  diesen  Familienrechtsverhältnissen  gehören  «och, 
wird  gesagt,  die  Rechtsrerhäitnisse ,  die  sich  ans  der  Anflösnng  der 
Ehe  dnrch  Scheidung  ergeben,  insbesondere  die  etwaige  Yerpflichtong 
des  sehnldigen  Teiles  zur  Gkwlfarang  einer  Abfindung  oder  von 
Alimenten  an  den  nnscholdigen  Ehegatten.  Jener  Satz  gilt  fbr  das 
persönliche  Rechtsrerhiütnis  der  Ehegatten  za  einander,  besonders  auch 
hinsichtlich  der  Alitnentationspflieht ,  mit  der  Mafsgabe,  dafs  das  Recht 
am  jeweiligen  Wohnsitz  des  Ehemannes  anzuwenden  ist.  Weil  der 
Anspruch  aus  der  verscholdetea  Auflösung  der  Eh«,  d.  h.  durch  das 
rechtskräftige,  die  Schuld  des  einen  Gatten  feststellende  Scbeidungsurteil, 
entstehe,  wird  die  Zeit,  zu  der  das  Urteil  die  Rechtskraft  beschreitet, 
als  mafsgebend  angenommen.  Denkt  man  sich  die  Verpflichtung  zur 
Ehescheidungsstrafe  als  auf  der  Annahme  einer  Fortwirkung  der  petsön- 
liehen  Rechtsbenebungen  der  geschiedenen  Ehegatten  beruhend,  so 
mttfste  grundsätzlich  auch  hinsichtlich  dieser  Verpflichtung  das  Recht 
am  jeweiligen  Wohnsitze  des  Ehemannes  als  mafsgebend  angesehen 
werden,  d.  h.  das  Recht  des  Ortes,  wo  derselbe  zur  Zeit,  als  die 
Vermögensstrafe  geltend  gemacht  wird,  den  Wohnsitz  hat  Der  Um- 
fltaiid,  dafs  die  Verpflichtung  erst  durch  das  rechtskritftige  Scbeidungs- 
urteil existent  wird,  rechtfertigte  an  sich  nicht,  d«i  Zeitpunkt  festzu- 
halten, wo  das  Urteil  recbtskrttftig  geworden  ist  Diese  Fixierung 
ezgiebt  sich  erst  aus  der  Erkenntnis,  dafs  durch  das  Scbeidungsurteil 
die  persönlichen  Rechtsbeziebungen  der  Ehegatten  zerrissen  werden, 
und  hierdurch  auch  das  Ehedomizil  als  solches  aufhört  Darin  zeigt 
sich,  dafs  unter  Durchbrechung  des  zu  Grunde  gelegten  Rechtssatzes 
willkürlich  ein  anderer  Rechtssatz  als  der  mafsgebende  angestellt  wird. 
Es  ist  auch  kein  innerer  Grund  ersichtlich,  warum,  wenn  die  Ehefiau 
einen  selbständigen  Wohnsitz  hat,  sie  als  der  unschuldige  Teil  an  das 
Personalstatut  des  schuldigen  Ehemannes  zur  erwähnten  Zeit  gebunden, 
oder  warum  unter  jener  Voraussetzung  ftlr  den  Anspruch  des  un- 
schuldigen Ehemannes  gegen  die  schuldige  Ehefrau  jenes  Personalstatut 
bestimmend  sein  soll.  Der  Grundsatz  venagt  überdies  dann,  wenn  der 
Ehemann  zur  Zeit  der  Rechtskraft  des  Scheidungsurteiles  einen  Wohn- 
sitz nicht  hat  Es  ist  immer  mifslich,  das  subsidiär  mafsgebende  Recht 
SBU  suchen, 

vergl.  z.  B.  Entsch.  des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  31  S.  190  flg., 
zumal  dann,  wenn  der  Anspruch  und  die  Verpflichtung  erst  durch  das 
rechtskräftige  Scheidungsurteil  existent  werden.  Die  Annahme,  dafs  es 
eich  um  eine  Fortwirknng  der  persönlichen  Rechtsbeziebungen  handle, 
ist  flbrigens  nicht  einmal  für  das  römiscbe  Recht  zu  rechtfertigen.  In 
der  That  handelt  es  sich  um  die  vermögensrechtlichen  Folgen  der 
Auflösung  der  Ehe,  einer  gewissen  Art  der  Auflösung.  Für  den  Fall 
der  Trennung  der  Ehe  durch  den  Tod  gelten  sowohl  in  Ansehung  der 
«rbrechtlichen  Beziehungen  als  der  Auseüiandersetzung  der  Gttterrechts- 
verhältnisse  bekanntermafsen  feststehende  Rechtssätze,  welche  nicht 
ansschliefslich  an   das  Personalstatnt  des  Ehemannes  zur  Zeit  solcher 
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Trennung  anknüpfen.  Fttr  den  Fall  der  Auflösung  der  Ehe  durch 
Seheidungsurteil  kann  hinsichtlich  der  Ehescheidungsstrafen  das  Personal- 
Statut  schon  nach  dem  zuvor  Ausgeführten  nicht  festgehalten  werden. 
Als  konsequent  und  natürlich  ergiebt  sich  hierfür  vielmehr  der  Satz, 
dafs  das  der  Scheidung  selbst  zu  Grunde  gelegte  Eheschddungsrecht  — 
ohne  Rücksicht  auf  eine  Wohnsitzverftnderung  der  Ehegatten  wlihrend 
des  Scheidungsprozesses  oder  nach  Beendigung  desselben  —  mafsgebend 
bleibt,  wegen  des  inneren  Zusammenhanges  der  Vorschriften  über  die 
Zulässigkeit  der  Scheidung  mit  denen  über  die  Ehescheidungsstrafen, 
wonach  diese  als  ein  Teil  des  Ehescheidungsrechtes  erscheinen. 

Dieser  Zusammenhang  tritt  schon  in  den  in  das  gemeine  Recht 
übernommenen  Vorschriften  des  römisch -justinianischen  Rechtes  über 
die  Ehescheidungsstrafen  hervor,  in  dem  Strafcharakter  dieser  Vor- 
schriften, in  der  Anknüpfung  an  die  Schuld  des  einen  Ehegatten,  was 
zur  Folge  hat,  dafs  in  gewissen,  besonders  schweren  Fällen  die 
Scheidungsstrafe  gegenüber  dem  gewöhnlichen  Mafse  sich  erhöht. 

Vergl.  Windscheid,  Pandektenrecht  Bd.  2  §  510;  Entsch. 
des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  11  S.  201  flg.,  Bd.  27  S.  158  flg., 
171;  Seuffert,  Archiv  Bd.  89  Nr.  220,  Bd.  45  Nr.  19. 

Wenn  auch  der  Gesichtspunkt  der  Strafe  nach  heutiger  gemein- 
rechtlicher Auffassung  zurücktritt,  so  wird  doch  auch  jetzt  die  Ehe- 
scheidungsstrafe nicht  nur  als  Entschädigung  des  unschuldigen  Teiles  für 
die  ihm  durch  die  Scheidung  der  Ehe  verursachten  Nachteile,  sondern  auch 
als  eine  ihm  gebührende  Sühne  angesehen.  Als  willkürlich  (s.  v.  Bar 
a.  a.  0.)  können  die  römischrechtlichen  Ehescheidungsstrafen  nicht  des- 
halb bezeichnet  werden,  weil  sie  mit  dem  römischen  Dotalsystem  nicht 
in  notwendiger  Verbindung  stehen.  Sie  sind  von  dem  gemeinen  Rechte 
übernommen  und  an  die  verschiedensten  Güterrechtssysteme  angepafst 
Wenn  in  gemeinrechtlichen  Gebieten  in  deutschen  Gesetzen  und  Statuten 
die  Vermögensstrafen  der  Höhe  nach  abweichend  vom  römischen  Rechte 
bestimmt  sind,  so  darf  hierin  keine  Willkür  erblickt  werden,  vielmehr 
beweist  dies  nur,  dafs  insoweit  die  Schuld  und  die  hierftlr  zu  gewährende 
Sühne  verschieden  beurteilt  wird.  In  betreff  der  mannigfaltigen  und 
eigenartigen  Bestimmungen  der  deutschen  Partikularrechte  kann  hier 
mS  die  Zusammenstellung  in  den  Motiven  (Bd.  4  S.  618  flg.)  zu 
§  1454  des  Entwurfes  I.  Lesung  des  deutschen  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches, verwiesen  werden.  Aus  derselben  ergiebt  sich  der  innere 
Zusammenhang  der  Bestimmungen  über  die  Ehescheidungsstrafen  mit 
dem  Ehescheidungsrechte  im  ganzen  klar.  Besonders  deutlich  tritt  dies 
hervor  in  dem  preufsischen  Landrechte  (§§  746  flg.  Tl.  II  Tit.  1)  und 
den  ihm  nachgebildeten  P^hescheidungsrechten ,  in  den  eigentümlichen 
Vorschriften  über  die  Abwägung  der  Schuld,  über  das  Übergewicht  der 
Schuld  des  einen  Gatten  über  diejenige  des  anderen  Gatten,  wonach 
sich  gemäfs  der  Gröfse  des  Ehevergehens  auch  die  Höhe  der  dem  un- 
schuldigen Teile  zukommenden  Abfindung  bemifst,  und  in  den  Gesetzen, 
gemäfs  welcher  nach  dem  Ermessen  des  Richters  bei  Festsetzung  der 
Gröfse  der  Entschädigung  auf  die  persönliche  Schuld  des  Verpflichteten 
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Httcksicht  genommen  werden  soll.  Diese  Hinweisongen  genügen  in 
Anaehnng  der  deutschen  Gesetze  und  Statuten,  ohne  dafs  nötig  wäre, 
auf  sonstige  Verschiedenheiten  des  Ehescheidungsrechtes  näher  einzu- 
gehen. Der  lY.  Civilsenat  hat  allerdings  in  dem  Urteile  vom  27.  Mai 
1881 ,  Entsch.  des  R.Oer.  in  Civils.  Bd.  5  S.  194  flg. ,  in  welchem 
Falle  übrigens  das  Scheidungsurteil  einen  Ausspruch  über  die  Schuld 
nicht  enthielt,  den  Zusammenhang  zwischen  den  Vorschriften  über  die 
Scheidung  selbst  und  denjenigen  über  die  besonderen  vermögensrecht- 
lichen Wirkungen  in  Abrede  gezogen.  Allein  in  dem  späteren  Urteile 
vorn  18.  Januar  1892  (abgedruckt  in  den  Entsch.  des  R.6er.  in  Civils. 
Bd.  29  S.  167  flg.)  hat  derselbe  Senat  in  einem  preufsischrechtlichen 
Falle,  wo  in  dem  Scheidungsurteile  der  Ehemann  ftlr  den  schuldigen 
Teil  erklärt  war,  ausgesprochen,  dafs  mit  dem  Ausspruch,  dafs  der 
eine  Ehegatte  flir  den  schuldigen  Teil  zu  erachten,  zugleich  der  gesetz- 
liche Anspruch  des  unschuldigen  Oatten  auf  Abfindung  gegenüber  dem 
schuldigen  Teile  begründet  sei,  dafs  hierin  die  Zuerkennung  der  Ab- 
findung dem  Grunde  nach  liege.  Hiermit  ist  der  innere  Zusammenhang 
der  Ebescheidungsstrafe  mit  der  auf  Schuld  beruhenden  Ehescheidung 
angenscheinlich  anerkannt  (vei^l.  §  27  des  angeführten  Ges.  vom 
1.  März  1869),  nnd  es  fragt  sich,  ob  hiemach  die  in  dem  Urteile  vom 
27.  Mai  1881  hervortretende  Anschauung  noch  haltbar  ist 

Jener  Zusammenhang  tritt  auch  in  fremden  Rechten  in  verschiedener 
Weise  zu  tage.  Das  österreichische  Bürgerliche  Gesetzbuch  (§§  1266, 
1823)  gewährt  bei  Trennung  der  Ehe  vom  Bande  dem  schuldlosen 
Gatten  gegen  den  schuldigen  den  Anspruch  auf  volle  Genugthuung, 
d.  h.  auf  Ersate  des  Schadens  und  entgangenen  Gewinnes.  In  dem 
Scheidungsurteile  wird  zugleich  ein  Ausspruch  über  die  Schuld  des 
verklagten  Teiles  gegeben. 

Hofdekret  vom  23.  August  1819.    Winiwarter  und  Stuben- 
rauch,  Kommentare  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch. 

Nach  dem  französischen  Rechte  (Code  civü  Artt.  299,  800,  Ges. 
vom  18.  April  1886)  verliert  im  Falle  der  Scheidung  aus  bestimmten 
Ursachen  der  schuldige  Teil  von  Rechtswegen  alle  die  Vorteile,  welche 
ihm  der  unschuldige  Teil,  sei  es  im  Heiratsvertrage,  oder  mittels  einer 
während  der  Ehe  gemachten  Schenkung,  zugewendet  hat,  sollte  auch 
der  Geber  auf  das  Recht,  diese  Vorteile  im  Falle  einer  Ehescheidung 
zu  widerrufen,  im  voraus  verzichtet  haben.  Dagegen  verbleiben  dem 
unschuldigen  Teile  alle  die  Vorteile,  welche  ihm  von  dem  anderen 
Gatten  im  Heiratsvertrage  ausgesetzt  worden  sind.  Wenn  dem  un- 
schuldigen Gatten  keine  solchen  Vorteile  ausgesetzt  worden  sind,  oder 
wenn  die  ihm  ausgesetzten  Vorteile  nicht  zu  seinem  Auskommen  hin- 
reichen, so  kann  das  Gericht,  welches  die  Scheidung  ausspricht  (bezw. 
zuläfst),  in  dem  Scheidungsurteile  diesem  Gatten  im  Bedürfhisfalle  eine 
Unterhaltssumme  aus  dem  Vermögen  des  schuldigen  Gatten  anweisen, 
welche  jedoch  nicht  den  dritten  Teil  der  Einkünfte  des  letzteren  über- 
steigen soll. 
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VergL  Zaehariäj  VwazümckeB  Civilrecbt,  .-8.  Aiifl..B4.  3 
§  456. 

Der  'AüBpittch  laiifetne  Uiit«rhAlt88iiBiiBe  .kAan  jedoch,  wenn  ;da8 
Seheidtingsarteü  nichts  darüber  bestimmt,  amcfa  in  einem  ' besonderen 
ProEesse  gelUmd  gemacht  werden.  Fttr  die  Schweiz  ttberlK&t  das 
Bundesgesetz  vom  24.  Dezember  1874,  betr.  die  FeststeUang  und  fie- 
urkondoag  des  Civilstandes  and  die  Ehe,  den  Kantonen  die  Eegeinog 
der  •  vermögenerechtliohen  Folgen  der  Ehescheidung,  während  es  die 
Ehescheidung  selbst  einheitlich  geordnet  hat  Jedoch  soU  <  hiemaidi  der 
Ehescheidungsrichter  über  jene  Folgen  womtfglicli  in  dem  Scheidungs- 
urteile  selbst  bestimmen.  Diese  Folgen  werden  in  den  kantonalen 
Rechten,  soweit  sie  sich  nicht  an  den  Code  cml  ansohliersen ^  im  all- 
gemeinen  dahin  bestimmt,  dafs  der  schuldige  Teil  dem  unschuldigen 
Entschädigung  zu  gewähren  hat,  welche  der  Richter  nach  Art  und 
Mafs  nach  allen  in  Betracht  kommenden  subjektiven  und  objektiven 
Momenten,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  das  Mafe  der  Schuld  und  mit 
Berttoksichtigang  des  Verhaltens  der  Gatten  während  der  Ehe  übei^ 
haupt  zu  bemessen  hat  Zum  Teil  sind  in  Ansehung  der  Hohe  der 
Entschädigung  gewisse  Grenzen  gezogen,  bei  Ehebruch  soll  aber  auf 
das  Maximum  der  aus  dem  Vermögen  oder  dem  Einkommen  des 
Schuldigen  zu  leistenden  Entschädigung  erkannt  werden. 

Vergl.  Huhery  System  und  Geschichte  des  Schweizerisdien 
Privatrechts  Bd.  1  §  16  S.  201  flg.,  211  flg. 

In  England  ist  gleichfalls  die  ZusammeugehGrigkeit  der  Normen 
llber  die  Scheidung  und  derjenigen  über  die  vom  schuldigen  Teile  zu 
leistende  Entschädigung  oder  Alimentationsforroel  dadurch  anerkannt 
dafs  der  Ehescheidungsrichter  in  dieser  Beziehung  sofort  Vorsoiire  trifft, 
wobei  ihm  für  Bemessung  der  Entschädigung  durch  eine  Avo^ional- 
summe  oder  Rente  unter  Berücksichtigung  der  VermOgensverhältnisse, 
des  Betragens  der  Gatten  während  der  Ehe  und  der  Schuld  freie 
Stellung  eingeräumt  ist  Ähnlich  verhält  es  sich  in  den  Staaten  der 
Nordamerikanischen  Union. 

Die  Gesetzgebung  einzelner  Staaten  kennt  bedeutende  Vermügens- 
strafen  fUr  den  schuldigen  Teil,  insbesondere  im  Fall  des  Ehebruches. 
G^emeinsam  ist  fast  allen  Staatenrechten,  dafs  die  unschuldige  Fian 
Anspruch  auf  Alimente  hat,  worüber  der  Richter  nach  seiner  Beurteiking 
aller  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  entscheidet  und  zugleich  die 
nötigen  Sicherungsmafsregeln  trifft.  In  der  Mehrzahl  der  Staaten  wird 
diese  Entscheidung  im  Scheidungsurteile  getrofien. 

Vergl.  Brown,  Ä  Commentary  on  the  Law  of  Divoree  and 
Alxmony;  Pritchardy  Ä  Handbook  on  (he  Law  of 
Marriage  and  Divoree, 

Überall  tritt  also  der  innere  Zusammenhang  hervor.  Dieser  wird 
selbstverständlich  für  die  in  Deutschland  geltenden  Rechte  nicht  dadurch 
aufgehoben,  dafs  zufolge  der  Bestimmung  in  §  575  Abs.  2  C.Pr.O.  die 
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▼enDögensrechtlicben  Folgep   der  Ehescheidmg  nicbt  .zngleich  .mit  der 
fjheeobeidimgskli^e  .geltend  gemacht  werden  können. 
Yeigl.  Seuffert,  Ajrobiv  40  Nr.  293. 

Der  Anerkennung  der  Marsgeblichkeit  des  inneren  Zusammen- 
banges  steht  kein  Satz  des  sog.  internationalen  Privatrechtos  entgegen. 

Die  Richtigkeit  des  Principes  bewährt  sich  auch  an  den  Folgen 
besw.  an  den  Konsequenzen  nnd  Schwierigkeiten,  welche  sich  eigeben, 
wenn  das  Personalstatut  des  Ehemannes  zur  Zeit  der  Rechtskraft  des 
Scbeidnngsnrteiles  als  mafsgebend  anerkannt  würde.  Es  steht  im 
wesentlichen  in  Frage,  welches  Recht  entscheiden  soll,  wenn  wilhrend 
dee  Scheidungsprozesses  ein  Wohnsitzwechsel  stattfand.  Derlei  Prozesse 
können  lange  Zeit  dauern,  und  Wohnsitzveränderungen  in  der  Zeit  bis 
zum  rechtskrftftigen  Urteile  kommen  häufiger  vor.  Es  liegt  die  Oeikhr 
nahe,  dafs  der  seine  Verurteilung  voraussehende  Ehemann  vor  dem 
Seheidungsurteile  den  Wohnsitz  in  ein  Rechtsgebiet  verlegt,  in  dem 
seine  -Verpflichtung  zur  Gewährung  des  Unterhaltes  der  geschiedenen 
Frau  gegenüber  nicht  anerkannt  wird.  Fttr  die  Frau  wäre  es  meistens 
z.  B.  ein  'leerer  Trost,  wenn  sie  auf  die  gemeinrechtliche  Ehescheidungs- 
strafe verwiesen  würde.  Wo  kein  Vermögen  vorhanden  ist,  fehlt  es 
für  diese  Strafe  am  Gegenstände,  gerade  wie  fhr  die  preufsischreohtliche 
Abfindung,  während  der  Mann  vermöge  seines  Erwerbes  zur  Zahlung 
von  Alimentengeldem  wohl  in  der  Lage  sein  kann.  Hiergegen  schlägt 
der  Einwand  nicht  durch ,  dafs  der  Mann  schon  im  Hinblick  auf  den 
bevorstehenden  Scheidungsprozefs  den  Wohnsitz  verlegen  könne.  Es 
bandelt  sich  um  die  mögliche  Verhütung  unliebsamer  Konsequenzen. 
Überdies  kann  der  Mann  auch  genötigt  sein ,  den  Wohnsitz  zu  vor- 
igen. Er  ist  Beamter  und  wird  versetzt  oder  mufs  seines  Erwerbes 
wegen  wandern.  Erfahrungsgemäfs  ändern  sich  häufig  gerade  während 
des  Scheidungsprozesses  und  durch  die  Erörterungen  in  demselben  die 
besten  Gesinnungen  und  Absichten.  Aber  auch  abgesehen  hiervon 
könnte  je  nach  dem  Mafse  der  nach  dem  Personalstatute  zu  leistenden 
Strafe  oder  Entschädigung  ein  wesentlich  höherer  oder  auch  geringerer 
Betrag  zu  zahlen  sein ,  als  nach  demjenigen  Rechte ,  welches  der 
Scheidung  zu  Grunde  lag,  was  namentlich  in  der  Mehrzahl  der  Fälle, 
in  denen  dieses  Recht  zugleich  das  heimische  Recht  der  Gatten  bildet, 
schwer  empfunden  würde.  Andererseits  müfste  es  als  höchst  bedenklich 
erscheinen,  wenn  die  Ehescheidung  nach  einem  Rechte  erfolgte,  welches 
keine  Vermögensstrafe,  sondern  nur  eine  mäfsige  Altmentatlonsverpflichtung 
des  schuldigen  Gatten  auf  gewisse  Zeit  kennt,  und  nun  auf  Grund  des 
Personalstatutes  z.  B.  die  hohe  gemeinrechtliche  Vermögensstrafe  ver- 
langt werden  könnte.  Das  gemeine  Recht  hat  sich  femer  bis  heute 
dahin  fortentwickelt,  dafs  die  gemeinrechtliche  Scheidungsstrafe  in  allen 
Fällen  verschuldeter  Ehescheidung  gefordert  werden  kann.  Aber  dieser 
in  der  Praxis  geübte  Satz  gilt  doch  nur  für  die  in  dem  gemeinen 
Rechte  anerkannten  Eheecheidungsgründe ,  und  es  erscheint  nicht  zu- 
lässig, ihn  ohne  weiteres  auch  auf  solche  eine  Schuld  eines  Gatten  in- 
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yolrierende  Gründe  zu  übertragen,  die  nur  in  einem  anderen  Rechte 
zum  Verlangen  der  Scheidung  berechtigen.  Ist  z.  B.  nach  dem 
preufsischen  Landrechte  (§  718  a,  718  b  TL  II  Tit  1)  oder  einem 
anderen  Gesetze,  welches  diesen  dem  gemeinen  Rechte  fremden 
Scheidungsgrand, 

vergl.  Seufferty  Archiv  Bd.  42  Nr.  87;  Entsch.  des  R.6er. 
in  avils.  Bd.  15  S.  188  flg., 
zuläfst,  wegen  unüberwindlicher  Abneigung  die  Ehe  geschieden,  und 
(nach  dem  preufsischen  Rechte)  der  klagende  Ehegatte  für  den  schul- 
digen Teil  erkli&rt,  so  könnte  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechtes  die 
dem  anderen  Teil  gebührende  Abfindung  (§  786  TL  II  Tit  1)  nicht 
verfolgt  werden.  Die  Gestaltung  dieses  Scheid ungsgmndes  im  prenfsischea 
Rechte  zeigt  überdies  besonders  deutlich  den  Zusammenhang  derselben 
mit  der  als  Folge  gesetzten  Ehescheidungsstrafe.  Es  giebt  aber  in  den 
verschiedenen  Ehescheidungagesetzen  aufserdem  manche  dem  gemanen 
Rechte  unbekannte  Scheidungsgründe,  die  auf  einer  Schuld  des  ver- 
klagten Ehegatten  beruhen.  Nach  §  568  Abs.  2  C.Pr.0.  ist  der  von 
ihrem  Ehemanne  verlassenen  Ehefrau  (für  alle  Scheidungsgründe),  wenn 
der  Ehemann  seinen  Wohnsitz  nur  im  Auslände  hat  und  zu  der  Zeit, 
als  er  die  Kltfgerin  verliefs,  ein  Deutscher  war,  gestattet,  g^;en  den- 
selben bei  dem  Landgerichte  seines  letzten  Wohnsitzes  im  Deutschen 
Reiche  die  Scheidungsklage  zu  erheben.  Diese  Vorschrift  soll  der  Ehe- 
frau besonders  in  Fällen,  wo  sie  nach  dem  Gesetze  am  Wohnsitze  des 
Ehemannes  Scheidung  zu  verlangen  nicht  berechtigt  wftre,  die  Möglich- 
keit, die  Scheidung  herbeizuführen,  eröfinen.  Ist  die  Ehe  daraufhin 
von  dem  deutschen  Gerichte  geschieden  und  der  Ehemann  für  den 
schuldigen  Teil  erklärt,  so  könnte  die  Ehefrau,  fiiUs  für  die  Ehe- 
scheidungsstrafe das  Personalstatut  des  Mannes  zur  Zeit  des  Scheidungs- 
urteiles mafsgebend  wäre,  dieser  aber  in  einem  Staate  wohnt,  welcher 
keine  Ehescheidungsstrafe,  vielleicht  die  Trennung  der  Ehe  vom  Bande 
überhaupt  nicht  kennt  oder  sogar  die  Ehe  nicht  ab  rechtsgültig  ge- 
schlossen anerkennt, 

vergl.  Entsch.  des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  9  S.  393  flg., 
überhaupt  keine  Entschädigung  fordern,  obwohl  sie  einer  solchen 
dringend  bedürfen,  der  Mann  hinreichendes  Vermögen  haben,  and 
gegen  ihn  auch  ein  Gerichtsstand  im  Inlande  (§  24  G.Pr.0.)  begründet 
sein  möchte.  Derartige  unliebsame  und  das  Rechtsgefühl  verletzende 
Konsequenzen  werden  vermieden,  wenn  man  den  nattlrlichen  Zusammen- 
fiang  zwischen  Scheidung  und  Scheidungsstrafe  festhält. 

Von  dieser  Zusammengehörigkeit  geht  auch  das  EinfÜhrungsgesetz 
zum  deutschen  Büigerlichen  Gesetzbuche  ans.  Mit  der  Vorschrift  des 
Art  17:  „Für  die  Scheidung  der  Ehe  sind  die  Gesetze  des  Staates 
mafsgebend,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  an- 
gehört **,  sollen,  woran  nicht  gezweifelt  werden  kann,  auch  die  vermögens- 
rechtlichen Wirkungen  der  Scheidung  getroffen  werden  (s.  Protokolle 
der  I.  Kommission  S.  11524,  13099 — 13104,  und  Motive  zu  Art  120 
des  Entwurfes   des  Einf.Ges.   [jetzt  Art.  201]).     Unter  der  Klage  ist 
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aber  die  Ehescheidungsklage  verstanden.  Ans  Art.  17  in  Verbindung 
mit  Art  201  des  Einf.Ges.  erhellt  zugleich,  dafs  die  Konfliktsfrage 
nur  noch  eine  vorübergehende,  beschränkte  Bedeutung  hat. 

Locus  regit  actum.  —  Kommt  es  hessüglich  der  Form  der  Testaments- 
errichtung  auf  das  Recht  am  letzten  Wohnsitze  des  Testators  an? 
—  Genügt  auch  die  Einhaltung  derjenigen  Form,  welche  gilt,  wo 
das  Rechtsgeschäft  zur  Wirkung  gelangen  soll?  - —  Die  Form  der 
Testamente  richtet  sich  nach  demjenigen  Gesetz,  welches  für  die 
mcUerieUe  Beurteilung  der  Erbfolge  entscheidend  ist.  —  Kann  ein 
formgültig  errichtetes  Testament  seine  Gültigheit  durch  einen 
Wohnsitzwechsel  verlieren? 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  16.  Januar  1899  (Hanseatische  GtorichtszeitQng 
1899,  Beibl  S.  181,  Seufferts  Archiv,  N.  F.  24.  Bd.  8.  257). 

Der  am  2.  März  1896  in  Kingston  auf  Jamaica  verstorbene 
Sanouel  W.  6.  Boeter  hat,  während  er  sich  bei  seinem  Bruder,  dem 
Klüger,  in  Schwelbeck  in  Holstein  aufhielt,  in  einem  von  ihm  selbst 
geschriebenen  und  unterschriebenen  Testamente  d.  d.  21.  August  1892 
den  Kläger  zu  seinem  Universalerben  ernannt.  Von  seinem  Nachlafs 
ist  ein  Betrag  von  5221,63  Mk.  bei  der  Landgerichtskasse  in  Hamburg 
hinterlegt  Dem  Verlangen  des  Klägers  auf  Ausfolge  dieses  Betrages 
widersprechen  die  Beklagten,  die  Mutter  und  die  zwei  Schwestern  des 
Klägers  und  des  Erblassers,  weil  das  Testament  wegen  Nichtbeachtung 
des  ftlr  seine  Form  mafsgebenden  Gesetzes  nichtig  sei.  In  dieser  Be- 
ziehung steht  aufser  Zweifel,  dafs  dasselbe  den  am  Orte  der  Errichtung 
geltenden  Formvorschriilen  des  Herzogtums  Holstein  nicht  entspricht. 
Kläger  macht  aber  geltend,  das  Testament  sei  hinsichtlich  seiner  Form 
nach  dem  rheinischen  Rechte  zu  beurteilen;  denn  der  Testator  habe 
seinen  letzten  Wohnsitz  in  Düsseldorf  gehabt,  also  seien  die  Vor- 
schriften des  Code  cml  Art  969,  970,  999  mafsgebend,  in  welchen 
das  holographische  Testament  anerkannt  ist  Dafs  das  Testament  den 
Vorschriften  des  Art.  970  entspricht,  ist  aufser  Streit  Einig  sind  die 
Parteien  darüber,  dafs  der  Testator  von  1880  bis  zum  Jahre  1890 
seinen  Wohnsitz  in  Düsseldorf,  woselbst  er  als  Offizier  bei  einem 
Hnsarenregiment  stand,  gehabt  hat,  sich  im  Jahre  1890  ä  la  suite 
des  Regiments  stellen  und  im  Jahre  1891  zu  den  Reserveoffizieren 
desselben  versetzen  liefs,  sowie  dafs  er  vom  Jahre  1890  ab  bis  zu 
seinem  Tode  ein  Reise-  und  Wanderleben  ^hrte.  Die  Beklagten  be- 
lianpten,  er  habe  während  dieser  Zeit  mehrfach  einen  anderen  Wohnsitz 
begründet  und  gehabt,  nämlich  einmal  zur  Zeit  der  Testaments- 
errichtung in  Schwelbeck,  sodann  später  im  Jahre  1892/1898  in 
Heidelberg  und  nach  seinem  Abgange  von  dort  auf  dem  Hofgute  des 
Klägers  Jason  in  Holstein. 

Das  Landgericht  hat  dem  Klagantrag  entsprechend  den  Kläger 
für  beftigt  erkllM;,  die  hinterlegten  5221,68  Mk.  für  sich  zu  erheben. 
Die  BeruAing  ist  vom  Oberlandesgericht  IV  am  24.  Juni  1898  zurück- 
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gewiesen.     Die  Revision  der  Beklagten   wurde  vom  Beichsgericht  VI 
am  16.  Januar  1899  verworfen. 

Gründe:  Das  Berofangsgericbt  fülurt  sunl&chst  ans,  dafs  der 
Testator  in  Schwelbeck,  wo  er  sein  Testament  errichtete,  seinen  Wohn- 
sitz nicht  gehabt  habe.  Insoweit  handelt  es  sich  um  thatsächliche  Be- 
urteilung der  von  beiden  Teilen  behaupteten  Verhftltnisse  auf  der 
Grundlage  der  rechtlichen  Erfordernisse  der  WohnsitzbegrUndung.  Ein 
Bechtsirrtum  ist  hierbei  nicht  ersichtlich;  ein  solcher  liegt  insbesondere 
nicht  darin,  dafs  das  Berufungsgericht  unter  anderem  darauf  besonderes 
Gewicht  l^t,  dafs  der  Testator  wtthrend  seines  Aufenthaltes  in  Schwel- 
beck als  Kost^Lnger  seines  Bruders,  des  Klägers,  gelebt  hat  Die 
Frage,  welches  Recht  in  Ansehung  der  notwendigen  Form  des  frag- 
lichen Testamentes  als  mafsgebend  zu  erachten,  hatte  das  Berufungs- 
gericht nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechtes  ttber  das  Örtliche 
Geltungsgebiet  der  Rechtsnormen  zu  beurteilen.  Dies  hat  es  auch 
gethan.  Der  Vorwurf  der  Revision,  das  Berufungsgericht  sei  hierbei 
von  Vorsohriffcen  des  code.  civü  ausgegangen  und  sehe  insbesondere 
diejenige  des  Art  999  ab  eine  Norm  des  sogenannten  intemationalea 
Privatrechtes  an,  ist  nicht  begründet.  Es  spricht  vielmehr  auf  Grund 
seiner  Ansicht,  dafs  nach  den  erwähnten  gemeinrechtlichen  Grundsätsen 
hinsichtlich  der  Formgültigkeit  des  Testamentes  auf  die  Vorschriften  des 
Code  dvü  zu  sehen  sei,  nur  aus,  dafs  der  Testator  nach  Art  999  in 
der  Lage  gewesen  sei,  auch  aufserhalb  seines  Wohnsitzes  ein  Testament 
in  Gemäfsheit  der  Art  969,  970  gültig  zu  errichten. 

Die  Revision  wendet  sich  femer  hauptsächlich  dagegen,  dafa,  wie 
das  Berufungsgericht  im  Anschlufs  an  das  Urteil  des  erkennenden 
Senats  vom  27.  April  1898  (Entsch.  des  R.Ger.  in  Civils.  XXXI 
S.  189  ff.)  ausgeftlhrt  hat,  bei  Nichteinhaltung  der  ain  Orte 
der  Errichtung  des  Testamentes  bestehenden  Form- 
vorschrift auch  in  Ansehung  der  Form  es  auf  das  Gesetz 
am  letzten  Wohnsitz  des  Testators  ankomme.  Geltend 
gemacht  wird :  für  die  Form  der  Rechtsgeschäfte,  besonders  letstwilliger 
Verfügungen,  gelten  selbständige  Grundsätze,  hiemach  seien  der  Regel 
nach  die  Gesetze  am  Orte  der  Errichtung  mafsgebend  (hcu8  regii 
ddwm)»  Diese  Regel  leide  zwar  nach  der  neueren  Theorie  die  Ein- 
schränkung, dafs  auch  die  Einhaltung  derjenigen  Form 
genügen  soll,  welche  dort  gelte,  wo  das  Rechtsgeschäft 
zu  wirken  bestimmt  sei.  Dies  führe  allerdings  bei  letztwilligeQ 
Verfolgungen  auf  den  Wohnsitz  des  Testators.  Allein  dieser  subsidiäre 
Satz  könne  dann  nicht  zur  Anwendung  kommen,  wenn,  wie  im  vor- 
liegenden Falle,  der  Testator  seinen  Wohnsitz  aufgegeben,  einen  neuen 
Wohnsitz  aber  nicht  begründet  habe.  Fehle  es  an  einem  aktuellen 
Wohnsitz  (zur  Zeit  des  Todes),  so  müsse  die  Regel  locus  regü  aekm 
I  allein  entscheidend  sein.     Auch  dieser  Angriff  kann  nicht  als  zntreffsnd 

I  erachtet  werden.     Zuzugeben  ist,    dafs  der  Satz  locus  re^  acktm  von 

I  Schriftstellern  des  internationalen  Privatrechtes  in  dem  Sinne  veistandeo 

I  worden  ist,  mal^gebend  sei  für  die  Form  der  Rechtsgeschäfte  .in  enter 


Digitized  by 


Googl( 


Bürgertiehes  Reeht  etc.  —  Givilptozefs.  897 

Linie  oder  allein  das  Geseta  des  Ortes  der  Errichtung  (s.  Sthäffneri 
Entwickelmig  des  internationalen  Privatreehtes  S.  92  ff.,  105,  182  ff.) 
und  es  mag  sein,  daßi  die  Theorie  im  Auslände  sich  ancb  heute  noch 
in  der  einen  oder  anderen  Richtung  bew^,  wie  die  positive  Gesetz- 
gehong  teilweise  den  Satz  in  dem  von  der  Rerision  aufgestellten  Sinne 
fi98lgelegt  hat  (s.  B.  das  sttohsische  Bürgerliche  Gesetzbuch  §  9).  Allein 
nach  dem  gemeinen  internationalen  PriTatrecfat  besteht  der  die  Form 
der  Rechtsgeschäfte,  insbesondere  d^  letztwilligen  Verfügungen'  be- 
henscheode  Grundsatz  nicht  so,  wie  er  von  der  Revision  fbrmuliert  ist. 
Vielmehr  unterliegt  hiemach  principiell  auch  die  Form  als  ein  Bestand- 
teil oder  als  eine  Voraussetzung  des  Rechtsgeschttftes  der  Beurteilung 
nach  demjenigen  Reifte,  welches  fttr  das  Rechtsgesohitft  in  materieller 
Beaiehung  mafsgebend  ist  Nach  emem  auf  Zweckmft&igkettsgrtlnden 
beruhenden  Gewohnheitsrechte  soll  es  aber  genügen,  wenn  das  Rechts- 
geschäft nach  dem  Gesetze  des  Ortes,  wo  es  errichtet 
wurde,  formgttltig  errichtet' ist  (fifatTt^y,  System  Bd.  VIII  S.  849, 
358;  Wäehier,  Archiv  fttr  die  civil.  Praxis  Bd.  XXV  8.  868  f.; 
V,  Bar^  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechtes  Bd.  I 
§  117  S.  837,  340;  Böhm^  Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen 
8.  18,  188;  Stohbe^  Deutsches  Privatrecht  Bd.  I  §  81;  Unger,  System 
des  österreichischen  Privatrechtes  Bd.  I  §  23  Nr.  VI;  Demburg,  Pan-^ 
dekten  I  §  40;  s.  Entsch.  des  R.Ger.  in  Givilsachen  Bd.  XVIII  8.  46, 
Bd«  XIV  8.  184).  Ein  letzter  Wille  ist  also  formgttltig  errichtet,  wenn 
die  Formvorschrift  gemäfo  dem  ftlr  denselben  ttberhaupt  mafsgebenden 
Rechte  oder  dem  Gesetze  des  Ortes  der  Vornahme  beobachtet  worden 
ist.  In  dieser  Weise  ist  der  Grundsatz  auch  in  das  Einf.Ges.  zum 
B.G«B.  Art  11  Abs.  1  ttbemommen:  „Die  Form  eines  Rechtsgeschäftes 
besthnmt  sich  nach  den  Gesetzen,  welche  ftlr  das  den  Gegenstand  des 
Rechtsgeschäftes  bildende  Rechtsverhältnis  mafsgebend  sind.  Es  gentigt 
jedoch  die  Beobachtung  der  Gesetze  des  Ortes,  an  dem  das  Rechts- 
gesebäft  vorgenommen  wird.^  Das  ftiy  die  materidle  Beurteilung  letzt* 
williger  Verfügungen  im  allgemeinen  entscheidende  Recht  ist  dasjenige, 
das  am  letzten  Wohnsitz  des  ErbUssers  gilt  Wenn  der  Grundsatz 
auch  dahin  ausgedruckt  wird,  es*  mttsse  die  Form  desjenigen 
Rechtsgebietes  beobachtet  werden,  in  welchem  das 
Rechtsgeschäft  zu  wirken  bestimmt  sei,  so  ist  hiermit  doch 
nur  dasjenige  Recht  gemeint,  welches  fttr  die  Beurteilung  des  einzelnen 
Reehtsgeschäftes  überhaupt  mafsgebend  ist  Bei  Rechtsgeschäften  unter 
Lebenden,  besonders  bei  Verträgeu,  wird  hfremach  im  EinzeHUle  zu 
prüfen  sein,  wo  es  „zu  wirken  bestimmt  ist".  Fttr  die  Beerbung' ans 
einem  Testamente  kommt  aber  nur  das  am  letzten  Wohnsitz  des 
Testators  geltende  Recht  in  Betracht,  mag  derNachlafs  sich  dort  oder 
ganz  oder  teilweise  ^an  anderen  Orten*  *  befinden,  mögen  die  'Erben  ihren 
Wohnsitz  dort  oder  an  anderen  Orten  liaben.  Fttr  den  vorliegenden 
Fall,  wenn  der 'Erblasser  den  frttlier  innegehabten  Wohnsitz  aufgegebto 
hat  und  gestorben  ist,  ohne  einen  neuen  Wohnsitz  begrtlndet  zu  hablsn, 
gilt  nnn,  wie  in  dem  Urteile  vom  27.  April  1893  (Entsch.  des  R.Ger. 
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in  Civilsaehen  Bd.  XXXI  S.  189  f.)  ausgeführt  ist,  in  Ansehung  der 
Erbfolge  das  an  dem  früheren,  später  aufgegebenen  Wohnsitae  des 
Erblassers  bestehende  Recht  An  diesem  Satze,  welcher  auf  der  not- 
wendigen Annahme  der  Fortwirkung  des  Rechtes  am  frtthereo  Wohn- 
sitze für  die  einheitliche  Regelung  der  erbrechtlichen  Beaiehuogen 
beruht,  dem  inzwischen,  was  die  Fortwirkung  jenes  Rechtee  betrifft, 
auch  der  IV.  Civilsenat  in  dem  Urteile  vom  10.  Juni  1895  (Entsch. 
des  R.Ger.  in  avilsachen  Bd.  XXXVI  S.  207  f.)  in  anderer  An- 
wendung beigetreten  ist,  mufs  festgehalten  werden,  auch  wenn  die 
Erbfolge  aus  einem  Testamente  in  Frage  steht  Es  sind  diesfalls  im 
wesentlichen  alle  dem  Urteile  vom  27.  April  1893  zu  Grunde  liegenden 
Erwägungen  aisschlaggebend,  so  dafs  hier  darauf  Bezug  genommen 
werden  kann.  Ist  aber  principiell  zunächst  in  Ansehung  der  Form 
der  Testamente  auf  dasjenige  Gesetz  zu  sehen,  welches  für  die 
materielle  Beurteilung  der  Erbfolge  entscheidend  ist, 
weil  eben  die  Form  einen  Bestandteil  oder  eine  Voraussetzung  des 
Testamentes  selbst  bildet,  so  folgt  hieraus,  dafs  wenn  der  Testator  den 
früher  innegehabten  Wohnsitz  angegeben  und  einen  neuen  Wohnsitz 
nicht  begründet  hat  und  wenn  deshalb  für  die  Beurteilung  des  Testa- 
mentes überhaupt  das  am  früheren  Wohnsitz  geltende  Recht  als  das 
entscheidende  zu  erachten  ist ,  dieses  Recht  auch  zur  Anwendung 
kommen  mufs  fllr  die  Beurteilung  der  Form,  so  dafs,  wenn  nur  die 
Formvorschrift  dieses  Rechtes  gewahrt  ist,  das  Testament  als  gültig  er- 
richtet anzusehen  ist.  E^  ist  kein  Grund  ersichtlich,  warum  in  einem 
solchen  Falle  in  Ansehung  der  Form  nur  das  am  Orte  der  Errichtung 
des  Testamentes  bestehende  Recht  entscheidend  sein  sollte,  da  doch 
der  auch  die  Beobachtung  der  nach  diesem  Rechte  vorgeschriebenen 
Form  zulassende  Gewohnheitsrechtssatz  sich  nur  aus  Zweckmäfsigkeits- 
gründen,  aus  Rücksicht  auf  die  Erleichterung  des  Verkehrs  und  die 
Möglichkeit  der  Errichtung  von  letztwilligen  Verfügungen  Geltung  ver- 
schafit  hat  WillktLrlich  ist  die  Unterstellung  der  Revision,  der  Testator 
habe  auf  die  Befugnis,  in  einem  holographischen  Testamente  über  den 
Nachlafs  zu  ver^en,  mit  Aufgabe  seines  Wohnsitzes  in  Düsseldorf 
verzichtet  Er  wollte,  wie  das  Berufungsgericht  mit  Recht  hervorhebt, 
unter  allen  Umständen  ein  gültiges  Testament  errichten,  zu  welchem 
Zwecke  ihm  die  Wahl,  die  eine  oder  die  andere  Formvorschrift  wahr- 
zunehmen, offisn  stand.  Dahingestellt  bleiben  kann,  welche  Bedeutung 
etwa  der  klar  ausgedrückten  Absicht  eines  Testators,  nur  nach  der 
Formvorscfarift  eines  bestimmten  Gesetzes  testieren  zu  wollen,  beizu- 
messen wäre. 

Für  gänzlich  einflufslos  auf  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  der 
Erblasser  das  Testament  vom  21.  August  1892  in  der  von  ihm  ge- 
wählten Form  gültig  errichten  konnte,  erachtet  das  Berufungsgericht 
die  etwa  später  (November  1892  und  1893)  erfolgte  Bekundung  eines 
neuen  Domizils  in  Heidelberg  oder  auf  dem  Hofe  Jason  in  Holstein, 
weil  ein  hinsichtlich  seiner  Form  gültig  errichtetes 
TsiBstament  seine  formelle  Gültigkeit   nicht  durch  einen 
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Wechsel  des  Wohnsitzes  yerlie^f^e.  Ob  dieser  Ansicht  auch 
för  den  Fall  beigetreten  werden  könnte,  wenn,  wie  hier,  der  Erblasser 
aofserhalb  seines  Wohnsitzes  (oder  des  Ortes,  welcher  als  sein  Wohn- 
sitz gilt)  an  einem  anderen  Orte  ohne  Beachtang  der  für  letzteren 
bestehenden  Formvorschriften  ein  Testament  nach  dem  Rechte  seines 
Wohnsitzes  errichtet,  ob  solcben&lls  nicht  yielmehr,  wenn  der  Testator 
nachher  einen  neuen  Wohnsitz  begründet,  in  Konsequenz  des  ent- 
wickelten Princips  das  Recht  des  neuen  Wohnsitzes  auch  hinsichtlich 
der  Form  als  mafsgebend  angesehen  wehlen  mttfste  (s.  WäMer  S.  382 ; 
Unger  Bd.  I  S.  208  Anm.  190;  v.  Bar  Bd.  II  §  370  S.  824  Noten 
21,  22;  dagegen  Böhm  S.  189;  Stohhe  Bd.  I  §  31  Anm.  11;  Schäfer 
S.  195;  Eccms,  Preufsisches  Privatrecht  Bd.  IV  §  249  Anm.  155, 
156),  kann  dahingestellt  bleiben.  Denn  hätte  der  Testator  seinen 
letzten  Wohnsitz  (nach  Errichtung  des  Testamentes)  in  Heidelberg 
genommen,  so  wäre  die  Beurteilung  der  Formgtlltigkeit  des  Testamentes 
deshalb  keine  andere,  weil  nach  den  Sätzen  969,  970,  999  des  badischen 
Landrechtes  das  holographische  Testament  gerade  so  wie  im  eode 
cwü  anerkannt  ist,  was  auch  das  Berufungsgericht  zu  einem  anderen 
Streitpunkte  der  Parteien  hervorhebt.  Eben  dort  tnßt  es  aber  weiter 
ohne  Rechtsirrtum  die  Feststellung,  dafs  der  Erblasser  einen  Wohnsitz 
in  Jasen  im  Jahre  1898  nicht  begründet  hat 

Patentgesete. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  la  Mai  1899  (Jur.  Wochenschrift  1899  S.  444). 

Wegen  Verletzung  ausländischer  Patente  kann  von  dem  inländischen 
Gerichte  kein  Schutz  begehrt  werden  (vergl.  Jur.  Wochenschrift  1890 
S.  280  Nr.  24,  Entsch.  des  R.Ger.  in  Oivils.  Bd.  30  8.  52). 

Verlast  der  StacUsangehörigheit. 

Beschlufs  des  Oberlandesgerichts  Colmar  vom  18.  Dezember  1898  (Jur.  Zeitschr. 
für  Ssals-Lothrmgen  Bd.  24  S.  263). 

Die  Staatsangehörigkeit  geht  bei  ununterbrochenem  zehnjährigen 
Aufenthalte  im  Auslande  auch  dann  verloren,  wenn  der  Aufenthalt 
während  dieser  Frist  ganz  oder  zum  Teil  in  die  Zeit  der  Minder- 
jährigkeit fällt 

Gründe:  Der  Angeschuldigte  St.  ist  am  11.  November  1867  in 
M.  geboren,  woselbst  damals  seine  gleich&lls  aus  Elsafs  -  Lothringen 
herstammenden  Eltern  wohnten,  also  durch  Abtretung  von  Elsaffa- 
Lothringen  an  Deutschland  Deutscher  geworden.  Er  hat  jedoch  nach 
§  21  Abs.  1  des  R.Oes.  vom  1.  Juni  1870  die  deutsche  Reichs-  und 
elsafs- lothringische  Landesangehörigkeit  dadurch  wieder  verloren,  dafs 
er  1880  bald  nach  seinen  Eltern  das  Reichsgebiet  verliels  und  seitdem 
bis  an&ngs  1898,  also  ttber  zehn  Jahre,  ununterbrochen  im  Auslande 
(Frankreich)  sich  aufhielt  Der  Lauf  dieser  zehnjährigen  Verlustirist 
begann  mit  dem  1880  erfolgten  Verzuge  des  St  nach  Frankreich, 
nicht  erst  mit  dem  am  11.  November  1888  stattgehabten  Eintritt  des- 
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selben  iü  di»  AlUft  iet  VolljtflMgkeit;  denn  eg  bewirkt,  wie  im  Ober- 
la&desgericht  in  Übereinstimmung  mit  den  Entscfaeiduügen  des  Beicbs^ 
geriehts  vom  4.  Febtnar  1895  uiid  28.  November  1895  und  dbfm 
BegHlndung  (Entscb.  in  dtrafr.  Bd.  XXVI  8:  427,  Bd.  XXYIII 
S.  24)  annimmt,  die  blofse  Tbfttsache  des  nnnutetbrochenen  sehn- 
jKhrigen  Aufenthalts  im  Inlande  auch  für  Minderjfthrige  den  Verliut 
der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit.  Der  angefochtene  Besehlufs  hat 
deshalb  mit  Recht  ein  gegen  den  St.  als  Auslftnder  wegen  im  Auslande 
begangenem  strafbaren  Handlungen  im  Inlande  zu  richtende  3traf7e^ 
folgung  nach  §  4  Str.O.B.  für  unsullKssig  erachtet 


B.   ReehtBbülfe. 

Ersuchen    der  Berußgenossenst^aften  an   die  AnUagerichte   um 
Zeugenvernehmung. 

B^schlufs  des  Oberland^erichtB  Colmar  vom  3.  Oktober  1898  (Jür.  ZätscÜr« 
ifttr  E&aTs-Lothringen  24:  Bd.  8.  222). 

Die  Bestimmungen  der  §§  157 — 1'60  6.V.G.  bezieMen  sich  nur 
auf  die  den  Gerichten  zu  gewährende  Recht^hülfe  und  können  nicht 
ohne  weiteres  auf  andere  Behörden,  namentlich  nicht  auf  E^rsuch- 
schreiben  von  Berufsgenossenschaften  ausgedehnt  werden. 

Orttnd^e:  Nach  den  §§  157  ff.  des  G.V.Ot  haben  zwar  die  Amt«' 
gericbte  die  in  diesem  Gesetze  voigesehene  Rechtshtllfe  zu  leisten.  Die- 
selbe ist  aber  auf  die  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  Straftacheo 
den  Gerichten  zu  gewährende  Rechtshttlfo  beschränkt  und  kann 
ohne  gesetzliche  Bestimmung  nicht  ohne  weiteres  auf  etwa  in  andern 
Fällen  und  von  andern  Behörden  zu  leistende  RechtshUlfe  ausgedehnt 
werden.  Noch  weniger  können  für  solche  Fälle  die  in  den  §§  159 
und  160  jenes  enthaltenen,  vom  gewöhnlichen  Verfahren  aliweichenden 
und  insbesondere  bezüglich  des  Instanzenzuges  Ausnahmebestimmangen 
enthaltenden  Vorschriften  ftlr  anwendbar  erachtet  werden.  Das  Ober- 
landesgericht sieht  sich  demnach  aufser  stände,  dem  bei  ihm  gestellten 
Antrage  zu  entsprechen.  Vergl.  übrigens  Entsch.  des  R.G^.  1896  in 
der  Jur.  Zeitscl^.  für  Elsafs- Lothringen  S.  289  und  489. 
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Österreich. 

ReehtspreeliiiBg  der  •storreieUaelieii  CtorielitsMfe. 

Nicht  der  im  Auslände  gelegene  Amtssitz  des  ErhlttöserSy  sondern 

Wien  ist  als  dessen  letzter  Wohnsitz  anzusehen,  wenn  er  seinen 

Amtssitz  verließ,  um  hier  seine  Pensionierung  zu  erwirken  und 

sohin  ständig  zu  wohnen, 

EbitBch.  des  k.  k.  obersten  Gerichtshoft  Yom  14.  Mftiz  1899  (Zeitschrift  für 
Notariat  nnd  firdwillige  Gerichtsbarkeit  in  Österreich  1899,  S.  161). 

In  der  Verlassenschaftsabhandlungssache  nach  dem  am  28.  Jnni 
1898  in  Wien  (I.  Petersplatz  Nr.  12,  Hotel  Wandl)  mit  Hinterlassung 
von  Bchriftlicben  letastwilligen  Anordnungen  yerstorbenen  A.,  k.  und  k. 
Österreichisch-ungarischen  Generalkonsul  in  X.  in  Kleinasten,  fimd  das 
k.  k.  Bezirksgericht,  Innere  Stadt  I  in  Wien  laut  Beschlufs  vom 
11.  Jftnner  1899,  G.Z.  ^'  ^-J^»-^^  von  dem  ermittelten  reinen  Nach- 
lasse  keine  frommen  Gebtthren  zu  bemessen,  weil  der  Erblasser  nicht 
in  Wien,  sondern  in  X.,  wo  er  L  und  k.  Generalkonsul  war,  seinen 
ordentlichen  Wohnsitz  hatte  und,  als  er  starb,  seinen  ordentliehen 
WohnsitB  in  Wien  noch  nicht  begründet  hatte. 

Dem  Rekurse  des  n.  tf.  Liandesausschusses  gegen  den  Beschlufs 
der  ersten  Instanz,  insofern  damit  ausgesprochen  wurde,  dafs  von  dem 
reinen  Nachlasse  kein  Schnlbeitrag  zum  n.  6,  Landesfonds  bemessen 
werde,  hat  das  k.  k.  Landesgmcht  in  Wien  ab  Rekursgericht  mit 
Beschlufs  vom  18.  Februar  1899,  G.Z.  ^  "^^^^"^  i  Folge  gegeben 
und  diesen  Teil  des  angefochtenen  Beschlusses,  dessen  übriger  Inhalt 
unberührt  bleibt,  dabin  abgettndert,  dafs  von  dem  reinen  Nachlasse 
mth  A.  der  gesetzliche  Schnlbeitnig  für  den  n.  ö.  Landesfbnds  zu  ent« 
richten  ist  Die  Bemessung  desselben  wurde  dem  k.  k.  Bezirksgerichte 
Innere  Stadt  I  aufgetragen. 

Diese  Entscheidung  stützt  sich  darauf,  dafs  aus  den  anläßlich  der 
Einleitung  der  Verlassenschaftsabhandlung  gepflogenen  Erhebungen 
hervorgeht,  dafs  der  Erblasser  seinen  bishr*rigen  Wohnsitz  und  Dienst- 
posten in  X.  in  der  Absicht  definitiv  verlassen  hat,  um  in  Wien  seine- 
Pensionierung  zu  erwirken  und  hier  seinen  dauernden  Aufenthalt  zu 
nehmen,  zu  welchem  Zwecke  er  auch  schon  eine  Wohnung  auf- 
genommen hat  An  dem  Beziehen  derselben  wurde^  er  durch  seine 
Erkrankung  verhindert  Hiermit  ergiebt  sich,  dafs  er  sich  in  Wien 
in  der  Absicht  niedergelassen  hat,  hier  seinen  bleibenden  Aufenthalt  zu 
nehmen,  daher  Wien  auch  als  sein  letzter  Wohnsitz  im  Sinne  des  §  66 
J.N.  angesehen  werden  mufs.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  ist  die  Ver- 
pflichtung der  Verlassenschaft  zur  Entrichtung  des  Schulbeitrages  im 
§  1  des  Ges.  vom  18.  Dezember  1871.  Nr.  1  RG.Bl.  ex  1872,  be- 
gründet,  da  aus  der  Entstehung  und  dem  Zwecke  dieser  Abgabe  sich 

Z«itaohrift  f.  intern.  Priyai-  u.  Strafreoht  etc.,  Band  IX.  26 
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ergiebt, .  dafs  ein  Nachlafs  dort  als  vorkommend  anzusehen  ist,  wo  der 
Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  gehabt  hat 

Dem  Revisionsrekurse  der  erblasserischen  Witwe  und  testamen- 
tarischen Universalerbin  gegen  den  rekursgerichtlichen  Beeehlofs  hat  der 
k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  Entsch.  vom  14.  März  1899,  Z.  4034, 
keine  Folge  gegeben  und  diesen  Beschlufs  aus  dessen  Gründen  und  in 
der  weiteren  Erwttgung  bestätigt,  dafs  der  pensionierte  Sektionschef  B. 
bei  seiner  am  15.  Juli  1898  protokollarischen  Einvernahme  selbst  an- 
gegeben hat,  dafs  A.,  bevor  er  seinen  Dienst  als  Generalkonsul  in  X. 
antrat,  in  Wien,  I.  Stroblgasse  2,  gewohnt  hat,  dafs  er  im  Juni  1898 
von  X.  nach  Wien  in  der  Absicht  gereist  sei,  bei  dem  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äufseren  sein  Pensionsgesuch  zu  überreichen  und  sich 
sohin  in  Wien  ansässig  zu  machen,  woselbst  er  bereits  eine  Jahres- 
wohnung gemietet  hatte,  und  dafs  auch  laut  Note  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums des  Äufsem  und  des  kaiserl.  Hauses  vom  20.  Juli  1898  A. 
seinen  letzten  ständigen  Aufenthalt  in  Wien  hatte,  woselbst  er  vor 
mehreren  Jahren  unter  der  Adresse:  I.  Stroblgasse,  domizilierte,  im 
Juni  1898  zu  dauerndem  Aufenthalte  aus  dem  Auslande  in  Wien  ein- 
getroffen war  und  bereits  in  der  Ftthrichgasse  im  I.  Bezirke  eine 
Wohnung  gemietet  hatte.  Hiemach  hat  aber  das  Rekursgericht  mit 
Recht  angenommen,  dafs  A.  zur  Zeit  seines  Ablebens  (28.  Juni  1898) 
seinen  ordentlichen  Wohnsitz  wieder  in  Wien  aufgeschlagen  hatte,  dafs 
daher  auch  der  Nachlafs  als  in  Niederösterreich  vorgekommen  (und 
vorzugsweise  in  Wertpapierendepots  bei  der  Kreditanstalt  und  der 
Firma  C  &  Cie.  Nachfolger  in  Wien  bestehend)  von  der  Leistung  des 
Schulbeitrages  nach  §  1  des  Ges.  vom  18.  Dezember  1871 ,  Nr.  1 
RG.BI.  ex  1872,  nicht  beireit  ist  (s.  auch  §§  66  und  69  der  Jur.N. 
vom  1.  August  1895,  Nr.  111  R.G.B1.). 

Der  bewegliche  Nachlafs  eines  ausländischen  Staatsbürgers,  der 
im  Auslande  seinen  Wohnsiis  hatte,  kann  0ur  EntricMwng  des 
Schidbeiirages  (Ges.  vom  18.  Dezember  1871  j  L.G.BI.  für  N.Ö. 
Nr.  1  ex  1872)  auch  dann  nicht  herangezogen  werden^  wenn  die 
Verlassenschaftsabhandlung  vor   einem    österreichischen    Oerichte 

stattfindet. 

Entsch.  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofs  vom  10.  Jänner  1899,  Z.  135.  — 
I.  Senat  (Beil.  z.  Allg.  Ost.  Ger.Ztg.,  avilentscheidungen  S.  109). 

Das  Bezirksgericht  Innere  Stadt  Wien  I.,  welches  im 
Sinne  des  §  108  J.N.  vom  1.  August  1895,  R.G.BL  Nr.  111,  als 
Abhandlungsbehörde  nach  der  in  Mailand  verstorbenen  und  daselbst 
wohnhaft  gewesenen  italienischen  Staatsangehörigen  A.  einschritt,  hat 
ausgesprochen,  dafs  von  dem  abgehandelten  beweglichen  Nachlasse  der- 
selben ein  Scbulbeitrag  zum  n.  ö.  Landesschulfonde  nicht  zu  entrichten 
sei.  Über  Rekurs  des  n.  ö.  Landesausschusses  hat  das  Landes- 
gericht  in  Wien  als  Rekursgericht  den  erstrichterlichen  Be- 
schlufs  in   der  Erwägung   bestätigt,    dafs   unter  den  im  §  1  des  Ges. 
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vom  18.  Dezember  1871,  L.G.BI.  für  N.ö.  Nr.  1  ex  1872,  angeführten 
in  NiederöBterreich  vorkommenden  Verlassenschaften  nur  der  Nacblafs 
jener  Personen  verstanden  werden  kann,  welcbe  in  Niederösterreicb 
ihren  ordentlichen  Wohnsitz  hatten,  znmal  der  Orund  zor  Abnahme 
eines  Beitrages  für  Schnlzwecke  von  einem  Nachlafsvermögen  nicht  in 
dem  Einschreiten  einer  oder  der  anderen  Abhandlungsbebtfrde,  sondern 
darin  liegt,  dafs  angenommen  werden  kann,  der  Erblasser  sei  in  der 
Lage  gewesen,  von  der  Schaleinricbtung  des  betreffenden  Landes 
Gebraach  zu  machen ,  was  bei  jenen  Personen,  welche  —  wie  in 
diesem  Falle  die  Erblasserin  —  aufserhalb  dieses  Landes  ihren  Wohnsitz 
hatten,  nicht  zutrifft;  dafs  dieser  Aaffassung  aach  §  4  obigen  Gesetzes 
entspricht,  wonach  unbewegliches  Vermögen,  welches  nicht  in  Nieder- 
österreich liegt,  bei  der  Berechnung  des  Schulbeitrages  nicht  in  Anschlag 
zu  bringen  ist,  obwohl  auch  dieses  Vermögen,  sofern  es  nicht  im  Aus- 
lande sich  befindet,  der  Verlassenschafksabhandlnng  unterzogen  wird. 

Der  ObersteGerichtshof  hat  dem  aufserordentlichen  Revisions- 
rekurse  des  n.  ö.  Landesausschusses  bei  Abgang  der  Voraussetzungen 
des  §  16  des  kaiserl.  Pat  vom  9.  August  1854,  R.G.BL  Nr.  208, 
keine  Folge  g^eben  und  hat  der  richtigen  Begründung  des  Rekurs- 
gerichtes noch  hinzugefügt,  dafs  die  italienische  Staatsangehörige  A. 
seit  ihrer  im  Jahre  1866  erfolgten  Verehelichung  ihren  bleibenden 
Wohnsitz  in  Italien  und  auch  frtther  ihren  Wohnsitz  nicht  in  Nieder- 
österreicb hatte,  dafs  nach  §  23  des  cit  kaiserl.  Pat  und  der  Kons|ilar- 
konvention  vom  15.  Mai  1874,  R.G.BL  Nr.  96  ex  1875,  der  in  Oster- 
reich befindliche  bewegliche  Nachlafs  eines  italienischen  Staatsangehörigen 
überhaupt  der  Konsularbehörde  zur  weiteren  Verfügung  auszufolgen 
wXre,  dafs  im  vorliegenden  Falle  das  Bezirksgericht  Innere  Stadt  I  in 
Wien  nur  deshalb  als  Abhandlungsbehörde  nach  der  A.  gemäfs  §  108 
J.N.  einschreitet,  weil  die  Testamentserben  dies  begehrt  haben,  und 
gegen  dieses  Begehren  laut  Zuschrift  der  Konsulatskanzlei  der  königL 
italienischen  Botschaft  vom  1.  August  1898  seitens  derselben  keine 
Einwendung  erhoben  wurde>  dafs  dies  jedoch  nicht  ausreicht,  eine  Ver- 
pflichtung der  auch  in  Mailand  domizilierenden  Testamentserben  zur 
Entrichtung  eines  Schulbeitrages  von  dem  Nachlasse  zu  begründen, 
nachdem  derselbe  keineswegs  für  die  Abhandlungspflege 
bei  einem  inländischen  Gerichte  gefordert  und  eingehoben 
wird. 

Überreichung  der  Klage  bei  einem  ausländischen  Gerichte  schulet 
nicht  gegen  das  Erlöschen  der  im  §  530  Str.G.  bestimmten  Frist. 

Entseh.  vom  9.  Dezember  1898,  Z.  11 783  (Beil.  z.  AUg.  Ost  Ger^tg.,  Straf- 
entscheidungen  S.  129). 

Die  am  18.  September  1895  herausgegebene  Nummer  5001  des 
Triester  Blattes  „II  Piccolo"  brachte  einen  von  Leonardo  T.  unter- 
zeichneten Au&atz,  der  ehrenrührige  AnwUrfe  wider  den  Fiumaner 
Polizeikommissär  M.  erhebt  In  einer  am  16.  Dezember  1895  beim 
ikönigl.  Gerichtshöfe  in  Fiume  überreichten  Eingabe  verlangte   deshalb 
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M.  die  Bestrafbng  des  T.  Der  G^ichtshof  leitete  ▼orent  ttber  die 
Heinifttszustlliidigkcit  des  letzteren  ErhebungeD  ein  und  trat  im  Oktober 
1896  den  Akt  an  das  Landesgericht  in  Triest  ab,  als  sich  ergab,  dafs 
T.  nach  Orsera,  Besirk  Parenzo,  zuständig  sei.  Am  16.  Oktober  1896 
sehritt  der  Untersnchungsrichter  des  Landesgerichtes  mi  Einleitung  der 
Voruntersnchong;  anf  seine  Veranlassung  wurde  T.  am  15.  Noyember 
1896  als  Beschuldigter  vernommen,  aber  zur  Vornahme  der  Hauptver- 
haudlung  gelangte  das  Landesgericht  nach  mancherlei  Zwisehexiftllen 
(Einstellung  des  Verfahrens,  Aufhebung  dieses  Beschlusses  durch  die 
Rechtsmittelinstanz,  Httckstellung  der  Anklageschrift  zur  Verbesserung 
u.  dgl.  m.)  erst  am  9.  Juli  1898.  In  derselben  wurde  von  der  Fngen- 
stellnng  im  Sinne  des  §  817  Str.Pr.O.  Umgang  genommen  und  Leonardo 
T.  ob  Eintrittes  der  Klags-  und  Deliktsverjährung  von  der  Anklage 
wegen  Vergehens  gegen  die  Sicherheit  der  Ehre  freigesprochen.  Der 
Privatanklüger  ergriff  das  Rechtsmittel  der  Nichtigkeitsbeschwerde.  Anf 
Grund  des  §  112  des  ungar.  Str.  Ges.  ttber  Verbrechen  und  Vergehen 
(Ge6.Art  XXXVII  vom  Jahre  1880),  welches  zur  Stellung  des  Vsr- 
folgungsantrages  dreimonatliche  Frist  gewährt,  meint  er  durch  die  beim 
kOnigl.  Gerichtshof  ttberreichte  Eingabe  vom  16.  Dezember  1895  sein 
Verfblgungsrecht  gewahrt  zu  haben;  der  von  ihm  nicht  veischnldetea 
Verzögerung,  welche  mit  den  Erhebungen  ttber  die  HeimatsangehOrigkeit 
des  Angeklagten  verbunden  war,  läfst  sich  aber  nach  seinem  Daftr- 
halten  eine  ihm  nachteilige  Wirkung  nicht  zugestehen^). 

Der  Kassationshof  verwarf  die  Nichtigkeitsbeschwerde. 

Gründe:  Gestützt  anf  §  344  Z.  11  Str.Pr.O.  ficht  die  Nichtig- 
keitsbeschwerde  das  Urteil  lediglich  aus  dem  Grunde  an,  weil  Em- 
bringung  der  Klage  und  Verjährung  nicht  nach  den  Bestimmungen  des 
ungarisdien ,  sondern  nach  jenen  des  österreichischen  Stra%esetzes  be- 
urteilt wurden.  Sie  erscheint  aber  vollkommen  unbegrttndet.  Denn 
sowohl  für  das  in  der  Klage  enthaltene  formelhreehtliche  Begehren  um 
strafrechtliche  Veriblgung  des  Angeklagten  bezüglich  der  durch  Ver- 
öffBUtlichung  des  in  der  Druckschrift  „Piccolo**  am  18.  September  1895" 
erschienenen  Artikels  in  Triest  begangenen  That,  als  auch  für  die 
Beurteilung  der  That  selbst  in  materiellrechtlicher  Hinsicht  sind  die 
Bestimmungen  der  österreichischen  Gesetze  mafsgebend. 

In  ersterer  Beziehung  bestimmt  der  Art  1  des  Ges.  vom  28.  Mai 
1878,  R.G.B1.  Nr.  119,  betr.  die  Einführung  einer  Strafprozefsordnung,. 
dafs  letztere  als  alleinige  Vorschrift  bei  allen  Strafgerichten  zu 
dienen  hat,  und  verordnet  §  1  Str.Pr.O.,  dafs  eine  Bestrafung  wegen 
der  den  Gerichten  zur  Aburteilung  zugewiesenen  Handlungen  nur 
nach  vorgängigem  Strafverfahren  in  Geroärsheit  der  Strafprozeßordnung 
und  infolge   eines   von   dem   zuständigen  Richter  gefüllten  Urteiles  er- 


1)  Wenn  die  Einleitung  oder  Fortsetzunff  des  8trafrer£ahreDS  von  der 
behördlichen  Entscheidung  einer  Vorfrage  abhängig  ist,  so  ruht  (nach  §  109 
des  Ungar.  Str.Ges.)  die  Verjährung  bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  Aber 
die  Vorfrage. 
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folgen  kann.  Nach  §  46  Str.Pr.O.  aber  ist  das  Begehren  um  sfcraf- 
reditUche  Verfolgong  bei  dem  Strafgerichte  eu  stellen,  welches  den 
citierten  Bestimmungen  gemäfs,  abgesehen  von  seiner  sonstigen  Juris- 
diktion, zomindest  ein  im  GeltongQgebiete  der  Strafprozefsordnong 
liegendes  Strafgericht  sein  mofs. 

Anlangend  die  Verjährong  wurde  dieselbe  in  richtiger  Weise  nach 
dem  Osterreichischen  Stra%esetze  beurteilt,  denn  nach  Art  1  des  Kund- 
machnngspatentes  vom  27.  Mai  1852,  R.G.BL  Nr.  117,  hat  das  Straf- 
gesetz in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern 
auch  ab  alleinige  Vorschrift  fttr  die  Bestraiung  der  darin  bezeich- 
neten Handlungen  zu  gelten,  und  werden  in  demselben  die  Erlassnng 
der  Strafe  und  die  Verjährung,  wodurch  ein  Vergehen  erlischt,  in  den 
§§  580 — 582  behandelt.  Da  nun  festgestelltermafsen  weder  der  Privat- 
ankläger  von  der  Zeit  an,  wo  ihm  die  strafbare  Handlung  bekannt 
geworden  ist,  durch  sechs  Wochen  bei  einem  in^dischen  Strafgerichte 
Klage  geführt  hat,  noch  der  Angeklagte  von  dem  Zeitpunkte  der  an- 
gebUch  begangenen  strafbaren  Handlung  in  der  vom  §  582  Str.Ges. 
bestimmten  Zeit  von  einem  inländischen  Strafgerichte  in  Untersuchung 
gezogen  worden  ist,  so  hat  der  Gerichtshof  erster  Instanz  mit  Recht 
angenommen,  dafs  das  inkriminierte  Vergehen  sowohl  durch  Erlassung 
der  Strafe  im  Sinne  des  §  580  Str.Ges.  als  auch  durch  Verjährung 
gemäfs  §  581  Str.Ges.  erloschen  ist. 

Es  mufste  sohin  die  Nichtigkeitsbeschwerde  verworfen  werden. 


Belgien. 

Rechtspreelmiig  belgischer  fiferichtsliSfe. 

Staatsangehörigkeä. 
Urteil  des  Appellhofes  von  Lüttich  vom  20.  Januar  1897  (Clunet  1899  S.  620). 
Zu  Gunsten  des  Belgiers,  der  seine  Heimat  verlassen  hat,  wird 
bis  zum  Gegenbeweis  vermutet,  dafs  er  die  Absieht  habe,  zurückzu- 
kehren. Durch  die  Abwesenheit  für  sich  allein,  solange  sie  auch  ¥^hrt, 
geht  die  Eigenschaft  als  belgischer  Staatsangehöriger  nicht  verloren. 
Es  müssen  tibatsächliche  Umstände  vorliegen,  die  auf  die  Absicht  des 
Au%ebens  des  Wohnsitzes  in  Belgien  schliefsen  lassen. 


England. 


Waremseichen. 
ürteU  des  Polizeigerichts  vom  22.  April  1897  {Clunet  1899  S.  614). 
Dadurch,   dafs  für  eine  im  Auslande  hergestellte  Ware  ein  eng- 
lisches Warenzeichen  oder  ab  solches  englische  Worte  gebraucht  werden, 
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wird  nach  englischem  Handelsgebnuche  nicht  bewiesen,  dafs  die  Waie 
in  England  gefertigt  wurde.  Es  wird  hierdnich  also  anch  nicht  das 
Gesetz  von  1887  über  die  Warenzeichen  verletzt 

Sequestration,  Konkurs. 
Urteil  des  obersten  Gerichtshofes  vom  29.  Oktober  1897  (Clunei  1899  S.  612). 

Wenn  der  Schuldner ,  der  zur  Zahlung  verurteilt  wurde ,  dieselbe 
▼erweigert  oder  versäumt,  wiewohl  er  die  Mittel  dazu  hat,  kann  san 
Vermögen  mittelst  richterlicher  Ordonnanz  unter  Sequestration  gestellt 
werden.  Ist  der  Schuldner  Ausländer,  so  genügt  zu  deren  Verhängung, 
wenn  sich  derselbe  augenblicklich  in  England  aufhält 

Zur  Eröffnung  des  Konkurses  über  sein  Vermögen  ist  nicht  er- 
forderlich, dafs  der  Schuldner  in  England  seinen  Wohnsitz  bat,  oder 
dafs  er  in  dem  dem  Antrage  vorhergehenden  letzten  Jahre  hier  gewohnt 
oder  ein  Wohn-  oder  Geschäftshaus  gehabt  hat 


Frankreich. 

Rechtsprechung  franzSsischer  CferichtshSfe. 

Staatsangehörigkeit  hei  Ehescheidung. 

Urteil  des  Givilgerichts  der  Seine  vom  28.  Juni  1898  {Clunet  1899  S.  379). 

Es  besteht  keine  Gesetzesvorschrift,  wonach  die  Ausländerin,  welche 
durch  ihre  Verheiratung  mit  einem  Franzosen  Französin  geworden  ist, 
diese  Eigenschaft  durch  die  spätere  Ehescheidung  oder  den  Tod  ihres 
Ehegatten  verliert 

Fremdenaufenthalt, 
Urteil  des  AppellgerichtB  von  Pan  vom  21.  April  1894  (Clunei  1899  S.  383). 

Es  kann  nur  dann  angenommen  werden,  dafs  ein  Ausländer  die 
vom  Fremdengesetz  vom  8.  August  1893  vorgeschriebene  Erklärung 
abgegeben  hat,  wenn  er  einen  Auszug  aus  einem  Register,  das  dieselbe 
feststellt,  vorlegt 

Der  Ausländer,  dem  dieser  Auszug  nicht  behändigt  wurde,  kann 
nicht  geltend  machen,  dafs  seine  Erklärung  vom  Bttrgermeistereisekretär 
nicht  angenommen  worden  war,  weil  er  die  Kosten  des  ihm  Über  seine 
Erklärung   zu  liefernden   Kegisterauszuges   zu   bezahlen   sich    weigerte. 

Das  Fremdengesetz  vom  8.  August  1893  ist  auf  alle  Ausländer, 
ohne  Unterschied,  ob  sie  sich  bereits  vor  der  Verkttndung  desselben 
in  Frankreich  aufgehalten  haben  oder  nicht,  anwendbar.  Es  betrifft 
sogar  diejenigen,  die  schon  die  Erklärung  gemäfs  des  Dekretes  vom 
2.  Oktober  1888  abgegeben  haben. 
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Aufenthalt  der  Ausländer. 

Urteil  des  ZuchtpolizeigerichtB   zn  Douai  vom  80.  Juni  1896  (Clunet  1899 

8.  574). 

Art  1  des  Ges.  yom  8*  Angust  1898,  dessen  Haaptzweck  dahin 
geht,  die  nationale  Arbeit  zu  schützen,  unterwirft  der  Notwendigkeit 
der  Anmeldang  des  Anslftnders  bei  dem  Bürgermeister  des  Aufenthalts- 
ortes jeden  solchen  Ausländer,  der  in  eine  Gemeinde  kommt,  um  hier 
ein  Geschltft,  einen  Handel  oder  ein  Gewerbe  zu  betreiben,  und  zwar 
ohne  Rücksicht  auf  die  Dauer  seines  Aufenthaltes  in  dieser  Gemeinde. 
Es  genügt  der  bloise  Aufenthalt  ohne  längeren  Wohnsitz.  Befreit  davon 
ist  blofs  der  bei  zufälligem  und  in  kurzer  Zeit  vorübergehendem 
Aufenthalt  geschehende  Betrieb.  Nicht  darunter  fällt  aber  die  öftere 
Wiederkehr  eines  ausländischen  Zahnarztes  behu&  Ausübung  seines 
Beru&. 

Natürliches  Kind. 

Urteil  des  Kassationshofes  zn  Paris  vom  17.  Januar  1899  (Cluna  1899  S.  546). 

Die  in  Frankreich  wohnhaften  Ausländer  bleiben  in  Bezug  auf 
ihre  Familienrechte  den  Gesetzen  ihres  Staates  unterworfen,  soweit 
deren  Anwendung  nicht  gegen  die  öffentliche  Ordnung  verstöfst.  Dies 
gilt  auch  für  die  Anerkennung  oder  Anfechtung  der  Vaterschaft  eine» 
anfserehelichen  Kindes.  Es  sind  dies  Rechtshandlungen,  welche  un- 
mittelbar die  Familie  betreffen,  und  für  welche  nur  die  ausländischen 
Gesetze  für  Ausländer  mafsgebend  sind.  Insbesondere  können  deshalb 
Seitenverwandte  italienischer  Staatsangehörigkeit  sich  nicht  auf  Art  339 
des  Code  cknl  berufen,  um  die  Anerkennung  eines  natürlichen  Kindes 
zu  bestreiten,  auch  wenn  das  Kind  zur  Zeit  der  Zustellung  der  gericht- 
hchen  Klage  Franzose  war.  Dieser  Umstand  hat  nur  Bedeutung  für 
die  Zuständigkeitsfirage  der  französischen  Gerichte. 

Standesfrage  und  HandhmgsfähigJceit. 

Urteil  des  Appellgerichts  [zu  Paris  >om  16.  November  1896   (aunet  1899 

S.  864). 

Der  in  Frankreich  wohnhafte  Ausländer  wird  bezüglich  seiner 
Handlungsfidiigkeit  nach  seinem  Personalstatut  rechtlich  beurteilt,  selbst 
wenn  sein  Mitkontrahent  über  sein  Alter  oder  seine  Staatsangehörigkeit 
getäuscht  wurde. 

Eheliches  Güterrecht. 

Urteil  des  Appellhofes  zu  Algier  vom  2.  Mai  1898  (Clunet  1899  S.  385). 

Haben  sich  zwei  Ausländer  in  Frankreich  verheiratet,  so  ist  fUr 
ihren  Güterstand  in  Ermangelung  eines  Ehevertrages  das  Gesetz  dea 
ehelichen  Wohnortes  mafsgebend,  da^  ist  der  Ort,  wo  die  Ehegatten 
zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  die  Absiebt  gehabt  haben,  ihren 
Wohnsitz  aufzuschlagen  und  seither  auch  wirklich  genommen  haben. 
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Schefihmgen  unter  Ehegatten. 

Urteü  des  Appellhofos  In  Algier  Yom  2.  M«i  1808  (Clunet  1809  8.  885). 

Die  Schenkung  anter  Ehegatten  begründet  einen  vertragBrnäfsigen 
Übeigang  der  VernögenfiBtttcke.  Für  deuBelben  ist  mafsgebcDd  der 
Wille  der  Parteien  und  das  Gesets  des  Landes,  wo  die  Schenkimg 
volbogen  werden  soll.  Dies  gilt  sowohl  für  bewegliche  als  auch  on- 
bew^lkhe  Sachen. 

Ehescheidung,  Anwendung  ausländischen  Hechts. 

Urteil  des  Givilgerichts  Yon  Dieppe  vom  2.  April  1896  {Ciuna  1899  S.  860). 

Die  in  Frankreich  wohnhaften  Ausländer  geniefsen  die  Rechts- 
wohlthat  der  Anwendung  der  Gesetze  ihres  Landes.  Namentlich  gilt 
dies  für  Fragen,  die  sich  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  oder  Ehe- 
scheidung beziehen,  insbesondere  auch  hinsichtlich  der  Gründe  der- 
selben. 

Wiederverheiratung  einer  geschiedenen  Französin  in  Frankreich 

nach  Erwerb  deutscher  Staatsangehörigkeit. 
Urteil  des  Ciyilgerichts  der  Seine  vom  3.  Januar  1896  (Clunei  1899  S.  563). 
Nach  §§  34  und  77  §  2  des  deutschen  Personenstandageeetzes  vom 
6.  Februar  1875  kann  eine  lediglich  von  Tisch  und  Bett  getrennte 
Frau  sich  erst  nach  gerichtlicher  Ehescheidung  wieder  verh^rateo. 
Hat  sich  eine  Französin,  die  in  solcher  Lage  lebt,  absichtlich  und  in 
betrügerischer  Absicht  in  einem  deutschen  Bundesstaate  naturalisieren 
lassen,  um  hierdurch  eine  Erleichterung  ihrer  Wiederverheirataog  in 
Frankreich  zu  erzielen,  so  ist  die  Ehe  nichtige  wenn  sie  in  Frankreich 
nicht  aufgeboten  und  verkündet  worden  war. 

Liegenschaften  der  Ausländer  in  Frankreich. 

Urteil  des  Appellhofes  zu  Algier  vom  27.  Januar  1899  (Clunet  1899  S.  558)l 

Die  Liegenschaften  der  Austender,  welche  in  Frankreich  geti^gen 
sind,  unterliegen  insbesondere  «uch  bezüglich  der  Frage  ihrer  Über- 
tragbarkeit und  Veräufserlichkeit,  unentgeltlichen  oder  lästigen  Titels, 
dem  französischen  Gesetze. 

Ausländische  Gesellschaft. 
UrteU  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  2.  Juli  1896  {aunet  1899  S.  575). 
Die  französischen  Gesetze  über  Gesellschaften  sind  unanweadbar 
auf  auslttndische  Gesellschaften,  soweit  sie  die  Ausübung  von  deren 
Rechten  in  Frankreich  zum  Gegenstand  haben,  insbesondere  die  Ver- 
ausgabung ihrer  Titel,  ihren  An-  und  Verkauf  auf  freiem  Markte  be- 
treffen. —  Der,  welcher  behauptet,  dafs  eine  Gesellschaft  nach  dem 
inländischen  Gesetze  nicht  gehörig  gegründet  ist,  hat  den  Beweis  hier- 
über zu  liefern. 
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Der  Verkauf  der  Papiere  aoBländiBcher  GreaeUechaften ,  die  noch 
nicht  bestehen,  ist  in  Frankreich  nicht  verboten.  Seine  Gültigkeit 
hängt  nur  von  der  nachfolgenden  Gründung  der  ausUladischen  G^eü- 
schalt  ab. 

Internationaler  Frachtvertrag. 

Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  23.  Norember  1898  (Clunet  1899 
•  S.  Sb)  und  vom  4.  Mai  1896  (a.  a.  0.  f    "" 


1.  Bei  einem  UnfiEdl,  einer  Verzögerung  oder  einem  Verluste, 
den  eine  Ware  auf  dem  Eisenbahntransport  erleidet,  der  aus  Frankreich 
nach  England  geschieht,  hat  das  Gericht  des  Bestimmungsortes  den 
Schaden  nach  den  Vorschriften  des  internationalen  Tarife  zu  entscheiden. 

2.  Nach  Art.  19  des  Hemer  Übereinkommens  richtet  sich  die 
Begelnng  der  Warenlieferung  nach  den  Gesetaen  und  Verordnungen, 
'die  auf  die  mit  der  Lieferung  belastete  Eisenbahn  anwendbar  sind. 

Bezeichnung  „Dentiste*'. 
Urteü  des  AppeUgerichts  Paris  vom  14.  Mars  1899  (aunet  1899  S.  541). 

Verboten  ist  nach  Art  20  des  Ges.  vom  30.  November  1892  der 
Gebrauch  des  von  einer  ausländischen  Universität  verliehenen  Titels 
des  Doktors  der  Medizin  durch  einen  Zahnarzt.  Dabei  ist  es  unerheb- 
lidi,  daPs  der  Beisatz  „der  Medizin*'  weggelassen  wurde.  Auch  ist 
gleichgültig,  dafs  sich  der  Thäter  als  „amerikanischer  Zahnarzt"  be- 
zeichnet hat,  da  diese  Angabe  dem  Publikum  leicht  entgeht 

Versicherungswesen. 
Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seme  vom  24.  September  1896  {Clunet  1899 

S.  526). 
Eine  Versicherung,  die  gegen  die  Gefahren  des  Transportes  von 
W^tea  zur  See,  zu  Land,  auf  ELanäien,  Flüssen,  Eisenbahnen  jeder 
Art,  ebenso  in  Bezug  auf  die  Gefahren  der  Fenersbrünste ,  der  Ent- 
wendungen oder  Beraubung  genommen  ist,  erstreckt  sich  nicht  auch 
auf  die  Folgen  der  Einziehung  oder  Beschlagnahme  der  Waren  seitens 
in-  oder  ausländischer  Behörden  oder  Gerichte. 

Seeversicherung. 
UrteU  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  14.  Juni  1897  (Clutut  1*899  8.  340). 
Wenn  es  auch  richtig  ist,  dafs  der  Franzose,  der  im  Auslande 
ein  Schuldverhältnis  eingeht,  sei  es  als  Versicherer  oder  Versicherter, 
sich  dem  Gesetze  dieses  Landes  unterwirft,  so  kann  er  sich  im  Falle 
der  gegen  ihn  gerichteten  EUage  auf  das  ^nzösische  Gesetz  zur  R^e- 
Inng  seines  Schuldverhältnisses  nur  unter  der  Voraussetzung  nicht  be- 
rufen, dafs  die  Versicherungspolice  keine  Bestimmung  enthält,  welche 
juif  dem  Gebiete  des  Versicherungswesens  der  öffentlichen  Ordnung  in 
Frankreich  widerspricht  Nach  geltendem  französischen  Rechte  kann 
die  Versicherung   auf  dem   Gebiete   des  Seewesens   vom  Versicherten 
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selbst  oder  von  einem  Dritten  abgeschlossen  werden,  der  ftlr  dessen 
Recfanong  und  in  dessen  Auftrag  handelt  Jedoch  verbietet  es  die 
öffentliche  Ordnung,  dafs  die  Versicherung  sich  auf  etwas  anderes,  als 
auf  den  Transport  selbst  erstreckt.  Also  ist  eine  Versicherung  nicht 
rechtsgültig,  die  von  einem  Gläubiger  im  Namen  seines  Schuldners  ab- 
geschlossen wird,  wenn  sie  nicht  irgend  einen  Teil  des  den  Gefiüiren 
des  Meeres  ausgesetzten  Vermögens  zum  Gegenstande  hift,  sondern  die 
Sicherung  der  Zahlung  einer  Forderung,  die  dem  Gläubiger  bei  jedem 
Stand  der  Sache  und  ohne  Rücksicht  auf  das  Schicksal  des  Schiffes 
während  der  Seereise  geschuldet  ist. 

Geistiges  Eigentum  an  einem  Werke  der  Industrie. 
Urteil  des  AppeUhofes  von  Douai  vom  6.  April  1898  {Clunet  1899  &  382)^ 

Nach  Art.  14  des  deutschen  Kunstgesetzes  vom  9-  Januar  1876 
verliert  das  Kunstwerk  den  Schutz  dieses  Gesetzes  und  fällt  unter  das 
Gesetz  vom  11.  Januar  1876  über  die  Muster  und  Modelle,  wenn  der 
Urheber  des  Kunstwerkes  gestattet,  dasselbe  an  einem  Werke  der 
Industrie,  Fabrik  oder  Handwerkes  nachzubilden.  Zwar  sind  die 
deutschen  Künstler  in  Frankreich  gßgen  die  Nachbildungen  ihrer 
Kunstwerke  nach  dem  deutschen  Kunstgesetze  vom  9.  Januar  1876 
und  dem  internationalen  Bemer  Übereinkommen  vom  9*  September  1886 
geschützt,  allein  nicht  in  Bezug  auf  ihre  Muster  und  Modelle,  weil 
Deutschland  bisher  dem  internationalen  Übereinkommen  vom  20.  März 
1883  nicht  beigetreten  ist,  wodurch  das  geistige  Eigentum  an  in- 
dustriellen Werken  für  die  Angehörigen  der  Verbandsstaaten  dieses 
letzteren  Übereinkommens  geschützt  wurde. 

Testament. 

Urteil  des  AppellgerichtB  zu  Paris  vom  2.  Dezember  1898  (Clunet  1899  8. 584). 

Das  Personalstatut  ist  mafsgebend  fUr  die  Fragen  der  Handlungs- 
fähigkeit und  des  Personenstandes,  dagegen  nicht  f£r  die  äufsere  Form 
der  Rechtshandlungen.  Der  Grundsatz  ^locus  regit  adum^  ist  in  dieser 
Hinsicht  eine  Regel  des  ö£Pentlichen  Rechts  und  deshalb  nicht  blofs 
fiikultativ  anwendbar,  deshalb  ist  ein  von  einem  Engländer  in  Frank- 
reich in  den  Formen  des  englischen  Gesetzes  errichtetes  Testament 
nichtig  und  rechtsunwirksam. 

Eigenhändiges  Testament. 

Urteil  des  Appellgerichts  von  Nimes  vom  12.  Dezember  1898  (Clunet  1899 

S.  599). 
Die  Vorschrift  des  Art.  1007  des  Code  cwil^  wonach  jedes  eigen- 
händige Testament  dem  zuständigen  Gerichtspräsidenten  zur  Sicherung 
des  Inhalts  und  der  äuPseren  Form  vorgelegt  werden  soll,  ist  auch  auf 
das  eines  in  Frankreich  verstorbenen  Ausländers  anwendbar,  (alls  diese 
Frage  nicht  anderweitig  durch  einen  Staatsvertrag  geregelt  ist 
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Testament  in  ausländischer  Sprache. 

UrteQ  des  Appellgerichts  von  Toulouse  vom  2.  Februar  1898  (Clunei  1899 

a  575). 

Ein  öfientliches  Testament,  das  vom  Testator  in  einer  fremden 
Sprache  diktiert  wurde,  ist  rechtsgültig  vom  Notar  in  französischer 
Sprache  niedergeschrieben,  falls  die  Übersetzung  davon  eine  genaue 
und  getreue  Wiedergabe  des  Willens  des  Testators  bildet. 

Vormundschaft. 
Urteil  des  Appellgerichts  zu  Nancj  vom  29.  Oktober  1898  (Clunet  1899  S.  602). 

Ausländer  können  als  Vormünder  ^  Minderjährige,  mit  denen 
sie  verwandt  oder  verschwägert  sind,  ernannt  werden.  Vergl.  Urteil 
de»  Eassationshofes  vom  16.  Februar  1875  (CUmd  1875  S.  441). 
Ebenso  kann  ein  mit  dem  Minderjährigen  Verwandter  Mitglied  des 
Familienrats  sein  (Urteil  des  Civilgerichts  Montbeliard  vom  10.  März 
1899  a.  a.  0.  S.  605). 

Zuständigkeitsfrage. 
Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  7.  Januar  1899  (Clunet  1899  S.  354). 

Eine  franz(tsische  Gesellschaft,  die  ihren  Sitz  in  Frankreich  hat, 
kann  von  einem  Franzosen  rechtswirksam  vor  das  Gericht  seines  Wohn- 
sitzes in  Frankreich  geladen  werden,  auch  wenn  die  Schuldurkunde, 
die  den  Gegenstand  der  Klage  bildet,  im  Auslande  vollzogen  wurde 
und  nach  Wahl  des  Inhabers  derselben  entweder  in  Frankreich  oder  im 
Auslände  zahlbar  ist. 

Frozefsrechtlicher  Wohnsitz  ausländischer  Gesellschaften* 

Urteil  des  Appellgerichtehofes  zu  Paris  vom  10.  und  17.  Februar  1899 
(Clunet  1899  S.  522). 

Eine  ausländische  Gesellschaft,  die  ihren  Sitz  im  Auslande  hat, 
kann  in  Frankreich  eine  Zweigniederlassung  haben  oder  auch  einen 
Wohnsitz,  der  den  Vorschriften  der  Civilprozefsordnung  entspricht,  d.  h. 
eine  Zweigniederlassung,  wo  ihr  die  Prozelsakte  gültig  zugestellt 
werden  können. 

Prozefskostensicherheit. 

1.  Urteil  des  Appellhofes  von  Nancv  vom  8.  Dezember  1895  (Zeitschr.  f.  franz. 
Civilrecht  Bd.  XXIX  S.  604). 

Das  Ges.  vom  5.  März  1895,  welches  den  ausländischen  Kläger 
verpflichtet,  die  cautio  judiccUum  soM  auch  in  Handelssachen  zu  stellen, 
hat  weder  in  seinem  Grundsatze  noch  in  seinem  Wortlaute  den  Art  166 
C.  d.  pr.  c  abgeändert 

Demgemäfs  hat  der  Ausländer,  welcher,  nachdem  er  als  Kläger 
in  erster  Instanz  ftir  die  Kosten  und  die  aus  dem  Rechtsstreit  sich  er- 
gebenden Entschädigungen  Sicherheit  geleistet  hat,  hierauf  die  Bolle 
des  Appellaten  vor  dem  Appellhofe  der  von  seinem  französischen  Gegner 
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eingelegten  Berafnng  übernimmt,   nkht  die  Verpflicbtong,   von  neaem 
Sicherheit  fbr  die  Kosten  zweiter  Instans  zu  leisten. 

2.   Urteil  des  Handelsgerichts  zn  Marseille  vom  24.  Janaar  1896  (Clunet  1899 

S.  585). 

Die   Einrede    mangelnder  Prozefskostensicherheit  mufs   vor  jeder 

Einlassung  znr  Sache   selbst   entgegengesetzt  werden.     Zu  spät  ist  sie 

yorgebracht,   wenn   sie  als  Incidentantrag   beim  Vollzuge   eines  bereits 

ergangenen,   fiir  vorläufig  vollstreckbar   erklärten  Urteils  gestellt  wird. 

8.   Urteil  des  Appellhofes  zn  Paris  vom  24.  April  1896  {aunet  1899  S.  343). 

Wenn  der  Beklagte  in  erster  Instanz  Berufung  g^en  ein  Urteil 
einlegt,  in  dem  seine  Ansprüche  abgewiesen  wurden,  kann  er  niclit 
mehr  und  erst  in  der  Berufungsinstanz  beantragen,  dafs  sein  Gegner, 
der  Ausländer  ist,  zur  Leistung  einer  Prozefskostensicherheit  ve^ 
pflichtet  sei. 

4.   Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  8.  Oktober  1897  (Clunet  1899 

S.  588). 

Die  Ausländer,  welche  eine  Prozefskostensicherheit  zu  leisten  haben, 
können  dieselben  bewirken  durch  Hinterlegung  der  Summe  bei  der 
Hinterlegungsstelle  durch  jeden  Bevollmächtigten.  Es  genügt  hierbei 
die  besondere  Angabe,  dafs  die  in  Rede  stehende  Sicherheitssumme 
von  dem  und  dem  Gerichte  in  der  und  der  Prozefssache  angeordnet 
worden  ist. 

Eidesleistung  im  Auslande. 

Urteil  des  Kassationshofes  vom  4.  Mai  1898  (Clunet  1899  S.  848). 

Die  Gerichte  können,  wenn  der  Eidespflichtige  im  Auslande  sich 
aufhält,  das  ausländische  Gericht  um  Eidesabnahme  ersuchen. 

VollstreckbarJceitserhlärung  eines  ausländischen  Urteils. 
UrteU  des  Appellgerichts  zu  Paris  vom  1.  April  1898  (Clunet  1899  S.  562). 
Das  Gericht,  das  mit  dem  Antrage  auf  Vollstreckbarkeitserklänmg 
eines  ausländischen  Urteils  befafst  ist,  darf  der  ihm  unterliegenden  Ent- 
scheidung selbst  nichts  beifllgen. 

Vollstreckung  ausländischer  Urteile  in  Frankreich. 
Urteil  des  Appellgerichts  von  Donai  vom  10.  April  1895  (CluMt  1899  S.  375). 

1.  Die  Entscheidungen  ausländischer  Gerichte  können  in  Frank- 
reich nur  nach  VoUstreckbarerklärung  durch  französische  Gerichte  voll- 
streckt werden. 

2.  Der  hierzu  zuständige  französische  Richter  hat  nicht  von  neuem 
zu  verhandeln.  Er  handelt  dabei  nicht  wie  ein  Gericht,  das  einen 
Rechtsstreit  zwischen  den  Parteien  erledigt,  sondern  kraft  der  ihm 
seitens  des  französischen  Staates  übertragenen  und  in  dessen  Namen 
geübten   Gerichtsbarkeit     Folglich    hat    er  sich,    was  das  Verhältnis 
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Frankreichs  za  Italien  betrift,  auf  die  Unteraachnng  der  drei  im 
Staatsvertrage  vom  11.  September  1860  aofgefUirten  Bedingungen  zv. 
beechränken. 

Exterritoriiüität 

Urteil  des  ZnchtpoHzeigerichts  der  Seme  vom.  la  Febroar  1899  (Clunet  1899 

8.  369). 

1.  Das  Recht  der  £xterritorialitilt ,  das  znm  Schatze  der  aus- 
ländischen Gesandten  während  ihrer  Amtstbätigkeit  besteht,  hört  auf, 
wenn  der  Gesandte  dies  Amt  nicht  mehr  bekleidet,  selbst  wenn  er 
auch  seinen  Aufenthalt  in  Frankreich  beibehält 

2.  Unzuständig  sind  aber  die  französischen  Gerichte  zur  Ent- 
scheidung über  Rechtshandlungen,  die  ein  ausländischer  Konsul  in 
fVankreich  im  Rahmen  seiner  Zuständigkeit  in  Bezug  auf  seine  Staats- 
angehörigen vorgenommen  hat. 


Italien. 

Staatsangehörigheit. 

Urteil  des  Kassationshofes  zu  Tann  vom  11.  Mai  1897  (Clunet  1899  S. 

Die  Vermutung,  wonach  die  italienische  Staatsangehörigkeit  als 
stillschweigend  gewollt,  dem  von  einem  Ausländer  herstammenden,  in 
Italien  geborenen  Kinde  zusteht,  wenn  der  Vater  seit  mehr  als  zehn 
Jahren  seinen  Wohnsitz  in  Italien  hat,  ist  eine  ^firaesumptio  juris  et 
de  jure^^  die  nur  durch  Option  der  Eltern  beseitigt  werden  kann 
(Art  538  des  Code  civü). 

Ehescheidung  von  ÄudändenL 

Urteil  des  Gerichts  von  Mailand  vom  2.  Juni  1897  (Clunet  1899  S.  409). 

Die  italienischen  Gerichte  sind  befugt,  die  Ehescheidung  zwischen 
ausländischen  Ehegatten,  die  in  Italien  wohnen,  dann  wenigstens  aus- 
zusprechen, wenn  dieselben  Angehörigen  eines  Staates  sind,  dessen 
Gesetzgebung  die  Ehescheidung  zuläfst 

Litterarisches  Eigentum. 
Urteil  des  Kassationshofes  sa  Rom  yom  10.  Oktober  1896  (Cimet  1899  S;  628). 

Nach  den  Grundsätzen  des  Bemer  Übereinkommens  vom  9.  Sep- 
tember 1886  liegt  in  der  einfachen  scenischen  Aufftlhrung  eines  Werkes 
keme  Veröffentlichung  desselben.  Folglich  beginnt  die  lOjäbrige  Frist, 
während  der  das  Übersetzungsrecht  dem  Urheber  gewahrt  ist,  nicht 
▼om  Tage  der  Aufftihrung,  sondern  vom  Tage  der  Herausgabe  im 
Verlage. 
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Gesellschaft 

Urtdl  des  KasBationBhofes  zu  Florenz  vom  25.  Juni  1896  (Clunet  1899  S.  624). 

Die  Klage  auf  Auflösung  einer  Gesellschaft,  die  ihren  Hauptdtz 
im  Auslande  hat,  kann  in  Italien,  selbst  von  den  italienischen  Oesell- 
schaften,  nicht  vor  dem  Gerichte  des  Gerichts  der  Zweigniederlassung 
erhoben  werden.  Hierzu  ist  lediglich  dasjenige  der  Hauptniederlassung 
zuständig. 

Auslieferung. 

Urteil  des  Kassationshofes  zu  Rom  vom  29.  Oktober  1896  (Clunet  1899  S.  412). 

Wenn  der  Ausgelieferte  in  Italien  eines  Verbrechens  oder  eines 
Vergehens  beschuldigt  ist,  das  nicht  im  Auslieferungsakte  erwKhnt  ist, 
kann  der  italienische  Richter  demungeachtet  alle  Untersuchungsband- 
lungen anordnen,  um  die  Flucht  oder  den  Ungehorsam  des  Beschuldigten 
zu  verhüten. 


Niederlande. 


Progefshostensicherheit 
Urteil  des  Gerichts  zu  Rotterdam  vom  25.  November  1896  {Clunei  1899  S.  422). 

Der  ausländische  Beklagte,   der   eine  Widerklage  erhebt,    ist  zur 
Leistung  einer  Prozefskostenkaution  verpflichtet. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 
Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Dentsehland. 

1.     Reichsgesetze,   Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

1.  Allerhöchster  Erlafs,  betr.  die  Erklärung  des  Schutzes 
über  die  Karolinen,  Palau  und  Marianen,  vom  IS*  Juli 
1899  (R.G.B1.  8.  641). 

2.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  yom  17.  August  1899t 
betr.  den  Schutz  deutscher  Warenbezeichnungen  in  Oua- 
temala  (R.G.B1.  S.  548). 

Auf  Grund  einer  Vereinbarung  mit  der  Begiemng  der  Bepublik  Guate- 
mala wird  hierdurch  unter  Hinweis  auf  §  23  des  Gesetzes  zum  Schutze  der 
Warenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  (R.G.BL  S.  441)  bekannt  gemacht, 
daCs  in  Gkiatemala  deutsche  Warenbezeichnungen  im  gleichen  Umfange  wie 
inländische  Warenbezeichnungen  zum  gesetzlichen  Schutze  zugelassen  werden. 
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2.     Gesetze,   Verordnungen   etc.   der  einselnen 
Bundeestaaten. 

1.  Bekanntmachung  des  k.  StaatsminiBteriums  der  Justiz  vom  8.  Juni 
1899,  die  Rechtshttlfe  in  Patentsachen  im  Verkehre  mit 
Osterreich  betr.  (Ju8t.Min.Bl.  8.  139). 

Auf  Veranlassung  des  Auswärtigen  Amtes  in  Berlin  werden  die  Gerichte 
daTon  in  Kenntnis  gesetzt,  dafs  ihnen  der  unmittelbare  G^eschüftsverkehr  mit 
den  k.  k.  Österreichischen  Patentbehörden  gestattet  ist. 

2.  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  6.  August  1899, 
den  Verkehr  mit  dem  Gericht  in  Kiautschou  und  den 
Marinegerichten  im  Auslande  betr.  (JustMin.Bl.  8.  855). 

Dem  Gericht  in  Kiautschou  und  den  Marinc^erichten  im  Ausland  ist 
der  unmittelbare  Geschäftsverkehr  mit  den  bajerischen  Gerichten  gestattet 
sowohl  für  die  von  ihnen  ausgehenden  Ersnchungsschreibai  als  auch  fttr  die 
Eiledigung  yon  Ersuchen  bayerischer  Gerichte.  Ffir  Schreiben  der  baye- 
rischen Gerichte  an  die  bezeichneten  Behörden  hat  es  bei  den  bestehenden 
VoiBchriften  sein  Bewenden. 

3.  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  Yom  16.  August  1899, 
die  Torläufige  Festnahme  von  Personen,  die  nach  den 
Niederlanden  geflüchtet  sind,  zurSicherung  ihrer  Aus- 
lieferung betr.  (Just.Min.Bl.  8.  866). 

£nthiüt  auch  das  Verzeichnis  der  niederländischen  Behörden,  bei 
welchen  unmittelbare  Antrüge  auf  vorläufige  Festnahme  gestellt  werden 
können. 

SaehseH. 

1.  Verordnung  vom  8«  Juni  1899,  den  Geschäftsverkehr 
zwischen  den  Gerichten  und  den  österreichischen 
Patentbehörden  betr.  (Jus.Min.Bl.  S.  39). 

Unmittelbarer  8chriftenwech8el  mit  österreichischen  Patenten  in 
Wien  und  dem  österreichischen  Patentgerichtshofe  daselbst,  der  als 
Berufongsinstanz  gegen  Entscheidungen  der  Nichtigkeitsabteilung  des 
Patentamts  in  Wirksamkeit  tritt 

2.  Verordnung,  Auslieferung  aus  den  Niederlanden 
betr.,  vom  17.  Juli  1899  (JustMin.Bl.  8.  48). 

WftrtteaAeriT* 

1.  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  5*  Juni  1899, 
betr.  den  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  mit  den  öster- 
reichischen Patentbehörden  (AmtsbL  des  W.  JustMin.  8.  87). 

Wie  bei  8aehs6n. 

2.  Verf.  des  Justizministeriums  vom  19.  Juni  1899,  betr.  die 
zur  Stellung  von  Anslieferungsanträgen  erforderlichen 
Urkunden  (Amtsbl.  d.  W.  JustMin.  8.  88). 

Baden. 
1.     Ges.,   die  Erbschafts-  und  8chenkungssteuer  betr., 
vom  14.  Juni   1899  (Ges.u.V.BL  8.  165). 
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VerhältAis  der  Erbschaftsbesteaeriing  gegenüber  anderen 

Staaten« 

6  6.  In  Baden  befiDdliche  Grundstücke,  diesen  ffleichstehende  Rechte 
und  Nutzaneen  solcher  Gbundstücke  oder  Rechte  nnteruegen  der  Erbechafls- 
steaer  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  oder  den  W<^uiints  des 
Erblassers. 

Anf  aofserbadische  Grundstücke,  diesen  gleichstehende  Rechte  oder 
Nutzungen  solcher  Gmndstücke  und  Rechte  erstreckt  sich  die  Steuezpflicht 
nicht. 

§  7.  Das  bewegliche  Vermögen  eines  Erblanexs,  der  zur  Zeit  des  Erb- 
falles in  Baden  Wohnsitz  hatte,  unterliegt  der  Erbschaftssteuer;  der  Erwerber 
des  Atfalles  ist  jedoch,  sofern  der  Erbhuser  bei  seinem  Ableben  die  badische 
Staatsangehöri|;keit  nidit  besals,  berechtigt,  die  von  solchem  aafterhalb 
Badens  Mfindhchen  Vermögen  in  einem  anderen  Staate  ohne  Rficksaeht  auf  die 
Besteuerung  in  Baden  zu  zahlende  und  erweislich  gezahlte  Erbschaftssteaer  an 
der  von  demselben  Vermögen  in  Baden  zur  Erhebung  kommenden  ErbschafI»» 
Steuer  in  Abzug  zu  bringen. 

§  8.  Das  von  einem  aufserhalb  Badens  verstorbenen  badisehen  Staais- 
anffehörigen  in  Baden  hinterlassene  bewegliche  Vermöigen  unterließt  gloiel^ 
hm  der  Erbschaftssteuer;  das  Nämliche  gilt  von  sonstigem  in  fiiden  be> 
findlichen  beweglichen  Vermögen  eines  Erblassers,  soweit  letzteres  Personen 
anfftUt,  die  in  Baden  ihren  Wohnsitz  haben.  Der  Erwerber  des  Anfalla  ist 
jedoeh  berechtigt,  die  von  solchem  Vermögen  in  emem  andern  Staat  ohne 
Rücksicht  auf  die  Besteuerung  in  Baden  zu  zahlende  und  erwösUch  sesahlte 
Erbschaftssteuer  an  der  in  Baden  zur  Erhebung  kommenden  ErbschaStzstooer 
in  Abzug  zu  bringen. 

§  9.  So  lange  die  unter  dem  20.  Mai  1862  —  Reg.Bl.  S.  224  —  ver- 
kündete Überemkunft  in  Kraft  bleibt,  unterliegt  das  nioht  schon  nach  |§  7 
und  8  steuerpflichtige  bewegliche  Vermögen  eines  badischen  Staatsang^öngen 
der  Erbschaftssteuer  nachlMafsgabe  des  §  7,  wenn  es  sich  in  Österreich- 
Ungarn  befindet  oder  der  Erblasser  dort  seinen  Wohnsitz  hatte,  während 
ani  bewegliches  Vermögen  Angehöriger  von  Österreich -Ungarn  die  Steaer- 
pflicht  sich  keinesfalls  erstreckt 

2.  Ges.,  die  Gerichts-  und  Notarskosten  in  Ange- 
legenheiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  betr.,  vom 
15.  Juni  1899  (G.u.V.Bl.  8.  201). 

Dem  Fiskus  anderer  Staaten,  sowie  den  öffentlichen  Anstalten  und 
Kassen,  die  für  Rechnung  eines  anderen  Staates  verwaltet  werden  oder 
diesen  gleichgestellt  sind,  den  Chefs  der  bei  dem  Deutschen  Reiche  oder 
bei  Baden  beglaubigten  Missionen  kann  die  Gebührenfreiheit  gewährt  werden, 
wenn  der  betreffende  Staat  Baden  gegenüber  die  gleiche  Rücksicht  flbt 
(Art.  11  Abs.  2  des  Ges.). 

Die  Gebtthrenfreiheit  nach  §  11  ^ff.  3  (Kirchenfondd,  nicht  auch  Kireh- 
spielgemeinden),  Ziff.  4  (öffentliche  Anstalten  für  WohlthAti^eit  und  Unter- 
ncht)  und  Ziff.  5  (Aktiengesellschaften,  Genossenschaften  uifa  GeselLschaftan 
mit  beschränkter  Haftpflicht)  erstreckt  sich  nur  auf  Fonds  und  Gesellschafteu, 
die  ihren  Sitz  im  Grolsherzogtum  haben.  Diese  Befreiung  kann  jedoch  auch 
aufserbadischen  Fonds,  Anstalten  und  Gesellschaften  gewährt  werden,  wenn 
der  auswärtige  Staat  Baden  gegenüber  die  gleiche  Kficksicht  ttbt  (Art.  11 
Abs.  3  des  (fcs.). 

5  81.  1.  Für  die  Erledigung  des  Ersuchens  eines  nicht  badischen 
ts  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbai^dt  oder  des  Er- 
suchens einer  anderen  nicht  badisehen  Behörde,  welche  in  dem  betreffmden 
Staate  die  Verrichtungen  des  Vormundschaftsgerichts  oder  des  NachlaCs- 
ffetiehts  wahrnimmt,  in  diesen  Angelegenheiten  sind  aufber  den  baren  Aus- 
Eigen  zu  erheben: 
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a)  wenn  eine  Handliuig  vorgenommen  wird,  Büx  welelie  besondere  Ge- 
bühren bestimmt  sind,  diese  Gebühren; 

b)  wenn  nur  am  die  Zastellang  oder  Ansfalbidigang  eines  Schriftstücks 
ersacht  ist,  ein  Zehnldl  der  in  §  8  des  deatschen  Gericktakosten- 
^esetaee  bMtimmten  Gtobfihrensätse,  jedoch  nicht  über  10  Mk.; 

c)  m  allen  anderen  Fällen  zwei  Zehntede  der  erwähnten  Sätze,  jedoch 
nicht  aber  20  Mk. 

2.  Die  bestehenden  Staatsyerträge  werden  hierdurch  nicht  berührt 

8.  Das  Justizministerium  ist  ermächtigt,  yon  Erhebung  der  in  Abs.  1 
bestimmten  Gebühren  in  Besng  auf  diejenigen  Staaten  abzusehen,  in  welchen 
für  die  Eriedigung  gleichartiger  Ersuchen  Gebühren  nid^t  erhoben  werden. 

3.  Ges.,  die  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
bachs betr.,  vom  17.  Juni  1899  (G.u.V.Bl.  S.  229). 

Art  82.  Ausländer,  welche  im  Groftherzogtum  eine  Ehe,  sei  es  imt 
einer  Inländerin,  sei  es  mit  einer  Ausländerin  schliersen  wollen,  dnd,  soweit 
nicht  Staatsvertrftge  etwas  Anderes  bestimmen,  verpflichtet,  auf^er  der  Er- 
fullunff  der  sonstigen  gesetzlichen  Eheerfordemisse  weiter  durch  dn  Zeugnis 
der  OBrigkeit  ihrer  Heimat  nachzuweisen, 
entwraer 

dafs  sie  nach  dortigen  Gesetzen  befugt  sind,  ohne  Staatserlaubnis  im 
Auslande  eine  Ehe  einzugehen,  durch  welche  sie  ihre  Staatsangehgrig- 
keit  auch  auf  ihre  Ehefrau  und  auf  die  in  der  Ehe  geborenen  Kinder 
übertragen, 
oder 

dafs  sie  die  nach  dortigen  Gesetzen  erforderliche  Erlaubnis  zu  der  be- 
absichtij^n  Ehe  erhalten  haben. 
Das  Ministerium  der  Justiz  ist  ermächtig,  un  Einverständnis  mit  dem 
Mimsterium  des  Innern  einen  solchen  Nachweis  zu  erlassen. 

4.  Gee.,  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  das 
Notariat  betr.,  vom  17.  Juni  1899  (G.u.V.Bl.  S.  249). 

5.  Ges.,  die  Ausführung  des  Reichsgesetzes  über  die 
Zwangsversteigerung  und  die  Zwangsverwaltung  und 
der  Ci vilprozefsordnung  betr.,  vom  18.  Juni  1899  (G.a.y.BL 
a  267). 

6.  Ausf.Gee.  zur  Grund  buch  Ordnung  vom  19.  Jnni  1899 
(G.n.V.BI.  S.  273). 

Ges.,  die  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
betr.,  vom  17.  Juli  1899  (Reg.BI.  S.  183). 

Art  15.  Ausländer  bedürfen  zum  Erwerbe  von  Grundstücken  insoweit 
der  staatlichen  Genehmigung,  als  nicht  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist 

Die  Genehmigung  ste&t  dem  Ministerium  der  Justiz  zu;  sie  erfolgt 
stets  unbeschadet  der  Kechte  Dritter. 

Die  Vorschriften  des  §  184  des  B.G.B.  finden  entsprechende  An- 
wendung. 

Eheschliefsung  yon  Ausländern. 

Art.  4.  Ausländer,  die  im  Grofsherzogtum  dne  Ehe  schlieften  wollen, 
haben,  sowdt  nicht  Staatsverträge  ein  Anderes  bestimmen,  durch  dn  Zeugnis 
ihrer  zuständigen  Landesbehörde  nachzuwdsen,  dafs  sie  nach  den  Gesetzen 
ihrer  Heimat  oefugt  nnd,  ohne  staatliche  Erlaubnis  im  Audande  dne  Ehe 
einzuüben,  durch  welche  de  ibore  StaatsangehOrigkdt  auch  auf  ihre  Ehefrau 
und  iure  enelichen  Kinder  übertragen,  oder  dafs  sie  die  nach  den  Gesetzen 
ihrer  Hdmat  erforderliche  Erlaulmis  zu  der  beabdchtigten  Ehe  erhalten 
haben. 

Z«itcchrift  f.  intern.  Primt-  u.  Straftr«oht  «to.«  Band  IX.  27 
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Das  Ministerinm  der  Justiz  kann  die  Beibringung  des  Zengnisses  er- 
lassen. 

n  eeUeiibnr r  -  Sek  werim* 

1.  VerordDong  vom  9.  April  1899  zur  Ansftthrung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (Reg.Bl.  8.  57). 

2.  Verordnung  vom  9.  April  1899  zur  Ausführung  der 
Grundbuchordnung  (ibid.  S.  173  und  191). 

3-  Verordnung  vom  9.  April  1899  zur  Ausführung  des 
Gesetzes  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (ibid.  S.  227). 

4.  Verordnung  vom  9.  April  1899  zur  Ausführung  des 
Gesetzes  über  die  Zwangsversteigerung  etc.  (ibid.  S.  257). 

5.  Verordnung  vom  9.  April  1899  zur  Ausführung  der 
Givilprozefsordnung,  desgleichen  zur  Ausführung  der 
Konkurs  Ordnung  (ibid.  S.  263  und  279). 

HeelLleiibnrv  •  Str  eliti. 

Verordnungen  vom  9*  April  1899,  zur  Ausführung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (Off.  Anz.  S.  85),  der  Grund- 
buchordnung (S.  141),  des  Gesetzes  über  die  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  (S.  237),  des 
Gesetzes  über  die  Zwangsversteigerung  etc.  (S.  265),  der 
Givilprozefsordnung  (S.  271),  der  Konkursordnnng 
(S.  287). 

OMeiibnrv. 

1.  Ges.  für  das  Herzogtum  Oldenburg  vom  15.  Mai  1899  zor 
Ausführung  der  Grundbuchordnung  (Ges.BL  S.  453). 

2.  Ges.  fUr  das  Grofsherzogtum  Oldenburg  zur  Ausführung 
des  Gesetzes  über  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (Ge8.BL  S.  225). 

3.  Ges.  für  das  Fürstentum  Birkenfeld  zur  Ausführung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  vom  15.  Mai  1899  (Ge8.BL  für 
Birkenfelds.  199),  desgleichen  zur  Ausführung  der  Givilprozefs- 
ordnung und  das  Ges.  über  die  Zwangsversteigerung  etc. 
vom  15.  Mai  1899  (ibid.  S.  218). 

Braniiseliweir« 

Ausf.Ges.  vom  12.  Juni  1899  zum  Bürgerlichen  Gesetz* 
buch  (Ge8.tLV.BL  8.  831),  zur  Grundbuchordnung  (8.  397), 
zum  Gesetze  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (8.  389),  zum  Gesetze  über  die  Zwangs- 
versteigerung etc.  (8.  405),  zum  Handelsgesetzbuch  (S.  433), 
zur  Givilprozefsordnung  (8.  439). 

Sacliaeii-JLlteiibwrff* 

1,  Au8f.Ge8.  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  vom  4.  Mai 
1899  (Ge8.81g.  8.  31). 
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2.  Aa8f.Ge8.  zum  Reichsgesetz  über  die  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom  4.  Mai  1899 
(Ges-Slg.  S.  80). 

8.  Au8f.Gesetze  vom  4.  Mai  1899  zur  Grundbuch- 
ordnung  (Ge8.Slg.  S.  69),  zur  Konkursordnung  (S.  68),  zum 
Gesetz  ttber  die  Zwaugsversteigernng  etc.  (3.  74). 

Anhalt. 

1.  Ausf.Ges.  zumBürgerlichen  Gesetzbuch  voml8.April 
1899  (Geß.Slg.  S.  57). 

2.  Ausf.Ges.  zum  Gesetz  Über  die  Angelegenheiten 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom  18.  April  1899  (ibid. 
S.  91). 

3*  Ges.  vom  17.  Mai  1899  zur  Ausführung  des  Keichs- 
gesetzes,  betr.  Änderung  der  Civilprozefsordnung  (ibid. 
S.  119). 

4.  Ausf.Ges.  vom  20.  April  1899  zum  Gesetze  über  die 
Zwangsversteigerung  etc.  (ibid.  S.  125). 

5.  Ausf.Ges.  zum  Handelsgesetzbuch  vom  20.  April 
1899  (ibid.  S.  183). 

6.  Ausf.Ges.  zur  Grundbuchordnung  vom  20.  April  1899 
(ibid.  S.  139). 

Sekanmbnrr  -  lilppe. 
Ges.  vom  23.  Juni  1899,  betr.  die  Ausführung  des  Reichs- 
gesetzes über  Zwangsversteigerung  etc.  (Landes -Verord- 
nungen S.  81);  Ges.  vom  5.  Juli  1899  zur  Ausführung  des 
Reichsgesetz  es  betr.  Änderungen  der  Civilprozefsordnung 
(ibid  S.  96). 

lillbeelL. 

Verordnung,  Nachtrag  vom  12.  Juni  1899  zur  Verordnung 
vom  8.  Februar  1879,  betr.  die  Ausführung  des  Gerichtsver* 
fassungsgesetzes  (Slg.  d.  Verordnungen  Nr.  27). 

Bremen. 

Au8f.Gesetze  vom  18.  Juli  1899,  zum  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  (Ge8.61.  S.  61),  zur  Grundbuchordnung  (S.  183), 
zum  Gesetze  betr.  die  Zwangsversteigerung  etc.  (S.  135), 
zum  Gesetze  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (8. 137),  zur  Civilprozefsordnung  (S.  151), 
zum  Handelsgesetzbuche  (S.  154),  Verordnung  des  Senats 
vom  18.  Juli  1899  zur  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs (S.  157). 

filsafli  -  liOtlurlMr  en. 

Ges.,  betr.  die  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
baebs  in  Elsafs-Lothringen,  vom  17.  April  1899  (G.BL 
S.  43). 

27» 
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II.    Aaswärtij^e  Staaten. 

FraBMreielu 

Dekret  vom  21.  Februar  1897,  betr.  Vorsebriften  Aber  die  Ver- 
htttung  eines  Zusammenstofses  von  Schiffen  zur  See 
(Sirey  1897,  Lois  annotees  S.  261). 

Durch  dieses  Reglement  ist  jenes  vom  1.  September  1884  auf- 
gehoben. 

Miederlaiide. 

1.  K.  Dekret  vom  24.  April  1897  (StNr.  107),  betr.  Fest- 
stellung abgeänderter  Bestimmungen  zur  Verhütung  des  Zu- 
sammenstofses  der  Schiffe  zur  See. 

Die  den  nämlichen  Gegenstand  behandelnden  k.  Dekrete  vom 
26.  Juli  1885  (StNr.  168)  und  vom  16.  November  1896  (8t.Nr.  178) 
werden  aufgehoben. 

2.  K.  Dekret  vom  9.  Oktober  1897  (StNr.  204)  zur  Fest- 
stellung eines  Polizeireglements,  betr.  die  Schiffahrt  and  die 
Flöfserei  auf  dem  Rhein,    sowie   der  Waal  und  der  Lek. 

Einziehung  der  k.  Dekrete  vom  12.  April  1892,  80.  Januar  1893, 
23.  Dezember  1898  und  5.  Januar  1895  (Zeitschr.  f.  das  gesamte 
Handelsrecht  N.  F.  83.  Bd.  S.  211). 

SeliweiB. 

a.     Bundesgesetzgebung. 

Kreisschreiben  des  Bundesrats  an  sämtliche  Kantonsregierungen, 
betr.  die  Verehelichung  niederländischer  Staatsange- 
höriger in  der  Schweiz,  vom  25.  Juli  1899  (Schweiz.  Bund.BL 
1899  IV  S.  221). 

Nach  dem  niederländischen  Rechte  ist  keine  niederländische  Amtastelle 
beftigt.  die  in  den  Art  31,  4,  und  37,  4,  des  Bnndesgesetzes,  betreffend 
Feststellung  und  Beurkundung  des  Civüstandes  und  die  £he,  vom  24.  De- 
zember 181^  vorgeschriebene  Erklärung  zu  verabfolgen.  Dagegen  haben  b 
letzter  Zeit  Unterhandlungen  unseres  Justiz-  und  Polizeidepartementes  mit 
der  niederländischen  Gesandtschaft  in  Bern  dazu  gefuhrt,  dafs  in  Zukunft 
bei  in  der  Schweiz  beabsichtigten  Verehelichnngen  niederländischer  StsatB- 
angehöriger  der  diplomaiische  oder  konsularische  Vertreter  der  Niedexlamie, 
in  dessen  Amtsbezirk  die  £hen  vollzogen  werden  sollen,  die  nnten  mitoeteüte 
Erklärung  ausstellt.  Diese  Erklärung  bietet  den  schweizerischen  QviistandB- 
beamten  für  die  Verkündung  von  Niraerländem  in  deren  Heimat  die  erforder- 
liche Wegleitung  und  ist  unserer  Ansicht  nach  durchaus  genfigend,  um  die 
kantonalen  Regierungen  zu  veranlassen,  sofern  in  den  Niederlanden  die  Ver- 
kündung keine  Einsprache  gegen  den  Eheabschlufs  zur  Folge  gehabt  htt 
und  die  Vorschriften  des  schweizerischen  Gesetzes  bezüglich  des  Alters  und 
der  übrigen  Bedingungen  einer  gültigen  Ehe  (Art^  27  und  28)  bei  den  Brant- 
leuten  erfüllt  sind,  von  dem  ihnen  durch  die  Art.  81  Abs.  5  und  37  Abs.  4 
des  schweizerischen  Ehegesetzes  eingeräumten  Dispensationsrechte  Gebraoch 
zu  machen. 

Wir  fügen  bei ,  dafs  die  fragliche  Erklärung  jedesmal  dann  ansgestellt 
wird,  wenn  seitens  der  schweizerischen  Civilstandsbehörden  einem  nieder- 
ländischen Staatsangehörigen  die  in  Art.  31  Abs.  4  und  37  Abs.  4 
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Ehegeeetses  yoiseBchriebene  Beschdnignn^  abverlangt  wird,  dafs  aber  im 
übrigen  die  diplomatischen  und  konsularischen  Vertreter  der  Niederlande 
mit  der  Beschafiiing  der  zu  der  VerehelichunR  ihrer  Landslente  eifordei^ 
liehen  Schriften  und  mit  der  Verkündung  in  den  NiederUnden  sich  nicht 
befoflsen. 

Das  Formular  der  Eiklibrung  lautet  in  deutscher  Übersetzung: 


{Gesandte      ) 
Konsul  >  d 

Vicekonsul  J 
Sezug  auf  die  im 


.Der  unterzeichnete  <    Konsul         >  der  Niederlande  in 


erklärt  hiermit,  dafs  mit  Bezug  auf  die  im  Auslande  von  niederländischen 
Staatsaneehörigen  abgeschlossenen  Ehen  die  zwei  nachstehend  mitgeteilten 
Artikel  des  niMerlttnuschen  Civilg^esetzbuches  gelten: 

„Titel  V  Art  138.  Die  un  Auslande  zwischen  niederländischen 
Staatsangehörigen  oder  zwischen  solchen  und  Ausländem  abgeschlossenen 
E^en  sind  gültiff,    wenn  dieselben  nach  den  in  dem  betreronden  Lande 

faltenden  Formiüitäten  dneegangen  worden  sind,  yoranqffesetst ,  dafs  die 
hererkündungen  in  den  Niederlanden  nach  Vorschrift  aes  zweiten  Ab- 
schnittes dieses  Titels  (handelnd  von  den  Förmlichkeiten,  die  der  Trauung 
Toranzugehen  haben)  ohne  Einsprach  erfolgt  sind  und  dafs  die  nieder- 
ländischen Angehörigen  den  im  ersten  Abschmtt  dieses  Titels  (handelnd  von 
den  zur  Eingehung  einer  Ehe  erforderlichen  Eigenschaften  und  Bedingungen) 
enthaltenen  Bestimmungen  nicht  zuwider  gehandelt  haben. 

2,Titel  V  Art  139.  Im  Verlaufe  (tes  auf  die  Rückkehr  der  Ehegatten 
auf  mederländisches  Gebiet  folgenden  Jahres  mufs  der  auf  die  im  Auslände 
geschlossene  Ehe  bezügliche  Tranungsschein  in  das  öffentliche  Eheregister 
Dures  Wohnortes  eingetragen  werden. 

,J>er  Unterzeichnete  erklärt  des  weitem,  dafs  die  in  den  Niederlanden 
ohne  Einsprach  hervorzurufen  erfolgtem  Eheyerkündungen  den  Nachweis  er- 
bringen, dafs  die  im  Art  188  des  niederländischen  Civilgesetzbuches  auf- 
ffesteUten  gesetzlichen  Vorschriften  beobachtet  worden  sind,  und  dafs  die 
Bestätigung  dieser  Thatsache  durch  dnen  niederländischen  Civilstandsbeamten 
dieselbe  Wirkung  hat,  wie  die  in  den  Art  31  und  37  des  eidgenössischen 
]^egesetzes  vom  24.  Dezember  1874  yorgesehene  Erklärung. 

.Zuständig  ist  da^enige  niederländische  Givilstandsamt ,  in  dessoi 
Bezirk  der  künftige  Ehegatte  zuletzt  seinen  Wohnsitz  gehabt  Hat  die 
Dauer  dieses  Wohnsitzes  sechs  Monate  nicht  überschritten,  so  mufs  die  Ehe- 
▼erkündung  überdies  am  yorhergehenden  Wohnorte  erfolgen. 

.Gkgeben  in  .  .  .  .,  den 1  .  .  . 

^  (Unterschrift)« 

b.     Kantonalgesetzgebung. 

Kanton  Bern. 

1.  Dekret  (des  Grofsen  Rates  des  Kantons  Bern),  betr.  den 
Vollzug  der  Vorschriften  über  Niederlassung,  Auf- 
enthalt und  Unterstützuugswohnsitz  der  Kantons- 
btlrger,  vom  30-  August  1898  (Ges.,  Dekr.  und  Verordn.  N.  F. 
XXXVII  S.  298,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  N.  F.  Bd.  18  S.  428). 

2.  Dekret  (des  Grofsen  Rates  des  Kantons  Bern),  betr.  die 
Kosten  der  Verpflegung  erkrankter  armer  Bürger  an- 
derer Kantone  und  Ausländer,  vom  26.  April  1898  (Ges., 
Dekr.  und  Verordn.  N.  F.  XXXVII  S.  218,  Zeitochr.  f.  Schweiz. 
Recht  N.  F.  Bd.  18  S.  426).  Ausführung  des  Bundesgesetzee  vom 
22.  Juni  1875  und  §  124  des  Armengesetzes  vom  28.  November  1897. 
Der  Staat  trägt  die  Kosten  vorbehaltlich  des  Rückgriffes  auf  die  HülA- 
bedttrftigen  selbst  oder  andere  privatrechtliche  Verpflichtete. 
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3*  Dekret  (des  Grofsen  Rates  des  Kantons  Bern),  betr.  die 
Einführung  der  Ortlichen  Vormandschaftspflege,  vom 
24.  Februar  1898  (Dekrete  etc.  N.  F.  XXXVII  S.  230,  Zeitschr.  f. 
Schweiz.  Recht  N.  F.  Bd.  18  S.  464).  Bisher  stand  in  Bern  die 
Vormundschaftspflege  über  ihre  Angehörigen  der  btti^geriichen  Heimats- 
gemeinde  zu,  aach  wenn  die  Bevormundeten  nicht  an  ilircm  Heiroats- 
orte  wohnten.  Das  Bnndesgesetz  über  die  civilrechtlichen  Verhttltnisse 
der  Niedergelassenen  vom  25«  Juni  1891  hatte  nun  schon  die  Kantons- 
fremden  der  Vormundschaftspflege  ihrer  Wohnsitzgemeinden  in  dem 
Niederlassungskanton  unterstellt.  Die  bemischen  Kantonsbflrger  aber 
blieben  unter  der  Vormundschaftspflege  ihrer  Heimat  Jetzt  wird  audi 
für  diese  das  Wohnsitzprincip  durchgeftihrt 
Kanton  St  Gallen. 

Nachtragsverordnung  (des  Reg.  Rates  des  Kantons  St  Grallen)  za 
dem  Gesetze  über  das  Vormundschaftswesen  vom  20.  Sep- 
tember 1898  (G.S.  N.  F.  III  S.  415  f.,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht 
N.  F.  Bd.  18  S.  428). 

Kanton  Waadt  (C.  de  Vaud). 

Loi  (du  Orand  Conseil  du  canion  de  Vaud)  sur  les  didaratums 
et  les  permis  de  domicile,  vom  12.  Februar  1898  (Rec,  des  Lots  XCV 
p.  75  $s.,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  N.  F.  Bd.  18  S.  423).  Regelt 
die  Niederlassungs-  und  Aufenthaltsbewilligungen  ftir  Schweizer  und 
Auslander. 


Internationale  Verträge. 

1.  Abkommen  zur  Regelung  von  Fragen  des  inter- 
nationalen Privatrechts  vom  14.  November  1896,  abgeschloss^ 
zwischen  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  den 
Niederlanden,  Portugal  und  der  Schweiz.  Angeschlossen  haben  sich 
Deutsches  Reich,  Österreich  -  Ungarn,  Schweden  -  Norwegen,  Dünemark, 
Rumänien,  Rufsland  (R.G.B1.  1899  S.  285  ff.). 

a,    Mitteilung   gerichtlicher  oder   aufsergerichtlicher 
Urkunden. 

Art  1.  In  Civil-  oder  Handelssachen  erfolgen  die  ans  einem  der 
Vertragsstaaten  nach  einem  anderen  Vertragsstaate  zu  bewirkenden  Zn- 
stellungen von  Schriftstücken  auf  Grund  eines  an  die  zuständige  Behörde 
des  anderen  Staates  zu  richtenden  Ersuchens  der  Beamten  der  Staatsanwalt- 
schaft oder  der  Gerichte. 

Art  2.  Die  Zustellung  liegt  der  ersuchten  Behörde  ob.  Sie  kann  nur 
abgelehnt  werden,  wenn  sie  nach  der  Auffassung  des  Staates,  auf  dessen 
Gebiete  sie  erfolgen  soll,  geeignet  erscheint,  seine  Hoheitsrechte  zu  verletsen 
oder  seine  Sicherheit  zu  gefährden. 

Art.  8.  Zum  Nachweise  der  Zustellan^  genügt  ein  mit  Datam  ver- 
sehenes und  beglaubigtes  Empfan^sbekenntnis  oder  eine  Bescheinigung  der 
ersuchten  BehÖrae,  ans  der  sich  die  Thatsache  und  die  Zeit  der  Zostellang 
ergiebt 
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Das  EmpfiBtngsbekenntnis  oder  die  Bescheinigiing  ist  auf  ein  Doppel 
des  znznatellenden  SchriftstückB  za  setzen  oder  dem  Doppel  anzuhetten, 
sofern  ein  solches  za  diesem  Zwecke  mit  übersandt  war. 

Art.  4.  Die  Bestimmungen  der  voraufgehenden  Artikel  schliersen 
nicht  ans: 

1.  dafs  Urkunden  den  im  Auslande  befindlichen  Beteiligten  unmittelbar 
durch  die  Post  zugesandt  werden; 

2.  dals  die  Beteiligten  die  Zustellung  unmittelbar  durch  diejenigen 
Gerichtsvollzieher  oder  sonstigen  Beamten  vornehmen  lassen,  die  in 
dem  Lande,  wo  die  Zustellung  erfolgen  soll,  hierfür  zuständig  sind; 

8.  dafs  jeder  Staat  die  in  einem  anderen  Staate  zu  bewirkenden  Zu- 
stellungen vermittelst  seiner  diplomatischen  oder  konsularischen  Ver- 
treter vornehmen  läfst 

Die  in  diesen  Fällen  vorgesehenen  Zustellungsarten  sind  jedoch  nur 
insoweit  statthaft,  als  es  den  Gresetzen  der  beteiURten  Staaten  oder  den 
zwischen  ihnen  bestehenden  Vereinbarungen  entspricht 

b.    Ersuchungsschreiben. 

Art  5.  In  Civil-  oder  Handelssachen  können  die  gerichtiichen  Be- 
hörden eines  Vertragsstaats,  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  seiner  G^esetz- 
gebung,  sich  durch  Ersuchungsschreiben  an  die  zuständige  Behörde  eines 
anderen  Vertragsstaats  wenden,  um  innerhalb  deren  Geschäftskreises  die 
Vornahme  einer  richterlichen  Prozefshandlung  oder  anderer  gerichtlicher 
Handlungen  zu  erbitten. 

Art.  6.  Die  Übermittelung  der  Ersuchungsschreiben  erfolgt  auf  dij^loma- 
tischem  Wege,  es  sei  denn,  dafs  der  unmittelbare  Geschäftsverkehr  zwischen 
den  Behörden  der  beiden  Staaten  zugelassen  ist 

Ist  das  Ersuchungsschreiben  nicht  in  der  Sprache  der  ersuchten  Behörde 
abgefafst,  so  mufs  es,  yorbehaltlich  anderweiten  Übereinkommens,  von  einer 
als  wortgetreu  beglaubigten  Übersetzung  in  die  zwischen  den  beiden  be- 
teiligten Staaten  vereinbarte  Sprache  begleitet  sein. 

Art  7.  Die  Gerichtsbehörde,  an  die  das  Ersuchen  gerichtet  ist,  ist 
verpflichtet,  ihm  zu  entsprechen.  Sie  kann  jedoch  ablehnen,  ihm  Folge  zu 
geben: 

1.  wenn  die  Echtheit  der  Urkunde  nicht  feststeht;      ' 

2.  wenn  im  ersuchten  Staate  die  Erledigung  des  Ersuchens  nicht  in  den 
Bereich  der  Gerichtsgewalt  fällt 

Anfserdem  kann  die  Erledigung  abgelehnt  werden,  wenn  sie  nach  der 
Auffassung  des  Staates,  auf  dessen  Gebiete  sie  erfolgen  soll,  geeignet  er- 
scheint, seine  Hoheitsrechte  zu  verletzen  oder  seine  Sicherheit  zu  gefährden. 

Art.  8.  Im  Falle  der  Unzuständigkeit  der  ersuchten  Behörde  ist  das 
Ersuchungsschreiben  von  Amtswegen  an  die  zuständige  Grerichtsbehörde 
desselben  Staates  unter  Beobachtung  der  daför  nach  dessen  Gesetzgebung 
ma&gebenden  Begeln  abzugeben. 

Art.  9.  In  allen  Fällen,  in  denen  das  Ersuchen  von  der  angegangenen 
Behörde  nicht  erledigt  wird,  hat  diese  die  ersuchende  Behörde  unverzüglich 
hiervon  zu  benachrichtigen,  und  zwar  im  Falle  des  Art  7  unter  Angabe 
der  Gründe,  aus  denen  die  Ijrledigung  des  Ersuchens  abgelehnt,  und  im 
F^e  des  Art  8  unter  Bezeichnung  der  Behörde,  an  die  das  Ersuchen  ab- 
gegeben worden  ist. 

Art  10.  Die  ein  Ersuchen  erledigende  Grerichtsbehörde  hat  hinsichtiich 
der  zu  beobachtenden  Formen  des  Verfahrens  die  Gesetze  ihres  Landes  in 
Anwendung  zu  bringen. 

Wünscht  indessen  die  ersuchende  Behörde,  dafs  nach  einer  besonderen 
Form  verfahren  werde,  so  kann,  auch  wenn  diese  in  der  Gesetzgebung  des 
ersuchten  Staates  nicht  vorgesehen  ist,  dem  Antrage  entsprochen  werden, 
Bofem  die  Gesetzgebung  dieses  Staates  das  gewünschte  Ver&hren  nicht 
verbietet 
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c.    Sicherheitsleistang  für  die  Prosefskosten. 

Art  IL  Treten  Angehörige  eines  der  Vertragsstaaten  in  einem  anderen 
dieser  Staaten  als  Kläger  oder  Intervenienten  vor  Gericht  anf ,  so  darf,  so- 
fern sie  in  irgend  einem  der  Vertragsstaaten  ihren  Wohnsitz  haben,  ihnen 
wegen  ihrer  Eigenschaft  als  Ausländer  oder  deswegen,  weil  sie  keinen 
Wohnsitz  oder  Aufenthalt  im  Inlande  haben,  eine  Sicherheitsleistung  oder 
Hinterlegung,  unter  welcher  Benennung  es  auch  sei,  nicht  auferlegt  werden. 

Art.  12.  Entscheidungen,  wodurch  der  Kläger  oder  Intervenient,  der 
nach  Art.  11  oder  nach  dem  in  dem  Staate  der  Klagerhebung^  geltenden 
Rechte  von  Sicherheitsleistung  oder  Hinterlegung  befreit  war,  in  die  ProzeCs- 
kosten  verurteilt  ist,  sind  in  jedem  der  anderen  Vertragsstaaten  durch  die 
SEuständige  Behörde  nach  Mafsgabe  der  dort^en  Gesetze  für  vollstreckbar 
zu  erklären. 

Art  13.  Die  zuständige  Behörde  hat  ihre  Prüfung  darauf  zu  be- 
schränken: 

1.  ob  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  wo  die  Verurteilung  erfolfi:t  bt, 
die  Ausfertigung  der  Entscheidung  die  für  ihre  Beweiskraft  erforder- 
lichen Voraussetzungen  erfüllt; 

2.  ob  nach  denselben  Gesetzen  die  Entscheidung  die  Rechtskraft  er- 
langt hat 

d.  Armenrecht 

Art.  14.  Die  Angehörigen  eines  jeden  der  Vertragsstaaten  werden  in 
allen  anderen  Vertragsstaaten  unter  denselben  gesetzlichen  Bedingungen  und 
Voraussetzungen  zum  Armenrechte  zugelassen,  wie  die  Angehörieren  des 
Staates,  in  dessen  Gebiete  die  Bewilli^ng  des  Armenrechts  nachgesucnt  wird. 

Art  15.  Das  Armutszeugnis  oder  die  Erklärung  des  Unvermögens  zur 
Bestreitung  der  Prozefskosten  mufs  in  allen  Fällen  von  den  Behönien  des 
gewöhnlichen  Aufenthaltsorte  des  Ausländers,  oder  in  Ermangelung  eines 
solchen,  von  den  Behörden  seines  derzeitigen  Aufenthaltsorts  ausgestellt 
oder  entgegengenommen  sein. 

Hält  der  Antragsteller  sich  nicht  in  dem  Lande  auf,  wo  das  Annen- 
recht nachgesucht  wird,  so  ist  das  Zen^is  oder  die  Erklärung  des  Unvei^ 
mögens  kostenfrei  von  einem  diplomatischen  oder  konsularischen  Vertreter 
des  Landes  zu  beglaubigen,  in  dessen  Gebiete  die  Urkunde  vorgelegt 
werden  soll. 

Art  16.  Die  zur  Erteilung  des  Armutszeugnisses  oder  zur  Entgegen- 
nahme der  Erklärung  über  das  Unvermögen  zuständige  Behörde  kann  bei 
den  Behörden  der  anderen  Vertragsstaateu  über  die  Vermögensverhältnisse 
des  Antragstellers  Erkundigungen  einziehen. 

Der  Behörde ,  die  über  den  Antrag  auf  Bewilligung  des  Annenrechts 
zu  entscheiden  hat,  bleibt  in  den  Grenzen  ihrer  Amtsbefugnisse  das  Recht 

gewahrt,  die  ihr  vorgelegten  Zeugnisse   Erklärungen  und  Auskünfte  auf  ihre 
Dichtigkeit  hin  zu  prüfen. 

e.  Personalhaft 

Art  17.  Die  Personalhaft  findet  in  Civil-  oder  Handelssachen  geeen 
die  einem  der  Vertragsstaaten  angehörenden  Ausländer  nur  in  den  fallen 
statt,  in  denen  sie  auch  gegen  Inländer  anwendbar  sein  würde.  Es  macht 
dabei  keinen  Unterschied,  ob  die  Haft  Mittel  der  Zwangsvollstreckung  oder 
nur  eine  Sicherheitsmafsregel  sein  soll. 

Schlufsbestimmungen. 

I.  Vorstehendes  Abkommen  soll  ratifiziert  werden.  Die  Ratifikations- 
urkunden sollen  sobald  als  möglich  im  Haag  hinterlegt  werden. 

II.  Es  gilt  für  die  Dauer  von  fünf  «Jahren,  von  dem  Zeitpunkte  der 
Hinterlegung  der  Ratifikationsurkunden  an  gerechnet. 

III.  &  gilt  als  stillschweigend  von  fünf  zu  fünf  Jahren  erneuert, 
wenn  es  nicht  mit  sechsmonatlicher  Frist  vor  Ablauf  dieses  Zeitraums  von 
einem  der  Hohen  vertragschliefsenden  Teile  aufgekündigt  wird. 
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Die  Aufkündigung  hat  Wirkung  nur  f&r  dae  oder  die  Länder,  von 
denen  sie  ausgegangen  ist  Hinsichtlich  der  übrigen  Staaten  bleibt  das 
Abkommen  in  Kraft 

IV.  Den  Biftchten,  die  an  der  im  Juni/Juli  1894  im  Haa^  abgehaltenen 
Konferena  tttlgenonmien  haben,  bleibt  das  Recht  des  Bdtntts  zu  diesem 
Abkommen  bis  zum  1.  Januar  1898  vorbehalten. 

Zusatsprotokoll  vom  22.  Mai  1897  (R.Q.BI  1899  S.  295  ff.). 

Zu  Art  11.  Es  besteht  fänvemehmen  darüber,  dafs  die  Angehörigen 
eines  der  Yertragsstaaten,  der  mit  einem  anderen  dieser  Staaten  ein  Sonder- 
abkommen  getroffen  hat,  wonach  die  Bedingung  des  Wohnsitzes  (Art  11) 
kern  Erfordernis  bildet,  in  den  in  diesem  S»nderabkommen  vorgesehenen 
FBllen  nicht  gehalten  sind,  in  dem  Staate,  mit  dem  es  abgeschlossen  ist,  die 
im  Art.  11  erwähnten  Sicnerheiten  oder  Hinterlegungen  zu  leisten,  selbst 
wenn  sie  keinen  Wohnsitz  in  einem  der  Vertragsstaaten  haben. 

Zu  Art  I  und  II  der  Schlufsbestimmun^en.  Die  Niederlegung 
der  Ratifikationsurkunden  kann  erfolgen,  sobald  die  Mehrzahl  der  Hohen 
vertragschliefiBenden  Teile  hierzu  in  der  Lage  ist  Es  soll  darüber  ein  Pro- 
tokoll a^enommen  werden  und  beglaubigte  Abschrift  davon  auf  diploma- 
tischem W^^  allen  Vertraesstaaten  zugestellt  werden. 

Das  gegenwärtige  Abkommen  tritt  vier  Wochen  nach  dem  Tage  der 
VoilziehunjBf  des  Protokolls  in  Kraft 

Der  im  Art  TL  festgesetzte  fünfjährige  Zeitraum  beginnt  mit  diesem 
Tage  auch  für  die  Mächte,  welche  die  Ratifikationsurkunden  erst  später 
hinterlegen. 

Zu  Art  ni  der  Schlufsbestimmungen.  Die  Worte:  .wenn  es 
nicht  mit  sechsmonatlicher  Frist  vor  Abiauf  cQeses  Zeitraums  aufgekündigt 
wird,"  u.  8.  f.  sind  dahin  auszulegen,  daÜs  die  Aufkündigung  wenigstens 
sechs  Monate  vor  dem  Ablauf  erfo&en  mufe. 

Das  vorliegende  Zusatzprotokofl  soll  einen  wesentlichen  Bestandteil  des 
Abkommens  bilden  und  zu  gleicher  Zeit  wie  dieses  ratifiziert  werden. 

2.  Übereinkommen  zwischen  der  Schweiz  und  Rufsland, 
betr.  den  gegenseitigen  Schutz  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken, vom  1.  Mai/19.  April  1899,  in  Kraft  seit  17.  Juli  1899 
(Eidgen.  amtl.  81g.,  N.  F.  Bd.  XVII  S.  285  ff.). 

3.  Freundschafts-  und  Handelsvertrag  vom  9.  April  1895  zwi- 
schen den  Niederlanden  und  Oranjefreistaat 

4.  Handels-  und  Scbifiahrtsvertrag  vom  8*  September  1896  zwi- 
schen den  Niederlanden  und  Japan  nebst  dazugehörigem  Protokoll. 

5.  Handelsabkommen  vom  24.  Juni  1897  zwischen  den  Nieder- 
landen und  Bulgarien. 

6.  Vergleich  vom  3.  April  1897  zwischen  den  Niederlanden 
und  Frankreich  zur  Regelung  der  Beziehungen  zwischen  diesen 
Staaten  in  Tunis  (Nr.  3 — 6  Zeitschr.  f.  das  gesamte  Handelsrecht  N.  F. 
BcL  38  S.  218). 

7.  Übereinkommen  zwischen  Osterreich -Ungarn  und  Italien 
vom  25.  Juni  1896,  betr.  die  wechselseitige  unentgeltliche 
Unterstützung  mittelloser  Kranker  (Ost  R.6.B1.  1899 
S.  194  Nr.  108). 

8.  Vertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Spanien 
zur  Bestätigung  der  am  12.  Februar  1899  in  Madrid  unterzeichneten 
Erklärung,    betr.    die    Inselgruppen    der   Karolinen,    Palau 
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and   Mariannen,    vom   80.   Juni    1899    (Deutscher  Reichsanzeiger 
vom  30.  Juni  1899,  D.   Handelaarchiv  1899  I  S.  530). 

9«  Vereinbarung  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Gua- 
temala über  den  Schutz  der  Warenbezeichnungen  s.  oben 
8.  414. 

10.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Öster- 
reich-Ungarn und  Japan  vom  5.  Dezember  1897  (Ost  R.6.B1. 
1898  S.  423,  D.  Handelsarchiv  1899  I  S.  26). 

11.  Kündigung  von  Verträgen: 

a)  Montenegro  tritt  vom  1.  April  1900  ab  aus  der  inter- 
nationalen Union  für  den  Schutz  litterarischer  und  künstlerischer  Werke 
zurück  (Eidgen.  amtl.  Slg.  N.  F.  Bd.  XVII  S.  209). 

b)  Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
hat  die  Art  VIII — XII  des  Niederlassungs-  und  Handels- 
vertrags mit  der  Schweiz  vom  25.  November  1850,  durch  welche 
beide  Staaten  sich  in  unbedingter  Weise  die  Rechte  der  meistbegünstigten 
Nation  in  Handels-  und  Zollsachen  zusicherten,  gekündigt;  die  genannten 
Artikel  bleiben  noch  bis  23.  Mfirz  1900  in  Kraft  (Eidgen.  amtl.  Slg. 
N.  F.  Bd.  XVII  S.  212). 


Litteraturberichte. 

a.    BAeberanzelfireii. 

Im  Lehrbuch  des  Deutschen  bürgerlichen  Rechts  auf  Grundlage 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich  von  K»  Cosa^ 
Prof.  der  Rechte  in  Bonn;  II.  Bd.  1.  Abt.:  Das  Sachenrecht  (zur  1. 
und  2.  Auflage  des  I.  Bandes  gehörig).  Jena  1899,  Verlag  von  Gustav 
Fischer. 

Der  in  den  beiden  letzten  Jahren  erschienene  L  Band  hat  bereits  die 
Herausgabe  einer  2.  Auflage  erforderlich  gemacht.  Für  die  Besitzer  der 
1.  Auflage  ist  obiger  Abteilung  ein  Nachtrag  beigefügt,  der  die  wichtigsten 
Berichtigungen  imd  Abänderungen  enthüit.  Überflüssig  ist  es,  über  den  in 
der  Juristen  welt  allgemein  anerkannten  hohen  wissenschimUchen,  insbesondere 
Lehr -Wert  des  Werkes  ein  Wort  zu  sagen.  Wie  auch  diese  Fortsetzang, 
die  Erörterung  der  Rechtssätze  aus  dem  Sachenrechte,  bekundet,  ist  der 
Verfasser  bestrebt,  die  Vereinbarlichkeit  der  deutsch-  und  römisch -recht- 
hcheu  Auffassungen  des  neuen  Rechtsstoffes,  sowie  den  innigen  Zusammen- 
hang zwischen  Rechtslehre  und  Rechtsprechung  darzulegen.  Des  Verfas0ers 
Beurteilung  ist  eine  selbständige,  wenn  auch  die  bisherigen  zahlreichem 
Ergebnisse  der  Litteratur  und  Wissenschaft  sachgemäfs  beachtet  und  mit 
verarbeitet  sind.  Erstaunlich  ist  die  Reichhaltigkeit  und  Abwechslung  der 
zur  Veranschaulichung  der  Rechtsreeeln  aufgestellten  Beispiele.  Die  Dar- 
stellung selbst  zeichnet  sich  durch  gleichförmige  schüchte  Klarheit  aus  und 
ist  frei  von  den  oft  wundersamen  Eigentümlichkeiten  der  juristischen  Fach- 

Sprache.  —  Die  2.  Abteilung  dieses  Sandes,  welche  die  Rechte  an  Rechten, 
as  Recht  der  Wertpapiere,  das  Gesellschafts-  und  Familienrecht  behandehi 
soll,  wird  im  September  und  die  3.  Abteilung  mit  dem  Erbrecht  im  November 
erscheinen.  Grrünetoald, 
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2»  Elemente  des  österreichischen  Privat-  und  öffentlichen 
Rechtes  mit  Berücksichtigimg  der  Gresetzgebang  in  Kroatien •  Slaronien 
für  Laien  und  Studierende  systematisch  und  populär  dargestellt  von  Dr. 
JBriino  DUrrial.  öffentlichem  Notar.  Wien  1899,  Verlag  von  Manz. 
8«.  I— XXVIL  568  S.  - 

In  einem  starken  Bande  (568  Seiten)  hat  der  Autor  die  Elemente  des 
Privatrechtes  behandelt;  er  hat  dies  sein  Buch  für  Laien  und  Studierende 
bestimmt  und  auch  in  dem  Vorworte  betont,  dafs  er  in  erster  Linie  be- 
absichtige, das  Privat-  und  öffentliche  Recht  in  leichtfafslicher  Form  darzu- 
stellen. — 

Die  Einschränkung  war  eine  weise,  eine  notwendige;  neben  die  epoche- 
machenden Werke  von  ünger,  Pjaff-Ho/rnann,  Randa  u.  s.  w.  kann  und 
darf  das  vorliegende  Werk  nicht  gestellt  werden ,  dazu  enthftlt  es  eben  zu 
wenig  neue  Anschauungen.  Innerhalb  des  gesteckten  Rahmens,  als  ein 
kurzer  systematischer  Leit&den,  als  Einleitung  in  das  wahre  Studium 
des  Privatrechtes,  —  ist  das  Buch  ein  ganz  vortreffliches. 

Herr  Dürrigl  ist  entschieden  ein  strebsames,  in  der  Litteratur  wohl- 
bewandertes, wissenschaftlich  durchgebildetes  Talent,  ganz  besonders  aus- 
gezeichnet durch  eine  eminente  Fähigkeit,  alle  Begriffe  und  Verhältnisse 
auf  systematischem  Wege  in  die  Urelemente  zu  zerlegen  und  den 
Dingen  auf  den  Grund  zu  sehen.  Der  Autor  ist  auf  dem  bew>eiteten  Ge- 
biete vollständig  zu  Hause,  kennt  die  Litteratur  und  hält  sich  im  grofsen 
und  ganzen  stark  au  die  bedeutendsten  Koryphäen  der  Juristen  weit;  er  hat  die 
unendlich  reiche  gemeinrechtliche  Litteratur  —  stellenweise  auch  die  aus- 
ländische —  mit  Fidfs  und  Sorgfalt  benützt  und  vor  vielen  Autoren 
den  Umstand  voraus,  dafs  sein  notarieller  Stand  ihn  mit  dem  festen  Boden 
konkreter  Lebensverhältnisse  vertraut  gemacht  und  seinen  Blick  für 
Thatsachen  geschüft  hat 

Eingeteilt  ist  das  Buch  in  zwei  Teile,  von  denen  der  erste  den  ali- 
gemeinen Teil  des  Privatrechtes,  der  zweite  den  besonderen  Teil  behandelt ; 
es  wird  ein  vortreffliches  Handbuch  für  junge  Juristen  bilden,  weil  es  in 
klarer,  schöngeformter  Diktion  das  ganze  Gebiet  des  Privatrechtes ,  die 
sämtlichen  geläufigen  Einteilungen  und  Begriffe,  sowie  die  verschiedensten 
Anschauungen  der  Wissenschaft  in  gründlicher,  sorgfältiger  Weise  behandelt 
und  ein  volles  Bild  der  ganzen  Struktur  des  Privatrecntea  giebt. 

Wir  sind  überzeugt,  dafs  das  Buch,  welches  dem  dermalgen  Zuse  der 
Litteratur,  die  Rechtswissenschaft  populär  darzustellen  und  auch  den 
Laien  zugänglich  zu  machen,  in  bester  Weise  Rechnung  trägt,  seinen  Weg 
machen  wird,  weil  es  eben  sorgfältig  und  gewissenhaft  gehatten  ist. 

Die  Ausstattung  desselben  ist  eine  mustergültige. 

Vukovar  a.  d.  Donau  (Syrmien).  Milan  Pttvl  JovanoM. 

3m  Das  Bürgerliche  Recht  in  seiner  neuen  Gestaltung.  Syste- 
matisch dargestellt  und  durch  Beispiele  erläutert  von  Dr.  jur.  Chuftav 
MüUer,  k.  III.  Staatsanwalt  und  Georg  Meikel.  staatsanwaltschaffc- 
lichem  Hül&arbeiter  in  München.  J.  Schweitzer  Verlag  (Arthur  Sellier), 
München  1898/1899,  in  15  Heften  k  80  Pf. 

Dieses  Buch,  welches  bereits  bis  zur  13.  Lieferung  gediehen  ist  und 
nunmehr  seiner  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  garan- 
tierten Vollendung  entgegengeht,  nimmt,  wenn  auch  jüngere  juristische 
Kräfte  an  die  Bearbeitung  desselben  sich  herangewagt  haben,  unter  den 
HüÜsmitteln  für  Kenntnis  und  Studium  des  neuen  Bürgerlichen  Rechtes  einen 
sehr  respektablen  Rang  ein.  In  systematischer,  zunächst  an  die  Einteilung 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  selbst  sich  anschliefsender,  leichtfafslicher 
Darstellung,  aber  die  sog.  populären  weit  überragend,  bietet  solches  dem 
fertigen,  wie  dem  angehenaen  Juristen  ein  sehr  beachtenswertes  Mittel  für 
Studium  und  Anwendung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches.  Überali  sind  bei 
den  einseinen  Rechtsmaterien  die  in  der  Regel  im  Gesetze  selbst  fehlenden 
Begriffsbestimmungen  vorausgeschickt,  welcnen  sich  dann  in  erschöpfender 
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und  lichtvoller  Weise  die  Darstellang  der  betreffenden  RechtsYerfaSltniMe 
anMbliefBt  Heeonders  zeichnet  sich  letztere  durch  grofsen  Reichtum  an 
praktischen  BeiBpielen,  wie  namentlich  bei  der  geeetzlichen  Erbfolge- 
ordnung, auB.  Die  Fragen  des  örtlichen  Hechtes  shid  aufser  in  der  Einlotong 
im  allgemeinen  zweckmäfsig  bei  der  Erörterung  der  einzelnen  Rechtsyerhält- 
niflse  beantwortet 

Auch  für  Nichtjuristen,  die  Veranlassung  haben,  sieh  selbst  im  neuen 
Rechte  ttber  an  sie  herantretende  Fragen  su  orientieren,  bildet  das  Werk  ein  vet- 
ULssiges,  gut  verständliches  und  brauchbares  Handbuch  zur  raschen  und  be- 
quemen Orientierung  in  den  Fragen  des  neuen  Civilrechts.  B, 

4*   Dr.  H^  Becher^  k.  IL  Staatsanwalt  in  München.    Die  AusführnnffS- 

gesetze  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche,  Sammlung  der  von  den 
undesstaaten  zur  Ausführung  des  Bürgerlichen  Oesetzbuoies  und  seiner 
Nebengesetze  erlassenen  Gesetze  und  mit  Gesetzeskraft  versehenen  Ve^ 
Ordnungen.    J.  Schweitzer  Verlag  (Arthur  Sellier),  München  1899. 

Auch  dieses  Werk  des  im  Gebiete  der  rechtswissenschaftlichen  Ldtteralor 
äufserst  rührigen  Verlern  erscheint  in  Lieferungen,  wird  etwa  100  bis  120  Druck- 
bogen stark  werden,  mit  dem  Preise  von  ca.  15  A  per  Bo^en  und  soll  bis  Anfang 
19CK)  vollendet  sein.  Der  praktische  Wert  der  auf  die  Ausfuhrungsgesetie 
sftmtlicher  Bundesstaaten  sicn  erstreckenden  Sammlung  ist  nicht  zu  bezweifeln 
und  wird  solche  in  den  Bibliotheken  der  G^erichte,  Notare  und  Anw&lte  nickt 
fehlen  dürfen.  Namentlich  auch  für  den  Verkehr  mit  den  Gerichten  und 
Behörden  der  einzelnen  Bundesstaaten  auf  dem  Gebiete  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  wird  die  Sammlung  ein  recht  brauchbares  Hülftmittel  bilden. 
In  der  Sammlung  erhält  jeder  Bundesstaat  eine  eigene  Abteilung,  die  Reihen- 
folge ist  der  Übersichtlichkeit  und  des  leichteren  Aufschiagens  wegen  alpha- 
betisch. Innerhalb  jeder  Abteilung  werden  die  Gesetze  und  Verordnungen 
in  chronologischer  Folge  gebracht  Die  bisher  erschienenen  Laeferungen 
1  und  2  enthalten  Ausführungsgesetze  etc.  von  Anhalt,  Bayern,  Brwm- 
schweig,  Oldenburg,  Sacbsen-Altenbdrg  und  Sachsen- Weimar.  B. 

h.    ZeltttclUTiltoii. 

Archiv  für  bürgerliches  Beeht,  Bd.  15.  Heft  2:  Wefl^  Welche 
Stellung  ist  in  dem  zu  erwartenden  Versicherungsgesetze  den  Vemcherungs- 
gesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  zu  gewähren?  Göth,  Einiges  über 
das  Namensrecht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs.  Fleck,  Der  Bote  (nwii' 
tius).  Eine  Studie  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch.  Oertmannj  Civilistische 
Rundschau.  16.  Bd.:  Bibliographie  des  bürgerlichen  Rechts.  Verzeichnis 
von  Einzelschriften  und  Aulsätzen  über  das  im  Bürgerlichen  Gesetsbucbe 
für  das  Deutsche  Reich  vereinigte  Recht,  sachlich  geordnet  von  Dr.  jnr. 
Georg  Maas,  Bibliothekar  bei  dem  Reichsgericht  1888 — 1898. 

Zeitschrift  für  deutschen  Civilpraxefs  und  dns  Verfahren  in 
Anaelegenheiten  der  freiwilligen  ij^erichtsbarkeit  ^  Bd.  XXVI, 
1.  Heft:  Weismann^  Die  Aufrechnung  nach  dem  Bürgeruchen  Geseti- 
buche.  Pfizer,  Aufrechnung  im  Prozefs  und  Prozefskosten.  v.  Lang, 
Über  die  Abstimmung  in  Kollegien.  Dftvidnon,  Über  das  Ver&hren 
bei  Scheidung  einer  Ehe  nach  vorhergegangener  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft.    Zu  §  639  CPr.O. 

Zeitschrift  für  die  gesmnte  Str€ifrechtswissenschaft^  19.  Bd., 
S.  Heft:  Levis y  Zur  Theorie  des  Strafverfügungsverfahrens.  Sichart, 
Das  Strafensystem  des  Vorentwurfs  zu  einem  Schweizerischen  Strafgesets- 
buche  nach  den  Beschlüssen  der  Expertkommission  von  1896.  Silber' 
Schmidt,  Zur  Rechtsprechung  des  Keichsgerichts  über  die  intellektuelle 
Urkundenfälschung.    Kehmy   Wesen  und   oberste  Principien  der  n^en 
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Milit&rgerichtsbarkeit  Distel,  Die  Kirche  in  einem  HexenDroaesae  anseres 
Jahrhunderts.  —  Gef&ngniBordnttng  für  die  k.  prenfsiBche  Justiiyerwaltnng 
▼om  21.  Desember  189& 

JSUUter  für  Rechtsanwenäung f  64.  Jahrgang:  Clarus,  (Skizzen  z. 
B.G.B.)  Vollmacht  and  Geschäftsführung  ohne  Vertretongsmacht  (10  ff.)- 
Fuldy  Recht  und  Moral  im  neuen  C^tesetzbuche  (10).  Sc  hei  er,  Ist  der 
Benefizialerbe  verpflichtet ,  im  Konkurs  fiber  den  Nachlalj  den  Offen- 
barungseid zu  leisten?  Wie  bemifst  sich  diese  Verpflichtung  nach  der 
Gresetzgebung  vom  1.  Januar  1900  an  (11).  Mariolle,  Die  persönlichen 
BechtBoeziehungen  der  £hegatten  nach  den  privatintemationäeD  Bestim- 
mungen des  £inf.Ges.  z.  B.G.B.  (13).  Übei^aDgsfragen  (U  ff.).  Peter- 
sen, Die  Aufrechnung  im  Prozefs  (15).  K rafft,  (Skizzen  z.  B.G.B.X 
Über  den  Erbechein  (16  f.).    Fuld,  Die  Garanüe  für  Preisabschlag  (18). 

JSäehHwhes  Archiv  für  bürgerliches  Recht  und  JPtWBefs,  9.  Bd., 

5.  Heft:  Klofs,  Gkw&hrleistung  wegen  Mängel  oder  Fehler  der  fiLauf- 
sache.  Eine  vergleichende  Darstellunff  der  emschlügigen  Bestimmungen 
des  Bäuerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Königreich  Sachsäi  und  des  BQiger- 
lichen  Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich.  6.  Heft:  Fuld,  Die  Vertrags- 
strafen nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch.  Petersen,  Der  erste  Termin 
nach  der  neuen  Fassung  der  dvilprozefiBordnnng.  Staffel,  Ein  Beitrag 
cur  Lehre  vom  dinglichen  Vertrag. 

Zeitschrift  für  die  freiwiUige  Gerichtsbarkeit  etc.  (Württemberg), 
41.  Jahrgang  (1899):  Weegemaiiu,  Zum  Erbechaftssteuergesetz.  Wie 
sind  Schenkungen,  welche  im  Laufe  der  Nachlafsteilung  gemacht  werden, 
zu  behandeln  (5)?  Schaf  old,  Erörterungen  zum  Ermngenschaftsgemein- 
schaftsrecht  des  Bürgerlichen  Gresetzbuchs  (6).  Gerhardt,  Erbschafts- 
steoer  und  Bürgerliches  Gesetzbuch  (6).  v,  Wider,  Staatsrechtliche 
Stellung  der  künftigen  Waisenrichter  (6).  Pfeiffer,  Nachlafs-  und 
Konkursmasse-Inventar  (7).  Gmelin,  Haftung  mehrerer  Alimentations- 
pflichtiger (7). 

Annalen  der  Grofsh.  Badischen  Gerichte.  Bd.  LXV  (1899): 
Harr  er,  Das  Wesen  des  unlauteren  Wettbewerbs  (3).  Harr  er,  Straze 
—  Bufse  —  Entschftdigung  (3  ff.).  St r übe,  Bezienungen  zwischen  der 
Verpflichtung  des  im  Ehescheidunnprozesse  unterlegenen  Eheteiles  zur 
Tragung  der  Prozefskosten  und  ehelichem  Güterrecht  (6).  Uietz,  Er- 
lassung von  Forststrafbefehlen  gegen  Milit&rpersonen  nacn  gegenwärtigem 
und  künftigem  Recht  (6). 

MecMenburgiscIie  Zeitschrift  für  Rechtspflege  und  Rechts- 
wissenschaft^ 17.  Bd.,  3.  Heft:  Birhmeyer,  Der  Schutz  der  edftio 
prineeps.  Ein  Beitra«  zur  bevorstehenden  Reform  der  Urbeberreehts- 
Gesetzgebung.  4.  Ben:  Birhmeger,  Der  Schutz  der  editio  prineeps, 
(Forts,  u.  Schlufs.). 

KrUische  Vierteijahrsschrift  für  Gesetagebumf  und  Rechts- 
wissenschaft ^  8.  Folge,  Ba.  V,  Heft  8,  enthält  Besprechungen  von 
Werken  aus  den  Gebieten  des  Verfassungsrechts  {Rossi,  Die  neue 
Litteratur  etc.  S.  4.  Frankreich,  Schlufs),  der  Reehts^hilosophie 
(Petrone,  La  fase  recentistfima  eUUa  Hiosofia  dd  diritto  in  Germania, 
Krückmann,  Die  Entfremdung  zwischen  Recht  und  Volk),  Rechts- 
ffeschichte  (Jobbi-Dnval,  BurVhistovre  de  la  proeidure  civile  chez 
Tes  Romains),  des  Civilrechts  (Titze,  Die  Notstandrechte  im  deutschen 
Bürgerlichen  Gresetzbuch,  Dans  Navneskik,  Betaenkning  afgiven  af 
den  af  Justitsministeriet  den  4.  Maj  1898  n^d  satte  Kommission  etc.), 
Givilprozesses  (Schmidt,  Lehrbuch  des  deutschen  CivilproselareohtB, 
Paul,  Der  Veigleich  im  Civilprozefs,  Fr  an  kl ^  Zur  Revision  des  Saler- 
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reichiflchen  Konkurerechtes),  Strafrechts  (Clemens,  Strafrecbt  und 
Politik,  Gretman,  Die  Zurechimngsf^higkeit  als  Frage  der  GreBetzgebcmg), 
Strafprozesses  {Glücksmann,  Die  Rechtskraft  der  strafprozeseualen 
Entscheidung  über  Einziehung  und  Unbrauchbarmachang).  Staatsrechts 
{Schvoedler,  Parlamentariscne  Rechtsy  erletzungen  nach  deutschem  Reichs- 
recht, Hos  ans,  Die  Kaiser- Wilhelms  Universität  in  Strafsburg,  ihr  Recht 
und  ihre  Verwaltung,  Neisser,  Zur  Geschichte  des  §  14  des  Grundgesetzes 
über  die  Reichs  Vertretung  vom  21.  Dezember  1867,  Zolger,  österreichi- 
sches Verwaltungsrecht,  Hatschek,  Die  Selbstverwaltung  in  politischer 
und  juristischer  Bedeutung,  Kämmerer^  La  foncHon  publiaue  en  Alle- 
magne,  Hubrick,  Die  parlamentarische  Redefreiheit  una  DisciplinX 
Kirchenrechts  (Oerigk,  Irrtum  und  Betrug  als  Ehehindemisse  nach 
kirchlichem  und  staatlichem  Recht,  Meurer,  Das  2iehent-  und  Boden- 
zinsrecht in  Bayern). 

ZeitschHft  für  französiscJtes  CivUrecht ,  Bd.  XXX,  Heft  2:  Kuhn, 
Die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  G^etzbuches  über  den  Wohnsitz. 
Koehy   Die    Schuldübemahme    des    Bürgerlichen   Gesetzbuchs   mit   ver- 

fleichender  Rücksicht  auf  das  franzönsche  Recht    Fuld,  Das  Pfandrecht 
es  Vermieters  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch. 

Zeitschrift  für  Hechtspflege  im  Herzogtum  Braun^chweig,  46.  Jahr- 
gang (1899):  Schottelius,  Die  Gerichtszuständigkeit  zur  Ajiordnung 
von  Vormundschaften  über  uneheliche  Kinder  (8). 

AllgemMne  österreichische  Oerichtszeitung  ^  L  Jahrgang  (1899): 
Kern,  Über  die  Zulässigkeit  der  Berufung  in  ^ewerbegerichtlichen  Straf- 
sachen bis  50  fl.  (15).  Üostal,  Die  Amortisation  alter  Hvpotheken- 
forderungen  imd  die  neue  Elzekutionsordnung  (17).  Hoegel,  Die  Rechts- 
folgen militärstra%erichtlicher  Verurteilungen  (18).  Calligaris,  Der 
Ersatz  von  Notarsspesen  für  bezahlte  Wechsel  (18).  Ofner,  Die  Novelle 
über  den  Schulbeitrae  in  Niederösterreich  (20).  Suefs,  Entspricht  das 
Gesetz  vom  23.  Mai  1873,  betr.  die  Bildung  der  Geschworenenlisten ,  den 
Anforderungen  der  Stnifrechtspflege  (20)?  v.  Ran  da,  Beiträge  zur  Lehre 
vom  Pfandrechte,  insbesondere  von  Wertpapieren  (21J.  Ö«<,  Die  Auf- 
nahme der  Aufforderungs-  und  der  Feststellungsklage  in  Österreich  (22). 
T tisch.  Die  Prozersfälugkeit  des  Ausländers  (23).    Fe/sler,  Die  gegen- 

'  seitige  Beweishülfspflicht  der  Streit^enossen  (23).  Storch,  Antrags-  und 
Privatanklagedelikte  im  österreichischen  Rechte  (24  f.).  Hergel^  Be- 
handlung der  Kompensationseinrede  nach  der  Civilprozelsordnung  (25)l 
Rosenblntt,  Zur  Kompetenzfrage  in  den  Fällen  des  §  49  Z.  5  J.N.  (26). 
C  . . .  n,  Über  die  örtliche  Zustäadiekeit  der  Gerichte  bei  Annahme  ehe- 
licher Kinder  an  Kindesstatt  (26).  Melzer,  Die  Übernahme  der  Lasten 
nach  §  150  Abs.  1  Exek.O.  (27).  Schuster,  Zur  Frage  der  Verpflichtung 
Minderjähriger  aus  eigenmächtig  abgeschlossenen  Verträgen  (28).  Noseky 
Die  Rechts  Wirkungen  des  Urteils  gegen  dritte  Personen  (29  f.).  Mathiaf, 
Die  Intervention  jemals  Art  50  des  Bemer  Übereinkommens  und  das 
geltende  österreichische  Civilprozefsrecht  (30). 

Juristische  Blätter  (WienX  28.  Jahrgang  (1899):  Po  link.  Noch  ein  Wort 
zur  Frage  der  Neuerungen  im  Berufungsverfanren  (2  t  ff).  Pf  äff ,  Zur 
Frage  der  Klausenbnrger  Ehen  (26).  ütemlicht.  Zur  Auslegung  der 
geaetslichen  Kompetenzbestimmnngen  über  die  Bönenschiedsgerichte  (26  ffl). 
— oe  — ,  Die  Strafandrohungen  zur  Sicherung  der  Rediti^flege  im  nor- 
wegischen Strafgesetzentwurte  (27).  Tilsch,  Betrachtungen  xCSer  das  Ver^ 
hältnis  der  n^ativen  Feststellungsklage  zur  Aufforderungsklage  wegen 
Berührung (28  f).  Tenner,  Zum  österreichischen  KaisertiteT (29).  Meyer, 
Zahlstellewechsei  und  Domizilwechsel  (30).  Afnrschner,  Die  SteUnng 
des  UnfallverBicherungsgesetzes  zum  privaten  Schadenersatzrechte  (31  £). 
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krift  für  Notariat  und  freiwüUge  QeriehtsharkeU  in 
reich  (1899):  Krassel^  Die  fi^ebnisse  der  Erbflchaftsstener  in 
Bioh  und  die  Vorsohlttge  zu  deren  Shöhong  (20  f.).  Walker,  Ober 
die  Betornon  im  Bürgerlichen  Gesetsbuche  für  das  Deutsche  Reich  (22). 
Für 9t ^  Die  Gtebfihren  des  k.  k.  Notars  als  Oerichtskommissärs  in  öster- 
rdch  (24  f.).    Kr asael,  Eline  fortgeschrittene  Notariatsgesetzgebmig  (27  £). 

ZeU9chrift  für  schweixerisches  Mechif  40.  Bd.,  N.  F.  18.  Bd.,  Heft  8: 
He ualer,  Schweizerische  Bechtsgesetzgebnng  des  Jahres  1898.  Schweize- 
rische Bechtslitteratnr  des  Jahres  1898. 

Zeitschrift  des  Bemischen  Juristenvereins  und  MtmatshUUt  fikr 
Bemische  Meehtsprechung,  Bd.  XXXV,  Heft  6 :  Mitteiluneen  aus  der 
Rechtsprechung  des  Demischen  Appellation»-  und  Kassationshores  in  Civil- 
flachen  und  des  Bnndesgerichts,  femer  aus  der  bemischen  Strafrechtspnois. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrechtj  12.  Jahrgang,  1.  u.  2.  Heft: 
JStoo/Sf  Vorsatz  und  Bewuistsein  der  Rechtswidrigkeit  und  der  Pflicht- 
widrigkeit. As  ehr  Ott,  Die  Fürsorge  für  Strafentlassene  in  England. 
Stoo/s^  Die  ärztliche  Behandlung  im  Strafrecht  Türler^  Modns^  wie 
man  ein  Landtag  soll  vorfinden. 

Kosmadike,  2.  Jahrgang  Nr.  5  (Mai  1899):  Lachau,  AuslXndische  Ur- 
teile. Nr.  6  (Juni  1899):  Fuld^  Die  Kautionspflicht  der  Ausländer  in 
Deutschland.  Nagels^  Le  Recrtttement  du  Jury.  —  CriminalStatütics,  1897. 

Revue  de  droit  intemaUonal  et  de  ligisiatian  eompar^  Deuxihme 
Sirie^  TrerUe-unihme  annie^  Tom.  I  (1899) t  Nr.  2:  Fiore^  L' Organisation 
ßiridique  de  la  sociiti  internationale.  Giron^  De  la  condition  juridique 
des  juifs.  Flaisehlen^  La  jwisprudenee  roumaine  en  matikre  de  droit 
international.    Nerincx,  Le  droit  des  sociitis  dans  Vl&tat  de  l^ew-York. 

Journal  du  droit  international  privS  et  de  la  Jurisprudence 
campariCf  26.  Ann^e^  No.  V—VI:  Appert,  De  Vinterpriiation  des 
traiies  diplomatigues  au  cours  dun prochs.  Comte  de  Reuters- Kiöld, 
De  la  loi  gm  doit  rigir  les  obligations  contractueües  daprhs  le  droit 
international  privi,  Salem,  De  la  succession  immobilere  des  ^trangers 
en  Turquie.  Stocquart^  La  nouvelle  loi  fidSrale  des  Etats-ünis  sur 
la  faiüüe,  Röthlisberger^  Le  droit  d'auteur  cPaprhs  la  nouvelle  loi 
luxembourgeoise  du  10.  Mai  1898. 

Annales  de  droit  crnnmercial  et  industriel  fran^ais^  ^tranger  et 
international 9  13.  Annie,  Nr.  3:  Sumien,  (Droit  Fran^ais)  Essai 
mir  la  responsabilitä  des  agences  de  renseiqnements  commerciaux  (suite  et 
fin).  Nessi,  (Suisse)  Chronique  de  ligislation^  de  jurunprudence  et  de 
doetrine  en  matiire  de  droit  commercidl  et  industriel.  SchwartM,  De 
eertaines  compagnies  anglaises  ä  responsabiliii  limiiie.  Des  compagnies 
privdes.  Fardis,  Le  nouveau  proj'et  de  loi  russe  swr  les  societSs  par 
actions,     Vorron,  Sur  la  loi  des  Warrants  agricoles. 

CknnitS  tnarititne  intemaUonalj  Bulletin  Nr.  6 :  Conference  dAnvers 
compte  eendu:  L  Risolutions  voties  par  la  Confirenee'^),  IL  Composition 
du  bomiti,  HL  Liste  de  pr^ence  des  membres  du  comiU  et  des  diUgu6s 
des  Assoeiations  et  Comitis  nationaux.  IV,  Ordre  du  j'our  de  la  Öon- 
ffrence,  F.  lUsumi  synoptique  des  rapports  des  Assoeiations  et  Comitis 
nationaux.     VI,  Compte  rendu  des  dibats  de  la  Conference. 


1)  S.  oben  S.  167. 
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ArchMo  0iurid4009  nFüippo  Sera/ini",  N.  Ä  Vol.  IIL  Fase.  3: 
Baratsi^  SuUa  ruponBobüüä  per  inatiempimento  de0e  oobUgoMioni 
(cont.J*  Salvioli,  Sulla  dUtrUumane  deUa  proprietä  /antUaria  in 
Italia  al  Umpo  MV  Impero  romano  (eomt.  e  finej.  Arno,  Note  mUnime 
eul  §  3  Inet,  de  emptione  ei  vendUione^  Ciccaglione^  I  libri  legali 
di  un  giudiee  sieulo  nel  eeedo  XIV, 

Bivieta  penale    di  daUrina,    legisiaHone   e    giuri&prudemaa. 

Vol.  L  (XX  deUa  3.  Serie),   Fase  1:    Nocito^    Polima  gindieiario. 
Fase.  2:  H  DecretO'Legge  eui  prowedimenti  politici, 

8uppiemetUo  aUa  lUvieia  petude  ete»j  Vol.  VII^  Fase.  6:  Grego- 
raeiy  Di  una  pretesa  applieabUitä  delT  arL  SU)3  codice  penale  in  re- 
laeione  aW  articolo  612  Cod.  Proe.  eivile.  Bianehedi,  La  remieeione 
in  aduUerio  e  il  risarcimento  dei  Danni  (art.  358 J.  Öalabreei,  La 
lesione  colposa  concorrente  con  taluna  delie  cireoetanze  dM  art.  373  e 
eeeluea  dal  Nr.  1  delV  art.  375.    Ridola^  OÜraggio  pubUico  al  pudere. 

Bechtageieerd  Maff€UBifn,  18.Jaargang,  Aflevering  4/5:  Baron  van 
Ittersum,  RechtspracJe,  K.  Art.  1441  B.W.  —  L.  Art.  1158  in  verband 
met  arL  1162  B.W.  Kir berger,  Een  en  ander  over  het  verificatie' 
proeea.  Tiehelaar^  Eenige  opmerkingen  over  hei  weteontwerp  ber 
treffende  den  rechtetoeetand  der  buHenechtelijke  Rinderen.  Jitta^  De 
toeiating  tot  de  reehtapraktijk  en  de  magietratur.  Hen,  Bekoort  het 
Ontwerp  van  Wet  tot  regeling  van  de  Arbeideovereenkomet  angewi§wigd 
te  worden  aangenomenf 

TidsakHft  for  Betavidenskab .  12  Aarg.  (1899),  2.  Heflei  Platou, 
Om  Rederu  Xallenberg,  Naara  anmärkningar  om  beaieekyldighet 
oeh  presumtioner  med  häneyn  tiU  oivilproceseen.  Laesen^  MeddeUer 
fra  danah  ReUpraosie. 
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Die  örtlicheil  Grenzen  der  neuen  österreichischen 
Civilprozersgesetze. 

Von  Ph>fe8Bor  Dr.  Caesar  Barasetti  (Genf). 

Die  inlftndiflchen  Civilprozefsgesetze  gelten  in  dem  Gebiet, 
Air  das  sie  erlassen  worden  sind,  überall,  und  fremdes  Civilprozefs- 
recbt  kommt  in  jenem  Gebiet  nicht  zur  Anwendung,  and  auch  das 
inländische  Civilprozefsrecht  gilt  nicht  anfserhalb  des  Gebiets,  für 
das  es  erlassen  worden  ist. 

Dies  ist  ein  heute  allgemein  von  den  einzelnen  Kulturstaaten  an- 
erkannter Grundsatz  —  und  er  ergiebt  sich  auch  für  Osterreich 
ans  der  weiter  unten  angegebenen  Gesetzesbestimmung,  für  das 
Deutsche  Reich  aus  dem  §  2  Einf.Ges.  z.  Ger.Verf.Ges. ,  femer 
den  §§  12,  18  Ger.Verf.Ges.  und  §  3  Einf.Ges.  z.  G.Pr.O. 

Es  ist  nun  aber  möglich,  ja  es  ist  fest  immer  der  Fall,  dafs  mate- 
rielle Rechtsnormen  sich  in  den  Prozefsvorschriften  eingekleidet  finden, 
und  es  kommt  nicht  selten  vor,  dafs  infolge  der  sog.  örtlichen  Statuten- 
kollision auch  ausländisches  Prozefsrecht  zum  G^enstand  der 
richterlichen  Kognition  gemacht  wird.  In  solchen  Fällen  kann  man 
den  obigen  Grundsatz,  der  lediglich  die  lex  fori  anwendet,  nicht 
zur  voUen  Geltung  bringen. 

Daher  wird  man,  gerade  im  Hinblick  hierauf,  besser,  weil  prädser, 
sagen:  In  Prozefs Sachen  gelten  für  den  eigentlichen  modus  prO" 
cedendi  nur  die  sog.  ordinaria  judicii,  d.  h.  für  die  einzelnen  Prozefs- 
handlungen  und  die  Prozefsrechtssätze,  nach  österreichi- 
schem Rechte,  wie  überhaupt  nach  dem  Rechte  der  übrigen  Staaten, 
in  der  Regel  allein  die  Prozefsgesetze  des  Orts,  wo  die 
Prozefshandlungen  vorgenommen  werden,  mit  anderen  Worten 
wo  die  Prozefsrechtssätze  im  konkreten  Falle  anzuwenden  sind, 
das  will  sagen:  die  lex  fori,  es  wäre  denn,  dals  das  positive  Gesetz 
selbst  etwas  anderes  anordnet 

Auf  die  decisaria  Ittia,  d.  b.  auf  die  Fragen  des  materiellen 
Rechts,  dagegen,  die  im  einzelnen  Prozesse  in  Betracht  kommen,   sei 
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es,  dafs  sie  sich  in  den  Prozefsvorschriften  eingekleidet  finden,  sei  es, 
daPs  sie  in  den  Privatrechtsgesetzen  selbst  enthalten  sind,  ist  dasjenige 
Gesetz  zor  Anwendung  zu  bringen,  das  das  im  Rechtsstreit  befiuigene 
Privatrecht  beherrscht^). 


1)  Nach  der  lex  fori  oder  nach  inländischem  Recht  vom  Stand- 

Sunkt  des  Prozefsgerichts  aus  (die  lex  fori  ist  das  inländische  Recht, 
as  für  das  betreffende  Prozefsgericht  mafsgebend  ist)  sind  also  insbesondere 
zu  beurteilen  alle  Fragen,  die  sich  auf  die  Prozefsfuhrun^  beziehen,  auf 
die  Prozefsführung  und  slles,  was  damit  im  Znsammenhang  steht,  soweit  es 
prozessualer  Natur  ist,  mit  anderen  Worten  alle  Fragen  im  Prozesse, 
die  prozessualer  Natur  sind,  so  namentlich  die  Fmf^en  der  gericht- 
lichenKompetenz  (der  sachlichen  und  örtlichen  Zuständigkeit  des  Gerichts), 
der  Prozefsvoraussetzungen  (wobei  jedoch  die  Prozefsfähigkeit, 
die  Frage  nach  der  leqüima  persona  standi  in  jHdicio^  anderer  Bearteilnng 
unterliegt,  wie  ich  zeigen  werde),  die  Fragen,  die  die  Gestaltung  des 
Prozefsgan^sin  den  verschiedenen  Instanzen  betreffen,  die  fnrai, 
die  sich  auf  die  durch  die  Gerichte  und  ihre  Organe  zu  verfügenden  Voll- 
streckungsmafsr^eln  beziehen  u.  s.  w.,  während  die  materiell -rechtlichen 
Fragen  so,  wie  oben  dargelegt,  beurteilt  werden. 

Da  nun  in  den  Prozefsgesetzen,  wie  oben  betont,  vielfieush  Bestimmungen 
materiellrechtlicher  Natur  vorkommen,  so  ist  es  von  Bedeutung  zu  eigrnn&i, 
welche  Bestimmungen  in  den  Prozefsgesetzen  civilprozeasualer,  una  welche 
civilrechtlicher  Natur  sind. 

Givilrechtlicher  Natur  sind  z.  B.  die  Bestimmungen  darüber,  was 
Gegenstand  des  Prozesses,  der  gerichtlichen  Entscheidung  sein  kann,  —  also 
die  Frage,  ob  eine  Sache  Civilprozefssache  ist  oder  nicht,  femer  die 
Bestimmungen  darüber,  ob  dn  Privatrechtsanspruch  (und  nur  um  solche 
handelt  es  sich  beim  Oivilprozesse)  angriffisweise  oder  nur  verteidigunsa- 
weise  geltend  gemacht  werden  kann,  femer  die  vom  objektiven  Privatrecnt, 
der  norma  agendi,  aufgestellten  Grundsätze,  die  den  Einflufii  des  konkreten 
Prozesses  auf  das  seinen  Gegenstand  bildende  subjektive  Privatrecht  be- 
treffen, ferner  die  privatrechtlichen  Wirkungen  der  Streitanhftnpgkeit 
und  des  Urteils  (die  sog.  materielle  Rechtskraft  des  Urteils).  Es  ist  mit 
anderen  Worten  alles  das  privat  rechtlich,  was  mit  dem  sog.  materi- 
ellen Aktionenrecht  zusammenhängt,  d.  h.  eben  mit  den  hier  dargelegten 
Fragen,  die  diesem  Teile  des  materiefien  Privatrechts  angehören  (näniiich 
dem  materiellen  Aktionenrecht). 

Prozefsrechtlicher  Natur  dagegen  und  nach  der  lex  fori  des  be- 
treffenden Prozefsgerichts  zu  beurteilen  sind,  abgesehen  von  der  Prozefs- 
fähigkeit,  von  der  etwas  anderes  gilt,  die  Voraussetzungen,  der  Inhalt, 
die  Form  der  Geltendmachung,  die  Entwickelung,  Wanalnng  und  Be- 
friedigung der  im  Prozesse  geltend  gemachten  Ansprüche  als  solcher,  also 
die  Bestimmungen  über  die  Prozefsvoraussetzungen,  die  Prozefs- 
handlungen  (Partei-  und  Richterhandlungen),  die  Handlungen  im 
Prozesse,  welche  nicht  als Prozefshandlungen  im  engeren  Sinne  erscheinen, 
wie:  Streitverkündigung,  Autorbeuennung,  Anspruchsanerkennung  n.  s.  w. 
Man  kann  auch  gegensätzlich  zu  obigem  sagen:  prozefsrechtlicher  Natur  ist 
alles,  was  mit  dem  sog.  formalen  Aktionenrecht  zusammenhängt,  das 
ein  Tdl  des  Prozefsrechts  ist. 

Detailpunkte.  Da  man  bei  der  Klage,  der  actio,  die  privat- 
rechtliche  und  die  prozefsrechtliche  Seite  unterscheidet,  so  mufs  man  sagen: 
-rivatrechtlich  ist  der  Klagegrund,  d.  h.  das  Rechtsverhältnis,  das 
en  Klageansproch  bildet,  die  reditsbegründenden  Thatsachen,  deren  In- 
begriff das  sich  als  Anspruch  erklärende  Rechtsverhältnis  ausmacht  Übrigens 
nur  bei  den  Leistongsklagen  ist  der  Klagegrund  privatreehtlich,  d.h. 
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Im  ersteren  Satz  liegt  nichts  anderes,  als  die  Anerkennung 
des  Territorialitätsprincips  Mr  das  Givilprozefsrecht  ans- 
gesprochen.  Nach  dem  TerritorialitAtsprincip  gilt  in  betreff 
der  Prozefshandlnngen  and  der  ProzefsrechtssStze,  die 
im  „Inland*^  vorgenommen  werden  und  zur  Anwendung 
kommen,  das  ^inländische^  Prozefsreeht,  and  in  betreff 
derer,  die  im  „Ausland^  vorgenommen  werden  and  zar 
Anwendung  kommen,  das  „ausländische**  Prozefsreeht 
—  mit  anderen  Worten  das  im  „Inland**  zur  Anwendung 
kommende  Givilprozefsrecht  richtet  sich  in  der  Regel 
ausschliefslich  nach  „inländischem**,  das  im  „Ausland** 
zur  Anwendung  kommende  Prozefsreeht  ausschliefs- 
lich nach  dem  .ausländischen**  Recht. 


bei  denjenigen  Klagen,  die  eine  Verorteüung  des  Beklagten  zu  einem  Than, 
Dulden  oder  Unterlassen  anstreben  —  and  nicht  bei  den  Feststeliungs- 
klagen  (§  228  o.  C.Fr.O.).  zu  deren  Begründang  §  228  C.Pr.O.  nur  ein 
rechtliches  Interesse  an  der  alsbaldigen  Feststellang  verlangt  Hier  beruht 
der  Kla^egrand.  wenn  er  sich  auch  auf  die  Bearteilung  eines  Privatrechts- 
verhältnisses ricntet,  doch  nicht  auf  dem  Privatrecht,  sondern  auf  einer  Be- 
stimmung des  Prozefsrechts,  ist  also  prossessaalisch.  VergL  zum  Dargelegten 
Wach.  Lehrbuch  des  deutschen  Civilprozefsrechts,  Bd.  I  §  9  S.  117  ff., 
vjerbunden  mit  §  2  S.  12  ff.;  Kohler,  Prozefsrechtliche  Forschungen,  S.  68 
(Über  den  vermeintlichen  Feststellungsanspruch),  sowie  insbesondere  Truttsr^ 
Das  österreichische  Civilprozefsrecnt  in  systematischer  Darstellung,  §  6 
S.  211  ff.,  §  71  S.  260,  261  (gut  weist  Trutter  auch  noch  auf  weitere 
Klagen  im  neuen  österreichischen  Prozesse  hin,  bei  weichen  der 
Rlagegmnd  kein  civilrechtlicher,  sondern  ein  prozessualer  ist,  z.  B.  Fall 
des  Art.  XLII  £inf  Ges.  z.  C.Pr.O.  und  des  Art.  XLIII  eod.). 

Die  Sachie^itimation  (legiHmatio  ad  causam)  beurteilt  sich  nach 
Privatrecht.  Die  Prozefsleeitimation  dag^n  beurteilt  sich  selbst- 
verständlich nach  Prozefsreeht  (sie  ist  Prozelsvoraussetzung  >~  §  306 
C.Pr.O.).  Die  Einreden  sind,  je  nachdem  sie  materielle  oder  Prosefs- 
einreden  sind,  entweder  privat  rechtlich  er  oder  prozefsrechtlicher 
Natur,  wonach  sich  ihre  Beurteilung  richtet.  Die  Beweislehre  ist  be- 
sonders prozefs rechtlich  gestaltet.  Die  Frage,  was  zu  beweisen  ist, 
ist  privatrechtlicher  Natur,  hingegen  die  Beweislast  und  der  Grund- 
satz über  ihre  Verteilung  ist  prozessualer  Natur. 

Der  B^riff  des  Beweismittels,  die  einzelnen  Arten  der  Beweis- 
mittel, die  rrage,  welche  Beweismittel  zulässig  sind,  in  welcher 
Form  sie  zu  erheben  sind,  alles  dies  ist  prozefsrechtlich,  ebenso  die 
Bestimmungen  über  die  Beweis  Würdigung  durch  den  Richter.  Privat- 
rechtlicher Natur  sind  die  gesetzlichen  Präsumtionen.  DieZwangs- 
vollstreckung  ist  durchaus  prozefsrechtlich,  nur  in  ihren  Wirkungen 
aof  das  materielle  Privatrecht  greift  sie  ins  Privatrecht  über.  An- 
langend die  Rechtskraft  des  richterlichen  Urteils,  so  entscheidet 
das  Prozefsreeht  nicht  nur  über  die  formelle  Rechtskraft  und  die 
Vollstreckbarkelt,  sondern  auch  über  den  Umfang  der  Rechtskraft 
unter  den  Parteien,  d.  b.  über  die  materielle  Rechtskraft,  über  die 
Frage  der  Begrundetheit  der  exceptio  rei  judicatae^  während  das 
Privat  recht  darüber  entscheidet,  in  welchem  Umfang  die  materi- 
elle Rechtskraft  subjektiv  für  und  gegen  Dritte  wirkt.  So  zu- 
ti«ffiBnd  Wach  a.  a.  O.  I  8.  128. 
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Dies  ist  auch  im  Art  I  des  £iiif.G^  b.  (tot  C.Pr.0.  ans- 
gesprochen,  wo  bestimmt  ist,  dafs  die  neue  Civilprozeisordnong  fllr 
alle  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  ansschliefslieh  Plats  greift, 
die  in  betreff  ihrer  Entscheidung  den  ordentlichen  Gerichten  (Besirks- 
gerichte,  Kreis-  und  Landgerichte,  Oberlandesgerichte  nnd  Oberster 
Gerichtshof)  in  den  im  Beichorate  vertretenen  Königreichen  nnd  lündem 
■ogewiesen  sind,  abo  für  die  in  Cisleithanien  (Österreich) 
dnrch  die  ordentÜchen  Gerichte  an  entscheidenden  Rechtsstreitigkeiten. 
Mithin  gehört  das  Gebiet  der  Li&nder  der  angarischen  Krone 
(Transleithanien)  nicht  zum  Geltongsgebiet  der  nenen  Civil- 
prosefsordnung,  ist  also  nicht  in  Bezug  auf  die  Vorschriften  des  neaen 
Prozefsrechts  als  Inland  zu  betrachten  (als  welches  nur  Cislei- 
thanien gilt). 

VergL  auch  Art  XXIX  Einf.Ges.  z.  Ost  G.Pr.O.,  wo  der  Begriff 
„Inland^  in  diesem  Sinne  gegeben  wird  mit  dem  Anfügen,  dais 
Personen,  die  in  dem  Gebiete  der  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Lttnder  das  Staatsbürgerrecht  nicht  geniefsen,  in  Bezog  anf 
die  Vorschriften  der  Civilprozefsordnung  als  Aaslttnder  anzusehen 
sind  —  sowie  Art  X  Einf.Ges.  z.  Jur.Norm,  wo  dasselbe  in  betreff 
der  Jurisdiktionsnorm  ausgesprochen  wird. 

Für  die  nach  diesen  Vorschriften  in  betreff  der  neuen  Prosefs- 
gesetze  Österreichs  als  Ausländer  anzusehenden  Personen  gelten 
somit  jene  Normen,  die  für  Ausländer  abweichende  Bestimmungen  ent- 
halten. Insofern  dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  d.  h.  insoflem  die  neaen 
österreichischen  Gesetze  für  die  Ausländer  keine  besonderen  abweichen- 
den Bestimmungen  enthalten,  hat  das  inländische  Gericht  (das 
ordentliche  Gericht  Cisleithaniens)  auch  auf  die  von  Ausländern 
im  Inland  (Cisleithanien)  vorgenommenen  Prozefshandlungen  die  Be- 
stimmungen der  Civilprozefsordnung  in  Anwendung  zu  bringen'). 

Als  Folge  des  oben  aufgestellten  Grundsatzes,  dafs  die  inländischen 
Prozefsnormen  ansschliefslieh  im  Inland,  die  ausländischen  ansschliefslieh 
im  Ausland  herrschen,  ei^ebt  sich  auch,  dafs  die  bei  österreichi- 
schen Gerichten  vorkommenden,  mit  ausländischen  Verhältnissen  in 
irgend  einem  Zusammenhang  stehenden  Prozefs fragen  in  der  Regel 
nach  inländischem,  d.  h.  österreichischem  Recht  zu  beurteilen  sind. 
Nur  ausnahmsweise  gestattet  das  österreichische  Prozefsrecht 
die  Anwendung  ausländischen  Prozefsrechts  im  Inland. 

So  gilt,  wenn  es  in  einem  vor  einem  inländischen  Gericht 
geführten  Prozesse  zu  einer  im  Auslande  vorzunehmenden  Prozefs- 
handlung  kommt,  also  das  Auslandsgericht  im  Wege  des  Er- 
suchens um  Leistung  der  Rechtshülfe,  um  die  VomsJime  dieser 
Prozefshandlung  angegangen  wird,  für  diese  das  ausländische 
Recht  (Grundsatz  der  Territorialität),  und  ist  so  namentlich  bei  den 
von  ausländischen  Behörden  nach  den  ausländischen  Gesetzen  vor- 
genommenen Beweisaufnahmen  eine   weitgehende  Berücksichtigung  des 

^    2)  So  wohl  zutreffend  Trutter  a.  a.  0.  §  8  Ziff.  n  Abs.  1  S.  87. 
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hier  angewandten  ausländischen  Rechts  statoiert,  indem  hier,  wenn 
diese  Beweisaofiiahmen  nach  anslttndischem  Recht  mangelhaft  sind, 
gegen  dieselben  dann  kein  Einwand  erhoben  werden  kann,  wenn  sie 
den  für  das  inländische  Prozefsgericht  geltenden  Gesetzen  entsprechen. 
§§  290  ond  283  öst  C.Pr.0.  Aach  ist  in  betreff  der  Beweiskraft 
aosländischer  Urkunden,  die  in  einem  Inlandsprozesse  verwertet  werden, 
dem  aosländischen  Rechte  die  liberalste  Rücksichtnahme  vom  Gesetz- 
geber gewährt.     §§  293,  295  öst.  G.Pr.0. 

Femer  erklärt  das  Gesetz,  wenn  auch  eine  auf  Ansuchen  eines 
Auslandsgerichts  im  Inlande  vorzunehmende  Rechtshtilfehand- 
lung  grundsätzlich  nach  inländischem  Prozefsrecht  venu- 
nehmen  ist,  es  gleichwohl  in  einem  Fall  für  zulässig,  hierbei  von 
den  inländischen  Prozefsrechtsvorschriften  abzuweichen  und  das  aus- 
ländische Prozefsrecht  anzuwenden  —  und  nur  in  diesem  einen 
Fall :  nämlich  wenn  von  dem  Auslandsgericht  ausdrücklich  das  Ersuchen 
gestellt  wurde,  bei  der  vorzunehmenden  Handlung  einen  bestimmten, 
durch  das  ausländische  Recht  geforderten  Vorgang  einzuhalten,  und 
dieser  Vorgang  durch  keine  Vorschrift  der  inllUidischen  Gesetzgebung 
verboten  erscheint.     §  30  d.  Jur.Norm. 

Wird  vor  einem  Gerichte  Österreichs  ein  Prozefs  eingeleitet, 
der  in  betreff  der  Streitsache  bereits  bei  einem  ausländischen  Glicht 
rechtskräftig  entschieden  ist,  bezüglich  dessen  abo  res  iudicata  infolge 
eines  ausländischen  Richterspruchs  vorliegt  —  oder  der  nur  bereits  bei 
einem  ausländischen  Gerichte  anhängig  ist,  so  hat  das  österreichische 
Gericht  die  Streitanhängigkeit  odejr  Rechtskraft  von  Amtswegen  zu 
berücksichtigen.  Es  mufs  mit  anderen  Worten  das  österreichische 
Gericht  hier  die  Frage,  ob  die  Streitsache  im  Auslande  rechtshängig 
ist  oder  rechtskräftig  entschieden  ist,  nach  dem  Auslandsgesetze  be- 
antworten. Dies  folgt  einmal  aus  dem  Territorialitätsprincip,  denn  die 
Fragen  der  Rechtshängigkeit  und  der  Rechtskraft  sind  prozefsrechtliche 
Fragen  und  daher  nach  dem  einschlagenden  Prozefsrecht  zu  beurteilen 
(siehe  oben  Text  und  Anm.  1)  —  und  dann  wird  es  durch  die  Fassung 
der  §§  233  und  240  Abs.  3  öst  C.Pr.0.  nicht  ausgeschlossen^). 

3)  So  zutreffend  Trutter  a.  a.  0.  S.  38.  Siehe  auch  Walker, 
Streitfra^pen  aus  dem  IntemationaleQ  Civilprozefsrecht,  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  neuen  österreichischen  Civilprozefsgesetze  (1897)  S.  161  ff. 
(XV  Rechtsluraft  auBländischer  Urteile). 

Nach  §§  233  n.  240  Abs.  8  öst  G.Pr.O.  sind  nämlich  die  Streitanhängigkeit 
und  die  Rechtskraft  eines  die  Streitsache  betreffenden  Urteils  von  Amts- 
weeen  zu  berücksichtigen.  Bd  der  Frage  nun,  ob  das  ausländische  Urteil 
rechtskräftig  ist,  einer  Frage,  die  also  hier  nach  ausländischem  Recht  zu 
beurteilen  ist,  fragt  es  sich  natürlich  darum,  ob  das  Urteil  des  ausländischen 
G^chts  voraussichtlich  in  Österreich  Wirksamkeit  erlangen  wird.  Hier- 
für sind*  in  erster  Reihe  die  etwugen  Staats  verträte  und  in  deren  Er- 
mangelung die  positiven  Voraussetzungen  der  Wirksamkeit  eines  ausländischen 
Ezekutionstitels,  wie  sie  in  den  §§79  u.  80  Ezek.O.  statuiert  sind,  mafs- 
gebend.  Und  dies  gilt  auch  in  betreff  der  Fra^e,  ob  die  Strdtsache  beim 
ausländischen  Gericht  rechtsanhänei^  geworden  ist  Yer^l.  auch  Schütter 
von  Bonn  Ott y  österreichisches  Civilprozersrecht  (1897)  §  41  Anm.  3  u. 
Text,  8.  229  u.  §  86  unter  Ziff.  VI  S.  597. 
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Auch  ist  hier  noch  anf  die  unter  gewissen  YoraoBsetBOOgen  ein- 
tretende Anerkennung  auslfindischer  Urteile  als  Exekutionstitel  hinzu- 
weisen. Diese  tritt  jedoch  nur  dann  ein  (was  auch  bei  der  Be- 
antwortung der  obigen  Frage,  ob  die  Sache  beim  ausländischen  Gericht 
rechtshängig  ist  oder  rechtskräftig  entschieden  worden  ist^  Platz  greift), 
wenn  nach  den  Vorschriften  der  inländischen  (österreichischen) 
Gesetze  im  einzelnen  Falle  das  betreffende  ausländische  Gericht  Aber- 
haupt  die  Zuständigkeit,  also  hier  die  Zuständigkeit  zur  Entscheidung, 
besessen  hat.     Vergl.  §§  79—86  öst  Exek.O.*). 

Wie  bereits  oben  hervorgehoben,  kommen  im  Prozesse  auch  privat- 
rechtliche  Fragen  zur  rechtlichen  Beurteilung,  die  dann  nicht  von  der 
kx  foHj  sondern  von  demjenigen  Gesetze  beherrscht  wer- 
den, das  das  im  Rechtsstreit  befangene  Recht  be- 
herrscht Bezüglich  einer  der  Voraussetzungen  ftir  die  Znlässigkeit 
des  KUgegeschäfts  gilt  nun  etwas  besonderes,  nämlich  für  die  ^Prozefs- 
fähigkeit**.  Während  nicht  nur  die  Klagehandlung  selbst,  die  oc^io 
in  diesem  Sinn,  sondern  auch  alle  anderen  Voraussetzungen  der  Za- 
lässigkeit  des  Klagegeschäfts  durch  das  Prozefsgesetz  bestimmt 
werden,  durch  die  lex  fori^  also  auch  im  Falle  örtlicher  Rechtsnormea- 
koUision,  und  mithin  nach  der  lex  fori  ihre  Beurteilung  finden,  gilt 
für  die  Prozefsfähigkei t  dies  nicht.  Die  Prozefsfähigkeit 
ist  vielmehr  grundsätzlich  als  eine  dem  materiellen  Recht  angehörige 
Frage  nicht  nach  der  lex  fori^  sondern  nach  demjenigen  Recht,  Gesetz, 
zu  entscheiden,  das  das  im  Prozesse  befangene  Recht  (Rechtsverhältnis), 
also  hier  die  in  Frage  kommende  Person,  beherrscht  —  mithin  nach 
den  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts,  nicht  nach 
jenen  des  internationalen  Prozefsrechts,  im  Falle  der  ört- 
lichen Rechtsnormenkollision  zu  beurteilen^).  Prozefsfähigkeit 
ist  nach  §  1  öst.  C.Pr.O.  die  Fähigkeit,  selbständig  als  Partei  vor 
Gericht  zu  handeln,  d.  h.  also  vor  Gericht  in  Person  oder  durch  einen 
gewählten  Vertreter  seine  Parteirechte  geltend  zu  machen  —  und  diese 
Fähigkeit  besitzt  man  insoweit,  als  man  fUhig  ist,  selbständig  gültige 
Verpflichtungen  einzugehen  (§  1  C.Pr.O.). 

Und  §  1  C.Pr.O.  bestimmt  weiter,  dafs  das  Vorhandensein  dieser 
Verpflichtungsf^higkeit  —  und  damit  der  ProzefsfUhigkeit  —  u.  s.  w. 
nach    den    bestehenden    gesetzlichen   Bestimmungen    zu    beurteilen    ist 


4)  Siehe  Schuster  von  Bonnott  a.  a.  O.  8.  7  u.  §  86  Ziff.  VI 
S.  599. 

5)  Nach  der  herrschenden  Lehre  umfafst  das  internationale  Privatrecht 
auch  das  intemationale  Prozefsrecht,  d.  h.  man  bringt  in  den  Systemen,  die 
die  internationale  Privatrechtsdisciplin  behandeln,  auch  das  intemationale 
Prozefsrecht  unter  diesen  Begriff.  Oben  im  Texte  mufste  ich  jedoch  unter- 
scheiden, und  ist  der  Sinn  dessen,  was  ich  darlegte,  der:  Die  Prozefsfähig- 
keit beurteilt  sich  im  Falle  der  örtlichen  RechtsnormenkoUision  nach  dem 
Teil  des  internationalen  Privatrechts,  der  sich  mit  demselben  im  eigentlichen, 
im  enseren  Sinn  beschäftigt,  und  nicht  nach  jenem,  der  das  mtemationaie 
Prozeßrecht  zum  Gegenstand  hat. 
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Du  will  nun  besagen:  nach  den  Bestimmungen,  die  sich  im  bürger- 
lichen Rechte  finden;  und  das  bürgerliche  Recht  ist  der  Inbegriff  der 
Vorschriften  des  allgemeinen  Bttigerlichen  Gesetzbuchs  von  1811,  des 
Handelsgesetzbuchs,  der  Wechselordnung  und  der  in  anderen  Gesetzen 
(auch  in  der  Civilprozefsordnung  selbst)  enthaltenen  Privatrechtsnormen 
—  vergl.  Art,  XVIII  Einf.Ges.  z.  Ost  C.Pr.0.,  soweit  die  Övilprozefs- 
Ordnung  nicht  selbst  abweichende  Anordnungen  enthttlt 

Dies  bezieht  sich  auf  die  Inländer,  die  Österreicher:  denn 
die  Prozefsfahigkeit  des  Auslttnders  ist  grundslltziich  nach 
dem  Rechte  seines  Landes  zu  beurteilen.  Es  genügt  jedoch  in  betreff 
des  Ausländers,  dafs  er  nach  inländischem  (österreichi- 
schem) Recht  pro zefs fähig  ist,  wenn  er  es  auch  nach  den  Gesetzen 
seines  Landes  nicht  ist:  denn  dann  soll  er  gleichwohl  vor  dem 
österreichischen  Gericht  als  prozefsfähig  behandelt  werden. 
§  8  öst  C.Pr.0.«). 

Ausnabmen  vom  Territorialitätsprincip  liegen  nicht  in 
den  Bestimmungen  der  Gesetze,  die  die  Ausübung  von  Retorsion 
(Gegenkehrung)  vorschreiben :  denn  hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine 
Anwendung  des  ausländischen  Rechts,  sondern  es  liegt  vielmehr 
ein  besonderer  Rechtssatz  des  inländischen  Rechts  vor. 


6)  §  8  öst  CPr.O.  stimmt  mit  §  53  der  deutsch.  C.Pr.O.  (auch  faat 

rnz  dem  Wortlaute  nach)  überein.  ta  folgt  aus  §  3  öst.  CPr.O.  (wie  aus 
53  der  deutsch.  CPr.O.),  dafs  der  Ausländer  als  prozefsfähig  erscheint, 
wenn  er  entweder  nach  dem  Recht  seines  Landes  (lex  patriae,  originis) 
oder  nach  dem  Recht  am  Orte  des  Prozefsgerichts  (lex  fori)  prozeffitfähig 
ist.  Darauf  kommt  es  nicht  an,  ob  der  Ausländer  seinen  Wohnsitz  im 
Inland  (Österreich)  hat  Mit  den  Worten:  „nach  dem  Rechte  seines 
Landes"  hat  also  der  §  3  CPr.O.  das  Nationalitätsprincip  sanktioniert. 
Zu  onterscheiden  von  der  Prozefsfähigkeit  ist  die  Parteifähig- 
keit (auch  genannt:  Gerich tsföhigkeit),  d.  h.  die  Fähigkeit,  Subjekt  des 
P^ozefsverhältnisaes  sein  zu  können  —  es  ist  die  Rechtssabjektivit&t,  die 
allen  physischen  und  juristischen  Personen  zukommt,  die  und  soweit  sie  nach 
den  Bestimmungen  des  Privatrechts  rechtsfähig  sind.  Wer  nicht  partei- 
fähig ist,  kann  nicht  prozefsfähig  sein,  aber  nicht  jeder  Partei- 
fähige ist  auch  prozersfähig.  Auch  die  Parteifähi^keit  ist  ab- 
solute Prozefs Voraussetzung,  auch  sie  ist,  wie  die  rrozefsfähigkeit 
von  Amts  wegen  zu  prüfen.  Es  Kommt  bei  ihr  nicht  darauf  an,  was  die 
Parteifähiprkeit  physischer  Personen  betrifft,  ob  dit^se  Inländer  oder  Aus- 
länder sind. 

Hingegen  bei  der  Beurteilung  der  Parteifahigkeit  juristischer  Personen 
ist  die  Frage,  ob  dem  als  juristische  Person  auftretenden  Rechtssubjekt  diese 
Eigenschait,  die  Parteifähigkeit,  rechtlich  zusteht,  nach  dem  Hechte  des 
St:ats,  wo  sie  ihren  Sitz  hat,  zu  beurteilen,  mithin  ist  die  inländische  nach 
inländischem,  die  ausländische  nach  ausländischem  Recht  zu  beuvtpilen. 

Da  die  Prozefsfähigkeit  nach  §  3  öst.  C.Pr.O.  die  Fähigkeit  ist, 
selbständig  gültige  Verpflichtungen  emgehen  zu  können,  so  findet  §  3 
öst.  CPr.O.  nur  auf  physische  Personen  Anwendung,  juristische  Per- 
sonen sind  daher  prozefsunfähig.  Vergl.  auch  zum  Vorgetragenen 
Walker  a.  a.  0.  S.  42  ffl,  sowie  Barazeiti,  Zur  Lehre  von  der  Prozefs- 
fähigkeit u.  s.  w.  S.  1  u.  ff.  und  Barazeitiy  Das  internationale  Privatrecht 
im  Btirgerlichen  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  S.  43. 
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In  den  neuen  Österreich ischen  Ciyilprozef^geBetEen  istflbrigeiiB 
ein  allgemeiner  Grundsatz  prosessualer  Retorsion  nicht  enthaltenf 
so  wenig  wie  in  den  deutschen .  CivilprosEefsgesetBen. 

In  der  Jarjsdiktionsnorm  wird  die  Gegenseitigkeit  als  Vor- 
aossetznng  der  Bechtshttlfe  verlangt     §  88  Zi£  8  Jor.Nonn. 

Wenn  es  hieran  fehlt,  so  ist  die  RechtshüUe  zu  verweigem. 
§  101  Jor.Nonn  enthält  den  Gerichtsstand  der  Gegenseitig- 
keit ftlr  Ausländer. 

Es  finden  sich  femer  in  der  österreichischen  dvilprosefsordnung 
Bestimmungen,  wonach  die  Befreiung  von  der  Sicherheits- 
leistung fllr  die  Prozefskosten  (aktorische  Kaution,  cauHo  pro 
expensis  seitens  des  auslandischen  KUigers)  und  die  Gewährung  des 
Armenrechts  an  Ausländer  nur  dann  stattfindet,  wenn  Gegen- 
seitigkeit vorliegt     §§  57  Zifi.  1  und  68  Abs.  2  Ost  CPr.O.^). 

In  betreff  der  ausländischen  öffentlichen  Urkunden 
bestimmt  §  298  Abs.  2  G.Pr.0.,  dafs  sie  in  Osterreich  die  Beweis- 
kraft öffentlicher  Urkunden  dann  geniefsen,  wenn  Gegenseitigkeit 
verbürgt  ist^  wobei  aber  verlangt  wird,  dafs  sie  mit  den  vorgeschriebenen 
Beglaubigungen  versehen  sind.  Auch  für  die  Beweiskraft  der 
Handelsbttcher  gilt  der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  §  295 
öst  CPr.O. 

Was  die  Beurteilung  der  Form  der  Handelsbttcher  betrifil, 
so  hat  sie  nach  den  am  Ort  der  Buchführung  geltenden  Vorschriften 
zu  erfolgen  —  §  295  Abs.  2  öst  CPr.O.,  während  die  Beweiskraft 
derselben  und  die  Dauer  dieser  Beweiskraft  der  Beurteilung  nach  in- 
ländischem, d.  i.  österreichischem,  Hecht,  untersteht 

Die  Exekution  auf  Grund  von  ausländischen  Urkunden 
und  Akten  ist  nur  auf  Grund  der  Gegenseitigkeit  zulässig,  die 
sich  als  eine  der  Voraussetzungen  dieser  Exekution  darstellt  §§  79 
und  86  Exek.O.  Siehe  aucli  §  373  Exek.O.  und  Art.  XIX  Einf.Ges. 
z.  öst  CPr.O.,  wonach  die  Exekution  zur  Sicherstellung  auf  Grund 
von  noch  nicht  rechtskräftigen  oder  noch  nicht  unbedingt  vollstreckbaren 
Endurteilen  und  Zahlungsbefehlen,  die  in  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  oder  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  ergangen  sind,  die 
Gegenseitigkeit  voraussetzt 

Was  nun  die  Frage  betrifil,  ob  die  Gegenseitigkeit  vor- 
handen, ob  sie  verbürgt  ist,  so  ist  in  §  38  Ziff.  3  Jur.Nonn,  §  57 
Abs.  8  und  §  63  Abs.  2  öst  CPr.O.  in  höchst  zweckmäfsiger  Weise 
vorgeschrieben,  dafs  in  Fällen,  in  welchen  das  Vorhandensein  der 
Gegenseitigkeit  zweifelhaft  ist  (eine  Frage,  die  auch  bei  sog.  diploma- 
tischer Gegenseitigkeit,  d.  h.  bei  StaatBverträgen ,  in  betreff  einzelner 
Bestimmungen  derselben  sich  aufwerfen  kann),  vom  Gericht  die  für 
dasselbe  bindende  Erklärung  des  Justizministers  einzuholen  iat^). 


7)  Vergl.  hierzu  nun  das  Haager  Abkommen,  oben  S.  422  und  unten 
S.  453,  Aom.  d.  Bed. 

8)  Siehe  auch  Walker  a.  a.  0.,  der  hier,  unter  Betonung  dieser  zweck- 
mäfsigen  EinrichtUDg,  hervorhebt,  dafs  im  deutschen  Civilprozefsrecht, 
wo  sie  nicht  besteht,  ziemliche  Schwierigkeiten  durch  diese  Frage  hervor- 
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(Vergl.  femer  §  181  Abs.  1  der  G.Pr.O.  für  Bosnien,  wo  fUr 
Bosnien  und  die  Herzegowina  stataiert  ist,  d&Ts  bei  solchen 
Zweifein  hier  im  Wege  des  Obergerichts  die  mafsgebende  ErUttrong 
der  Landesr^ernng  einzuholen  ist.) 

Bei  der  Vollstreckung  ausländischer  Ezekutionstitel 
mufs  die  Gegenseitigkeit  durch  Staatsverträge  oder  durch 
erlassene  Regierungserklärungen  verbürgt  sein,  die  letzteren 
mttssen  im  Reichsgesetzblatt  kundgemacht  sein. 

Noch  einige  Details. 

In  betreff  der  Frage,  welches  Recht,  ob  in  einzelnen  Fällen  eine 
staatliche  Ermächtigung  notwendig  ist,  mafsgebend  ist,  ist  zu 
bemerken:  Nach  §  233  a.  b.  G.B.  bedarf  z.  B.  der  Vormund  zur  Ab- 
schliefsung  eines  Vergleichs  der  gerichtlichen  Genehmigung,  und  da 
die  Fähigkeit  zur  Auftragung  des  Schiedseids  (Haupteids)  in  den 
Gerichtsordnungen  als  Fähigkeit  zum  Vergleich  erscheint  (vergl.  §  203 
allg.  Ger.O.),  so  ist  auch  in  Österreich  regelmäfsig  ftlr  die  Prozefs- 
führung  die  Ermächtigung  des  Vormunds  erforderlich  gewesen  —  dies 
ist  jedoch  im  neuen  österreichischen  Prozesse  anders;  da  die  neue 
Civilprozefsordnung  den  Haupt -(Scbieds-) Eid  nicht  mehr  kennt,  so 
bedarf  die  Beweisführung  durch  Vernehmung  der  Parteien  nicht  der 
Einwilligung  des  vormundschaftlichen  oder  Kuratelgerichts.  Vergl. 
Art  XLI  Einf.Ges.  z.  öst.  C.Pr.O.»). 

Wenn  der  Vormund  eines  Ausländers  im  Inland  (Öster- 
reich) klagt,  so  fragt  sich,  ob  er  die  nach  ausländischem  Rechte 
etwa  erforderliche  gerichtliche  Ermächtigung  in  Österreich 
beizubringen  hat,  und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  als  solche  nicht  in 
Österreich  gefordert  wird.  Man  wird  sagen  müssen:  der  §  8'  Ost 
C.Pr.O.  entscheidet  diese  Frage  nicht  (so  wenig  wie  in  Deutsch- 
land §  53  der  deutsch.  C.Pr.O.).  Hier  ist  das  materielle  Recht 
entscheidend,  das  die  Grundlage  der  Prozefsf^higkeit  bildet,  mit  anderen 
Worten  das  Personalstatut  der  Partei  ^^). 

Anlangend  die  Beurteilung  der  im  Ausland  ausgestellten  Voll- 
machten, so  bleibt  es  bezüglich  ihrer  beim  früheren  Recht  gemäfs 
Art.  VII  Ziff.  2  EinfGes.  z.  Ost  CPr.O.,  denn  §  30  Abs.  2  C.Pr.O. 
bezieht  sich  nur  auf  die  in  Österreich  ausgestellten  Vollmachten^^). 


S rufen  werden  und  nicht  wenige  Kontroversen  sich  daran  knüpfen.  —  Eine 
B  Gericht  bindende  Erklärung  des  Justizministers  ist  auch  in  Art  IX 
Einf.Ges.  z.  Jur.Norm  vorgesehen  in  betreff  der  Frage,  ob  die  inländische 
Gerichtsbarkeit  über  eine  exterritoriale  Person  begründet  oder  die 
Exterritorialität  zu  Gunsten  einer  Person  anerkannt  ist:  femer  in  ^  48 
Jur.Norm  über  Zuständi^keitsstreitigkeiten  inlänaischer  Gerichte 
mit  ausländischen  Gerichten  oder  Behörden.  Siehe  Walker  a.  a.  O. 
Anm.  28  S.  89. 

9)  Siehe  Walker  a.  a.  O.  S.  62,  sowie  Schauer,  CiTilprozefsordnung, 
Anm.  zu  Art.  XLI  Einf  Ges.  z.  öst  C.Pr.O. 

10)  So  durchaus  zutreffend  Walker  a.  a.  0. 

11)  Walker  a.  a.  0.  S.  92  ff. 
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Die  Beurteilung  der  ZulttBsigkeit  des  Rechtswegs  richtet 
sich  nach  der  lex  fari^^y 

Die  Gerichtsbarkeit  der  Gerichte  Österreichs  über  Fremde 
iRt  nach  der  lex  fori  zu  beurteilen  —  und  jene  in  Ehesachen  der 
Fremden  betreffend,  so  hat  man  hier,  wie  nach  der  deutschen  Gesetz- 
gebung, das  Domiail  in  Osterreich  als  Kompetenzgrund  festgehalten. 


Unser  englischer  Brief  (XII). 

Von  Dr.  C  H.  P.  iMlllllseB,  Advokat  in  London. 

Der  Aufsatz  des  Herrn  Dr.  Biberfeld  über  die  Konkurrenzklausel 
S.  294  ff.  dieser  Zeitschrift  citiert  ein  englisches  Urteil,  welches  vor 
kurzem  in  einer  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  diskutiert  worden 
ist.  Diese  neue,  vom  31.  Januar  1899  datierte,  englische  Entscheidung 
ist  insofern  bemerkenswert,  als  sie  beweist,  dafs  man  in  England  noch 
heute  mit  richterlichen  Meinungsverschiedenheiten  bezüglich  der  Kon- 
kurrenzklausel zu  rechnen  hat.  Zwei  Mitglieder  des  Court  of  Apped 
fixierten  ihre  Auffassung  in  folgender  Weise:  „Das  Recht,  wie  es  heute 
liegt,  kann  nicht  präciser  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  als  es  in  der 
Entscheidung  vom  Jahre  1894  in  Sachen  Norden  feit  v.  Maxim-Nordei^ 
feit  Co,  geschehen  ist.  „Die  richtige  Auffassung  heutigen  Tages^, 
heifst  es  dort,  „ist  wohl  folgende.  Das  Publikum  hat  ein  Interesse 
daran,  dafs  jedermann  sein  Geschäfl  frei  betreibt;  ein  gleiches  Inter- 
esse hat  die  einzelne  Person.  Jede  Einmischung  in  die  individuelle 
Aktionsfreiheit  im  Geschäftsbetriebe  und  alle  Geschäftsbescliränknngen 
als  solche,  falls  weiter  nichts  hinzutritt,  verstofsen  gegen  die  Politik 
des  Gemeinwesens  und  sind  deshalb  ungültig.  Von  dieser  allgemeinen 
Kegel  giebt  es  indessen  Ausnahmen.  Die  besonderen  Umstände  des 
einzelnen  Falles  können  GeschäftsbeschrKnkungen  und  Einmischung  in 
die  individuelle  Aktionsfreiheit  rechtfertigen.  Eine  ausreichende  Recht- 
fertigung —  und  in  der  That  die  einzige  Rechtfertigung  —  liegt  in 
der  Angemessenheit  der  Beschränkung,     [dieselbe  mufs  angemessen  sein 


12)  Walker  isl  hier  —  8.  99  —  unklar.  Trntter  a,  a.  O.,  8.  27, 
scheint  mir  hier  das  Hichtige  getroffen  zu  haben,  wenn  er  zwar  die  lex  fori 
hier  eintreten  läfst,  dies  aber  doch  dahin  temperiert,  dafs  er  dalegt,  dafs  bei 
der  Einrede  der  Unzulässigkeit  des  Rechtswegs  der  die  Einrede  begründende 
Thatbestand  dem  Verwaltungsrecht  oder  dem  Privatrecht  angehört  und  des- 
halb hier  nicht  blofs  die  lex  fori  Platts  greift,  sondern  auch  andere  recht- 
liche Normen  der  Beurteilung  unterstehen.  Meines  Erachtens  mufs  in  erster 
Linie  diese  Beurteilung  Platz  greifen  —  und  erst  dann  die  Beurteilung  nach 
der  lex  fori ^  wenn  die  Beurteilung  der  Vorfrage  nach  privatintemationalen 
Grundsätzen  geschehen  ist. 
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mit  BeBiehang  auf  die  Interessen  der  betroffenen  Parteien  und  mit 
Bezug  auf  die  Interessen  des  Publikums,  so  formuliert  und  so  vorsichtig 
abge&fst,  dafs  sie  der  Partei,  zu  deren  Gunsten  sie  auferlegt  ist,  an- 
gepafsten  Schutz  gewährt,  während  sie  gleichzeitig  in  keiner  Weise 
dem  Publikum  Schaden  zufügf  £8  gab  eine  Zeit,  wo  alle  Verein- 
bamngen,  welche  die  geschäftliche  Thätigkeit  oder  die  Arbeitsfreiheit 
beschränkten,  als  gegen  die  Politik  des  Gemeinwesens  verstofsend  und 
als  ungültig  angesehen  wurden.  Diese  Bechtsaufßusung  wurde  indessen 
als  Unheil  stiftend  und  unerträglich  befinden ;  man  ging  nach  und  nach 
davon  ab  und  nahm  Modifikationen  vor.  Nach  der  modernen  Doktrin 
ist  eine  den  Geschäftsbetrieb  einer  Person  beschränkende  Vereinbarung, 
fiüls  sie  die  Interessen  des  Gemeinwesens  hier  zu  Lande  schädigt,  so- 
weit sie  schädigt,  ungültig,  nicht  indessen  darüber  hinaus,  vorausgesetzt, 
dafs  sie  sich  in  zwei  Teile  —  einen  gültigen  und  einen  ungültigen  — 
zerlegen  läfst  Es  ist  weiter  heute  feststehenden  Rechtens,  dafs,  sofern 
nicht  die  Umstände  einen  angemessenen  Grund  eigeben,  das  Recht 
einer  Person,  nach  Kräften  ftlr  ihren  Unterhalt  zu  sorgen,  einer  Be- 
schränkung zu  unterwerfen,  die  Beschränkung  die  Person  nicht  bindet. 
Nach  dieser  Doktrin  ist  eine  den  Geschäftsbetrieb  beschränkende  Verein- 
barung, welche  weiter  gebt,  als  angeraessenerweise  nötig  ist,  um  die  sich 
auf  die  Vereinbarung  berufende  Person  zu  schützen ,  soweit  sie  weiter 
geht,  ungültig,  und  dies  kann  die  ganze  Vereinbarung^  ungültig  machen, 
falls  die  Klausel  sich  nicht  zerlegen  läfst  Wenn  indessen  eine  den 
Geschäftsbetrieb  einer  Person  beschränkende  Vereinbarung  mit  einer 
anderen,  ein  ähnliches  Geschäft  betreibenden  Person  diese  letztere  gegen 
Konkurrenz  in  dem  betreffenden  Geschäfte  schützen  will  und  nicht 
weiter  geht,  als  angemessener  Weise  nötig  ist,  um  die  andere  Person 
in  diesem  Geschiifte  zu  schützen,  so  lassen  sich  schwerlich  Umstände 
denken,  welche  die  Vereinbarung  zu  einer  die  Interessen  des  Gemein- 
wesens hier  zu  Lande  schädigenden  machen  könnten.  Allerdings  kann, 
wie  in  der  NordenfeUachen  Entscheidung  ausgeführt  wird,  eine  Be- 
schränkung, welche  beim  Verkauf  eines  Geschäfts  angemessen  erscheint, 
beim  Austritt  aus  den  Diensten  eines  Arbeitgebers  unangemessen  sein. 
Die  gedachte  Entscheidung  besagt  indessen  nicht,  dafs  eine  zum  Schutze 
des  Geschäfts  einer  Person  angemessenerweise  notwendige  Beschränkung 
im  Hinblick  auf  die  Politik  des  Gemeinwesens  ungültfg  sein  kann,  es 
sei  denn,  dafs  specielle  Gründe  klar  dargethan  werden.  Wenn  irgend 
etwas  für  Handel  und  Gewerbe  hier  zu  Lande  wesentlich  ist,  so  ist  es 
die  Unverletzlichkeit  bewufster  Weise  eingegangener  Vereinbarungen. 
Es  widejrspricht ,  jedenfalls  prima  f<me,  den  Interessen  eines  jeden 
Staates,  einer  nicht  getäuschten  Person  gereiften  Alters  zu  gestatten, 
einen  Vertrag  zu  schliefsen,  den  Nutzen  ans  demselben  zu  ziehen  und 
alsdann  seine  Verpflichtungen  zu  repudiieren.  Aufser  Betracht  bleiben 
hier  selbstverständlich  durch  Betrug,  Zwang  und  ungehörige  Beeinflussung 
erwirkte  Verträge,  sowie  aus  anderen  anerkannten  Ungültigkeitsgründen 
anfechtbare  Verträge.  Abgesehen  von  derartigen  Verträgen .  steht  der 
auf  der  Politik  des  Gemeinwesens  beruhende  Satz,  welcher  einer  Person, 
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nachdem  sie  anter  bestimniten,  von  ihr  verstandenen  und  angenommenen 
Bedingungen  Beschäftigung  erlangt  hat,  gestattet,  den  Vertrag  m  re- 
pudiieren ,  im  Widerspruch  mit  dem  anderen  auf  der  gleichen  Politik 
beruhenden  Satze,  welcher  fttr  die  Regel  eine  Person  swingt,  ihre  Ver- 
trüge  zu  erftlllen.  Damit  der  letztere  Satz  dem  ersteren  weiche,  bedarf 
es  eines  ausreichenden  Grundes.  Es  mag  sein,  dafs  ein  solcher  Fall 
eintreten  kann,  selbst  wenn  die  Freiheit  nicht  weiter  beschränkt  ist, 
als  oben  gedacht  wurde.  Sieht  man  indessen  von  schttdlicben  Mono- 
polen ab,  so  vermag  in  diesem  Momente  kein  Beispiel  gegeben  werden. 
Diese  Erwägungen  haben  ohne  Zweifel  bei  der  Entscheidung  in  Sachen 
Dubowshi  V.  Goldstern  im  Jahre  1896  eine  Rolle  gespielt  Ab  all- 
gemeines praktisches  Kriterium  in  Fällen  dieser  Art  erklärte  das  Oerieht 
damals  die  Angemessenheit  der  Beschränkung  zum  Schutze  des  Arbeit- 
gebers. Dafs  die  beschränkte  Person  keine  Arbeit  hatte,  nach  Arbeit 
suchte  und  sich  deshalb  beim  Abschlufs  in  einer  ungünstigen  Lage 
befand,  macht  den  Abschlufs  nicht  ungültig,  es  sei  denn,  dafs  ihre 
Lage  in  ungehöriger  Weise  ausgenutzt  wurde.  So  lange  der  Abechlnfs 
ein  angemessener  ist,  unter  Berücksichtigung  des  Schutzes,  dessen  der 
Arbeitgeber  bedarf,  kann  von  einer  ungehörigen  Ausnutzung  nicht  ge- 
sprechen  werden.  Geht  die  Beschränkung  nicht  weiter,  als  zum 
Schutze  des  Geschäfts  des  Arbeitgebers  erforderlich  ist,  so  liegt  kein 
Grund  vor,  wegen  der  Politik  des  Geroeinwesens  von  der  Vereinbanmg 
zu  entbinden.  Ob  die  Beschränkung  weiter  geht,  hängt  von  der  Natur 
des  zu  schützenden  Geschäfts  und  von  der  Konstruktion  des  Vertrages 
ab.*'  Zu  einer  abweichenden  Rechtsaufiassung  gelangte  das  dritte  Mit- 
glied des  Berufungsgerichts:  „Die  modernen  Entscheidungen,  bemerkte 
dieses  Mitglied,  haben  nicht  den  Rechtssatz  aufgehoben,  wonach  Verein- 
barungen, welche  die  geschäftliche  Thätigkeit  beschränken  oder  eine 
Person  daran  behindern,  nach  bestem  KOnnen  ihr  Brot  zu  verdienen, 
prima  facie  —  falls  weiter  nichts  hinzutritt  —  gegen  die  Politik  des 
Gemeinwesens  verstofsen  und  deshalb  ungültig  sind.  Wenn  man  sagt, 
das  einzige  Ejriterium  ftlr  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  einer  der- 
artigen  entgeltlichen  Vereinbarung  sei  ihre  Angemessenheit  im  Hinblick 
auf  den  Schutz  des  Geschäfts  des  beschränkenden  Kontrahenten,  so 
kann  damit  nicht  die  Prüfung  der  Frage  abgeschnitten  sein,  ob  die 
Vereinbarung  geeignet  ist,  das  Gemeinwesen  zu  schädigen.  Die  wichtigste 
Entscheidung  ist  heute  die  Oberhausentscheidung  aus  dem  Jahre  1894 
in  Sachen  Nordenfeit  v.  Maxim  Nordenfeit,  Wenn  man  diese  Ent- 
scheidung liest,  wird  es  klar,  dafs  das  Oberhaus  nicht  daran  gedacht 
hat,  den  oben  gedachten  Rechtssatz  aufzuheben,  und  nicht  beabsichtigt 
hat,  die  Prüßing  der  oben  formulierten  Frage  abzuschneiden.  Be- 
achtenswert ist  ferner,  dafs  es  «ich  in  Sachen  Nordenfdt  v.  Maxim 
Nordenfdt  um  eüie  Beschränkung  des  Verkäufers  eines  Geschäfts  handelte, 
während  im  vorliegenden  Falle  eine  Beschränkung  in  Frage  steht, 
welche  ein  Arbeitgeber  seinem  Angestellten  als  Bedingung  der  An- 
stellung auferlegte.  Dies  ist  von  Bedeutung,  weil  in  Sachen  der  vor- 
liegenden Art  stets  zwei  Erwägungen  mit  einander  kämpfen:    nämlich 
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das  Interesse  des  Pnblikams,  dafs  VertrKge  erfüllt  werden,  und  das 
Interesse  des  Publikums,  dafs  die  individuelle  Aktionsfreiheit  erhalten 
bleibt  Das  Publikum  hat  nun  ein  grofses  Interesse  daran,  dafs  ein 
Kaufgeschäft  erfüllt  wird,  snmal  die  dem  Verkäufer  auferlegte  Kon- 
kurrenzklausel fllr  das  Publikum  sehr  geringe  Bedeutung  hat  Anders 
liegt  jedoch  die  Sache  bei  Vertragen  zwischen  Prinzipal  und  seinem 
Angestellten.  Der  Angestellte  schliefst  den  Anstellungsvertrag  nicht  in 
derselben  freien  Position,  wie  der  Verkäufer  eines  Geschäfts  den  Kauf* 
vertrag,  und  eine  Beschränkung  des  Angestellten  im  Broterwerb  ist 
eine  Beschränkung  der  individuellen  Freiheit,  an  welcher  das  Publikum 
ein  grofses  Interesse  hat  Wenn  man  erwägt,  welchen  Schutz  der  be- 
schränkende Kontrahent  angemessenerweise  verlangen  kann,  darf  man 
nicht  ttbersehen,  dafs  das  Publikum  ein  Interesse  daran  hat,  dafs 
Geschäftsfreiheit  besteht  und  dafs  der  beschränkte  Kontrahent  sein 
Brot  in  jeder  an  sich  erlaubten  Gescfaäfbthätigkeit  erwerben  kann. 
Man  darf  sich  nicht  darauf  beschränken,  einen  Teil  des  Interesses  des 
Publikums  in  Erwägung  zu  ziehen :  nämlich  das  Interesse  des  Publikums 
an  der  Erfüllung  entgeltlich  abgeschlossener  Verträge ;  man  mnfs  ferner 
prüfen,  ob  der  Vertrag  hätte  geschlossen  werden  sollen  und  ob  der- 
selbe —  weil  zu  weit  gehend  oder  sonst  zu  drückend  —  den  Inter- 
eesen  des  Publikums  zuwiderläuft  Im  vorliegenden  Falle  zieht  das 
Publikum  aus  der  Beschränkung  keine  Vorteile,  welche  die  daraus 
dem  Publikum  entstehenden  Nachteile  auftv^iegen  wtbrden.  Der  Satz, 
dafs  Verträge  erfüllt  werden  müssen,  rechtfertigt  nicht  eine  Ellausel, 
welche  der  Prinzipal  dem  Angestellten  nicht  hätte  auferlegen  sollen, 
nämlich  die  Klausel,  wonach  der  Angestellte  sich  verpflichtet,  nicht  das 
Geschäft  au  betreiben  oder  nicht  in  das  Geschäft  einzutreten,  in 
welchem  er  sein  ganzes  früheres  Leben  verbracht  hat"  (Undenoood  dt 
8on  V.  Barker.  Court  of  AppeaHy  31.  Januar  1899.)  Die  Au£&usung 
des  dissentierenden  dritten  Richters  dürfte  die  richtige  gewesen  sein. 
Sie  entspricht  der  Auffassung  der  englischen  Geschäftswelt,  welche 
Konkurrenzklauseln  in  Anstellungsverträgen  sehr  wenig  praktische  Be- 
deutung beimifst  Konkurrenzklauseln  in  Anstellungsverträgen  sind 
nnkutere  Versuche,  den  Wettbewerb  auszuschliefsen ;  sie  sollten  nicht 
minder  gebrandmarkt  werden,  als  die  Versuche,  auf  unlauterem  W^e 
Wettbewerb  zu  betreiben.  — 

Es  wird  dem  Leser  aus  früheren  Mitteilungen  in  dieser  Zeit- 
schrift bekannt  sein,  dafs  das  englische  Recht,  welches  keine  Universal- 
Buocession  in  einen  Nachlafs  kennt,  die  Nachfolge  in  ausländische 
Naehlafsgruudstücke  nach  dem  Rechte  der  belegenen  Sache  beurteilt 
Ein  Testator,  welcher  ausländische  Grundstücke  besitzt  und  voraus- 
sichtlich sein  letztes  Domizil  in  England  haben  wird,  mufs  daher  bei 
der  Formulierung  seiner  letztwilligen  Verfügungen  nicht  nur  das  eng^ 
lische,  sondern  gleichzeitig  auch  das  Recht  berücksichtigen,  welches  an 
dem  Orte  gilt,  wo  die  ausländischen  Grundstücke  belegen  sind.  Welche 
Schwierigkeiten  entstehen,  falls  der  Testator  das  betreffende  ausländische 
Recht  anfser  Acht  läfst,   dürfte  sich   aus  dem  nachstehenden,   höchst 
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lehrreichen  Falle  ergeben.  Ein  Testator,  welcher  einen  beträchtlichen 
Grundbesitz  in  Sardinien  besafs,  setzte  mehrere  NachlafsreprUsentanten 
ein  nnd  wandte  denselben  seinen  ganzen  Mobiliar-  und  Immobiliar- 
nachlafs  zu.  Diese  Rechtsnachfolger  wurden  letztwillig  angewiesen, 
den  gesamten  Nachlafs  zu  verkaufen  and  den  Ertös  in  England  zu 
belegen.  Der  Testator  stellte  es  jedoch  seinen  Rechtsnachfolgern  frei, 
den  Verkauf  hinauszuschieben  und  bis  zum  Verkaufe  den  Nachlafs  zu 
verwalten.  Die  letztwillige  Verfügung  bestimmte  femer,  dafs  die 
Rechtsnachfolger  den  Nachlafs  zu  Gunsten  der  Witwe,  der  Kinder, 
Kindeskinder  n.  s.  w.  des  Testators  verwenden  sollten,  mit  anderen 
Worten,  der  Testator  legte  fllr  mehrere  Generationen  seinen  Nachkifs 
fest  Nachdem  die  Rechtsnachfolger  einen  Teil  der  sardinischen  Grund- 
stücke verkauft  oder  verpfllndet  hatten ,  ohne  dafs  ihr  Rechtstitel  be- 
zweifelt worden  war,  wurde  in  England  die  gerichtliche  Regulierung 
des  Nachlasses  beantragt  und  die  Behauptung  aufgestellt,  die  sardini- 
schen Grundstücke  seien  überhaupt  nicht  auf  Grund  der  letztwilligen 
Verfolgung  übergegangen,  sondern  seien  als  IntestatnachlaAstUcke  zu 
behandeln.  Das  englische  Gericht  htfrte  mehrere  italienische  Sachver- 
stilndige,  deren  Gutachten  sich  widersprachen,  und  entschied  am  6.  No- 
vember 1894,  dafs  die  letztwillig  eingesetzten  Rechtsnachfolger  nadi 
italienischem  Recht  befugt  seien,  die  sardinischen  Grundstücke  zu  ver- 
kaufen und  den  Kaufpreis  in  Empfang  zu  nehmen,  und  dafs  mit  dem 
Kauferlöse  den  letztwilligen  Anordnungen  entsprechend  zu  verfahren 
sei.  Bis  zum  Verkaufe  gehöre  jedoch  der  Ertrag  aus  den  sardinischen 
Grundstücken  den  nach  italienischem  Rechte  erbberechtigten  Personen« 
Das  italienische  Recht  gestatte  nicht  eine  Festlegung  von  Vermögens- 
stUcken  in  dem  Umfange,  in  welchem  der  Testator  dieselbe  vorgenommen 
habe.  Der  Ertrag  aus  den  Grundstücken  bis  zu  deren  Verkaufe  ge- 
bühre daher  den  nach  italienischem  Rechte  erbberechtigten  Personen 
absolut,  d.  h.  ohne  die  weiteren  Beschränkungen,  welche  die  letzt- 
willige Verfügung  auferlege.  Diese  Entscheidung  schuf  eine  wenig 
zufriedenstellende  Situation;  man  hatte  zwischen  Peraonen  zu  scheiden, 
welche  vor  dem  Verkaufe  berechtigt  waren,  und  zwischen  Personen, 
deren  Rechte  erst  nach  dem  Verkaufe  entstanden;  erstere  ergaben  sich 
aus  dem  italienischen  Recht,  letztere  aus  der  englischen  letztwilligen 
Verfügung.  Die  Situation  wurde  dadurch  etwas  geklflrt,  dafs  sich  die 
nach  italienischem  Rechte  erbberechtigten  Personen,  mit  einer  Ausnahme, 
bereit  fanden,  bereits  vor  dem  Verkaufe  die  letztwilligen  Anordnungen 
gelten  zu  lassen.  Die  eine  Person,  welche  diesem  Arrangement  nicht 
beitrat,  war  der  in  Italien  lebende  Intestaterbe  des  italienischen  Rechtee, 
welcher  bei  der  Auflassung  verblieb,  dafs  nach  italienischem  Rechte 
hinsichtlich  der  sardinischen  Grundstücke  ein  Intestaterbfiül  vorlieige. 
Die  Rechtsnachfolger  des  Testators  beantragten  sodann  beim  italienischen 
Gerichte  in  Cagliari,  die  englische  Entscheidung  anzuerkennen;  der 
Intestaterbe  widersprach  jedoch  diesem  Antrage  und  erwirkte  eine  ab- 
weisende Entscheidung  des  italienischen  Gerichts.  Der  Intestaterbe 
hatte  indessen  nicht  berücksichtigt,  dafs  er  in  England  selbst  zu  fassen 
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war.  Es  waren  ihm  nämlich  zufolge  einer  anderen  Verfllgang  des 
englischen  Gerichts  ans  dem  englischen  Nachhisse  etwa  18000  Mk. 
jährlich  zu  zahlen.  Diesen  Umstand  nützten  die  Rechtsnachfolger  des 
Testators  ans  und  beantragten  am  5.  Angnst  1898  beim  englischen 
Gerichte,  den  Intestaterben  zu  zwingen,  den  Verkauf  der  Grundsttlcke 
durch  die  Rechtsnachfolger  des  Testators  zu  gestatten.  Das  Gericht 
bat  diesem  Antrage  stattg^eben  und  seine  Entscheidung ,  wie  folgt, 
begründet:  „Zweifelhaft  ist  nur  die  Form,  welche  der  Entscheidung 
zu  geben  ist  Der  Intestaterbe  war  seinerzeit  hier  zu  Lande  anwesend 
und  beteiligte  sich  bei  dem  hier  betriebenen  Verfahren.  Derselbe  hat 
dem  Verkauf  der  italienischen  Grundstücke  widersprochen,  weil  die 
letztwilligen  Bestimmungen  die  italienischen  Rechtssätze  über  dauernde 
Festlegungen  von  VermOgensstücken  verletzen,  und  das  italienische 
Gericht  hat  diesen  Einwand  zugelassen.  Da  der  Intestaterbe  sich  in- 
dessen mit  seiner  Beteiligung  bei  der  hier  schwebenden  gerichtlichen 
Nachlafsregulierung  dem  englischen  Gerichte  unterworfen  hat  und  femer 
auf  Grund  einer  Verfügung  des  englischen  Gerichts  eine  beträchtliche 
Summe  alljährlich  aus  dem  Nachlasse  bezieht,  kann  ihm  nicht  gestattet 
werden,  dafs  er  sich  der  DurchfUhrueg  der  Anordnungen  des  englischen 
Gerichts  widersetzt  Der  Intestaterbe  wird  verurteilt,  das  Seinige  zu 
tbun,  damit  die  Entscheidung  des  italienischen  Gerichts  wieder  auf- 
gehoben und  der  Verkauf  der  italienischen  Grundstücke  durch  die 
Rechtsnachfolger  des  Testators  vorgenommen  werden  kann.  Diese  Ent- 
scheidung kann  auf  Antrag  itlr  vollstreckbar  erklärt  werden."  (In 
Sachen  Fiercy.  —  Whttwhann  v,  Piercy.  High  Court  of  Justice^ 
Chancery  DivisUm,  5.  August  1898.)  Aus  dieser  Entscheidung,  welche 
nicht  anders  gelautet  haben  wtlrde,  falls  es  sich  um  deutsche  Grund- 
stücke gehandelt  hätte,  lassen  sich  verschiedene  praktische  Lehren 
ziehen.  Zunächst  zeigt  der  Fall  —  wie  bereits  angedeutet  —  die 
Schwierigkeiten,  welche  den  Rechtsnachfolgern  eines  zuletzt  in  England 
domizilierten  Testators  entstehen,  welcher,  obschon  unter  seinen  Nacblafs- 
stttcken  sich  ausländische  Immobilien  befinden,  bei  der  Abfassung  seiner 
lelztwilligen  Verfügungen  nur  das  englische  Recht  berücksichtigt.  Ein 
Testator,  welcher  diesen  Fehler  begeht,  legt  eigentlich  immer  den 
Grundstein  zu  einer  gerichtlichen  Nachlafsr^ulierung,  welche,  wie  der 
gedachte  Fall  ersehen  läfst,  in  England  eine  Reihe  von  Jahren  in 
Anspruch  nehmen  kann.  Sodann  zeigt  die  vorstehend  mitgeteilte  Ent- 
scheidung, dafs  englische  Gerichte  indirekt  auch  über  ausländische 
Immobilien  Jurisdiktion  ausüben,  und  dafs  selbst  eine  im  Wege 
stehende  Entscheidung  des  Gerichts  der  belegenen  Immobilie  das 
englische  Gericht  nicht  behindert,  seine  eigene  Rechtsauffiissung  be- 
züglich der  ausländischen  Immobilie  zu  erzwingen.  Man  wird  hier 
wieder  die  S.  569,  570  de  1896  formulierte  Frage  aufwerfen  können, 
ob  vom  italienischen  Standpunkte  aus  nicht  ein  unbefugter  Eingriff  in 
die  Kompetens^  des  italienischen  G^ichts  vorliegt   — 

Die  Ausübung  einer  Gerichtsbarkeit  mit   Bezug  auf  ausländische 
Immobilien  stand  auch   im   folgenden,   am    14.   Dezember  1898   ent- 
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flchiedenea  Falle  in  Frage.  Am  1.  Juli  1891  rttamte  eine  engUache 
Aktiengesellscbaft,  welche  ihren  Sita  in  London  hat,  einer  anderen, 
ebenfidlfl  in  London  domizilierten  Aktiengesellachaft  das  aoaachliefaliche 
Recht  ein,  gewisse  anf  der  griechischen  Insel  Milos  belegene  Beigwerke 
aosinbenten.  Im  Jahre  1898  meldeten  sich  bei  der  Püchterin  dritte 
Personen  und  behaupteten,  die  Verpilchterin  habe  keine  Rechte  auf  die 
verpachteten  Bergwerke.  Infolge  dessen  weigerte  sieb  die  Pächterin, 
die  Pacht  zn  zahlen,  als  die  Verf^hterm  am  7.  Oktober  um  die  am 
folgenden  Tage  fällige  Pachtsumme  bat  Die  Päehterin  gelangte  sodann 
zn  der  Überzeugung,  dafs  die  Verpäehterin  berechtigt  war,  die  ver- 
pachteten Bergwerke  zu  verpachten,  und  beeilte  sich,  am  18.  Oktober 
die  am  8*  verfidlene  Pachtsunune  anzubieten«  Die  Verpilchterin  lehnte 
jedoch  die  nachtrilglich  offerierte  Pachtsumme  ab,  nahm  von  den  Berg- 
werken wieder  Besitz  und  weigerte  sich,  die  I^lchterin  in  den  Besitz 
wieder  einzusetzen.  Die  Pttchterin  erhob  Klage  beim  englischen  Gericht 
und  bat  zunttchst,  im  Wege  der  einstweiligen  Vexftigung  in  den  Besitz 
wieder  eingesetzt  zu  werden.  Klägerin  behauptete,  das  oiglische 
GMcht  sei  kompetent,  einen  zwischen  zwei  in  England  domiziliertai 
Gesellschaften  abgeschlossenen  Vertrag  selbst  dann  zu  erzwingen,  fallt 
es  sich  um  ausländische  Vermdgensstttcke  handele.  Beklagte  liefs  er- 
widern, dafs  die  Erfüllung  einer  stillschweigend  Übernommenen  Ver- 
pflichtung, dem  Mitkontrahenten  den  ungestörten  Besitz  ausländiacher 
Grundstücke  zu  gewähren,  bisher  von  keinem  englischen  Gerichte  im 
W^e  der  einstweiligen  Verfügung  erzwungen  worden  sei.  Die  erste 
Instanz  wies  den  klägerischen  Antrag  kostenpflichtig  mit  nachstehender 
Begründung  ab:  „Auf  Grund  der  im  Jahre  1898  vom  Court  ofApped 
gefiJlten  Entscheidung  in  Sachen  Compahhia  de  Mocambique  v.  BriM^ 
South  Äfrica  Co.  mufs  jetzt  als  feststehend  angenommen  werden,  dafe 
vorbehaltlich  einer  weiter  unten  zu  erwähnenden  Ausnahme  die  eng- 
lischen Gerichte  nicht  befugt  sind,  obschon  der  Beklagte  hier  zu  Lande 
wohnt,  den  Rechtstitel  oder  das  Besitzrecht  bezüglich  aosländischer 
Immobilien  festzustellen  oder  auch  nur  Schadensersatz  wegen  mit  Bezug 
auf  derartige  Immobilien  vorgenommener  widerrechtlicher  Handlung^ 
zuzuerkennen.  Soweit  dieser  principielle  Satz  Platz  greift,  verminen 
englische  Gerichte  auch  nicht  im  Wege  der  einstweUigen  Verfügung 
Eingriffe  in  das  Besitzrecht  an  ausländischen  Immobilien  oder  sonstige 
Störungen  beztiglich  derselben  zu  verhindern.  Dem  klägeriscben  An- 
trage könnte  nur  dann  stattgegeben  werden,  ülls  hier  der  Fall  vor- 
liegen würde,  welcher  eine  Ausnahme  von  dem  gedachten  principielleB 
Satze  bildet.  Diese  Ausnahme  wird  in  Sachen  Lord  Cransioun  v, 
Johnsion  (1796),  wie  folgt,  formuliert:  „Aus  den  Entscheidungen  in 
Sachen  Archer  v,  Preston  (1682),  Lord  Ärdglasse  v.  Musi^Mm  (1682) 
und  Lord  Küdare  v.  Eustace  (1686)  geht  klar  hervor,  dafs  hins^tlieh 
Verträge  oder  aus  dem  aufserordentlichen  Recht  sich  ergebender  An- 
sprüche zwischen  hier  zu  Lande  wohnenden  Personen  mit  Bezug  auf 
ausländische  Immobilien,  besonders,  falls  dieselben  in  den  britischen 
Territorien  belegen  sind,   das  Gericht  dieselbe  Jurisdiktion  besitzt,  als 
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wSren  die  Immobilien  in  England  belegen."  Es  entsteht  die  Frage, 
inwieweit  diese  Jurisdiktion  thatsttchlich  aosgetlbt  worden  ist.  Von 
den  im  obigen  Passus  citierten  Entscheidungen  betrifft  nor  die  erste 
den  Fall  eines  Vertrages;  in  den  beiden  anderen  Entscheidungen 
handelt  es  sieh  um  fraus  and  fidnaiarische  Rechtsverhttltnisse.  Ans 
der  Entscheidung  in  Sachen  Archer  v,  Preston  ergiebt  sich  nicht, 
welche  Abhülfe  thatallchlich  gewährt  worden  ist  Die  ganze  Frage 
wurde  1750  in  Sachen  Pefm  9.  Lord  BaUimore  untersucht  Dam^ 
war  auf  Erfüllung  eines  Vertrages  geklagt,  welcher  die  Grenzlinien 
zwischen  zwei  Provinzen  in  Amerika  betraf;  das  Glericht  gab  den 
Parteien  auf,  entsprechende  Urkunden  zu  ToUziehen,  und  lehnte  es  ab, 
dardber  hinaus  die  ErMlung  des  Vertrages  anzuordnen.  Oerichtsseitig 
wurde  dies  mit  folgenden  Worten  begründet:  „Soweit  das  Gericht  seine 
Anordnung  nicht  erzwingen  kann,  ist  es  zwecklos,  eine  Anordnung  zu 
treffen.  Im  vorliegenden  Falle  würde  das  Gericht  seine  eigene  An- 
ordnung nicht  in  rem  erzwingen  k()nnen.  Deshalb  ist  aber  noch  nicht 
von  einer  Anordnung  überhaupt  abzusehen.  Als  ein  aufserordeniliches 
Gericht  ist  das  Gericht  in  erster  Linie  befiigt,  Anordnungen  in  personaim 
au  erlassen.  Diese  Beftignis  bestand  lange,  bevor  die  Frage  beordnet 
war,  ob  das  Gericht  in  den  Besitz  englischer  Grundstücke  einweisen 
durfte,  eine  Frage,  welche  unter  Jame»  I  beordnet  wurde  und  seitdem 
durch  eine  entsprechende  Anweisung  an  den  Sheriff  erledigt  worden 
ist  Hinsichtlich  irischer  Lttudereien  und  mit  Bezug  auf  Grundstücke 
in  den  Kolonien  ist  das  Gericht  noch  heute  nicht  dazu  befugt.  In 
Sachen  Biehardson  v.  Hamilton,  Atiomey-OeneräL  of  Pennsylvania  er- 
liefs  das  Gericht  eine  Anordnung  bezüglich  gewisser  Grundstücke  in 
Penn87lvanien ,  obschon  eine  Erzwingung  in  rem  ausgeschlossen  war. 
In  Sachen  Lord  Angksey  handelte  es  sich  um  irische  Ländereien;  es 
wurde  eine  Anordnung  erlassen,  welche  zwischen  Teilen  der  Ländereien 
schied  und  diese  Teile  festlegte;  in  rem  konnte  die  Anordnung  nicht 
vollstreckt  werden;  die  Partei  befand  sich  indessen  in  England  und 
konnte  daher  die  Anordnung  in  personam  im  Wege  eines  Verfahrens 
wegen  Mifsachtung  des  englischen  Gerichts  und  durch  Sequestration  — 
Verfahren,  welche  unter  die  ordentliche  Jurisdiktion  des  englischen 
GMchts  fielen  —  erzwungen  Werden.  Wenn  die  Parteien  im  vor- 
liegenden Falle  weitergehende  Mafsregeln  wünschen,  mtlssen  sie  sich 
an  ein  anderes  Gericht  wenden.  Nach  der  1735  erlassenen  Anordnung 
scheint  dies  beabsichtigt  gewesen  zu  sein,  insofern  nämlich  derartige 
Sehritte  als  vorbehalten  bezeichnet  wurden. '^  Der  Bericht  bemerkt  am 
Sehlusse,  dafs  das  Gericht  seine  Anordnung,  die  Parteien  sollten  ohne 
Störungen  dem  Vertrage  entsprechend  im  Besitz  der  Grundstücke  ver- 
bleiben, abgeändert  habe,  weil  ein  englisches  Gericht  nicht  passender- 
weise den  ungestörten  Besitz  amerikanischer  Grundstücke  zuerkennen 
könne;  es  würde  nur  Veranlassung  geben  zu  fortwährenden  Proceduren 
wegen  Milsachtung  des  englischen  Gerichts;  man  müsse  sich  an  das 
gehörigerweise  zuständige,  d.  h.  an  das  amerikanische  Glicht  wenden. 

ZeitMhrift  f.  intern.  PriTai.  u.  8tnifirMht  eto.  Band  IX.  29 


Digitized  by 


Google 


450  ^*  Inhttlsen  in  London, 

Über  die  Entscheidung  in  Sachen  Petm  v.  Lord  Baltimore  ist  raui  in 
späteren  Fällen  nicht   hinaoBgegangen ,   insbesondere   ist  nie  eine  V«^ 
ftlgong  erlassen  worden,   wie  sie  heute   beantragt  wird.     In  dem  in 
Sachen  Pefm  v.  Lord  Baltimore  definierten  Umfiinge  steht  die  Juris- 
diktion fest,   wenn  auch   die  Entscheidung  kritisiert  worden   ist    So 
bemerkte  z.  B.  die  erste  Instanz  in  Sachen  Companhia  de  Moecmibiquie 
V.  BriHsh  Sofäh  Africa  Co,  (1892):    „Man   hat  bezweifelt,    ob  eine 
Klage  aus  einem  Vertrage  über  Immobilien   tlberhaupt  gehört  werden 
darf,  fidls  die  Immobilien  im  Auslände  belegen  sind.     In  Sachen  Fem 
V.  Lord  BaüHmore  ist  indessen   eine  derartige  Klage  gehOrt   worden, 
wenn   sich   das  Gericht  auch  damals  für  nicht   befugt  erklärte,  dem 
Kläger  ungestörten  Besitz  zuzusprechen.     Die  Zuständigkeit  wurde  aus 
dem  Vertrage  oder  aus  aufserordentlichen   Ansprüchen    zwischen  den 
Parteien   hergeleitet.     Diese  von  anderen  aufserordentlichen  Geriditen 
adoptierte  Entscheidung  setzt  sich   dem  schweren  Vorwurfe   aus,  daft 
sie  indirekt  anordnet,  was  sie  direkt  nicht  anzuordnen  wagt"     In  der- 
selben Weise   bemerkte    das    Oberhaus:    ^Story^    Conflid   of  Laws 
88.  544  f   645    giebt   allerdings    zu,    dafs   in  den   Ghrenzen   der  Ent- 
scheidung   in   Sachen    Cranstoun   v.    Johnskm    vielleicht    kein    wohl- 
begrtlndeter   Einwand   erhoben    werden    könne;  jedenfalls    hätten  die 
englischen  aufserordentlichen  Gerichte  die  Lehre  von  der  Zuständigkeit 
in  Fällen  der  hier  fraglichen  Art  soweit  getrieben,    dafs  man  wohl  in 
einzelnen  fallen  mit  den  allgemeinen   intemationden    Rechtsprineipien 
in  Widerstreit  geraten  müsse;  die  Anerkennung  einer  derartigen  Jnzis- 
diktion  im  Auslande  sei   höchst  ungewifb,    soweit  man  vermeine,  die 
Jurisdiktion  aus  den  freundschaftlichen  Beziehungen  der  Staaten  anter 
einander    herzuleiten."     Im   vorliegenden    Falle    wird    substantidl    be- 
antragt, die  Erfüllung  einer  stillschweigenden  Verpflichtung  anzuordnen, 
welche  auf  ungestörtes  Belassen  im  Besitz   gerichtet   ist     Wenn  des 
Gericht  befugt  ist,    eine  derartige  Anordnung  zu  treffen,    so   darf  es 
jedenfiills  nur  mit  der  gröfsten  Vorsicht  geschehen.     Einstweilige  Ver- 
fügungen sollen  den  statttö  quo  bis  zum  Endurteile  erhalten.     Zur  Zeit 
befindet  sich  Beklagte  im  Besitz   und   sie  wird  im  Besitz  zu  belassen 
sein,  bis  nachgewiesen  ist,   dafs  der  Besitz   zweiftelios  ein   widerrecht- 
licher ist     Dies   ist   indessen   zur  Zeit   nicht   nachgewiesen."     (Black 
Poiftt   Sffndicate  Ld,   v,    Eastem   Concessions   Ld.     High    Court  of 
Justice^  Chancery  Division.    14.  December  1898.)    Klägerin  hat  gegen 
diese   Entscheidung  Berufung   eingelegt,   über  welche  am   18.  Januar 
verhandelt  wurde.     Eine  Entscheidung  ist  nicht  erlassen  worden,  weil 
die  Beklagte  sich  verpflichtete,    bis   zum  Endurteile  die  BergweÄe  zu 
betreiben,  über  die  Einnahmen  Buch  zu  führen  und  für  die  Erhaltung 
der  Maschinen  zu  sorgen,  welche  Klägerin  auf  der  Insel  Milos  besitzt. 
Das  Resultat  ist,  dafs  einstweilen  die  Zuständigkeitsfrage  wohl  erörtert, 
nicht  aber  entschieden  ist.     Das  Endurteil   wird   zeigen,    ob  auch  in 
diesem  Falle  ein  englisches  Gericht   „indirekt  anordnet,   was  es* direkt 
nicht  anzuordnen  wagt"   — 

Die  Entscheidungen,   welche  sich   mit  der  Frage  nach  der  Voll- 
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BtrecktNurkeit  ansUnjischer  Urteile  be&ssea,  haben  sich  um  eine  weitere 
Entscheidung  ▼ennehrt.  Es  handelte  sich  um  folgenden  Tbatbestand. 
Im  Jahre  1889  wurde  eine  englische  Aktiengesellschaft  auf  Gruud  dar 
englischen  Aktiengesetse  gegründet,  um  ein  Hotel  in  Prag  ansukaufen. 
Der  Kauf  kam  zu  stände,  und  man  sandte  swei  Personen  nach  Prag« 
um  das  Sotel  zu  leiten.  Der  ELotelbetrieb  begann,  bevor  die  englische 
Aktiengesellschaft  in  das  Handelsregister  in  Prag  eingetragen  werden 
konnte.  Das  ganze  Unternehmen  der  englischen  Aktiengesellschaft 
mifiiglOckte;  sie  vermochte  die  Hjpothekenzinsen  nicht  zu  zahlen  und 
verlor  den  Besitz  des  Hotels.  Eine  Druckerei  in  Prag  hatte  der  eng* 
iischen  Aktiengesellschaft  —  bevor  dieselbe  in  Prag  registriert  werd^ 
konnte  —  Waren  geliefert,  und  verfiel  auf  den  sonderbaren  Gedanken, 
die  in  England  wohnenden  Direktoren  der  Aktiengesellschaft  in  Öster- 
reich auf  den  Preis  zu  belangen.  Offenbar  kalkulierte  der  Bechtsfreund 
der  Druckerei  in  folgender  Weise:  nach  österreichischem  Rechte  haften 
vor  der  Registrierung  einer  Aktiengesellschaft  diejenigen  Personen, 
welche  die  Waren  bestellt  liaben;  allerdings  konnte  man  auch  die 
englische  Aktiengesellschaft  als  solche  in  England  belangen;  da  indessen 
die  englische  Aktiengesellschaft  finanziell  schlecht  steht,  während  ihre 
Direktoren  reiche  Leute  sind,  wird  besser  das  österreichische  Recht 
angewendet;  die  Frage  nach  der  Vollstreckung  des  österreichischen 
Urteils  in  England  kann  später  geprüft  werden.  Selbstverständlich 
liefsen  sich  die  Direktoren  in  England  auf  die  Klage  in  Prag  nicht 
ein.  Das  Gtericht  in  Prag  erachtete  sich  trotzdem  für  zuständig,  be^ 
stellte  den  Direktoren  in  England  den  üblichen,  rechtsgelehrten  Ab- 
wesenheitskurator und  verurteilte  die  englischen  Direktoren  dem  KUtge- 
antrage  gemäfs.  Der  nächste  Schritt  war,  das  österreichische  Urteil 
oder  doch  wenigstens  den  österreichischen  Rechtssatz,  wonach  die  eng- 
lischen Direktoren  persönlich  haften,  in  England  zur  Anerkennung  zu 
bringen.  Um  dieses  Resultat  zu  erreichen,  klagte  die  Druckerei  in 
England  mit  dem  Antrage,  die  englischen  Direktoren  auf  Grund  des 
österreichischen  Urteils  und  eventuell  als  Käufer  der  Waren  auf  den 
Preis  zu  verurteilen.  Das  englische  Gericht  hat  die  Klage  in  ihren 
beiden  Teilen  abgewiesen.  „Man  ist  darüber  einverstanden",  heifst  es 
in  den  Entscheidungsgrttnden ,  „dafii  das  österreichische  Urteil  die  Be- 
klagten nur  bindet,  fiiUs  sie  sich  der  Jurisdiktion  des  österreichischen 
Gerichts  unterworfen  haben.  Die  Aktiengesellschaft  hat  sich  durch 
ihren  Geschäftsbetrieb  in  Osterreich  ohne  Zweifel  der  österreichischen 
Jorisdiktion  unterworfen.  Das  Gleiche  gilt  indessen  nicht  ftir  die 
Direktoren,  welche  nur  Angestellte  der  Aktiengesellschaft  sind.  Damit 
fällt  der  erste  Teil  der  Klage.  Klägerin  behauptet  nun  weiter,  dab 
jedenfalls  der  österreichische  Rechtssatz,  wonach  vor  der  Registration 
einer  Aktiengesellschaft  die  bestellenden  Personen  persönlich  haften, 
als  Bestandteil  des  Kaufvertrages  angesehen  werden  müsse.  Das  ist 
gewifs  nicht  die  Intention  der  Kontrahenten  gewesen.  Der  öster* 
veichische  Rechtssatz  enthält  einfach  eine  Straf  bestimmung ,  welche 
keinesw^s  in  alle  Verträge  dieser  Art  stiUschweigend  hineininterpretiert 
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werden  kann.  Mithin  ist  die  KlKgerin  in  aUen  Teilen  kostenpflichtig 
abzuweisen."  (Renn  v.  Earl  of  Kkmoul  and  Oäiers.  High  Oneri  of 
Justice.  1.  August  1899.)  Diese  Entscheidung  ist  zugleich  eine 
Autorität  dafür,  dafs  in  England  aus  einem  ausländischen  Urteile  gegen 
eine  englische  Aktiengesellschaft  geklagt  werden  kann,  ^lls  letztere  in 
dem  betreffenden  ausländischen  Staate  ein  Geschäft  betrieb.  — 

Ein  in  Mainz  ansässiger,  deutscher  Kaufmann  —  Namens  Benedict 
Leopold  Ooldsdimidt  —  heiratete  im  Jahre  1866  in  Genf  eine 
Schweizerin  und  lebte  mit  seiner  Ehefrau  unter  dem  schweizerischen 
System  der  gesetzlichen  Gütergemeinschaft.  Nach  der  £heschlie(kang 
begaben  sich  die  Eheleute  nach  Brüssel  und  lebten  dort  bis  zum  Tode 
des  Ehemannes  im  Jahre  1892.  Laut  letztwilliger  Verftlgnng  des  Ehe- 
mannes fiel  seine  Hälfte  zu  ^U  an  seine  Witwe,  welche  gleichzeitig  den 
Niefsbrauch  eines  weiteren  ^U  erhielt;  der  Rest  der  Hälfte  des 
Ehemannes  sollte  unter  die  vier  Kinder  verteilt  werden.  Ein  beträcht- 
licher Teil  des  gemeinschafUichen  Verm(^ens  war  bei  einer  Bank  in 
London  deponiert  Die  Witwe  lie(^  sich  vom  englischen  NachUft- 
gerichte  zur  Repräsentantin  der  in  England  belegenen  Nachlafsmobilien 
ihres  Ehemannes  bestellen,  und  zahlte  die  Anteile  der  drei  älteren 
Kinder  aus.  Das  vierte  Kind  war  damab  noch  mindeijährig.  Pnik- 
tisch  verblieb  der  gröfsere  Teil  des  Vermögens  im  Depot  der  englischen 
Bank  oder  wurde  dort  wieder  von  neuem  hinterlegt  Die  Witwe  Yer- 
fiel  sodann  in  Geisteskrankheit  und  begab  sich  nach  Bonn  unter  die 
Obhut  des  dort  ansässigen  Dr.  Eertg,  Die  Familie  liefs  in  Belgien 
einen  Herrn,  Namens  Didisheim,  zum  administrateur  provisoirt  be» 
stellen,  welcher  veranlafste,  dafs  das  englische  Nachlafsgericht  die  der 
Witwe  erteilte  Bestellung  znrttcknahm  und  ihn  selbst  zum  Repräsen- 
tanten der  in  England  belegenen  Nachlafsmobilien  des  verstorbenen 
Ehemannes  bestellte.  Als  Didisheim  alsdann  bei  der  englischen  Bank 
um  Auslieferung  des  Depots  ersuchte,  erhielt  er  eine  ablehnende  Ant- 
wort; nach  Ansicht  der  Bank  war  Didisheim  nicht  in  der  Lage,  eine 
gttltige  Quittung  zu  erteilen.  Didisheim  und  die  Witwe  klagten  auf 
Auslieferung,  und  das  vierte  Kind,  welches  inzwischen  grofsjährig  ge- 
worden war,  beteiligte  sich  ebenftills  an  dem  Prozesse.  Fttr  die  Kläger 
wurde  angeführt,  dafs  allein  das  belgische  Recht  zu  entscheiden  habe, 
ob  Didisheim  befugt  sei,  über  Mobilien  der  Witwe  zu  quittieren;  auf 
alle  Fälle  kOnne  Didisheim^  als  der  vom  englischen  Nachlafsgericht 
bestellte  Repräsentant  der  englischen  Mobilien  des  Ehemannes,  dieae 
letzteren  Mobilien  fordern,  soweit  dieselben  noch  als  nicht  regulierte 
Nachlafsstttcke  anzusehen  seien.  Die  Prozefsbevollmächtigten  der  be- 
klagten Bank  erwiderten,  dafs  zunächst  nicht  bewiesen  sei,  dafs  die 
Witwe  ihr  Domizil  in  Belgien  habe.  Sodann  sei  die  Witwe  gar  nicht 
durch  Beschlufs  eines  Gerichts  ftlr  geisteskrank  erklärt  worden;  ohne 
einen  derartigen  Beschlufs  sei  ein  ausländischer  Kurator  in  England 
nicht  befugt,  zu  quittieren.  Was  endlich  die  englischen  Nachlafh- 
mobilien  des  Ehemannes  anbetreffe,  so  seien  dieselben  bereits  so  gut 
wie   reguliert.      Das    Gericht   hat    die    ELlage   abgewiesen.     Um    über 
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Mobilien  der  Witwe  quittieren  zu  können,  heifst  es  in  den  Gründen, 
sei  erforderlich,  dafs  ein  zuständiges,  ausländisches  Gericht  die  Witwe 
für  geisteskrank  erkläre  und  dafs  der  Kurator  in  ihr  Vermögen  suc- 
cediere.  Ein  Gericht  habe  die  Witwe  nicht  für  geisteskrank  erklärt. 
Die  englischen  Nachlafsstücke  des  Ehemannes  seien  bereits  in  weitem 
Umfange  reguliert;  um  die  etwa  noch  nicht  regulierten  auszusondern, 
müsse  zunächst  ein  Ermittelnngsverfahren  stattfinden.  Es  sei  möglich, 
dafs  das  vierte  Kind  sich  zum  Repräsentanten  bestellen  lassen  könne; 
DkUsheim  könne  jedenfiills  aicht  Auslieferung  verUngen.  (Didisheim 
V.  London  and  Westminster  Bank.  High  Court  of  Justice.  4.  JüU 
1899).  Vergl.  diese  Zeitschrift  1897  S.  500  £,  wo  es  sich  um  Ent- 
mttndigungsbeschlüsse  zuständiger  deutscher  Gerichte  handelte,  und  nicht 
um  blofse  (Uhninistration  im  Gegensatz  zur  inierdicHon,  Vergl.  femer 
Einf.Ges.  zum  B.G.B.  Art  210,  211. 


Das  Haager  Abkommen  über  internationales  Privatreclii 

Von  Dr.  Karl  MewmtJtT  in  Münehen.) 


Materialien:  Actes  de  la  confirence  de  la  Haye  chargie  de  rigle- 
menter  diverses  matikres  de  droit  international  prive,  La  Haye  1893.  — 
Aetss  de  la  deuxihne  oonf^ence  de  la  Haye  ckargie  ete,  La  Haye  1894. 
—  Verhandlungen  des  Baehstages  9.  Legislaturperiode  V.  Session  1897/1898. 
Anlageband  I  208.    Stenog»phuche  Benchte  I  14,  201. 

Am  25.  Mai  dieses  Jahres  ist  das  Abkommen  vom  14.  November  1896 
in  Kraft  getreten,  das  die  Staaten  des  europäischen  Festiandes  zur 
Regelung  einiger  Fragen  des  internationalen  Privatreehts  geschlossen 
haben,  und  es  ist  damit  ein  Werk  zur  Vollendung  gelangt,  das  einen 
Markstein  in  der  Ordnung  des  Völkerverkehrs  bedeutet 

Die  Ausdehnung,  die  den  Beziehungen  zum  Ausland  in  unserer 
Zeit  zu  teil  geworden  ist,  bat  das  Rechtsleben  vor  eine  Fttlle  von 
Problemen  gestellt,  die,  seit  einer  Reihe  von  Jahrhunderten  erOrtert, 
nunmehr  gebieterisch  nach  einer  Losung  verlangten.  Mit  Eifer  und 
Erfolg  hat  die  junge  Wissenschaft  des  internationalen  Privatrechts  ihrem 
Ideal  zugestrebt:  die  Rechtsordnungen  der  Kulturstaaten  ohne  Reibung 
ineinandergreifen  zu  sehen,  und  bald  begann  eine  Förderung  dieser 
Bestrebungen  in  die  praktische  Politik  der  Staaten  Eingang  zu  finden. 
Ein  gut  Teil  jener  Forderungen  hat  nur  dann  Aussicht,  verwirklicht 
zu  werden,  wenn  sich  die  beteiligten  Staaten  tlber  ihre  Ausführung 
verständigen.  Und  so  hat  schon  1867  die  italienische  Regierung,  1874 
die  der  Niederlande,  1877  und  1881  wiederum  Italien  Schritte  gethan, 
um  eine  VerstKndigüng  ttber  einschlagende  Fragen  anzubahnen  ^).     Die 


1)  Veigl.  über  diese  Verhandlangen  die  Angaben  von  Lammaseh  in 
HoUnendorffs  Völkerrecht  III  352  ff. 
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geplanten  Konferenzen  smd  nicht  su  stände  gekommen.  Um  so  be- 
dentongsvoUer  war  es,  dafs  eine  emente  Einladung  der  Niederlande  im 
Jahre  1898  von  13  enropftiachen  Regiemngen  angenommen  wurde  und 
znm  Znsammentritt  eines  Kongresses  geführt  bat,  der  vom  12.  bis 
27.  September  im  Haag  tagte.  ,£in  zweiter  Kongrefs  im  Haag,  dies- 
nud  von  14  Staaten  beschickt,  hat  die  Beratongen  vom  25.  Juni  bis 
18.  Juli  1894  fortgesetat.  Der  Arbeitastoff  der  beiden  Kongresse  war 
ungeheuer:  das  Oesamtgebiet  der  StatntenkoUision  im  Bereich  des 
Privati^cbts  stand  auf  dem  Programm  der  ersten  Versammlung,  ohne 
däfh  sie  an  einer  Erweiterung  des  Arbeitsfeldes  gehmdert  seiA  sollte. 
Und  wenn  sich  die  Thätigkeit  der  Kommissionen  auch  auf  bestimmte 
Punkte  konzentriert  hat,  so  waren  es  doch  noch  Ehe  und  Vormund- 
Schaft,  Pkt>zers,  Konkurs  und  Erbfolge,  die  den  Beratnngsstoff  der 
zweiten  Zusammenkunft  bildeten.  Der  Zweck  der  Kongresse  war  zu- 
nächst nur  aufklärender  Art  Und  in  der  That  sind  unter  den  6e- 
ratnngsgegenständen  manche,  die  zunächst  noch  einer  eindringenden 
theoretischen  Durcharbeitung  bedürfen,  manche,  die  einer  Ordnung 
durch  universellen  Vertrag  filr  absehbare  Zeit  überhaupt  widerstreben. 
Anderes  aber  harrt  nur  des  verständigen  Zugrifb  der  Regierungen^  um 
zu  gedeihlicher  Wirksamkeit  zu  gelangen,  und  das  gilt  besonders  für 
die  Bestimmungen  über  den  Prozefs,  ike  aas  der  Reihe  der  VoiachlSge 
herausgegriffen  und  nunmehr  zum  bindenden  Vertrag  erhoben  worden  sind. 

Bechtssätze  über  den  Prozefs  waren  im  Vorentwurf,  der  der  ersten 
Beratung  zu  Grunde  gelagt  wurde,  zunächst  nur  unter  dem  Oesiehts- 
pnnkte  der  Statutenkollision  in  Aussicht  genommen.  Die  vierte  Kom- 
mission, der  die  Prüfung  der  Fragen  des  Pk'ozefsrechts  übertragen  war, 
hat  eine  Ordnung  der  Zustellungen  und  sonstigen  Requisitionen  im 
internationalen  Verkehr  für  besonders  dringlich  gelialten  und  dem* 
gemäfs  im  Anschlufs  an  die  diesbezüglichen  Beschlüsse  des  InsHiui  de 
driA  iniemaiiofud^)  einen  Entwurf  zu  ihrer  Regelung  aufgestellt,  der 
im  wesentlichen  die  Billigung  der  Versammlung  erhalten  hat  Bei 
dem  neuerlichen  Zusammentritt  der  Konflarenz  im  Jahre  1894  war  es 
die  Au%abe  der  dritten  Kommission,  wie  ihre  Vorgängerin  unter  deut- 
schem Vorsitz,  die  prozessualen  Fragen  zu  bearbeiten.  Sie  hat  zunächst 
die  Beschlüsse  des  Vorjahres  noch  einmal  geprüft  und  mit  wenig 
Änderungen  übernommen;  es  wurden,  Vorentwürfen  Äsaers  folgend, 
Bestimmungen  über  die  Gleichstellung  der  Fremden  mit  den  Inländern 
hinsichtlich  ihrer  Pflicht  zur  Sicherheitsleistung  und  ihres  Anspruchs 
auf  Armenrecht  getroffsn,  denen  sich  auf  franadaischen  Vorschlag  gleich- 
artige Vorschriften  über  Personalhafi  anschlössen.  Und  alle  diese  Be- 
schltlsse  hat  in  wenig  geänderter  Gestalt  auch  das  Plenum  gutgeheifseo. 

Zu  Ende  des  Jahres  1896  wurde  die  Juristen  weit  durch  die 
Nachricht  überrascht,  dafs  diese  Beschlüsse  über  den  Prozefs  mit  gaoa 
geringen    Änderungen    von    Belgien,     Spanien,     Frankreich,    Italien, 


2)  8.  diese  in  der  Retme  de  draü  intemoHönal  VII  364;  Anwuaire  de 
VInstüut  I  125;  II  44,  150. 
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Lnzembnig,  den  Niederlanden,  von  Portugal  und  der  Schweiz  snm 
Inhalt  eines  Vertrags  gemacht  worden  sind.  Bald  schlössen  sich 
Schweden  and  Norwegen  an,  am  9.  November  1897^  haben  auch 
Deatschlaad  und  östexreich  •  Ungarn  untenEeichnet ,  denen  Dilnemark, 
Bomänien  und  RoTsland  gefolgt  sind.  Deutscherseits  wurde  der  Yez^ 
trag  alsdann,  von  einer  Denkschrift  b^leitet,  dem  Reichstag  «ur 
Genehmigung  vorgelegt  und  in  den  Sitzungen  vom  8.  und  14.  Dezember 
1897  ohne  Debatte  angenommen.  Seither  ist  die  Ratifikation  des  Ver^ 
tcags  aus  allen  Staaten  eingehiufen,  und  Nr.  21  des  Reichsgesetzblattes 
vom  25.  Mai  1899  hat  die  Verdnbarung  mit  Gesetzeskraft  publiziert^). 

Die  Bestimmungen  des  Vertrags  aerfidlen  in  zwei  Gruppen  von 
innerlich  verschiedener  Art  Die  Vorschriften  unter  c)  bis  e),  die  eine 
Zurücksetzung  der  Ausländer  aufheben,  sind  (von  gewissen  Neben- 
berednngen  abgesehen)  ftemdenrechtlicher  Natur,  sie  schaffen  überein- 
stimmendes innerstaatliches  Recht  und  stellen  dies  nur  unter  die  Garantie 
der  Vertragsmachte.  Die  Bestimmungen  unter  a)  und  b)  dagegen,  die 
die  Rechtshilfe  ordnen,  haben  im  wesentlichen  unmittelbare  Leistungen 
von  Staat  zu  Staat  zum  Gegenstand. 

a)  Der  erste  und  praktisch  wohl  der  wichtigste  Abschnitt  handelt 
von  der  Zustellung.  Wenn  Gericht  oder  Staatsanwaltschaft  des  einen 
Staats  die  zustündige  Behörde  des  andern  Staats  um  Zustellung  eines 
Sehrifbtttckes  ersuchen,  so  soll  der  ersuchte  Teil  verpflichtet  sein,  die 
Zustellung  vorzunehmen.  Zustellung  ist  Übergabe  eines  Schriftstückes 
unter  Annahmezwang,  in  der  Regel  festgestellt  durch  Aufimhme  einer 
öffentlichen  Urkunde,  öffentliche  Urkunden  in  firemdem  Staatsgebiet 
anfzunehmen,  ist  völkerrechtlich  in  beschränktem  Umfiing  möglich. 
Daher  die  vielfiich  übliche  Zustellung  an  Inländer  im  Ausland  durch 
die  Konsuln.  Verweigert  aber  der  Adressat  die  Annahme  des  Schrift- 
stttckes,  und  es  handelt  sich  um  eine  Zustellung  im  Inland,  so  wird 
er  zur  Annahme  genötigt  ähnlich  dem  nach  §  779  (894)  C.Pr.0.  ge- 
übten Zwang,  insofern  die  Übergabe  ab  geschehen  gilt,  und  die  Rechts- 
folgen der  Übergabe  eintreten.  Der  Zustellungszwang  ist  also  zwar 
.ein  psychischer,  aber  seine  Anwendung  ist  an  körperliche  Übergabe- 
handlungen g^nüpft.  Solchen  Zwang  im  AusUnd  vorzunehmen  ist 
völkerrechtlich  unmöglich,  und  es  ist  darum  der  Kernpunkt  der  Rechts- 
httlfe  im  Zustellungsverkehr,  dafs  der  ersuchte  Staat  dem  ersuchendmi 
seinen  Annahmezwang  leiht.  Der  Vertrag  wird  damit  eine  erhebliche 
Änderung  des  bisherigen  Rechtszüständes  bewirken.  So  wurde  bei 
deutschen  Znstellungen  in  Ungarn  der  Adressat  von  der  ersuchten 
ungarischen  Stelle  bisher  ausdrücklich  darauf  hingewiesen ,  dafs  er  das 
Sehriftstttck  nicht  annehmen  müsse,  ja  sogar  im  Falle  seines  Nicht« 
cncheinens  bei  Gericht  die  Zurückweisung  priisumiert  ^).   Und  es  wird  sich 


8)  S.  oben  S.  422  ff. 

4)  Verfügung  des  preuTsiBchen  Justizministeriums  vom  20.  Mai  1887 
N.  88  bei  Letke  und  Löwenfeld,  Bechtsverfolgung  im  intemation.  Verkehr 
n  1020. 
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insbesondere  aach  der  ZoBteliungsverkehr  mit  Fmnkreieh  anders  ge* 
stalten  mtissen,  als  er  sich  unter  der  Herrschaft  des  badisch-fransOsischen 
Vertrages  von  1846  entwickelt  hat,  wo  die  ersuchte  Regierung  sich  nnr 
zn  einer  Zustellung  im  Verwaltungswege  herbeiläfst  und  damit  schikanOsen 
Annahmeweigerungen  die  Tliflre  öfinet").  Zwar  meint  der  Kommissioos- 
bericbt(iicfe8  l  64),  dafs  auch  eine  Zustellung  im  Verwaltungsweg  m<Sg- 
licherweise  den  Forderungen  des  Vertrages  genüge.  Aber  doch  nnr  dann, 
wenn  ein  solches  Verfiihren  nach  dem  Recht  des  ersuchten  Staates 
^inen  Annahmeswang  mit  sich  bringt;  es  war  der  unsweifelhafte  Wille 
der  beiden  Kongresse,  die  fremden  Zustellungen  im  ersuchten  Staat  sur 
thatsttchlichen  Erledigung  za  bringen. 

Und  zwar  soll  die  Zustellungspfltcht  in  Civil-  und  Handelssachen 
Platz  greifen.  Sprechen  die  Einleitungsworte  des  Vertrags  auch  nur 
von  einer  Vereinbarung  ttber  Fragen  des  Civilprozeases,  so  sind  darunter 
doch  hier  wie  in  anderen  Abschnitten  auch  Angelegenheiten  der  frei- 
willigen Oerichtsbarkeit  inbegriffen.  Ftlr  Zustdlungen  macht  das  die 
Überschrift  des  Abschnitts,  für  die  anderen  Rechtshttlfeakte  auch  die 
Debatte  (Actes  I  56,  57)  unzweifelhaft.  Auch  die  Übermittelung  einer 
Kündigung,  Mahnung,  eines  Realanerbietens  nach  §  182  B.G.B.  wird 
die  Vorteile  der  Vereinbarung  geniefsen  (sofern  nur  die  Zuständigkeit 
des  ersuchenden  deutschen  Gerichts  durch  analoge  Anwendung  des 
§  132  Abs.  2  begründet  werden  kann),  wobei  freilich  die  Wiikung 
einer  solchen  Zustellung  von  dem  das  Rechtsverhältnis  materiell  be- 
herrschenden Recht  abhängig  ist.  Erstreckt  sich  die  Zustellnngspflicht 
sonach  nicht  auf  Angelegenheiten  des  öffsntlichen  Rechts,  so  kann  es 
zweifelhaft  werden,  nach  welchem  Recht  es  zu  beurteilen  ist,  ob  eine 
Sache  dem  Civilrecht  oder  dem  öffentlichen  Recht  angehört  Staats- 
angehtfrigkeitsfragen  werden  in  Frankreich  von  den  Civilgerichten  be- 
handelt, in  Bayern  von  den  Verwaltungsbehörden.  Bei  der  Tendenz 
des  Vertrages,  den  ersuchten  Teil  von  einer  sachlichen  Würdigung  des 
Rechtsverhältnisses  tbunlichst  auszuschliefsen,  wird  es  wohl  nur  auf  die 
Auflassung  des  ersuchenden  Staates  ankommen. 

Das  Zustellungsbegehren  wird  auf  diplomatischem  Wege  übersandt, 
soweit  nicht  unmittelbarer  Schriftwechsel  zwischen  den  Behörden  der 
beteiligten  Staaten  zugelassen  ist,  eine  Voraussetzung,  die  deraeit 
zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz,  zwischen  den  deutschen  Bundes- 
staaten mit  Ausnahme  von  Elsafs  -  Lothringen  und  Österreich  -  Ungan, 
zwischen  bestimmten  Gebieten  von  Preufsen  und  Rufsland,  in  Rhein- 
schifiahrtssachen  auch  zwischen  den  Rheinufeistaaten  gegeben  ist. 

Der  ersuchte  Staat  ist  im  allgemeinen  zur  Vornahme  der  Zu- 
stellung verpflichtet  ohne  Rücksicht  auf  deren  Inhalt  Er  hat  weder 
die  Zuständigkeit  der  ersuchenden  Stelle  noch  die  Rechtmäfsigkeit  des 


5)  S.  Bekanntmachung  des  badischen  JusÜzministeriums  vom  16.  Ok- 
tober 1884  bei  Kah^  Staatsverträge  S.  86;  Grunewald,  Zeitschrift  für  intsr- 
nation.  Privatr  und  Strafrf^ht  Iv  289;  veigl.  auch  die  elsafs -lothringisehso 
Verfügungen  ebenda  IV  600  und  V  524). 
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sa  ttbermittelnden  Begehrens  an  Hand  der  eigenen  Rechtsordnung  nach- 
sapiUfen.  Diese  Beschittnkong  lidnnte  exorbitant  erscheinen.  Es  ist 
aber  ea  bedenken,  dafs  der  ersuchte  Staat  nur  dem  Annahmebefehl 
und  dem  Beurkundungsanftrag  des  ersuchenden  Staates  VoUstreckbarkeit 
verleiht.  £r  befiehlt  weder  dem  Zeugen,  sich  ins  AnsUnd  zu  begeben, 
dem  er  die  Voriadung  des  fremden  Gerichtes  übermittelt,  noch  pril- 
judisiert  er  der  Zustttndigkeitsprtliung  in  einem  späteren  Vollstreckungs- 
verfinhren,  weon  er  dem  Beklagten  die  fremde  Ladung  aushändigt 
Damm  ist  auch  die  Rückwirkung  unbedenklich,  die  die  neue  Rechts- 
hfüfepflicht  auf  die  Anerkennung  und  Vollstreckung  auswärtiger  Urteile 
austtbt:  dafs  Einwendungen  aus  §  661  Z.  4  (§  328  Z.  2)  C.Pr.0. 
gegenttber  Urteilen  der  Vertragsstaaten  erheblich  seltener  werden  müssen. 
Soweit  solche  Bestimmungen  die  effektive  Ladung  sichern  wollen,  ist 
ihnen  hier  ohnehin  genügt;  etwaigen  Übergriffen  einer  fremden  Gerichts- 
barkeit aber,  denen  sie  vorbeugen  sollen,  kann  immer  noch  durch  die 
nachträgliche  Zuständigkeitsprüfung  ausreichend  begegnet  werden.  Eine 
Ablehnung  des  Ersuchens  ist  nur  dann  sugelassen,  wenn  die  Zustellung 
dem  ersuchten  Teil  geeignet  erscheint,  seine  Hoheitsrechte  su  verletaen 
oder  seine  Sicherheit  su  gefährden.  Ein  praktisches  Beispiel  solcher 
Hoheitsverletzung  wäre  das  Ansinnen,  eine  Zeugenladung  zu  übermitteln, 
die,  auf  das  übliche  Formular  gesetzt,  den  Säumigen  mit  Strafe  bedroht; 
wohl  auch  das  Verlangen,  einen  Beschlufs  zuzustellen,  durch  den  ein 
vom  ersuchten  Staat  verliehenes  Patent  gepfändet  wird. 

Art.  3  bestimmt  die  Form  des  Zustellnngsnachweises :  eine  datierte 
und  legalisierte  Erklärung  des  Empflingers  oder  eine  Bescheinigung  der 
Zustellungsbehtfrde,  dafs  und  wann  zugestellt  worden,  die  auf  das  über- 
sandte Duplikat  des  Schriftstückes  gesetzt  oder  geheftet  werden  kann. 
Wünsche  über  eine  ausführlichere  Form  der  Beurkundung  werden  nach 
Art.  10  zu  erfüllen  sein. 

Die  Zustellungen  im  Requisitionsweg  sind  für  verschiedene  Gebiete, 
zumal  fVir  die  Länder  des  französischen  Prozesses,  ein  Novum,  und  es 
ist  noch  nicht  abzusehen,  wie  sich  ihre  Durchführung  praktisch  ge- 
stalten wird.  Jeden&lls  war  es  nicht  die  Absicht  der  Vertragsstaaten, 
die  bisherigen  Arten  der  Zustellung  zu  beseitigen.  Art  4  nennt  als 
solche  Formen  Znstellungen,  die  unmittelbar  durch  die  Post  erfolgen  — 
fibr  Deutschland  kommen,  da  Zustellung  durch  die  Post  im  technischen 
Sinn  im  Ausland  nicht  möglich,  die  wenigen  Fälle  einer  Zustellung 
durch  Aufgabe  zur  Post  in  Frage;  weiter  die  unmittelbare  Beauftragung 
des  zuständigen  Beamten  im  Lande  der  Zustellung;  endlich  Zustellungen 
durch  diplomatische  oder  konsularische  Vertreter,  wie  sie  bisher  deutscher- 
seits bei  Zustellungen  an  Inländer,  soweit  nicht  direkter  Schriftwechsel 
möglich,  die  Regel  gebildet  haben  ^).  Die  Au&ählung  des  Art  4  ist  nicht 
erschöpfend.  Auch  öffentliche  Zustellung  bleibt  möglich.  Und  wenn 
der  Artikel  diese  Znstdlungsarten  von  der  Genehmigung  „der  beteiligten 


6)  Verfügungen  des  preufs.  Justizministeriums  vom  3.  September  1880 
und  20.  Mai  1887  N.  6,  Leske  u.  Löwen/eld  II  983,  1011. 
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Staaten  **  abhängig  macht,  so  sollte  dies  Erfordernis  dadurch  nicht  etwm 
nea  eingeAlhrt  werden,  wo  es  bisher  nicht  bestand.  Die  ZosteUmf^ 
steht  grnndsHtzlich  unter  dem  Recht  des  Staates,  der  sie  fbr  erforderlieh 
erklärt  Und  nur  soweit  ihre  Ausführung  in  den  Machtbereich  eines 
fremden  Staates  eingreift,  kann  dessen  Zustimmung  in  Frage  kommen. 
Zustellung  durch  Aufgabe  smr  Post  und  öffentliche  Zustellung  vollziehen 
sich ,  ebenso  wie  die  französische  Zustellung  au  parquet  du  procureur^ 
soweit  sie  Zwangsakt  sind,  im  Inland  und  bedürfen  keiner  ausländischen 
(Genehmigung.  Die  konsularische  Zustellung  ist,  wenn  auch  unter  Aus- 
Bchlufs  des  Annahmezwanges,  durch  ytflkerrechtliche  Übung  allgemein 
zugelassen,  sofern  sie  sich  auf  Inländer  bezieht').  Der  belgische 
Del^ierte  hat  allerdings  bei  den  Haager  Beratungen  die  anfechtbare 
Erklärung  abgegeben  {Ades  I  56))  dafs  innerhalb  Belgiens  eine 
diplomatische  oder  konsularische  Zustellung  Überhaupt  nicht  statt- 
haft sei. 

b)  Der  zweite  Abschnitt  yerpflichtet  die  Vertragsstaaten  zur  Ge- 
währung der  Rechtsbttlfe ,  abgesehen  von  Zustellungen.  Art  5  nennt, 
vom  Standpunkt  des  ersuchenden  Gerichts  aus,  aäea  UnstrueHons  und 
sonstige  acUs  judiciaires^  eine  Abgrenzung,  die  nicht  jeden  Zweifel 
ausschliefst  Vor  allem  handelt  es  sich  dabei  um  die  Vornahme  von 
Beweiserhebungen.  Die  KecLtshülfe  ist  in  Civil-  und  Handelsnacfaen, 
für  streitige  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  zu  leisten.  Das  Ersuchen 
kann  von  einer  gerichtlichen  Behörde  irgendwelcher  Art  ausgehen, 
auch  dem  russischen  Sjnod  wird  in  Ehesachen  Rechtshülfe  zu  ge- 
währen sein.  Doch  mufs  seine  Erledigung,  anders  als  bei  Zustellnngen, 
in  den  Bereich  der  Gerichtsgewalt  fallen.  Die  Zulässigkeit  des  Rechts- 
httlfebegehrens  wird  femer  davon  abhängig  gemacht,  dafs  es  nach  der 
Gesetzgebung  des  ersuchenden  Teils  Überhaupt  gestellt  werden  kann« 
Ftlr  DeutschUnd  ist  diese  Voraussetzung  gegeben,  andere  Staaten  wie 
Norwegen  und  Dänemark  haben  seither,  veranlafst  durch  den  Vertrag, 
in  eigenen  Gesetzen  Vorsorge  getrofien.  Unter  den  Voraussetzungen 
des  Ersuchens  um  Zustellung  fehlt  eine  derartige  Klausel.     Mit  Absieht? 

Die  Übermittelung  des  Gesuches  erfolgt  auch  hier  auf  dem  diploma- 
tischen Wege,  soweit  nicht  direkter  Schriftwechsel  zugelassen,  ein  Ver- 
&hren,  das  auch  hiefÜr  in  Deutschland  in  den  schon  oben  genannten 
Fällen,  aufserdem  zwischen  einigen  preufsischen  Gebietsteilen  und  Däne- 
mark statthaft  ist  Jedenfalls  aber  mufs  das  Ersuchschreiben  in  einer 
Form  einlaufen ,  dafs  über  seine  Echtheit  kein  Zweifel  sein  kann.  Es 
wird  des  weiteren  die  Beigabe  einer  Übersetzung  für  erforderlich  er- 
klärt, wo  die  Sprache  der  beiden  Teile  verschieden  ist,  soweit  nicht 
Einverständnis  über  das  Gegenteil  besteht,  wie  im  deutsch •  nieder- 
ländischen Verkehr,  oder  der  Gebrauch  einer  dritten  Sprache  unter 
den  Beteiligten  üblich  ist  (so  wohl  der  Sinn  der  nicht  ganz  klar 
redigierten  Bestimmung).     Als  Voraussetzung  des  Rechtshttlfebegehrens 

7)  Vergl.  z.  B.  für  österrekh  prenfs.  Verfügung  vom  12.  Juli  1881, 
Leske  u.  Löwenfeld  II  986. 
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wtude  die  Beigabe  einer  Überaetsnng  im  deutschen  Requisitionsverkehr 
bisher  nur  gegenüber  Portugal  und  Rufsland  bebandelt  b). 

Das  ersuchte  Gericht  hat  die  Verpflichtnng,  die  begehrte  Handhing 
Yorznnehmen.  Auch  hier  ist  weder  die  Zoständigkeit  des  ersuchenden 
Teils,  noch  die  Rechtslage  des  aufzuklärenden  Thatbestandes  zu  unter- 
suchen. Auch  in  einem  Prozefs  um  Ehevermittelungsgebtihren  hat  das 
deutsche  Gericht  Rechtshülfe  zu  leisten.  Eine  solche  Beschrilnkung  ist 
recht  und  gut  Aber  schwer  begreiflich  ist  es,  daft  eine  Bestimmung 
fehlt,  die  dem  ersuchten  Gericht  die  Ablehnung  gestattet,  wenn  die 
Yomahme  der  Handlung  selbst,  um  die  ersucht  wurde,  nach  seinem 
Recht  verboten  ist.  Es  werde  z.  B.  einem  rheinischen  Gericht  eine 
Vaterschaftsuntersuchung  angesonnen,  oder  es  wird  die  Vernehmung 
eines  Zeugen  verlangt,  der  nach  Inlandsrecht  nicht  vernommen  werden 
darf.  Ein  dahingehender  deutscher  Antrag  ist  in  der  That  von  der 
Versammlung  angenommen  worden  {Actes  I  57)*  Aber  in  der  Redak- 
tionskommission ist  er  spurlos  verschwunden,  vielleicht  in  der  Voraus- 
setzung, dafs  der  Fall  ohnehin  unter  die  gleich  zu  erwShnende 
SouverSnitfttsverletzung  gehöre.  Das  wftre  eine  VerwSssemng  des  Be- 
griffes der  SouveriLnität,  wie  sie  ja  freilich  nicht  vereinzelt  dasteht 
Aber  warum  war  es  dann  in  Art.  10  noch  erforderlich,  hervorzuheben, 
dafs  die  gewünschte  Handlung  nicht  nach  dem  Recht  des  ersuchten 
Gerichts  verboten  sein  dürfe?  Jedenfalls  wird  auch  die  Praxis,  der 
eine  Bestimmung  der  oben  erwähnten  Art  unentbehrlich  ist,  dieselbe 
Hinterthür  benützen  müssen. 

Art  7  zählt  in  nicht  ganz  glücklicher  Systematik  einige  Gründe 
auf,  die  zu  einer  Ablehnung  des  Ersuchens  ftlhren  kOnnen.  Zunächst 
Fälle,  in  denen  Voraussetzungen  einer  ordnungsmäfsigen  Requisition 
fehlen:  wenn  die  Echtheit  der  Urkunde  nicht  feststeht,  ein  Umstand, 
der  übrigens  zunächst  nur  einen  Aufschub  der  Erledigung  rechtfertigen 
kann;  und  wenn  im  ersuchten  Staat  die  Erledigung  des  Ersuchens 
nicht  in  den  Bereich  der  Gerichtsgewalt  fällt  Bei  blofser  örtlicher, 
sachlicher,  persönlicher  Unzuständigkeit  des  ersuchten  Gerichtes  dagegen 
soll  die  Requisition  nach  der  zweckmäfsigen  Bestimmung  des  Art.  8 
von  Amtswegen  an  die  zuständige  Stelle  weitergegeben'),  und  die  er- 
suchende Behörde  davon  benachrichtigt  werden.  Natürlich  kann  eine 
vorläufige  oder  endgültige  Ablehnung  des  Ersuchens  auch  in  allen 
anderen  FäUen  erfolgen,  in  denen  die  Voraussetzungen  einer  vertrags- 
mäfsigen  Requisition  nicht  g^eben  sind.  Einen  selbständigen  Grund 
zur  Ablehnung  bildet  auch  hier  nur  der  Umstand,  da(fa  der  ersuchte 
Teil  annimmt,  die  Erledigung  sei  geeignet,  seine  Hoheitsrechte  zu  ver- 
letzen oder  seine  Sicherheit  zu  gefklhrden. 

Von  der  Ablehnung  des  Ersuchens  ist  nach  Art  9  der  ersuchenden 


8)  Cit  prenfa.  Verfügung  vom  20.  Mai  1887  N.  21. 

9)  Daft  diese  Weiterleitung  nach  Mafsgabe  der  Gesetzgebung  des  er- 
suchten Staates  geschehen  soll,  ist  ^emlich  selbstverst&ndlicn  und  nur  mit 
Rücksicht  auf  spanisches  Recht  noch  eigens'  hervorgehoben.    Ades  11  84. 
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Behörde  unverzüglich  Hittoilnng  zu  machen,  und  es  sollen  die  Gründe 
der  Ablehnung  angegeben  werden.  Steht  dem  auslilndiachen  Staat 
gegen  einen  solchen  Bescheid  die  Beschwerde  im  Instanzenzag  oflfen? 
Die  österreichische  Jur.Norm  §  40  bejaht  die  Frage  ausdrücklich.  Da- 
g^en  wird  eine  analoge  Anwendung  des  §  160  G.V.O.  ohne  besondere 
Anordnung  wohl  nicht  möglich  sein,  so  wünschenswert  eine  einheitliche 
Rechtsprechung  in  diesem  Punkt  auch  wäre. 

Die  Tragweite  einer  gerichtlichen  Handlung  bemifst  sich  nach  dem 
Recht,  das  die  Vornahme  der  Handlung  für  erforderlich  erklärt,  und 
dies  selbe  Recht  wird  daher  im  allgemeinen  auch  die  Art  ihrer  Vor- 
nahme regeln.  Wo  aber  die  Ausführung  einem  auswärtigen  Gericht 
übertragen  wird,  da  wird  dessen  öffentlichrechtliche  Tbätigkeit  in  Ansprach 
genommen,  und  diese  kann  nur  in  Anwendung  ihrer  eigenen  Gesetze 
zu  rechtlicher  Existenz  gelangen.  Daher  die  Bestimmung  des  Art.  10 
Abs.  1  ,  daß»  die  ersuchte  Stelle  „hinsichtlich  der  zu  beobachtenden 
Formen**  ihr  eigenes  Recht  zur  Anwendung  bringen  soll.  Aber  die 
Vorgänge,  die  für  den  ersuchten  Richter  die  Vornahme  der  von  ihm 
begehrten  amtlichen  Funktion  bedeuten  und  darnach  unter  seinem  Recht 
stehen,  sind  zum  Teil  die  gleichen,  die  den  Prozefswert  der  vor- 
genommenen Handlung  bestimmen,  und  sie  müssen  darum  insoweit 
auch  den  Anforderungen  entsprechen,  die  das  Recht  des  Prozeragerichta 
au&tellt,  um  Handlungen  dieser  Art  rechtliche  Wirksamkeit  heilten 
zu  können.  Gehen  die  Rechte  des  Prozefsgericlits  und  des  ersuchten 
Gerichts  hiebei  auseinander,  so  kann  der  Zwiespalt  öfter  dadurch  be- 
seitigt werden,  dafs  der  ersuchte  Richter  den  Anordnungen  beider 
Gesetze  nachkommt  Deshalb  Art.  10  Abs.  2:  wenn  das  ersuchende 
Gericht  die  Einhaltung  einer  besonderen  Form  wünscht,  so  soll  (nicht 
„kann**,  wie  es  in  der  deutschen  Übersetzung  heifst)  dem  entsprochen 
werden,  auch  wenn  die  Gesetzgebung  des  ersuchten  Teiles  diese  Form 
nicht  kennt;  nur  darf  das  gewünschte  Vorgehen  nach  dem  Recht  dea 
ersuchten  Staates  nicht  verboten  sein.  Der  erste  Satz  des  Artikela 
enthält  unzweifelhaft  eine  Kollisionsnorm.  Der  ersuchte  Richter  ver- 
fahrt nach  den  Bestimmungen  seines  Rechts,  der  ersuchende  Teil  ist 
verpflichtet,  ein  solches  Verfahren  als  gültig  anzuerkennen.  Indem  aber 
der  zweite  Absatz  voraussetzt,  dafs  das  ersuchende  Gericht  unter  Um- 
ständen sein  eigenes  Recht  anwenden  könne,  ohne  diese  Möglichkeit 
näher  zu  begrenzen,  beschränkt  er  die  vorausgehende  Kollisionsnonn 
wohl  auf  den  Satz,  dafs  zur  Formgtütigkeit  der  Rechtsbülfehandlung 
auch  die  Anwendung  der  Gesetze  des  requirierten  Richters  genüge, 
labt  es  aber  dem  Landesrecht  frei,  zu  bestimmen,  dafs  ihre  Gültigkeit 
nach    dem    Recht   des    Prozefsgerichts    gleich£dls    ausreichend    sei^^). 


10)  Der  Satz,  dafs  der  ersuchte  Richter  nach  den  Formen  seines  eigenen 
Rechtes  verfiüiren  solle,  ist  den  Beschlüssen  des  Institut  entnommen  und 
hatte  dort  ohne  Zweifel  die  Bedeutong,  dafs  dies  Recht  für  die  Erledigung 
des  Ersuchens  ansschliefslich  mafsgebend  sein  sollte.  Durch  die  Beiftigung 
des  Abs.  2  hat  der  frühere  Satz  trotz  fiast  frleicben  Wortlautes  im  Veitrag 
einen  völlig  anderen  Sinn  erhalten,  als  in  Art  9  jener  Beschlüsse. 
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Daher  wird  die  Gkltong  des  §  884  (369)  O.IV.O.  durch  den  Vertrag 
nicht  berührt 

Anders  als  bei  den  Zustellungen  haben  es  die  Konferenzen  hier 
nicht  fQr  angezeigt  gefhnden,  auszusprechen,  dafs  andere  Arten,  gerichtp 
liehe  Handlungen  im  Ausland  vorzunehmen,  durch  den  Vertrag  nicht 
aufgehoben  werden  sollten;  doch  kann  ihre  fortdauernde  Zulttssigkeit 
darum  nicht  fraglieh  sein.  Dahin  gehören  Beweiserhebungen  durch 
den  Konsul,  und  es  schliefst  dies  Verfahren  nach  §  828  (863)  C.Pr.0. 
die  Inanspruchnahme  fremder  Rechtshttlfe  sogar  völlig  aus,  wenn  es  im 
gegebenen  Fall  überhaupt  möglich  ist  (eine  Voraussetzung,  die  der 
Reichskanzler  nach  §  20  des  Konsulatsgesetzes  übrigens  jederzeit  be- 
seitigen kann);  desgleichen  Beweiserhebungen  im  Ausland  nach  §  829 
(864)  C.Pr.O.,  die  von  der  Partei  betrieben  werden,  beispielsweise  in 
Portugal,  bisher  wenigstens,  die  einzige  Möglichkeit,  zu  einer  Beweis- 
au&ahme  zu  gelangen  ^^). 

c)  Mit  Art.  11  beginnt  die  Reihe  der  Bestimmungen,  welche 
gewisse  privUegia  odiosa  der  Fremden  im  Prozefs  beseitigen.  Nach 
Art  11  soll  keinem  Anslttnder,  der  als  Klftger  oder  Intervenient  vor 
Gericht  aufbritt,  eine  Sicherheitsleistung  irgend  welcher  Art  deshalb 
auferlegt  werden,  weil  er  Ausländer  ist  oder  keinen  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  im  Inland  hat;  nur  soll  sich  die  Vergünstigung,  wie  auf 
Verlangen  der  Schweiz  nachtrilglich  eingefügt  worden ,  auf  solche  An- 
gehörige der  Vertragsstaaten  beschränken,  die  in  einem  dieser  Staaten 
ihren  'Wohnsitz  haben.  Natürlich  handelt  es  sich  dabei,  wenn  es  der 
Artikel  auch  verschweigt,  um  die  Prozefskostenkaution ,  nicht  auch  um 
eine  solche  aus  materiellrechtlichen  Gründen.  Der  deutsche  Richter 
ist  durch  den  Vertrag  nicht  gehindert,  dem  Niefsbraucher  nach  §  1067 
6.G.B.  eine  Sicherheitsleistung  etwa  deshalb  aufzuerlegen,  weil  er  im 
Ausland  wohnt.  Die  Befreiung  wird  sich  aber  auch,  trotzdem  der 
Artikel  dies  nicht  ausdrücklich  sagt,  das  Gegenteil  auch  sehr  zu 
wünschen  wäre,  nur  auf  Civilprozesse  beziehen,  die  entsprechenden 
Bestimmungen  im  Stra^rozefs  und  im  Verwaltungsprozefs  aber  in 
Geltung  lassen.  Darauf  weisen  die  schon  einmal  erwähnten  Einleitungs- 
worte des  Vertrages  hin,  die  von  einem  Abkommen  über  Fragen  des 
Civilprozesses  sprechen,  und  man  käme  im  andern  Fall  zu  einer  teil- 
weisen Vollstreckung  eines  Verwaltungsurteils,  was  ungewöhnlich,  eines 
Strafurteils,  was  vielen  als  arger  Gräuel  gilt,  jedenfalls  aber  nicht  als 
Absicht  der  Vertragschliefsenden  zu  vermuten  ist  Zweifel  kann  frei- 
lich hier,  wie  für  die  Zulassung  zum  Armenrecht  nach  Art.  14,  die 
Verweisung  des  §  419  Str.IV.O.  machen,  der  Privatkläger  solle  unter 
denselben  Voraussetzungen  Sicherheit  leisten,  unter  welchen  der  Kläger 


11)  Cit  preufe.  Verfügung  vom  20.  Mai  1887  N.  34.  —  Über  die  Kosten 
des  Rechtshülfeyerkehrs  entMlt  der  Vertrag  keine  Bestimmungen.  Doch 
stellt  die  deutsche  Denkschrift  B.  214  eine  Einigung  hierüber  wenigstens 
■wischen  einem  Teile  der  Vertragsstaaten  in  nahe  Auasicht 
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in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  Sicherheit  zu  leisten  hat,  für  die 
Bewilligung  des  Armenrechts  sollen  dieselben  fiestimmungen  wie  in 
bttigerlichen  Rechtsstreitigkeiten  gelten.  Damit  ist  gemeint,  dafs  diese 
Bestimmungen  im  Strafprozefs  analoge  Anwendung  finden  sollen.  Wenn 
aber  die  Norm  des  Vertras^es  nach  der  eben  ermittelten  Anslegang 
lautet:  in  Givilsachen  besteht  fUr  die  Angehörigen  der  Vertrags- 
staaten keine  Kautionspflicbt,  in  Civllsachen  sollen  sie  zum  Armenreciit 
zugelassen  werden,  so  ist  eine  solche  Bestimmung  eben  kraft  ihres 
specielieu  Inhalts  einer  analogen  Anwendung   im  Strafprozefs  anflüiig. 

Der  Vertrag  will  den  Anspruch  des  Beklagten  ausschliefsen, 
Sicherheit  für  die  Prozefskosten  zu  verlangen.  In  Deutschland  gründet 
sich  der  Sicherheitsanspruch  des  Gegners  auf  §  102  (110)  C.Pr.O., 
und  eine  Befreiung  von  demselben  war  bisher  nur  den  Angehörigen 
von  Österreich -Ungarn  mit  Ausnahme  Ungarns  selbst,  von  Dänemark, 
Italien,  Norwegen,  Portugal,  Rufsland  und  der  Schweiz  zugestanden, 
und  wenn  der  Kläger  zum  Armenrecht  zugelasseu,  für  diejenigen  von 
Belgien,  Frankreich  und  Luxemburg,  in  Eandeissachen  für  Beigier, 
Luxemburger  und  Rumänen,  in  Wechselsachen  für  Ungarn,  in  Rhein- 
schiffahrtsangelegenheiten für  Niederländer,  bei  Klagen  aus  dem  inter- 
nationalen Frachtvertrag  für  die  Angehörigen  der  Staaten  der  Bemer 
Konvention.  Dafs  Art  11  auch  die  Ausländerkautionen  wegen  des 
durch  den  Prozefs  verursachten  Schadens  aufhebt,  ist  für  Deutschland 
belanglos  (vergl.  dagegen  Code  civil  art  16).  Dagegen  wird  es  trotz 
der  weiten  Fassung  des  Artikels  schwerlich  möglich  sein,  die  Be- 
stimmungen des  Vertrages  auch  auf  Sicherheitsleistungen  zu  beziehen, 
die  der  Staat  für  die  Prozefskosten  von  Ausländem  beansprucht,  wie 
dies  nach  §  85  des  deutschen  Gerichtskostengesetzes  der  Fall  ist  Der 
Abschnitt  trägt  die  Überschrift  cautian  judicaium  solvi,  und  darunter 
werden  nach  feststehender  französischer  Terminologie  nur  Sicherheits- 
ansprOche  des  Beklagten  verstanden. 

Dafs  es  den  Vertragsstaaten  nicht  verboten  sein  sollte,  Ausländer 
günstiger  zu  stellen,  als  sie  nach  dem  Vertrag  beanspruchen  können, 
ist  gewifs,*  und  es  hätte  daher  kaum  der  Bestimmung  im  ZusatzprotokoU 
vom  22.  Mai  1897  bedurft,  dab  Sonderverträge  zweier  Staaten,  die  die 
beiderseitigen  Angehörigen  ohne  Rtlcksicht  auf  ihren  Wohnsitz  in  einem 
der  Vertragsstaaten  von  der  Kaution  befreien,  in  Kraft  bleiben.  Eben 
darum  behält  es  aber  auch  seine  Wichtigkeit,  ob  solche  Ausländer 
schon  nach  §  102  (110)  C.Pr.O.  von  der  Sicherheitsleistung  befireü 
sind.  Ein  Däne,  der  in  En^nd  wohnt,  ist  vor  deutschen  Gerichten 
nur  nach  §  102  berechtigt,  ohne  Sicherheitsleistung  zu  klagen. 

Man  wird  das  Verschwinden  der  Ausländerkaution  nicht  bedaneni. 
Sie  hat  der  Geltendmachung  berechtigter  Interessen  vielfach  Hindernisse 
bereitet,  mufs  sie  doch  manchmal  weniger  zum  Schutze  des  Beklagten 
als  zur  Schikane  des  Klägers  dienen.  Soweit  ihr  aber  der  begreifliche 
Wunsch  des  Beklagten  zu  Grunde  liegt,  nicht  frivolen  Klagen  ausgesetst 
zu  sein  und  dann  den  Ersatz  des  erlittenen  Schadens  in  einer  unsicheroi 
Rechtsverfblgung  im  Ausland  suchen  zu  müssen,   ist  dem  durch  etnea 
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gmtreichen  Vorachlag  Assers  abgehoUen,  den  Art.  12  und  13  aanktio- 
meren.  Die  £nt8cbeidangen ,  die  den  von  Sicherheitsleistang  befreiten 
Kliger  oder  Intenrenienten  znr  Tragung  der  Prosefskosten  verurteilen, 
sollen  in  den  anderen  Vertragsstaaten  ohne  NachprUfbng  vollstreckbar 
sein.  Es  macht  keinen  Untenehied,  ob  die  Vollstreckang  im  Ueimat- 
staat  des  verurteilten  Klftgers  oder  in  einem  andern  der  Vertragsstaaten 
begehrt  wird,  nnd  es  soll  ohne  Einflnfs  sein,  ob  die  Befreiung  von  der 
Kaution  auf  Omnd  des  Vertrages  oder  nach  dem  sonstigen  Recht  des 
Ftozefsgeriehtes  erfolgt  ist  Der  Kostenentscheid  ist  also  auch  voll- 
streckbfur  —  und  damit  ist  der  Boden  der  Auslttnderkaution  völlig  ver- 
lassen —  wenn  der  Kläger  Inländer  ist  und  im  Inland  wohnt  und 
sich  aufhält  Den  Verurteilungen  wegen  des  durch  den  Prozefs  ver- 
ursachten Schadens  ist  die  erleichterte  Vollstreckbarkeit  nicht  gewährt, 
obwohl  die  entsprechenden  Ausländerkautionen  durch  den  Vertrag 
Diedeigeschlagen  werden.  Nur  „frais  et  d^ens'*  sollten  diesen  Vorzug 
geniefsen.  Die  Frage,  was  su  den  vollstreckungsberechtigten  Prosefs- 
kosten gehöre,  mufs,  wie  schon  im  Kommissionsbericht  (Ades  H  107) 
hervorgehoben,  nach  dem  Recht  des  urteilenden  Staates  bemessen 
werden.  Nur  freilich  wird  die  Antwort  häufig  nicht  im  Prozefsrecht, 
andern  bei  der  Finanzwissenschaft  dieses  Staates  gesucht  werden 
mflssen.  Das  französische  enregisiremeni  gewährt  in  dieser  Beziehung 
Aussicht  auf  eine  hübsche  steuerrechtlicbe  Gymnastik. 

Der  um  die  Vollstreckung  angegangene  Staat  erklärt  das  Urteil 
in  den  Formen  seines  Rechtes  für  vollstreckbar,  ein  deutsches  Gericht 
nach  §  660  (722)  C.Pr.0.  Seiner  Prttfcmg  sind  nur  die  Punkte  frei- 
gegeben: ob  die  Voraussetzungen  einer  Vollstreckung  nach  Art  12 
vorliegen,  ob  die  Rechtskraft  des  Urteils  nach  dem  Recht  des  urteilen- 
den Staates,  und  ob  die  Echtheit  der  voigelegten  Ausfertigung  unter 
BerOcksichtignng  dieses  selben  Rechtes  feststeht  Jede  andere  Nach- 
prUfung  des  fraglichen  Urteils  mufs  unterbleiben. 

d)  Die  Art  14 — 16  ordnen  die  Zulassung  der  Ausländer  zum 
Armeiu«cht,  in  Anlehnung  an  das  Formular,  das  zahlreichen  europäi- 
schen Einzelverträgen  dieser  Art  zu  Grunde  liegt  Art.  14  stellt  den 
Grundsatz  auf,  dafs  die  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  unter  den- 
selben Bedingungen  zum  Armenrecht  zugelassen  werden  sollen  wie  die 
Inländer.  Eine  besondere  G^enseitigkeitsklausel  ist  nicht  vorgesehen. 
Auch  den  Angehörigen  solcher  Staaten,  die  ein  Armenrecht  Überhaupt 
nkkt  kennen,  wie  Portugal  oder  gewisse  Kantone  der  Schweiz,  werden 
die  Vorteile  des  Vertrages  gewährt  In  welchen  Angelegenheiten  die 
Oleichstellung  erfolgen  soll,  ist  nicht  näher  bestimmt,  die  Regel  wird 
«ieh  auf  Civiisachen  beschränken,  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  mit- 
nn^Msen.  Auch  juristische  Personen  des  Auslands  sollen  nach  der 
Absicht  der  Kommission  (Ades  II  108)  zum  Armenrecht  zugelassen 
werden.  Aber  das  mufs  an  die  Voraussetzung  geknüpft  werden,  dafs 
die  Vergünstigung  auch  inländischen  Korporationen  zu  teil  wird,  und 
in  Deutschland  ist  dies  nicht  der  Fall. 

Dafs   die   Zulassung   der  Ausländer   zum    Armenrecht   auch    ihre 
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Befireiiuig  von  der  Pit>sEer8koBtenkaQtioii  in  sich  flchliefBen  sollte,  war 
der  aoBgeeprochene  Wille  des  Kongresses,  nnd  kam  noch  im  Schfaük- 
protokoll  in  drei  besonderen  Artikeln  zam  Aoadrack.  Die  Artikd 
waren  entbehrlich,  da  diese  Befreiung  schon  in  Art  11  für  denselben 
Personenkreis  allgemein  angeordnet  worden  war,  nnd  sie  sind  im 
schliefslichen  Vertragstext  anch  weggeblieben.  Aber  durch  die  naeh- 
trMgliche  Änderung  des  Art.  11  ist  die  Aufhebung  der  Kostenkautioa 
auf  die  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  beschränkt  worden,  die  in 
einem  derselben  wohnen.  Solche  Personen,  bei  denen  dies  nicht  sq- 
trifft,  werden  nun  zwar  nach  wie  vor  kraft  Art  14  anm  Armenreeht 
zugelassen.  Aber  wenn  sie  nach  der  inneren  G^esetzgebung  dieser 
Staaten  auch  als  'Arme  zur  Leistung  der  Auslftnderkaution  für  die 
Prozefskosten  verpflichtet  sind,  so  wird  diese  Vergünstigung  für  sie  sa 
einem  guten  Teil  gegenstandslos.  Und  es  ist  hervorzuheben,  dafs  aneh 
Gesetzgebungen,  wie  die  deutsche,  in  denen  die  Befreiung  von  der 
Kostenkaution  im  allgemeinen  als  Ausflufs  des  Armenrechts  behandelt 
wird,  unter  dem  Gesichtspunkt  der  mangelnden  Gregenseitigkeit  dasa 
gelangen,  den  Angehörigen  jener  Länder,  auch  wenn  sie  im  Armenrecht 
streiten,  die  Sicherheitsleistung  aufzuerlegen^').  Damm  behalten  auch 
Sonderverträge  nach  Art  des  deutsch -französischen  von  1880  ihre  Be- 
deutung, wonach  die  beiderseitigen  Angehörigen  zum  Armenrecht  za- 
gelassen  werden  können  und  dabei  ausdrücklich  von  der  Pflicht  der 
Sicherheitsleistung  befreit  werden. 

Es  liegt  in  der  Natur  des  Armenrechts  als  einer  besonderen  Ge- 
staltung öffentlichrechtlicher  Beziehungen  begründet  und  ist  in  Art.  14 
noch  eigens  ausgesprochen,  dafs  die  Zulassung  nach  Mafsgabe  der 
Gesetze  des  Staates  erfolgt,  in  dem  die  Befreiung  gewährt  werden  soll. 
Und  das  gilt  auch  für  die  Feststellung  der  Bedürftigkeit  des  Gesneh- 
stellers.  In  den  Ländern,  in  denen  diese  Prüfung  formlos  erfolgt,  wird 
die  Regel  glatt  funktionieren.  Allein  die  Mehrzahl  der  Vertragsstaaten 
nimmt  zu  diesem  Zwecke  die  Mitwirkung  verschiedener  Behörden  in 
Anspruch,  und  da  deren  Thätigkeit  selbst  wieder  öffentlichrechtlicher 
Art  ist,  so  können,  wenn  für  beide  Teile  verschiedenes  Recht  gilt, 
allerdings  ernsthafte  Schwierigkeiten  entstehen.  So  schon  bezüglich  des 
Ortes,  dessen  Behörde  die  Armut  bezeugen  soll.  Deutschland  und  die 
meisten  anderen  Staaten  wenden  sich  zur  Erlangung  des  Zeugnisses 
zunächst  an  den  Wohnort  des  Gesuchstellers,  einige  Schweizer  Kantone 
erklären  die  Heimatgemeinde  ftir  zuständig.  Diesem  Widerspruch  beugt 
der  Vertrag  selbst  vor  und  bestimmt  in  Art  15  Abs.  1,  es  solle  die 
Behörde  der  r&idenee  habitudle^^),  wenn  ein  solcher  Ort  nicht  vor- 
handen, diejenige  des  gegenwärtigen  Aufenthaltsortes  zur  Abgabe  des 
Zeugnisses  berufen  sein.     Wenn   eine  bayerische  Min.Bekanntmaehung 


12)  Vergl.  für  das  Verhältnis  zu  den  Niederlanden  die  preufs.  Jnstii- 
Min.Verfu^ng  vom  15.  Juli  1891,  Leske  u.  Löwenfeld  II  103^ 

13)  Den  Ausdruck  Wohnsitz   vermeidet .  der  Text  nur  mit  Rücksicht 
auf  gewisse  Schwierigkeiten  des  franeösischen  Rechts. 
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Tom  5.  Juli  1879  ^*)  die  AussteUniig  des  Zeugniflses  der  Heimatgemeinde 
saweist,  wenn  der  Bewerber  Wohnsitz  oder  längeren  Anfenthalt  nirgends 
gehabt  bat,  so  dürfte  das  für  Arrnntszengnisse,  die  in  das  Ausland 
bestbnmt  sind,  nicht  fostzahalten  sein.  Anderen  Schwierigkeiten  wird 
man  doich  die  Aoslegongsregel  beikommen  können,  dafs  gewisse  Vor- 
sehriften  nnr  anf  die  Mitwirkung  inländischer  Behörden  berechnet  sind. 
Das  wird  insbesondere  für  die  in  den  verschiedenen  Staaten  tlberans 
▼erschiedenen  Bestimmungen  ttber  die  sachlich  zuständige  Behörde  gelten 
müssen.  Ob  zur  Ausstellung  des  Zeugnisses  eine  staatliche  Behörde 
oder  ein  Gemeindeamt  oder  eine  geistlidie  Stelle  berufen  ist,  mufs  wohl 
der  Beurteilung  des  um  die  Ausstellung  des  Zeugnisses  angegangenen 
Staates  überlassen  bleiben.  Dagegen  wird  aller^ngs  der  Inhalt  des 
Zeugnisses  dem  Becht  des  Prozefsgerichts  entsprechen  müssen  —  und 
das  ist  wichtig  für  die  lange  Reihe  von  Fragen,  die  §  109  (118)  CPr.O. 
aufwirft.  Denn  das  Zeugnis  soll  einen  Teil  der  Voraussetzungen  des 
G^esuches  feststellen,  und  diese  stehen  nach  dem  Grundsatz  des  Art.  14 
unter  dem  Recht  des  ProzeAigerichts.  Damit  können  an  die  Auskunfts- 
behörde Fragen  herantreten,  die  ihr  nach  Inlandsrecht  nicht  gestellt 
werden;  die  Pflicht,  sie  zu  beantworten,  ist  in  der  Aufstellung  jenes 
eisten  Satzes  stillscbweigend  mit  ausgesprochen.  Vielleicht  darf  man 
für  diese  Auskunftspflidit  und  ihre  Schranken  Art  10  Abs.  2  des 
Vertrages  zu  analoger  Anwendung  bringen.  Eine  der  Verschieden- 
heiten, die  sich  für  die  Ausstellung  des  Zeugnisses  zwischen  den  ein- 
zelnen Rechtsordnungen  ergeben,  hat  auch  Berücksichtigung  im  Vertrags- 
tezt  gefunden.  Wahrend  Deutschland  und  andere  Staaten  eine  Prüfung 
der  Bedürftigkeit  durch  die  Behörde  des  Wohnorts  verlangen,  begnügen 
sich  Frankreich  und  Belgien  neben  der  Beibringung  eines  Steueraus- 
weises mit  der  blofsen  Erklärung  des  Gresnchstellers ,  dafs  er  die  er- 
forderlichen Mittel  nicht  besitze.  Die  zweideutige  Fassung  des  Art  15 
wird  nicht  daran  irre  machen  dtirfen,  dafs  auch  die  Frage,  ob  Be- 
stätigung oder  Erklärung  beizubringen,  nach  dem  Recht  des  Prozefs- 
gerichts zu  beantworten  ist  Das  Recht  des  Prozefsgerichts  bestimmt 
auch  die  Wirkung,  die  dem  Zeugnis  der  Anskunflsbehörde  zukommt 
Dafs  den  ausländischen  Feststellungen  durch  den  Vertrag  nicht  eine 
weitergehende  Beweiskraft  eingeräumt  werden  sollte  als  gleichartigen 
Feststellungen  im  Inland,  hebt  Art  16  Abs.  2  noch  eigens  hervor. 
Wenn  freilich  das  Recht  des  Prozefsgerichts  bisweilen  der  Zeugnis- 
behörde die  endgültige  Entscheidung  über  das  Gesuch  einräumt,  so 
wird  damit  kaum  beabsichtigt  sein,  diese  Befugnis  auch  auswärtigen 
Behörden  zu  gewähren.  Es  ist  nicht  denkbar,  dafs  eine  deutsche 
Gremeindeverwaltnng  das  Armenrecht  für  eine  ProzefsfÜhrnng  in  Bern 
oder  Aaigau  bewilligt 

Im  übrigen  trifft  Art.  16  Abs.  1   noch   die  nützliche  Anordnung, 
dafs  die  zur  Zeugniserteünng  berufene  Behörde  ihrerseits  Erkundigungen 


14)  Böhm,  Rechtshülfeverfahren  I  105^. 
ZeitMhrift  f.  intOTn.  PriT«t-  n.  8tr»ftreo]it  etc..  Band  IX.  90 
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über  die  VermögensverhältniBse  des  Antngstdlen  bei  den  Behörden 
der  anderen  Vertragsstaaten  einziehen  kann,  nnd  ee  wird  damit  eine 
Untersttttsongspflicbt,  haaptsilchlicb  zwischen  VerwaltongsbehOrden,  be- 
gründet, die  nach  Analogie  der  Art  5  ff.  an  behandeln  sein  wird. 
Befindet  sich  der  Antragsteller,  oder  yielmehr  die  znr  BeuAnndimg 
seiner  VerhKltnisse  zuständige  Behörde,  nicht  in  dem  Lande,  wo  das 
Armenrecht  nachgesucht  wird,  so  soll  das  Zeugnis  nach  Art  15  Aba.  2 
von  einem  diplomatischen  oder  konsularischen  Vertreter  des  Bestimmunga- 
landes  kostenlos  beglaubigt  werden. 

Angesichts  der  Schwierigkeiten,  die  das  Zusammenarbeiten  von 
Justiz  und  Verwaltung  verschiedener  Staaten  in  diesen  Dingen  viel- 
fältig hervorruft,  hat  man  ee  bisweilen  mit  Nutzen  versucht,  sieh  nr 
Beschaffung  des  Armutszeugnisses  an  den  heimischen  Konsul  su  wen- 
den ^^y  Jedenfifills  steht  einem  solchen  Verfohren  auch  das  Inkraftlreten 
des  Vertrages  nicht  im  Wege^*). 

e)  Nach  Art.  17  endlich  soll  die  Personalhaft  in  Civil-  und 
Handelssachen  als  Sicherheitsmafsregel  oder  Vollstreckungsmittel  gegen 
Ausländer  nur  in  den  fallen  zulSssig  sein,  in  denen  sie  auch  gegen 
Inli&nder  verhängt  werden  darf.  Eine  solche  Beschwerung  der  Ans- 
Iftnder  besteht  in  den  Niederlanden  zu  Recht,  in  Dänemark  hat  man  sie, 
angeregt  durch  den  Vertrag,  vor  kurzem  allgemein  beseitigt  Fitr 
Deutschland  ist  die  Unterscheidung  längst  gegenstandslos. 

Die  räumliche  Geltung  des  Vertrages  wird  wohl  auf  die  Haupt- 
länder der  Vertragschliefsenden  mit  Ausschlufs  der  Kolonien  und  Gebiete 
der  Konsulargerichtsbarkeit  zu  beschränken  sein.  Eine  Stelle  des 
Kommissionsberichtes  (Actes  II  51)  scheint  freilich  vorauszusetzen,  dafs 
man  den  Vertrag  auch  auf  Verhältnisse  über  See  anwendbar  gedacht 
hat.  Allein  im  Vertragstext  hat  das  keinen  Ausdruck  geftmden,  und 
man  wird  eine  derartige  Erweiterung  seiner  Wirksamkeit  nicht  ohne 
ausreichende  Grundlage  ftlr  vereinbart  halten  dtlrfen.  Dazu  kommt, 
dafs  auch  sonst  in  Kollektivverträgen  besonders  hervorgehoben  wird, 
wenn  ihre  Bestimmungen  auf  Kolonien  Anwendung  finden  sollen. 
Vergl.  Art  19  der  Konvention  ttber  Urheberrecht 

Die  Vereinbarung  ist  seit  25.  Mai  1899  in  Geltung,  und  zwar 
mit  sofortiger  Wirksamkeit  auch  fCtr  anhängige  Sachen.  Die  schon  er- 
teilte Bewilligung  öffentlicher  Zustellung  kann  zurückgezogen,  der 
BeweisbeschluPs,  der  die  Erledigung  einer  Beweisaufnahme  im  Ausland 
dem  Beweisftlhrer   überträgt,    abgeändert  werden,    um  Zustellung   nnd 


15)  Vincent  et  Plnaud^  Dietionnaire  dß  droit  intemat,  priv^  p,  170, 

16)  Dafs  sich  die  Wirirang  des  in  einem  der  beteUigten  Staaten  ge- 
währten Armenrechtes  auch  auf  Rechtshülfebandlunffen  erstrecke,  die  in 
einem  andern  dieser  Staaten  vorzunehmen  sind,  hat  der  Vertrag  nicht  vor- 
gesehen. In  Ermangelung  abweichender  Vorschriften  wird  also  das  Annen- 
recht  vor  dem  ersuchten  Gericht  neuerdings  nachgesucht  werden  müssen. 
Ober  die  Wirkung  deutscher  Zulassungen  in  Belgien,  Dänemark,  Luxemburg 
vergl.  cit  preufs.  Verfügung  vom  20.  Mai  1887  N.  25,  27,  31. 
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Beweisaafioahme  nach  MaCsgabe  des  Vertrages  zu  bewirken;  die  schon 
geleistete  Kostenkaution  ist  herauszugeben,  die  arme  Partei  von  den 
noch  nicht  gezahlten  Rosten  zu  befreien. 

Der  Vertrag  ist  zunächst  auf  itliif  Jahqe,  gerechnet  vom  Tage  der 
Niederl^ung  der  Ratifikationen,  abgeschlossen  und  gilt  als  stillschweigend 
▼on  fünf  zu  fünf  Jahren  erneuert,  wenn  er  nicht  mindestens  sechs 
Monate  vor  Ablauf  dieses  Zeitraumes  gekündigt  wird.  Und  auch  eine 
solche  Ktlndigung  soll  nur  iür  den  Steat,  von  dem  sie  ausgegangen, 
Wirkung  haben. 

So  der  Inhalt  des  Vertragswerkes.  £s  ist  nicht  frei  von  Mttngeln. 
Die  Unbestimmtheit  mancher  Sätze  läfst  Zweifeln  über  ihre  Tragweite 
vielleicht  mehr  JEtaum,  als  bei  der  Rücksichtnahme  auf  so  viele  Gresetz- 
gebungen  unvermeidlich  war.  Und  eine  leichte  partikulHr-französische  Fär- 
bung der  rechtlichen  Voraussetzungen,  von  denen  der  Vertrag  ausgeht,  er- 
schwert dem  deutschen  Juristen  bisweilen  das  Verständnis.  Auch  die 
und  jene  weitere  Bestimmung  sähe  man  gerne  getroffen,  und  vor  allem 
gilt  das  für  die  Aufiiahme  einer  Schiedsgerichtsklausel,  die  dem  Vertrag 
erst  die  volle  Wirksamkeit  gewährleisten  müfste^^).  Aber  auch  so  ist 
es  eine  grofsartige  Leistung,  die  die  europäischen  Staaten  hier  ge- 
schaffen, nutzbringend  in  sich  selbst  und  vielverheibend  als  der  Keim 
kllnfüger  Vereinbarungen.  Die  geräuschlose  Wirksamkeit  solcher  Ver- 
träge aber  wird  die  friedliche  Kulturarbeit  der  Nationen  weiter  fördern 
als  melodramatische  Wdtverbesserungsversuche. 


17)  Der  niederländisch-belipsche  Vertrag  über  wechselseitige  Zfüassang 
zum  Aimenrecht  von  1892  ist  cuurin  mit  gutem  Beispiel  vorangegangen. 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    Büirgrerllclies  Recht ,  elnschllefblicli  des  Handels-, 
^Wechsel-  imd  Konkursreclits.  —  ClvilprozefB. 

Anwendbarkeit  der  Lebensvertnutung ,  wenn  verschiedene  Rechts- 
gebiete  in  Frage  kommen. 

BeschlulB  des  KammeigericlitB  in  Berlin  vom  31.  Mai  1897. 

Der  am  4.  April  1818  za  Sangerhansen  geborene  Karl  August  Kr. 
desertierte  als  Feldwebel  zwischen  den  Jahren  1840  nnd  1850  ans 
seiner  Gkumison  Deatz  nach  Amerika.  Seit  dem  Jahre  1852  fthh 
Nachricht  von  ihm.  Im  Jahre  1891  leitete  das  Amtsgericht  su  KOln 
eine  Abwesenheitsvormondschaft  ttber  ihn  ein,  weil  er  an  rerschiedenen, 
noch  nicht  geregelten  Nachltfssen  beteiligt  erschien.  Dnrch  drei  am 
18.  Jani  1891  abgeschlossene  Reeesse  über  die  NachlXsse  von  mehreren, 
in  den  Jahren  1875  und  1887  in  Sangerhaosen  verstorbenen  An- 
gehörigen von.  Kr.  wurde  in  der  That  für  ihn  ein  Vermögen  von 
5989,61  Mk.  festgestellt  Das  Amtsgericht  zu  Köln  genehmigte  als 
Vormundschaftsgericht  für  Kr.  die  Rezesse  am  28.  Jani  1891.  Ihireh 
Urteil  der  IV.  Civilkammer  des  Landgerichts  zn  Köln  vom  18.  De- 
zember 1898  wurde  Kr.  für  abwesend  erklärt;  das  Amtsgericht  hob 
darauf  im  Jahre  1894  die  Vormundschaft  auf  und  leitete  zugleich  eine 
Pflegschaft  ttber  Kr.  behufe  Verwahrung  und  Verwaltung  seines  Ver- 
mögens ein.  Die  sonst  an  den  Erbschaften,  aus  welchen  dies  Ver- 
mögen herrührt,  Beteiligten  beantragten  nun  unter  dem  30.  Oktober 
1895  bei  dem  Amtsgericht,  die  Pflegschaft  au&uheben  und  den  Pfleger 
zur  Ausantwortung  des  Vermögens  an  sie  anzuweisen.  Sie  beeogen 
sich  auf  Art  186  Code  cienZ,  wonach  Kr.  ab  ein  Abwesender,  von 
welchem  nicht  anerkannt  werde,  dafs  er  die  Erbftllle  erlebt  habe,  bei 
den  Erbschaften  nicht  zu  berücksichtigen  gewesen  ^i&re.  Das  Amts- 
gericht lehnte  den  Antrag  ab,  indem  es  annahm,  dafs  der  Grund  zur 
Einleitung  der  Pflegschaft  erst  dann  beseitigt  sei,  wenn  entweder  die 
Einweisung  der  Berechtigten  in  das  Vermögen  des  Kr.  gemllfs  dem 
Code  CMn7  stattfinde  oder  die  Erbrezesse,  soweit  sie  Kr.  betrttfen,  durch 
Urteil  als  nicht  zu  Recht  bestehend  au%ehoben  würden.  Das  Land- 
gericht wies  die  hierüber  von  den  Beteiligten  erhobene  Beschwerde 
zurück  mit  der  Ausftlhrung:  Da  die  Erbschaften  in  Sangerbausen  er- 
öfinet  seien,  bestimmte  sich  die  Frage,  ob  Kr.  Miterbe  sei,  nach 
preuCsischem  Allgemeinem  Landrecht  Danach  sei  aber  ein  Abwesender 
bis   zu   seiner  TodeserklSrung  als  Erbe  zu  berücksichtigen;    Kr.   habe 
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also  den  Anteil  an  den  NacUXBeen  ak  Erbe  sa  Eigentom  erworben; 
Obrigens  hätten  die  sonstigen  Teilnehmer  ihn  aach  als  Miterben  be- 
handelt; die  Pflegschaft  sei  fortEoftthren ,  bis  die  gehörige  Einweisung 
der  Berechtigten  in  das  Vermögen  von  Kr.  statt^dfiinden  habe.  Das 
Kammexgericht  (I.  CS.)  zu  Berlin  hat  die  gegen  diesen  Beschluß  ein- 
gelegte weitere  Beschwerde  durch  Beschlufs  vom  81.  Mai  1897  zurück- 
gewiesen aus  folgenden  Gründen: 

Der  weiteren  Beschwerde  war  der  Erfolg  zn  versagen.  Dem 
Landgericht  ist  darin  beizutreten,  dafs  sich  die  Frage,  ob  die  Erb- 
schaften dem  Kr.  angefallen  sind,  nach  dem  in  Sangerhausen  geltenden 
preuTsischen  Allgemeinen  Landrecht  beantwortet  Wie  das  Reichs- 
gericht in  einem  FaUe,  wo  für  den  Nachlafs  einer  zuletzt  in  Altena 
wohnhaft  gewesenen  Person  die  Teilnahme  eines  Verschollenen  in 
Betracht  kam,  ausgesprochen  hat,  gehören  Vorschriften,  wonach  bei  be- 
stimmtem Thatbestande  bis  zum  Beweise  des  O^enteils  vermutet 
werden  soll,  dafs  eine  Person  noch  oder  nicht  mehr  lebe,  dem  materi- 
ellen Rechte  an  und  ist  die  Anwendbarkeit  derselben  nach  demjenigen 
Rechte  zu  beurteilen,  welchem  das  konkrete  Rechtsverhältnis  überhaupt 
unterliegt,  also  wenn  es  sich  um  das  Recht  an  einem  Nachlasse  handelt, 
r^gelmäfsig  nach  dem  Rechte  des  letzten  Wohnsitzes  des  Erblassers 
(Entsch.  in  avik.  Bd.  25  S.  142).  Dieser  Ansicht  schliefst  sich  das 
£[ammergericht  ftlr  den  hier  gegebenen  FaU  an.  Namentlich  läfst  sich 
eine  abweichende  Fassung  nicht  aus  §  28  A.L.R.  Einleitung  begründen, 
demzufolge  die  persönlichen  Eigenschaften  und  Befugnisse  eines  Menschen 
nach  den  Gesetzen  der  Gerichtsbarkeit  beurteilt  werden,  unter  welcher 
derselbe  seinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat  Bei  der  Frage,  ob  ein 
Verschollener  bei  einer  Erbschaft  zu  berücksichtigen  ist  oder  nicht, 
weil  er  den  Erbfidl  erlebt  oder  nicht  erlebt  hat,  handelt  es  sich  nicht 
um  die  subjektiven  Eigenschaften  und  Beftignisse  des  Verschollenen, 
sondern  um  die  objektive  Thatsache  seines  Lebens  oder  Nichdebens. 
Stellt  das  Recht,  um  die  in  dieser  Hinsicht  bestehenden  Zweifel  zu 
lösen,  Vermutungen  ftlr  Leben  oder  Tod  auf,  so  treffan  dieselben  die 
Erbschaft,  indem  sie  darüber  mitentscheiden,  wem  die  Erbschaft  anftÜUt 
Für  die  Erbschaft  und  namentlich  für  die  Frage,  wem  der  Nachlafs 
znfHllt,  ist  aber  regelmäfsig  das  Recht  des  letzten  Wohnsitzes  des  Erb- 
lassers mafsgebend.  Da  unbestritten  die  Erblasser,  von  welchen  das 
Vermögen  des  Kr.  herrührt,  zur  Zeit  ihres  Todes  zu  Sangerhausen 
wohnhaft  waren,  ist  nach  preufsischem  Allgemeinem.  Landrecbt  zu  ent- 
scheiden, ob  Kr.  als  Miterbe  berücksichtigt  werden  mufste.  Nach  §  88 
A.L.R.  1  wird  nun,  wenn  es  darauf  ankommt,  ob  jemand  einen  Ab- 
fall noch  erlebt  habe,  vermutet,  dafs  ein  Mensch,  von  dessen  Leben 
oder  Tode  keine  Nachricht  zu  erhalten  ist,  siebenzig  Jahre  alt  ge- 
worden sei.  Da  Kr.  am  4.  April  1818  geboren  ist,  wllre  er  in  den 
Jahren  1875  und  1887,  in  welchen  sich  die  Erbfklle  ereignet  haben, 
noch  nicht  siebenzig  Jahre  alt  gewesen,  und  war  er  demgemäfs  mangels 
voigängiger  Todeserklttrung  bei  den  Nachltfssen  als  Miterbe  zu  be- 
bandeln.    Damit  stimmt  es  auch  völlig   Uberein,   dafs    ftlr  ihn  in  den 
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BeBessen  Vermögen  festgestellt  worden  ist  Wenn  aber  Ej*.  neeh  dem 
ftit  die  Erbfklle  maCsgebenden  preafsischen  Allgemeinen  Landreeht  ah 
Erbe  Vermögen  erworben  hat,  so  ist  es  anerheblicfa,  ob  er  nach  dem 
diese  ErbfWe  nicht  treffenden  französischen  Bttrgerlichen  Gesetsbache 
nicht  hätte  als  Miterbe  betrachtet  werden  dürfen.  Hierans  ergiebt  sich 
die  UnzolMssigkeit ,  das  von  Kr.  gehörig  zu  Eigentum  erworbene  Ver- 
mögen auf  Gnmd  des  Art.  136  Code  ciml  den  an  den  NaeUiMen 
sonst  Beteiligten  ohne  weiteres  anssnantworten.  Vielmehr  ist  die  Pfleg- 
schaft fortzusetzen,  bis  das  Vermögen  an  formell  legitimierte  Personen 
ansgehttndigt  werden  kann.  Darüber,  wie  die  AntragsteUer  diese 
L^timation  zu  beschaffen  vermögen,  ist  hier  nicht  zn  entscheiden. 
Übrigens  erscheint  es  nach  der  Eigenart  des  Falles  keineswegs  ans^ 
geschlossen,  dafs  es  ihnen  gelingt,  eine  Einweisung  in  den  Besitz  geraftft 
Art.  120  Ä  Code  civil  dnrchzosetzen.  Demgemttfs  mnfs  die  weitere 
Beschwerde  als  unbegründet  zurückgewiesen  werden.  Jf. 

Geteiltes  Verlagsrecht.    Emfiufs  einer  Gebietsveränderung, 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  9.  November  1898  (Gewerblicher  Reehtseefanti 
und  Urheberrecht,  Jahrgang  IV  S.  132,  R6ich8g.Entsch.  m  Givils,  Bd.  42 

S.  301). 

Thatbestand:  Am  21./24.  Mai  1864  schlössen  6.  F.,  Musika- 
lienverleger  in  Paris,  und  H.  M. ,  Inhaber  der  damals  in  Dresden 
befindlichen  Musikalien -VerUgsbuchbandlung  C.  F.  M. ,  folgenden 
Vertrag: 

M.  C.  F.  M,  c^de  ä  ü.  F.  la  proprieU  exchmoe  pour  la  F^ramce 
des  trois  opSras  de  Bichard  Wdffner  suivants:  Tannhäuser^  Fliegender 
Holländer  et  Rienei.  M.  Jlf.,  s'engage  ä  ne  ptts  vendre  en  Francs 
ses  Mtions  aUemandes  sur  ces  trois  operas  autrement  que  par 
Ventremise  et  avec  U  consentiment  de  M.  F.  M,  Fl.  s'engage  ä  ne 
pas  envoyer  en  ÄllemagnCy  eomprenant  toute  la  Confddi- 
ration  Qermanique^  ses  editions  franQaises^  sans  remplir  les 
mimes  fomuiUtes  vis  ä  vis  de  M.  M.  Tons  les  autres  pags 
seront  considiris  comme  neutres  et  les  parties  contradtantes  auront 
le  droit  dy  vendre  leurs  Mitions  comme  bon  leur  seniblera. 

Comme  prix  de  cette  cession  M.  F.  enverra  ä  M.  M,  imm^äüa- 
iement  aprhs  la  signaiure  et  le  re^u  ä  Paris  des  presentes  la  somme 
de  six  miUe  Drancs.  Le  requ  de  cette  somme  validera  ddfinitivement 
cä  acte. 

KlSgerin  als  Recbtsfolgerin  von  G.  F.  hat  den  Bekhigten  als  der- 
zeitigen Inhaber  der  M. sehen  Verlagsbuchhandlung,  wegen  Verletzung 
dieses  Vertrags,  die  teils  den  Rechtsvorgängem  des  Beklagten,  teils  ihm 
selbst  zur  Last  fallen  soll,  in  Anspruch  genommen.  Die  Vertragsver- 
letzung soll  darin  bestehen,  dafs  die  M.sche  Verlagshandlung  nach  dem 
Jahre  1870  ohne  Einwilligung  der  ELlMgerin  deutsche  und  französische 
Ausgaben  der  in  dem  Vertrage  genannten  drei  Opern  in  Elsafs- 
Lothringen  vertrieben  habe.     Der  Klagantrag  ist  dahin   gerichtet,    die 
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beklagte  EUtndlnng  zu  yerarteilen :  1)  das  ansBchliefBlieke  Verlagsrecht 
der  Klägerin  an  den  genannten  drei  Opern  für  den  Bereich  Elflafa- 
Lothringens  anzuerkennen  und  sich  für  dieeee  Gebiet  des  Vertriebe« 
ihrer  Auflgaben  der  drei  Opern  zu  enthalten;  2)  der  Klligerin  20  000  Bfk. 
Schadenersatz  nebst  6  ^/o  Zinsen  seit  dem  Tage  der  EJageznstelhing 
(21.  Fehmaar  1894)  SU  zahlen.  Beklagte  bat  um  Abweisung  der  Klage.  Sie 
bestritt  die  Sachlegitimation  der  Parteien  und  suchte  darznthun,  dafs  nach 
der  Ansieht  der  Parteien  das  Verlagsrecht  nicht  unabllnderlich  nach  den 
damals  bestehenden,  sondern  nach  den  jeweiligen  politischen  Grenzen 
geteilt  sein  sollte.  Das  sonstige  Vorbringen  der  Beklagten  kommt  für 
die  Bevisaonsinstanz  nicht  in  Betracht  In  erster  Instanz  wurde  ^nrch 
Urteil  der  V.  Givilkammer  des  Landgerichts  I  zu  Berlin  vom  5.  Oktober 
1896  die  Klage  abgewiesen.  In  der  Benifnngsinstanz  wiederholte 
KlSgerin  die  Klageanträge.  £yentuell  beantragte  sie  in  Abllnderung 
des  erstinstanzlichen  Urteils  die  Beklagte  zu  verurteilen,  den  Vertrieb 
ihrer  Ausgaben  der  drei  Opern  in  Elsafs  -  Lothringen  nur  durch  Ver- 
mittelnng  der  Klttgeiin  erfolgen  zu  lassen,  und  fttlls  dennoch  Ausgaben 
der  Beklagten  ohne  Vermittelung  der  Klitgerin  nach  Elsafb- Lothringen 
vertrieben  werden  sollten,  für  jedes  derartige  indirekt  vertriebene 
Exemplar  die  Kommissionsgebttbr  an  die  Klttgerin  zu  zahlen. 

Das  Berufengsgericbt  hat  die  Berufung  verworfen. 

Vcm  der  Klägerin  ist  Revision  eingelegt,  mit  dem  Antrage,  das 
Berufnngsurteil  aufzuheben  und  die  Beklagte  nach  den  Berufüngs- 
antri^^en  der  KIttgerin  zu  verurteilen.  Beklagte  hat  gebeten,  die 
Revision  zurückzuweisen.  Der  Sachverhalt  ist  übereinstimmend  mit 
dem  Thatbestand  der  Instanzurteile  vorgetragen. 

Entscheidungsgrttnde:  Beide  Instanzgerichte  halten  auf 
Grund  der  stattgehabten  Beweisaufiiahme  die  Sachlegitimation  sowohl 
der  Klligerin  wie  der  Beklagten  für  erbracht  Ge^gen  diese  Annahme 
liegen  Bedenken  nicht  vor;  Revisionsangriffe  hiergegen  sind  auch  nicht 
erhoben.  In  der  Sache  selbst  war  die  Revision  für  begründet  zu  er- 
achten.  Nach  der  Anffiissung  des  Berufungsgerichtes  ist  der  der  Klage 
zu  Grunde  liegende  Vertrag  dahin  zu  deuten,  dafs  mit  der  Änderung 
der  politischen  Grenzen  Deutschlands  und  Frankreichs  sich  auch  der 
Umfiiing  des  jedem  der  beiden  Teile  vorbebaltenen  Absatzgebietes  ändern 
sollte.  Diese  Auf&ssnng  beruht  auf  der  Erwttgung,  dais  nach  dem 
Sprachgebiaucbe  die  Ausdrücke  la  France  und  VÄÜemagne  auf  die 
Länder  zu  beziehen  seien  und  dafs  pich  aus  den  Umständen  des  vor- 
liegenden  Falles  nichts  ergebe,  was  gegen  diese  Auslegung  spreche. 
Eine  positive  Unterstüzung  derselben  findet  das  Berufongsgericht  darin, 
dafs  die  Kontrahenten  gebildete  Personen  waren,  denen,  wie  Klägerin 
selbst  anerkenne,  die  Möglichkeit  einer  Veränderung  der  politischen 
Grenzen  bewufst  war  und  die,  weun  sie  ein  hiervon  unabhängiges 
Verlagsrecht  hätten  begründen  wollen,  sich  anders  als  geschehen  aus- 
gedrückt haben  würden. 

Diese  Ausföhrungen  können  nicht  gebilligt  werden ;  sie  verkennen 
die  Aufgabe,  die  der  Vertragsauslegung  im  vorliegenden  Falle  zu  stellen 
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!  ist     Was   zunächst   den   Sprachgebrauch  anlangt,    so   kann  nur 

!  derjenige  Sprachgebrauch  in  Betracht  kommen,  der  zur  Zeit  des  Vertzags- 

I  Schlusses  bestand.     Im  Jahre  1864  aber  bedeutete  (la  BVance)  Frank- 

reich ein  politisch  und  territorial  bestimmt  begrenztes  Gebiet  Deatseh- 
land  (VAUemagne)  war  zur  Zeit  nur  ein  „geographischer  Begriff",  der 
in  einem  weiteren  oder  engeren  Sinne  verstanden  werden  konnte,  und 
der  eine  bestimmte  Abgrenzung  erst  erhielt  durch  die  ihm  in  dem 
Vertrag  gewordene  Erläuterung,  wonach  er  das  Oebiet  des  Tonnaligen 
deutschen  Bundes  umfassen  sollte.  Hiemach  war  im  Sinne  des  Ver- 
trages Deutschland,  ebensowenig  wie  Frankreich,  politisch  und  dem 
Gebietsumfange  nach  abgegrenzt  Wollte  man  mit  dem  Borafungs- 
gerichte  annehmen,  dafs  mit  einer  Änderung  der  politischen  Grenzen 
auch  die  örtliche  Abgrenzung  der  Vertragsgebiete  sich  ändern  sollte,  so 
wttrde  man  damit  in  den  Vertrag  etwas  hineinlegen,  was  nach  dem 
Wortverstande  nicht  in  demselben  enthalten  ist  Denn  für  den  Fall 
einer  Veränderung  der  politischen  Grenzen  der  beiden  Länder  enthält 
der  Vertrag  überhaupt  keine  Bestimmung.  Ebensowenig  liegt  etwas 
daftlr  vor,  dafs  die  Parteien  für  einen  derartigen  Fall  in  dem  einen 
oder  anderen  Sinne  eine  Bestimmung  treffen  wollten.  Selbst  wenn 
man  davon  ausgeht,  dafs  die  Parteien  sich  der  Möglichkeit  einer  Ver- 
änderung der  politischen  Lage  bewufst  gewesen  seien,  folgt  daraus 
nicht,  dafs  sie  diese  Möglichkeit  bei  Eii^;ehung  des  Vertrags  mit  in 
den  Kreis  ihrer  Berechnungen  gezogen  und  to  die  gedachte  Eyentualitftt 
eine  Bestimmung  im  Vertrage  hätten  treffen  wollen.  Denn  hierzu  wttrde 
das  vom  Berufungsgericht  unterstellte  Bewufstsein  der  Parteien  allein 
nicht  gentigen;  es  müfste  auch  dargethan  werden,  dafs  in  dieser  Hin- 
sicht eine  stillschweigende  Willensübereinstimmung  unter  ihnen  bestanden 
hat     Hier^  aber  fehlt  es  an  jedem  Anhalt 

Mit  dem  vermutlichen  Willen  der  Parteien  läfst  sich  darnach  im 
vorliegenden  Falle  überhaupt  nicht  operieren.  Bei  unbefangener  Wür- 
digung der  Sachlage  ergiebt  sich,  dafs  die  nicht  vorauszusehenden 
politischen  Veränderungen,  die  das  Jahr  1870  und  der  Frankfurter 
Frieden  herbeigeführt  haben,  in  dem  Vertrage  vom  21./24.  Mai  1864 
nicht  vorhergesehen  sind.  Die  Schlufsfblgerung  des  BerufungsgerichtB 
beruht  auch  nicht  sowohl  auf  einer  Auslegung  der  Absicht  der  Parteien, 
als  auf  der  Ansicht  des  Gerichtes  darüber,  dafs  die  Parteien  anders  bestimmt 
haben  wtlrden,  wenn  sie  die  später  eingetretenen  politischen  Ereignisse 
vorausgesehen  hätten.  Das  kann  aber  für  die  rechtliche  Beurteilung 
nicht  entscheidend  sein.  Ausschla^ebend  ist  vielmehr,  welche  recht- 
liche Forderungen  aus  dem  Inhalte  des  Vertrages  für  die  hier 
in  Betracht  kommende  Streitfrage  zu  ziehen  sind,  wenn  man  denselben 
seinem  Wortverstande  nach  auf  Gebiete  bezieht,  die  zur  Zeit  des 
Vertragsschlusses  sowohl  politisch  wie  territorial  in  bestimmter  Weise 
gegen  einander  abgegrenzt  waren.  Für  die  Entscheidung  dieser  Frage 
ist  von  Bedeutung,  dafs  das  Geltungsgebiet  von  Privatrechtsnormen,  die, 
sei  es  auf  gesetzlichen  Bestimmungen,  sei  es  auf  dem  Gewohnheits- 
rechte beruhen,  durch  eine  Verschiebung  der  politischen  Grenzen  regel- 
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mttlsig  sieht  bertthrt  wird.  Es  bedarf  bei  VeiüDdenuigeii  der  Gebiete- 
boheit  eines  besonderen  geset^^berischen  Aktes,  um  das  bish^  geltende 
Pri^atrecht  auTser  Kraft  an  setzen.  Geschieht  dies  nicht,  so  behftit 
dasselbe  anveränderte  Gültigkeit  Ist  dies  aber  selbst  bei  den  dem 
objektiven  Recht  angehörigen  Rechtesätaen  als  R^gel  an  betrachten,  so 
wird  man  umsomehr  bei  rechtsgeschäftlichen  Dispositionen  davon  aus- 
gehen dürfen,  dafs  das  Gebiet,  auf  welches  sie  sich  erstrecken,  im 
Zweifel  durch  eine  Veränderung  der  politischen  Grenzen  nicht  betroffan 
wird.  Von  dieser  Auüassung  abzuweichen,  bietet  die  Sachlage  des 
Streitfalles  keine  Veranlassung.  Den  Kontrahenten  des  Vertrags  vom 
Mai  1864  kam  es  darauf  an,  sich  hinsichtlich  des  Vertriebes  der  vor- 
genannten drei  Wagnerschen  Opern  auseinanderzusetzen.  Jedem  der 
▼ertragschliefsenden  Teile  sollte  ein  bestimmtes  Absatzgebiet  ausschliefs- 
lich  vorbehalten  und  er  innerhalb  dieses  Gebietes  vor  der  Konkurrenz 
seines  G^egenkontrahenten  geschützt  sem,  während  alle  übrigen  Länder 
Dir  „neutral^  erklärt,  das  heifst,  dem  Wettbewerb  beider  Kontrahenten 
offen  gelassen  wurden.  Man  wird  nun  immerhin  voraussetzen  dürfen, 
dafs  (Ur  die  Abgrenzung  der  zuerst  gedachten  Vertragsgebiete  der  Um- 
stand, dafs  es  sich  um  politische  gegen  einander  abgeschlossene  Terri- 
torien handelte,  von  Einflnfs  gewesen  war;  ausschliefslich  bestimmend 
war  aber  dieser  Umstand  gewifs  nicht.  Die  Abfindung,  die  der  fran- 
zösische Verleger  dem  deutschen  zugesichert  hat,  bezieht  sich  jedenftdls 
mit  auf  die  vom  deutschen  Verleger  übernommene  Verpflichtung,  seine 
deutschen  Ausgaben  der  erwähnten  Opern  ohne  Einwilligung  der  fran- 
zösischen Verlagshandlung  nicht  in  Fmnkreich  zu  vertreiben.  Es  liegt 
sehr  nahe,  dafs  die  Kontrahenten  hierbei  wesentlich  an  die  damals  zu 
Frankreich  gehörige  deutsch  sprechende  Bevölkerung  des  Eisais  und 
an  den  sich  hier  eröffnenden  Abnehmerkreis  gedacht  haben.  Hierin 
ist  aber  durch  die  Ereignisse  des  Jahres  1870  und  ihre  staatsrechtlichen 
Folgen  eine  Änderung  nicht  eingetreten  und  auch  im  übrigen  ist  nicht 
ersichtlich,  inwiefern  durch  die  Veränderung  der  politischen  Grenzen 
die  aus  dem  Vertrage  vom  Mai  1864  sieh  ergebenden  Rechte  der 
Paxteien  beeinflufst  werden  sollten.  Insbesondere  ist  eine  der  Klägerin 
ungünstige  Entscheidung  nicht  aus  Art  2  des  Idtterarvertrages  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  Frankreich  vom  19.  April  1888  zu  be- 
gründen. Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  durch  diese  Bestimmung 
eine  Abmachimg  zwischen  deutschen  und  französischen  Verlegern,  durch 
welche  das  sogenannte  geteilte  Verlagsrecht  in  anderer  Weise  als  nach 
den  jetzigen  politischen  Grenzen  Frankreichs  und  Deutschlands  ab- 
gegrenzt wird,  ftbr  unzulässig  zu  erachten  ist.  Für  den  vorliegenden 
Rechtsstreit  kann  die  gedachte  Bestinmmng  schon  deswegen  nicht  in 
Betracht  kommen,  weil  ihr,  wie  in  dem  Urteil  des  I.  Straftenats  des 
Reichsgerichts  vom  5.  November  1887  in  der  StraÜNUshe  wider  den 
Musikalienhändler  Lazarus  Wulff  ausgeführt  ist,  keine  rückwirkende 
Kraft  beizumessen  ist 

Da    nach    vorstehenden    Gründen    das    Beruftingsgericht   den   der 
Klage  zu  Grunde  liegenden  Vertrag  nicht  zutreffend  gewürdigt  hat,  so 


Digitized  by 


Googl( 


474  Rechtsprechiuig:  Dentaehlaad. 

mofste  dsB  angefochtene  Urteil  angehoben  werden.  Ein  Endvfteil 
kann  mr  ^t  noch  nicht  erfolgen,  vielmehr  mnili  die  Sache  anr  ander- 
weiten Verhandlung  und  Entudieidung  an  das  Benii\ingBgericht  awrlck- 
▼erwieaen  werden.  In  dem  Endnrteil  wird  anch  über  die  Kosten  der 
Bevisionainstanz  zu  befinden  sein. 

Die  Bestimmungen  des  §  3  des  Frankfurter  Gesetzes,  die  Erwerbung 
van  Grundeigentum  und  Insätee  durch  Nichtverbürgerte  betr,,  vom 
29.  September  1863 :  „Auswärtige  juristische  Personen  oder  Korpo- 
rationen  können  Grundeigentum  und  demselben  gleichgeachtete 
Gerechtigkeiten,  sowie  Insätze  nur  mit  Erlaubnis  des  Senats  er- 
werben^,  findet  auf  auswärtige  Aktiengesellschaften  keine  Anwendung. 

BeschlarB  der  V.  Oivilkammer  des  Landgerichts  in  Frankfurt  a.  M.  Tom 

16.  Juni  18§9. 

In  Sachen,  betrefiend  die  Zuschreibung  der  im  Wege  des  Tausches 
von  den  Eheleuten  Ph.  K.  6.  zu  Frankfurt  a.  M«  an  die  Eheleute 
Wirt  J.  Seh.  daselbst  übertragenen  Liegenschaft  Oewann  16  Nr.  112  F 
der  Frankfurter  Gemarkung  hat  die  V.  Oivilkammer  des  Landgenehts 
Frankfort  a.  M.  in  der  Sitzung  vom  16.  Juni  1899  auf  die  Beschwerde 
des  Schreinermeisters  Ph.  K.  O.  gegen  den  Beschlufs  des  dortigen 
Amtsgerichts  vom  10*  Mai  1899  beschlossen: 

Unter  Aufhebung  des  angefochtenen  Beschlusses  wird  das  KönigL 
Amtsgericht  hierselbst  angewiesen,  von  der  in  ihm  gemachten  Erinnerung 
abzusehen  und  in  der  Sache  weiter  zu  verfahren.  Die  Kosten  bleiben 
aufser  Ansatz. 

Gründe:  Die  Annahme  des  angefochtenen  Beschlusses,  dafs  zur 
Übernahme  der  auf  der  genannten  Liegenschaft  zu  Gunsten  der  Aktien- 
gesellschaft: „Rheinische  Hypothekenbank*'  in  Mannheim  eingetragenen 
Hypothek  durch  die  Erwerber  die  im  Ges.  vom  29.  September  1863 
vorgesehene  höhere  Erlaubnis  erforderlich  sei,  ist  nicht  zutreffend.  Es 
handelt  sich  überhaupt  nicht  um  den  Erwerb  einer  neuen  Hypotiiek 
von  selten  der  genannten  Aktiengesellschait,  sondern  nur  um  den  Ehi- 
tritt  eines  neuen  Schuldners  in  eine  bereits  bestehende  Hypothek  dieser 
Gesellschaft.  Aber  abgesehen  davon  würde  anch  zu  dem  Erwerbe  einer 
neuen  Hypothek  von  Seiten  der  Kheinischen  Hypothekenbank  die  in 
dem  genannten  Gesetze  vorgeschriebene  Genehmigung  nicht  erforderlich 
sein.  Wie  diese  Kammer  in  zahlreichen  Entscheidungen  ausgesprochen 
hat,  sind  die  den  Bestimmungen  des  deutschen  Handelsgesetzbuches 
unterworfenen  Handelsgesellschaften,  insbesondere  auch  die  Aktiengesell- 
schaften nicht  als  „juristische  Personen  oder  Korporationen^  im  Sinne 
jenes  (Gesetzes  anzusehen.  S.  besonders  den  Beschlufs  vom  25.  Juni 
1898  in  der  Wiedenfeldschen  Hypothekensache.  Der  angefochtene 
Beschlufs  beruft  sich  demgegenüber  anstatt  aller  weiteren  Gründe  auf 
eine  neue  Abhandlung  des  Amtsgericbtsrats  Dr.  Menzen^  des  judex  a 
quo,  in  Johows  Jahrb.  für  Entsch.  des  Kammergerichts  Bd.  18  S.  394  ff. 
Die    Ausführungen    dieser    Abhandlung   können   dem    unterzeichneten 
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Oeriohto  jedoch  keine  VeranlasBong  geben,  von  seiner  bisherigen  Ansicht 
hinsichtlich  der  AktieDgesellschaften  abzugehen.  Da  nach  der  herr- 
schenden und  zweifellos  zutreffenden  Ansicht  die  Aktiengesellschaften 
des  deutschen  Handelsgesetzbuches  als  Juristische  Personen  anzusehen 
sind,  so  würden  sie  an  sich  unter  die  Vorschrift  des  §  8  des  genannten 
Oesetses  fiillen,  wenn  nicht  durch  die  bei  Erlafs  des  Gesetzes  ab- 
gegebenen ausdrücklichen  Erklärungen  der  geseta^ebenden  Versammlung 
und  des  Senates  dies  verhindert  würde.  Entscheideud  ftlr  die  Frage 
ist  es  demnach,  ob  jenen  Erklärungen  eine  solche  Bedeutung  beizu- 
messen ist,  wie  der  oben  angeführte  Beschlufs  dieses  Gerichtes  näher 
ausfuhrt,  oder  nicht.  In  der  genannten  Abhandlung  wird  den  Aus- 
führungen jenes  Beschlusses  g^enüber  geltend  gemacht: 

1.  Dafs  die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  für  eine  dessen 
klaren  Wortlaute  widersprechende  Ansicht  überhaupt  nicht  zu 
verwerten  sei. 

2.  Dafs  die  erwähnten  Erklärungen  der  beiden  gesetzgebenden 
Faktoren  überhaupt  die  Aktiengesellschaften  nicht  beträfen. 

Was  zunächst  die  letztere  Einwendung  betrifft , .  so  ist  sowohl  in 
dem  Berichte  der  Kommission  der  gesetzgebenden  Versammlung  und 
den  von  dieser  vorgeschlagenen,  von  der  gesetzgebenden  Versammlung 
angenommenen  Anträgen,  wie  auch  in  der  Rückäufserung  des  Senates 
stets  allgemein  von  „Handelsgesellschaften^  die  Rede.  Zu  diesen  ge- 
hören nach  dem  Sprachgebrauche  des  Handelsgesetzbuches  auch  die 
Aktiengesellschaften.  Es  ist  aber  anzunehmen,  dafs  die  gesetzgebenden 
Faktoren,  wenn  sie  ohne  jede  Einschränkung  von  Handelsgesellschaften 
sprechen,  sie  dabei  der  Terminologie  des  etwa  ein  Jahr  vorher  ein- 
geführten Handelsgesetzbuches  folgen  und  demnach  auch  die  Aktien- 
gesellschaften meinen.  Anderenfalls  würden  sie  zweifellos  in  irgend 
einer  Weise  zum  Ausdrucke  gebracht  haben,  dafs  die  letzteren  nicht 
gemeint  seien.  Man  würde  den  gesetzgebenden  Faktoren  eine  gänz- 
liche Unkenntnis  des  gesetzlichen  Begriffes  der  Handelsgesellschaften 
oder  eine  völlig  unpräcise  Ausdrucksweise  imputieren  müssen,  wenn 
man  annehmen  wollte,  dafs  sie  unter  Handelsgesellschaften  die  Aktien- 
gesellschaften nicht  einbegriflen  wissen  wollten.  Der  Umstand,  dafs 
der  Bericht  der  Kommission  nur  den  Art.  111  des  H.G.B.  hinsichtlich 
der  Rechtsfähigkeit  der  Handelsgesellschaften  heranzieht,  ist  ohne  Be- 
deutung, da  er  jedenfalls  nur  die  Absicht  hatte,  den  genannten  Artikel 
beispielsweise  anzuführen.  Auch  der  Art  164,  welcher  die  ent- 
sprechende Bestimmung  ftlr  die  Kommanditgesellschaften  enthält,  ist 
nicht  herangezogen,  obgleich  doch  diese  Gesellschaften  ihrer  rechtlichen 
Natur  nach  den  offenen  Handelsgesellschaften  völlig  gleichstehen. 

Was  weiterhin  die  oben  zu  1  genannte  Einwendung  betrifft,  so 
ist  zu  beachten,  dafs  die  Grenze  zwischen  juristischen  Personen  und 
anderen  Gesellschaften  eine  schwankende  und  in  der  Wissenschaft  stark- 
bestrittene  ist,  sowie  dafs  insbesonders  auch  zur  Zeit  des  Erlasses  des 
in  Frage  stehenden  Gesetzes  es  «ehr  bestritten  war,  ob  die  Handels- 
gesellschaften oder  wenigstens  einzelne  derselben  als  juristische  Personen 
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anzaseben  seien.  Wenn  nun  aus  der  EntstehungsgeBcbichte  des  GksefeMB 
hervorgeht,  dafs  die  in  ihm  für  juristische  Personen  getro£GBne  Be- 
stimmang  auf  Handelsgesellschaften  keine  Anwendung  finden  sollte,  so 
wfrd  man  annehmen  mtissen,  dafs  das  Gesetz,  insoweit  die  in  ihm  ge- 
troffenen Bestimmungen  in  Frage  kommen,  diese  Handelsgesellschaften 
als  nicht  zu  den  juristischen  Personen  gehörig  betrachtet  wissen  wollte. 
Dieser  Wille  des  Gesetzgebers  kann  um  so  weniger  ignoriert  werdeo, 
als  er  seinen  Ausdruck  gefunden  bat  in  ausdrtlcklichen  Erklärungen 
der  beiden  gesetzgebenden  Faktoren,  nttmlich  in  der  Eriüllrang  der 
gesetzgebenden  Versammlung: 

dafs  sie  dafür   halte,    dafs   auswärtige  Handelsgesellschaften  der 
in   dem  Gesetze   vorgesehenen  Erlaubnis   des  Senates   nicht  be- 
dürfen, 
und  in  der  Rückttufserung  des  Senates  bei  Erlafs  des  Gesetzes, 

dafs  er  die  Ansicht  der  gesetzgebenden  Versammlung  hinsichtlich 
auswärtiger,  innerhalb  des  Rechtsgebietes  des  deutschen  Handeb- 
gesetzbuches  bestehenden  Handelsgesellschaften  teile. 
Wenn  diese  'Erklärungen  auch  keine  Legalinterpretation  im  eigent- 
lichen Sinne  enthalten,   so   wird   in   ihnen  doch   die  übereinstimmende 
Auflassung  der   gesetzgebenden   Faktoren   in   zweifelloser  und   absicht- 
licher  Weise    deklariert.     Dafs    eine    solche   Deklaration    eine    höhere 
Bedeutung  haben  mufs,   als   den  Materialien   eines  Gesetzes  sonst   im 
allgemeinen  zugebilligt  werden  kann,  bedarf  keiner  Ausführung. 

Wenn  die  angeftlhrte  Abhandlung  endlich  noch  hervorhebt,  dafs 
nach  dem  Preufsisishen  Gesetze  vom  4.  Mai  1846  auf  Grund  einer  fast 
wörtlich  gleichlautenden  Bestimmung  die  Aktiengesellschaften  zum  Erwerbe 
von  Immobilien  u.  s.  w.  der  höheren  Genehmigung  bedürften,  so  kann 
dem  keinerlei  Bedeutung  für  das  hiesige  Recht  beigemessen  werden. 
Die  abweichende  Auslegung  des  hiesigen  Rechtes  gründet  sich  auf  die 
besonderen  Vorgänge  und  Erklärungen  bei  Erlafs  dieses  Gesetzes.  Die 
Kostenentscheidung  beruht  auf  §  7  des  G.K.G. 

Begründung  der  Einrede  der  Rechtshängigkeit  durch  einen  Rechts- 
streit im  Ausland,  insbesondere  in  Frankreich.  Badisch-franeösischer 
Rechtshülfevertrag  vom  16.  April  1846.  .  Anwendung  auf  abweisende 

Urteile. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Colmar  vom  14.  Dezember  1896  (Jur.  Zettaehr. 
für  Elsals-Lothringen  Bd.  24  S.  254). 

Aus  den  Gründen: 

Gegen  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  wird  geltend  gemacht, 
sie  sei  auf  einen  im  Auslände,  speciell  in  Frankreich,  anhängigen  Rechts- 
streit gestützt  Habe  das  im  Auslande  ergehende  Urteil  im  Inlande 
keine  Bedeutung,  so  könne  auch  das  zum  Urteil  führende  Verftihren 
keine  haben,  mit  anderen  Worten,  sei  das  ausländische  Urteil  im  In- 
lande nicht  vollstreckbar,  so  könne  auch  das  dort  schwebende  Verfahren 
hier  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  nicht   begründen.     Ob  das  in 
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Grenoble  ergehende  Urteil  in  Dentschhind  vollzogen  werden  könne,  sei 
nach  dem  badisch  -  französischen  Vertrage  vom  16.  April  1846  zu  be- 
nrteilen«  Eüemach  sei  diese  Frage  zu  verneinen.  Das  Vollstreckungs- 
orteil  prüfe  nur  das  Vorhandensein  der  formalen  Erfordernisse  nach 
dem  Staatsvertrage,  gehe  aber  auf  die  materielle  Wtlrdigang  der  Sache 
nicht  ein,  daher  sei  es  nur  inkonsequent,  dafs  der  Staatsvertrag  allein 
von  verurteilenden  Erkenntnissen  spreche.  Bei  abweisenden  Urteilen, 
und  ein  solches  erster  Instanz  liege  bereits  vor,  sei  der  materiellen 
Prüfling  der  gleichen  Sache  im  Inland  nicht  voxgegriflRsn.  Selbst  ein 
rechtskrüftiges  ausländisches  Urteil,  welches  die  Klage  des  Inländers 
gegen  den  Ausländer  abweise,  würde  die  Möglichkeit,  den  Ausländer 
im  Inlande  zu  verklagen,  nicht  ausschliefsen,  weil  eben  das  ausländische 
Urteil  im  Inlande  nicht  vollstreckt  werden  konnte.  Diesen  Ausführungen 
kann  nicht  beigetreten  werden.  Die  Aufstellung  der  Klägerin,  ein  in 
Gb^noble  ergehendes,  die  dort  erhobene  Klage  abweisendes  Urteil 
könne  nicht  nach  dort  erlangter  Rechtskraft  auf  Grund  des  badisch- 
französischen  Staatsvertrages  hier  vollstreckbar  erklärt  werden,  weil 
dieser  Staatsvertrag  nur  von  verurteilenden  Erkenntnissen  spreche,  ist 
angesichts  der  Bestimmungen  in  Art.  1  und  3  desselben  nicht  haltbar. 
Art  1  spricht  von  Urteilen,  welche  von  den  zuständigen  Gerichten  des 
einen  Staates  erlassen  werden  ohne  Unterschied,  ob  sie  eine  Klage  zu- 
sprechen oder  abweisen;  Art.  3  bestimmt,  dafs  diejenige  Partei, 
zu  deren  Gunsten  ein  Urteil  ergangen  ist,  wenn  sie  sich  desselben 
in  dem  andern  Staate  zum  Beweise  rechtskräftiger  Entschei- 
dung und  zur  Zwangsvollstreckung  bedienen  will,  bestimmte  Schrift- 
stücke vorzulegen  hat  Diese  Bestimmungen  lassen  keinen  Zweifel 
darüber,  dafs  der  mehrerwähnte  Staatsvertrag  sich  nicht  blofs  auf  ver- 
urteilende, sondern  auch  auf  abweisende  Erkenntnisse  bezieht  und  auch 
diesen  unter  den  bestimmten  Voraussetzungen  die  Wirkungen  der 
Rechtskraft  in  dem  andern  Staate  verleiht  Ein  in  Grenoble  ergangenes, 
dort  rechtskräftig  gewordenes  Urteil  hätte  demnach  die  Wirkung  der 
Rechtskralt  auch  hier,  würde  hier  die  Einrede  der  rechtskräftig  ent- 
schiedenen Sache  begrtLnden,  gleichviel  ob  es  die  Klage  zusprechen 
oder  abweisen  wtlrde;  es  begründet  demnach  das  dortige  Ver&hren 
auch  hier  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  Wollte  die  Klägerin  be- 
haupten, dafs  abweisende  Urteile  überhaupt  nicht  der  Rechtskraft  fUhig 
seien,  so  würde  sie  sich  dadurch  mit  den  Bestimmungen  des  §  293 
C.Pr.0.  in  Widerspruch  setzen.  Die  Rechtskraft  aber  schliefst  eine 
nochmalige  materielle  Prüfung  aus. 

Die  Klägerin  macht  weiter  geltend,  die  Möglichkeit,  den  Ausländer 
im  Inlande  zu  verklagen,  würde  durch  ein  abweisendes  ausländisches 
Urteil  wenigstens  dann  nicht  ausgeschlossen  sein,  wenn  etwa  aus  dem 
gleichen  Grunde  —  Verletzung  des  gleichen  Vertrags  in  einem  andern 
Falle  —  abermals  eine  Entschädigung,  diesmal  im  Inlande,  eingeklagt 
wäre,  was  hier,  wenigstens  zum  Teil,  der  Fall  sei.  Dieser  Einwand 
läuft  darauf  hinaus,  dafs  das  bei  dem  Landgerichte  Mtthlhansen  ge- 
stellte Klagbegehren  von  dem  in  Grenoble  gestellten  abweiche,    dort 
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eho  nicht  derselbe  Rechtsstreit  wie  hier  anhiingig  sei,  während  doch 
das  Gegenteil  der  Fall  ist. 

Die  Klägerin  ftlhrt  weiter  aus,  auch  für  die  Rechtshängigkeit 
müsse  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  sein,  wie  fUr  die  Vollstreckung  der 
ausländischen  Urteile  nach  §  661  Ziff.  6  C.Pr.O.;  das  sei  hier  nicht 
der  Fall.  Nur  für  die  Vollstreckbarkeitserklärung  der  Urteile  sei  die 
Frage  der  Gegenseitigkeit  durch  Art  18  der  Zusatzkonvention  vom 
11.  Dezember  1871  zum  Frankftirter  Friedensvertrag  geordnet;  die 
Rechtshängigkeit  werde  davon  nicht  berührt  Die  französischen  Ge- 
richte liefsen  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  im  Auslande  nicht  zu. 
Nach  dem  Grundsatze  ^Ums  les  jugements  rendus  ä  VAranger  ne 
pourraient  avoir  aucune  aiäorUS  en  Drance^  vnesen  sie  den  Urteilen 
des  Auslandes  eine  Bedeutung  nur  zu,  soweit  der  Zwang  der  Staats- 
vertrage  gehe,  und  dem  im  Auslande  anhängigen  Verfahren  ebenso  nur 
in  diesen  Fällen,  wenn  es  solche  geben  sollte;  der  hier  geltende 
Staatsvertrag  enthalte  diesen  Fall  nicht 

Diese  Ausführung  findet  ihre  Widerlegung  in  dem  vorerwähnten 
Art  18,  durch  den  verabredet  ist,  dafs  die  Bestimmungen  des  badisch- 
frauzösischen  Rechtshülfevertrages  vorläufig  auf  Elsafs  -  Lothringen  an- 
gewandt werden,  und  in  den  Bestimmungen  dieses  Staatsvertrages. 
Derselbe  macht  die  Vollstreckbarkeit,  wie  die  Einrede  der  rechtskräftig 
entschiedenen  Sache  nicht  von  der  Gegenseitigkeit  abhängig,  diese  ist 
aber  durch  den  Vertrag  selbst  verbürgt  Soweit  die  Einrede  der  rechts- 
kräftig entschiedenen  Sache  reicht,  mufs  auch  die  Einrede  der  Rechts- 
hängigkeit gehen,  da  sonst  in  einem  Staate  den  Urteilen  seiner  Gerichte 
widersprechende  Urteile  der  Gerichte  des  andern  Staates  vollstreckbar 
erklärt  werden  müfsten,  was  offenbar  nicht  die  Absicht  der  Vertrag- 
schliefsenden  war.  Es  ist  deshalb  unrichtig,  dafs  die  Einrede  der 
Rechtshängigkeit  durch  den  Staatsvertrag  nicht  berührt  werde.  In  den 
unter  denselben  fallenden  Sachen  mtlssen  vielmehr  auch  die  franzö- 
sischen Gerichte  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  auf  Grund  eines  in 
Elsafs-Lothringen  anhängigen  Verfahrens  anerkennen.  Der  Grundsatz, 
es  könne  einer  Klage,  die  vor  einem  französischen  Gerichte  angestellt 
wird,  die  Einrede  des  bereits  anhängigen  Rechtsstreites  nicht  aus  dem 
Grunde  entgegengehalten  werden,  weil  dieselbe  Sache  schon  vor  einem 
auswärtigen  Gerichte  verhandelt  wird,  gilt  nur  „mit  Vorbehalt  der 
Ausnahmen,  welche  durch  besondere  französische  Gesetze  oder  durch 
gehörig  publizierte  völkerrechtliche  Verträge  gemacht  sein  können^. 
Ein  solcher  Vertrag  liegt  hier  vor,  denn  wenn  auch  der  Vertrag  von 
1846  nicht  ausdrücklich  von  der  Einrede  der  Rechtshängigkeit  spricht, 
so  sind  seine  Bestimmungen  über  die  Einrede  der  rechtskräftig  ent- 
schiedenen Sache  doch  auch  ftlr  die  erstere  Einrede  mafsgebend.  Die 
Einrede  der  rechtshängigen  Sache  ist  daher  begrtlndet  und  die  Klage 
mit  Recht  hierwegen  abgewiesen  worden.  M. 
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B.    RechtshtLlfe. 

Die   Rechtshülfe  ist  in   Sachen    der  freimUigen    Gerichtsbarkeit 

seitens  preufsischer    Gerichte  zulässig,    wenn  die   aufzunehmende 

Verhandlung  an  keine  Form  gebunden  ist. 

BeschlaTs  des  IV.  CiTilsenates  des  Oberlandesgerichts  zu  Köln  vom 
29.  Dezember  1897. 

Gründe:  Das  Amtsgericht  zu  Marburg  hat  am  30.  September 
1897  unter  ausführlicher  Darlegung  des  Sach-  und  Rechtsverhältnisses 
an  das  Amtsgericht  zu  Düsseldorf  das  Ersuchen  gerichtet,  den  Puddler 
Johann  G.  zu  0.  mit  der  Sachlage  bekannt  zu  machen  und  dessen 
Bereitschaft  zu  einer  von  ihm  demnächst,  d.  h.  nach  Zahlung  eines 
bestimmten  Schuldbetrages  zu  erteilenden,  gerichtlich  oder  notariell  be- 
glaubigten Quittung  zu  veranlassen.  Dies  Ersuchen  ist  mit  der  Be- 
gründung abgelehnt  worden,  dafs  die  Amtsgerichte  im  Gebiete  des 
Rheinischen  Rechts  zur  Erledigung  des  Ersuchens  nicht  zuständig  seien. 
Hierbei  wurde  gleichzeitig  einheimgestellt ,  die  betreffende  Handlung 
durch  ehien  Notar  aufnehmen  zu  lassen.  In  dem  wiederholten  Er- 
suchen vom  13.  Dezember  v.  J.  wurde  von  dem  ersuchenden  Gerichte 
bemerkt,  dafs  der  Weg  der  Vermittelung  des  Gerichts  gewählt  worden 
sei,  weil  schon  langwierige  Verhandlungen  mit  einem  Notar  in  Düssel- 
dorf erfolglos  stattgefunden  hätten.  Auch  das  wiederholte  Ersuchen 
wurde  von  dem  Amtsgerichte  zu  Düsseldorf  durch  Beschlufs  vom 
20.  d.  Mts.  aus  dem  Grunde  sachlicher  Unzuständigkeit  abgelehnt  und 
die  Sache  auf  Antrag  des  ersuchenden  Greriohts  der  hiesigen  Stolle  zur 
Entscheidung  unterbreitet  Der  AufPassung  des  Amtsgerichts  zu  Düssel- 
dorf konnte  nicht  beigetreten  werden.  Denn  bei  dem  Ersuchen  handelt 
es  sich  nicht  um  die  Aufnahme  eines  authentischen  Aktes  der  Beurkundung, 
welche  allerdings  b'msichtlich  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  im  Gebiete 
des  Rheinischen  Rechts  grundsätzlich  und  von  hier  nicht  in  Betracht 
kommenden  Ausnahmen  abgesehen  nicht  zur  Zuständigkeit  der  Amts- 
gerichte, sondern  zum  Geschäftskreise  der  Notare  gehört.  Vielmehr 
liegt  der  Schwerpunkt  des  Ersuchens  darin,  den  p.  G.  mit  der  Sach- 
lage bekannt  zu  machen  und  alsdann  über  seine  Erklärung,  ob  er 
demnächst  nach  Zahlung  des  bestimmten  Schuldbetrages  eine  gerichtlich 
oder  notariell  beglaubigte  Quittung  erteilen  wolle  oder  nicht,  eine  an 
keine  Form  gebundene  Verhandlung  aufzunehmen.  Der  Gegenstand 
der  Vernehmung  steht  im  Zusammenhang  mit  der  in  Aussicht  ge- 
nommenen, nach  §  8  des  Ges.  vom  15.  Joli  1890  zur  Zuständigkeit 
der  Amtegerichte  gehörigen  gerichtlichen  Beglaubigung  der  demnächst 
zu  erteilenden  Quittung.  Bei  dieser  Lage  der  Sache  gehört  die  Vor- 
nahme der  in  dem  Ersuchen  bezeichneten  Handlung  weder  zum 
Geschäftskreise  irgend  einer  bestimmten  Behörde,  noch  ist  das  Amts- 
gericht durch  irgend  welche  Vorschrift  gehindert,  dem  Ersuchen  statt- 
zugeben.    Im  Gegenteil  ist  die  Ausführung  des  Ersuchens  im  Interesse 
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zweckentaprechender  SAcherledignog  und  aus  Rttcknchten  des  dienst- 
lichen Entgegenkommens  g^genttbor  einem  anderen  Gerichte  desselben 
Staates  dorch  das  noMe  ofßeium  judids  geboten.  Da  Viemaeh  keiner 
der  in  den  §§  87  des  Ansf.Ges.  znm  6.Y.6.  and  158  ff.  des  G.Y.6. 
angeführten  Grttnde  der  Erledigang  des  Ersachens  entgegensteht,  so 
war  das  Amtsgericht  za  Dtlsseldorf  anter  Aafhebang  seines  gedachten 
Beschlosses  anzaweisen,  dem  Ersachen  stattzogeben.  Jf. 


Belgien. 

Beehtspreehmig  bel^seher  QeriehtshSfe. 

ÖffenUiehrechUid^s  Verhältnis  der   Gliedstaaten  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika. 

Urteil  des  Appellhofes  sa  Brfissel  vom  31.  Dezember  1896  (Clunet  1899  S.  858). 

Die  Gliedstaaten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  haben 
aoTserhalb  der  allen  Staaten  gemeinsamen  Interessen  sich  gegenseitig 
eine  beinahe  anbedingte  Unabhängigkeit  bewahrt  Sie  sind  in  dieser 
Hinsicht  keiner  Centralgewalt  unterworfen,  die  sie  alle  repräsentiert, 
and  die  allein  ermächtigt  ist,  die  Verteidigang  des  Landes  dorch  eine 
Armee  and  eine  Kriegsmarine  zn  sichern. 

Ehescheidung. 
Urteil  des  Appellgeriehts  zu  Brnssel  vom  8.  Jon!  1899  {Clunet  1899  8.  859). 

Die  Aasländer  bleiben  in  Bezag  auf  die  Gesetze,  welche  ihren 
Personenstand  and  ihre  Handlnngsf^lhigkeit  regeln,  den  G^esetzen  ihres 
Landes  anterworfen.  Dazu  geboren  die  Ehescheidongegesetze ,  fiJls 
dieselben  nicht  mit  denen  Belgiens  im  Widersprach  stehen. 

Die  Vorschriften  des  mosaischen  Gesetzes,  das  im  Aaslande,  z.  B. 
in  Rafsland,  für  Israeliten  gilt,  sind  in  Belgien  ananwendbar,  weil  sie 
der  Öffentlichen  Ordnang  and  den  gaten  Sitten  widersprechen. 


Egypten. 

Zuständigkeit  der  gemischten  Geriete. 

Urteil  des  gemischten    Gerichtahofes  von  Alezandrien  vom   1.  Jörn    1897 

{Clunet  1899  S.  862). 

Die  gemischten  Gerichte  Egjptens  sind  nicht  zuständig,  am 
tlber  die  ]^8atzklage  eines  Aasländers  zn  erkennen,  wenn  der  Schaden 
seitens  der  Militärbehörde  verorsacht  warde  znm  Nachteil  eines  Ein- 
wohners,  dem  die  Waren  verkaaft  worden   waren.     Der  veikaafende 
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iLoBlUnder  hat  nnr  ein  Fordemngsreebt  wegen  des  Kan^reises,  ohne 
dafs  er  einen  unmittelbaren  und  persönlichen  Ansprach  g^en  die 
Begierong  hat 


England. 

Litterarisches  Eigentum, 
Urteil  des  Hohen  Gerichtehofes  vom  18.  Febmar  1897  {Clunei  1899  S.  849). 

1.  Der  Beweis  dafUr,  dafs  der  Urheber  eines  Opembnches  sein 
Recht  zor  AuffUhmng  abgetreten  bat,  ergiebt  sich  genügend  aus  der 
Thatsacbe,  dafs  die  Partitur  in  seiner  Gegenwart  und  ohne  Verwahrung 
von  seiner  Seite  der  Gegenstand  mehrerer  auf  einander  folgenden  Ver- 
steigerungszuschli&ge  gewesen  ist  Das  Gleiche  gilt  bezüglich  des  Nach- 
druckes des  Opemteztes  und  der  Musik.  Der  Umstand,  dafis  der  Ur- 
heber nach  dieser  vermuteten  Abtretung  das  Opembuch  auf  seine 
Rechnung  hat  drucken  und  verkaufen  lassen,  ohne  Einspruch  des 
Cessionars,  bildet  nicht  den  Gegenbeweis,  zumal  wenn  der  billige  Ver- 
kaufspreis die  Annahme  zulttfst,  dafs  diese  Handlung  des  Urhebers  un- 
erheblich sei  und  deshalb  geduldet  wurde. 

2.  Die  Eintragung  einer  Person  in  das  Urheberregister  begründet 
die  Vermutung,  dafs  das  Werk,  für  das  dieselbe  erfolgt  ist,  deren 
Eigentum  ist  G^enbeweis  ist  znlHssig,  der  auch  ans  den  Umständen 
eotnommen  werden  kann,  z.  B.  dahin,  dafs  die  Cession  nur  zum  Sehern 
geschehen  ist 

Beginn  der  Seereise. 

Urteil  des  Appellhofes  Englands  vom  17.  Juni  1898  (Clunet  1899  S.  848). 

Von  einem  Schiffskapitän,  der  sich  nach  Vollendung  der  Einladung 
vom  Ufer  des  Landes  entfernt,  um  zu  verhindern,  dafs  die  Matrosen 
noch  an  Land  gehen,  und  die  Nacht  unter  Anker  verbringt,  wird  nicht 
angenommen,  er  habe  die  Seereise  bereits  angetreten.  Folglich  ist, 
wenn  in  dieser  Nacht  ein  Brand  auf  dem  Schiffe  entsteht,  hierfür  nicht 
die  Versicherungsgesellschaft  verantwortlich,  welche  nur  gegen  UnfWe 
während  der  Seereise  oder  Tags  nach  ihrem  Antritt  die  Versicherung 
übernommen  hat 


Frankreich. 

Rechtsprechung  f^anzSsischer  OerichtshOfe. 

StaatsangehärigJceit. 

UrteU  des  Staatsrats  vom  28.  Juü  1897  {aunet  1899  S.  80G). 

Deijenige,    der  in  Frankreich   geboren  ist  und  von  ausländischen 
Eltern  stammt,  von  denen  der  eine  Teil  Franzose  ist,  gilt  als  Franzose, 

Z«itMhrift  t  inUrn.  Privfti-  u.  StrAfreoht  etc..  Band  IX.  31 
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anch  dann,  wenn  der  Teil  Frankreichs  (Ebafs •  Lothringen) ,  wo  der 
eine  Eltemteil  geboren  ist,  nicht  mehr  zu  Frankreich  gehört  Sache 
des  Sohnes  wttre  es  gewesen,  wenn  er  die  französische  Staatsangehörig- 
keit hätte  ansschliefsen  wollen,  solches  innerhalb  eines  Jahres  nach 
erreichter  Orofsjährigkeit  nach  dem  Gres.  vom  22*  Juli  1893  vor  der 
zuständigen  Behörde  zu  erklären. 

Staatsangehörigkeit  einer  OeseUschaft. 
Urteil  des  avilgerichts  der  Seine  vom  27.  März  1896  (Clunet  1899  S.  835). 

1.  Die  Staatsangehörigkeit  einer  Gesellschaft  ist  eine  unteilbare 
Thatsache,  die  sich  nach  dem  Sitze  der  Gesellschaft  bestimmt,  oder 
nach  dem  Sitze  der  Hauptniederlassung,  wenn  sie  mehrere  Nieder^ 
lassungen  hat 

2.  Bei  einer  ein&chen  Kommanditgesellschaft,  die  ihren  Gesell- 
schaftssitz  sowohl  in  Frankreich  als  auch  im  Auslande  hat,  soll,  wenn- 
gleich sie  an  jedem  ihrer  Sitze  eine  getrennte  Buchf)lhmng  hat,  an- 
genommen werden,  dafs  sie  ihren  Hanptsitz  in  Frankreich  hat,  wenn 
hier  die  Kommanditisten  Einsicht  von  den  Büchern  nehmen  können. 
Überdies  auch  die  Statuten  im  Falle  der  Auflösung  die  Ernennung  des 
Liquidators  oder  eines  Verwalters  ad  hoc  dem  Präsidenten  des  in 
Frankreich  gel^enen  Gerichts  vorbehalten. 

Personalstatut  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

UrteU  des  AppeUgerichts  zu  Paris  vom  15.  Häiz  1899  {Clunet  1899  S.  794). 

Nach  der  Gesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
beruht  das  Personalstatut  auf  der  Territorialität,  nicht  auf  der  Nationa- 
lität, wird  also  nach  dem  Gesetze  des  Wohnsitzes  beurteilt 

Eheahschlufs  im  Auslande. 

Urteil  des  Appellgerichts  zu  Paris  vom  3.  März  1898  {Clunei  1899  S.  799)l 

Fttr  nichtig  kann  die  Ehe  erklärt  werden,  wenn  sie  von  einem 
Franzosen  im  Auslande  ohne  Erftülung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Formen  eingegangen  wurde,  insbesondere  ohne  Aufgebot  in  Frankreich, 
ohne  Zustimmung  der  Eltern,  wenn  thatsächlich  festgestellt  wird,  dafs 
beabsichtigt  war,  die  Vorschriften  des  französischen  Gesetzes  zu  um- 
gehen. 

Eheliches  Güterrecht  hei  Verheiratung  eines  Ausländers  mit  einer 
Franstösin  in  Frankreich. 

Urteil  des  AppeUgerichts  von  Douai  vom  2.  Februar  1899  (Clunet  1899  8.  825). 

Bei  Bestimmung  des  ehelichen  Güterrechts  durch  den  Ausländer, 
der  in  Frankreich  eine  Französin  ohne  Ehevertrag  geheiratet  hat,  ist 
die  Absicht  der  Gatten  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  zu  ermitteln. 
Hierbei  kann  der  eheliche  Wohnsitz  in  Betracht  gezogen  werden,  jedoch 


Digitized  by 


Googl( 


Frankreich.  483 

nicht  auBSchliefslich.  Ebenso  ist  sa  beachten,  vor  welchem  Öffentlichen 
Beamten  und  in  welcher  Form  die  Ehe  abgeschlosaen  wurde,  endlich 
sind  alle  thatsichlichen  Umstände  zu  erwägen,  ans  deren  Nator  auf  die 
Absicht  der  Eheleute  geschlossen  werden  kann. 

Anlangend  das  Erbrecht  solcher  Ehegatten,  so  wird  der  Mobtliar- 
nachlafs  nach  dem  Personalstatat  des  Landes,  dem  der  Erblasser  an- 
gehört, der  Immobiliamachlafs  aber  stets  nach  dem  Realstatat  des 
Landes,  wo  die  Liegenschaften  sich  befinden,  beurteilt 

Eheliches  Güterrecht  hei  Ehegatten  verschiedener  Stttats- 
angehörigkeit. 

Urteil  des  Tribunals  der  Seine  yom  16.  Mfin  1899  (aunet  1899  S.  744  ff.). 

Die  Verlobten  sind  völlig  frei  in  der  Bestimmung  des  Gesetaes, 
das  für  ihr  ktlnftiges  Güterrecht  mafsgebend  sein  soll,  und  sind  nur 
durch  die  Regeln  der  öffentlichen  Ordnung  beschränkt,  insbesondere 
sind  sie  auch  befogt,  das  Gesetz  zu  bezeichnen,  nach  welchem  die 
Bestimmungen  ihres  Vertrages  ausgelegt  werden  sollen.  Haben  sie 
hierüber  nichts  ausdrücklich  bestimmt  und  sind  sie  rerschiedener  Staats- 
angehörigkeit, so  ist  es  Sache  der  Gerichte,  aus  den  besonderen,  ob- 
waltenden Umständen  und  aus  Vermutungen,  die  sich  auf  die  gemein- 
same Absicht  der  Parteien  stützen,  das  den  Vertrag  beherrschende 
Gesetz  zu  ermitteln.  Li  dieser  Hinsicht  gilt  nach  der  Auffassung  der 
meisten  modernen  Civilgesetze  auch  die  Vermutung,  dafs  die  Ehegatten 
ihr  Güterrecht •  demjenigen  Gesetze  haben  unterwerfen  wollen,  das  an 
dem  Orte  gilt,  wo  sie  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  ihren  Wohnsitz 
begründet  haben,  zumal  wenn  der  Ebevertrag  auch  in  diesem  Lande 
abgeschlossen  wurde,  oder  wenn  verschiedene  Ehevertragsentwürfe  in 
einem  dritten  Staate  gefertigt  wurden,  so  wäre  das  Land  entscheidend, 
in  dessen  Sprache  der  Endvertrag  in  authentischer  Form  zu  stände 
gekommen  ist 

Gesetzliche  Hypothek  der  ausländischen  Ehefrau. 

Urteil  des  Appellgerichts  su  Algier  vom  29.  M&rz  1890  (Clunet  1899  S.  782). 

Die  ausländische  Ehefrau  hat  grundsätzlich  keine  gesetzliche 
Hypothek  an  den  in  Frankreich  gelegenen  Liegenschaften  ihres  Ehe- 
mannes. Doch  ist  es  gestattet,  im  Wege  eines  Staatsvertrages  eine 
Ausnahme  davon  festzusetzen,  wie  solches  in  dem  zwischen  Frankreich 
und  Sardinien  eingegangenen  Vertrage  vom  24.  März  1760  vereinbart  ist 

Väterliche  Gewalt. 
Urteil  des  Appellgerichts  zu  Paris  vom  25.  April  1899  (Clunet  1899  S.  828). 

Das  Gesetz  von  1889  über  den  Schutz  der  mifshandelten  oder 
verwahrlosten  Kinder  ist  hauptsächlich  ein  Polizei-  und  Sicherheitsgesetz 
im  Sinne  des  Art.  8  (7.  c. ,  ist  also  auf  alle  Bewohner  Frankreichs 
anwendbar,  mithin  auch  auf  Ausländer,  die,  um  sich  demselben  zu  ent- 
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aiehen,   sich   nickt   dantiif  berufen  ktfnnen,   nach  dem  PenonalBtatato 
ihres  Landes  beurteilt  zu  werden. 

Äufsereheliche  Vaterschaß. 
Urteil  des  Appellgerichts  zn  Paris  vom  16.  März  18d9  (Cltmet  1899  &  801). 

1.  Nach  Art  840  des  C.  c.  ist  die  Erforschung  aufserehelicker 
Vaterschaft  in  Frankreich  auch  dann  verboten,  wenn  dieselbe  nach 
dem  Gesetze  des  Personalstatates ,  dem  das  Kind  unterworfen  ist,  ge- 
stattet ist 

2.  Die  Anerkennung  und  das  gesetzliche  Zugeständnis  der  aufser- 
ehelichen  Vaterschaft  sind  rein  persönliche  Handlungen  des  Vaters  oder 
der  Mutter.  Darum  kann  die  Beftignis  hierzu  nicht  durch  die  Erben 
od«r  Verwandten  derselben  ausgeübt  werden. 

Handgeschenk. 

Urtdl  des  Kassationshofes  vom  14.  Juni  1899  (Clunet  1899  S.  804). 

Es  ist  ein  international- rechtlicher  Grundsatz,  dafs  sich  die  Form 
der  Rechtsgeschäfte  nach  dem  Rechte  des  Ortes  ihrer  Vornahme  richtet 
Um  die  Annahme  eines  Handgeschenkes,  das  in  Frankreich  von  der 
Form  des  Art  981  C.  c  befreit  ist,  zu  rechtfertigen,  müssen  die 
Voraussetzungen  des  französischen  Rechtes  hierfür  vorliegen,  wenn 
dasselbe  in  Frankreich  gegeben  wurde.  Unerheblich  ist,  dafs  die 
Vertragsteile,  Schenkgeber  und  Schenkuehmer,  Ausländer  sind. 

Entmündigung. 

Urteil  des  Appellgerichts  zn  Paris  vom  22.  März  1899  (Clunet  1899  S.   791). 

Die  ft'anzösischen  Gerichte  sind  zuständig,  auf  Antrag  von  Fran- 
zosen gegen  deren  ausländische  Eltern,  wenn  dieselben  keinen  Wohnsitz 
im  Auslande  mehr  haben,  die  Entmündigung  auszusprechen. 

Litterarisches  und  artistisches  Eigentum. 

Urteil  des  Kassationshofes  vom  15.  Juni  1899  {Clunei  1899  S.  818  ff.). 

Die  Anwendung  des  internationalen  Bemer  Übereinkommens 
vom  9.  September  1886  hängt  von  der  Voraussetzung  ab,  dafs  das 
Werk ,  ftlr  das  Rechtsschutz  beansprucht  wird ,  ein  litterarisches  oder 
Kunstwerk  ist  Nicht  genügt  es,  dafs  der  ausländische  Verleger  ein 
Werk  vorlegt,  das  in  der  AuBsählung  des  Art  4  der  Übereinkunft  be- 
griffen ist  Es  ist  erforderlich,  dafs  das  Werk,  im  vorliegenden  Falle  • 
eine  Zeichnung,  ein  „Kunstwerk"  ist  Sache  des  Richters  ist,  zu  ent* 
scheiden,  ob  sich  das  Werk  als  solches  oder  als  Industriewerk  darstellt, 
und  sind  für  diese  Beurteilung  die  Gesetze  des  Ursprungshindes  mafs- 
gebend.  Nach  Art.  2  a.  a.  0.  geniefsen  die  einem  der  Verbandsländer 
angehörigen  Urheber  oder  ihre  Rechtsnachfolger  in  den  übrigen  Ländern 
ftlr  ihre  Werke  den  Rechtsschutz  unter  der  Voraussetzung,  dafs  sie  die 
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im  Unpningslande  Torgeschriebenen  Bedingungen  and  F(5rmlichkeiten 
erfüllen,  und  es  ist  die  Aufgabe  des  Richters,  zanilchst  diese  Frage 
festzustellen,  insbesondere  ob  dieselben  bezüglich  der  künstlerischen 
Werke  oder  IndustrieenEeugnisse  beobachtet  sind.  Nach  Art  14  des 
deutschen  Kunstgesetzes  fliUt  der  Becfatsschutz  dieses  «Gesetaes  liinweg, 
wenn  der  Urheber  des  Kunstwerkes  gestattet,  dafs  dasselbe  an  einem 
Werke  der  Industrie  nachgebildet  wird,  und  kann  hierauf  nur  das 
Muster-  und  Modellschutzgesetz  vom  11.  Januar  1876  Anwendung 
finden.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  der  Urheber  der  Zeichnung  die  Nach- 
bildung im  Wege  der  Chromolithographie  zu  einer  grofsen 
Anzahl  von  Exemplaren  gestattet,  wenn  dieselben  nur  dazu  dienen 
sollen,  den  Namen  des  Erzeugnisses  oder  der  industriellen  oder  handels- 
geschttfUichen  Anstalt  zu  verbreiten,  hiemach  also  lediglich  eine  rein 
handelsgeschKft liehe  Bestimmung  der  chromolithographisch  aus- 
geführten Nachbildung  in  Frage  steht 

Klagestellung. 
Urteil  des  Appellgerichts  zu  Boueu  Yom  4.  Mai  1898  {Clunei  1899  S.  836). 

Die  Hegel  „aekfr  aequUur  ftnum  rd^  ist  auf  dem  Gebiete  der 
Bestimmung  der  internationalen  Zuständigkeit  grundsätzlich,  und  der 
Franzose  ist  berechtigt,  sich  darauf  zu  berufen,  wenn  ein  gegen  ihn 
ergangenes  ausländisches  Urteil  in  Frankreich  für  vollstreckbar  erklärt 
werden  soll. 

T?rozefskostensickerheH. 
Urtefl  des  Appellgerichts  zu  Paris  vom  18.  April  1899  (C^nel  1899  a  771). 

Das  Recht,  vom  Ausländer,  der  vor  Gericht  als  Kläger  auftritt, 
Sicherheit  Olr  Zahlung  der  Kosten,  Zinsen  und  Schäden  zu  fordern, 
steht  nur  dem  Franzosen  oder  dem  in  Frankreich  bürgerliche  Rechte 
geniefsenden  Ausländer  zu.  (Diese  RechtsauiSassong  hat  sich  nunmehr 
als  ständige  Pmxis  gebildet  im  Gegensatze  zu  der  früheren  des  Kassa- 
tionshofes.) 

AmslQ,ndisches  Urteil. 
urteil  des  (Svilgerichts  der  Seine  vom  10.  April  1899  (Clunet  1899  S.  796). 

Die  Entscheidung  des  ausländischen  Gerichts,  welche  schlechterdings 
im  Widerspruch  steht  mit  einer  vorhergehenden,  von  einem  franz(teischen 
Gerichte  erlassenen,  darf  nicht  für  vollstreckbar  erklärt  werden. 

Spionage. 

Urtdl  des  ZuchtpolizeigerichtB  der  Seine  vom  8.  Juli  1899  (CluMt  1899  S.  777). 

Eine  Verletzung  der  Art.  2  und  8  des  Spionengesetzes  vom 
18.  April  1886  liegt  schon  allein  in  einer  Mitteilung  über  Auf- 
klärungen und  geheime  Urkunden,  welche  die  Landesverteidigung  be> 
treflbn,  an  eine  zu  ihrer  Empfttngnahme  nicht  befugte  Person,  selbst 
wenn  die  Mitteilung  nicht  zur  Übermittelung  an  eine  ausländische 
Macht  gemacht  ist. 
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Italien. 

Ausländische  Urteile  über  den  Pers(menst€md. 

Urteil  des  KusatioiiBhofeB  vom  6.  Juni  1894  (Clunet  1899  8.  868). 

AnfilHndiBche  Urteile  können  in  Italien  als  Beweismittel  und  zur 
Begrtlndnng  von  Einreden  benutzt  werden,  ohne  da(s.  es  eines  Ein- 
gehens auf  deren  Rechtfertigung  bedarf.  Dieser  Grundsatz  findet  keine 
Anwendung  in  den  Füllen,  in  welchen  es  sich  um  den  Personenstand 
und  Familienverhältnisse  italienischer  Staatsangehöriger  handelt 

Handelsgebrauch. 

Urteil  des  Kassationshofes  vom  4.  Dezember  1892  (Ciunet  1899  S.  866X 

Handelsgebräuche  können  in  den  Fällen  nicht  zur  Anslegaiig 
benutzt  werden,  in  welchen  das  Gesetz  ausdrückliche  und  bestimmte 
Vorschriften  aufstellt. 

Differenggest^iäfte. 
Urteil  des  Appellgeriehts  von  Rom  vom  9.  März  1894  (Clunet  1899  8.  866> 

Diffsrenzgeschäfte ,  auch  wenn  sie  an  einer  ausländischen  Börse 
eingegangen  wurden,  gelten  nach  Art.  1802  des  italienischen  B.G.B. 
als  Spiel  oder  Wette  und  sind  deshalb  in  Italien  nicht  einklagbar. 
Das  Ges.  von  1876  macht  von  diesem  Grundsatz  nur  insoweit  eine 
Ausnahme,  als  es  sich  um  Zahlung  von  Differenzen  und  den  in  be- 
stimmten Formen  (z.  B.  bei  Anwendung  von  gestempeltem  Papier) 
festgestellten  Bedingungen  handelt,  die  in  jedem  Einzelfidle  nicht  im 
Widerspruche  zur  Hauptregel  stehen. 

Im  Auslande  errichtete  öffentliche  Urhrnden. 

Urteil  des  Appeilgerichts  zu  Mailand  vom  9.  Juni  1896  (Clunet  1899  8.  868). 

Den  öffentlichen  Urkunden  kann  die  Vollstreckbarkeit  in  Italien 
nur  durch  das  Civilgericht  der  ersten  Instanz,  nicht  aber  durch  dessen 
Präsidenten  allein  erteilt  werden. 

Einrede  der  Kofikurser Öffnung. 

Urteil  des  Appellgerichts  zu  Mailand  vom  14.  Dezember  1891  (Clunet  1899 

8.  867). 

Der  Klage  auf  Vollstreckbarkeitserklärung  eines  Urteils  kann  der 
Schuldner  rechtswirksam  mit  der  Einrede  begegnen,  dafs  gegen  ihn 
im  Auslande  durch  eine  rechtskräftige  Entscheidung  Konkurs  eröffnet 
wurde,  auch  wenn  letztere  noch  nicht  in  Italien  ftlr  vollstreckbar  erklärt 
wurde.  Daraus  folgt,  dafs  in  solchem  Falle  eine  Beschlagnahme  des 
Vermögens  des  Schuldners,  das  in  Italien  gelegen  ist,  ungültig  ist. 
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Niederlande. 

Zuständigkeü  für  Ehescheidungsklagen. 
Urteil  dea  Kasaationahofee  Tom  28.  Mai  1897  {Clunei  1899  S.  869). 

Das  Gericht  des  Wohnsitzes  des  Ehemannes  ist  für  Ehescheidungs- 
klagen wegen  höslicher  Verlassung  zuständig,  wenn  die  Ehegatten  zur 
Zeit  der  Verlassung  ihren  gemeinschaftlichen  Wohnsitz  im  Auslande 
gehabt  haben. 


Österreich. 

Rechtsprechuog  der  Ssterreichischen  OerichtshSfe. 

Verweigerung   der   Genehmigung  zur    Lhertragung   der  Aufsicht 

und   Fürsorge   über    die   Person    eines    Minderjährigen    an    ein 

ausländisches  Gericht. 

Entsch.  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  4.  Juli  1899,  Z.  10373. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  den  Antrag  des  Bezirksgerichtes  in  T. 
auf  Übertragung  der  Au&icht  und  Fürsorge  über  die  Person  des  m. 
Richard  P. ,  unehelichen  Kindes  der  nach  Böhmen  zuständigen,  in 
Dresden  sich  aufhaltenden  m.  Marie  P.,  an  das  sächsische  Amtsgericht 
in  Dresden,  dermal  nicht  genehmigt,  weil  hierzu  die  Zustimmung  des 
sächsischen  Justizministeriums  mangelt,  nachdem  dasselbe  das  Amts^ 
gericht  in  Dresden  nur  ermächtigt  hat,  die  Vormundschaft  über  das 
genannte  Kind  einzuleiten  und  so  lange  fortzuführen,  als  nicht  die  zu- 
ständige österreichische  Behörde  für  die  Bevormundung  des  Unmündigen 
sorgt,  —  das  Bezirksgericht  in  T.  als  zuständige  Vormundschaftsbehörde 
nun,  nachdem  ihm  die  Existenz  des  ro.  Richard  P.  und  die  nur  pro- 
visorische Fürsorge  für  denselben  durch  das  Amtsgericht  in  Dresden 
bekannt  geworden  ist,  —  in  der  Lage  ist,  die  vormundschaftlichen 
Pflichten  rücksichtlich  dieses  Minderjährigen  selbst  zu  erfüllen. 

Die  einem  ausländischen  Minderjährigen  bestellte  Vormundschaft 
ist  nur  eine  provisorische, 

EntBch.  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  25.  Mai  1899,  Z.  8075. 

Über  den  Antrag  des  Oberlandesgerichtes  in  Prag  auf  Genehmigung 
der  Übertragung  der  Vormundschaft  über  die  m.  Elisabeth  L.,  Tochter 
des  am  18.  Juni  1887  in  S.  (Böhmen)  verstorbenen  preufsischen  Unter- 
thanen  Heinrich  L.  an  das  Amtsgericht  in  S.  (Preufsen)  hat  der  Oberste 
Gerichtshof  eröffnet,  dafs  derselbe  eine  Verftlgung  über  die  Weiter- 
führung der  Vormundschaft  über  die  genannte  Minderjährige  bezw. 
über  die  Übertragung  dieser  Vormundschaft  an  das  dafür  zuständige 
Amtsgericht  in  S.  ablehne,  weil  die  einem  ausländischen  Minder- 
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jährigen  —  und  als  solche  ist  den  gepflogenen  Erhebungen  zufolge 
Elisabeth  L.  anzusehen  —  besteHte  Vormundschaft  nur  als  eine  pro- 
visorische in  Betracht  kommt  und  nur  so  lange  zu  dauern  hat,  bis 
von  der  zuständigen  ausländischen  Behörde  eine  andere  Verfolgung  ge- 
troffen wild  (§  183  des  katserL  Fat  vom  9.  Angiiit  18^4,  B.6.BL 
Nr.  208),  —  es  daher  einer  Genehmigung  durch  ein  höheres  Gericht 
im  vorliegenden  Falle  nicht  mehr  bedarf. 

In    der    Schweiß    entstandene    Forderung.      Insolvengerklärung. 
Nachlafsverfahren.    Cession  an  einen  Österreicher.    Verbot.    Kom- 
petenz der  österreichischen  Gerichte.    Äbiveisung  der  Klage  und 
Verweisung  des  Österreichers  auf  die  in  der  Schweig  gerichÜieh 
deponierte  Ausgleichsquote. 
Mitgeteilt  von  Dr.  Wilhelm  Pappenheim  in  Wien. 

Die  Firma  Gebrüder  M.  in  Trubschachen  (Schweiz)  schuldete  der 
Firma  R.  &  Co.  in  Luzem  5497,55  Frcs. 

Mit  Schreiben  dat  Trubschachen  23.  August  1893  teilten  Gebrüder 
M.  der  Firma  R.  &  Co.  mit,  dafs  sie  nicht  im  stände  seien,  weitere 
Zahlungen  zu  leisten,  dafs  sie  nicht  nur  ihr  ganzes  Vermögen  ein- 
gebttfst  haben,  sondern  auch  vor  einem  grofsen  Deficit  stehen.  Mittels 
Cession  dat  Luzem  4.  September  1893  cedierte  die  Firma  R.  &  Oo. 
in  Luzem  einen  Teilbetrag  von  4500  Frcs.  ihrer  obbezeichneten 
Fordemng  an  die  Firma  Gebrüder  W.  in  Bregenz. 

Am  4.  Januar  1894  bewillij>:te  das  k.  k.  Bezirksgericht  Bregenz 
der  Firma  Gebrüder  W.  das  gerichtliche  Verbot  auf  drei  Fafs  Kllse, 
die  der  Firma  Gebrüder  M.  gehörten  und  bei  einer  Speditionsfirma  in 
Bregenz  lagerten. 

Über  die  beim  k.  k.  Bezirksgerichte  Bregenz  auf  Gerechtfert^- 
haltnng  des  Verbotes  und  Zahlung  von  4500  Frcs.  eingebrachte 
Klage  der  Firma  Gebrüder  W.  in  Bregenz  gegen  Gebrüder  M. 
in  Trabschachen  erkannten  alle  drei  Instanzen  auf  Abweisung  des 
Klagebe^ehrens  und  Verweisung  der  kUigenden  Firma  auf  eine  beim 
schweizerischen  Gerichte  Signan  erlegte  Summe  per  1327,17  Frcs. 

Aus  den  Gründen  der  L  Instanz  (ddo.  13.  Januar  1898  G.Z. 
m  25/1894): 

Die  Geklagten  wenden  ein,  dafs  in  dem  im  Jahre  1893  vor  dem 
schweizerischen  Gerichte  in  Signau  stattgehabten  sogenannten  Nachlafs- 
verfiihren  (einer  Art  Zwangsausgleich)  die  der  Firma  R.  &  Co.  zu- 
stehende Forderung  auf  30  Prozent  gekürzt  und  der  bezügliche  Betxag 
per  1327,17  Frcs.  beim  obigen  Gerichte  erlegt  worden  sei.  .  .  .  Bei 
Beurteilung  des  derart  konstatierten  Rechtsverhältnisses  ist  nun  vorent 
in  Erwftgung  zu  ziehen,  dafs  das  Schuldverhältnis  ursprünglich  zwischen 
Ausländem  im  Auslande  entstanden  ist  und  daher  nach  §  37  a.  b.  G.B. 
für  dasselbe  die  Gesetze  des  Orts  des  Geschäftsabschlusses,  also  das 
schweizerische  Recht   mafsgebend    erscheint;    es    wird    auch    von    der 
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klügerischen  Seite  nicht  behauptet,  dafs  der  vom  schweizerischen 
Gerichte  verftlgte  ScholderUrs  der  Firma  R.  &  ;Co.  gegenüber  nicht 
rechtswirksam  sei,  indem  es  in  der  Replik  ausdrücklich  an  verschiedenen 
Stellen  heifst,  ,wenn  auch  unter  Intervention  der  scliweizerischen 
Gerichte  eine  80prozentige  Quote  für  die  gegnerischen  Gläubiger  fest- 
gesetzt worden  sein  soll,  so  gilt  dies  nicht  für  uns,  wir  stehen  nicht 
unter  der  Jurisdiktion  der  schweizerischen  Behörden  n.  s.  w.**  Nach 
§  1394  a.  b.  G.B.  sind  aber  die  Rechte  des  Übemehmers  mit  den 
Recliten  des  Übertrilgers  in  Rücksicht  auf  die  ttberlassene  Forderung 
eben  dieselben  und  mufste  demnach  auch  die  Klägerin  die  angeblich 
abgetretene  Forderung  der  Firma  R.  &  (Do.  selbst  unter  denselben 
Verhftltniaeen  übernehmen,  wie  die  Firma  R.  selbst  und  erscheint 
daher  der  in  dem  oben  erwähnten  Nachlafsver&hren  bestimmte  Schuld- 
erlafs  auch  der  Klfigerin  gegenüber  wirksam. 

Hierbei  kann  es  keinen  Unterschied  b^ründen,  ob  das  Nachlafs- 
verfahren  vor  oder  nach  dem  Zeitpunkte  der  behaupteten  Cession  rechts- 
kräftig wurde,  gemäfs  §  ia96  a.  b.  G.B.  bleibt  dem  Schuldner  das 
Recht,  seine  Einwendungen  gegen  die  Forderung  anzubringen,  weil 
eben  durch  die  Cession  nur  zwischen  dem  Cedenten  und  dem  Cessionar 
ein  neues  Rechtsverhältnis  entsteht  (§  1895  a.  b.  G.B.),  das  Rechts- 
verhältnis des  Schuldners  aber  unberührt  bleibt;  es  darf  also  der 
Schuldner  durch  die  ihn  direkt  gar  nicht  berührende  Cession  nicht 
schlechter  gestellt  werden,  als  vorher.  Der  Umstand,  dafs  die  Klägerin 
durch  Erwirkung  eines  Verbotes  den  hiesigen  Gerichtsstand  zur  Ein- 
klagung dieser  Forderung  erreichte,  kann  daran  nichts  ändein,  weil 
durch  derlei  prozessuale  Vorgänge  der  materielle  Rechtszustand  nicht 
alteriert  wird.  Ebensowenig  können  die  klAgerischen  Ausführungen  über 
das  Retentionsrecht  als  richtig  anerkannt  werden,  denn  ein  solches 
Retentionsrecht  setzt  eben  eine  gültige  Forderung  voraus ;  zur  Zeit,  als 
die  klägerische  Firma  dieses  Recht  durch  die  Verbotslegung  in  Wirk- 
samkeit setzte,  war  aber  der  Scbnldnachlafs  bereits  rechtskräftig  und 
wurde  schon  oben  auseinandergesetzt,  dafs  die  klägerische  Firma  als 
Rechtsnachfolgerin  der  Firma  R.  &  Co.,  bezüglich  deren  sie  die  Gültig- 
keit des  Nacblafsverfahrens  nicht  bestreitet,  nicht  mehr  und  kein  anderes 
Recht  haben  kann,  als  diese  selbst 

Aus  den  Gründen  des  k.  k.  Oberlandesgerichtes  für  Tirol  und 
Vorarlberg,  als  II.  Instanz,  ddo.   19.  April  1898: 

Selbst  wenn  es  richtig  wäre,  dafs  die  Abtretung  der  Forderung 
per  4500  Frcs.  an  die  klägerische  Firma  noch  vor  Einleitung  des 
sogenannten  NachlafsverfEihrens  in  der  Schweiz  erfolgt  sei,  würde 
dieser  Umstand  nicht  im  stände  sein,  den  Ausgang  des  Prozesses 
anders  zu  gestalten.  Dies  ergiebt  sich  aus  den  Bestimmungen  der 
§§  59,  60,  61  der  Konk.O. 

Zufolge  dieser  Bestimmungen  ist  bei  Ausländern  nur  dann  im 
Inlande  ein  Konkurs  zu  erö£fnen,  wenn  der  Gemeinschuldner  im  In- 
lande  unbewegliches  Vermögen  besitzt  und  erstreckt  sich  die  Konkurs- 
verhandlung nur  auf  dieses  unbewegliche  Vermögen.     Dagegen  ist  das 
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bewegliche  Vermögen  ausländischer  Gemeinschaldner  der  aosländiachen 
Konkursinstanz  auf  Verlangen  auszufolgen.  Hieraus  eigiebt  sich  un- 
zweifelhaft, dafs  die  Verfügungen  und  Entscheidungen  ausländische 
Konkursinstanzen  rücksichtlich  ausländischer  Gemeinschuldner  insoweit 
auch  in  Österreich  zum  Vollzuge  gelangen,  ab  es  sich  um  bewegliches 
Vermögen  handelt  und  die  Gegenseitigkeit  nicht  verletzt  wird. 

Was  aber  rttcksichtlich  des  Aktivvermögens  gilt,  mufs  notwendiger^ 
weise  auch  von  den  Passiven  gelten  und  können  sich  österreichische 
Gläubiger  nicht  darauf  berufen,  dafs  der  ausländische  Konkurs  über 
Ausländer  sie  nicht  berühre.  Vielmehr  müssen  die  österreichischen 
Gläubiger  eines  ausländischen  G^meinschuldners  (vorausgesetzt,  dafs  im 
Inlande  kein  unbewegliches  Vermögen  existiert)  geradeso  bei  der  aus- 
ländischen Konkursinstanz  ihre  Forderungen  zur  Anmeldung  und 
Berücksichtigung  bei  der  Verteilung  bringen,  wie  dies  von  seite  aus- 
ländischer Gläubiger  auch  regelmäfsig  bei  den  österreichischen  Konkure- 
instanzen gegen  inländische  Gemeinschuldner  geschieht.  Nur  auf  diese 
Weise  läfst  sich  eine  gerechte  vollständige  Befriedigung  sämtlicher 
Gläubiger  erreichen,  während  im  gegenteiligen  Falle  es  in  der  Willkür 
jedes  ausländischen  Gläubigers  läge,  sich  abgesondert  Deckung  auf 
Kosten  anderer  Gläubiger  zu  verschaffen  und  den  Gemeinschuldner 
auch  nach  Beendigung  des  Konkurses  beliebig  zu  chikanieren.  Da 
aus  dem  einem  Zwangsausgleiche  gleichzuhaltenden  durchgeführten 
Nachlafsverfabren  vor  dem  schweizerischen  Gerichte  in  Signau  für  die 
Gesamtforderung  der  Firma  R.  &  Co.,  woraus  die  eingeklagte  Forderung 
einen  Teil  bildet,  eine  30prozentige  Quote  gerichtlich  deponiert  wurde 
und  gerichtliche  Deponierung  nach  §  1425  a.  b.  G.B.  einer  Zahlung 
gleichkommt,  so  hat  der  erste  Richter  mit  vollem  Rechte  die  Eüage  zur 
Gänze  abgewiesen  und  die  klagende  Firma  auf  obiges  Depositum  verwiesen. 

Aus  den  Gründen  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  als  III.  In- 
stanz (ddo.  80.  November  1898  ZI.  14  481): 

.  .  .  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  in  dem  Briefe  B.  (der  (Zession) 
lediglich  die  Erklärung  an  die  Firma  W. ,  den  obbesagten  Teil  der 
Forderung  der  Firma  R.  abzutreten,  ohne  jede  Angabe  bezüglich 
einer  Valuta  enthalten  ist,  ...  mufs  angenommen  werden,  dafs  die 
Abtretung  lediglich  zu  dem  Zwecke  erfolgte,  um  die  Folgen  der  ein- 
geleiteten Nachlafsverhandlungen  zu  vereiteln,  und  die  Sache  vor  dem 
österreichischen  Gerichte  auf  Grund  des  erwirkten  Verbotes  .  .  .  an- 
hängig machen  zu  können.  Laut  Auszuges  des  Nachlafsverbandlungs- 
protokolles  vom  23.  Oktober  1893  sind  die  Ansprüche  der  Firma  W., 
als  auf  eine  Scheinabtretung  gestützt,  nicht  agnosziert  worden,  weshalb 
die  Firma  R.  &  Co.  selbst  .  .  .  vor  dem  schweizerischen  Gerichte  mit 
Klage  aufgetreten  ist 

Aber  auch  abgesehen  davon  mufs  die  Klage  aus  den  von  den 
Untergericbten  angeführten  Erwägungen  ab  unbegründet  angesehen 
werden,  denn  sobald  das  Nacblafsverfahren  anhängig  war,  so  war  die 
Forderung  der  Firma  R.  ohne  weiteres  von  dem  Ausgange  desselben 
abhängig. 
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Auf  Grund  der  Urteile  der  Gerichte  des  Deutschen  Reiches  ist 
die  Exekution  ohne  ein  vorausgegangenes  Vollstreckungsurteü  eu 

hewüligen, 

EntBclL  des  Obenten  Gerichtshofes  vom  8.  Mars  1899,  Z.  3395. 

Das  Landesgericbt  in  Prag  hat  in  der  Exekationssacbe  des 
A.  in  Berlin  als  betreibenden  Gläabigers  wider  B.  in  Sunchov  als  Ver- 
pflichteten auf  Orund  des  Urteiles  des  Amtsgerichtee  in  Berlin  I,  der 
G^btthrennoten  und  Kostenrechnungen  dem  betreibenden  Gläubiger  stur 
Hereinbringung  seiner  vollstreckbaren  Forderung  im  Betrage  von  45  Bik. 
50  Pf*  samt  Zinsen,  Gerichtskosten  und  den  Kosten  des  Ezekutions- 
ansnchens  die  Exekution  mittels  Pftodung  der  in  der  Grewabrsame  des 
Verpflichteten  in  seiner  Wohnung,  in  smnem  G«schllftslokale  und  in 
seinen  Taschen  befindlichen  beweglichen  Sachen,  sowie  die  Einleitung 
der  Verwahrung  der  gepflbideten  Gegenstände  bewilligt. 

Das  Oberlandesgericht  in  Prag  hat  dem  Rekurse  des  B. 
keine  Folge  gegeben. 

Begründung:  Gemäfs  §  79  £xek.O.  hat  die  Vollstreckung  der 
Exekution  auf  Grund  im  Auslande  errichteter  Exekutionstitel  bei  Vor- 
handensein der  im  §  80  Exek.O.  angeführten  Voraussetzungen  nur 
dann  und  in  dem  Mafse  stattzufinden,  als  die  Gtegenseitigkeit  durch 
Staatsverträge  oder  durch  darüber  erlassene,  im  Reicbsgesetzblatte  kund- 
gemachte Regierungserklärungen  verbürgt  ist.  Die  Gegenseitigkeit  in 
betreff  des  Deutschen  Reiches  wurde  mit  der  Verordnung  des  Justiz- 
ministeriums vom  10.  Dezember  1897,  R.G.B1.  Nr.  287,  im  Reichs- 
gesetzblatte am  18.  Oktober  1897  kundgemacht  Es  war  sonach  vom 
Exekutionsrichter  lediglich  zu  prüfen,  ob  die  im  §  80  Exek.O.  an- 
geführten Voraussetzungen  vorliegen.  Diese  Voraussetzungen,  deren 
Existenz  nicht  einmal  der  Rekurrent  bestreitet,  wurden  von  seite  des 
betreibenden  Gläubigers  dargethan  und  es  war  diesem  nach  die  nach- 
gesuchte Exekution  zu  bewilligen;  dies  umsomehr,  als  durch  die  neue 
Exekutionsordnung  das  früher  bestandene  Delibationsverfahren  ab- 
geschafft erscheint  und  statt  desselben  die  Vorschrift  des  §  83  Exek.O. 
getreten  ist,  der  gemäfs  der  Verpflichtete  bei  Abgang  der  Voraus- 
setzungen der  §§  79,  80  £xek.O.  berechtigt  ist,  gegen  die  bewilligte 
Exekution  entweder  den  Rekurs  oder  aber  den  Widerspruch  zu  er- 
heben. Nachdem  aber  vorliegend,  wie  oben  erwähnt,  die  Gegenseitigkeit 
bezüglich  des  Deutschen  Reiches  verbürgt  ist,  nach  der  österreichischen 
E^ekutionsordnung  ein  Delibationsverfiihren  nicht  stattfindet  und  sohin 
die  Vorlage  eines  Vollstreckungsurteiles  nicht  zu  fordern  ist,  vielmehr 
die  Frage,  ob  die  Voraussetzungen  der  §§  79,  80  Exek.O.  vorliegen, 
bei  Vorlage  des  Exekutionsantrages,  von  dem  Exekutionsrichter  ohne 
vorhergehendes  Verehren  zu  lösen  ist,  —  so  erscheint  der  Rekurs  un- 
begrtlndet  und  war  abzuweisen. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  des  B. 
keine  Folge  gegeben;  denn  gemäfs  §  79  Exek.O.  kann  auf  Grund 
ausländischer   Urteile    und    Akten  die   Exekution    oder   die  Vornahme 
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einzelner  Ezekutionshandlangen  nur  dann  und  in  dem  Mafse  bewillig 
werden,  als  die  Gegenseitigkeit  durch  Staatsvertrttge  oder  durch  darüber 
erlassene,  im  Reichsgesetzblatte  kundgemachte  Regierungserklärungen 
verbürgt  wird  und  überdies  die  Bedingungen  des  §  80  Exek.O. 
platzgreifen.  Diese  R^ierungserklärung  ist  bezüglich  der  im  Deutschen 
Reiche  gefiülten  Urteile  und  Kostenbeschlüsse  mit  der  Verordnung  des 
Justizministeriums  vom  10.  Dezember  1897,  R.G.BL  Nr.  287  im 
CXII.  Stücke  des  R.0.B1.  vom  18.  Dezember  1897  erfolgt  und  von 
dem  Rekurrenten  wird  nicht  bestritten,  dafs  auch  die  übrigen  Erforder- 
nisse des  §  80  Ezek.O.  im  gegebenen  Falle  vorliegen.  Wenn  auch 
im  §  660  der  deutschen  C.Pr.0.  aus  dem  Urteile  auslttndischer  Gerichte 
eine  Zwangsvollstreckung  nur  dann  stattfindet,  wenn  ihre  Zulttsaigkeit 
durch  ein  Vollstreckungsurteil  ausgesprochen  wird,  so  folgt  daraus  noch 
nicht,  dafs  in  dem  Geltungsgebiete  der  Exek.O.  vom  27.  Mai  1896, 
R.G.B1.  Nr.  78,  der  Ezekutionsbewilligung  auf  Grund  von  Urteilen 
deutscher  Gerichte  auch  hierlands  erst  ein  Vollstreckungsurteil  erwiikt 
werden  müsse,  weil  jeder  Staat  die  zu  gewährende  Rechtshülfe  nach 
eigenen  Gesetzen  regelt,  die  zu  gewährende  Rechtshülfe  bezüglich  aus- 
ländischer Ezekutionstitel  in  den  §§  79-— 86  Exek.0.  ihre  Regelung 
gefunden  haben,  diesen  aber  ein  Vollstreckungsurteil  völlig  firemd  ist 
und  nur  Gegenseitigkeit  und  die  in  diesen  Paragraphen  angeführten 
Voraussetzungen  zur  Ezekutionsbewilligung  gefordert  werden.  Da  die 
Gegenseitigkeit  bezüglich  des  Deutschen  Reiches  aufser  Zweifel  gestellt 
und  der  Vorgang  der  Untergerichte  ein  vollkommen  korrekter  ist,  so 
war  dem  Revisionsrekurse  keine  Folge  zu  geben. 

Abweisung  des  Gesuches  um  Vollstreckung  des  ürteües  eines  cms- 
ländischen  Oerichtes  wegen  dessen  Umuständigheii. 

Entsch.  des  Obenten  Gerichtshofes  vom  15.  März  1899,  Z.  3717. 

Das  Landesgericht  liat  in  der  Exekutionssache  der  Firma 
S.  &  Co.  in  Hamburg  als  betreibenden  Gläubigers  gegen  die  Firma 
S.  &  Sohn  in  Prag  als  Verpflichtete  wegen  Hereinbringung  einer 
Forderung  von  203  Mk.  85  Pf.  und  100  Mk.  89  Pf.,  das  Exekutions- 
gesuch des  betreibenden  Gläubigers  auf  Grund  des  §  80  Z.  1  Ezek.0. 
abgewiesen,  weil  ans  dieser  gesetzlichen  Vorschrift  erhellt,  dafs  es  bei 
der  Beurteilung  der  Kompetenz  darauf  ankommt,  ob  irgend  einer  der 
im  Inlande  anerkannten  Zuständigkeitsgründe  rücksichtlich  der  im  Aus- 
lande verhandelten  Rechtssache  vorhanden  ist  Aus  den  Klagen,  welche 
vor  dem  Amtsgerichte  in  Hamburg  verhandelt  werden,  ist  jedoch  er- 
sichtlich, dafs  Hamburg  zwar  Erftlllungsort  war,  —  keineswegs  aber, 
dafs  die  Parteien  auch  schriftlich  vereinbart  haben,  dafs  an  demselben 
Orte  auch  die  Klagen  aus  dem  betreffenden  Gleschäfte  angebracht 
werden  können,  wie  es  nach  §  88  J.N.  zur  Begründung  des  Gerichts- 
standes des  Erftlllungsortes  erforderlich  ist. 

Das  Oberlandesgericht  hat  dem  Rekurse  des  betrübenden 
Gläubigers  gegen   den   abweislichen  lande^gerichtlichen  Beschlufs  keine 
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Folge  gegeben  und  denselben  unter  Hinweis  auf  seine  richtige  Be- 
grOndong  und  in  der  weiteren  Brwilgnng  bestätigt,  dafs  die  Kekoxs- 
anfübrungen  nicht  geeignet  sind,  eine  Abändenmg  des  angefochtenen 
BeKfalnsses  zu  begrtlnden.  Denn  der  Reknrrent  hSlt  dafllr,  dafs  die 
seiaem  Ezekutioasantrage  beigelegten  Urteile  des  AmtsgerichleB  in 
Hamburg  mit  Rücksicht  auf  die  in  den  vorgelegten  Klagen  aufgenommene 
Bemerkung  „als  Erfüllungsort  ist  EUunbnrg  vereinbart**  und  mit  Rück- 
sicht auf  die  ordnungsm&Tsige  Zustellung  der  Klagen  und  die  Be- 
seheinigung der  Rechtskraft  und  Vollstreckbarkeit  der  Urteile  einen 
nach  §§  79  und  80  Exek.O.  zur  Bewilligung  der  Exekution  im  In* 
lande  ausreichenden  Titel  abgeben  und  dafs  namentlich  auch  die  Be- 
dingungen des  §  80  Abs.  1  £xek.O.  gegeben  seien,  da  in  dieser 
Gesetzstelle  nur  der  Bestand  eines  gleichartigen  Kompetenzgrundes  ge- 
fordert werde.  Da  jedoch  der  §  88  J.N.  fUr  den  Gerichtsstand  des 
Erftülungsortes  besondere,  von  den  früher  gtütigen  wesentlich  ab- 
weichende Bestimmungen  enthält  and  diese  für  jeden  Gläubiger  bindend 
sind,  wenn  er  bei  dem  Gerichtsstande  des  Eli^Ülnngsortes  im  Inlande 
ein  Urteil  als  Titel  zu  der  Exekution  erwirken  will,  mag  nun  der 
Schuldner  im  Inlande  oder  im  Auslande  wohnhaft  sein,  —  und  da  der 
ausländische  Gläubiger  auf  einen  besonderen  weiteren  Rechtsschutz  als 
wie  ihn  der  inländische  erlangen  kann,  keinen  Ansprach  machen  darf, 
so  konnte  dem  Exekutionsantrage  nach  §  80  Abs.  1  Exek.O.  mit 
Rücksicht  auf  die  allein  mafsgebenden  Bestimmungen  des  §  88  J«N. 
nicht  stattgegeben  werden. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revinonsrekurse  des  bf>- 
treibenden  Gläubigers  gegen  diesen  Beschlufs  des  Oberlandes-  als 
Beknrsgerichtes  keine  Folge  gegeben,  weil  die  Frage,  nach  welchen 
Normen  das  ausländische  Gericht,  dessen  Urteil  zu  vollstrecken  ist, 
zuständig  erscheint,  durch  den  §  80  Z.  1  Exek.O.  zu  Gunsten  der 
inländischen  Normen  gelöst  wurde,  der  verordnet,  dafs  vom  Standpunkte 
der  österrerchischen  Zuständigkeitsvorschriften  in  Bezug  auf  die 
konkrete  Streitsache  die  Kompetenc  für  das  betreffende  auswärtige 
Staatsgebiet  begründet  gewesen  sein  mufs,  Rekurrent  in  den,  den  zu 
vollstreckenden  Versäumnisorteilen  des  Amtsgerichtes  in  Hamburg  zu 
Grunde  liegenden  Klagen  blofs  anführt,,  dafs  Hamburg  als  „ErfÜllungs* 
ort**  vereinbart  ward,  ohne  nach  Vorschrift  der  §§  88  und  104  J-N. 
weder  in  der  Klage,  noch  nachträglich  die  schriftliche  Vereinbarung 
der  Parteien  über  den  Erfüllungsort  beizubringen,  welche  Vereinbarung 
auch  die  Klausel  enthalten  mufs,  dafs  durch  die  Begründung  des  Er- 
füllungsortes auch  die  Berechtigung  zur  Klage  an  diesem  Orte  be- 
gründet ist,  —  ein  anderer  Koropetenzgrund  für  die  Zuständigkeit  des 
Amtsgerichtes  in  Hambui^  aber  vom  Rekurrenten  nicht  geltend  gemacht 
wurde. 
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Ruftiand. 

Aufgabe  der  Staatsangehörigkeit  ohne  obrigkeitliche  Ermächtigung. 

Urteil  dos  Schwurfferichts   ea  Odesn   vom  3.  Mai  1898  (Clunet  1899  ^ 

8.  870). 

Nach  der  msBischen  Geaebsgebung  ist  die  Änderung  der  Staats- 
angehörigkeit ohne  obrigkeitliche  Ermüchtigung  rechtsungültig  und  bildet 
einen  Bruch  des  dem  Staatsoberhaupte  geleisteten  Eides  der  Treue,  mit- 
hin ein  Verbrechen,  das  den  Verlust  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  und  die  dauernde  Verbannung  aus  Rufsland  nach  sich  raeht 
Im  Falle  freiwilliger  Rückkehr  kann  der  Beschuldigte  lebensUlnglich 
nach  Sibirien  deportiert  werden.  An  diesem  Rechtssustande  ilndert 
auch  der  Umstand  nichts,  dafs  der  Betroffene  in  der  Zwischenaeit 
amerikanischer  Bürger  geworden  ist  Verlust  der  russischen  Staats- 
angehörigkeit tritt  von  Rechtswegen  bei  Aufenthalt  von  zehn  Jahren 
im  Auslande  ein,  ohne  dafs  der  Reisepafs  erneuert  wird. 

Ausländische  Gesellschaft. 

Urteü  des  Gerichts  in  Okronjnoi  Sond  1898  launei  1899  S.  871). 

Die  ausländische  Gesellschaft,  die  kraft  ausdrücklicher,  ihr  ge- 
währter Ermächtigung  in  Rufsland  eine  Agentur  hat,  mufs  vor  den 
inländischen  Gerichten  aus  den  von  ihr  abgeschlossenen  Verträgen  Recht 
stehen,  auch  wenn  es  sich  um  Vermögensstücke  handelt,  die  im 
Auslande  gelegen  sind.  Diese  Zuständigkeit  kann  auch  nicht  mit  der 
Einrede  beseitigt  werden,  dafs  der  Sit7.  der  Gesellschaft  sich  im  Aus- 
lände befindet. 


Schweden. 

Vormundschaft  über  Ausländer. 

Urteil   des   Obersten  Gerichtshofes    vom   5.  Dezember  1898    (Clunet  1899 

S.  878). 

Das  schwedische  Gesetz  enthält  keine  Vorschrift,  wonach  über  die 
minderjährigen  Kinder  eines  in  Schweden  verstorbenen  Ausländen  eine 
Vormundschaft  gebildet  werden  kann. 
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Schweiz. 

Rechtsprechung  schweizerischer  OerichtshSfe. 

HandlungsfähigkeH  der  Auslönder. 

Urteil  des  GivilgerichtshofeB  za  G^f  ▼om  8.  Deaember  1898  {Clunet  1899 

S.  878). 

Die  BechtsfiLhigkeit  der  AusUUider  richtet  sich  nach  dem  Oesetse 
ihrer  Staatsangehörigkeit  kraft  Art.  10  Abs.  2  des  Oes.  vom  22.  Jani 
1822.  Folglich  kann  sich  eine  Französin ,  die  von  ihrem  Ehemanne 
in  Gütern  getrennt  ist,  fUr  den  letzteren  in  Genf  rechtswirksam  ver- 
bttigen  ohne  Rücksicht  anf  die  entgegenstehende  Bestimmung  des 
Genfer  Gesetzes. 

Sekenhmgen   und  Vermächtnisse   ssu    Gunsten    der  Armenpflege- 

Verwaltungen. 

Urtdl  des  Civilgerichtshofes  von  Genf  vom  29.  Oktober  1898  {Clvnet  1899 

8.  877). 

Bei  Prüfung  der  Frage  nach  der  Fähigkeit  der  in  Frankreich 
gelegenen  Armenpflegeverwaltungen  zur  Annahme  von  Schenkungen 
und  Vermächtnissen  ist  die  fi^nzösische  Gesetzgebung  und  Rechtslehre 
hierüber  allein  mafsgebend. 

Wurde  eine  fVeigebigkeit  zu  Gunsten  der  „ Armen '^  eines  be- 
stimmten Ortes  gegeben,  so  ist  anzunehmen,  dafs  dieselbe  zu  Gunsten 
der  Armenpflegeverwaltung  dieses  Ortes  gemacht  ist,  welche  als  gesetz- 
licher Vertreter  und  befugt  erscheint,  solche  Freigebigkeiten  anzunehmen 
oder  auszuschlagen. 

Ehescheidung. 

Urteil  des  Civilgerichtshofes  zu  Genf  vom  26.  November  1898  {Clunet  1899 

S.  876). 

Zur  Begründung  der  Zuständigkeit  der  Schweizer  Gerichte  für 
Ehescheidungsklagen,  die  zwischen  Ausländem  anhängig  sind,  genügt 
nicht,  dafs  die  ausländische  gerichtliche  Behörde  erklärt,  das  in  der 
Schweiz  ergehende  Urteil  anerkennen  zu  wollen.  Es  mufs  Gewifsheit 
bestehen,  dafs  dies  Urteil  als  endgültiges  iu  allen  seinen  Teilen  voll- 
zogen werden  wird. 

VoUstreckungshandlmigen  gegen  Schweizer  Schuldner. 

Urteil  des  Bnndesgerichts  vom  1.  Juni  1898  (Clunet  1899  8.  879). 

Die  Gesetze  der  Schweiz  sind  ausschliefslich  mafsgebend  für  die 
Frage,  ob  und  inwieweit  in  der  Schweiz  Gläubiger  gegen  das  Vermögen 
ihrer  Schuldner  Vollstreckungshandlungen  vornehmen  lassen  können. 


Digitized  by 


Googl( 


496  Bechtsprechung. 

Sdnomerisch- deutscher  Auslieferungsvertrag. 

Urteil  des  BnndesgeiichtB  yom  18.  Januar  1899  (Schwdser.  Zeitsduift  för 
Strafrecht,  12.  Jahrgang  S.  60). 

A.  Mit  Note  vom  4.  Januar  1899  stellte  die  königl.  bayerische 
Gesandtschaft  in  Bern  beim  schweizerischen  Bundesrate  das  Gesuch 
um  Auslieferung  des  im  Rubrum  genannten  Josef  Winkelhofer,  gemUfs 
Art  1  Ziff.  11  und  12,  Art  7  und  8  des  schweizerisch  -  deutschen 
Ausl. Vertrages,  und  gestützt  auf  einen  am  26*  Dezember  1898  datierten 
Haftbefehl  des  Militäruntersuchungsriehters  der  königl.  Kommandantur 
der  Haupt-  und  Residenzstadt  München,  wonach  Winkelhofer  einer  Reihe 
unzweifelhaft  Auslieferungsdelikte  bildender  Vergehen  beschuldigt  wird : 

Die  Note  der  königl.  bayerischen  Gesandtschaft  bemeriit,  Winkd- 
hofer  sei  von  seinem  Truppenteile  desertiert  und  in  die  Schweiz  ge- 
flüchtet; sie  gab  die  Erklärung  ab,  er  werde  im  Falle  seiner  Aus- 
lieferung wegen  des  militärischen  Vergehens  der  Fahnenflucht  nicht 
verfolgt  werden. 

B.  Bei  seiner  Einvernahme  vor  Bezirksamt  Werdenbeig  gab  der 
Angeschuldigte  die  Erklärung  ab,  er  widersetze  sich  der  Auslieferaiig, 
weil  er  die  eingeklagten  Entwendungen  gegenüber  dem  Obergefreiten 
Angerer  nicht  begangen  habe  und  die  anderen  —  von  ihm  zum  Teil 
eingestandenen  —  Delikte  so  geringfügig  seien,  dafs  deswegen  eine 
Auslieferung  nicht  zulässig  sei. 

G.  Die  Akten  wurden  dem  Bundesgericht  mit  Zuschrift  des  eid- 
genössischen Justiz-  und  Polizeidepartements  vom  13.  Januar  1899 
übermittelt 

Der  Generalanwalt  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  trägt  in 
seinem  Gutachten  auf  Bewilligung  der  Auslieferung  an. 

Das   Bundesgericht   zieht   in   Erwägung: 

1.  Die  in  Art.  7  des  schweizerisch-deutschen  Ausl.  Vertrages  vor- 
geschriebenen Formalien  des  Auslieferungsgesucbes  sind  gewahrt,  so 
dafs  auf  das  Gesuch  einzutreten  ist  Ferner  sind  die  Delikte,  deret- 
wegen  der  Angeschuldigte  verfolgt  wird,  vertragsmäfsige  Auslieferungs- 
delikte und  nach  den  beiderseitig  in  Betracht  kommenden  Strafgesetzen 
strafbar.  Es  ist  demnach  die  Auslieferung  zu  bewilligen,  sofern  nicht 
eine  der  im  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrage,  der  hier  allein 
zur  Anwendung  kommt  und  neben  dem  für  die  Anwendung  des 
schweizerischen  Ausl.Ges.  vom  22.  Januar  1892  kein  Raum  bleibt, 
Vorgesehenen  Ausnahmen  von  der  Auslieferungspflicht  zutrifit. 

2.  Die  Einrede  des  Angeschuldigten  nun,  er  habe  sich  einzelner 
der  ihm  znr  Last  gelegten  Delikte  nicht  schuldig  gemacht,  kann  vom 
Auslieferungsrichter  nicht  gehört  werden,  da  dieser  nur  zu  prüfen  hat, 
ob  die  Voraussetzungen  der  Ausli^erung  nach  Mafsgabe  des  Aus- 
lieferungsvertrages zutreffen,  dagegen  zur  Entscheidung  über  die  Schuld 
oder  Nichtschuld  nicht  beAigt  ist 

3.  Ebenso  unstichhaltig  ist  der  —  übrigens  nach  Erwägung  2 
dahinfallende  —  Standpunkt  des  Angeschuldigten,  er  könne  wegen  der 
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Geringfügigkeit  der  von  ihm  zugestandenen  Vergehen  nicht  aosgeliefert 
werden;  denn  der  schweizerisch •  deutsche  Audiefernngsvertrag  kennt 
eine  derartige  Ausnahme  von  der  Auslieferungspflicht  nicht  (vergL 
Urteil  des  Bundesgerichts  vom  10.  Februar  1894  L  8.  Weller,  A.S. 
XX,  S.  56  f..  Erw.  3,  und  vom  15.  März  gleichen  Jahres  i.  S. 
Zimmermann,  A.S.  XX,  S.  61,  Erw.  3). 

4.  Endlich  kommt  auch  —  worauf  übrigens  der  Angeschuldigte 
selbst  nicht  abstellt  —  nicht  in  Betracht,  dafs  die  Auslieferung  von 
einem  Militttr-  und  nicht  von  einem  bttigerlichen  Gerichte  begehrt  wird 
(Urteil  des  Bundesgerichts  vom  9.  September  1893,  A.  S.  XIX 
S.  506 ;  Erw.  3). 

5.  Sonach  ist  die  Auslieferung  zu  bewilligen,  wobei  von  der 
Erklärung  der  königl.  bayerischen  Gesandtschaft,  wegen  des  Vergehens 
der  Fahnenflucht  finde  eine  Verfolgung  nicht  statt,  Vormerk  genommen 
wird. 

Demnach   hat  das  Bundesgericht  erkannt: 
Die  Auslieferung  des  Josef  Winkelhofer  wird  bewilligt 

ÄusliefenrngsverhäUnis  zwischen  Kanton  Zürich  und  Kanton  Bern. 

Urteil  des  Bundesgerichts  vom  22.  Mftrz  1899  (Schweizer.  ZeitBchrift  fttr 
Strafrecht,  12.  Jahrgang  S.  99  ff.). 

A.  Mit  Eingabe  vom  23.  Februar  1899  führte  Advokat  W.  Fehr 
namens  des  Frl.  Johanna  Elberskirchen  in  Zttrich  beim  Bundesrat 
Beschwerde  darüber,  dafs  der  Regierungsrat  des  Kantons  Zttrich  mit 
Beschlufs  vom  gleichen  Tage  dem  Gesuche  des  Rßgierungsrates  des 
Kantons  Bern  um  Auslieferung  der  Johanna  Elberskirchen  ttber  eine 
von  dieser  eingereichte  Protesteingabe  hinweg  entsprochen  habe.  Es 
wurde  angebracht,  die  Auslieferung  sei  von  der  R^erung  des  Kantons 
Bern  verlangt  worden  wegen: 

1.  Erpressungsversuch,  eventuell  Drohung,  eventuell  Betrugsversuch  ^ 

2.  Einreichung  einer  wissentlich  tischen  Anzeige; 

3.  Verleumdung. 

Nun  könne  aber,  wie  in  der  Protesteingabe  an  den  zürcherischen 
Begierungsrat  näher  ausgeAihrt  worden  sei,  von  einem  strafbaren,  d.  L 
nach  Bemer  Recht  strafrechtlich  verfolgbaren  Erpressungsversuch,  einer 
Drohung,  einem  Betmgsversuch  und  einer  Einreichung  einer  wissentlich 
falschen  Anzeige  überhaupt  nicht  gesprochen  werden;  auch  eine  Ver- 
leumdung liege  nicht  vor;  eventuell  könnte  es  sich  nur  um  ein  Prefis- 
▼ergeffen  handeln.  JedenftJls  liege  überall  kein  Auslieferungsdelikt  im 
Sinne  des  Art  2  des  Bundesgesetzes  vom  24.  Juli  1852  vor.  Nach 
allgemeiner  RechtsauJßassung  aber  könne  eine  Auslieferung  ftlr  Delikte, 
welche  nicht  Auslieferungsdelikte  nach  Art  2  des  qufist  Gesetzes  seien, 
nur  gewährt  werden,  wenn  der  requirierende  Kanton  Gr^genrecht  erklärt 
habe.  Bezüglich  Verleumdung  und  Ptefsvergehen  habe  Bern  dem 
Kanton  Zürich  jedoch  keine  Rectprodtät  zugesichert,  also  sei  die  Aus- 
lieferung auch  nicht  zulässig;   sie  verstofse  gegen  Art  55  der  Bundes- 

Zeitachrift  f.  intern.  Priyat-  u.  Straf^oht  ete.,  Band  IX.  82 
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Ter&flsmig,  sowie  gegen  Art  2  und  1  des  Bandesgesetaes  von  1852. 
Der  Entscheid  der  Zttrcher  Begiemng  sei  zudem  nicht  motiviert.  Es 
sei  um  so  eher  der  nachgesuchte  Schutz  zu  gewähren,  als  die  bemische 
geheime  Untersuchung  nicht  die  nötigen  Garantien  biete  ftlr  richtige 
Untersuchung,  und  als  die  Rekuirentin  mit  Qrund  befürchten  müsse, 
dafs  auch  der  persönliche  Einflufs  des  einen  Klugen  in  Bern  nicht 
Aussicht  auf  ein  völlig  objektives  Verfahren  biete.  Es  werde  deshalb 
das  Gesuch  gestellt,  dafs  die  Motivierung  eingefordert  und  der  Beschwerde- 
führerin zur  Vernehmlassung  mitgeteilt  werde.  Der  Antrag  geht  dahin, 
es  sei  der  Beschlufs  der  Zürcher  Regierung  aufiniheben. 

B.  Der  Bundesrat  hat  die  Eingabe  der  Johanna  Elberskirchen 
nebst  Beilagen  mit  Schreiben  vom  18.  Mllrz  1899  dem  Bnndesgerichte 
zu  materieller  Erledigung  der  Beschwerde  überwiesen.  Der  Ober- 
weisung war  ein  gemlfs  Art.  194,  Organisationsgesetz,  vom  Bundesrat 
eingeleiteter  MeinungsauBtausch  zwischen  diesem  und  dem  Bundesgerieht 
über  die  Kompetenzfrage  vorausgegangen.  Die  beiden  Behörden  fanden 
übereinstimmend,  dafs  die  Beschwerde  in  die  Kompetenz  des  Bandes- 
gerichtes falle,  da  die  Beschwerdeführerin  die  Aufbebung  des  an- 
gefochtenen Beschlusses  deshalb  verlange,  weil  dadurch  ein  ihr  bundes- 
gesetzlich gewährleistetes  Individualrecht  verletzt  werde  und  solche 
Rechte  unter  dem  Schutze  des  Bundesgerichtes  stehen,  das  auch  zu 
prüfen  habe,  ob  im  einzelnen  Falle  das  behauptete  Recht  bestehe  oder 
nicht 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 
Das  AusLGes.  vom  24.  Juli  1852  statuiert  In  Art  1  lediglich 
ein  Recht  des  Kantons,  dem  ein  Strafanspruch  zusteht,  in  den  Fällen 
des  Art  2  von  dem  ELanton,  in  dem  sich  der  strafrechtlich  Verfolgte 
oder  Verurteilte  aufhält,  die  Verhaftung  und  Auslieferung,  bezw.  die 
Beurteilung  und  Bestrafung  desselben  zu  verlangen.  Dagegen  wird 
durch  das  Gesetz  nicht  auch  ein  Recht  der  verfolgten  Personen  darauf 
begründet,  dafs  sie  nur  in  den  im  Art  2  einzeln  angeführten  RÜlen 
ausgeliefert  werden  dürfen,  und  es  werden  die  Kantone  dadurch  nicht 
gehindert,  auch  in  andern  Fällen  dem  Auslieferungsb^gehren  eines 
andern  Kantons  zu  entsprechen.  E^  besteht  auch  kein  bundesrecht- 
Itcher  Satz  des  Inhalts,  dafs  bei  Delikten,  die  nicht  zu  den  in  Art  2 
des  AusLGes.  angezählten  gehören,  die  Auslieferung  nur  stattfinden 
dürfe,  wenn  der  requirierende  Kanton  Gegenrecht  zusichere.  Vielmehr 
ist  dieses  Gebiet  interkantonaler  Rechtsbülfe  der  freien  EntscblieCning 
bezw.  Vereinbarung  der  Kantone  überlassen.  Es  braucht  dal^er  im 
vorliegenden  Falle  nicht  untersucht  zu  werden,  ob  die  Delikte,  wegen 
deren  die  Auslieferung  von  Bern  nachgesucht  wurde,  sogenannte  Aus- 
lieferungsdelikte seien  oder  nicht.  Denn  auch  soweit  es  sich  nicht  um 
solche  Delikte  handeln  sollte,  kann  sich  nach  dem  Gesagten  vom  Stand- 
punkte des  eidgenössischen  Auslieferungsrechtes  aus  die  Rekurrentin 
der  Auslieferung  nicht  widersetzen.  Es  ist  femer  nicht  Sache  des 
Bundesgerichtes,  die  gegen  die  Rekurrentin  erhobenen  Anschuldigungen 
nuf  ihre  materielle  Begründetheit  zu  prüfen.     Insofern,   als  eine  solche 


Digitized  by 


Googl( 


Sohireu.  409 

Pritfiiiig  anr  Beantwortuog  der  Aasliefeningsfrage  ootwendig  ist,  steht 
sie  bei  der  Behörde ,  die  endgültig  über  das  Aaslieferangsbegehreti  sa 
eatMheiden  bat  Dieser  Mit  auch,  soweit  ihre  Entschliefsttng  über- 
haupt eine  freie  ist,  die  Würdigung  der  Frage  aüheim,  ob  die  Aus* 
lieferung  wegen- ungenügender  Garantien  des  VerfiEthrens  des  requirierenden 
Kantons  zu  verweigern  sei,  und  wenn  sie  solchen  Bedenken  keine 
Bechnong  trügt  und  die  Auslieferung  trotzdem  gewährt,  so  kann  sich 
hiergegen  die  auszuliefernde  Person  ebenfalls  nicht  beschweren.  Der 
auf  die  Art  1  und  2  des  Ansl.G^.  von  1852  sieh-  stützende  Rekurs 
der  Johanna  Elberskirchen  roufs  somit  abgewiesen  werden  (vergl.  die 
Entscheide  des  Bundesgerichts  in  Sachen  Martinoni,  Amtl.  81g.  Bd.  IV 
S.  284;  in  Sachen  Frey,  ibid.  Bd.  V  S.  588,  und  in  Sachen  Schnieper, 
ebenda  Bd.  XVn  S.  609).  Die  Rekurrentin  beruft  sich  allerdings 
auch  noch  auf  Art.  55  B.V. ,  d.  h.  auf  die  Garantie  der  Prefsfreiheit 
Allein  angenommen  auch,  es  handle  sich  um  em  Prefsvergehen ,  so  ist 
ohne  weiteres  klar,  dafs  jene  Garantie  nur  durch  die  Anhebung  der 
Strafverfolgung  oder  durch  die  Verurteilung  von  Seiten  des  requirieren* 
den,  nicht  aber  auch  durch  den  Auslieferungsbeschlufs  des  requirierten 
Kantons  verletzt  sein  kann.  Wenn  schliefslieh  bemerkt  wird,  det  an«* 
gefochtene  Bescblufs  sei  nicht  motiviert,  so  wird  dies  nicht  zur  Be- 
gründung des  Begehrens  auf  Aufhebung  der  regierungsitttliehen  Schlub- 
nalnne  verwendet,  sondern  nur  zum  Ausgangspunkt  für  das  Gesuch, 
daft  die  Motivierung  eingeholt  und  der  Rekurrentin  mitgeteilt  werde, 
was  aber  bei  der  Liquidität  der  Bekurssache  in  thatsüchlicher  und 
rechtlicher  Beziehung  als  überflüssig  erscheint. 

Demnach   hat   das   Bundesgericht  erkannt: 

Der  Rekurs  wird  abgewiesen. 

Auslieferungsvertrag  mit  dem  Deutsehen  Beich  vom  24.  Januar 
1874  Art.  1  Z.  1,  Art.  3,1    —   Abtreibung  der  Leibesfrucht, 

Teilnahme. 

EntBch.  des  Bundesgerichts  vom  8.  September  1899,  Ausliefenmff  des  Fritz 
Flach  von  firenndon  betr.    Mitgeteilt  von  Herrn  Bundesrichter  Dr.  Hafner 

m  Lausanne. 

Die  Auslieferung  wurde  bewilligt  ans  nachstehenden  Gründen: 
1.  Fritz  Flach  wird  in  Deutschland  wegen  Beihülfe  au  einem 
Abtreibungsversuch  verfolgt  Die  vorsätzliche  Abtreibung  der  Leibes- 
frucht ist  nach  Art  1  Ziff.  2  des  AusLVertr.  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Deutschen  Reich  vom  24.  Januar  1874  Auslieferungsdelikt 
Sowohl  nach  deutschem  als  nach  baslerischem  Strafrecht  ist  auch  der 
Versuch  strafbar  (vergl.  §  218  Abs.  1  und  §  43  in  Verbindung  mit 
§  1  Abs.  1  des  Str.G.B.  für  das  Deutsche  Reich,  §§  104  Abs.  1,  25 
und  26  des  Str.G.  für  den  Kanton  Baselstadt).  Gemäfs  Art.  1  ersten 
Satz  des  AusLVertr.  besteht  die  Auslieferungspflicht  für  alle  Personen, 
die  als  Urheber,  Thäter  oder  Teilnehmer  wegen  eines  Auslieferungs- 
deliktes verfolgt  werden.     Teilnehmer  ist  such  der  Gehülfe.     Die  durch 
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Art  1  des  Vertr.  anfgestellteQ  VoniiBfletiiuigeD  sor  AiiBliefeniiig  smd 
Bomit  vorbanden. 

2.  Von  den  in  den  Art.  2 — 5  des  deatsch-schweiserischen  AnsL 
Vertr.  enthaltenen  Ansnalimen  tri£%  keine  zn,  spedell  nicht  Art  B 
Abs.  1,  da  die  Basler  Staatsanwaltsehaft  nach  ihrer  Erklining  vom 
25.  Angost  aof  die  Verfolgung  des  Flach  in  fiasel  versichtet 

8.  Dem  Einwand  des  ^aeb,  dafs  das  Delikt,  w^gen  dessen  er 
▼erfolgt  wird,  in  Basel  begangen  und  dafs  deshalb  die  AnsÜefamng 
unbegründet  sei,  ist  die  Grundlage  schon  dadurch  entaogen,  dafii  die 
Basler  Behörden  das  Vorbandensein  eines  dortigen  (Gerichtsstandes  ver- 
neinen. Ob  Basel  oder  SKekingen  als  Begehungsort  an&nfitfsen  sei, 
ist  bei  dieser  Sachlage  gleichgtdtig.  Die  Ansliefemngspflicht  gegenflber 
Deutschland  besteht,  wie  das  Bundesgericht  in  Sachen  Stilbler  (A.S. 
Bd.  XVin  8.  198)  ausgefllhrt  hat,  nicht  nur  für  die  Fülle,  wo  die 
Strafthat  im  Qebiete  des  ersuchenden  Staates  begangen  worden  ist, 
sondern  erstreckt  sich  (die  im  Vertrage  selbst  enthaltenen*  Ausnahmen 
▼orbehalten)  auf  alle  Personen,  die  sich  im  Grebiete  des  requirierten 
Staates  aufhalten  und  welche  im  ersuchenden  Staate  wegen  eines  Aua- 
lieferungsdeliktes  verfolgt  werden,  und  es  ist  hieran,  wie  im  angeflihrtea 
Urteil  ebenftdls  festgestellt  ist,  durch  Art  12  des  Ausl.Ges.  vom 
22.  Juni  1892  nichts  getodert  worden.  Es  könnte  sich  somit  höchstens 
fingen,  ob  fllr  den  Angeschuldigten  überhaupt  iigend  ein  Grerichtsatand 
in  Waldsbnt  begründet  sei.  Dies  ist  aber  gar  nicht  beetritten  und 
kann   auch  nach  §  18  der  deutschen  Str.Pr.O.   nicht  zweifelhaft  sein. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 
Justizverwaitungsstellen  etc. 

Deutschland. 

1.     Reichsgesetze,   Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

Bekanntmachung  des  Deutschen  Heichskanzlers  vom  24.  September 
1899,  betr.  die  Vereinbarung  zwischen  dem  Reiche  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Brasilien  ttber  die  Mitwirkung  der  beiderseitigen  konsula* 
rischen  Vertreter  bei  der  Regelung  von  Nachlftssen  ihrer  Staatsangehörigen, 
vom  80.  November  1897/15.  Februar  1898  (R.G.B1.  S.  547). 

S.  unten  bei  ^Internationale  Verträge*',  S.  506. 

2.     Gesetze,   Verordnungen  etc.   der  einzelnen 
Bundesstaaten. 

1.  A.Verf.  vom  17.  Juli  1899,  betr.  die  vorläufige 
Festnahme'  von   Personen,    die   nach   den  Niederlanden 
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geflüchtet    sind,     zur    Sieherang     ihrer    Aasiieferung 
(J.M.B1.  S.  250). 

2.  Ansf-Ges.  zamBflrgerlichen  Oesetzbuch  Tom  20. Sep- 
tember 1899  (Ge8.Slg.  S.  177). 

3.  Prenfs.  Ges.  ttber  die  freiwillige  Gerichtsbar- 
keit Tom  21.  September  1899  (Ges.Slg.  S.  249  £). 

Art  34.  Ist  zur  Wahrnehmung  von  Rechten  im  Auslande  die 
Leistung  eines  Eides  oder  eine  Versicherung  an  Eidesstatt  erforderlich, 
so  ist  zur  Abnahme  des  Eides  oder  der  Versicherung  an  Eidesstatt  so- 
wohl das  Amtsgericht  als  auch  der  Notar  befugt 

Das  Amtsgericht  kann  für  eine  einzelne  Angelegenheit  einen  Sach- 
verständigen auch  dann  beeidigen,  wenn  alle  bei  dieser  Angelegenheit 
beteiligten  Personen  darauf  antragen  und  die  Beeidigung  nach  dem  Er- 
messen des  Gerichts  angemessen  erscheint 

4.  Ausf.Ges.  zum  Reichsgesetze  vom  17.  Mai  1898,  betr. 
Änderungen  der  Civilprozefsordnung,  vom  22.  September 
1899  (Ges.Slg.  S.  284  ff.). 

5.  Ausf.Ges.  zum  Reichsgesetze  über  die  Zwangs- 
versteigerung und  Zwangsverwaltung  vom  23.  September 
1899  (Ges.Slg.  S.  291). 

6.  Ausf.Ges.  zum  Handelsgesetzbuche  vom  24.  Sep- 
tember 1899  (Ges.Slg.  8.  308). 

7.  Ausf.Ges.  zur  Grundbuchordnung  vom  24.  September 
1899  (Ges.Slg.  S.  807). 

Bayerm. 

1.  Ausf.Ges.  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  vom  9.  Jnni 
1899  (Beü.  z.  G.U.V.B1.  Nr.  28  S.  1  ff.). 

2.  Ges.,  Übergangsvorschriften  zum  Bürgerlichen 
Gesetz  buche  betr.,  vom  9.  Juni  1899  (BeiL  z.  G.U.V.B1.  Nr.  28 
S.  88  ff.). 

8.  Notariatsgesetz  vom  9.  Juni  1899  (Beil.  z.  G.U.V.BL 
S.  137). 

4.  Ges.  zur  Ausführung  der  Grundbuchordnung  und 
des  Ges.  über  die  Zwangsversteigerung  und  die  Zwangs- 
verwaltung vom  9.  Jnni  1899  (Beil.  z.  G.U.V.B1.  Nr.  28  S.  125). 

5.  Bekanntmachung  des  Textes  des  7.  Abschnitts 
der  Civilprozefsordnung  und  Konkursordnung,  vom 
26.  Juni  1899  (Beil.  z.  G.U.V.B1.  Nr.  28  S.  401). 

6.  Ges.,  das  Unschädlichkeitszeugnis  betr.,  vom  15.  Jnni 
1898  (G.U.V.B1.  8.  301  ff.). 

7.  Ges.  über  das  Liegenschaftsrecht  in  der  Pfalz 
vom  1.  Juli  1898  (G.U.V.B1.  8.  870  ff.). 

8.  Verordnungen,  betr.  die  Anlegung  des  Grundbuchs 
in  den  Landesteilen  rechts  des  Rheins,  vom  23.  Juli  1898 
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(G.ii.y.BL  S.  498  ff.))    in   der  Pfalz   vom  28.  August  1898  (ibid. 
8.  561). 

1.  Verordnung  zur  Aaeftthrung  des  KeichsgesetBes  über 
die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  die  £he- 
schliefsung  vom  6.  Februar  1875  in  der  vom  1.  Januar  1900  an 
geltenden  Fassung,  vom  12.  Juli  1899  (G.  u.V  BL  8.  159  ff.)* 

§  7.  Will  ein  Angehöriger  der  rechtsrheinischen  Landesteile  Bayerns 
oder  ein  Ausländer  oder  eine  AuslSnderin  eine  Ehe  eingehen,  so  dan  der 
Standesbeamte  die  Eheschliefsung  nur  vornehmen,  nachdem  ihm  ein  Zennis 
seiner  Aufsichtsbehörde  darüber  vorgelegt  worden  ist,  da(s  g^gen  dielEa- 
iSssigkeit  der  EheschlieOrang  ein  Bedenken  nicht  besteht 

Die  Aufsichtsbehörde  hat  einem  Angehörigen  der  rechtsrheinisehen 
Landesteile  Bayerns  dieses  Zeugnis  nur  aut  Grund  eines  von  der  Distrikts- 
Verwaltungsbehörde  seiner  Heimat  ausgestellten  VerebelichungsseognisseB  m 
erteilen. 

£inem  Ausländer  darf  das  Zeugnis  nur  ausgestellt  werden,  wenn  er 
durch  eine  Bescheinigung  seiner  zuständigen  politischen  Behörde  des  Staates, 
dem  er  angehört,  nachweist,  dafs  nach  dem  öffeutlichen  und  dem  bfii^ger- 
lichen  Rechte  seines  Staates  der  Eheschliefsung  ein  bekanntes  Hindernis 
nicht  entgegensteht  Ist  durch  Staatsvertras  oder  durch  lünisterialerklftrang 
festgestellt,  dafs  die  Eheschliefsung  nach  aem  öffentlichen  Rechte  des 


läncuschen  Staates  Besdiränkungen  nicht  unterliegt,  so  gentigt  die  Be- 
scheinifipong  der  zuständigen  ausländischen  Behörde,  dafs  nach  dem  bürger- 
lichen neäte  der  Ebesäliersung  ein  bekanntes  Hindernis  nicht  entgefen- 
steht 

Die  gleiche  Bescheiniffunff  genügt,  wenn  einer  Ausländerin  das  Zeugnis 
erteilt  werden  soll.  Die  Echtheit  der  Bescheinigung  mufs,  insoweit  mdit 
ein  anderes  bestimmt  ist,  von  der  der  ausländischen  Behörde  vorgesetsten 
Behörde  bestätig^  sein.  Die  für  die  in  den  Grenzorten  in  Verwendung 
stehenden  österreichischen  Angestellten  der  Zoll-  und  Eäsenbahnveriraltungen 
gdtenden  besonderen  Vorschnften  bleiben  unberührt 

Gehen  der  Auüsichtsbehörde  Zweifel  bei,  ob  auf  Grund  der  Bescheinigang 
das  Zeugnis  ausgestellt  werden  kaun,  so  ist  der  Fall  der  Kreishauptmann- 
schaft  vorzutragen. 

Dem  Ministerium  des  Innern  bleibt  vorbehalten,  die  Beibringung  der 
erforderlichen  Bescheinigung  im  Wege  der  Nachsichtserteilung  z 


2.  Verordnungzur  Ausftlhrung  des  Btlrgerlichen  Gesetz- 
buches und  der  zu  dessen  Ein-  und  Ausftlhrung  er- 
gangenen Gesetze  vom  6.  Juli  1899  (G.u.y.Bl.  8.  203  ff.)- 

3.  Verordnung  zur  Ausführung  einiger  mit  dem  Btlrger- 
lichen Gesetzbuch  zusammenhängenden  Reichsgesetze 
vom  24.  Juli  1898  (G.U.V.BL  8.  217  ff.). 

1.  Abschnitt:  AUffemeine  Vorschriften  über  Angel^enheiten  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  2.  Abschnitt:  Vormundscnafts-,  Nachlats-  und 
Teüungssachen.  8.  Abschnitt:  Grundbuchsachen.  4.  Abmhnitt:  Handeis- 
sachen, Schiffsregister,  Vereinsrc^ter  und  Güterrechtsregister.  5.  Abschnitt: 
öffentliche  Urkunden.  (Nach  §  Sß  sind,  wenn  zur  Wahrnehmung  von  Rechten 
im  Auslande  die  Leistung  eines  Eides,  Versicherung  an  Eidentatt  oder  die 
Beeidigung  eines  aufserhalb  eines  behördlichen  Verfiahrens  vernommenen 
Zeugen  oder  Sachverständigen  erforderlich  ist,  die  Amtsgerichte  oder  Notare 
zusSndig,  den  Eid  oder  die  Versicherung  an  Eidesstatt  abzunehmen  oder 
den  Zeugen  oder  Sachverständigen  zu  beeidigen.)    6.  Abschnitt:    Notariat 
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7.  Abechnitt:   OrtggenehtBpenoiieD.    8.  Abechnitt:  Hinteriegungen.    9.  Ab- 
•chaitt:  8ehlals-  und  ÜberguigBbeetuDmiiiigeii. 

4.  Verordnung  sar  Ansftthrnng  der  gesetEÜchen  Be- 
stimmungen ttber  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  und  des  Hinterlegnngswesens  vom  25-  Juli 
1899  (G.U.V.BL  8.  246  ff.). 

5.  Verordnung  zur  Ausführung  der  Grundbucbordnung 
vom  26.  JuU  1899  (G.u.V.Bl.  8.  261  ff.). 

§  101.  Ist  eme  Urkunde  von  einer  auslfindischen  Behörde  oder  einer 
mit.  öffentlichem  Glauben  versehenen  Person  des  Auslandes  ausgestellt  oder 
beglaubigt,  so  soll,  soweit  nicht  durch  Staatsvertrag  etwas  anderes  bestimmt 
ist,  die  Unterschrift  der  Behörde  oder  der  Person  sowie  deren  Befugnis  zur 
Aufnahme  der  Verhandlung  durch  einen  Konsul  oder  Gesandten  des  Reiches 
beglaubigt  sein. 

1.  Au8f.Ges.  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  und 
dessen  Nebengesetzen  vom  28.  Juli  1899  (Reg.Bl.  8.  428  ff.). 

Nach  Art  256  bedürfen  Auslftnder,  welche  in  Württemberg  mit  einer 
Deutschen  oder  einer  Ausländerin  eine  Ehe  eingehen  wollen,  hienn  der 
Erlaubnis  des  Oberamts,  in  dessen  Bezirk  die  Ehe  stattfinden  soll 

Nach  Art.  282  bedürfen  ausländische  Aktiengesellschaften,  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  und  juristische  Personen,  um  in  Württemberg  ein 
stehendes  Geschäft  mittels  Zweigniederlassung  oder  ständiger  A^ntur  zu 
betreiben,  der  staatUcben  Genehmigung,  wenn  das  Unternehmen  Bank-  und 
KreditgeschSfte,  Sach-  oder  Lebensversichernngeu  einscbliefslich  der  Leib- 
rentenvertrftge  zum  Gaeenstande  hat,  oder  wenn  in  dem  betreffenden  aus- 
ländischen Staate  der  Gewerbebetrieb  von  solchen  Gesellschaften  und  Per- 
sonen, die  Württemberg  angehören,  gleichfalls  staatliche  Genehmigung  er- 
fordert Die  staatliche  Genehmigung  wird  durch  das  Ministerium  des  Innern 
erteilt    Die  erteilte  Genehmigung  ist  widerruflich. 

2.  Verordnung,  betr.  das  Grundbuchwesen,  vom  30.  Juli 
1899  (R^.Bl.  8.  540  ffl). 

3.  Bekanntmachung  des  Justizministeriums,  betr.  die  Fristzur 
Ausführung  der  Civilprozefsordnung,  vom  31.  Juli  1899 
(Reg.BL  8.  545  ff.). 

4.  K.  Verordnung,  betr.  Vorschriften  für  die  8icherheit 
der    Boden  Seeschiffahrt,    vom    25.    September    1899    (Reg.Bl. 

8.  721  ff.). 

5.  Verf.  des  Justizministeriums  vom  2.  September  1899,  betr. 
das  Grund  buch  wesen  (Amtsbl.  d.  W.  J.M.  8.  101  ff.). 

Nach  §  72  soll,  wenn  eine  Urkunde  von  einer  ausländischen  Behörde 
oder  einer  mit  öffentlichem  Glauben  versehenen  Person  des  Auslandes  aus- 
ffcstellt  oder  beglaubigt  ist,  soweit  nicht  durch  Staatsverträge  ein  anderes 
bestinmit  ist,  die  Unterschrift  der  Behörden  oder  der  Person  sowie  die  Be- 
fugnis derselben  zur  Aufnahme  der  Urkunde  diplomatisch  oder  konsular- 
amtlich  beglaubigt  sein. 

6.  Verf.  des  Justizministeriums  vom  14.  September  1899,  betr. 
das  Vormundschaftswesen  (Amtsbl.  d.  W.  J.M.  8.  169). 

§  45.  Den  Behörden  des  Reichs,  den  öffentlichen  Behörden  des  Landes 
und  den  von  ihnen  beaultrairten  lieamten  sowie  den  Gerichten  anderer  deut- 
scher Staaten  ist  die  in  amtachem  Interesse  nachgesuchte  Einsieht  der  (Vor- 
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mondschaftB-)  Akten  jederseit  gestattet  Ihrem  (}esQche  um  Ausfolge  nnd 
Zusendmig  der  Akten  ist  gegen  Empftngsbescheinigimg  sa  entspieehen, 
aoch  können  sie  gegen  Kostenersats  die  Erteilnng  Ton  Abschrinen  ver- 
langen. Dem  Ersuchen  von  Behörden  eines  anderen  deatschen  Bondesataatei 
kann  bis  auf  weiteres  dann  entsprochen  werden,  wenn  die  Gegenseitigkeit 
verbüß  ist.  Erheben  sich  Bedenken,  so  ist  gleichwie  in  den  F&llen,  in 
welchen  das  Ersuchen  von  der  Behörde  emes  nicht  deutschen  Staates  aus- 
geht, die  Entschliefsung  des  Justiaministeriums  einsuholen. 

§  46.  Ersuchen  um  Bechtshillfe  können  die  ordentlichen  Vor- 
mundschaftsgerichte  unmittelbar  an  die  zustftndigen  Gerichte  und  Behörden 
der  anderen  Bundesstaaten  richten.  Falls  sie  jedoch  nicht  sichere  Kenntnis 
von  der  Zuständi^kdt  anderer  Behörden  haboi,  sind  die  Ersuchsschreiben 
reeelmäfsig^  an  die  Amtsgerichte  des  betreflFenden  Bundesstaates  zu  richten 
r§§  2,  194  Abs.  14  des  Ges.  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Geriehts- 
biurkeit  vergl.  mit  §  158  des  Ger.Verf.Ges.,  dazu  die  Verf.  des  JuslMin.  Tom 
29.  November  1880,  Württ  Gerichtsbl.  Bd.  18  S.  24  und  vom  26.  Oktober 
1892,  Amtsbl.  S.  66X 

Andererseits  haben  die  ordentlichen  Vormundschaftsfferichte  dem  an  sie 
ergehenden  Ersuchen  der  Grerichte  und  Behörden  der  anaeren  Bundesstaaten 
um  Rechtsbttlfe  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  G^erichtsbarkeit  zu  ent- 
sprechen. Werden  solche  Ersuchen  eines  ausw£ügen  Gerichts  oder  dner 
auswärtigen  Behörde  an  ein  Amtsgericht  gerichtet,  so  kann  dieses,  sofern, 
nicht  die  Erledigung  durch  das  Gericht  ansdröcklich  verlangt  wird,  die 
Mitwirkung  der  or^ntlichen  Vormundschaftsgeriehte  in  Ansprach  nehmen. 
Fttr  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  sind  die  erlassenen  besonderen  Vorschriften  mafsgebendL 

7.  Verf.  des  Justizministeriums  vom  14.  September  1899,  betr. 
das  Nachlafswesen  (Amtsbl.  d.  W.J.M.  S.  210  ff.)- 

8.  Verf.  des  Min.  der  Justiz  und  des  Innern  vom  8.  September 
1899,  betr.  die  vorläufige  Festnahme  von  Personen,  die 
nach  den  Niederlanden  geflüchtet  sind,  zur  Sicherung 
ihrer  Auslieferung  (Amtsbl.  d.  W.  J.M.  S.  289). 

1.  Verordnung  vom  30- Juli  1899,  den  Vollzug  der  Hinter- 
legungsordnung betr.  (G.a.V.Bl.  S.  405  ff.).  Neuer  Text  des 
Hinterlegungsgesetzes  nach  J.M.Bekanntmachung  vom  80.  Juli 
1899  (G.U.V.B1.  8.  393  ff). 

2.  Verordnung  des  Min.  des  Innern  vom  20.  September  1899, 
die  Schiffahrt  auf  dem  Bodensee  betr.  (G.U.V.B1.  S.  441). 

Hessen. 

1.  Ges.,  die  Ausführung  des  Gesetzes  über  die  An- 
gelegenheiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  betr., 
vom  18.  Juli  1899  (Reg.Bl.  S.  287). 

2.  Ges.,  die  Ausführung  des  Handelsgesetzbuchs 
und  der  Wechselordnung  betr.,  vom  20.  Juli  1899  (R^.BL 
S.  353). 

Art  3  im  wesentlichen  gleichlautend  mit  Art  282  des  Württ 
Ausf.Ges.  zum  B.6.B.  s.  oben  S.  503. 

3.  Ges.,    betr.    Änderungen    des    Gesetzes,    die    Aus 
führung  der  Civilprozefsordnung  und  Konkursordnnng 
betr.,  vom  21.  Juli  1899  (Keg.Bl.  S.  356). 
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4.  Ges.,  die  Ansftlhrang  der  Grandbuchordnung  betr., 
vom  22.  Juli  1899  (Reg.BL  S.  363). 

5.  Ges.,  die  Ausfttbrang  des  Gesetzes  Aber  die 
Zwangsversteigerung  und  die  Zwangsverwaltung  betr., 
vom  28.  Juli  1899  (Reg.Bl.  S.  367). 

6.  Ges.,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  30.  August 
1884,  die  Erbscbafts-  und  Scjheukungssteuer  betr.,  vom 
12.  August  1899  (Reg.Bl.  S.  525). 

7.  Verordnung,  die  gerichtlichen  Hinterlegungen  betr., 
vom  19.  August  1899  (R^.Bl.  S.  581). 

Saeksen  -Weinuur-Süsenaeli. 

Ges.  vom  29.  März  1899,  betr.  Änderungen  des  Gesetzes 
vom  20.  März  1879  zur  Ausführung  des  deutschen 
Gerichtsverfassungsgesetzes  vom  27.  Januar  1877 
(Reg.Bl.  S.  107). 

OMenkmrr* 

1.  Ges.  fVür  das  Herzogtum  Oldenburg,  betr.  das  Grund- 
erbrecht, vom  19.  April  1899  (G.Bl.  f.  d.  Herzogtum  Oldenburg 
Bd.  82  S.  391  ff.). 

2.  Ges.  für  das  Herzogtum  Oldenburg,  betr.  das  nutz- 
bare Eigentum  an  Grundstücken,  vom  25.  April  1899  (ibid. 
8.  400  ff.). 

3.  Ges.  fUr  das  Herzogtum  Oldenburg  zur  Ausführung 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  des  Handelsgesetz- 
buchs vom  15.  Mai  1899  (ibid.  S.  405  ff.). 

Bra«Maeliweir« 

Min.Bekanntmachung  vom  7.  Juli  1899,  betr.  die  Ausführung 
der  Reichsgrundbuchordnung  (G.u.V.Bl.  S.  585). 

SaeliseB-Alteiilimrr- 

Ausführungsgesetz  zur  Civilprozefsordnung  vom 
4.  Mai  1899  (Ges.Slg.  S.  64). 

S€liwarBft«rir-R«4«UitaAt. 

Gesetze  vom  11.  Juli  1899,  betr.  Ausführung  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  (Ges.Slg.  S.  51),  Ausführung  des  Reichs- 
gesetzes über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (S.  94),  Ausführung  der  Civilprozefs- 
ordnung und  Konkursordnung  (S.  111),  Ausführung  des 
Handelsgesetzbuchs  (S.  119). 

SekwarBbmrr-  S«B4enka«seB. 

1.  Ausführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch vom  19.  Juli  1899  (Ges.81.g  S.  29). 

2.  Gesetze  vom  19.  Juni  1899,  betr.  Ausführung  der  Civil- 
prozefsordnung und  Ronkursordnung  (Ge8.S]g.  S.  65)  und 
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Aber   die  Zwangsversteigerang   und   Zwangfiverwaltang 
Ge8.Slg.  S.  83). 

3.  AuBfflhrungsgesetze  vom  29-  Juli  1899  zum  Reichs- 
gesetze  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (Ge8.Slg.  S.  87)  und  zur  Reichsgrnnd- 
buchordnung  (Ge8.Slg.  S.  145). 

4.  HinttfrlegungBordnnng  vom  29.  Juli  1899  (6eB.Slg. 
8.  153). 

5.  NotariatBordnung  vom  29.  Juli  1899  (G€B.Slg.  S.  169). 

Selia«Hibmrr  -  litppe. 

1.  AusfttbrungBgesetz  vom  16.  AuguBt  1899  zum  ReichB- 
geBetz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (Land.VO.  S.  127). 

2.  Ges.  vom  23.  August  1899  zur  Ausführung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (ibid.  (8.  153). 


Gesetzevom  14.  Juli  1899,  betr.  die  Ausführung  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  (Amtsbl.  S.  341),  den  Güterstand  der 
vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
geschlossenen  Ehen  (S.  861),  betr.  die  Vormundschafts- 
behörde (8.  869),  Ausführung  der  Grundbuchordnung 
(S.  876),  Ausführung  zum  Reichsgesetz  über  Zwangsver- 
steigerung und  Zwangsverwaltung  (8.  384),  Hinter- 
legungsordnung (S.  890). 


Internationale  Verträge. 

1.  Vereinbarung  zwisclien  dem  Reiche  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Brasilien  über  die  Mitwirkung 
der  beiderseitigen  konsularischen  Vertreter  bei  der 
Regelung  von  Nachlässen  ihrer  Staatsangehörigen  vom 
30.  November  1897/15.  Februar  1898  (RG.Bl.  1899  S.  547). 

Kaiserlich  deutsche  Gesandtschaft  in  Brasilien. 

Petropolis,  den  80.  November  1897. 
Herr  Minister. 

Emem  mir  von  der  Regierang  Seiner  MajestAt  des  Deutschen  Kaisen 
und  Königs  von  Preufsen  erteilten  Auftrage  gemäfs  beehre  ich  mich  an 
Eure  EzcelleDz  die  Bitte  zu  richten,  dafür  Sorge  tragen  zu  wollen,  dab 
die  ibiwendung  der  in  dem  Dekret  Nr.  855  vom  8.  November  1851  ent- 
haltenen Bestimmungen  auf  die  Nachlässe  der  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Brasilien  verstorbenen  Deutschen  angeordnet  wird. 

Die  Regierung  Seiner  Majestät  des  Kaisers  und  Königs  wird  dann  für 
die  Nachlässe  der  un  DeutBchen  Reiche  verstorbenen  Brasilianer  die  gleiche 
Behandlung  eintreten  laaseo. 
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Die  Anwendniig  der  bezeichneten  Bestimmuiigen  soll  im  Dentechen 
Reiche  wie  in  den  vereinigten  Staaten  von  Brasilien  drei  Monate  nach  dem 
Tage  beginnen,  an  dem  dorch  eine  sobald  als  möglidi  in  Rio  de  Janeiro 
abzugebende  Erklärung  der  deutschen  Regierung  fes^^tellt  sein  wird,  dafs 
die  getrofiiene  Vereinbarung  die  Terfassungsmäfsig  notwendige  Genehmigung 
der  gesetzgebenden  Körperschaften  des  Deutschen  Reichs  gefunden  hat 

Ich  benutze  auch  diesen  Anlafs,  um  Eurer  Ezcellenz  die  YerBicherung 
meiner  ausgezeichnetsten  Hochachtung  zu  erneuern. 

Der  SLaiserlich  deutsche  GeschäftstrSger. 
ven  Chriennger, 
An 
Seine  Ezcellenz  Herrn  General  DumUio 
E.  de  Ca9to  Ceraueira^  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  etc. 


Übersetzung. 
3.  Sektion  Nr.  4. 

Rio  de  Janeiro,  Ministerium  der  auswärtigen 
Angelegenheiten,  den  15.  Februar  1898. 
Eine  grofse  Zahl  dringender  Angelegenheiten  hat  mich  bisher  verhindert, 
auf  die  Note  zu  antworten,  die  der  Geschäftsträger  des  Deutschen  Reichs 
Herr  Freiherr  von  Orieeinger  unterm  80.  Noyember  v.  J.  an  mich  gerichtet 
und  worin  er  den  Antrag  gestellt  hat,  dals  die  Bestimmungen  des  Dekrets 
Nr.  855  vom  8.  November  1851,  die  sich  auf  Nachlässe  beziehen,  auf  Grund 
der  Gegenseitigkeit  auch  auf  die  Nachlasse  der  in  Brasilien  verstorbenen 
Deutschen  angewandt  werden  möchten.  Der  Herr  Freiherr  weifs  bereits, 
dafs  dieser  Anwendung  unter  den  folgenden  Voraussetzungen  keine  Schwierig- 
keiten entgegenstehen. 

Es  ist  unerläfslich,  dafs  in  der  Übereinkunft,  die  hierdurch  zwischen 
Brasilien  und  Deutschland  mittelst  Notenaustausches  geschlossen  wird,  die 
Erklärung  enthalten  ist,  dafs  die  in  Frage  stehenden  Bestimmungen  nur  auf 
Nachlässe  Anwendung  finden,  die  nach  dem  Inkrafttreten  der  erwähnten 
Übereinkunft  angefallen  sind,  und  dafs,  im  Falle  des  Erlöschens  des  Ab- 
kommens, alle  Nachlässe,  die  dann  noch  nicht  abgewickelt  sind,  nach  dem 
Dekret  Nr.  2438  vom  15.  Juni  1859  oder  nach  den  dann  geltenden  Be- 
stimmungen geregelt  werden  sollen. 

Die  Bundesregierung  wird,  sobald  ihr  amtlich  bekannt  gemacht  worden 
bt,  dals  die  Übereinkunft  in  Deutschland  zur  Ausführung  gelangen  kann, 
eine  Verordnung  erlassen,  worin  sie  die  Ausführung  des  Abkommens  verfügt 
und  hierzu  einen  Zeitraum  von  drei  Monaten  festsetzt. 

Ich  benutze  mit  Vergnügen  diese  Gelegenheit,  dem  Herrn  Geschäfts- 
träger die  Versicherung  meiner  sehr  ausgezeichneten  Hochachtung  zu  er- 
neuem. 

Dionisio  E,  de  Castro  Cerqueira, 
An  Herrn  Freiherm  von  Griesinger. 

Hierzu  Bekanntmachung  des  Deutschen  Reichskanzlers  vom  24.  Sep- 
tember 1899,  betr.  die  obenbezeichnete  Vereinbarung  (R.- 
6.B1.  1899  S.  550  £): 

Die  mit  dem  vorstehenden  Notenwechsel  vom  30.  November  1897/ 
15.  Februar  1898  getroffene  Vereinbarung  tritt,  nachdem  sie  die  Zustimmung 
des  Bundesrats  und  die  Genehmigung  des  Reiehstajn  gefunden  bat,  auf  Grund 
eines  Übereinkommens  zwischen  der  Regierung  Seiner  Mijestät  des  Kaisers 
und  der  Regierung  der  Republik  der  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien  mit 
Beginn  des  1.  Oktober  1899  in  Kraft    Demgemäfs  kommen,  wie  durch  Dekret 
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des  Prfisidenten  der  Republik  der  Vereinigten  Staaten  von  Braailien  Nr.  3358 
vom  29.  Juli  d.  J.  yerflt^  worden  ist,  auf  die  vom  1.  Oktober  d.  J.  an  er- 
öffneten Nachlässe  der  in  Brasilien  verstorbenen  Deutschen  die  im  Art.  24 
des  brasilianischen  Dekrets  Nr.  855  vom  8.  November  1851  in  Bezog  ge- 
nommenen Bestimmungen  (Art.  2—8  und  11)  dieses  Dekrets  zur  Anwendung. 
Gemfifs  der  Überdnkunft  tritt  von  demsdben  Zeitpunkt  an  die  bleiche  Be- 
handlung für  die  Nachlässe  der  im  Deutschen  Keiche  yerstorbenen  Bra- 
silianer ein. 

Eine  deutsche  Obersetzung  der  Art  2—8,  11  und  24  des  erwähnten 
Dekrets  Nr.  855  vom  8.  November  1851  wird  nachstehend  abgedruckt 

Berlin,  den  24.  September  1899. 

Der  Reichskanzler. 
Fürst  zu  Hohenlohe. 

Übersetzung   der   Art    2—8,    11    und    24    des    brasilianischen 
Dekrets   Nr.  855  vom  8.   November   1851. 

Art.  2.  Wenn  ein  in  Brasilien  wohnhafter  Ausländer  stirbt,  ohne  eine 
letztwillige  Verfügung  errichtet  zu  haben  und  ohne  einen  im  Lande  lebenden 
Gatten  ^er  Erben  und  namentlich  solche  Erben  zu  hinterlassen,  die  im 
Lande  anwesend  sind  und  denen  als  Haupt  der  Familie  die  Verwaltung  der 
Nachlafsmasse  behufs  Errichtung  eines  Inventars  und  Voniahme  der  Teilung 
zusteht,  oder  selbst  wenn  ein  in  Brasilien  wohnender  Ausländer  mit  Hinter- 
lassung einer  letztwilligen  Verfügung  stirbt,  seine  Erben  jedoch  Ausländer 
und  ebenso  wie  die  Testamentsvoll^recker  abwesend  sind,  so  hat  dar  fUr 
die  Angelegenheiten  Verstorbener  und  Abwesender  zuständige  Richter  mit 
dem  betreffenden  konsularischen  Vertreter  die  Feststellung  der  Erbschafts- 
masse,  deren  Gewahrsam  dem  konsularischen  Vertreter  anvertraut  wird,  vor- 
zunehmen. Zu  diesem  Zwecke  hat  der  Richter  alsbald  von  Amtswegen 
in  Gegenwart  des  Konsularvertreten  zu  der  Aufoahme  des  Inventars  za 
schreiten. 

Ist  ein  Erbe  branlianischer  Bürger,  so  findet  eine  solche  Mitwirkun|^ 
der  konsularischen  Vertreter  nicht  statt,  selbst  wenn  der  betreffende  Erbe 
abwesend  sein  sollte. 

Art.  8.  Ist  das  Inventar  abgeschlossen,  so  geht  die  Erbschafbsmasse 
zur  Verwaltung  und  Liquidierung  an  den  konsularischen  Vertreter  über; 
dieser  kann  über  ihre  einzelnen  Bestandteile  oder  ihre  Erträge  weder  ver- 
fügen noch  sie  den  rechtmäfsigen  Erben  autentworten .  bis  nicht  durch  vor- 
gängi^e  unmittelbar  nach  der  Feststellung  der  Nachlaismasse  erlassene  Ver- 
öffentlichungen in  den  Zeitungen  festgestellt  ist,  dafs  innerhalb  eines  Jahres 
kein  Erbschaftsgläubiger  aufgetreten  ist  Das  Gleiche  £;ilt,  solange  über  die 
Erbschaft  ein  Kechtsstreit  schwebt,  und  solange  nicht  die  gesetzmäCsige 
Erbschaftssteuer  entrichtet  ist.  Um  festzustellen,  ob  eine  Erbschaftssteuer  zu 
zahlen  ist  oder  nicht,  hat  der  konsularische  Vertreter  durch  genügende  und 
gehörig  beglaubigte  Urkunden  den  Verwandtschaftsgrad  zwischen  dem  Ver- 
storbenen und  seinem  oder  seinen  Erben  nachzuweisen. 

Art  4.  Ist  nach  Ablauf  des  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten 
Jahres  wegen  der  Erbschaft  kein  Rechtsstreit  anhängig,  und  ist  die  gesetz. 
liehe  Erbschaftssteuer  entrichtet,  oder  ist  festgestellt,  dafo  eine  solche  nicht 
zu  zahlen  ist,  so  kann  der  konsularische  Vertreter  über  die  Erbschaft  ver- 
fügen und  sie  den  Erbberechtigten  in  Gemäfsheit  der  ihm  ertdlten  An- 
weisungen ausfolgen.  Er  wird  dabei  von  den  brasilianischen  Gerichten  als 
Vertreter  des  oder  der  Erben  angesehen  und  ist  diesen  allein  verantwortlich. 

Art  5.  Falls  Schulden  vorhanden  oder  Rechtsstreitigkeiten  anhäneig 
sind,  die  nur  einen  Teil  der  Erbschaft  betreffen,  so  können  nach  Ablauf  des 
Jahres  und  nachdem  die  E^ordemisse  des  Art  3  erfüllt  sind,  die  Bestimmungen 
des  vorstehenden  Artikels  auf  den  durch  Schulden  nicht  belasteten  oder  nicht 
strittigen  Teil  der  Erbschaft  Anwendung  finden.    Es  wird  dann  ein  der 
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Schnldsamme  oder  dem  Streitwert  entsprechender  Betrag  öffentlich  hinterlegt 
oder  der  Btreitsegenstand  seihst  ararückhehalten. 

Art  6.  Wenn  ein  in  Brasilien  wohnhafter  Ausländer  unter  den  im 
Art  2  vorgesehenen  Verhältnissen  an  einem  Orte  stirbt,  wo  ein  konsula- 
rischer Vertreter  seines  Staates  nicht  vorhanden  ist,  so  hat  der  für  <Üe  An- 
gelegenheiten Verstorbener  und  Abwesender  zuständige  Richter  die  Fest- 
stellung und  die  Inventarisierung  des  Nachlasses  in  Gegenwart  sweier 
glaubismdigen ,  demselben  Staate  wie  der  Verstorbene  angenörigen  Zeujoren, 
und  in  deren  £rmangelune  in  Gegenwart  von  zwei  vertrauenswürdigen 
Kaufleuten  oder  dort  Gruna  und  B^en  besitzenden  Männern  vorzunehmen. 
Die  Betreffenden  sind  dann  Verwalter  oder  Liquidatoren  der  Erbschaft ,  bis 
über  das  Schicksal  des  zur  Auszahlung  fähigen  und  nicht  strittigen  Nach- 
lasses bestimmt  werden  kann. 

Art  7.  In  dem  im  vorstehenden  Artikel  vorgesehenen  Falle  hat  der 
Richter  innerhalb  15  Taffen,  nachdem  er  von  dem  m  seinem  Amtsbezirk  er- 
folgten Ableben  eines  Ausländers  Kenntnis  erhalten  hat,  wenn  dabei  die 
Voraussetzungen  des  Art  2  zutreffen,    dem  Minister  der  auswärtigen  An- 

gslegenheiten  nebst  einem  Totenschein  eine  Mitteilung  über  Alter,  Wohnort, 
eburtsort  und  Beruf  des  verstorbenen  Ausländers,  sowie  über  alles,  was 
sonst  über  dessen  Nachlals  und  Verwandte  festgestellt  werden  kann,  einzu- 
reichen, damit  der  genannte  Minister  sich  mit  der  betreffenden  Gresandtschaft 
oder  mit  dem  betreffenden  konsularischen  Vertreter  wegen  der  Verfügung 
über  die  zur  Auszahlung  zu  bringende  Nachlafsmasse  ins  Benehmen  setzen 
kann. 

Art  8.  Weder  die  konsularischen  Vertreter,  noch  die  nach  Mafsgabe 
des  Art  6  eingesetzten  Verwalter  dürfen  irgend  eine  Schuld  des  Verstorbenen 
ohne  Ermächtigung  des  Richters  zahlen;  dieser  darf  seinerseits  ohne  An- 
hören des  konsularischen  Vertreters  oder  der  Verwalter  keine  Zahlung  an- 
ordnen. 

Ausgenommen  sind  die  Begräbniskosten,  zu  deren  Bezahlung  der 
Richter  oder  die  Bezirkspolizeib^hörde  unter  Berücksichtigung  der  vor- 
handenen &bschaftsmittel,  wenn  möglich  alsbald,  Ermächtigung  erteilt 

Art  11.  Stirbt  ein  fremder  konsularischer  Vertreter,  so  wird  sein 
Nachlals   ebenso  in  Verwahrung  genommen  wie  die  Nachlässe  von  Mit- 

flledem  des  diplomatischen  Korps.    Ausgenommen  ist  der  Fall,  dafs  ein 
onsularischer  Vertreter  ein  Handelsgewerbe  im  Lande  betreibt;  dann  greift 
die  allgemeine  Regel  Platz. 

Art.  24.  Die  Art.  2,  3,  4,  5,  6,  7,  8  und  11  treten  für  die  konsularischen 
Vertreter  und  ihre  Staatsangehörigen  erst  in  Kraft,  nachdem  auf  Grund  eines 
Übereinkommens  durch  Notenaustausch  die  Gegenseitigkeit  zugesichert  und 
infolgedessen  die  Erfüllung  der  Gegenseitigkeit  von  der  betreffenden  Regierung 
angeordnet  worden  ist. 

2.  Internationale  Schiffahrts-  and  Hafenordnung 
für  den  Bodensee  vom  8.  April  1899  (Eidg.  A.  8.  N.  F.  Bd.  XVII 
S.  295  ff.). 

3.  Erklärung  zwischen  der  Schweiz  und  Italien, 
betr.  die  von  den  beiderseitigen  Staatsangehörigen  zu 
erfüllenden  Förmlichkeiten  bei  EheBchliefsnngen,  vom 
23.  September  1899  (Schweiz.  Bundesbl.  1899  Bd.  IV  S.  1030,  A.  S. 
N.  F.  Bd.  XVII  S.  370),  durch  welche  die  Erklärung  vom  16./29.  No- 
vember 1890  (A.  8.  N.  F.  Bd.  XI  8.  729)  und  der  Zusatz  vom 
11.  März  1892  (A.  8.  N.  F.  Bd.  XII  8.  680)  ersetzt  sind. 

Art  1.  Schweizer,  welche  mit  Italienerinnen  in  Italien  und  Italiener, 
welche  mit  Schweizerinnen  in  der  Schweiz  eine  Ehe  abschliefsen  wollen, 
sollen  In  Zukunft,  wenn  sie  ihre  Staatsangehörigkeit  nachgewiesen  haben. 
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nicht  mehr  verpflichtet  sein,  durch  Vorlegung  von  Attesten  ihrer  besfl^chen 
Heimatbehörden  darzuthun,  dafs  sie  ihre  Staatsangehörigkeit  durch  die  Ehe- 
schUefsunff  auf  ihre  zukünftige  £3iefrau  und  ihre  in  der  Ehe  ffeborenen 
Kinder  übertra|g;en  und  dafs  ne  demgem&fs  nach  eingegangener  £he  samt 
ihrer  Yorgedachten  Familie  von  ihrem  Heimatstaate  am  EHordem  wieder 
werden  ttbemommen  werden. 

Art  2.  Die  beiderseitigen  Angehörigen  sind  jedoch  verpflichtet,  eine 
Bescheinigung  ihrer  zuständigen  Landesbehörde  darüber  Torsttl^gen,  daJb  der 
Abschliefstmg  der  Ehe  nach  dem  bürgerlichen  Rechte  ihrer  Heimat  käu 
bekanntes  Hindemis  entgegensteht. 

Diese  Bescheinigung  wird  durch  die  Civilstandsbeamten ,  welche  die 
Verkündung  der  Ehe  voUzogen  haben,  mittels  einer  Erklärung  auf  dem  Ver- 
kündschein ausgestellt,  dahin  lautend: 

„Der  Ciyibtandtfbeamte  von erklärt,  dafs  er,  ohne  dafs  irgend 

welche  Einsprache  erhoben  worden  ist,  die  Verkündung  der  Ehe 

Torgenommen  hat  und  dafs  dem  Vollzüge  dieser  Ehe  nacn G^eeetxea 

nichts  im  Wege  stehf 

Die  Beglaubigung  der  Unterschriften  der  schweizerischen  und  italieni- 
schen Civilstandsbeamten  durch  die  zustftndi^n  schweizerischen  und  italieni- 
schen Behörden  schliefst  die  Erklärung  in  sich,  dafs  die  Oviistandsbeamten 
zur  Ausstellung  der  erwähnten  Bescheinigung  befugt  sind. 

Art  3.  Die  zwischen  den  beiden  Kegierungen  am  15./29.  November 
1890  ausgetauschte  Erklärung  und  der  Zusatz  vom  11.  März  1892  sind  auf- 
gehoben. 

Hierzu  bemerkt  das  KreiBSchreiben  des  Bundesrats  an  sämtliche 
eidgenössische  Stände  vom  3.  Oktober  1899  (BundesbL  1899  S.  1028), 
auf  Grund  dieser  neuen  Erklttrong  seien  künftighin  auch  die  itali«ii8chen 
Civilstandsbeamten  in  der  Lage,  das  NulUt-Osta-Zeugais^  das  im  übrigen 
nur  in  formeller  Beziehung  eine  unwesentliche  Abänderung  enthält| 
direkt  auf  dem  Verkündschein  auszustellen,  statt,  wie  bisher,  in 
besonderen  Urkunde. 


Rechtsverhältnisse  in  den  deutschen  Schutzgebieten. 

1.  Ges.,  betr.  Abänderung  und  Ergänzung  des  Gesetzes 
über  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutz- 
gebiete (R.G.B1.  1888  S.  75),  vom  2.  Juli  1899  (R.G.BL  S.  865). 

Art  I.  §  8  des  Gesetzes,  betr.  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen 
Schutzgebiete  (R.G.Bl.  1888  S.  75),  erhält  folgende  Fassung: 

Deutschen  Kolonialgesellschaften,  welche  die  Kolonisation  der  deut- 
schen Schutsgebiete,  insbesondere  den  Erwerb  und  die  Verwertung  von 
Grundbesitz,  den  Betrieb  von  Land-  oder  PUntagenwirtschaft,  den  Betrieb 
von  Bergbau,  gewerblichen  Unternehmungen  und  Handelsgeschäften  in 
denselben  zum  ausschliefslichen  Gegenstand  ihres  Unternehmens  und  ihren 
Sitz  entweder  im  Reichsgebiet  oder  in  einem  Schuts^biet  oder  in  einem 
Konsulaigerichtsbezirke  nahen  oder  denen  durch  Kaiserliche  Schutsbriefe 
die  Ausübung  von  Hoheitsrechten  in  den  deutschen  Schuti^;ebiete&  über- 
tragen ist,  kann  auf  Grund  eines  vom  Reichskanzlsr  genehmigten  Gresell- 
schaftsvertrags  (Statuts)  durch  Beschlufs  des  Bundesrats  die  Fäig^eit  bei- 
gelegt werden,  unter  ihrem  Namen  Rechte,  insbesondere  £ägentum  und 
andere  dingliche  Rechte  an  Grundstücken  zu  erwerben,  Verbindlichkeiten 
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einaugehen,  vor  Gericht  zu  klagen  und  verklagt  zu  werden.  In  solchem 
Falle  haftet  den  Gläubigem  für  alle  Verbindlichketten  der  Kolonialgesell* 
Schaft  nur  das  Vermögen  derselben. 

Das  Gldche  gilt  ftlr  deutsche  Gesellschaften,  welche  den  Betrieb 
eines  Unternehmens  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Art  in  dem  Hinterland 
eines  deutschen  Schutzgebiets  oder  in  sonstigen  dem  Schutzgebiete  be- 
nachbarten Bezirken  zum  Gegenstand  und  ihren  Sitz  entweder  im  Reichs- 
sebiet  oder  in  einem  Schutzgebiet  oder  in   einem  Konsulaigerichtsbe^ke 

Der  BeschluCs  des  Bundesrats  und  im  Auszöge  der  Gesellschaft»- 
vertrag  sind  durch  den  Reichsanzeiger  zu  veröffentlichen. 

Art.  n.  §  10  des  Gesetzes,  betr.  die  Rechtsverhiiltnisse  der  deutschen 
Schutzgebiete,  erhält  folgende  Fassung: 

Die  (xeseUschaften,  welche  die  im  §  9  erwähnte  Fähigkeit  durch 
Besehluls  des  Bundesrats  erhalten  haben,  unterstehen  der  Aa£sieht  des 
Reichskanzlers.  Die  einzelnen  Befugnisse  derselben  sind  in  den  Gesell- 
schaftsvertrag aufzunehmen. 

2.  Verordnung,  betr.  die  Vereinigung  von  Wohnplätzen 
in  den  deutschen  Schutzgebieten  zu  kommunalen  Ver- 
bänden, vom  3.  Juli  1899  (R.0.B1.  S.  866  f.). 

§  1.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtig,  Wofanplätze  in  den  Bchntz- 
sebieten  zu  kommunalen  Verbänden  zu  veremigen.  Die  hiernach  gebildeten 
kommunalen  Verbände  sind  unter  Angabe  des  r<^amens,  den  der  Verband  zu 
fthren  haben  wird,  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

§  2.  Die  in  Gemäfsheit  des  §  1  gebildeten  und  öffentlich  bekannt 
Mnachten  kommunalen  Verbände  haben  die  Fähigkeit,  unter  ihrem  Namen 
Kechte,  insbesondere  Eigentum  und  andere  dingliche  Rechte  an  Grundstücken 
SU  erwerben,  Verbindlidikeiten  dnzugehen,  vor  Gericht  zu  klagen  und  ver- 
klagt zu  werden. 

§  3.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Oiganisation  der  kommanalen 
Verbfaide,  insbesondere  über  den  £rwerb  und  den  Verlust  der  Zugehörigkeit, 
über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder,  über  die  Vertretung  nach 
innen  und  anlsen,  sowie  über  die  Art  und  Weise,  auf  welche  der  Verband 
über  seine  Kinnahmen  und  Ausgaben  Rechnung  zu  legen  haben  wird,  erläfst 
der  Reichskanzler. 

8.  AUerh.  Erlafs,  betr.  die  Erklärung  des  Schatzes  über 
die  Karolinen,  Palau  und  Marianen,  vom  18.  Jali  1899 
(R.6.B1.  S.  541). 


Vermischte  Mitteiliingen. 

1«  (Preisaasschreiben.)  Die  Internationale  Vereinigong 
ftlr  vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre  zu  Berlin 
setzt  den  von  ihrem  Mitgliede  Dr.  Carl  Hüse  za  Berlin  gestifteten  Preis 
von  1000  Mk.  als  Hilse-Preis  für  die  beste  Arbeit  über  folgendes  Thema 
aas:  „Die  Haftgesetze  ftlr  Eisenbahnen  in  den  wichtigsteo  Staaten 
Eoropas  (unter  eventaeller  Berücksichtigung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika),  geschichtlich  and  nach  ihrer  wirtschaftlichen  Tragweite 
dargestellt.  **  Die  Preisbewerbang  geschieht  unter  folgenden  Bedingungen : 
1.    Die  Arbeiten  müssen  bis  zum  1.  April  1901  an  den  ersten  Schrift* 
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ftlhrer  der  Vereinigung,  Kammergeriefatsrat  Dr.  Kronecker^  Berlin  W., 
Korftarstendamm  241 ,  eingeliefert  werden.  2.  Die  Arbeiten  mOsBOi 
in  deutscher  oder  franzOeischer  oder  englischer  Sprache  veriaftt,  auch 
müsaen  die  deatschen  Mannskripte  mit  lateinischen  Buchstaben  ge- 
schrieben sein.  Es  ist  im  höchsten  Grade  wünschenswert,  die  Arbeiten 
mit  dner  Schreibmaschine  schreiben  zu  lassen.  3.  Die  Arbeiten  dttrfea 
nicht  mit  dem  Namen  des  Ver^issers,  sondern  nur  mit  einem  Motto 
bezeichnet  werden,  doch  mufs  ihnen  ein  veniegeltes  Couvert  beig^eben 
sein,  welches  das  gleiche  Motto  als  Auftchrift  trügt,  und  in  welchem 
der  Name  und  die  Adresse  des  Autors  enthalten  sind.  4.  Das  Preis- 
richterkollegium besteht  aus  folgenden  Mitgliedern  der  Vereinigung: 
Dr.  jur.  T.  IL  C.  Asser^  Staatsrat,  Haag;  Dr.  Chorg  J^er,  B^erungs- 
rat,  Berlin;  Dr.  WWam  HewinSf  Direktor  der  London  Sthool  of 
Eoimomics  and  PoUHkäl  Science^  London ;  Dr.  IViednA  Meüiy  ordent- 
licher Professor  der  Rechte,  Advokat,  Zürich.  Das  Preisrichtei^oUegium 
bestinunt  selbst  die  Regeln,  nach  denen  es  yerfkhren  will.  Die  Ver- 
kündigung der  Entscheidung  soll,  wenn  möglich,  noch  vor  dem  1.  April 
1902  erfolgen.  Der  PMis  kann  zwischen  mehrere  Bewerber  verteilt 
werden,  wenn  ihre  Arbeiten  von  wesentlich  gleichem  Werte  erscheinen. 
Die  mit  dem  Preise  gekrOnte  Arbeit  kann  von  der  Internationalen 
Vereinigung  veröffentlicht  werden.  Die  Veröffentlichung  einer  Preis- 
arbeit oder  eines  oder  mehrerer  Teile  derselben  vor  Verkündung  der 
Entscheidung  hat  zur  Folge,  dafs  die  Arbeit  aus  der  Preisbewerbung 
und  der  ferneren  Begutachtung  durch  die  Preisrichter  ausscheidet.  Das 
Preisrichterkollegium  darf  von  den  Couverten,  welche  den  Manuskripten 
beigefOgt  sind,  nur  dasjenige  öffiien,  welches  die  preisgekrönte  Arbeit 
begleitet.  Die  anderen  zur  Bewerbung  eingereichten,  nicht  preis- 
gekrönten Manuskripte  müssen  innerhalb  eines  Jahres  nach  Verkündung 
des  Preisrichterspruches  von  ihren  Verfiissem  zurückgefordert  werden, 
anderen&lls  weiden  sie  Eigentum  der  Internationalen  Vereinigung  fUr 
vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre  zu  Berlin, 
welche  sie  entweder  anonym  erscheinen  lassen  oder  ihre  Vernichtung 
veranlassen  kann.  Falls  ein  Manuskript  zurückgefordert  wird  und  die 
Berechtigung  des  Betreffenden  auf  dasselbe  in  anderer  Weise  nicht 
genügend  festgestellt  w:erden  kann,  so  darf  das  Begleitcouvert  des  frag- 
lichen Manuskriptes  geöfinet  werden.  Es  steht  jedem  Preiswerber  frei, 
schon  bei  der  Einreichung  des  Manuskriptes  eine  Adresse  zu  bestimmen, 
an  welche  dasselbe  seinerzeit  zurückzusenden  ist  Das  litterarische  Eigen- 
tum an  der  preisgekrönten  Arbeit,  insbesondere  die  Rechte  zur  Ver- 
öffentlichung und  Übersetzung,  gehen  mit  der  Preiszahlung  anf  die 
Internationale  Vereinigung  für  veigleiohende  Rechtswissenschaft  und 
Volkswirtschafblehre  zu  Berlin  über. 

2«  (Wechselfähigkeit  der  Minderjährigen  in  Un- 
garn.) Im  Sinne  des  ungarischen  Wechselgesetzes  besitzen  aoeh 
Mindeijtthrige  Wechselfkhigkeit,  wenn  sie  mit  Genehmigung  der  Waisen- 
behörde ein  selbständiges  Gewerbe  ausüben  und  somit  im  Sinne  des 
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Art  2  Gew.6.  eigentlieh  ihre  Orofsjäfarigkeit  erlangen.  Nun  ist  die 
Frage  aufgetaucht,  wie  es  mit  der  Wecbself^higkeit  jener  Personen 
bestellt  sei,  die  zwar  jene  Jabresgrenze,  an  welcbe  die  Erlangung  der 
Orofsjährigkeit  ipso  facto  geknüpft  ist,  erreicht  haben,  gegen  die  aber 
die  Verlängerung  der  Minderjälirigkeit  gerichtlich  ausgesprochen  wurde, 
obgleich  sie  mit  Genehmigung  der  Waisenbehörde  ein  selbständiges 
Gewerbe  ausüben.  Die  königliche  Kurie  hat  in  ihrer  Entscheidung 
unter  Z.  7  und  8  diese  Frage  dahin  gelöst,  dals  solche  Personen,  bei 
d«ien  die  Verlängerung  der  Minderjährigkeit  gerichtlich  ausgesprochen 
wurde,  während  der  Dauer  dieser  Minderjährigkeit  auch  für  den  Fall 
keine  Wechselfkhigkeit  besitzen,  wenn  sie  selbständige  Gewerbe  aus- 
üben. Angesichts  der  von  Gerichtswegen  ausgesprochenen  Minder- 
jährigkeit kann  von  der  Errichtung  der  im  Art  2  Gew.G.  bestmimten 
Grofsjährigkeit  nicht  die  Rede  sein  und  kann  somit  dieser  Artikel  nicht 
zur  Anwendung  gelangen.     (Jur.  Blätter  1899  Nr.  42  S.  503.) 
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••   Bftelieranxeire«« 

Von  den  oben  S.  428  angezeigten  Ausführungsgesetzen  der 
deutschen  Bundesstaaten  zum  Bürgerlichen  Qesetzbuche  von 
Dr.  Hm  Becher  in  München  (J.  Schweitzers  Verlag,  Arthur  Sellier  in 
München  1899)  ist  nunmehr  die  dritte  Lieferung  enchienen,  welche  Gesetze 
und  mit  Gesetzeskraft  versehene  Verordnungen  von  Anhalt,  Baden,  Bajrem, 
Braunachweig,  Mecklenburg -Schwerin,  Sachsen -Altenburg,  Sachen -Weimar 
enthält       ^  ""  B. 

1i.    ZettseMriften. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtsudssenschafti  19.  Bd., 
4.  u.  5.  lieft:  Goehnt^  Die  Delikte  der  friedenstörenden  Androhung 
und  der  Bedrohung  im  geltenden  Strafrecbt  Mittermaier^  Die  Militär- 
strafgerichtsordnung vom  1.  Dezember  1898.  Brüchmann,  Die  Un- 
gültigkeit des  preuisischen  Gresetzes,  betr.  das  Spiel  in  aufserpreufsischen 
Lotterien,  vom  29.  Juli  1885.    Fayer,  Der  Ungarische  Strafprozefs. 

Beilage:  MitteiluDgen  der  internationalen  kriminalistischen  Ver- 
einigung. 

0.  neft:  Adolf  von  Hempel,  Dbb  furtum  usus  de  lege  ferenda. 
Schlecht,  Zur  Lehre  vom  qualifizierten  Versuche. 

Blätter  für  Rechtsanwendung f  64.  Jahrgang:  Singer,  Die  Haftung 
des  Erben  für  die  Nachlarsverbindhchkeiten  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch und  Nebengesetzen  (19  f.).  Philipp,  Das  vertragsmäßige  Ver- 
äufserungsverbot  fds  dingliche  DispositioDsbescbrftnkung  nach  gegenwärtigem 
und  künftigem  Rechte  (21  f.).  iWancke,  Zum  Vereinsrecht  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  (23). 

Z«itaohrift  f.  intern.  Priyat-  u.  Strafreoht  eto.«  Band  IX.  33 
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SäehHsehes  Archiv  für  bürgerliches  Bechi  und  BrozefSf  9.  Bd, 

7.  IL  8.  Heft:  Rüg  er  j  Aus  dem  Erbrechte  des  deatsehen  Bfligeriichen 
Gesetzbuchs.  9.  Heft:  Doehn,  Die  EntmÜDdigong  wegen  Trunksucht 
nach  dem  zukünftigen  deatschen  Hecht.  St  übel,  Der  Wohnsitz  nach 
dem  deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuch  mit  besonderer  Bezusnahmeauf 
den  Gerichtsstand  in  Vormundschaftssachen.  10.  Heft:  Tändler,  Über 
das  Zwangs versteigerungsverfabren. 

Zeitschrift  für  die  freiwiUige  Gerichtsbarkeit  etc.  (Württemberg), 
41.  Jahigai^  (1899):  Lehnemanny  Der  PfiEmdreehtsvorbehalt  des  Cessio- 
nars  (8).  j£,  Veikulserung  von  Liegenschaft  durch  Eltern  an  Kinder. 
Ho Itmann,  LiegenschaftB-VeräulBerungsyertrlige  mit  Obergabetermin  nach 
dem  81.  Dezember  1899  (9). 

Jahrbücher  der  Württembergischen  Bechtspflege,  11.  Bd.,  2.  Heft: 
Pfizer,  Sind  die  Gemeindegerichte  zuständig  m  Prosessen  von  Rechts- 
subjekten der  in  §  19  CPr.O.  Dezeichneten  Art,  &lls  die  betreffende  Gesell- 
schaft u.  8.  w.  eine  Niederlassung  (§  22  CPr.O.)  in  der  Gemeinde  hat 
F  fit  er.  Einige  Bemerkungen  zu  dem  ^brecht  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs. Ein  Hand-  und  Nachschlagebucn  fOr  jedermann  von  B,  Pelargus^ 
Oberlandesgerichtsrat" 

Annalen  der  Qrofsh.  Badischen  Gerichte^  Bd.  LXV  (1899): 
Betsinger,  Die  Antra^ormen  des  Bürgerlichen  Gresetzbuchs  (7  f.).  A., 
Von  dem  neuen  Bürgerhchen  G^etzbuche.  S trübe.  Über  Beweispflicht 
(9).  Petersen,  Der  erste  Termin  nach  der  neuen  Fassung  der  GiTÜ- 
prozefsordnun^  (10  f.).  Strübe,  Die  Fol^n  des  Venniges  bei  Handels- 
käufen nach  dem  künftigen  Rechte  (12  f).  Wächter,  Zur  Frafe  der 
Ehegüterrechtsnormen  für  die  Übergangszeit  nach  dem  1.  Januar  1900  (14). 

Zeitschrift  für  Bechtsp/iege  im  Herzogtum^  Braunschweig^  46.  Jahi^ 

gang  (1899):  Mans/eldp^um  künftigen  ehelichen  Güterrecht  m  Bram- 
schweig  (7).  von  Fr ankenberg.  Die  Lohnzahlung  bei  Yorübergehender 
Arbeitsoehinderung  nach  §  616  B.G.B.  (8).  Ma  n  sfeld.  Die  Bestinmiungeii 
der  neuen  Ausführungsgesetze  über  Anerbenrecht  und  Abfindungen  (9). 

Kismnodike,  Zeitung  für  den  internationalen  Rechtsyerkehr,  2.  Jahrgang 
(1899),  Nr.  7  u.  8  (Juli  und  August),  I.  Abt:  Mumm,  Die  sociale  und 
politische  Stellung  der  deutschen  Anwaltschaft  Bockenheimer,  G^ericht 
und  Anwalt  nach  deutschem  und  franz^ischem  Recht  Eisenmann, 
Beform  der  französischen  Advokatur,  de  Rossi,  La  posüion  sociale  des 
avocats  en  Italie,  Schnitzler,  Rechtsanwälte  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Diobouniotis,  Die  Advokatur  in  Griechenland  Sc  hie  h- 
manov,  Die  politische  und  sociale  Stellung  der  Advokatur  in  Bulgarien. 
Kirkwood,  Social  and  polUical  of  Advocaies  in  Japan.  II.  Abt: 
Orjin,  Die  Advokatur  in  Ungarn.  Mackenroth,  Die  politische  und 
sociale  Stellung  der  Anwaltschaft  in  der  Schweiz.  Tybjerg,  Die  Ad- 
vokatur in  Dänemark.  Levy,  Die  politische  und  sociale  Stellung  der 
Advokaten  in  Holland.  Inhütsen,  Die  Advokatur  in  England.  IJpp- 
ström,  Die  Advokatur  in  Schweden.  Salem,  Les  avocats  en  Turguie. 
Nr.  9:  Stenglein,  Ist  der  Verteidiger  befugt,  dem  Angekläfften  unwahre 
Angaben  vor  ..Gericht  zu  empfehlen?  Seildorf,  Die  Stellung  der  Ad- 
vokaten in  Osterreich.  Wouwermans,  La  posüion  des  avocats  en 
ßelgigue.  T,  Campos,  La  profession  davocat  en  £spagne,  Jolivot, 
La  profession  davocat  en  Monaco,  von  Hantover,  Die  russische 
Advokatur. 

AUflemeine  österreichische  Oerichtszeitung  ^  L.  Jahrganj^  (1899): 
Koczynski,    Zur    Lehre   von    den    Urkunden    und    deren   Emteilnng. 
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V.  Marque4,  Über  Einhebong  toh  Geldstrafen  (31  fX  Sperl^  Übanioht 
fiber  die  Ldttemtiir  und  Praxis  des  öeterreichifleheD  Gvilprozefa-  und  Exe- 
kntioMrediteB  im  ersten  Halbjahre  1899  (88  f.).  Ha  mp  el ,  Über  die  Koeten 
des  BentfanffSYer&hrens  in  ÜbertietiingsfiÜlen  (881  v.  Strobach,  Zur 
Anwendung  der  Exekutionsordnnng.  We  h li ,  Sträffiditer  ai^  den  hentiffen 
firanzSeischen  GiTilprozeTs  (36  iX  v.  Oernerth^  Über  den  Begriff  der 
gehörig  Fortsetzung  des  Verkaufsvei^ahrens  naeh  §  256  £zek.O.  (87). 
Tilsch^  Über  den  ßinflufs  der  Civilprozefsgesetze  auf  das  alk^meine 
Böfgerlicbe  Gesetzbuch  (88  t\  Adler,  Über  die  Vortrftge  der  Arteien- 
▼ertreter  und  Aber  die  Yerkündung  der  Urteilsbegründung  (88).  Guit- 
man«,  Die  Schadloshaltung  &kx  ärafsengmndabtretungen  nach  §  9  der 
Wiener  Bauordnung  (39).  Heitnler^  Der  Anwaltstand  und  die  neue 
Giyilprozefsordnung  (40). 

JuriMttehe  BUUier  (Wien^  28.  Jahrgang  (1899):  Siemberg,  Das  Über- 
einkonunen  cur  JEtegelung  einiger  Frsigen  des  intematioDalen  Privatrechtes 
(84).  Klßinwächter,  Zur  Frage  der  Reform  des  österreichischen  Aktien- 
rechtes (36  ff.).  Bitschnau^  &x  Novelle  betreffend  Gtebfihren  tod  Ver- 
mögensübertragnngen  (40).  Hruna^  Zur  Anwendung  der  §§  477  Z.  9, 
498  u.  510  Abs.  2  CJ>r.O.  (41  f.). 

ZeUschrift  für  Notariat  und  freiwiUige  GerichtsbarkeU  in 
Österreich  (1899):  Ho/ er.  Die  kaiserL  Verordnung  vom  16.  August 
1899,  betr.  Gebuhren  von  Vermögensttbertragungen  (87  ff.).  K,,  IMget 
ttber  die  Errichtung  letztwilliger  Anordnungen  und  Nachlafsregulierung 
nach  englischem  Rechte  (39).  Krassel,  Die  einyerständliche  Scheidung 
und  Trennung  der  Ehen  ungarischer  Staatsangehöriger  in  Österreich  (41). 

B/evue  de  dnHt  intematimud  et  de  ligislaHon  cmnparie^  Deuxihne 
S&ie,  Trente-nnihne  ann4e,  Tarn,  I  (1899),  Nr,  3:  Fiore,  L^ Organisation 
juridique  de  la  »oeiiti  internationale  (detasihne  articUJ,  Speyer,  La 
riforme  de  Vinformation  priparatoire  dans  la  Upislation  beige,  Nye, 
Le  concert  europien  et  la  notion  du  droit  international. 

Jimmal  du  droit  international  privS  et  de  la  Jurisprudence 
Con^HirSef  26,  Annie^   No,  VII— X:    Laini,  De  Vexecuiion  en  France 
des  sentencez  arbitrales  Arangere.    De  Reuter nhiöld.  De  la  loi  qui' 
doü  rdgir  les   obligations  contractueUee  dCapr^s  le   droit  intmifuttional 

rwi  (fin,),  Keidel,  De  la  reconnaissance  et  de  Vexecuiion  des  jugement* 
eirangers  en  Allemagne,  ßusdugan,  Du  mariage  des  Eaumains  ä 
titrang  er  et  des  itrangers  en  Roumanie  (suite).  Hubert,  De  la  pour- 
suite  pour  infraction  ä  un  arrkti  d^expulsion  dirigie  contre  une  personne 
pricidemment  acquittde  de  ce  chef,  au  cours  du  mime  sijour  en  France, 
Cahn,  De  la  nationaliti  japonaise  d^aprhs  la  nouvelle  loi  du  15  mars  1899, 

JECevue  internationale  du  droit  mnritin^,  14,  AnnSe,  Nr,  XI— XII: 
Bulletins  de  la  jurisprudence  Franeaise,  Allemande  (Koch)^  An- 
al aise  (Autran),  des^Etats^XJnis  (Autran),  Gr^cque  (Macrygiannis), 
Italienne  (Kvck), 

Annales  de  droit  commercial  et  industriel  fran^is,  Hranger  et 
international f  IS,  AnnSe,  Nr,  4:  (Droit  Fram^aiseJ:  Aubin,  De 
Vinfluence  de  la  cniation  et  de  la  transmission  de  billets  ä  ordre  ou  de 
lettres  de  change  sur  les  rapports  juridiqnes  antirieurs  existant  entre  les 
parties.  Huard,  Etudes  sur  la  proprio  intelectuelle.  (Autriche): 
Eisner,  Ckronique  de  Ugislation  et  de  doctrine  en  matiere  de  droit 
commercial  et  industriel. 
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AreMvio  OiuridieOf  „Fili^po  Serafini*",  N.  8,  Vol.  IV,  Fasel: 
Barsantiy  Rüolubilää  de%  contraUi  a  longo  ternUne  pel  mteeeuwo 
muUimenio  dello  siato  di  faiio,  Barassi,  Sulla  rssponsoMiiä  per  in- 
adempimerUo  delle  obligasioni  foonkj,  Conigliani,  Veoonomia  eapUa- 
lista  nd  sistema  teorieo  del  Lorta,  Tamassia ,  Un  diploma  di  OUone  II 
e  ü  Dirüto  Romano.  Baviera,  Di  tina  recente  eongeUura  stdl  imdoU 
dei  libri  ad  ViteUium  di  M.  Sabino, 

Bivisia   penaie    di  daUrina,    legMaaUme    €    ffiuria/nyidetma, 

VoL  L  Fase.  3:  Lansa,  La  prova  iestvmonsaU  nü  gnuiimo  pönale, 
de  Notaristefani,  Intemo  alla  eondanna  eondisionale.  Fase.  4: 
Vaeea,  Citasione  direUa  e  diretüssima. 

ihippiemeiUo  aUa  BivUta  penale  eie^f  VoL  VIII,  Fase.  1:  Crei- 
polani,  Dei  delüti  eontro  ia  Ubertä  dei  eulti,  Arena,  Iniomo  d 
deUUo  iinfamMicidio.    Dur  ante,  DeUa  violasdone  di  dcmieüio. 

Meviata  del  fcro.  Anno  IX  (1899),  Nr.  4  y  5:  Oener,  Dhreehas  tie  lot 
hijoB  naturales.  A.C,R.,  El  Hdbeas  Corpus.  Valverde,  El  usu/ruets 
vidual  en  la  Suceessiön  intestada.  Bussati,  II.  El  Eiwoio.  Toro^ 
III.  El  Dereeho  intemacional  amerieano. 
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Comit^  maritime  international 181 
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Rechts  aaf  Grandlage  des  Bürgerlichen  G^esetzbachs  für  das  Deatscbe 

Reich,  II.  Bd.    1.  Abt.:  Das  Sachenrecht 426 

Dürrigl,  Brano,   Notar,  Elemente  des  österreichischen  Privat-  and 
ö^ntiichen   Rechts   mit   Berücksichtigang  der   Gesetzgebang   in 

Kroatien-Slavonien 427 

Friedreichs  Blätter  für  gerichtliche  Medizin  and  Sanitäts- 
polizei  269 

Jahrbücher  der  Württembe.rgischen  Rechtspflege  .  .  172,  514 
Joarnal  da  droit  international  priv^  etc..   .  174,  272,  851,  481,  515 

Jnristische  Blätter  (Wien) 178,  271,  480,  515 

Kosmodike,   Zeitang  für   den   internationalen  Rechtsver- 
kehr  172,  271,  851,  481,  514 
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Kritische  VierteljahrsBchrift 269,351,429 

Mecklenburgische      Zeitschrift      fflr     Rechtspflege     und 

Rechtswissenschaft 172,  429 

Mitteilungen  der  internationalen  kriminalistischen  Ver- 
einigung  171,  513 

Müller,  Gustav  und  Meikel,  Geore,  Das  Bürgerliche  Recht  in 
seiner  neuen  Gestaltung,  systematisch  dargestellt  und  durch  Bei- 
spiele erläutert 427 

Rechtsgeleerd  Magazijn 175,  272,  352,  432 

Revista  del  foro 272,  852,  516 

Reyue  de  droit  international  etc. 174,  272,  351,  431,  515 

Revue  internationale  du  droit  maritime     .   .   .   .174,  272,  352,  515 

Riyista  penale  di  dottrina  etc. 175,  272,  352,  432,  516 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Recht  und  Prozefe 

172,  270,  351,  429,  514 

Schweizerische  Zeitschrift  fflr  Strafreeht 174,481 

Tidsskrift  for  Retsyidenskab 176,  272,  432 

Zeitschrift  des  Bernischen  Juristen-Vereins  und  Monats- 
schrift für  Bernische  Rechtsprechung  .   .   .   .174,  271,  351,  431 
Zeitschrift  für  deutsehen  Civilprozefs  und  das  Verfahren 
in  Angelegenheiten   der   freiwilligen  Gerichtsbarkeit 

171,  270,  428 
Zeitschrift  für  freiwillige   Gerichtsbarkeit  etc.  (Württem- 
berg)     172,  270,  429,  514 

Zeitschrift     für     die     gesamte     Strafrechtswissenschaft 

173,  428,  513 
Zeitschrift  fflr  französisches  Civilrecht  .  .  .  .172,  270,  351,  430 
Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit 

in  Österreich 173,  271,  481,  515 

Zeitschrift  für  Rechtspflege  im  Herzogtum  Braun- 
schweig        430,  514 

Zeitschrift  für  Schweizerisches  Recht 174,  271,  431 
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Die  Zahlen  beseichnen  die  Seiten. 

Die  in  Klammem  beigesetzten  Ländernamen  Yerweisen  auf  die  Bechtsprechong 
in  den  betreffenden  Ländern. 


A. 

Aargau  (KantonX  Vollatreckang  aos- 
ländischer  Urteile  236. 

Abtreibang  der  Leibesfrucht, 
deutsch-schweizerisch.  Ausl. Vertrag 
(Schweiz)  499. 

Abtretung  einer  in  der  Schweiz 
entstandenen  Forderung  an  einen 
Österreicher  (Ost.)  488. 

Admiralitäts-Jurisdiktion  71. 

Ägypten,  s.  Egypten. 

Arzte,  Übereinkunft  zwisch.  Deutsch- 
land und  Niederlanden,  Zulassung 
der  A.  in  Qrenzgemeinden  350. 

Afrika,  s.  Sadamka. 

Aichung  der  Binnenschiffe  350. 

Aktien,  Stempelpflicht  ausländ.  A. 
(Deutschi.)  125;  Entwurf  eines  neuen 
Aktienffesetzes  für  Rufsland  177; 
ausländ  Urteil  gegen  eine  englische 
Aktiengesellschaft  452;  ob  Aktien- 
gesellschaften juristisdie  Personen 
im  Sinne  des  Frankfurter  Gesetzes 
Ober  Erwerbung  von  Grundeigentum 
durch  Nichtyerbürgerte  474. 

Albericus  de  Rosate  (de  Ros- 
ciate),  Jurist  des  intern.  Rechts  9, 
41  ffl 

Alimentation,  s.  Unterhalt 

Amerika,  Verein.  Staaten  von, 
öffentlichrechtliches  Verhältnis  der 
Gliedstaaten  der  V.  St  y.  A.  (Belg.) 
480;  Personalstatot  richtet  sich  nach 
Wohnsitz  (Frankr.)  482 ;  Gesetze  und 
Verordnungen  über  Eheschliefiiung, 
Ehescheidunff  und  Cinlstandsakte 
264;  Niederbssuttgs-  und  Handels- 
▼ertng  mit  der  Schweiz  teilweise 
gekOadigt  426;  Union  zum  Schutze 


des  gewerblichen  Eigentums  349; 
Vollstreckung  auslän£  Urteile  239; 
Behandlung  der  im  Aushinde  be- 
gangenen Delikte  nach  amerikani- 
schem Recht  61,  79. 

Amtsdelikte,  räumliche  Herrschaft 
des  Stra^esetzes  285. 

Anarchismus,  dessen  Bestrafhnff, 
Weltrechtsprincip  anzuerkennen  19. 

Andora,  Vollstreckung  ausländ.  Ur- 
teile 238. 

Anhalt,  Gesetzgebung  419;  Ausü- 
Ges.  zum  B.G.b.  und  den  Neben- 
gesetzen 419. 

Appenzell  a.  Rh.  (Kanton),  VoU- 
streckune  ausländ.  Urteile  288. 

Appenzell  i.  Rh.  (Kanton),  Voll-* 
Streckung  ausländ.  Urteile  236. 

Argentinien,  Gesetze  und  Verord- 
nun|[en  über  Eheschliefsung,  Ehe- 
scheidung und  CiTilstandsa£te  264; 
Vollstreckung  ausländ.  Urteile  237; 
FreundschafttTertrag  mit  Italien  262. 

Armenpflege,  Schenkungen  und 
Vermächtnisse  zu  Gunsten  der 
Armenpflegeyerwaltungen  (Schweiz) 
495. 

Armenrecht  nach  dem  Haaser  Ab- 
kommen über  Regelung  von  Fraffen 
des  intern.  Privatrechts  424,  4^ 

Armutszeusnis,  für  das  Ausland 
bestimmt  465. 

A  rr  e  s  t  auf  Wertpapiere  (Frankr.)  152. 

Au  f  e  n  t  h  a  1 1  der  Auslibider  in  Frank- 
reich (FVankr.)  406,  407. 

Aufenthalter  in  der  Schweiz 
(Deutschi.)  112,  (Schweiz)  160. 

Ausland,  im  A.  errichtete  öffent- 
liche Urkunden,  deren  Vollstreck- 
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barkeit  (Ital.)  486;  Eheabschlufs  im 
A.  (Frankr.)  482;  Anerkennung  der 
im  A.  abgeschlossenen  Ehen  in  der 
Schweiz  266;  Erbfolge  in  ausl.  Nach- 
lafsgrondstücke  nach  engl.  Recht 
445;  Rechtsstreit  im  A. ,  Einrede  der 
Rechtshängigkeit  (Deatschl.)  476; 
Gerichtsbarkeit  über  ausländ.  Im- 
mobilien (engl.  Recht)  446;  die 
Behandlung  der  im  A.  begangenen 
Delikte  61,  282  ff.,  286:  Rechts- 
▼erfolgnng  des  im  Inlande  began« 
genen  Verbrechens  im  A.  (Frankr.) 
152. 

Ausländer,  Handlungsföhigkeit 
(Deutschi.)  113,..(Schweiz)  495;  Pro- 
zefsfähigkeit  (Ost)  829;  Streitig- 
keiten zwischen  A.  (Frankr.)  151; 
Streitigkeiten  in  Personenstands- 
fragen (Frankr.)  149;  Liegenschaften 
der  A.  (Frankr.)  408:  die  Wieder- 
Y^rehelichung  der  ausländischen,  bis 
zu  ihrer  Verheiratung  reichsange- 
hörigen  Ehefrau  eines  für  tot  er- 
klärten A.  800;  gesetzliche  Hypo- 
thek der  ausländ.  Ehefrau  (Frankr.) 
488;  Mitteilung  von  Civilstands- 
Urkunden  der  Fremden  in  der 
Schweiz  264;  französisches  Fremden- 
gesetz (Frankr.)  406, 407 ;  Verlassen- 
Bchaftsabhandlunff  nach  in  Österreich 
verstorbenen  A.  107, 302;  im  Inlande 
▼erübte  Delikte  der  A.  nach  deut- 
schem Recht  278;  extraterritoriale 
Delikte  der  A.  nach  englischem  Recht 
88,  nach  amerikanischem  Recht 
92  ff.;  Beweis  des  Todes  eines  A. 
Tor  österreichischem  Gericht  (Ost) 
380;  A.  als  Vormünder  für  Minder- 
jährige (Frankr.)  411 ;  Vormundschaft 
über  A.  (Schweden)  494;  Ermäch- 
tigung der  in  Österreich  klagenden 
Vormünder. über  A.  44;  Gerichts- 
barkeit in  Österreich  über  A.  442. 

Ausländische  Aktien,  Stempel- 
pflicht im  Inlande  (Deutschi.)  125. 

Ausländische  Gesellschaften, 
(Ital.)  225;  in  Frankreich  (Frankr.) 
408;  prozefsrechtlicher  Wohnsitz 
(Frankr.)  411;  vor  den  Gerichten 
in  Italien  (Ital.)  414;  vor  den  Ge- 
richten in  Rufsiand  (Rufsl.)  494; 
Konkurs  einer  ausländ.  Haiidels- 
ffesellschaft  (Ital.)  153;  ob  ausländ. 
Handelsgesellschaften  (Aktiengesell- 
schaften) juristische  Personen  im 
Sinne  des  Frankfurter  Gesetzes  über 
Erwerbung      von     Grundeigentum 


durch  NichtYerbürgerte  (Deatschl.) 
474. 

Ausländisches  Recht,  Anwen- 
dung des  fremden  Rechts  (DeutschL) 
112,  380;  bei  Ehescheidung  (Frankr.) 
408. 

Ausländische  Urkunden,  Be- 
weiskraft ausl.  öffentlicher  Urkunden 
nach  neuer  österreichischer  C.Pr.O. 
440. 

Ausländische  urteile,  deren  Be- 
weiskraft (Ost)  154;  deren  Rechts- 
wirkung (Engl.)  252,  451;  Aner- 
kennung a.  Ü.  nach  neuem  öster- 
reichisdiem  Civilprozefsrecht  438; 
a.  ü.  über  den  Personenstand  (ItaL) 
486;  Klage  aus  a.  U.  (Schweiz)  162. 
S.  auch  Vollstreckung  a.  U. 

A  u  s  1  i  e  fe  r  u  n  g ,  historische  Entwicke- 
lune  des  Auslieferungsrechts  21; 
englisches  Asyl  gegen  A.  eigener 
Unterthanen  97;  Übergabe  und 
Übernahme  von  Verbrechern  an 
österreichisch-schweizerisch.  Grenze 
262;  Auslieferungsyerikhren  in  Ita- 
lien (Ital.)  414;  deutsch -schweize- 
risch. Auslieferungsyertiag,  Fahnen- 
flucht etc.  (Schw.)  496,  Abtreibung 
der  Leibesfrucht  (Schweiz)  499;  A. 
aus  den  Niederlanden  415,  500, 
504;  Auslieferungsvertrag  zwischen 
den  Niederlanden  und  der  Schweiz 
167 ;  AusUeferungsTerhältnis  zwi- 
schen Kanton  ZtUich  mid  Kanton 
Bern  (Schweiz)  497.  Über  Aus- 
lieferungsverträge B.  auch  die  ein- 
zelnen Staaten. 

Aufsereheliche  Kinder,  s.  un- 
eheliche Kinder. 

Ausweisung  eines  Ausländers 
(Deutechl.)  808. 

Autorrecht,  s.  Urheberrecht 


Baden,  Gesetzgebung  166,  261,  415, 
504;  Ausf.Ges.  zum  B.G.B.  und 
den  Nebengesetzen  417;  Hinter- 
legnngsordnung  504;  Mitteilung  von 
Givüstandsurkunden  der  Fremden  in 
der  Schweiz  264;  badisch  -  franzö- 
sischerRechtshültevertrag  (Deutschi.) 
476:  in  B.  von  einem  Angehörigen 
des  Staates  Ohio  errichtetes  Testa- 
ment (DeutschL)  134;  gänzlidie 
AufserwirksamkeitdesJurisdiktionB- 
vertrags  mit  Württemberg  261 ;  6e- 
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richts-  u.  Notariatskosten  in  Sachen 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  416; 
Erbschafts-  und  SchenkuDflsstener 
415. 

Basel-Land  (Kanton)  Vollstreckung 
ausländ.  Uiteile  286. 

Basel- Stadt(KantonX  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  286. 

Bayern,  Gesetzgebung  415,  501; 
Ausf.Gesetze  zum  B.6.B.  und  den 
Nebengesetzen  501;  Gesetze  und 
Verordnungen  über  Eheschliefsung, 
Ehescheidung  und  Civilstandsakte 
264;  Mitteilung  yon  Civilstands- 
urkunden  der  Fremden  in  der 
Schweiz  264;  B.  V.O.  vom  11.  Juni 
1816,  die  in  Civilsachen  gegen 
Militärpersonen  anzuwendenden  Ge- 
setze betr.  (Deutschi.)  114. 

Beamte,  Delikte  englischer  B.  im 
Ausland  86;  letzter  Wohnsitz  eines 
B.  (Ost.)  401. 

Beglaubigung  von  Urkunden 
(Deutschi.)  245. 

Belgien,  Rechtsprechung  405,  480; 
Staatsangehörigkeit  (Belg.)  405;  Ge- 
setze und  Verordnunsen  über  £he- 
schliefsung,  Ehescheiaun^  und  Civil- 
standsakte 264;  Mitteilung  von 
Givilstandsurknnden  der  Fremden 
in  der  Schweiz  264;  Haager  Kon- 
grefs  über  intern.  Privat-  und  Civil- 
prozefsrecht  263,  849,  422,  453; 
Union  ziun  Schutze  des  gewerb- 
lichen Eigentums  340,  des  littera- 
nschen  Eigentums  etc.  849;  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  225,  288; 
Freundschafts-  etc.  Vertrag  mit 
Mexiko  262;  Deklaration  gegenüber 
Mexiko  über  Markenschutz  268; 
Handels-  etc.  Vertrag  mit  Norwegen 
268.  mit  Schweden  268,  mit  Griechen- 
lana  268;  Vereinbarung  mit  der 
Schweiz  zur  Unterstützung  HüUs- 
bedürftiger  268;  Aichung  der  Binnen- 
schiffe 851 ;  Auslieferungsvertrag  mit 
den  Niederlanden  268,  mit  Serbien 
264,  mit  Grofsbritannien  264. 

Bern  (Kanton),  Gesetzgebung  421; 
Niederlassung,  Aufenthalt  und  Unter- 
stützun^swohnsitz  der  Kantonsbüi^er 
421;  Kosten  der  Verpflegung  von 
Hülfsbedürftieen  anderer  Kantone 
421;  Vormund8chaft8pflege422;  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  287 ;  Aus- 
lieferunesverhältnis  zwischen  Kanton 
B.  und  Kanton  Zürich  (Schwei?;)  497. 

Berner  Litterarvertrag  264, 
849  atal.)  418. 


Beringsee-Streitigkeit  98. 

BerufsgenoBsenscbaften,  deren 
Ersuchen  an  die  Amtsgerichte  um 
Zeugenvernehmung  400. 

Beweisaufnahme  im  Auslande 
458;  durch  den  Konsul  459. 

Beweis  des  Todes  eines  Auslän- 
ders vor  österreichischen  Gericht 
(Ost)  830. 

Beweiskraft  eines  ausländ.  Urteils 
(Ost)  154;  der  Handelsbücher  nach 
neuer  österreichischer  Civilprozefs- 
ordnung  440. 

Bigamie,  Voraussetzungen  des  Ver- 
brechens der  B.  (Engl.)  252;  extra- 
territoriales Delikt  nach  englischem 
Recht  84,  nach  amerikanischem 
Recht  88. 

Bildende  Kunst,  Werke  derb.  K. 
s.  Urheberrecht 

Binnenschiffahrt,  Aichung  der 
Binnenschiffe,  Übereinkunft  zwischen 
Deutschland,  Belgien,  Frankreich 
und  Niederlanden  850. 

Bodensee,  Vorschriften  für  die 
Sicherheit  der  Bodenseeschifiahrt 
508 ;  intern.  Schiffahrts-  und  Hafen- 
ordnung ftkr  den  B.  509. 

Börsen  geschäfte  an  ausländischen 
Börsen  (Frankr.)  150,  (Deutschi.)  817, 
818. 

Bosnien,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  236,  441. 

Brasilien,  Gesetze  und  Verord- 
nungen über  Eheschliefsung,  Ehe- 
scheidung und  Cirilstandsakte  264; 
Vollstreckung  ausländ.  Urteile  288; 
Übereinkunft  mit  der  Schweiz  über 
Verlassenschaftsbehandlung  268; 
Union  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  849;  Vereinbarung  mit 
Deutschland  über  Nachlafsbenand- 
lung  500,  506. 

Braunschweig,  Gesetzgebung 418 ; 
Ausf.Ges.  zum  B.G.B.  und  den 
Nebengesetzen  418,  505. 

Bremen,  Gesetzgebung  166,  419; 
Ausf.Ges.  zum  B.G.B.  und  den 
Nebengesetzen  419;  Änderung  des 
Gesetzes  über  Erbschafts-  und 
Schenkungsabgabe  166. 

Briefe,  Veröffentlichung  von  Privat- 
briefen (Engl.)  252. 

Brunei,  Strafgerichtsbarkeit  in  dem 
englischen  Protektorate  78. 

Bürgerliches  Gesetzbuch  für 
das  Deutsche  Reich,  AusiÜh- 
ningsgesetze  inPreufsendOl,  Bayern 
501,    Sachsen    502,    Württemberg 
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503,  SchwarEburg-Rudolstadt  505, 
Schwarzbarg  -  Sondershansen  505, 
Schaamburg-Lippe  506. 
Bulgarien,  Handelsabkommen  mit 
den  Niederlanden  425;  VollBtreckung 
ausländ.  Urteile  236. 


C. 

Cautio  judicatum  solvi^s. Sicher- 
heitsleistung für  Prozefskosten. 

Gession,  s.  Abtretung. 

Ceylon,  Schutz  der  Perlenfischerei 
an  der  Küste  C.  91 ;  Weltpostverein 
349. 

Chile,  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Eheschliefsung,  Ehescheidung 
und  Civilstandsakte  264;  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  237; 
Handelsvertrag;  mit  der  Schweiz  265. 

China,  Strafgenchtsbarkeit  der  ameri- 
kanischen Konsuln  79. 

Chromolithographie,  Urheber- 
recht (Frankr.)  484. 

Civilisation,  die  in  Ländern  nie- 
derer C.  b^^angenen  Delikte  75. 

Civilprozeisordnung,  deutsche, 
Ausfuhrungsgesetze  in  Preufsen  501, 
Sachsen  -  Altenbnrg  505,  Schwarz- 
burg-Rudolstadt  505,  Schwarzburg- 
Sondershansen  505. 

Civil  st  and,  Mitteilung  von  Civil- 
standsurkunden  der  Fremden  in  der 
Schweiz  264;  Gesetze  und  Verord- 
nungen über  Civilstandsakte  in  den 
verschiedenen  Ländern  264:  Vor- 
nahme civilstandsamtlicher  Funk- 
tionen durch  die  Konsuln  in  der 
Schweiz  nicht  zulässis  260. 

Columbien,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  239. 

Comitas,  nicht  Grund  der  Respek- 
tierung fremden  Rechtes  10. 

Competenz,  s.  Zuständigkeit. 

Concnrs,  s.  Konkurs. 

Consolidations-Acts  (englische) 
von  1861  71. 

Cook-Inseln  (Stiller  Ocean),  Straf- 
gerichtsbarkeit in  dem  englischen 
Protektorate  79. 

Curat el,  s.  Vormundschaft. 

Cutting-Fall  (Amerika,  Texas- 
Mexiko)  92. 


Dänemark,    Gesetze   und  Verord- 
nungen über  Eheschliefsung,  Ehe- 


scheidung und  Civilstandsakte  264; 
Haager  Kongrefs  über  intern.  Prival- 
recht  und  Civilprozefs  349,  422, 
453;  Union  zum  Schutze  des  ge- 
werblichen Eigentums  349;  Voll- 
streckung auäänd.  Urteile  237; 
Auslieferungsvertrag  mit  den  Nieder- 
landen 263;  Rechtshülfe  im  Verkdur 
mit  D.  458;  Sicherheitsleistung  iür 
Prozefskosten  461,  462. 

Delibationsverfahren,  in  Öster- 
reich bei  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  nicht  mehr  gestattet  (Ost) 
49L 

Delikte,  Zuständigkeit  in  Delikts- 
obligationen (Frankr.)  284;  im  Aus- 
lande begangene  D.  61,  282  ff.,  286. 

Dentiste,  Bezeichnung  in  Frankreich 
(Frankr.)  409. 

Deutsches  Reich, Deutschland, 
Gesetzgebung  etc.  164,  261,  346, 
414,500;  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Eheschliefsung,  Ehescheidung 
und  Civilstandsakte  264;  Recht- 
sprechung 112,  242,  308,  380,  468; 
Haager  Kongrels  über  intern.  Pnvat- 
recht  und  Civilprozefs  849,  422, 
453;  Schriftenwechsel  mit  Öster- 
reich-Unffam  und  der  Schweiz  456; 
das  Erfordernis  der  verbürgten 
Gegenseitigkeit  bei  VoUstreckong 
ausländ.  Urteile  in  Deutschland  206, 
358;  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
im  Verhältnis  zu  Österreich  358, 
(Ost.)  491,  492;  deutsch -schweize- 
risches Übereinkommen  über  Patent-, 
Muster-  u.  Markenschutz  (Deutschi.) 
140;  Vereinbarung  mit  Guatemala 
über  Warenzeichenschutz  414,  426; 
Separat  -  Litterarvertrag  mit  der 
Schweiz  aufser  Kraft  262,  265; 
Litterarvertrag  mit  Frankreich,  Ver- 
lagsrecht (Deutschi.)  470;  Union 
zum  Schutze  des  litterarischen  and 
künstlerischen  Eigentums  349 ;  Nach- 
lafsbehandlung  der  in  Deutschland 
gelegenen  Liegenschaften  von  dort 
gestorbenen  Türken  267;  Verein- 
barung mit  Brasilien  über  Nachlafs- 
behandlung  500,  506;  deutsch- 
schweizer.  Auslieferung8vertr.(Schw.) 
496,  499;  Auslieferungsvertrag  mit 
den  Niederlanden  264;  Übereinkunft 
mit  den  Niederlanden  über  Zu- 
lassung der  Ärzte  etc.  in  den  Grenz- 
gemeinden 350;  Obereinkommen  mft 
mehreren  Staaten  über  Aichung  der 
Bmnenschiffe  350;  Vertrag  mit 
Spanien  über  die  Karolinen,   Pa- 
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laU'  und  Marianen  425;  Handels- 
und  SchiffahrtsYertrag  mit  Japan 
263,  265;  Handels-  und  Konsular- 
Tertrag  mit  Nicaragua  268. 

Deutsche  Schutzgebiete,  a 
Schutzgebiete. 

Differenzgeschftfte,  (Ital.)  486. 

Diplomaten,  Unverletzlichkeit  der 
Person  69;  Exterritorialität  (Frankr.) 
413. 

Dispositionsfähigkeit,  s.  Hand- 
lungs^igkeit 

Doktrin  des  intern.  Privatrechts, 
historisches  Debüt  1  ff. 

Dominikanische  Republik, Union 
zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums 349. 

Domizil,  s.  Wohnsitz. 

Dramatische  Werke,  Urheber- 
recht (Ital.)  255. 

Durantis,  Guilielmus,  Yerfesser 
des  speculum  juris  9,  24  ff. 


IE. 

Ecuador,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  237. 

Eg^pten,  Einschränkung  der  Ge- 
richtsbarkeit der  österreichisch-un- 
ffarischen  Eonsul&rgerichte  347; 
Zuständigkeit  der  gemischten  Qe- 
richte  (Egypten)  480. 

Ehe,  Anerkennung  der  im  Auslande 
abgeschlossenen  E.  in  der  Schweiz 
26$;  Nichtigkeitserklärung  der  E. 
bei  Wiederverehelichung  einer  Frau 
nach  erfolgter  Todeserklärung  des 
Ehemannes  104. 

Ehefrau,  HandlungsßJiigkeit 
(Deutschi.)  310;  gesetzliche  Hypo- 
thek der  ausländ.  E  (Frankr.)  483; 
Unterhalt  der  geschiedenen  E. 
fDeutschl.)  110. 

Ehegatten,  Schenkungen  unter 
(Frankr.)  408. 

Eheliche  Kinder,  deren  Staats- 
angehörigkeit (Deutschi.)  248. 

Eheliches  Güterrecht,  bei  Ehe- 
gatten yerschiedener  Staatsangehörig- 
keit (Frankr.)  483;  bei  Ausländem 
in  Frankreich  (Frankr.)  148,  407, 
482;  Änderung  des  e.  G.  (Euffl.) 
252;  Überleitungsvorschriften  mr 
den  Güterstand  der  bestehenden 
Ehen  im  preufsischen  Ausf-Ges.  zum 
B.G.B.  370. 

Eheliches  Leben,  Erzwingung  der 
Herstellung  (Deutschi.)  249. 


Ehemann,  eheherrliche  Autorisation 
(Deutschi.)  243. 

Ehenichtigkeit,  s.  Ehe. 

Ehescheidung,  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen in  den  verschiedenen 
Staaten  264;  Staatsangehörigkeit 
bei  E.  (Frankr.)  406;  Anwendung 
des  ausländ.  Rechts  (Frankr.)  408; 
örtliches  Recht  für  die  sog.  privat- 
rechtlichen Ehescheidungsstrafen 
382;  E.  von  Ausländem  (Ital.)  413, 
(Belg.)  480;  Unterhalt  der  geschie- 
denen Ehefrau  (Deutschi.)  116; 
Unterhaltsansprüche  eines  ausländ. 
Ehegatten  wänrend  des  Scheidungs- 

Srozesses  (Frankr.)  149;  Eheschei- 
ungsklage,  schweizerischer  Yorent- 
wurf  des  CivUgesetzbuchs  305; 
Zuständigkeit  für  Ehescheidungs- 
klagen zwischen  Ausländem  in  ofer 
Schweiz  (Schweiz)  495;  Zuständig- 
keit für  Ehescheidungsklagen  in  den 
Niederlanden  (Niederl.)  487. 

Ehesachen  der  Ausländer,  nach 
Österreichischer  Civilprozefsordnung 
Domizil  fiirZuständigkeit  mafsgebend 
442. 

Eheschliefsung,  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen in  den  verschiedenen  Staa- 
ten 264;  Eheabschlufs  im  Auslande 
(Frankr.)  482:  FörmUchkeiten  bei  E., 
Verhältnis  zwisch.  Schweiz  und  Italien 
509;  Wiederverehelichung  einer  fe- 
schiedenen  Französin  in  Frankreich 
nach  Erwerb  deutscher  Staatsange- 
hörigkeit (Frankr.)  408;  Wiederver- 
ehehchung  einer  Frau  nach  erfolgter 
Todeserklärung  ihres  Ehemannes 
104, 300;  Verehelichune  von  Schwei- 
zern in  Sachsen  265;  Verehelichung 
von  Niederländern  in  der  Schweiz 
420. 

Eheungültigkeit,  Ungültigkeit 
der  Ehe  in  Frankreich  zwischen 
Ausländer  und  einer  Französin, 
vor  ausländ.  Konsul  abgeschlossen 
(Frankr.)  148. 

Eheversprechen,  s.  Verlöbnis. 

Eheverträge,  Rechtshülfeersuchen 
um  Veröffentlichung  eines  Ehever- 
trags (Deutschi.)  325. 

Eid,  Eidesleistung  im  Auslande 
(Frankr.)  412;  Abnahme  oder  Lei- 
stung gesetzwidriger  E.,  eztraterri- 
toriales  Delikt  nach  englischem 
Recht  85. 

Eidgenossenschaft,   s.  Schweiz. 

Eigenhändiges  Testament  (Frankr.) 
410. 
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Eisenbahnen,  Haftgesetse  für  £., 
Preisausschreiben  511. 

Eisenbahnfracbtverkehr,  in- 
ternationaler, (Frankr.)  409. 

Elsa fs-Lot bringen,  Gesetegebong 
346,  419;  Aiisf.Ges.  zam  B.G.B.  419; 
Staatsangehörigkeit  mindeij&hriger 
EIsafs-Lothnnger  (Frankr.)  148;  die 
AusfÜhnins  des  Büi^gerl.  Gesetzbuchs 
346;  Schrittenwechsel  mit  Österreich- 
Ungarn  456. 

England,  s.  Grofsbritannien. 

Entmündigung  von  Ausländem 
(Frankr.)  &4. 

Erbfähigkeit,  der  im  Auslande 
wohnenden  Mönche  und  Nonnen 
(Dentschl.)  132. 

Erbfolge  in  ausländ.  Nachiafsgrund- 
stücke  nach  englischem  Recht  445. 

Erbrecht,  Albericus  de  Rosate  über 
&  51  ff. ;  Statutenkollision  (Deutschi.) 
311;  Testamentserbrecht  (Deutochl.) 
310. 

Erbschaftssteuer,  in  Baden  415, 
in  Hessen  505,  in  Bremen  166,  in 
England  267. 

Erfindung,  s.  Patente. 

Erfüllungsort,  örtliches  Recht 
(Deutschi.)  119. 

Ersuchen,  s.  Rechtshülfe.     * 

Exekutionsordnung,  neue  öster- 
reichische (Deutschi.)  138,  (Ost.)  153. 

Explosionsverbrechen,  extra- 
territoriale Delikte  nach  englischem 
Recht  85. 

Extraterritoriale  Delikte  der 
ünterthanen  nach  englischem  Recht 
80. 

Exterritorialität  der  Gesandten 
(Frankr.)  413. 


Faber,  Joannes,  Jurist  des  intern. 
Rechts  9,  30  ff. 

False  oath  or  notice  (MeineidX 
extraterritoriale  Delikte  nach  eng- 
lischem Recht  85. 

Festnahme,  vorläufige,  flüch- 
tiger Verbrecher  in  England  347, 
von  nach  den  Niederlanden  ge- 
flüchteten Verbrechern  415. 

Feuerversicherung  (Frankr.)  254. 

Finnland,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  225,  237. 

Fiöfserei,  auf  Rhein,  Waal  und 
Lek  420. 


Fondsgebühren  von  Verlassen- 
schaften  in  Österreich  (Ost)  257« 
333,  334,  402. 

Form,  der  Handelsbücher  nach  neaer 
österreichischer  CivilproKefsordnung 
440;  der  Rechtsgeschäfte  (Frankr.) 
484;  der  Testamente  (Deutschl.)  395, 
(Frankr.)  410;  F.  der  Erledigung 
eines  Rechtshülfeansuchens  im  Aos- 
hinde  458. 

Forum,  s.  Gerichtsstand. 

Fracht,  Versicherung  (Frankr.)  409. 

Frachtvertrag,  von  englischer 
Reederei  mit  deutschem  Kaufmann 
in  Japan  in  englischer  Snrache  ab- 

rchlossen  (Deutschi.)  121;  intern. 
(Frankr.)  408. 

Frankfurter  Friedensvertrag* 
Art  11,  dessen  Meistbegünstignngs- 
klausel  364. 

Frankfurter  Gesetz  über  Erwer- 
bung von  Grundeigentum  durch 
Nichtverbürgerte  (Deutschi.)  474. 

Frankreich,  Gesetzgebung  420; 
Rechtsprechung  147,  2^,  406,  481; 
Staatsangehörigkeit  (Frkr.)  147,  253, 
481,  482 ;  Naturalisation  eines  Fran- 
zosen im  Auslande  (Frankr.)  147; 
Staatsangehörigkeit  bei  Eheschei- 
dung (Frankr.)  406;  (j^setze  und 
Verordnungen  über  JSheschliefsung, 
Ehescheidung  und  Givilstandsakte 
264;  Personenstandsfragen  bezügUch 
der  Ausländer  (Frankr.)  149 ;  Wie- 
derverehelichung  einer  geschiedenen 
Französin  in  Fr.  nach  Erwerb  deut- 
scher Staatsangehörigkeit  (Frankr.) 
408;  eheliches  Güterrecht  bei  Ver- 
heiratung eines  Ausländers  mit  einer 
Französin  in  Fr.  (Fzankr.)  482; 
Liegenschaften  der  Ausländer  in  Fr. 
(Frankr.)  408;  Haager  Kongreis 
über  intern.  Priratredit  und  Övil- 
prozefs  263,  349, 422, 453;  Gerichts- 
standsvertrag mit  der  Schweiz  (Schw.) 
338,  344;  Eidesabnahme  im  Aus- 
lände (Frankr.)  412;  badisch -fran- 
zösischer Rechtshülfevertrag  von 
1846  (Deutschi.)  476;  Sicherheits- 
leistung fiir  Prozefskosten  (Frankr.) 
150,  254,  411,  412,  485;  Litterar- 
vertrag  mit  Deutschland,  Verlags- 
recht (Deutschi.)  470;  Vollstreckung 
ausländ,  urteile  (Frankr.)  152,  225, 
238,  254,  412,  485;  Auslieferungs- 
vertrag mit  Grofsbritannien,  Znsata- 
akte 264;  Auslieferungsvertrag  mit 
Italien  betr.  Tunis  264;  Vertrag  mit 
der   Schweiz   Ober  Auswechselnng 
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von  PoHtstacken  265;  Exterritoria- 
lität der  Gesandten,  keine  der  Kon- 
suln 443;  Vorschriften  über  Ver- 
hütung von  SchüfeMisammenstöfsen 
420;  Übereinkunft  mehrerer  Staaten 
über  Aichung  der  Binnenschiffe  850 ; 
Union  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums,  desgl.  des  litterarischen 
und  künstleriscnen  d49;  Konsular- 
vertrag mit  Italien  betr.  Tunis  264; 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit 
Italien  betr.  Tunis  263;  Vergleich 
mit  den  Niederlanden  in  Bezug  auf 
Tunis  425;  Schutz  der  mifshandel- 
ten  und  verwahrlosten  Kinder  in 
Fr.  (Frankr.)  488. 

Freiburg  (Kanton),  Vollstreckung 
ausländ.  UrteUe  225,  288. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit, 
deutsches  Gesetz  über  die  Ange- 
legenheiten der  fr.  G.,  AusfÜhrungs- 
gesetz  in  Sachsen  508,  Hessen  502, 
Mecklenburg  -  Schwerin ,  Mecklen- 
buig-Strelitz,  Oldenburg,  Braun- 
schweig, Sachsen -Altenburg  418, 
Anhalt  419,  Schwarzburg-Rudolstadt 
505,  Schwarzburff  -  Sondershausen 
505,  Schaumbuig-Lippe  506;  preufs. 
Gesetz  über  die  fr.  G.  501;  preufs. 
Gesetz,  die  Gerichts-  und  Notariats- 
kosten in  Angelegenheiten  der  fr. 
G.  416;  badisches  Gesetz  über  fr. 
G.  417;  Bescheinigung  der  Voll- 
streckbarkeit bei  Einziehung  von 
Kosten  der  fr.  G.  in  einem  anderen 
Bundesstaate(Deutschl.)146;  Rechts- 
hülfe(Deutschl.)  479. 

Fremde,  s.  Ausländer. 

Fremdes  Recht,  s.  ausländ.  Recht 

Frenndschaftsverträge,  s.  inter- 
nationale Verträge. 


St  Gallen  (Kanton),  Gesetzgebung 
422;  Vormundschaftswesen  422; 
Vollstreckung  ausländ.  Urteile  236. 

Gebietsveränderung,  Einflufs  auf 
geteiltes  Verlagsrecht  (Deutschi.)  470. 

Gebühren,  s.  Fondsgebühren, 
Kosten. 

Gegenseitigkeit,  nach  der  neuen 
österreichischen  Ezekutionsorduung 
(Deutschl.)138,(Ödt)d31, 440;  das  Er- 
fordernis der  verbürgten  G.  bei  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  in  Deutsch- 
land 206. 

Geleite,  freies,  Verletzung  des- 
selben 68. 


Gemischte  Gerichte  in  Egypten 
(E^jpten)  480. 

»G  enT(KantonX  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  225,  288. 

Gerichtsbarkeit  über  ausländ.  Im-  ' 
mobilien  (englisches  Recht)  446. 

G  e  r  i  c  h  t  s  s  t  a  n  d  für  Eigentumsklagen 
betr.  Inhaberpapiere  (Schweiz)  260. 

Gesandte,  Unverletzlichkeit  der  Per- 
son 69;  Exterritorialität  (Frankr.) 
412. 

Gesellschaft,  Staatsangehörigkeit 
(Fnmkr.)  482;  französische, 
Gerichtsstand  als  Beklagter  vor 
französischem  Gericht  bei  im  Aus- 
land vollzogenen  Schuldurkunden 
(Frankr.)  411. 

Gesellschaften,  ausländische, 
s.  ausländ.  Gesellschaften. 

Gesetzgebung  etc.  164,  261,  846, 
414,  500. 

Gewerbliches  Eigentum,  (Frkr). 
410;  Union  zum  Schutze  des  g.  £. 
849;  Rechtsschutz  des  Ausländers 
im  Inlande  (Deutschi.)  124. 

Gilbert-Inseln(StiUerOceanX  eng- 
lische Strafgerichtsbarkeit  79. 

Glarus  (Kanton),  Vollstreckbarkeit 
ausländ.  Urteile  289. 

Goldküste,  Strafgerichtsbarkeit  in 
den  englischen  Schutzgebieten  79, 90. 

Graubündten  (Kanton),  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  2iB6. 

Griechenland,  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen überE^eschliefsungfEhe- 
scheidung  und  Civilstandsakte  264; 
YoUstreckung  ausländ.  Urteile  239; 
Übereinkunft  über  Markenschutz  mit 
den  Niederlanden  262,  mit  der 
Schweiz  268;  Handels-  etc.  Vertrag 
mit  6elf;ien  268. 

Grofsbritannien,  Gesetze  undVer- 
ordnuneen  der  englischen  Kolonien 
über  Eheschliefsung,  Ehescheidung 
und  Civilstandsakte  265;  englische 
Rechtsprechung  252,  405,  481;  Be- 
handlung der  im  Auslände  began- 
genen Delikte  nach  englischem  Recht 
d1  ff.;  Consolidations  Acts  von  1861 
71  ff.,  Merchant-Shippinps  Acts  72, 
Küstengewässer  74,  Gerichtsbarkeit 
G.  in  den  Protektoraten  78,  extra- 
territoriale Delikte  der  englischen 
Unterthanen  80 ;  Gerichtsbarkeit 
über  ausländ.  Immobilien  446;  aus- 
länd. Urteil  ge^en  englische  Aktien- 
f Gesellschaft  452;  in  Ekigland  be- 
egene  Nachlafsimmobilien  452 ; 
Erbfolge  in  ausländ.  Nachlafsgrund- 
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Btbcke  nach  englischem  Recht  445; 
Erbschaftssteuer  in  England  267; 
Konkurseröffnung ,  Sequestration 
(Engl.)  406;  Union  zum  Schutse  des 
gewerblichen  Eigentums,  desgl.  des 
utterarischen  und  künstlerischen 
849;  Schutz  der  Warenzeichen  (Engl.) 
405 ,  HandelsYertra^  mit  dem  vorm. 
deutschen  ZolWerem  aufser  Kraft: 
166;  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
239,  450;  Auslieferungsvertrag  mit 
Frankreich  264,  mit  Belgien  264 ; 
vorläufige  Festnahme  flüchtiger  Ver- 
brecher in  England  und  den  briti- 
schen Kolonien  347 ;  Anwendung  der 
intern.  Pariser  Sanitätskonvention 
von  1894  auf  die  britischen  Kolo- 
nien 346. 

Grundbuchordnung,  deutsche, 
AusfÜhrunssgesetz  in  Preufsen  501, 
Bayern  501,  Sachsen  503,  Württem- 
berg 503,  Baden  417,  Hessen  505, 
Mecklenburg-Schwerin  418,  Meck- 
lenburg-Strelitz  418,  Oldenburg  418, 
Anhalt  419,  Braunschweig  505, 
Bremen  419,  Hamburg  506. 

Grundeigentum,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Guatemala ,  Warenzeichenschutz  414. 

Güterrecht,  eheliches,  s.  ehe- 
liches Güterrecht 


H. 

Haager  Abkommen  über  intern. 
Privatrecht  etc.  263,  349,  422,  453. 

Haft,  8.  Festnahme,  Verhaftung. 

Haiti,  Union  zum  Schutze  des  litte- 
rarischen und  künstlerischen  Eigen- 
tums 349;  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  237. 

Hambure,  Gesetz  zur  Ausführung 
des  B.Ci.B,  und  der  Nebengesetze 
506;  Vormundschaftsbehörde  506; 
Hinterlegungsordnung  506. 

Handelsbücher,  Form  derselben 
nach  der  neuen  österreichischen 
Givilprozefsordnung  440. 

Handelsgebrauch  (Ital.)  486. 

Handelsgesellschaften,  S.Gesell- 
schaften. 

Handelsgesetzbuch,  deutsches, 
Ausföhrungsgesetz  in  Preufsen  501, 
in  Hessen  5(>4,  Schwarzburg-Rudol- 
stadt  505,  Anhalt  419. 

Handelsverträge,  s. internationale 
Verträge. 

Handlungsfähigkeit,    der    Ehe- 


frauen (DeutschL)  310;  der  Aus- 
länder (Deutschi.)  113,  (Frankr.)407, 
(Schweiz)  495. 

Hebammen,  Zulassung  in  den  Grenz- 
gemeinden,  Übereinkunft  zwischen 
Deutschland  und  den  Niederlanden 
350. 

Heimat,  zum  bayerischen  HeimatB- 
gesetz  (Dentschl.)  243. 

Herring-FisheriesActl868(engL) 
91. 

Herzegowina,  Vollstreckung  aus- 
länd. Urteile  236,  441. 

Hessen,  Gesetzgebung  261,  347,  417, 
504;  Notanat-Anlesung  des  Grund- 
buchs 347:  Ausf.Ge8.  zum  B.G.B. 
417,  zu  den  Nebengesetzen  504; 
Erbschafts-  und  Schenkungssteuer 
505;  gerichtliche  EGnterleffunff  505. 

Hinterlassenschaft,  s.  Nadüafs- 
behandlung. 

Hinterlegung,  Hinterlegungsord- 
nung in  Baden  504,  in  Hessen  505, 
in  Schwarzburg-Sondershansen  506, 
Hamburg  506. 

Hochverrat  284. 

Holland,  s.  Niederlande. 

Homicide  (Verbrechen  des  Mordes), 
extraterritoriales  Delikt  nach  eng- 
lischem Recht  82. 

Hovering  Act  (Durchführung  der 
Zollgesetze),  englische  91,  amerika- 
nische Gesetze  93. 

Hypothek,  gesetzliche,  der  aus- 
länd. Ehefrau  (Frankr.)  483. 


Japan,  Staatsangehörigkeit^^ 
353;  Union  zum  Schutze  des  ge- 
werblichen Eigentums  349,  desgl. 
zum  Schutze  des  Utterarischen  und 
künstlerischen  Eigentums  349;  Stiaf- 
eerichtsbarkeit  der  amerikanischen 
Konsuln  79;  Handels-  u.  Schiffahrts- 
vertrag mit  RuTsland  262,  mit  dem 
Deutschen  Reich  263,  265;  Freund- 
schafts-  etc.  Vertrag  mit  der  Schweiz 
263;  Handels-  etc.  Vertrag  mit  den 
Niederlanden  425,  mit  Österreich- 
Ungarn  426. 

Immobilien,  s.  unbewegl.  Sachen. 

In  dianer  territori  um,  Behandlung 
der  dort  beg[angenen  Delikte  79. 

Indien,  Britisch-I. ,  Wdtpostverein 
265. 

Industrie,   s.  gewerbliches  Eigen- 
tum. 
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Inhaberpapiere,  gestohlene, 
Vindikation  solcher  (Deutschl.)  116; 
Gerichtssand  für  Eigentomsklagen 
betr.  Inhaberpapiere  (Schweiz)  268. 

Inland,  Rechts  Verfolgung  des  im  I. 
begangeoenVerbrechers  im  Auslande 
(Frankr.)  152;  im  I.  verübte  Delikte 
der  Ausländer  278  ff. 

Institut  de  droit  international, 
Bericht  über  19.  Sitzung  im  Haag 
109. 

Interkantonales  Privatrecht  7. 

Interkoloniales  Recht  7. 

Internationale  Konferenzen 
zur  Ordnung  intern.  Rechtsfragen; 
8.  Haager  Abkommen. 

Internationales  Eisenhahn- 
fr  achtrecht,  s.  Eisenbahnfracht- 
verkehr. 

Internationales  Privatrecht, 
historisches  Debüt  der  Doktrin  des 
i.  Pr.R.  1  ff.;  ständige  Ausschüsse 
in  den  Ministerien  verschiedener 
Länder  zur  Prüfung  aller  Fragen 
des  i.  Pr.R.  13. 

Internationales  Strafrecht  15, 
274  ff. ;  Vertrag  der  südamerikani- 
schen Staaten  22. 

Internationales  Verwaltungs- 
recht 8. 

Internationale  Union  zum 
Schutze  von  Werken  derLit- 
teratur  und  Kunst  264. 

Internationale  Verträge  167, 
262,  349,  422,  506. 

Irland,  s.  Grofsbritannien. 

Italien,  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Eheschliefsung,  Ehescheidung 
and  Civilstandsakte  264;  Förmlich- 
keiten der  Eheschliefsung  im  Ver- 
hältnis zwischen  Schweiz  und  1. 509; 
Rechtsprechung  153,  255,  418,  486; 
Staatsangehörigkeit  (Ital.)  418;  Ehe- 
scheidung von  Ausländem  (Ital.)  413; 
Re|lement  über  Markenschutz  264; 
Umon  zum  Schutze  des  gewerb- 
lichen Eigentums  349,  desgl.  zum 
Schutze  des  litterarischen  und  künst- 
lerischen Eigentums  842;  Haager 
Konmfs  über  intern.  Privatrecht 
und  Civilprozefs  268,  349,  422, 458; 
Mitteilung  von  Civilstandsurkunden 
der  Fremden  in  der  Schweiz  264; 
Übereinkunft  mit  der  Schweiz  betr. 
gleichartige  Bestimmungen  über 
Fischerei  167 ;  Freundschaftsvertraff 
mit  Arffentinien  262;  Handels-  una 
Schiffahrtsvertrag  mit  Frankreich 
betr.  Tunis  268;  Sicherheitsleistung 


f&rProzefskosten  267 ;  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  227,  286,  486;  Aus- 
lieferung (ItaL)  414;  Auslieferungs- 
vertrag mit  Frankreich  betr.  Tunis 
264;  Konsularvertraff  mit  L  betr. 
Tunis  264;  Separat -Litterarvertrag 
mit  der  Schweiz  aufser  Kraft  265; 
Übereinkommen  mit  Österreich- 
Ungarn,  Unterstützung  mittelloser 
Kranker  425. 
Jurisdiktion,  s.  Gerichtsbarkeit 
Juristische  Personen,  des  Aus- 
landes, Armenrecht  nach  dem  Haager 
Abkommen  468. 


Kapacität,  s.  Handlungsfähigkeit. 

Karolinen-Inseln,  deutsches 
Schutzgebiet  414,  511,  deren  Er- 
werbung von  Spanien  425,  511. 

KiautscDou,  Verkehr  mit  dem  Gre- 
richte  in  K.  415. 

Kinder,  aufsereheliche,  s.  un- 
eheliche K. 

Klageslellung,  Zuständiffkeit  nach 
intern.  Grundsätzen  (Frankr.)  485. 

Kompetenz,  s.  Zuständigkeit 

Konkurrejizklausel,  Bedeutung 
im  intern.  Verkehr  294,  442. 

Konkurs,  K.  über  Ausländer  (Ost) 
489,  Einrede  der  Konkurseröffnung 
im  Auslande  (Ital.)  486,  Konkurs- 
eröffisung  in  England  (Engl.)  406; 
K.  über  das  Vermögen  eines  in 
Österreich  domizilierenden  Türken 
(Ost)  328 ;  K.  einer  ausländ.  Handels- 
gesellschaft (Ital.)  158. 

Konnossement,  zwischen  Deut- 
schen in  Deutschland  in  englischer 
Sprache  abgefafst  (Deutschl.)  316. 

Konsulargerichtsbarkeit,  Ver- 
Bäumnisurteil  (Deutschl.)  324;  Ein- 
schränkung der  Gerichtsbarkeit  der 
österreichisch-ungarischen  Konsular- 
gerichte in  Egypten  347. 

Konsularverträge,  s.  internatio- 
nale Verträge. 

Konsuln,  keine  Exterritorialitäts- 
rechte in  Bezug  auf  Gerichtsbarkeit 
(Frankr.)  418;  Vornahme  von  civil- 
standsamtlichen  Funktionen  durch 
die  K.  in  der  Schweiz  nicht  zu- 
lässig 266;  konsularische  Zustellung 
im  Auslande  458. 

Konsuln,  deutsche,  Zuständigkeit 
zur  Urkundenlegalisation  (Deutschl.) 
245. 
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KonyentionaUtrafe,  im  intern. 
Verkehr  294,  442. 

K  0  n  ir  e  n  t  i  o  n  e  n ,  8.  intemat  Verträffe. 

Korrespondenz  mit  dem  Auslande, 
s.  Rechtsbülfe. 

Kosten  der  ausländ.  Prozefspartei 
für  Übersetzung  von  Schriftstücken 
und  Urteilen  (Deutschi.)  328;  Ein- 
ziehung der  K.  der  freiwilligen  Gre- 
richtslMtrkeit  in  einem  anderen  Bun- 
desstaate (Deutschi)  146;  Gerichts- 
und Notariatskosten  in  Sachen  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  Baden 
416. 

Kostenkaution,  s.  Sicherheits- 
leistunff. 

Kriegsdienste,  fremde,  Eintritt 
in  solche  (foreign  Enlistment),  extra- 
territoriales Delikt  nach  englischem 
Recht  88,  nach  amerikanischem 
Recht  87. 

Kroatien,  Yollstreckbarkeit  ausl&nd. 
Urteile  286. 

Küste,  Delikte  auf  Schiffen  in 
Küstengewässem  74. 

Kunst,  Werke  der,  s.  Urheber- 
recht 

Kuratel,  s.  Vormundschaft 


Law  of  venue,  ftli*  Zuständigkeit 
des  for.  del.  commissi  68  ff. 

Lebensvermutung,  örtliches  Recht 
(Deutschi.)  468. 

Lek,  Schiffahrt  und  Flöfserei  auf 
solchem  420. 

Legalisation,  s.  Beglaubigung. 

Legitimation  unehelicher  Kinder 
(Deutschi.)  242. 

Letztwillige  Verfügung,  s. 
Testament 

Lex  fori,  nach  neuem  österreichi- 
schen Civilprozefsrecht  434,  488, 
442. 

Liberia,  Auslieferungsvertrag  mit 
den  Niederlanden  268. 

Liechtenstein,  Vollstreckung  aus- 
länd. Urteile  286. 

Liegenschaften,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

L|iti8pendenz,  s.  Rechtshängigkeit 

Litterarisches  Eigentum,  s. 
Urheberrecht 

Locus  regit  actum  (Deutschi.) 894. 

Lösungsanspruch,  Einrede  nach 
Art  ^80  Code  civil  (Deutschi.)  117. 


Loganstatut,  amerikanisches 
87. 

Lothringen,  8.  Elsafe-Lothringen. 

Louisiana,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  289. 

Lübeck,  Gesetzgebung  419;  Ver- 
ordnung zur  Ausfuhrung  des  Gerichts- 
verfassungsgesetzes  419. 

Luxemburg,  Gesetze  und  Verord- 
nungen über  Eheschliefsung,  Ehe- 
scheidung und  Civilstandsal^  264; 
Haager  Kongrefs  über  intern.  Privat- 
recht  und  Civilprozefs  263,  849,  422, 
458;  Union  zum  Schutze  des  litte- 
rarischen und  künstlerischen  Eigen- 
tums 349;  Vollstreckung  ausländ. 
UrteUe  225,  288. 


Madagaskar,  französische  (jerichts- 
barkeit  264. 

Main,  Schiffahrtspolizeiordnnng  ftir 
den  kanalisierten  261. 

Marianen  -  Inseln,  deutsches 
Schutzgebiet  414,  511;  Erwerbung 
von  Spanien  425. 

Marinegerichte  im  Auslande, 
Verkehr  mit  denselben  415. 

Markenschutz,  Gewerbliche 
Rechtsschutz  des  Ausländers  im 
Inlande  (Deutschi.)  124;  Verhältnis 
zwischen  Deutschland  und  der 
Schweiz  (Deutschi.)  140;  italieni- 
sches Reglement  264. 

Marocco,  Strafserichtsbarkeit  der 
amerikanischen  Konsuln  79. 

Mecklenburg-Schwerin,  Gesetz- 
gebung 166,  418;  AusflGes.  zum 
B.G.B.  und  den  Nebengepetzen  418. 

M|ecklenbnrg -Streli  ',  Gesetz- 
gebung 418;  Ausf.Ges  zum  B.G.B. 
und  den  Nebengesetzen  418. 

Meer,  Bestrafuns  der  auf  offenem 
M.  begangenen  Delikte  70  ff. 

Meineid  vor  Gesandtschaftssekre- 
tären und  Konsularbeamten  der  Ver- 
einigten Staaten,  extraterritoriales 
Delikt  nach  amerikanischem  Recht 
87. 

Merchant-8hippings-Act  (eng- 
lische) 72  ff.,  89. 

Meistbegünstigungsklausel , 
deren  Tragweite  861  fL 

Mexiko,  Gesetze  über  Erfindungs- 
patente und  Schutz  des  industriellen 
Eigentums  264;  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen über  EheschlieCsung,  Ebe- 
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scfaeidiisff  und  Civilstandsakte  264; 
VoUstrecknng  anslftnd.  urteile  287; 
Freundschafts-  etc.  Vertrag  mit  Bel- 
gien  262;   Deklaration   gegenüber 
Belgien    aber  Markenschatz   268; 
Litterarvertra^  mit  Spanien  268. 
Militär,  bayensche  Verordnung  vom 
11.  Joni  1816,  die  in  dvilsachen 
ffegen  Militftrpersonen  anzuwenden- 
den  Gesetze  betr.  (Deatschl.)  114, 
deutsche  MilitftrBtrafgericbtsoi^nng 
von  1898  und  Einfthrungsgesetz  hier- 
zu 164  ff. ;  Auslieferung  yom  Müitftr- 
((ericht  beantragt  (Schweiz)  497. 
Minderjährige,  Geständnis  eines 
M.  Tor  ausländ.  Gerichte  (Ost)  154; 
Wechselfthigkeit  der  M.  in  Üisgam 
512. 
Mitteilung  gerichtlicher  oder  aufser- 
gerichtlicher  Urkunden  nach  dem 
Haager   Abkommen   zur  Regelung 
▼on  Fragen  des  intern.  Privatrechts 
422,455. 
Mönche,  Erbfähigkeit  der  im  Aus- 
lande wohnenden  M.  (Dentschl.}  182. 
Monaco,  VoUstreckung  ausländ.  Ur- 
teile 288;  Union  zum  Schatze  des 
litterarisdien     und    künstlerischen 
Eigentums  849. 
M 0 n  te negr  0 ,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  W9]  Union  zum  Schutze  des 
litterarischen    und     künstlerischen 
Eigentums  849;  Austritt  ans  letz- 
terer Union  426. 
Mündel,  s.  Vormundschaft. 
Münzirerbrechen  284. 
Muscat,    Strafirerichtsbarkeit  der 

amerikanischen  Konsuln  79. 
Musikalische  Werke,  s.  Urheber- 
recht 
Musterschutz,   zwischen  Deutsch- 
land un    Schweiz  (DeutschL)  140. 


M. 

Nachlafs,  Nachlafsbehand* 
lung,  Nachlafswesen  in  Württem- 
berg 504 ;  Behandlung  des  in  Sachsen 
befindl.  Mobiliamacmasses  sachsen- 
altenburgischer  Erblasser  846;  Be- 
handlung des  N.  von  Liegenschaften 
▼on  Türken  267;  Vereinbarung  zwi- 
schen Deutschland  und  Brasilien 
über  N.B.  506;  Verlassenschafts- 
abhandlung nach  in  Österreich  ver- 
storbenen  Ausländem  107,  802; 
Fondsgebühren  von  Verlassenschaf- 
ten  in  Österreich  (Ost.)  257,  888, 

Zeitschrift  f.  intern.  PriTAt-  n.  Strafrecht 


884,  402;  Bebandlung 
in  Serbien  gestorbenen  Österreichers 
(Ost)  886;  Erbschaftsklage  und  Tei- 
lungsstreitigkeit nach  französisch* 
schweizerischem  Gerichtsstandsver- 
trag  (Schweiz)  844;  Vereinbarung 
zwischen  der  Schweiz  und  Brasilien 
über  N.B.  268 ;  Erbfolge  in  ausländ. 
Nachlalsgrundstücke  nach  engl.Recht 
445;  in  England  belegene  mchlafs- 
immobilien,  Beftignisse  des  ausländ. 
Kurators  452;  N.B.  bezügUch  in 
Italien  belegener  Grundstücke  446. 
Namensrecht,  Beanspruchung  des- 
selben zu  gewerblicher  Ausnutzung 
(Deutschl.)  124. 
Nationalität,  s.  Staatsangehörig- 
keit 
Naturalisation,  s. Staatsangehörig- 
keit 
Natürliche  Kinder,  s.  uneheliche 

Kinder. 
Neuen  bürg  (KantonX  Vollstreckung 

ausländ.  UrteUe  225,  287. 
Nicaragu  a,  Handels-  und  Konsular- 
vertrag mit  dem  Deutschen  Reich 
268. 
Niedergelassene  in  der  Schweiz 

(Deutschl.)  112,  (Schweiz)  160.  * 
Niederlande,  (iesetzgebung  420: 
Rechtsprechung  414:  Gesetze  und 
Verordnungen  über  Eheschliefsung, 
Ehescheidung  und  (civilstandsakte 
264;  Haager  Kongrefs  über  intern. 
Privatrecht  und  Civilprozels  263, 
849,  420;  Union  zum  Schutze  des 
gewerblichen  Eigentums  849;  Übe]> 
einkunft  mit  Deutschland  über  Zu- 
lassung der  Ärzte  etc.  in  Grenz- 
gemeinden 856;  Übereinkunft  betr. 
Aichung  der  Binnenschiffe  850,  mit 
Griechenlund  über  Markenschutz 
262;  Freundschafts-  etc.  Vertrag  mit 
Oranjefreistaat  425;  Handelsvertrag 
mit  Japan  425,  mit  Bulgarien  425; 
Vergleich  mit  Frankreich  in  Be- 
ziehung auf  Tunis  425;  Zuständig- 
keit ftbr  Ehescheidungsklagen  (Nie- 
der!.) 487 ,'  Prozeikkostensicherheit 
(Niederl.)  414,  Verehelichunff  Nie- 
derländer im  Auslande,  insbeson- 
dere in  der  Schweiz  420;  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  225,  287; 
Auslieferunff  aus  den  N.  415,  500, 
504 ;  Auslieferungsverträge  mit 
Dratschland  264,  mit  der  Schweiz 
167,  mit  Liberia  268,  Belgien  268, 
Schweden  268,  Dänemark  268; 
Schiffahrt  und  Flöfserei  auf  Rhein, 

etc.,  Band  IX.  34 
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Waal  und  Lek420;  BeBtimmongen 
zur  Verhütung  von  Sdiühzusammen- 
gtöisen  420. 

Nigerschutzgebiet  (Royal  Niger 
Company),  englische  Strafgerichts- 
barkeit  79,  90. 

Nonnen,  Erbf&hidcdt  der  im  Aus- 
lande wohnenden  i^.  (Deutschi.)  132. 

Nordamerika,  s.  Amerika. 

Norwegen,  Gesetze  und  Verord- 
nungen über  Eheschliefsung,  Ehe- 
scheidung und  Ciyilstandsakte  265; 
Haager  Kongrefs  über  internatio- 
nales Privatrecht  und  Civilprozab 
349,   422,   453;     Rechtsp     ' 


Gesetzgebung  N.  458; 
Schutze  des  gewerbhchen  Eigen- 
tums 349,  desgl.  zum  Schutze  des 
litterarischen  und  künstlerischen 
Eigentums  349;  Vollstreckung  ans- 
lihnd.  Urteile  225,  237;  Handels- 
vertrag mit  Belgien  263. 
Notariat,  der  Vorschrift  in  Art  14 
des  NotGes.  von  1861  wird  nur 
durch  Beurkundung  eines  bayeri- 
schen Notars  entsprochen  (DeutschL) 
130;  neues  Notariatsgesetz  für 
Bayern  501;  Schenkung  vor  auslftnd. 
Notar  (Deutschi.)  134:  N.  in  Hessen 
347 ,  Schwarzburg  •  Sondershausen 
506. 

O. 

Österreich,  Gesetzgebung  etc.  166, 
262;  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Eheschliefsung,  Ehescheidung 
und  Givilstandsakte  264;  Recht- 
sprechung der  dsterr.  Gerichte  153, 
255,  328,  401,  487;  österr.  Patent- 

fesetz  von  1897  seit  dem  1.  Januar 
899  in  Kraft  166;  Haager  Eongrefs 
über  intern.  Privatrecht  und  lävil- 
prozefs  349,  422,  453;  Gerichtsbar- 
keit über  Fremde  442;  in  der  Schweiz 
entstandene  Forderungen  in  Ost  ein- 
geklagt (Ost)  488;  unmittelbarer 
verkehr  der  österr.  Gerichte  mit 
dem  deutschen  Patentamt  262;  un- 
mittelbarer Verkehr  der  deutschen 
Gerichte  mit  den  österr.  Patent- 
behörden 415;  unmittelbarer  Schrif- 
tenwechsel  mit  den  deutschen  Ge- 
richten mit  Ausnahme  von  Elsafs- 
IfOthringen456;  Vormundschaft  über 
Ausländer  (Ost)  255,  487;  Übertra- 
gung der  Vormundschaft  an  ausl.  Ge- 
richt (Ost)  487,  an  sächsisches  Ge- 
richt (Ost)  336,  337;   Einwohnern 


fremder  Staaten  in  der  Regel  keine 
Vonnundschaft  zu  übertragen  (Öet) 
335;  ^laasenschaftsabhandinng 
nach  in  Ost  verstorbenen  AoaUUi- 
dem  107,  302;  Fondsgebühren  von 
Nachlässen  in  Ost  (Ost)  257,  383, 
334,  402;  zur  Reciprodtät  der 
Nachlafsbesteuerung  zwischen  Ost 
und  Preuisen  168 ;  Abhandlung  eines 
in  Serbien  verstorbenen  Österreidiers 
und  Führung  der  Vormundscfaftft 
über  dessen  Kinder  (Ost)  336;  Er- 
öfihung  des  KonkuneB  fHbet  das 
Vermögen  eines  in  Ost  domizi- 
lierenden Türken  (Ost.)  328;  Voll- 
streckung ausL  Urteile  153, 491,492; 
Gegenseitigkeit  nach  der  neuen 
österr.EzekutionsordnungCDeutachL) 
138,  227,  236,  (Ost)  331,  358.  VoU- 
streckung  italienischer  urteile  (Ost) 
258;  Vollstreckung  österr. -unnri- 
scher  urteile  in  Baden  166;  Aus- 
lieferungsvertrag mit  der  SÜchweiz 
264:  Übergabe  und  Übernahme  von 
Verbrechern  an  der  Grenze  167, 
262;  Verhaftung  flüchtiger  Ver- 
brecher in  England  und  Kolonien 
847;  Einschränkung  der  Gerichts- 
barkeit der  österr.-ungarischen  JCon- 
sulargerichte  in  E^ten  347;  Über- 
einkommen mit  Itahen,  ünterstützamr 
mittelloser  Kranker  425;  ZollkarteU 
niitDeutschlAnd264:  Handels- und 
Schiffahrtsvertrag  mit  Japan  426. 

Ohio,  Testament  einer  Angehörigen 
des  Staates  0.  in  Baden  errichtet 
a)eut8chL)  134. 

Oldenburg,  Gesetuebung  847»  418; 
Aus£Ges.  zum  B.G3.  und  Neben- 
gesetzen 347,  418,  505;  Gesetz 
über  Grunderbrecht  505,  Gesets  über 
das  nutzbare  Eigentum  an  Grund- 
stücken 505. 

Oranje-Freistaat,  Freundschafts- 
etc  Vertrag  mit  den  Niederlanden 
425. 

Ottomanisches  Reich,  s.  TürireL 


Pal  au- Inseln,  deutsches  Schuts- 
gebiet 414,  511,  deren  Erwerbung 
von  Spanien  425. 

Parteifähigkeit,  unterschied  von 
Prozefsfähigkeit  439. 

Patentamt,  unmittelbarer  Geschäfts- 
verkehr der  österreichischen  Gerichte 
mit  dem  deutschen  P.  262. 
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Patente,  unmittelbarer  Verkehr  der 
Gerichte  mit  den  österreichischen 
Patentbehörden  415;  Verletzmug 
aoslAnd«  P.  (Dentschl.)  999. 

Perlenfischerei  an  der  Küste 
Colons  91. 

Persönliche  Handlungsfähig- 
keit, s.  Handlungs&higkeit 

Personalhaft,  nach  dem  Haager 
Abkommen  aber  Regelung  von 
Fragen  des  intern.  Privatrechts  424, 
466. 

Personalstatut  richtet  sich  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
nach  Wohnsitz  (Frankr.)  482. 

Personenstand,  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen aber  Eheschließung,  Ehe- 
scheidung und  Cirilstandsakte  in  den 
verschiedenen  Staaten  264;  Per- 
sonenstandsfragen  der  Ausländer 
(Frankr.)  149;  Personenstandsurkun- 
den des  Auslandes  (Frankr.)  253: 
ausländ.  Urteile  über  den  P.  (Ital.) 
486;  s.  auch  Civilstand. 

Peru,  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
237;  Konsularreglement  264. 

Pfalz,  bayerisches  Gesetz  über  das 
Liegenschaftsrecht  in  der  Pf.  501. 

Pflegschaft,  s.  Vormundschaft. 

Phönix  -  Inseln  (Stiller  OceanX 
Strafgerichtsbarkeit  in  dem  eng- 
lischen Protektorate  78. 

Portugal,  Gesetze  und  Verordnungen 
über  ISheschliefsung,  Ehesdieidung 
nnd  Oivilstandsakte  264;  Haager 
Kongrefs  über  intern.  IMvatrecht 
und  Uvilprozelsrecht  267,  349,  422, 
458 ;  Union  zum  Sdiutze  des  gewerb- 
lichen Eigentums  349;  Vollstreckung 
ausländ.  UrteUe  227,  239;  Handels- 
etc  Vertraff  mit  Rufshind  263. 

Preisansscnreiben,  Haftgesetze 
ftkr  Eisenbahnen  511. 

Preufsen,  Gesetzgebung  etc.  261, 
500;  Ausf.(^.  zum  B.GJ3.  und  den 
Nebengesetzen  501 ;  räumliche  Herr- 
schaft ,der  Cberleitungsvorschriften 
ftir  den  Güterstand  bestehender  Ehen 
im  PreuTs.  AusfGes.  zum  B.G.B. 
370;  Redprocität  der  Nachlafsbe- 
gtenemnff  zwischen  Pr.  und  Öster- 
reich 168;  im  Auslande  zu  erledi- 
gende Ersuchschreiben  261;  un- 
mitlelbaror  Schriftenwechsel  mit  den 
Behörden  einzelner  (^biete  von  RuTs- 
land  456;  Festnahme  von  nach 
den  Niederlanden  geflüchteten  Ver- 
brechem  500. 

Protektorat  nach  englischem  Be- 


griff 78;  Stra%ericht8barkeit  in 
solchem  78  ff.,  9a 

Prozefsfähigkeit  des  Ausländers 
(Ost)  329,  nach  der  neuen  öster^ 
reichischen  Girilprozefsordnung  438. 

Prozefs kosten,  vollstreckungs- 
berechtigte, dem  Auslande  gegen- 
über 468. 

Prozefskostenkaution,  s.Sicher- 


Prozefslegitimation  435. 
Quarantine  Act  (englische)  91. 


Realitäten ,  s.  unbewegliche  Sachen. 

Rebellen,  Beziehungen  mit  solchen, 
eztraterritoriales  Delikt  nach  ameri- 
kanischem Recht  87. 

Rechtsfähigkeit  der  Ausländer 
(Schweiz)  495. 

Rechtsgeschäfte,  Form,  s.  Form. 

Rechtshängigkeit  im  Auslande, 
nach  dem  neuen  österreichischen 
Givilprozefsrecht  437;  Begründung 
der  Einrede  der  R  durch  einen 
Rechtsstreit  im  Auslande,  insbeson- 
dere in  Frankreich  (Deutschi.)  476. 

Rechts  hülfe,  R.  naich  dem  ^uiger 
Abkommen,  Regelung  von  Fragen 
des  intern.  Privatrecbts  423,  455, 
Form  der  R.  458,  Ablehnung  457, 
Armenrecht  bei  dem  ersuchten  Gre- 
richte  466;  Verweigerung  des  Zeug- 
nisses vor  dem  ersuchten  Richter 
(Deutschi.)  144;  Ablehnung  des  Er- 
suchens einer  Verwaltungsbehörde 
um  eidliche  Zeugenvernehmung 
(Deutschi.)  145 ;  Ersuchen  v.  Beru&- 
genossenschaften  an  die  Amtsserichte 
um  Zeugenvernehmung  400  ;R.  in  der 
freiwillig.  Gerichtsbarkeit  (Deutschi.) 
1^  479;  Ersuchen  um  R.  in  Vor- 
mundschaftssachen in  Württembei^ 
504;  R.  auf  Herstellung  des  ehe- 
lichen Lebens  (Deutschi.)  251;  Er- 
suchen um  Veröffentlichung  eines 
Ehevertrafls  (Deutschi.)  325;  R.  um 
Nachforschung  nach  aufserehelicher 
Vaterschaft  im  Gebiete  des  franzö- 
sischen Rechts  (Deutschl.)  326;  ba- 
disch-französisoier  Rechtshülfever- 
tng  (Deutschl)  476;  R.  nach  ,dem 
neuen  österreichischen  Givilprozefs- 
recht 486;  im  Auslande  zu  erledi- 
flnende  Ersuöhschreiben  preufsischer 
Gerichte  261;  unmittelbarer  Verkehr 
österreichischer  Gerichte  mit  dem 
34* 
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deutschen  Patentamte  262;  un- 
mittelbarer Verkehr  der  deutschen 
Gerichte  mit  den  österreichischen 
Patentbehörden  415;  Schriftenwech- 
sel  mit  den  Behörden  des  Auslandes 
456;  Ersuchen  der  französischen 
Gerichte  um  Eidesabnahme  im  Aus- 
lande (Frankr.)  412:  Verkehr  mit 
dem  Gerichte  in  Kiantschou  und 
den  Marinegerichten  im  Auslande 
415. 

Rechtsprechung  112,  242,  908, 
880,  468. 

Rechtsweg,  Zulässigkeit  des  R. 
richtet  sich  nach  österreichischem 
Civilprozefsrecht  nach  lex  fori  442. 

Retorsion  239:  prozessuale,  nach 
neuer  österreicnischer  Civilprozels- 
ordnung  489. 

Reciprocität,  s.  Gegenseitigkeit 

Rhein,  Schiffahrt  und  Flöfserei  420; 
Schriftenwechsel  in  Rheinschiffahrts- 
sachen zwischen  den  Rheinufer- 
staaten 456. 

RheinproYinz,  preufsische, 
Grundstücke  v.  Ausländem(Deutschl.) 
113. 

Rivier,  Alphonse  f  111. 

RttckTer Weisung  (Deutschi.)  116, 
135,  811. 

Rumänien,  Gesetze  und  Verord- 
nungen über  Eheschliefsung,  Ehe- 
scheidung und  CiTilstandsakte  264; 
Haager  Kongrefs  über  intern.  Privat- 
recht und  Givilprozefs  849,  422,  458; 
Vollstreckung  ausländ,  urteile  287. 

R  u  f  s  1  a  n  d ,  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Eheschliefsung,  Ehescheidung 
und  CiYilstandsakte  264;  Recht- 
sprechung 494;  Aufgabe  der  Staats- 
angehörigkeit ohne  obrigkeitliche 
Ermächtigung  (Rufsl.)  494;  Entwurf 
eines  neuen  Aktiengesetzes  für  R 
177;  Zuständigkeit  der  russischen 
Gerichte  fliegen  ausländische  Gresell- 
schaften  (KuM.)  494;  Haager  Kon- 
grefs üb.  intern.  Privatrecht  u.  Civil- 
prozefs  849,  422, 453;  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  225,  287;  Handels- 
und SchiffahrtSTertrag  mit  Japan 
262,  mit  Portugal  268;  Überein- 
kommen mit  der  Schweiz  über 
Fabrik-  und  Handelsmarkenschutz 
425;  Schriftenwechsel  mit  preufsi- 
schen  Gerichtsbehörden  456;  Rechts- 
hülfe dem  russischen  Synod  gegen- 
über 458. 


S. 

Sachlegitimation  435. 

Sachsen  (Königreich),  Gc 
166,  346,  415,  502;  Gesetze  und 
Verordnungen  Über  Eheschliefsung, 
Ehescheidung  und  GiTÜstandsakte 
264;  Verordnunff  zur  AusfUinmg 
des  Personenstandsgesetzes  502;  Ver- 
ordnung zur  Ausführung  des  RG.B. 
des  Deutschen  Reichs  und  dessen 
Nebengesetzen  502;  Übertra^ni^ 
der  Vormundschaft  von  Österreichi- 
schem Gericht  an  ein  sächsisches 
Gericht  (Ost)  886,  837;  Verehe- 
lichung  von  Schweizern  in  S.  265; 
Behandlung  der  in  8.  befindlichen 
Mobiliamachlässe  sachsen-altenbnr- 
gischer  Erblasser  346;  Auslieferung 
aus  den  Niederlanden  415. 

Sachsen- Altenburg, Gesets^bung 
418,  505;  Behandlung  der  in  Sach- 
sen befindlichen  Mobiliamachlässe 
Sachsen  -  aitenburgischer  Erblasser 
346;  Ausf.Ges.  zum  B.G.B.  und 
den  Nebengesetzen  418,  zur  Civil- 
prozefsordnung  505. 

Sachsen- Weimar- Eisenach, Ge- 
setzgebung 847,  505;  Ausf.Ges.  zum 
B.G.B.  und  Nebengesetzen  347; 
Ausf.Ges.  zum  deutschen  G^chts- 
etz  505. 


Salomon- Inseln  (Stiller  OceanX 
enf^lisclie  Stra^richtsbarkeit  79. 

Sanitätskonvention,  internatio- 
nale Pariser  von  1894,  Anwendung 
auf  britische  Kolonien  346. 

Schaden,  durch  den  Prozels  ver- 
ursacht, Ausländerkaution  nach 
Haager  Abkommen  aufgehoben  462. 

Schaffhausen  (Kanton),  Voll- 
streckung ausländ,  urteile  287. 

Seh  aumb  urg- Lippe,  Gesetzgebung 
419, 506 ;  Gesetz  zur  AusfÜhnuig  des 
B.G.B.  und  dem  Gesetz  über  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  506;  Gesetz 
zur  Ausführung  des  Reicbsgesetzes 
über  Zwangsverstei^rung  und  zur 
Ausführung  der  Cinlprozefsordnung 
i419. 

Scheidung,  s.  Ehescheidung. 

Schenkung  vor  ausländisch.  Notar 
(Deutschi.)  134;  örüiches  Recht 
(Schweiz)  160;  ScL  unter  Ehegatten 
(Frankr.)  408;  Schenkungsstener  in 
Baden  415,  Schenkungssteuer  in 
Hessen  505;  Seh.  zu  Gunsten  der 
Armenpflegeverwaltung      (Schweiz) 
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495;  Form  fUr  Annahme  eines  Hand- 
geschenkes  (Frankr.)  484. 

Schiffahrt  auf  Rhein,  Waal  und 
Lek  420;  s.  auch  BinnenschifEiAhrt 

Schiffsmann,  Entlaufen  eines  Seh. 
mit  der  Heuer,  räumliche  Herr- 
schaft der  Strafgesetse  285. 

Schiffszusammenstofs,  Grund- 
sätze der  intern.  Seerechtskonferenz 
in  Antwerpen  167,  Vorschriften  in 
Tonking  aber  Verhütung  von  Sdi.  420. 

Schriftenwechsel  mit  dem  Aas- 
lande 456. 

Schalfondsbeitrag,  s.  Nachlafs- 
behandlung,  Fondsgebahren. 

Schutzgebiete,  deutsche,  Rechts- 
▼erhältnisse  in  solchen  510. 

Schwarzburg- Rudolstadt,  Ge- 
setzgebung 262,  505;  Ausf.Ges.  zum 
B.G.B.  und  Nebengesetzen  505. 

Schwarzburg  -  Sondershausen, 
Gesetzgebung  505;  Ausf.Gesetze  zum 
B.G.B.  und  den  Nebengesetzen  505; 
Hinterlegungsordnung  506;  Nota- 
riatsordnung 506. 

Schweden,  Rechtsprechung  494; 
Gesetze  und  Verordnunsen  Ober 
Eheschliefsung,  Ehescheidung  und 
Givilstandsakte  264;  Vonnuncbchaft 
aber  Ausländer  (Schwedei^  494; 
Haager  Kongrefs  über  intern.  Privat- 
recht  und  Cirilprozefs  849;  Union 
zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums 349,  422,  453;  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  225,  237;  Handels- 
vertrag mit  Belgien  268;  Ausliefe- 
rungsvertrag mit  den  Niederlanden 
268. 

Schweiz,  Gesetzgebung  etc.  420; 
Gesetze  und  Verordnunffen  über 
Eheschliefsung,  Ehescheidung  und 
Civilstandsakte  268;  Bundesgesetz 
über  die  civilrechtlichen  Verhältnisse 
der  Niedergelassenen  und  Aufent- 
halter (Deutschi.)  112;  schweize- 
rische Rechtsprechung  159,  269, 
388,  495;  international -rechtliche 
Bestimmungen  des  Vorentwurfs  zum 
schweizerischen  Giv]lgesetzbuch(Per^ 
sonen-  und  Familienrecht)  804; 
Haager  Kongrefs  über  intern.  Privat- 
recht und  Civilprozefs  268,  849, 
422, 458 ;  Verehelichung  von  Schwei* 
zem  in  Sachsen  265;  Vornahme 
civilstandsamtlich.  Funktionen  durch 
die  Konsuln  in  der  Seh.  nicht  zu- 
lässig 266;  Mitteilung  von  Civil- 
standsurkunden  der  Fremden  in  der 
Seh.  264;  Anerkennung  der  im  Aus- 


lände abgeschlossenen  Ehen  in  der 
Seh.  266;  Förmlichkeiten  der  Ehe- 
schliefsung, Verhältnis  mit  Italien 
509:  Verehelichang  von  Nieder- 
ländern in  der  Seh.  420;  Einklagung 
in  der  Seh.  entstandener  Forde- 
rungen vor  österreichisch.  Gerichten 
(Ost)  488 ;  Zuständigkeit  der  schwei- 
zerischen Gerichte  ftir  Eheschei- 
dungsklagen von  Ausländem  (Schw.) 
495;  VoUstreckungshandlunffen  in 
der  Seh.  gegen  Schweizer  Schald- 
ner  (Schweif  495;  Gerichtsstands- 
vertnig  mit  Frankreich  (Schweiz) 
888,  844;  Klage  aus  ausländischem 
(Toriner)  Givilurteil  (Schweiz)  162; 
deutsch  -  schweizerisches  Überein- 
kommen über  Patent-,  Muster-  und 
Markenschutz  (Deutschl.)  140;  Über- 
einkunft mit  Griechenland  über 
Markenschutz  268;  Litterarvertraff 
mit  ehem.  Norddeutschen  Bund 
aufser  Kraft  167,  262;  Separat- 
Litterarverträge  mit  Deutschland  u. 
Italien  aufser  Kraft  265;  Verein- 
barung mit  Brasilien  über  Nachhifs- 
behandlnng  268;  Union  zum  Schatze 
des  gewerblichen  Eigentums,  desgl 
der  htterarischen  und  künstlerischen 
Werke  849;  AuslieferuncKverhältnis 
zwischen  den  Kantonen  Zürich  und 
Bern  (Schweiz)  497 ;  deutsch-schwei- 
zerisch. Auslieferungsvertrag  (Schw.) 
496,  499;  Auslieferungsvertrag  mit 
Osterreich  -  Ungarn  264;  Übeigabe 
und  Übernahme  von  Verbrechern 
an  der  schweizerisch -österreichi- 
schen Grenze  167,  262;  Ausliefe- 
rungsvertrag mit  den  Niederlanden 
167 ;  Zusatzübereinkunft  mit  Italien, 
gleichartige  Bestimmungen  über 
Fischerei  167;  Vertrag  mit  Frank- 
reich, Auswechselung  von  Post- 
stücken 265;  Vertrag  mit  Belgien 
zur  Unterstützung  von  Hül&beoOrf- 
tigen  268;  Freundschaftsvertrag  mit 
Japan  268;  Handelsvertrag  mit  Chile 
265;  Niederlassungs-  und  Handels- 
vertrag mit  den  Vereinisten  Staaten 
von  Amerika  teilweise  gekündigt  426 ; 
Schriftenwechsel  mit  Deutschland 
456. 

Sea-Fischeries-Act  1868,  91. 

See,  Seerecht  (Frankr.)  254;  Be- 
strafnng  der  auf  offener  S.  began- 
genen Delikte  nach  englischem  Recht 
70  ff.,  91 ;  intern.  Seerechtskonferenz 
in  Antwerpen  167 ;  Seeversicherung 
(Frankr.)  409. 
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Seeleute,  deutsche  Seemaimsordnung 
285 ;  Delikte  britischer  S.  gegen  Per- 
son nnd  Vermögen  86. 

Seeraub,  Weltrechtsprindp  anzuer- 
kennen 19,  strafbar  nach  Völker- 
recht 69. 

S  e  e  r  e  i  s  e ,  Beginn  der  S.  eines  Schiffes 
(Engl.)  481. 

Sequestration  des  Vermögens  eines 
ausländ.  Schuldners  (Engl.)  406. 

Serbien,  Gesetze  nnd  Verordnungen 
über  Eheschliefsung,  Ehescheidung 
und  Civilstandsakte  265;  Abhand- 
lung ttber  den  Nachlafs  eines  in  S. 
Sistorbenen  Österreichers  (Ost.)  386; 
nion  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  349;  Vollstreckung  aus- 
länd. Urteile  286;  Auslieferungs- 
vertrag mit  Belgien  264. 

S  i  am ,  Straffferichtsbarkeit  der  ameri- 
kanischen Aonsuln  79. 

Sicherheitsleistung  der  Aus- 
länder für  Prozefskosten:  in 
der  Berufungsinstanz  und  bei  Wech» 
sei  in  der  Person  des  Klägers 
(Deutschi.)  186;  in  Frankreich 
(Frankr.)  150,  254,  411,  412,  485; 
auf  Orund  der  Meistbegünstigunjra- 
klansel  in  den  Staatsverträgen  86iS; 
Prozefskostensicherheit  in  den  Nie- 
derlanden (Niederl.)  414;  Sicher- 
heitsleistung nach  dem  Haager 
Abkommen  zur  Regelung  von 
Fragen  des  intern.  Privatrechts  424, 
461. 

Sklavenhandel,  Sklavenraub, 
Weltrechtsprincip  zur  Bekämpfung 
19;  extraterritoriales  Delikt  nach 
englischem  Recht  88,  nach  amerika- 
nischem Recht  87;  räumliche  Herr- 
schaft des  deutschen  Strafgesetzes 
285. 

Socio  täten,  s.  Gesellschaften. 

Somaliküste,  Strafgerichtsbarkeit 
in  dem  englischen  Schutzgebiete  78. 

Spanien,  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Eheschliefsung,  Ehescheiduag 
und  Givilstandsakte  264;  Vertrag 
mit  Deutschem  Reich  über  Karo- 
linen-, Palau-  und  Marianen-Inseln 
425;  Haager  Kongrefs  über  intern. 
Privat-  und  Civilprozefsrecht  268, 
*  849,  422,  458;  Union  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigentums  849, 
desgl.  zum  Schutze  des  litterarischen 
und  künstlerischen  Eigentums  849; 
VoUstreckung  ausländ.  Urteile  286; 
Litterarvertrag  mit  Mexiko  268. 

Spiel  und  Wette  (Ital.)  486. 


Spionage  (Frankr.)  485. 

Sprengstoffgesetz,  deutsches 
285. 

Staatsangehörigkeit,  StA.  der 
legitimierten  unehelichen  Kinder 
(Deutschl.)242;keineStA.(DentBchL) 
242 ;  Unterbrechung  der  zehmährigoi 
Abwesenheitsfrist  (Deutschi.)  2i48; 
Verlust  der  StA.  (Deutschi.)  278  ff.; 
StA.  und  Strafirecht  nach  deutschem 
Str.G.B.  278  ff. ;  StA.  mindeijährieer 
Elsafs  -  Lothringer  (Frankr.)  l£S; 
St  A.  in  Frankreich  (Frankr.)  147, 
258,  481 ;  Naturalisation  eines  Fran- 
zosen im  Auslande  (F^^ankr.)  147; 
StA.  einer  Gesellschaft  (Frankr.) 
482;  eheliches  Güterrecht  bei  Ehe- 
gatten verschiedener  StA.  (Frankr.) 
488;  StA.  bei  Ehescheidung  (Frankr.) 
406;  belffische  StA.  (Belg.)  405; 
Aufgabe  der  StA.  in  Rufsland  ohne 
obrigkeitliche  Ermächtigung  (Rufst) 
494;  das  japanische  StaatsangefaOrig- 
keitsgesetz  858  ff. 

Staatsverträge  regeln  nur  öffent- 
liche Rechte,  keinen  Privatanspruck 
auf  ein  diesen  Verträgen  entsprechen- 
des Verhalten  der  Behörden  des 
anderen  Staates  (Deutschl.)  806. 

Statutenkollision,  römische 
Rechtsquellen  für  die  Fragen  der 
StK.  8  f. 

Stempel,  Stempelpflicht  ausländ. 
Aktien  (Deutschl.)  128. 

Steuer,  s.  Erbschaftssteuer,  Schen- 
kung. 

Strafbare  Handlungen,  im  Aus- 
lande begangen  61,   282  ff.,  286. 

Strafrecht,  internationales  15, 
Vertrag  der  südamerikanischen  Staa- 
ten 22;  Albericus  de  Rosate  über 
Strafrecht  52  ff.      ^ 

Strafverfolgung  (Ost)  408. 

Strafverjährung  (Ost)  408. 

Südafrika,  Strafgerichtsbariceit  im 
englisch.  Protektoratsgebiete  (South 
African  Company)  79,  90. 


T. 

Teilnahme  am  Verbrechen,  Aus- 
lieferung (Schweiz)  499. 

Territorialprincip  in  Grofsbri- 
tannien  96,  im  neuen  österreichi- 
schen Civilprozefsrecht  485. 

Territorial-Waters  Jurisdic- 
tions  Act  74,  91. 
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Tessin  (Kanton),  Volistreckiing  ans- 
länd.  Urteile  236. 

Testamente,  Albericus  de  Rosate 
flberTe8tament8firagen42ff.;  Testa- 
mentserbrecht  (Deutschi.)  810;  Form 
der  T.  (Deutschl.)  395,  (Frankr.)  410; 
eigenhändiges  T.  (Frankr.)  410;  T. 
in  ausländ.  Sprache  (Frankr.)  411; 
T.  in  Baden  von  einem  Ansehöriffen 
des  Staates  Ohio  errichtet  (Dentschl.) 
134. 

Thargaa  (Kanton),  Vollstrecknng 
ausländ.  Urteile  238. 

Tierärzte,  Zulassung  in  den 
Grenzgemeinden,  Übereinkunft  zwi* 
sehen  Deutschland  und  den  Nieder- 
landen 350. 

Tod,  Beweis  des  Todes  eines  Aus- 
länders (Ost)  330. 

Todeserklärung,  Wiederverehe- 
lichung  einer  Frau  nach  erfolgter 
T.  ihres  Ehemannes  104,  300. 

Transport,  s.  Fracht 

Trauung,  standesamtliche  in  Sachsen, 
WOrttemberg;  eines  Ausländersind. 
Schweiz,  Schweiz.  Yorentwurf  des 
OiTÜgesetzbuchs  305. 

Treason  und  misprision  of 
treason  (Verbrechen  gegen  Staat 
und  SonyeränitätX  eztraterritoriales 
Delikt  nach  englischem  Recht  80, 
nach  amerikanischem  Recht  87. 

Trennung  Ton  Tisch  und  Bett, 
Streitigkeiten  zwischen  Ausländem 
(Frankr.)  151. 

Tripolis,  Strafgerichtsbarkeit  der 
amerikanischen  Konsuln  79. 

Türkei,  Aufenthalt  türkischer  Unter- 
thanen  im  Auslande  266;  Nachlafs- 
behandlung  bezOslich  der  in  Deutsch- 
land gelegenen  Liegenschaften  Ton 
dort  gestorbenen  Türken  267,  Ei^ 
Oflhung  des  Konkurses  über  das 
Vermögen  eines  in  Ostenreich  domi- 
zilierenden Türken  (Ost)  328;  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  225, 237; 
Stn^richtsbarkeit  der  amerikani- 
schen Konsuln  über  Amerikaner  79. 

Tunis,  Union  zum  Schutze  des  ge- 
werblichen Eigentums  349,  zum 
Schutze  des  htterarischen  Eigen- 
tums 349;  Straffferichtsbarkeit  der 
amerikanischen  Konsuln  79;  Han- 
dels- und  SchifiiüirtSTertraff  zwischen 
Frankreich  und  Italien  263;  Aus- 
liefemngsrertrag  zwischen  fVank- 
reich  und  Italien  264;  Konsnlai^ 
▼ertrag  zwischen  Frankreich  und 
Italien  264. 


U. 

ÜberleitunffSTorschriften,  preu- 
fsische,  in  das  Güterrecht  des  6.G.B. 
870. 

Übersetzung,  von  Schriftsätzen 
und  Urteilen,  Kosten  der  ausländ. 
Prozefspartei  (DeutschL)  328;  Bei- 
gabe einer  Ü.  im  Rechtshülfe?erkehr 

Unbewegliche   Sachen,   Verstei- 

Ovon  Liegenschaften  im  Aus- 
)  (Fraokr!)  254;  Erwerb  von 
u.  S.  durch  Ausländer,  Meistbegün- 
Btigungaklausel369;  Liqgenscluuten 
der  Ausländer  in  Frankreich  (Frankr.) 
408;  Erbfolge  in  ausländ.  Nachlafs- 
ffrundstücke  nach  englischem  Recht 
445;  Gerichtsbarkeit  über  ausländ. 
Immobilien  fenglisches  Recht)  446; 
Frankfurter  Gesetz  über  Erwerbung 
von  Grundeigentum  durch  Nicht- 
▼erbürgerte  (Deutschl.)  474;  bayeri- 
sches Gesetz  über  das  Liegensdiafts- 
recht  in  der  Pfalz  501. 

Uncivilisierte  Länder,  Bestra- 
fung der  in  solchen  begangenen 
Delikte  75  ff. 

Uneheliche  Kinder,  Staatsauffe- 
hörigkeit  der  legitimierten  u.  K., 
örtliches  Recht  für  die  Beurteilung 
der  Rechtmäfsigkeit  der  Legitima- 
tion (Deutschl.)  242;  Anerkennung 
eines  natürlichen  Kindes  in  Frank- 
reich (Frankr.)  148,  407,  484. 

Ungarn.  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Ejieschliefsung,  Ehescheidung 
und  Girilstandsakte  264;  Haager 
Kongrefs  über  intern.  Privatrecht 
und  Givilprozefs  349,  422;  Behand- 
lung ungarischer  Zustellungsakte  in 
Österreich  262;  U.  gehört  nicht  zum 
Gebiete  der  neuen  österreichischen 
Cirilprozefsordnung  436;  Wechsel- 
fähigkeit der  Minderjährigen  512; 
Vollstreckung  ausläno.  UrteUe  227, 
237,  im  Verhältnis  zu  Österreich 
348;  AuslieferungSTertrag  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  der  Schweiz 
264. 

Unions-In6eln(StiUerOcean),Straf- 
garichtabarkeit  in  dem  englischen 
Protektorate  78. 

Unschädlichkeitszeugnis,  baye- 
risches Gesetz  501. 

Unterhalt, örtliches  Recht(Deut8chl.) 
380;  U.  der  geschiedenen  Ehefrau 
(Deutschl.)  116 ;  eines  ausländ.  Ehe- 
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gatten  während  des  Ehescheidongs- 
prozesses  (Frankr.)  149. 

Unterwaiden  n./W.  (Kapton),  Voll- 
Streckung  auslüiid.  Urteile  WS, 

ünterwaTdeno./W.(KantonX  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  225,  28a 

Unverletzlichkeit  der  Person  des 
Gesandten  69.. 

Urheberrecht  (Ital.)  255;  Union 
zum  Schutze  des  litterarischen  und 
künstlerischen  Eigentums  349,  Union 
zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums 849;  U.  an  einem  Werke  der 
Industrie  (Frankr.)  410;  litterari- 
sches Eigentum  (Ital.)  418;  Litterar- 
▼ertrag  zwischen  Deutschland  und 
F^kreich,  Verlagsrecht  (DeutschL) 
470;  musikalisches  Urheberrecht 
(fjugl.)  481;  Chromolithographie 
(Frankr.)  484. 

Uri  (Kanton),  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  288. 

Urkunden,  Feststellung  der  Be- 
fugnis einer  öffentlichen  Behörde 
oder  Urkundsperson  zur  Ausstellung 
öffentlicher  U.  durch  den  Gmnd- 
buchrichter  (DeutschL)  245:  Mit- 
teilung von  U.  nach  dem  Haager 
Abkommen  422,  455. 

Ursprungsland,  Bemer  Litterar- 
vertrag  (Frankr.)  484. 

Urteile,  ausländische,  s.  aus- 
länd. Urteile,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile. 

Uruguay,  VoUstreckung  ausländ. 
UrteUe  289. 


V. 

Väterliche  Gewalt  (Frankr.)  488. 

Vaterschaftsklage,  schweizeri- 
scher Vorentwurf  zum  GiTÜgesetz- 
buch  806;  Rechtshülfe  wegen  l^ach- 
forschung  nach  der  Vaterschaft  des 
unehelichen  Kindes  (Deutschi.)  826. 

Venezuela,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteüe  238. 

Verbrecher,  Übergabe  und  Über- 
nahme an  österreichisch -schweize- 
rischer Grenze  262. 

Verbürgung  der  Gej^enseitig- 
keit,  s.  Gegenseitigkeit 

Verkündnng  Ton  Verlobten,  schwei- 
zerischer Yorentwurf  zum  Givil- 
gesetzbuch  805. 

Vereinigte  Staaten  v.  Amerika, 
8.  Amerika. 


Ver  fo  Igun  gs recht,  Ausübung 
(Deutsclü.)  118. 

Vergeltung  (Retorsion)  289. 

Verhaftung,  Torlänfige^  flüchtiger 
Verbrecher  in  England  und  &n 
britischen  Kolonien  847,  von  nach 
den  Niederlanden  geflüchteter  Ver- 
brecher 415,  500,  504. 

Veriähmng,   örtl.  Recht  (Schweiz) 

Verjährung  der  Strafverfol- 
gung (Ost]  403. 

Verkehr  mit  dem  Auslande,  s. 
Rechtshülfe. 

Verlagsrecht,  Einfluls  einer  Ge- 
bietsveränderung (Deutsch!.)  470. 

Verlassenschaft,  s.  Nachlafs. 

V  er  mäch  tn  i  8  zu  Gunsten  der  Armen- 
Pflegeverwaltung  (Schweiz)  495. 

Verschollenheit,  örtlicnes  Recht 
(DeutschL)  468. 

Versicherung,  Feuerversicherung 
(Fktinkr.1254:  Transportversicherung 
(Frankr.)  409;  Seeversicherung 
(Frankr.)  409. 

Verträge,  Albericns  de  Rosateüber 
Vertragsrecht  49  ff.;  Vertragsort» 
örtliches  Recht  (Deutschi.)  120. 

Verträge,  internationale,  siehe 
intern.  Verträge. 

Verwaltungsbehörde,  Ersuchen 
einer  V.B.  um  eidliche  Zeugenver» 
nehmnng  (Deutschi.)  145. 

Vindikation  gestohlener  Inhaber^ 
paniere  (Deutsdil.)  117. 

Völkerrecht ,  Verbrechen  gegen  das 
68  ff 

Vollmacht,  im  Auslande  ausgestellt» 
nach  österreichischem  Givilprozefs- 
recht  441. 

Vollstreckung  ausländischer 
Urteile,  das  Erfordernis  der  vei^ 
hülsten  Gegenseitigkeit  bei  V.  a.  U. 
in  Deutschland  20^  358;  Verhältnis 
gegenüber  Österreich  (Ost)  153,  858, 
491,  492,  gegenüber  Italien  227, 
236,  atal.)  486;  VoUstreckung  öster- 
reidiisch-ungarischer  Urteile  in  Bar 
den  166:  Vollstreckung  auswärtiger 
Urteile  m  Ungam  gegenüber  Oster> 
reich  848;  ^llstrewing  von  Ur- 
teilen in  der  Schweiz  gegenüber 
Italien  (Schweiz)  152;  V.  a.  U.  in 
Frankreich  (Frankr.)  162,  225,  288, 
254,  412,  485,  in  Enriand  450. 

Vollstreckungshanalnngen  in 
der  Schweiz  gegen  Schweizer  Schuld- 
ner (Schweiz)  495. 
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Yormnndschaft,  Württemberg 508; 
Vorm. Wesen  in  Übertraffang  der 
y.  an  anslftnd.  Gericht  (Ost)  487; 
Übertragonff  der  Y.  von  teterreichi- 
schem  Geriait  an  s&chsisches  Gericht 
(Ost)  886,  887;  Y.  über  ansl&nd. 
Mündel  in  Osterreich  (Ost)  487,  in 
Schweden  (Schwed.)  494;  Y.  bei 
Wohnsitzwechsel  (DeutschL)  114: 
AbwesenheitsTormandschaftCDtschlO 
468;  BevormondungTon  AnslAndem 
in  der  Schweiz,  vorentwarf  zum 
schweizerischen  Girilgesetzbach  807 ; 
Einwohnern  fremder  Staaten  in  der 
Regel  in  Österreich  keine  Y.  za 
übertragen  (Ost)  885^  Aoslftnder 
als  Yormünder  von  Mindeij&hrigen 
(Frankr.)  411;  Y.  über  die  Kinder 
eines  in  Serbien  gestorbenen  Öster- 
reichers (Ost)  886;  Yormundschafts- 
l^ege  im  Kwton  Bern  ^2,  in  St 
Galkn  422;  Ermächtigung  des  in 
Österreich  klagenden  Yormandes 
eines  Ausländers  441. 


Waadt  (Kanton),  Gesetzaebuna  422; 
Niederlassung  und  Aufenthalt  der 
Auslinder  422;  YoUstreckung  aus- 
länd, urteile  225,  238. 

Waal,  Schiffahrt  und  Flöfserei  auf 
solcher  420. 

Warenzeichenschutz  (Frankr.) 
149,  258,  (Engl.)  405:  W.  in  Gua- 
temala 414;  s.  auch  Markenschutz. 

Wallis  (Kantonl  Yollstreckung aus- 
länd. Urteile  289. 

Wechsel,  Wechselfähigkeit  der 
Mindeijährigen  in  Ungarn  512. 

Weltpostverein  167. 

Weltstrafrecht  15,  19. 

Werke  der  Litteratur  und  Kunst,  s. 
Urheberrecht 

Wertpapiere,  Arrest  auf  solche  in 
Frankreich  (Frankr.)  152. 

Wette,  Differenzgeschäfte  (Ital.)  486. 

Wettbewerb,  unlauterer,  264. 

Wiederverehelichung  einer  F^u 
nach  erfolgter  Todeserklärung  ilu^s 
Ehemannes  104. 

Wohnsitze  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten, Yereinigung  zu  kommu- 
nalen Yerbänden  511. 

Wohnsitz,  letzter  eines  Beamten 
(Ost)  401;  prozefsrechtlicher  W. 
ausländ.  Gesellschaften  (Frankr.)  41 1 ; 
Yerlegung  des  W.,  inwiefern  von  Ein- 


flufs  auf  örtliches  Recht  für  ehe- 
herrliche Autorisation  (Deutschi.) 
248:  Yormundschaft  bei  Wohnsitz- 
wechsel (Deutschl.)  114;  Einflufs 
des  Wohnsitzwechsels  auf  die  Gültig- 
keit eines  Testaments  (Deutsch].) 
895. 

Württemberg,  Gesetzgebung  261, 
415,  508;  Jurisdiktionsvertiag  mit 
Baden  vom  1.  Januar  1899  an  gänz- 
lich aufser  Wirksamkeit  261;  zur 
Stellung  von  Auslieferungsanträgen 
erforderliche  Urkunden  415;  Ausf.- 
Ges.  zum  B.G.B.  und  Nebengesetzen 
5(fö;  Yormundschaftswesen  in  W. 
508;  Nachlafswesen  dortselbst  504. 

Wundärzte,  Zulassung  in  den 
Ghrenzffemeinden,  Überemkunft  zwi- 
schen Deutschland  und  den  Nieder- 
landen 850. 

Z. 

Zahnarzt,  Yerbot  des  Doktortitels 
in  Frankreich  (Frankr.)  409. 

Z  an z  i  b  ar ,  Stiafkerichtsbarkeit  in 
dem  englischen  Irotektorate  78. 

Zeichenschutz,  s.  Warenzeichen. 

Zeugenvernehmung,  Yerweige- 
rung  des  Zeugnisses  vor  einem  er- 
suchten Richter  (Deutschl.)  144;  Ab- 
lehnung des  Ersuchens  einer  Yer- 
waltungsbehörde  um  eidliche  Z.Y. 
(Deutsdll.)  145;  Zeugniszwang  bei 
auf  Ersuchen  eines  ausländ.  Gerichts 
vernommenen  Zeugen  (Deutschl.) 
327;  Ersuchen  der  Berufe^ossen- 
schaften  an  die  Amtsgenchte  um 
Z.Y.  400. 

Zollverein,  Handelsvertraff  zwisch. 
deutsdiem  Zollverein  und  Grofs- 
britannien  aufser  Kraft  getreten  166. 

Zürich  ^antonX  Yollstreckung  aus- 
länd. Urteile  239;  Auslieferungs- 
verhältnis zwischen  Kanton  Bern 
und  Kanton  Z.  (Schweiz)  497. 

Zug  (Kanton),  Yollstreckung  ausländ. 
I^Ue  288. 

Zusammenstofs  von  Schiffen, 
s.  Schiffazusammenstofs. 

Zuständigkeit,  intern.  Grundsatz: 
actor  sequitur  forum  rei  (Fnuikr.) 
485:  Prüfung  bei  Yollstreckung  aus- 
länd. UrteUe  (Ost.)  492;  Z.  der 
Schweizer  Gerichte  ftbr  Eheschei- 
dungsklagen zwischen  Ausländem 
(Schweiz)  495;  Z.  der  französischen 
Gerichte  gegen  französische  Gesell- 
schaften bei  im  Auslande  vollzogenen 
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Schaldurkanden  (Fiankr.)  411;  Z. 
der  nusischen  Gerichte  gegen  aus- 
länd. Gesellschaften  (Rulsl.)  494; 
der  Gerichte  gegenüber  dem  aus- 
länd. Beklagten  (Frankr.)  149 :  gegen- 
über ausL  Gesellschaften  (Fraskr) 
151;     Z.     in     Deliktsobligationen 

JTrankr.)  254 ;  Z.  för  Ehescheidongs- 
lagen  in  den  Niederlanden  487. 
Zastellunf^  im  Aaslande,  Z.  eines 
YerBäammsarteils  an  eine  im  Aas- 
lande wohnende  Partei  (Deutschl.) 
136;  Einföhrang  von  Zast^ongs- 
scheinen  in  Osterreich  262 :  öster- 
reichische Anweisung  über  Behand- 
lung   ungarischer    Zustellungsakte 


262;  Z.  nach  dem  Haager  intern. 
Akommen  422,  453,  insbesondo« 
Zu8teltun|(Bveikehr  mit  Frankreich 
456;  Z.  m  Sachen  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  456;  Zostellnngs- 
nachweis  457 ;  konsularische  Z.  458. 

ZwangsTersteigerunff  and 
Zwangsverwaltung,  deotadies 
Reichs^etz,  Aosf&hrangBflnsete  in 
Preufsen  501,  Schwansboig-Sonders- 
hausen  505,  Hamburg  506. 

ZwangSTollstreckung,  s.  Yoll- 


Zweikampf  au&erhalb  des  Staates, 
exterritonales  Delikt  nach  amerika- 
nischem Recht  88. 
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